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I.  Das  k.  k.  Handelsministerium. 

Die  oberste  Leitung  des  österreichischen  Eisenbahnwesens  steht  gegen- 
wärtig dem  k.  k.  Handelsministerium  zu. 

Nach  der  Ministerial  Verordnung  vom  20.  April  1861,  K.G.B1.  Nr.  49, 
womit  die  durch  Allerhöchste  Erschliessung  vom  10.  April  1861  getroffene 
Bestimmung  über  den  Wirkungskreis  des  Ministeriums  für  Handel  und 
Volkswirtschaft  kundgemacht  wurde,  sind  näinlich  bei  dem  genannten  Mini 
sterium  in  Angelegenheiten  der  Communications-Anstalten  zu  behandeln: 

1.  Die  Mitwirkung  bei  der  Entscheidung  über  Anlegung  neuer  oder  Auf- 
lassung bestehender  Land-  und  Wasserverbindungen  von  grösserer 
Wichtigkeit  • 

2.  die  Einleitungen  und  Vorverhandlungen  zum  Abschlüsse  von  Eisen- 
bahn -  Staatsverträgen  und  die  Ueberwachung  der  Ausführung  solcher 
Verträge ; 

3.  die  Feststellung  der  Tarife  und  die  Ratificirung  von  Verträgen  mit 
den  Verwaltungen  von  Eisenbahnen  oder  anderen  Verkehrsanstalten  über 
den  Anschluss  des  Verkehres  oder  die  Bedingungen  desselben ; 

4.  die  Verhandlungen  wegen  Ertheilung  von  Concessionen  zum  Baue 
von  Privat-Eisenbahnen  ; 

5.  die  Handhabung  der  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom  16.  No- 
vember 1851  (kaiserliche  Verordnung  vom  gleichen  Datum ,  R.  G.B1.  vom 
Jahre  1852,  Nr.  1)  genehmigten  Eisenbahn-Betriebsordnung; 

6.  die  Mitwirkung  bei  der  Erlassung  neuer  und  der  Revision  der  beste- 
henden Gesetze  in  Post-  und  Telegraphen- Angelegenheiten,  dann  bei  dem 
Abschlüsse  von  Staatsverträgen  über  den  Post-  und  Telegraphen-Verkehr. 

Mit  dem  Allerhöchsten  Handschreiben  vom  30.  August  1862  (H.  M. 
Z.  828-H.  M.)  wurde  bestimmt,  dass  die  Leitung  des  Post-  und  Telegraphen- 
wesens vom  1.  November  1862  an  aus  dem  Finanzministerium  an  das 
Handelsministerium  überzugchen  habe. 

Es  gehört  demnach  auch  die  der  Postvcrwaltung  nach  §.  68  der  Eisen- 
bahn-Betriebsordnung vom  16.  November  1851  zustehende  Einflussnahme  auf 
die  Postbeförderung  nunmehr  in  den  Wirkungskreis  des  Handelsministeriums. 

!♦ 
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Hinsichtlich  der  Abgrenzung  und  Regelung  des  Wirkungskreises  der 
k.  k.  Ministerien  und  insbesondere  des  k.  k.  Handelsministeriums  in  Eisen 
bahn-Bau-  und  Bctricbs-Angelegenheitcn  gegenüber  dem  königl.  ungarischen 
Ministerium  gelten  die  nachstehenden  Bestimmungen  : 

Provisorisches  Cebercinkommen  /.wischen  den  beiden  Regierungen  Seiner  k.  und  k. 
Apnstolischen  Majestät  in  Betreff  der  Eisenbahnen,  dto.  Wien,  29.  .Ulli  und  Olcn, 

21.  August  1808,  Cenlralblatt  Nr.  37. 

t 
* 

In  Gemässheit  des  §.  7  des  Gesetzes  vom  24.  December  1867,  in 
Betreff  der  Bcitragsleistung  der  Länder  der  ungarischen  Krün»  zu  den  Lasten 
der  allgemeinen  Staatsschuld  (R.G.BI.  vom  0.  Jänner  18fi8,  Nr.  3)  und  des  : 
analogen  ungarischen  Gesetz-Artikels  XII,  §.  «5,  vom  Jahre  1807,  dann  auf 
Grund  des  Artikels  VIII  des  für  beide  Staatsgebiete  gleichlautenden  Gesetzes 
vom  24.  December  18(17,  betreffend  das  Zoll  und  Handelsbündniss  zwischen 
den  Regierungen  beider  Staatsgebiete  (R.G.B1.  vom  9.  Jänner  18G8,  Nr.  4), 
wird  festgesetzt: 

§•  1. 

Das  staatliehe  Hoheitsrecht,  die  staatliche  Oberaufsicht  und  alle  Rcgie- 
rnngshandlungen  in  Bezug  auf  Eisenbahnen  werden  unter  den  in  den  Gesetzen 
begründeten  Beschränkungen  von  derjenigen  Regierung  ausschliesslich  geübt, 
in  deren  Gebiete  sieh  die  Bahnlinien  befinden. 

§.  *  [ 
Hinsichtlich  derjenigen  Bahnanstalten,  deren  Linien  beide  Theile  der 

Monarchie  durchziehen  (gemeinsame  Eisenbahnen),  übt  das  Verfügungsrecht 
unter  den  in  diesem  rebereinkommen  festgesetzten  Bedingungen  jede  der 
beiden  Regierungen  nur  rücksichtlich  desjenigen  Theiles  der  Bahnen  selbst-  : 
ständig  und  ausschliesslich  aus,  welcher  iu  ihrem  Gebiete  sich  befindet. 

RUcksichtlich  der  gemeinsamen  Eiseubahnen  werden  jedoch  Massnahmen, 
welche  die  Geldkräfte  oder  den  Credit  derselben  im  höheren  Masse  in 
Anspruch  nehmen,  als:  Legung  von  Doppel-  und  Station»  Geleisen,  Vermeh- 
rung des  Fahrparkes,  Errichtung  von  Magazinen  u.  dgl.  von  jedem  Faeh- 
ministerium  nur  im  Einvernehmen  mit  dem  anderen  getroffen. 

§■  3.  ; 

Wenn  neue  gemeinsame  Eisenbahnen  ins  Leben  gerufen  werden  sollen, 
so  ist  die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  sowohl ,  wie  auch  die  Bau-  und 
Betriebs  Concession  gleichzeitig  bei  beiden  Regierungen  anzusuchen. 

Die  Bestimmung  der  Anlage,  sowie  die  Bedingungen  der  Concessioni- 
rung,  und  der  für  solche  Unternehmungen  etwa  zu  gewährenden  Begünsti- 
gungen werden  vor  deren  verfassungsmässigen  Behandlung  einer  Verein- 
barung zwischen  beiden  Regierungen  unterzogen. 

t. 
; 

k 

t 
\ 
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Die  Conccssions-Urkunde  wird  für  jedes  Gebiet  von  der  betreffenden 
Regierung  abgesondert  ansgestellt. 

§•  4. 

Zur  Anbahnung  nnd  Erleichterung  der  im  §.  3  erwähnten  Vereinbarung 
werden  sich  die  beiden  Fachrainistcricn  gegenseitig  Mittheilnng  über  ertheilte 
Vorconccssionen  bezüglich  jener  Bahnlinien  machen,  welche  zur  gemein- 
schaftlichen Landesgrenze  oder  entlang  derselben  geführt  werden  sollen. 

Der  An8chlnsspunkt  für  eine  Eisenbahn,  welche  diese  Grenze  über- 
schreiten soll ,  wird  von  beiden  Fachministerien  im  Einvernehmen  mit  den 
hiezn  berufenen  anderen  Ministerien  auf  Grundlage  des  Ergebnisses  einer 
gemeinschaftlich  einzuleitenden  technisch-militärischen  Recognoscirung  der 
projectirten  Trace  festgestellt. 

Bei  der  erwähnten  Recognoscirung  soll  es  dem  Vertreter  jedes  Faeh- 
ministeriums  gestattet  sein,  an  der  Begehung  der  Strecke  jenseits  der  Grenze 
Theil  zu  nehmen. 

§.  5. 

Bei  gemeinsamen  Eisenbahnen  ist  für  die  Bahnabtheilung  in  jenem 
Staatsgebiete,  in  welchem  sich  der  Sitz  der  betreffenden  Gesellschaft  oder 
ihrer  Oentral-Verwaltung  nicht  befindet,  auf  Verlangen  der  betreffenden 
Regierung  ein  besonderes,  mit  den  entsprechenden  Vollmachten  und  Einrich- 
tungen versehenes  Verwaltung*  -  Organ  (Betriebs  -  Direetion  oder  Betriebs- 
lnspectorat)  fiir  den  technischen  und  commercicllen  Betrieb  aufzustellen. 

$•  6- 

In  Betreff  des  staatlichen  Heimfallsrechtes  wird  bei  gemeinsamen  Eisen- 
bahnen bestimmt ,  dass,  in  soferne  die  betreffenden  Concessionen  hierüber 
keine  abweichenden  Bestimmungen  enthalten,  die  Bahnstrecke  und  das 
sämmtliehe  unbewegliche  Vermögen  dieser  Eisenbahnen  jenem  Staatsgebiete 
anheimfallen  sollen,  auf  welchem  dieselben  gelegen  sind. 

Das  bewegliche  Vermögen  dieser  Bahnanstalten  hingegen,  welches  auf 
Grund  der  Gesetze  oder  der  Coneessions  Bestimmungen  Gegenstand  des 
Ileimfallsreehtes  bildet,  wird  zwischen  beiden  Staatsgebieten,  in  soferne  eine 
inventarmässige  Trennung  nicht  bereits  während  des  Betriebes  bestanden 
hat,  im  Verhältnisse  des  durchschnittlichen  Brutto- Ertrages  pr.  Meile  in  den 
letzten  fünf  Jahren  vertheilt. 

§.  7. 

Nach  Artikel  VIII  des  Zoll-  und  Haudelsbündnisses  sollen  die  bestehen- 
den Eisenbahnen  in  beiden  Ländergebieten  nach  gleichartigen  Grundsätzen 
verwaltet  und  neu  herzustellende  Bahnen,  in  soweit  es  das  Interesse  des 
gegenseitigen  Verkehres  erheischt,  nach  gleiehartigca  Bau-  und  Betriebs- 
normen eingerichtet  werden. 
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Insbesondere  sollen 

a)  die  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November  1851,  und 

b)  das  Eiscnbahn-Bctriebsreglement  vom  30.  Juni  1803  in  beiden  Länder- 
gebieten unverändert  beobachtet  werden,  in  solange  sie  nicht  im  gegen- 
seitigen Einvernehmen  und  in  einer  für  beide  Theile  gleichartigen 
Weise  abgeändert  sein  werden. 

Da  die  Notwendigkeit  einer  durchgreifenden  Aenderung  der  Betriebs- 
ordnung und  des  Reglements  allseitig  anerkannt  wird,  soll  zur  gemeinschaft- 
lichen Ausarbeitung  geeigneter  Entwürfe  sobald  als  möglich  geschritten 
werden. 

§•  8. 

Beide  Regierungen  vereinigen  sich  zu  dem  Zwecke,  eine  möglichste  Er- 
mässigung der  Personen-  und  Frachtentarife  im  Interesse  des  Handels ,  der 
Industrie  und  Landwirtschaft  anzubahnen.  Insbesondere  soll  flir  gemein- 
same Bahnlinien  auf  die  Aufstellung  einheitlicher  Tarifbestimmungen  hin- 
gewirkt werden. 

§.  9. 

Für  gemeinsame  Eisenbahnen  sollen  gleiche  Dienstesvorschriften  und 
Instructionen  für  die  Strecken  in  beiden  Staatsgebieten  eingeführt  werden, 
und  demnach  der  einverständlichen  Genehmigung  beider  zuständigen  Behör- 
den unterliegen. 

Die  betreffenden  Bahnanstalten  sind  gehalten,  die  bezüglichen  Vorlagen 
an  die  betreffenden  Behörden  in  beiden  Staatsgebieten  zu  machen. 

§<  10. 

Die  Genehmigung  der  Fahrpläne  für  gemeinsame  Bahnlinien  steht  für 
die  Theilstrecke  in  jedem  Staatsgebiete  der  betreffenden  Aufsichtsbehörde  im 
Einverständnisse  mit  der  Postbehörde  (Post-Cours-Burcau)  zu.  Die  Entwürfe 
sind  daher  von  der  Bahnanstalt  beiden  Aufsichtsbehörden  mitzutheilen. 

Waltet  gegen  die  Genehmigung  des  Fahrplanes  in  einem  Theile  ein 
Anstand  ob,  so  haben  sich  die  beiden  Aufsichtsbehörden  unter  sich  und  mit 
der  Bahnanstalt  sofort  ins  Einvernehmen  zu  setzen.  Kann  eine  Einigung 
nicht  erzielt  werden,  ro  bleibt  die  Entscheidung  den  Fachministerien 
vorbehalten. 

§.  11. 

Jedes  Fachministerium  wird  Sorge  tragen ,  dass  das  andere  von  allen 
Tarifen,  Fahrplänen  und  sonstigen  Verkehrsbestimmungen  siimmtlicher 
Eisenbahnen  seines  Staatsgebietes  Kenntnis*  erlangt. 

Dieselben  werden  sich  auch  die  statistischen  Nachweisungen  über  den 
Staud  der  Fahrbetriebsmittel,  dann  über  Achsbrüche  nach  einem  zu  verein- 
barenden Formulare  periodisch  mittheilen. 


der  Behörden. 


7 


§.  12. 

Die  Erhebungen  Uber  Bahnnnfälle  werden  von  der  Aufsichtsbehörde 
jenes  Staatsgebietes  gepflogen ,  auf  welchem  sich  der  Unfall  ereignet  hat. 
Es  ist  jedoch  den  mit  der  Untersuchung  betrauten  Organen  gestattet,  das 
beim  Unfälle  betheiligte  und  etwa  innerhalb  des  anderen  Staatsgebietes  sta- 
tionirte  Personale  an  seinem  jeweiligen  Standorte  jederzeit  einzuvernehmen. 
Hierüber  ist  jedesmal  die  Mittheilung  an  die  betreffende  Aufsichtsbehörde  zu 
machen,  welche  jede  zur  Erhebung  des  Falles  nöthige  Unterstützung  zu 
leihen  hat. 

§•  13- 

Eine  länger  andauernde  Abziehung  der  Fahrbetriebsmittel  der  Linien 
des  einen  Staatsgebietes  zur  Benützung  auf  jenen  des  anderen  Staatsgebietes 
kann,  in  soferne  selbe  nicht  in  dem  wechselseitigen  Wagenbenütznngs-Cartel 
begründet  ist,  nur  mit  Zustimmung  der  betreffenden  Aufsichtsbehörde 
stattfinden. 

§•  14. 

Beide  Regierungen  veranlassen  die  Bildung  eines  Eisenbahn  Verbandes 
zwischen  sämmtlichen  Eisenbahn  Unternehmungen  beider  Staatsgebiete, 
dessen  Aufgabe  in  einem  besonders  zu  vereinbarenden  Statute  festgestellt 
werden  soll. 

Insbesondere  soll  von  diesem  Eisenbahn  Verbände  auch  eine  die  sämmt- 
lichen Eisenbahnen  beider  Staatsgebiete  umfassende  Eisenbahn  Statistik  nach 
einem  mit  beiden  Regierungen  zu  vereinbarenden  Rubriken  Schema  jährlich 
hinausgegeben  werden. 


IL  Die  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen. 

Als  technisch  -  administrative  Behörde  zur  Ausübung  der  staatlichen 
Aufsicht  und  Controle  des  Eisenbahnwesens  fungirt  die  unmittelbar  dem 
k.  k.  Handelsministerium  untergeordnete  k.  k.  General-Inspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen. 

Für  dieselbe  wurde  mit  dem  Handelsrainisterial- Erlasse  vom  8.  März 
1856,  Z.  Gl.'i-H.M.,  in  Folge  der  von  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät 
erhaltenen  Ermächtigung  die  nachfolgende  Instruction  erlassen  und  im  Ver- 
ordnnngsblatte  für  die  Vcrwaltungszweigc  des  österreichischen  Handels 
ministerinms  vom  14.  März  185C,  Nr.  IC,  zur  allgemeinen  Kenntniss 
gebracht : 
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Instruction  für  die  General-Inspection  der  Österreichischen  Eisenbahnen. 

§•  1. 

Die  General-Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  ist  als  Organ 
des  k.  k.  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  berufen, 
die  der  Staatsverwaltung  in  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  Novem- 
ber 1851  vorbehaltene  höhere  Aufsicht  und  Controle  zur  Handhabung  der 
Sicherheit  und  Ordnung  im  Betriebe  der  österreichischen  Staats  und  Privnt- 
Eisenbahnen  auszuüben. 

§•  2. 

Der  Wirkungskreis  der  General-Inspection  umfasst  sonach  im  Allgemei- 
nen die  Handhabung  der  Aufsicht  über  diejenigen  Vorkehrungen  und  Ein- 
richtungen, welche  auf  die  Sicherheit  und  Ordnung  des  Eiscnbalm- 
dienstes  abzielen. 

Die  General-Inspection  hat  darüber  zu  wachen,  dass  die  hierauf  Bezug 
nehmenden  Gesetze,  Verordnungen,  Vorschriften  und  Instructionen  genau 
befolgt,  die  wahrgenommenen  Gebrechen  so  schnell  als  möglich  beseitigt  und 
bei  dienstwidrigen  Vorgängen  die  Schuldtragenden  zur  gesetzlichen  Verant- 
wortung gezogen  werden. 

Die  Prüfung  der  ökonomischen  und  pecuniären  Gebarung  des 
Eisenbahndienstes  liegt  ausserhalb  des  Wirkungskreises  der  General- 
Inspection. 

§.  3. 

Die  Wirksamkeit  der  General-Inspection  erstreckt  sich  insbesondere: 
a)  auf  die  Aufsicht  über  die  Erhaltung  der  Bahn  satnmt  Zugehör  (Ge- 
bäude, Brücken  und  sonstige  Bauobjecte,  Signale,  Weehsel,  Einfriedun- 
gen) und  der  Fahrbetriebsmittel  (Locomotive,  Wägen  etc.)  2, 
3,  20—24,  41,  4.'3  —  54  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  IG.  No- 
vember 1851); 

h)  auf  die  l  ebcrwachung  des  eigentlichen  Betriebsdienstes  (Zu- 
sammenstellung der  Züge,  Fahrgeschwindigkeit,  Fahrordnung,  Unglücks- 
fälle etc.)  4,  5,  6.  7,  12,  13,  IC,  17,  18,  25  40  der  Eisenbahn- 
Betriebsordnung)  ; 

c)  auf  die  Aufsicht  über  die  Bahnbeamten  und  Diener  (1  Überwachung 
der  Befolgung  ihrer  Instructionen  etc.)  (4j§.  14,  15,  42,  55,  57,  Gl,  G2, 
G3  der  Eisenbahn-Betriebsordnung); 

tt)  auf  die  l'eberwachung  der  besonderen  Verpflichtungen  der  Unternehmung 
gegenüber  dem  Publicum  und  umgekehrt  (Personen  und  Sachenbeför 
derung,  Beschädigungen  der  Bahn  etc.  etc.)  (§§.  8,  9,  11,  93,  95, 
9G — 103  der  Eisenbahn-Betriebsordnung). 


der  Behörden. 


Rückaichtlich  der  vorfallenden  Baulichkeiten  und  feuersicheren  Herstel- 
lungen längs  der  Eisenbahnen  hat  sich  die  Geueral-Inspcction  nach  den 
diessfälligen  speciellen  Vorschriften  zu  benehmen. 

§.  4. 

Die  General-Inspection  besteht  aus  dem  General-Inspector  und  der  er- 
forderlichen Anzahl  von  Commissären.  Die  Letzteren  sind  dem  General 
Inspector  untergeordnet,  welcher  gleich  einem  Departements- Vorstände  die 
Disciplinargewalt  über  dieselben  nusübt.  In  Verhinderungsfällen  des  General- 
Inspectors  vertritt  dessen  Stelle  der  dem  Range  nach  älteste  Commissär,  falls 
nicht  von  dem  k.  k.  Handelsministerium  eine  anderweitige  Verfugung  getrof- 
fen wird. 

§.  5. 

Der  General-Inspector  sowohl  als  die  ihm  beigegebenen  Oommissärc  sind 
verpflichtet,  zum  Zwecke  der  ihnen  übertragenen  Aufsicht  und  Gontrole  die 
ihnen  zu  Inspicirung  zugewiesenen  Eisenbahnen  sowohl  periodisch,  als  auch 
bei  besonderen  Anlässen  zu  bereisen.  • 

Der  General-Inspector  bestimmt  die  Richtung  der  Reisen  der  C ommis- 
säre,  nimmt  hierbei  auf  den  Grad  der  Wichtigkeit  einzelner  Linien,  auf  ein- 
getretene bedenkliche  Ereignisse,  auf  Anzeigen  und  Beschwerden  besondere 
Rücksicht,  und  sorgt  dafür,  dass  der  Regel  nach  jede  Eisenbahn  wenigstens 
einmal  in  jedem  Quartal  gehörig  bereiset  werde. 

Die  Inspections-Commissärc  haben  sich  bei  ihren  Inspectionsrcisen  nach 
I  mstünden  jeder  Gattung  von  Zügeu  zu  bedienen,  und  nach  Erforderniss 
selbst  einige  Eisenbahnstrecken  zu  begehen. 

§.  6. 

Der  General-Inspector  bereiset  der  Regel  nach  wenigstens  einmal  im 
Jahre  sämmtliche  Eisenbahnen.  Derselbe  ist  aber  auch  sonst  in  wichtigen 
Fällen  und  über  vorangegangene  Meldung  bei  dem  k.  k.  Ministerium  für 
Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  berechtigt  und  verpflichtet,  einzelne 
Strecken  zu  inspiciren. 

§.  7- 

Sowohl  der  General-Inspector  als  die  Commissäre  führen  über  ihre  Be- 
reisungen  ordentliche  Rcisctagebüeher. 

§.  8- 

Weder  die  Commissäre  noch  der  General-Inspector  sind  in  der  Regel 
berechtigt,  aus  Anlass  der  entdeckten  Mängel  und  Gebrechen  aus  eigener 
Amtsgewalt  Verfügungen  und  Anordnungen  zu  treffen.  Dieselben  haben 
vielmehr  die  entdeckten  Gebrechen  und  Mängel  lediglich  so  genau  als  thun- 
lich zu  erheben  und  darüber  nach  Vorschrift  der  nachfolgenden  Beatimmun- 
gen das  Weitere  zu  veranlassen  (§§.  10,  11,  12,  13  dieser  Instruction). 
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Iu  dringenden  Fällen  jedoch,  wo  Gefahr  im  Verzuge  ist,  und  die  Sorge 
für  die  Abwendung  von  Nachtheilen,  welche  die  Sicherheit  bedrohen ,  eine 
augenblickliche  Verfügung  erheischt,  sind  sowohl  der  General-lnspectnr  als 
die  Commissüre,  kraft  ihrer  aus  dem  Gesetze  Messenden  Vollmacht  berech- 
tigt und  verpflichtet,  die  den  Umstünden  angemessene  Verfügung  unter 
eigener  Verantwortung  zu  treffen,  und  sämmtlichc  Beamte  und  Diener  der 
Eisenbahnen  hnben  solchen  Anordnungen  des  General-Inspecfors  oder  der 
Commissärc  unbedingte  Folge  zu  leisten ,  jedoch  mit  dem  Vorbehalte  einer 
nachträglichen  Berufung  an  das  Handelsministerium,  wenn  sie  sich  durch  eine 
solche  Verfügung  für  besehwert  erachten. 

In  solchen  dringenden  Fällen  sind  der  General  Inspector  und  die  Com- 
missäre,  falls  es  die  Sicherheit  des  Dienstes  erfordert,  auch  berechtigt, 
Beamte  und  Diener  der  Eisenbahnen  augenblicklich  zu  suspendiren. 

Eine  weitere  Diseiplinargewalt  gegen  die  Beamten  und  Diener  der 
Eisenbahnen  auszuüben,  steht  der  General-Inspection  nicht  zu. 

§•  10. 

Bei  jeder  Eisenbahn -Direction  und  bei  jedem  zur  selbstständigcn  Dienst  - 
Verrichtung  in  den  einzelnen  Stationen  exponirten  Beamten  des  Betriebs 
geschürtes  sind  Revisionsbiicher  aufzulegen,  in  welche  die  Commissäre  die 
vorgefundenen  Mängel  und  Gebrechen  mit  kurzen  Worten  einzutragen  haben. 

Diese  Revisionsbiicher  müssen  gehörig  paginirt  und  mit  dem  Siegel  der 
Direction  auf  dem  durch  die  einzelnen  Blätter  gezogenen  Faden  versehen  sein. 

§.  IL 

Auf  andere  Weise  treten  die  Commissärc  weder  mit  den  Direclionen  der 
Bahnen,  noch  mit  den  einzelnen  Amtsvorständen  in  amtliche  Verhandlung. 
Es  liegt  jedoch  den  Commissären  ob ,  über  die  vorgefundenen  Mängel  und 
Gebrechen  an  den  GeneraUnspector  Bericht  zu  erstatten. 

§.  12. 

Der  GeneraUnspector  hat  die  von  den  Commissären  angezeigten,  sowie 
die  auf  seinen  eigenen  Bcreisungen  vorgefundenen  Mängel  und  Gebrechen 
(falls  dieselben  nicht  zu  geringfügig  sind  und  schon  durch  eine  Rücksprache 
im  kurzen  Wege  behoben  werden  können)  den  Betriebs  -  Directoren  der 
k.  k.  Staats -Eisenbahnen  und  den  Directionen  der  Privatbahnen  vorerst 
lediglich  bekannt  zu  geben,  da  vorauszusetzen  ist,  dass  diese  Directionen  im 
eigenen  Interesse  sich  mit  der  Abstellung  dieser  Gebrechen  beeilen  werden. 
Sollte  dicss  nicht  der  Fall  sein,  oder  sollte  die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes 
ein  unverzügliches  Einschreiten  der  Staatsverwaltung  erheischen,  so  hat  der 
GeneraUnspector  die  den  Umständen  erforderliche  Verfügung  (nach  cinge- 
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holter  Approbation  von  Seite  des  k.  k.  Ministers  für  Handel ,  Gewerbe  und 
öffentliche  Bauten  und  insbesondere  mit  Beachtung  des  §.  12  derConcessions- 
Urkunde,  dto.  1.  Juni  1855)  zu  treffen  und  daher  nach  Krforderniss  der 
I  mstande  den  Bahndirectionen  die  entsprechenden  Weisungen  zur  Abstellung 
der  Gebrechen  und  Mängel  hinauszugeben. 

In  jeder  solchen  Weisung  muss  sich  jedoch  auf  die  Approbation  von 
Seite  des  k.  k.  Handelsministeriums  ausdrücklich  bezogen  werden,  und  es  ist 
daher  jede  solche  Weisung  „im  Auftrage  des  k.  k.  Handelsrainisters"  zu 
erlassen. 

Dienstliche  Anzeigen  an  andere  Behörden  (z.  B.  Anzeigen  an  Straf- 
gerichte oder  Staatsanwaltschaften)  hat  der  General  -  Inspector  im  eigenen 
Namen  zu  Uberreichen. 

§.  13. 

Am  Schlüsse  jedes  Solarjahres  erstattet  der  General-Inspector  an  den 
k.  k.  Ministor  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  einen  Bericht  Uber 
die  Wirksamkeit  und  Leistungen  der  General-Inspection,  sowie  über  den 
Zustand  der  Bahnen  in  Betreff  auf  Ordnung  und  Sicherheit  des  Betriebs- 
dienstes, welchem  auch  ein  umständlicher  Ausweis  über  die  während  des 
Jahres  vorgekommenen  Unglücksfälle  und  Betriebsstörungen  und  die  Resul- 
tate der  hierüber  abgeführten  Untersuchungen  beizuschliessen  ist. 

Auch  sind  in  diesem  Bericht  die  den  Umständen  entsprechenden  An- 
träge auf  Aenderungen  oder  Vervollständigung  der  einschlägigen  Gesetze  und 
Verordnungen,  sowie  allfällige  andere  Vorschläge  zur  Beseitigung  der  vor- 
gefundenen Mängel  und  Gebrechen  aufzunehmen. 

§.  14. 

Sowohl  der  General-Inspector  als  die  Commissäre  sind  nach  Krforder- 
niss berechtigt,  sich  zu  ihren  Amtshandlungen  des  Telegraphen  zu  bedienen. 

§.  15. 

Die  einlangenden  telegraphischen  Depeschen  über  Eisenbahn-Unfälle, 
sowie  alle  in  „Goneral-Inspootions-Angclegcnheiten«  bezeichneten  Eingaben 
sind  ohne  Protokollirung  in  dem  Einreichungs  Protokolle  des  Handelsmini- 
steriums unverzüglich  und  unmittelbar  dem  General-Inspector  zuzustellen. 

Der  General-Inspector  hat  nach  genommener  Einsicht  die  nöthige 
Verfügung  hierüber  zu  treffen  und  nach  Umständen  den  Fall,  sowie  die 
getroffene  Verfügung  durch  die  Protokollirung  dieser  Eingaben  in  dem 
Einreichnngs-Protokolle  zur  Kenntniss  des  Handelsministeriums  zu  bringen. 

Bei  geringfügigen  Sachen  kann  diese  Protokollirung  unterbleiben,  doch 
müssen  jedenfalls  die  bezüglichen  Eingaben  in  ein  diessfalls  von  dem 
General-Inspector  zu  führendes  Separat-Protokoll  eingetragen  werden. 
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Beförderung  von  Telegrammen  über  Unglück« fälle  auf  Eisenbahnen 
durch  den  S  t a  a  t  s  I  e  I  e  g  r  a  p  h  e  n.  Die  läng*  der  Eisenbahnlinien  gelegenen  k.  k.  Telegraphen- 
Sinter  haben  laut  des  Ilandelsmiu'slerial-Erlasses  vom  13.  Juni  1*62,  fentralblutt  Nr.  25,  den 
Auftrag  erhalten,  die  von  Organen  des  Eisenbahnbetriebes  an  da«  k.  k.  Handelsministeriiini  oder 
an  die  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  gerichteten  Depeschen,  welche 
Anzeigen  über  vorgekommene  Unglücksfälle  oder  sonstige  auf  den  Bahnbetrieb  einwirkende 
Ereignisse  enthalten,  gebührenfrei  antunehmen  und  tu  befördern.  Die  Rahnorgane  wurden 
anderseits  angewiesen,  derlei  Depeschen  so  bündig  als  möglich.  aiiT  die  Angabe  des  Ereignisses 
beschränkt,  mit  Weglassunp  aller  Courteoisie-Klnskeln  /u  %  et  Hissen  und  alle  weiteren  Details  der 
schriftlichen  Meldung  vorzubehalten. 

§.  IC. 

Hei  Dienstreisen  erhalten  der  Gcncral-Inspector  und  die  Commissäre 
nebst  der  freien  Eisenbahnfahrt  nnd  nebst  den  normalmässigen  Gebühren  für 
die  Fahrt  zu  und  von  den  Bahnhöfen  die  eharaktermässigen  Diäten. 

Bei  Dienstreisen  ausserhalb  der  Eisenbahnen  beziehen  die  Organe  der 
General-Inspection  nebst  den  eharaktermässigen  Diäten  anstatt  der  Vermutung 
der  Fuhrkosten,  Meilengelder,  und  zwar  der  General-Inspector  für  jede 
ausserhalb  der  Bahn  zurückgelegte  Meile  3  h\  und  die  Commissäre  2  fl. 


Einen  weiteren  Gegenstand  der  Ingerenz  der  k.  k.  General-Inspection 
bildet  die  C'ontrole  d  er  A  nst  e  1 1  u  n  g  von  M  i  1  i  tä  r- A  sp  i  ra  n  t  e  n  bei 
den  E  i  s  e  n  b  a  h  n  •  G  c  s  e  1 1  s  e  h  a  f  t  e  n. 

Mit  dem  llandelsministerial-Erlasse  vom  G.März  1868,  Z.  1075-67, 
wurde  im  Hinblicke  auf  den  (  instand,  dass  die  Eisenbahn-Gesellschaften  von 
der  ihnen  theils  in  den  .Statuten  auferlegten,  theils  mittelst  späterer  Erklä- 
rungen übernommenen  Verbindlichkeit,  bei  Verleihung  niederer  Eisenbahn- 
Bedienstnngen  auf  qualifieirtc  Militär-Aspiranten  im  Sinne  des  §.  21  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  December  1853  vorzugsweise  Rücksicht  zu 
nehmen,  nicht  enthoben  werden  können,  die  k.  k.  General-Inspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen  beauftragt,  den  betreffenden  Bahngesellschaften 
diese  Verbindlichkeit  mit  dem  Beisatze  in  Erinnerung  zu  bringen,  dass  durch 
die  einfache  Aufnahme  von  gedienten  Militärs,  die  den  Gesellschaften  nicht 
von  Seite  der  kaiserlichen  Behörden  für  eine  Eisenbahn-Bedicnstung  anrepar- 
tirt  wurden,  jener  kaiserlichen  Verordnung  noch  keineswegs  entsprochen  werde. 

Zugleich  wurde  der  k.  k.  General-Inspection  eine  genaue  Controlirung 
der  Eisenbahn-Verwaltungen  auf  Grund  der  §§.  6l  und  102  der  Eisenbahn- 
Betriebsordnung  vom  16.  November  1851  im  eigenen  Wirkungskreise  wieder- 
holt zur  Pflicht  gemacht,  nnd  wurden  derselben  behufs  der  Einwirkung  im  vollen 
Ueberblieke  der  einschlägigen  Verhältnisse  und  mit  dem  erforderlichen 
Nachdrucke  die  Verzeichnisse  der  bei  den  einzelnen  Eisenbahn-Gesellschaften 
in  Vormerkung  stehenden  qualificirten  Militär  Aspiranten  zum  Amtsgebrauche 
und  zur  weiteren  Fortführung  übermittelt,  wie  auch  für  die  Folge  die 
Qualifications  Eingaben  jener  dem  Handelsministerium  anrepartirten  Militär- 
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Aspiranten  abgetreten,  welche  fürEisenbahn-Bedienstungen  geeignet  erkannt 
werden,  wogegen  die  Zuweisung  dieser  Aspiranten  an  die  einzelnen  Eisen- 
bahn-Gesellschaften je  nach  deren  dortnnits  näher  bekannten  Bedarfs-  und 
DienstcsverliäUnisscn  hinfort  dem  Ermessen  der  k.  k.  General  luspection 
überlassen  wurde.  Hiebei  ist  im  Allgemeinen  im  Interesse  des  vorschwebenden 
Zweckes  auf  neu  in  Betrieb  zu  setzende  Eisenbahnen  rechtzeitig  das  beson- 
dere Augenmerk  zu  richten. 

Die  oben  bezogene  kaiserliche  Verordnung  lautet: 

Kaiserliche  Verordnung  vom  1«.  December  1853,  IM;.  Kl.  Nr.  260, 

•Im  Ueberlritt  gedienter  Unlerofficicre  und  Gemeine  in  eivil-Aiislenungen  lietreflend. 

Ich  tinde  Mich  bewogen,  zur  Belohnung  lang  und  t  reu  geleisteter  Dienste 
der  Interoftieiere  und  Soldaten  Meines  Heeres,  deren  l'ebcrtritt  in  Civil 
Bedicnstungcn  in  angemessener  Weise,  zu  regeln  und  demgemäss,  nach  Ver- 
nehmung Meiuer  Minister  und  nach  Anhörung  Meines  Keichsrathes,  Folgendes 
zu  verordnen: 

§•  1. 

Jene  (Jivil-Bcdicnstungen ,  welche  nach  den  im  Verfolge  dieser  Verord- 
nung ausgesprochenen  Bestimmungen  ausschliesslich  nur  an  gediente  l'nter- 
ofticiere  und  Gemeine  Meines  Heeres  verliehen  werden  dürfen,  sind: 

a)  Diener-  und  Manipulationsposten  bei  sämmtlichen  InndesfUrst- 
lichcn  Aemtern,  Staats-  oder  solchen  Anstalten,  welche  ganz  oder  zum 
Theile  aus  Staatsmitteln  dotirt  werden  ; 

b)  die  dem  executiven  unteren  Dienste  angehörigen  Posten  bei  den 
Staats-Eisenbahnen ,  bei  den  Post  und  Telegraphen-Anstalten,  bei  den 
Berg-,  Forst-  und  Salinen  Aemtern,  bei  den  Aerarial  Fabriken  n.  s.  w., 
zu  welchen  ausser  der  Kenntniss  des  Lesen»,  Schreibens  und  Kechnens 
nur  eine  praktische  Einübung  in  die  besonderen  Dienstesverrichtungen 
erforderlich  ist. 

Das  Verzeichniss  der  unter  diesen  beideu  Kategorien  begriftenen  Dienst- 
posten und  der  damit  verbundenen  Bezüge,  sowie  der  zu  deren  Erlangung 
erforderlichen  speciellen  Qualitication  wird  besonders  kundgemacht  werden. 

§•  2. 

Die  im  vorhergehenden  Paragraphe  bezeichneten  Anstellungsposten  sind 
ausschliesslich  dem  Militär  vorbehalten,  und  es  tritt  hierin  bloss  dann 
eine  Ausnahme  ein,  wenn  zur  Besetzung  eines  solchen  Dienstespostens  kein 
taugliches  Militär  Individuum  vorhanden  sein  sollte,  worüber  militärischer 
Seits  die  Bestätigung  durch  Mein  Arraee-Ober-Cominaudo  vorliegen  muss. 

Provisionsfühige  Aerarial-Arbeiter  und  Diener  des  Berg-  und  Salinen- 
wesens haben  jedoch  im  Bereiche  desselben  aneh  auf  diese  Stellen  mit  ge- 
dienten Militärs  gleichmässigen  Anspruch;  über  die  geschehene  Verleihung 
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solcher  Stollen  an  Arbeiter  und  Diener  der  bezejehneten  Kategorie  ist  jedoch 
dem  Armee  Ober-Coramando  zum  Behufe  der  Evidenthaltung  die  Mittheilung 
zu  machen. 

Ebenso  bleiben  die,  rücksichtlich  der  Finanzwache  bestehenden  Vor- 
schriften aufrecht. 

§.  3. 

Hei  Besetzung  der  im  §.  1  erwähnten  Stellen  sind  nachbenannte  Militär- 
Dienstes  Kategorien  bei  ausgewiesener  guter  Conduite  und  flirden  speciellen 
Tosten  unumgänglich  erforderlichen  Eigenschaften  hierzu  in  der  hier  ange- 
gebeneu Kcihenfolgc  zu  berücksichtigen,  und  zwar: 
a)  vor  Allem  Feldwebel  und  gleichgestellte  Chargen; 
h)  Corporals  und  gleichgestellte  Chargen,  wenn  dieselben  (a  und  b)  wenig- 
stens zwei  Cnpitulatioiien,  worunter  die  zweite  als  Freiwillige  im  Sinne 
des  Gesetzes  vom  28.  December  1849,  gedient  haben,  mit  weiterer 
Bevorzugung  derer  ,  die  mehrere  Freiwilligen  -  Capitulationen  zurück- 
gelegt haben ; 

e)  Intcroffieicre,  welche  noch  vor  vollstreckter  Capitulation  vor  dem  Feinde 
—  oder  durch  dienstliche  Anlässe  auch  im  Frieden  —  invalid  wurden, 
ohne  hierdurch  die  Verwendbarkeit  im  Civil-Dienste  eingebüsst  zu  haben, 
mit  der  Abstufung  wie  ad  a)  und  b); 

d)  mit  Invaliden -Versorgung* -Patenten  oder  Keservations -Crkunden  be- 
theilte, dann  mit  Abschied  entlassene  Cnterofficiere  der  Artillerie-  und 
Genie  Truppen,  des  Pionnier-  und  Flottillen-Corps,  wenn  sie  mindestens 
vier  Jahre  über  die  ptiiehtmässige  Capitulation  stillschweigend  fort- 
gedient haben; 

e)  Unterofficierc  der  ad  d)  bezeichneten  Kategorie  von  den  anderen 
Truppeiikörpcrn,  welche  nach  vollstreckter  Capitulation  sich  wenigstens 
auf  vier  Jahre  rcengagiren  Hessen; 

f)  Gefreite  und  Gemeine,  welche  als  Freiwillige  wenigstens  Eine  Capitu- 
lation vollstreckt  haben  und  entweder  stillschweigend  weiter  dienen 
oder  mit  Invaliden- Versorgung*  Patental  uud  Reservations- Urkunden 
betheilt  sind  oder  auch  mit  Abschied  entlassen  wurden; 

g)  Gefreite  und  Gemeine,  welche  vor  beendigter  erster  Freiwilligen  Capi- 
tulation in  einer  der  *ub  c)  bezeichneten  Arten  in  Abgang  kommen. 
I>en  l'ntcroffioieren,  sowie  jener  Mannschaft ,  welche  Dienste  vor  dem 

Feinde  geleistet  haben,  ist  in  der  gleichen  Kategorie  eine  vorzugsweise 
Bedachtnahme  angedeihen  zu  lassen  * 

§•  4. 

Den  vorbezeichneten  Militärs  sind  die  im  §.  1  angeführten  Posten  in 
der  Hegel  nur  in  der  ersten  Anstellnngsstufe  zu  verleihen,  es  ist  jedoch 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  jene  Individuen,  welche  eine  langjährige, 
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ausgezeichnete  Militär-Dienstleistung  für  sich  haben  und  die  schon  während 
derselben  nacli  ihrer  Charge,  dann  wegen  wiederholter  Reengagirung  als 
Freiwillige  in  höhereu  Gebührsbezügen  standen,  solche  erste  Anstellungen 
erhalten,  mit  welchen  die  Anwartschaft  auf  die  Vorrückung  in  höher  besol- 
dete Posten  der  im  §.  1  bezeichneten  Gattung  verbunden  ist. 

l'nterofficiere  von  besonderer  Verdienstlichkeit  können  ausnahmsweise 
gleich  ursprünglich  in  derlei  höher  besoldete  Posten  untergebracht  werden, 
in  soferne  die  oberste  Behörde  des  betreffenden  Dienstzweiges  diess  mit  den 
billigen  Ansprüchen  der  hierbei  hctbeiligten  bereits  vorhandenen  Angestellten 
vereinbarlieh  erkennt. 

Solche  besonders  verdienstliche  Militärs  sind  durch  Mein  Armee-Ober- 
Coinmando  den  betreffenden  obersten  Behörden  immer  specicll  namhaft  zu 
machen,  und  die  obersten  Behörden  haben  ihnen  die  thunlichste  Berücksich- 
tigung angedeihen  zu  lassen,  lieber  den  Befolg  ist  in  der  General-Naeh- 
weisung  immer  ausdrücklich  zu  berichten. 

Selbst  in  jenen,  voraussichtlich  seltenen  Fällen,  wo  es  bei  den  besagten 
für  Tnterofficiere  und  Mannschaft  ausschliesslich  reservirten  Dienstesposten 
an  dazu  geeigneten  Individuen  aus  dem  Militärstande  mangeln  sollte,  darf  zu 
einer  anderweitigen  Besetzung  nicht  geschritten  werden,  ohne  vorerst  hierzu 
die  specielle  Genehmigung  des  bezüglichen  Ministeriums  oder  der  betreffen- 
den obersten  Behörde  eingeholt  und  erlangt  zu  haben,  welch'  letztere  sieh 
hierwegen  oder  bei  in  ihrem  eigenen  Mittel  sich  ergehenden  ähnlichen  Fällen, 
bevor  sie  eine  solche  Genehmigung  crtheilen  oder  selbst  eine  anderweitige 
Besetzung  vornehmen ,  vorher  nochmals  wegen  Bezeichnung  geeigneter 
Militärs  mit  Meinem  Armee-Ober-Commando  ins  Einvernehmen  zu  setzen 
haben. 

§•  6. 

Ist  dennoch  eine  dieser  Anordnung  zuwiderlaufende  Dienstesverleihung 
an  einen  im  Militär  nicht  gedienten  Bewerber  erfolgt,  so  soll  dieselbe  als 
ungiltig  behandelt,  und  der  Schuldtragende  zur  Schadloshaltnng  des  gcselz- 
widrig  Angestellten  im  administrativen  Wege  verhalten  werden. 

§•  7. 

Von  der  Zurücklegung  einer  vorläufigen  Praxis  sind  Militärs  in  der 
Regel  loszuzählen;  wäre  diess  aber  mit  dem  Interesse  des  Dienstes  und  der 
Beschaffenheit  der  damit  verbundenen  Leistungen  nicht  vereinbar,  so  ist  die 
Zeit  der  Praxis  doch  möglichst  abzukürzen. 

§.  8. 

Um  es  den  Militärs  möglich  zu  machen,  sich  auch  schon  während  ihrer 
activen  Militär-Dienstleistung  einer  solchen  Praxis  oder  auch  der  Ablegung 
einer  etwa  erforderlichen  einfachen  Prüfung  zu  unterziehen  und  sich  auf 
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diesem  Wege  die  nöthige  Vorbildung  für  die  von  ihnen  aspirirtcn  Dienstes, 
posten  «inzueignen,  kann  denselben  ein  angemessener  Urlaub  bis  zu  sechs 
Monaten,  mit  Beibehält  der  systemmässigen  Bezüge,  bewilliget  werden ;  jedoch 
wird  zur  Verhinderung  jeden  Missbrauchcs  einer  solchen  Urlaubszeit  sich  die 
betreffende  Verwaltungsbehörde  mit  dem  Truppenkörper  directe  wegen 
Antritt  und  Ablauf  des  Urlaubes  einzu vernehmen  und  der  Beurlaubte  die 
Militär-Gebühren  auf  diesem  Wege  durch  die  Verwaltungsbehörde,  bei  der  er 
die  Praxis  besteht,  zu  beziehen  haben. 

§.  9- 

Damit  bei  vorkommenden  Erledigungen  der,  für  gediente  Militärs  ge- 
widmeten Civil-Dicnstcsposten  für  die  verschiedenen  Kategorien  derselben 
allenthalben  eine  hinlängliche  Anzahl  von  Militär-Bewerbern  zur  Auswahl 
vorliege,  anderseits  aber  die  Verleihung  solcher  Anstellungen  auf  die  ganze 
Armee  gleichmässig  im  Wege  geregelter  Zuweisung  vcrtheilt  werde,  ist  die 
Ccntralisiruug  der  Evidenthaltung  sowohl  der  für  Militärs  bestimmten  Posten, 
als  der  dazu  berufenen  Aspiranten  erforderlieh. 

Die  Führung  dieser  Evidenthaltung  wird  in  Wien  eine  Meinem  Armee- 
Ober  Commando  unterstehende  Commission  zu  besorgen  haben,  bestehend 
aus  Einem  Repräsentanten  jedes  Ministeriums,  des  Armee-Ober-Commando's, 
dann  des  General-Rcchnuugs-Dircctoriums  und  der  obersten  Polizeibehörde, 
ferner  einem  von  Mir  zu  ernennenden  Vorsitzenden. 

§•  10. 

Diese  Comraission  ist  verpflichtet,  ein  eigenes  Grundbuch  aller  zu  Civil- 
Bedienstungen  aspirirenden  Unteroffieiere  und  Gemeinen  anzulegen  und  zu 
erhaltem 

Als  Grundlage  hierzu  haben  die  militärischen  Qualitications-Eingaben  zu 
dienen,  welche  nach  dem  von  Meiuem  Armee-Ober-Commando  vorzuzeiehnen- 
den  Formulare  gleich  nach  Veröffentlichung  dieser  Meiner  Bestimmungen  von 
alleu  Truppcn-Coramandauten  einzufordern  und  nach  dem  Einlangen  der 
Commission  zuzuweisen  sind. 

Die  Verfassung  dieser  Eingaben  obliegt  den  Regiments-  und  Abthei- 
lungK  (  ommandauteu,  unter  persönlicher  Verantwortung  und  mit  strengster 
Gewissenhaftigkeit  über  jene  Militärs,  welche  nach  den  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  noch  im  Laufe  ihrer  activen  Dienstleistung  oder  zur  Zeit  ihres 
UebertrittcB  in  den  Versorgungsstand,  oder  ihres  Austrittes  mit  Abschied  sieh 
um  Verleihung  einer  Civil-Anstellung  zu  bewerben  den  Anspruch  haben  und 
um  ihre  Vormerkung  dazu  bitten. 

Zur  Erleichterung  der  Bewerbung  der  hierzu  berufenen  Militärs,  welche 
sich  erst  nach  erfolgtem  Austritte  aus  der  activen  Dienstleistung  hierzu 
melden  t§.  3,  d,  e.  f),  wird  denselben  gestattet,  sich  wegen  Verfassung  und 
Einsendung  dieser  Eingaben  an  das  ihrem  Aufenthaltsorte  zunächst  statio 
nirtc  Depot  Comnmndo  zu  wenden. 
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Diese  Qualificationslisteu  sind  dann  zur  Evidenthaltung  des  Grundbuches 
von  den  Truppenkörpern  und  Depot- Abtheilungen  im  vorgeschriebenen 
Dienstwege  an  die  vorgesetzten  Armee-Commanden  und  von  diesen  an  Mein 
Armee  -  Ober  - Commando  vierteljährig  einzusenden,  wie  nicht  minder  in 
gleichem  Wege  die  sich  hieran  nachträglich  ergebenden  Veränderungen  von 
Fall  zu  Fall  anzuzeigen. 

§.  11. 

Die  Commission,  welcher  die  einlangenden  Qualifications- Eingaben  vom 
Armee-Ober  Commando  zugemittelt  werden,  hat  aus  denselben  nebst  der 
Richtigstellung  des  eigenen  Grundbuches  —  eben  so  viele  einzelne  Verzeich- 
nisse, als  besondere  Verwaltungszweige  bestehen,  zur  Ucbermittlung  an  die 
betreffenden  Ministerien  etc.  zusammenzustellen ;  in  die  einzelnen  Verzeich- 
nisse sind  zuvörderst  diejenigen  Bewerber  aufzunehmen,  die  für  jeden  der 
besonderen  Verwaltungszweige  als  speziell  geeignet  dargestellt  werden; 
Aspiranten  für  solche  Stellen  aber,  welche  fast  allen  Behörden  gemeinschaft- 
lich sind,  in  die  besagten  einzelnen  Verzeichnisse  in  angemessener  Weise  zu 
vcrthcilen. 

§•  12. 

Die  Ministerien  und  anderen  leitenden  Centralbchörden  haben  aus  diesen 
Verzeichnissen  die  weitere  Anrepartirung  für  die  unterstehenden  Behörden 
vorzunehmen,  wobei,  was  die  Zuweisung  nach  den  verschiedenen  Kronländern 
anbelangt,  auf  die  Sprachkenntnisse,  den  Aufenthalt  des  Bewerbers  und  nach 
Thunlichkeit  auf  den  etwa  besonders  ausgesprochenen  Wunsch  der  einzelnen 
Aspiranten  Bedacht  zu  nehmen  sein  wird. 

§.  13. 

Die  Uebersicht  der  für  Militärs  gewidmeten  Dienstesstellen  ist  bei  der 
Commission  in  gleicher  Weise  fortwährend  evident  zu  erhalten.  Hierzu  haben 
8ämmtliche  Ministerien  und  sonstige  obersten  Verwaltungs-Behörden,  so  oft 
sich  durch  neue  Creirung  von  Dienstesposten,  die  in  die  Classe  der  dem 
Militär  reservirten  gehören,  oder  durch  deren  Erlöschen  etc.  Veränderungen 
ergeben,  diese  Meinem  Armcc-Obcr-Commando  bekannt  zu  machen. 

$.  14. 

Bei  wirklich  eintretenden  Erledigungen  der  in  Rede  stehenden  Dienstes 
posten  ist  von  den  zu  deren  Besetzung  antorisirten  Behörden  nach  diesen 
Verzeichnissen  und  mit  genauester  Beobachtung  der  hier  enthaltenen  Vor- 
schriften zur  Verleihung  der  erledigten  Stellen  zu  schreiten. 

Ganz  besonders  ist  aber  hierbei  die  im  §.  3  angegebene  Folgenreihe, 
nach  der  die  Bewerber  auf  Anstellungen  Anspruch  haben,  strengstens  ein- 
zuhalten. 

Zu  diesem  Ende  sind  die  von  den  Ministerien  und  anderen  leitenden 
Centraibehörden  in  Gemässheit  des  §.12  verfassten  Particular- Verzeichnisse 
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stets  an  den  Landes-Chcf  jedes  Kronlandes  zu  leiten .  mit  welchem  sieh  die 
Behörden  säramtliclier  Verwaltungszweige,  bei  stattfindenden  Erledigungen 
wegen  Namhaftmachung  geeigneter  Individuen  aus  dem  Militärstande  ins 
Vernehmen  zu  setzen  haben. 

Die  geschehene  Verleihung  ist  stets  im  Wege  des  Landcs-Chefs  au  das 
Armec-Obcr-Commando  bekannt  zu  geben,  welches  die  Commission  davon  in 
Kenntniss  setzt,  und  das  sonst  noch  Erforderliehe  veranlasst. 

Die  Commission  hat  bedacht  zu  sein ,  dass  die  bei  den  Centralstelleu 
und  in  den  Kronländern  bei  den  Länder-Chefs  vorhandenen  Vormerkungs- 
listen der  Militär-Bewerber  nie  völlig  erschöpft  seien. 

§.  15. 

Militärs,  denen  Civil-Austellungen  verliehen  werden,  verlieren  den  An 
spruch  auf  vorzugsweise  Berücksichtigung  bei  Civil. Bedicnstungen,  wenn  sie 
dieselben  —  unverschuldete,  genau  nachzuweisende  Hindernisse  auagenom- 
men —  nicht  biunen  der  ihnen  bekanntgegebenen,  nach  Billigkeit  zu  berech- 
nenden Frist  antreten. 

Gegen  seinen  Willen  ist  kein  Militär  zur  Annahme  einer  Civil-Anstel- 
lung  zu  verhalten. 

§.  16. 

Die  dermalen  geltenden  Vorschriften  bezüglich  der  Einrechnung  der 
Militärdienstzeit,  dann  hinsichtlich  der  Versorgung  der  in  derlei  Civil-Bedien 
stungen  übergetretenen  l'ntcroffieierc  und  Gemeinen  werden  aufrecht  erhalten. 

§■  17. 

Ebenso  wird  an  den  bestehenden  Vorschriften  über  die  Wiedcranstel- 
lung  von  QnicBcenteu  durch  diese  Verordnung  Nichts  geändert. 

§.  18. 

Directe  Gesuche  von  Militärs  um  Civil-Bedienstungen  sind  von  den  Civil- 
behörden  nicht  mehr  zu  berücksichtigen,  da  die  dazu  Anspruch  habenden  an 
die  Vermittlung  der  Militär-Organe  gewiesen  sind. 

§.19. 

Cm  den  genauen  Vollzug  uud  den  Erfolg  vorstehender  Bestimmungen 
zu  sichern  und  in  Evidenz  zu  halten,  haben  die  Ministerien  und  sonstigen 
obersten  Centraibehörden  den  ihnen  untergeordneten  Stellen  die  Einsendung 
vierteljähriger  Ausweise  Uber  alle  in  ihrem  Ressort  zur  Erledigung  gekom- 
menen, für  gediente  Militärs  gewidmeten  Stellen,  und  die  au  solche  gesche- 
hene Verleihung  von  derlei  Stellen  im  Wege  des  Landes-Chefs  aufzutragen, 
indem  Ich  es  zugleich  jedem  Minister  uud  Chef  der  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige zur  besonderen  Pflicht  mache,  auf  die  strengste  Beobachtung  Meiner 
in  dieser  Hinsicht  erlassenen  Anordnungen  ununterbrochen  das  sorgsamste 
Augenmerk  zu  richten  und  sich  selbst  genau  daran  zu  halten. 
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Die  gedachten  Ausweise  sind  nach  einem  gleichmässig  vorzuschreiben- 
den Formulare,  zu  liefern,  und  ist  von  allen  Ministerien  und  obersten  Stellen 
nach  Ablauf  eine«  jeden  Vierteljahres  eine  Zusammenstellung  der  von  den 
rnterbehördeu  vorgelegten  Particularien ,  sammt  der  Nachweisung  der  bei 
den  Ministerien  und  den  anderen  Contralbehörden  selbst  erledigten  und  an 
Militärs  verliehenen  Dienstesposten,  Meinem  Armee- Ober -Coramando  zu 
übermitteln. 

Letzteres  hat  diese  Nachweisungen  mit  den  Vormerkungen  der  Com- 
mission  vergleichen  zu  lassen ,  und  Mir  längstens  drei  Monate  nach  Ablauf 
jeden  Jahres  eine  G  cncral-Naeh  Weisung  aller  derartigen,  im  Laufe  des 
verflossenen  Jahres  bei  den  sämmtliehen  Verwaltungszweigen  in  Erledigung 
gekommenen  und  an  Militärs  verliehenen  Anstellungen  nach  dem  erwähnten 
Formulare  vorzulegen. 

§.  20. 

Den  Gemeinde-Organen  wird  gleichfalls  zur  PHicht  gemacht,  bei  den 
von  ihnen  zu  verleihenden  Anstellungen  die  in  dieser  Verordnung  bezeich- 
neten Militärs  zu  berücksichtigen ,  und  es  sind  insbesondere  zu  den  Stellen 
des  Feld-  und  Wald-Aufsichts- ,  des  unteren  Markts-,  Strassen-  und  Sicher- 
heits-Personales  vorzugsweise  gedieute  l  nterofficierc  oder  sonst  gediente 
Militärs  zu  wählen. 

Kommen  derlei  Stellen  zu  besetzen ,  so  hat  sich  die  betreffende  Ge- 
meinde wegen  Namhaftmachung  eines  geeigneten  Individuums  aus  dem 
Militärstande  im  dienstlichen  Wege  an  den  Landes-Chef  zu  wenden. 

§.  21. 

Eine  vorzugsweise  Bcdachtnahme  auf  gediente  Militärs  auch  von  Seite 
grösserer  Privat-Institute,  Gesellschaften,  Industrie  Unternehmungen  u.  s.  w., 
wohin  namentlich  Banken,  Sparcassen,  Assecuranzen,  Dampfschiffahrts , 
Eisenbahn-Gesellschaften  u.  dgl.  gehören,  wird  denselben  zum  Verdienste 
gerechnet  werden. 

Bei  künftiger  Genehmigung  solcher  Vereine  und  Gesellschaften  ist  die 
Berücksichtigung  der  sich  um  eine  Stelle  bewerbenden  und  dazu  geeigneten 
Militärs  der  gedachten  Kategorie  vor  anderen  Bewerbern  als  Verpflichtung 
in  den  Statuten  einzuschalten. 

Wien  am  19.  Dccember  1853. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Gr.  Bad-Srhanensteli  m.  p.    Bamberg  m.  p. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung: 
Raiisonnrl  m.  p. 
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EI.  Das  k.  k.  Finanzministerium. 

Nach  der  unter  I  angeführten  Ministerial- Verordnung  vom  20.  April 
1861 ,  R.G.  Hl.  Nr. 40,  sind  bei  dem k. k.  F i n a n z rai n i 8 1  c r i  u m  zu  behandeln : 

1.  Die  Abwicklung  der  noch  schwebenden  Geschäftsgegenstände  der 
aufgelösten  Central-Direction  für  Staats- Eisenbahnbauten; 

2.  die  Mitwirkung  bei  der  Ucbcrwachung  der  eine  Staatsgarantie  oder 
Subvention  geniessenden  rntcrnehmuugen  der  Eisenbahnen,  sowie  bei  dem 
österreichischen  Lloyd  und  der  Donau-DampfschinTahrts-Gesellschaft. 

Mit  dem  Finanzministerial-Krlassc  vom  ö.  November  1859,  Z.  G283-F.M., 
Fin.  M.-Vcrordnungsblatt  Nr.  57,  erfolgte  die  Errichtung  einer  Ministcrial- 
Commission  zur  Austragung  der  älteren  Staatscisenbah  n- 
Angclegcnheitcn.  In  Durchführung  der  im  LV.  Stück  des  Reichsgesetz- 
blattes, Nr.  193  kundgemachten  Bestimmung  über  die  Theilung  der  Agendon 
des  damals  aufgelösten  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten,  hat  nämlich  das  Finanzministerium  zur  Austragung  der  älteren 
Staatseisenbahn-Angelegenhciten  eine  Ministerial-Commission  bestellt,  deren 
Aufgabe  es  war,  den  Ausbau  der  Wiener  Verbindungsbahn  zwischen  der  Süd- 
bahn und  Nordbahn  zu  vollenden  und  alle  auf  den  Bau  oder  Betrieb  der 
bestandenen  Staatsbahnen  Bezug  nehmenden  Geschäfte  abzuwickeln,  wozu 
namentlich  die  Liquidirungen  mit  den  Bauunternehmern  und  Lieferanten,  die 
Collaudirung  der  vollendeten,  jedoch  nicht  beglichenen  Bauten,  die  rückstän- 
digen Grundeinlösungen  und  die  Ordnung  der  Verhältnisse  der  Beamten  und 
Diener  der  bestandenen  Staatsbahnen  gehören. 

Die  genannte  Ministerial-Commission  wurde  ermächtigt,  die  vorkommen- 
den Verhandlungen  in  den  Grenzen  des  Wirkungskreises,  wie  er  für  die  be- 
standene Central-Direction  für  Eisenbahnen  vorgeschrieben  war,  selbstständig 
zu  erledigen. 


IV.  Das  k.  L  Ministerium  des  Innern. 

Dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  wurde  mit  der  Ministerial- 
Verordnung  vom  20.  Oetober  1859,  R.G.B1.  Nr.  193,  in  Eisenbahnbau. 
Angelegenheiten  die  demselben  vom  Standpunote  der  politischen  Verwaltung 
zustehende  Einflussnahme  bezüglich  der  Baulinien ,  Baupolizei,  Expropria- 
tionen etc.  vorbehalten.  Auch  steht  demselben  nach  dem  Eisenbahn-Conccs- 
sionsgesetze  vom  14.  September  1854  die  einvcrständliche  Mitwirkung  bei 
Ertheilung  der  Bewilligung  zur  Vornahme  technischer  Vorarbeiten  für  pro- 
jectirte  Eisenbahnen  zu. 
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V.  Das  k.  k.  Reichs-Kriegsministerium. 

Der  einschlägige  Wirkungskreis  des  k.  k.  Reichs- K  ric  gsmin  ist  e- 
riums  umfasst  die  Wahrung  der  militärischen  Interessen  hei  Ertheilung  der 
Bewilligung  zur  Vornahme  technischer  Vorarbeiten,  bei  den  politischen  Bege- 
hungs-Commissionen  hinsichtlich  der  Ausführungs-Modalitäten  neuer  Eisenbahn 
linien  und  bei  der  Feststellung  der  Fahrordniings- Entwürfe,  sowie  die  liege 
lung  der  Eisenbahn-Militärtransporte. 

VI.  Die  politischen  Behörden. 

Die  politischen  Behörden  erster  und  zweiter  Instanz  sind  bernl»  n, 
für  die  Beobachtung  der  allgemeinen  polizeilichen  und  Sicherheits  vorschriften 
nach  Massgabe  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  10.  November  1851, 
insbesondere  der  §§.  21,  Gl,  85,  90,  101  und  102  Sorge  zu  tragen,  die 
politischen  Begehungs-t'ommissionen  und  Expropriationen  nach  dem  Eisen- 
bahn-Concessionsgesetze  vorzunehmen,  und  bei  Ertheilung  der  Banbcwilli- 
gung  für  Bergwerksbahnen,  sowie  bei  der  Concessionirung  von  Strassm- 
bahuen  im  Sinne  der  bezüglichen  Vorschriften  mitzuwirken. 

VII.  Die  Pinanzbehörden. 

Die  Finanzbehörden  erster  und  zweiter  Instanz  vollziehen  die  gefälls 
ämtliche  Ueberwachung  des  Eisenbahnverkehres  in  (iemänsheit  der  Eisen- 
bahn Betriebsordnung  und  der  diessfälligen  besonderen  finanziellen  Vor- 
schriften. 
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Vorschriften  über  die  Concessionirung,  den  Bau, 
den  Betrieb  und  den  Verkehr  der  Eisenbahnen. 
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I.  Vorschriften  über  die  Concessionirung  der  Eisenbahnen  und  die 
aus  derselben  entspringenden  Rechtsverhältnisse. 


A.  Generelle  Bestimmungen. 

Seil* 

I.  Eiseitbahn-Conressions-Gesctz  vom  14.  September  185*.  R.  G.  Bl.  Nr.  238  27 
2   Handelsministerial-Erlas*  vom  28.  Juli  1  «154.  Z.  9400,  betreffend  die  Com- 


pefenz  in  Ersatzstreitigkeiten  aus  Eisenbahnbauten   36 

3.  Minisferial-Verordming  vom  2.  Jfinner  1859,  R.  G.  Bl.  Nr.  25.  über  die  Ver- 
hütung und  Beseitigung  von  Collisionen  zwischen  Bergbau-  und  Eisenbahn- 
Unternehmungen    37 


4.  Geselx  vom  5.  MSrz  1869,  R.  G.  Rl.  Nr.  27,  betreffend  die  Härtung  der 
Eisenbahn-Unternehmungen  für  die  durch  Ereignungen  auf  Eisenbahnen 
herbeigeführten  körperlichen  Verletzungen  oder  Tödtungcn  von  Menschen.  40 

5.  Gesetz  vom  20.  Mai  1869,  R.  G.  Rl.  Nr.  82,  betreffend  die  Steuerbefreiun- 


gen für  neue  Eisenbahnlinien    41 


B.  Specielle  Bestimmungen. 

1.  Bestimmungen  für  Bergwerks-Eisenbahnen   45 

2.  Bestimmungen  für  Pferde-Eisenbahnen  amerikanischen  Systems   49 
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A.  Generelle  Bestimmungen. 

I.  Verordnung  des  Ministeriums  ffir  Handel,  Gewerbe  und  öirentliche  Bauten  vom 

14.  September  18Ö4,  R.G.BI.  Nr.  238, 

ffiltig  Kr  »II*  Krooliolor.  mit  AufD.bm«  d»r  Militlrgrintr. 

betreffend  die  Erlheilung  von  Coneessionen  (ur  Privat-Eisenbahnbauten. 
(Eiscnbahn-Concessionsgesetz.) 

In  Gemässheit  der,  von  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  mit  Aller- 
höchster Entschliessung  vom  8.  September  1854  erhaltenen  Ermächtigung, 
werden  bezüglich  der  Ertheilung  von  Coneessionen  zum  Baue  von  Privat- 
Eisenbahnen  die  nachstehenden  Bestimmungen  erlassen : 

§■  L 

Zur  Anlage  einer  Eisenbahn,  welche  ein  Internehmer  lediglich  zu 
.seinem  eigenen  Gebrauche  auf  eigenem  Grund  und  Boden,  oder  unter  Zu- 
stimmung des  Grundeigentümers,  welche  vorläufig  nachzuweisen  ist,  auf 
fremdem  Grunde  erbauen  will,  ist  bloss  der  in  den  allgemeinen  Gesetzen 
vorgeschriebene  Baueonsens  erforderlich.  Derselbe  kann  nur  ertheilt  werden, 
nachdem  Eisenbahnbau- Verständige  mit  ihrem  Gutachten  gehört  wurden. 

Zur  Anlage  einer  Eisenbahn  dagegen,  welche  bestimmt  ist,  als  öffent- 
liches Transportmittel  für  Personen  und  Waaren  zu  dienen,  oder  wodurch 
eine  Landstrasse  in  eine  Eisenbahn  umgewandelt  werden  soll,  ist  die  beson 
dere  Bewilligung  von  Seite  der  Staatsverwaltung  erforderlich,  und  zwar: 

a)  die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten; 

b)  die  Concession  zur  Anlage  der  Bahn  und  der  dazu  gehörigen  Gebäude 
selbst. 

Ueber  die  Behandlung  der  zum  Bergbaubetriebe  nnlhwendigeu  Privat-Eisenbahnen  ,  dann 
der  Pferde-Eitenbaboen  amerikanischen  System«  bestehen  besondere  Vorschriften,  vgl.  pag.  43. 

§.  2. 

Die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  steht  dem  Ministerium  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  und  dem  Armce-Obcr-Commando  zu. 

Die  Concession  der  Bahnanlage  wird  von  Seiner  k.  k.  Apostolischen 
Majestät  ertheilt. 
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Conepssionirung 


Die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  (§.  1,  n)  kann  sowohl  einzelnen 
Personen  und  vorschriftmässig  gebildeten  Vereinen,  als  auch  solchen  Perso- 
nen ertheilt  werden,  welche  sich  erst  zu  einem  Vereine  verbinden  wollen. 
Dieselbe  wird  aber  nur  dann  ertheilt,  wenn  weder  in  Bezug  auf  die  Person 
des  Conecssionswcrbers,  noch  in  Bezug  auf  die  privatrechtlichen  und  Öffent- 
lichen Rücksichten  dagegen  ein  Anstand  obwaltet. 

Wird  diese  Bewilligung  von  einem  erst  zu  gründenden  Vereine  ange 
sucht,  so  kann  sie  nur  unter  dem  Vorbehalte  ertheilt  werden ,  dass  die  Bitt- 
steller alle  jene  Bedingungen  erfüllen,  welche  im  Vereinsgesetze  vom  26.  No- 
vember 1852*)  zur  Erlangung  der  vorläufigen  Bewilligung  zur  Gründung  des 
Vereines,  §§.  7 — 17,  vorgeschrieben  sind. 

Personen  und  Vereine,  welche  eine  solche  Concession  erhalten  wollen, 
haben  darum  beim  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten 
anzusuchen  und  dem  Gesuche  den  Plan  des  Unternehmens,  insbesondere  die 
Richtung  der  beabsichtigten  Bahn,  wenigstens  in  allgemeinen  Umrissen,  dar 
zustellen,  und  die  Zeit  anzugeben,  innerhalb  welcher  die  Vorarbeiten  begon- 
nen und  vollendet  werden  sollen. 

§•  4. 

Durch  die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  einer  Eisenbahn  erhält  der 
Concessionswerber  bloss  das  Recht,  auf  seine  Kosten  die  Vorerhebungen  für 
die  künftige  Ausführung  der  projectirten  Eisenbahn,  mit  Beobachtung  der 
bestehenden  Gesetze,  unter  Aufsicht  der  Behörden  zu  pflegen  und  die  nöthi 
gen  Vermessung*-  und  Nivellirungs  Arbeiten  vorzunehmen. 

Durch  diese  Bewilligung  erhält  der  Concessionswerber  dagegen  weder 
ein  Vorrecht  auf  die  Concession  der  fraglichen  Eisenbahn,  noch  ein  son- 
stiges ausschliessliches  Befngniss. 

Es  kann  daher  die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  rücksichtlich  einer 
und  derselben  Eisenbahnlinie  mehreren  verschiedenen  Personen  ertheilt 
werden.  Diese  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  hat  bloss  für  den  in  derselben 
ausdrücklich  bestimmten  Zeitraum  Giftigkeit;  nach  Beendigung  dieses 
Zeitraumes  ist  diese  Bewilligung  als  erloschen  anzusehen,  sie  kann  jedoch 
unter  den  oben  angeführten  Bedingungen  wiederholt  angesucht  und 
ertheilt  werden. 

§.  5. 

Behufs  der  Erwirkung  der  Concession  zum  Baue  einer  Eisenbahn  ist 
ein  diessfälliges  Gesuch  beim  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Bauten  einzureichen,  in  welchem  dargethan  wird : 

1.  dass  den  Bittwerbern  die  Concession  zur  Vornahme  der  Vorarbeiten 
zu  Theil  geworden  ist; 


•)  Rtiel.i-GwU-BUM  Tom  J-br.»  »85?,  LXXIV.  Slfick,  Nr.  253. 
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der  Eisenbahnen. 

2.  dass  die  projectirte  Bahn  dem  öffentlichen  Interesse  zum  Vortheile 
gereiche ; 

'S.  auf  welche  Art  die  zu  dem  Unternehmen  erforderlichen  Geldmittel 
herbeigeschafft  werden  sollen  ; 

4.  dem  Gesuche  muss  ein  Plan  des  ganzen  Unternehmens,  das  gehörig 
ausgearbeitete  Project  und  der  Kosteuvoranschlag  beigeschlossen  sein  ; 

5.  dein  Handelsministerium  bleibt  es  vorbehalten,  nach  Umständen  von 
den  Coneessionswerbern  den  Erlag  eiuer  Caution,  oder  bei  Vereinen  minde- 
stens die  Nachweisung  zu  fordern ,  dass  bereits  ein  hinlänglicher  Fond  von 
den  Theilnehmern  für  das  Unternehmen  gesichert  sei. 


II  h  mle  I  sin  i  Di  »  ter  i  «I-  Erl  «ss  vom  21.  November  1864,  Z.  1 5.020- 1414,  Centraiblatt 
Nr.  41«,   an  sammt  liehe  österreichische  Eisenbahn- Verwaltungen,  betref- 
fend die  Anbringung  von  Sprengvorrichtuugcn  an  Eisen  bahn  brücken. 

Die  von  den  Eisenbabn-Bauorgunen  an  die  k.  k.  Genie-Directiouen  gelangenden  Brück  i  n - 
Demolirungsprojecte  sind  häufig  unvollständig  und  nicht  nach  der  für  Anlage  der  Demoliruuf;*- 
Minen  hinausgegebenen  Instruction  \erfasst,  wodurch  leicht  die  Nothweudigkeit  eintritt ,  die 
unvollständigen  l'rojecte  zur  Umarbeitung  der  Pline  zurückzustellen,  was  eine  längere  Verzöge- 
rung in  der  Bauführung  tur  Folge  haben  kann,  l'm  derartigen  rebeistanden  für  die  Folge  vor- 
zubeugen, wird  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Kriegsministerium  angeordnet,  dass  in  Hinkunft 
die  vollständige  Ausarbeitung  der  Demolirungsprojecte  auf  Grundlage  der  von  den  Eisenbahn- 
Gesellschaften  verfassten  Detail-Brückenpmjeete  v  o  n  den  k.  k.  Genie-Directionen  selbst 
im  Einvernehmen  mit  den  Organen  der  Eisen  bahn -  Gesellschaften  vorzu- 
nehmen ist. 

*  Die  Verwaltungen  werden  hievon  mit  der  Aufforderung  in  die  Kenntniss  gesetzt,  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dass  die  Detail-Brückenprojeete  zu  diesem  ßehufe  Seitens  ihrer  Bauorgane  von 
Fall  zu  Fall  rechtzeitig  den  betreffenden  k.  k.  Genie-Directionen  mitgetheilt  werden. 

§.  6. 

Bevor  das  Ansuchen  um  die  Concession  zum  Baue  einer  Eisenbahn  der 
Allerhöchsten  Schlussfassung  unterzogen  werden  kann,  ist  sorgfältig  zu 
prüfen,  ob  das  Bauwerk  selbst  und  dessen  Einzelnheiten  nichts  enthalte, 
was  mit  den  bestehenden  G e setze  n,  mit  den  Öffentlichen  Rücksichten 
und  mit  bereits  früher  erworbenen  Privatrechten  nicht  im  Einklänge 
wäre.  Insbesondere  ist  darauf  zu  sehen ,  dass  die  Anlage  der  Bahn  in  einer 
Weise  geschehe,  damit  jede  Beschädigung  der  angränzenden  Grundstücke, 
Gebäude  u.  s.  w.  vermieden  werde.  Zu  diesem  Behufe  ist  in  jedem  einzelnen 
Falle  über  Auftrag  des  Handelsministeriums  von  der  Statthalterei  des  Kron- 
landes, welches  die  projectirte  Eisenbahn  durchzieht,  unter  ihrer  Leitung 
eine  Commission  von  Sachverständigen  zu  berufen ,  welche  mit  Zuziehung 
von  Abgeordneten  der  competenten  Militär-  und  CivilbehÖrdcn,  dann  der 
Betheiligten,  soweit  es  erforderlich  ist,  auch  an  Ort  und  Stelle,  den  Befund 
aufzunehmen,  und  sodann  Uber  das  Project  ein  wohlerwogenes  Gutachten  zu 
erstatten  hat,  worüber  mit  dem  Ministerium  des  Innern  und  dem  Armec-Obcr- 
Commando  das  Einvernehmen  zu  pflegen  ist. 
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Conceuionirung 


Hinsichtlich  der  Erbauung  von  Eisenbahnen,  welche  die  Zoll- Li  nie  herüh- 
i  eii,  war  bereits  mit  ileiu  Ilolkanzlci-Decrelc  vom  '23.  August  IhHV»  an  »ammlliche  l.änderslelleii, 
V.U.  S.  Hd.  67.  Nr.  IM»,  pag.  102».  folgende  liestimmung  getroffen  worden: 

Seine  k  k.  Majestät  haben  mil  Allerhöchstem  Cahinels-Schreiben  vom  4  August  18H9  an* 
AiiImns  des  Interesse,  welche«  die  Finanzbehördeii  unter  gewisaeu  Cmslaiideu  an  der  Wahl  der  für 
Kiteu  bahnen  ru  bestimmenden  Tracc  nehmen,  Allerhöchst  zu  bestimmen  geruht: 

„  I .  In  allen  Füllen,  in  welchen  es  sich  um  die  F.rhauung  einer  Eisenbahn  in  einer  die  Zoll- 
Linie  oder  die  Zw  ischcrizoll-Linie  berührenden  oder  dieselbe  durchschneidenden  Richtung  handelt, 
ist  das  diessfällige  llannroject  stets  der  für  die  Gefällen-Angelegenheiten  bestellten  Landeshehörde 
voi  Lintig  iiiil/iilhoilen  ,  und  ein  Abgeordneter  dieser  Behörde  zu  der  bei  der  nolitisehen  Landes- 
stelle  über  diesen  (Gegenstand  abzuhaltenden  l'oinmission  heizuziehen. 

Dasselbe  Verfahren  koiuuit  auch 

2.  in  «len  Fiilleu  zu  beobachlen  ,  in  denen  eine  Eisenbahu  die.  um  einen  für  die  Ver/.eh- 
rungssteiier-Einhchung  geschlossenen  Ort  gezogene,  oder  riicksichtlich  der  Verzehrungssleucr 
»on  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  zwischen  einigen  Theilen  der  Monarchie  bestehende 
Steiierliuie  zu  durchschneiden  hat." 

Nach  dieser  Allerhöchsten  Willensrneiniing  hat  sie"  die  Landesstelle  auf  das  (ienaueste  zu 
benehmen. 

§•  7. 

Die  Coucession  zur  Anlage  einer  Eisenbahn  zur  öffentlichen  Benützung 
wird  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  ertheilt.  Diese  kann  die  Dauer  von  neunzig 
Jahren  nicht  überschreiten ,  wohl  aber  nach  Massgabe  der  obwaltenden  Ver- 
hältnisse auf  eine  geringere  Anzahl  Jahre  sich  erstrecken. 

Der  Termin  für  die  Dauer  einer  solchen  Ooncession  beginnt  mit  dem 
Tage,  an  welchem  die  Bahn  ganz  oder  zum  Theile  der  Benützung  des  Publi- 
cums  Ubergeben  wird. 

§.  S. 

Nach  Ablauf  der  Dauer  des  Privilegiums  geht  das  Eigenthum  an  der 
Eisenbahn  selbst ,  an  dem  Grunde  und  Boden  und  den  Bauwerken ,  welche 
dazugehören,  sogleich  durch  das  Gesetz  ohno  Entgelt  und  unmittelbar  an 
den  Staat  Uber.  Den  Unternehmern  verbleibt  jedoch  das  Eigenthum  an  allen 
ausschliesslich  zu  dem  Transportgeschäfte  bestimmten  Gegenständen,  Fahr 
nissen,  Vorrichtungen  und  Realitäten. 

Die  Unternehmung  hat  die  Bahn  sammt  Zugehör  im  brauchbaren  Stande 
zu  übergeben.  Den  Behörden  wird  es  zur  besonderen  Pflicht  gemacht, 
darüber  zu  wachen,  dass  in  den  letzten  fünf  Jahren  vor  Ablauf  der  Privile- 
gium szeit  die  erforderlichen  Herstellungen  sogleich  vorgenommen  werden, 
wozu  die  Unternehmung  nöthigen  Falles  duroh  geeignete  Zwangsmittel  anzu- 
halten ist. 

§•  9. 

Mit  der  erhaltenen  Concession  zur  Anlage  einer  Eisenbahn  sind  der 
Regel  nach  (wenn  die  Concessions-Urkunde  nicht  besondere  Beschränkun- 
gen oder  Vorbehalte  in  sich  fasst),  folgende  Zugeständnisse  verbunden: 
aj  Die  Eisenbahn-Unternehmung  erlangt  das  Recht,  eine  Eisenbahn  nach 
der,  in  dem  genehmigten  Projecte  vorgezeichneten  Richtung  zu  erbauen. 
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Hit  dem  Finanzminislcrial-Erlasse  vom  6.  heocmhcr  1851),  Z.  S3  817-66,  Finanz-M.- Verord- 
nungsblatt Nr.  62,  betreffend  die  Vorlag e  der  Pläne  im  das  Finanzministerium  bei  Recon- 
»troction  wiehligerer  Eisenhahn-BiHiobjccle  wurden  aus  Aul»»»  eines  vorgekommenen  specielleii 
Falle«  »ämiulliche  Ei»ciibahu-Ge*ell»cbnfteu  angewiesen,  bei  Reconstrnctioneii  wichtigerer  Ban- 
objeete  uad  insbesondere  von  Brücken  (namentlich,  wenn  hiebei  ein  neue»,  oder  doch  ton  der 
früher  bestandenen  Conatruction  verschiedenes  System  in  Anwendung  kommen  soll)  noch  vor  dein 
Beginne  de»  Baues  die  bobe  Genehmigung  liiezu  unter  Vorlage  der  Plane  einzuholen. 

Ilaudelsministerial-F.rlass  vom  5>.  Mai  1863,  Z.  6163-495,  C  e»  t  ra  I  b  I  a  1 1  Nr.  23, 
an  sämmtliche  österreichische  Eisen  bahn  - Verwaltungen  und  die  Admini- 
stration   der    ersten   U  o  na  u  -  I)  a  m  p  f»  c  b  i  f  l'f  ab  r  t »  -  G  e  »  e  1 1  s  c  Ii  a  ft ,  betreffend 
die  Vorlage  der  Pläne  über  wichtigere  Eisenbahn- II  ec  (Instructionen. 

I'en  Verwaltungen  wird  zur  genauesten  OarnMcbachtung  der  Erl«»»  de»  k.  k.  Finanzmini- 
steriums tum  6.  December  1850,  Z.  53.817-66,  in  Erinnerung  gebracht,  mit  welchem  die  Vorlage 
der  Pläne  über  wichtigere  Eiseabahn-Reconstructionen  und  namentlich  über  Reconstrnctioneii  von 
Brücken,  Viaducten  u.  dgl.  angeordnet  worden  ist. 

Insbesondere  werden  die  Verwaltungen  aufgefordert,  die  Vorlage  solcher  Projecte  für  die 
Folge  stets  rechtzeitig  zu  bewirken,  damit  »on  hier  au»  das  rücksichtlich  der  Genehmigung  erfor- 
derliche Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Kriegsministerium  in  entsprechender  Weise  gepflogen 
werden  könne. 

(He  Projecte  von  Iterunstructioneu,  deren  Ausführung  gegenwärtig  im  Zuge  ist  oder  bevor- 
steht, tind,  in  swferne  als  die  hohe  Genehmigung  derselben  nicht  eingeholt  wurde,  oder  in  der 
erfolgten  Genehmigung  die  Zustimmung  des  k.  k.  Kriegsiiiiniateriuma  nicht  ausdrücklich  erwähnt 
ist  und  diese  Zustimmung  auch  nicht  durch  die  betreffende  Militäi  behörde  erfolgt  wäre ,  unge- 
säumt hieher  vorzulegen. 

In  soferne  behufs  des  Baues,  und  bis  zur  Vollendung  desselben 
beabsichtiget  wird,  Seitenbahnen  zur  llerbeiHchnflung  der  Baumateria- 
lien zu  errichten,  ist  hiezu  der  Baueonsens  einzuholen,  und  falls  die 
Bahn  auf  fremdem  Grunde  errichtet  werden  soll,  die  Zustimmung  des 
Grundeigentümers  beizubringen. 

b)  Die  Eisenbahn-Unternehmung  erhält  durch  die  erlangte  Conces'sion,  in 
soferne  ein  ausschliessliches  Recht  zu  dem  bezüglichen  Eisenbahnbaue, 
als  es  während  der  Concessionsdaucr  Niemandem  gestattet  ist,  eine 
andere  Eisenbahn  für  die  Benützung  des  Publicums  zu  errichten,  welche 
dieselben  Endpuncte  ohne  Berührung  neuer  strategisch-politisch ,  oder 
commerciell  wichtigen  Zwischenpunctc  in  Verbindung  bringen  würde. 

Dagegen  bleibt  es  der  Staatsverwaltung  vorbehalten,  auch  während 
der  Concessionsdauer  die  Bewilligung  zur  Anlage  von  Zweigbahnen, 
oder  zu  einer  Eisenbahn  in  fortgesetzter  Richtung  der  conecssio- 
nirten  Bahn,  anderen  Privat-Untcrnehmungen  zu  crtheilen,  oder  derlei 
Eisenbahnen  auf  Staatskosten  zu  erbauen. 

c)  Einer  gemeinnützigen  Eisenbahn- Unternehmung  wird  das  Recht  der 
Expropriation  in  Gemässheit  des  §.  365  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches,  jedoch  lediglich  in  Ansehung  jener  Räume  verliehen, 
weleho  zur  Ausführung  der  Unternehmung  unumgänglich  not  Ii- 
wendig  erkannt  werden. 

Vgl.  die  Bestimmungen  über  Expropriation»!  echt  png.  55. 
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Das  Erkenntniss  über  das  Mass  dieser  Notwendigkeit  steht  der 
Statthaltern  des  bezüglichen  Kronlandes  und  im  weiteren  Instanzenzuge 
dem  Ministerium  des  Inneren  zu.  Vor  der  Ausübung  dieses  ExpropriatioiiR- 
reehte8  hat  jedoch  die  Eisenbahn -Unternehmung  über  die  Erwerbung 
des  Grundes,  und  die  hiefür  zu  leistende  Entschädigung  ein  gütliches 
U  eberein  kommen  zu  versuchen,  und  erst  nach  demMisslingen  eines 
solchen  Versuches  um  die  Fällung  eines  förmlichen  Expropriations- 
ErkenntniHses  bei  der  bezüglichen  Statthalterci  anzusuchen.  Nachdem 
dieses  Expropriations-Erkenntniss  in  Rechtskraft  erwachsen  ist,  hat  die 
Eisenbahn-Unternehmung  die  gerichtliche  Schätzung  des  zu 
expropriirenden  Grundes  bei  der  Real-Instanz  zu  erwirken,  und  den 
durch  diese  Schätzung  festgesetzten  Betrag  an  den  Grundeigentümer 
zu  bezahlen,  oder  wenn  die  Zahlung  wegen  Verweigerung  der  Annahme 
oder  aus  anderen  rechtlichen  Gründen  nicht  geschehen  kann,  zur  Real- 
instanz zu  erlegen,  wonach  die  Unternehmung  das  Eigenthum  des 
expropriirten  Grundes  erwirbt,  und  an  dem  Haue  in  dieser  Rücksicht 
nicht  mehr  gehindert  werden  darf.  Sind  jedoch  bei  der  Schätzung  nicht  • 
alle  Vorschriften  Uber  den  gerichtlichen  Kunstbefund  beobachtet 
worden,  so  bleibt  dem  Eigentümer,  der  auf  eine  höhere  Entschädi- 
gung Anspruch  zu  haben  glaubt,  in  dieser  Beziehung  der  Rechtsweg 
vorbehalten. 

Auf  ähnliche  Weise  ist  Uber  das  Bedürfniss  der  zeitlichen  Be- 
nützung fremden  Eigentumes,  welches  die  Unternehmung  Behufs  des 
bewilligten  Eisenbahnbaues  unumgänglich  notwendig  hat,  mit  der 
Fällung  des  Erkenntnisses  vorzugehen. 

Vgl.  die  Bestimmungen  über  Grundeinlösung  und  Expropriation  pag.  53. 

d)  Die  Unternehmung  erlangt  durch  die  Concession  ferner  das  Recht ,  auf 
der  erbauten  Eisenbahn  Personen  und  Sachen  nach  dem  festgesetzten 
Tarife  zu  befördern ,  in  soferne  der  diessfälligc  Transport  durch  das 
Postregale  nicht  der  Postanstalt  ausschliesslich  vorbehalten  erscheint. 

Mit  dem  Handelsiniaisterial-Acfe  vom  5.  März  1863,  Z.  349-11.  M.,  wurde  angeord- 
net, dass  rur  Vermeidung  von  Zweifeln  bezüglich  der  P  o  r  t  o  fr  e  i  h  ei  t  d  e  r  Eisenbahn- 
C  n  rrc  s  p  o  u  <i  v  n  z  künftig  bei  Abfassung  von  Eiscubahn-Cniii-essious-Urkuuden  die  bezüg- 
liche Bestimmung  in  folgender  Weise  zu  textiren  sei : 

„Correspondeuzcn ,  welche  in  Beziehung  »uf  die  Verwaltung  der  Ei»cnbalineii 
zwist  heil  der  Eiseiibahn-Directinii  { Verwaltungsrath)  und  ihren  untergeordnet eu  Organen 
oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken 
durch  die  Bediensteten  der  Babnanstalt  befördert  werden." 

Nach  Artikel  II,  Absatz  22  des  Gesetzes  vom  2.  October  1865,  II.«.  Bl.  Nr.  10«,  über 
die  gebührenfreie  Benützung  der  k.  k.  Postaustalt  <  Portofreihuit)  ist  die  Correspondcuz  der 
Eisenbahnen,  welche  dem  deutschen  Eisenbahn-Vereine  angehören,  über  Vereius<-Angele- 
genheiten  auf  die  Dauer  der  Gegenseitigkeit  von  der  Entrichtung  der  Portogebühr  befreit. 
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§.  10. 

Die  concessionirten  Eisenbahn-Unternehmungen  haben  dagegen  ausser 
den  schon  in  den  allgemeinen  Gesetzen  enthaltenen  Verpflichtungen  folgende 
Verbindlichkeiten  gegenüber  der  Staatsverwaltung  zu  erfüllen: 

a)  Die  Eisenbahn-Unternehmungen  haben  vor  der  Ausführung  der  conces- 
sionirten Bahn  die  Detailpläne  der  Bahn,  aus  denen  die  Steigungen  und 
Krümmungen  derselben  entnommen  werden  können,  die  Spur  und 
Geleisweite  derselben,  in  welcher  Beziehung  auf  ein  gleiches  Mass  hin- 
zuwirken ist,  das  zulässige  Mass  der  Bahnbreite,  zur  Genehmigung  vor- 
zulegen, und  beim  Baue  der  Bahn  selbst  und  der  einzelnen  Objecto  die 
allgemeinen  Bau-,  sowie  die  ihnen  etwa  ertheilten  besonderen  Vor- 
schriften genau  zu  erfüllen. 

Vgl.  die  besonderen  Vorschriften  zur  Wahrung:  wiAs.'nscbiiflliclier  Interessen  nag.  105» 
dann  die  mit  dem  Ministerial-Erlasse  vom  21.  Oecemher  1859,  lt.  U.  Bl.  Nr.  10  ex  18611» 
kundgemachten  Directiven  über  deu  Rayon  Itefestigter  Platze. 

Dahin  gehören  insbesondere  die  Vorsichtsmassregcln  gegen  Feuer- 
gefahr oder  sonstige  Beschädigungen  etc.  etc. 

Vgl.  die  Bestimmungen  über  Verhütung  der  Feuergefahr  pag.  71. 

b)  Die  Kisenhahn  Unternehmungen  sind  verpflichtet,  allen  Schaden  an 
öffentlichem  oder  Privatgute  zu  vergüten,  welcher  durch  den  fragliehen 
Eisenbahnbau  veranlasst  worden  ist. 

Vgl.  den  nachfolgenden  Handelsminislerial-Erlass  vom  28.  Juli  1864  über  die  Oiu- 
peten*  in  Ersatzstreitigkeiten  pag.  36. 

Die  Eisenbahn-Unternehmungen  haben  ferner  solche  Vorkehrungen 
zu  treffen,  dass  die  angränzenden  Grundstücke,  Gebäude  etc.  durch  die 
Bahn,  weder  während  des  Baues  derselben,  noch  in  der  Folge  Schaden 
leiden,  und  sind  verpflichtet,  für  derlei  Beschädigungen  zu  haften. 

Vgl.  die  Vorschrift  über  die  Verhütung  vou  Collisionen  mit  Bergbaii-l'nleruelioiuugen 
vom  ?.  Jinner  1859  |i»g.  37. 

c)  Wenn  durch  den  Bau  der  Eisenbahn  öffentliche  Wege,  Brücken,  Stege 
oder  sonstige  Coromunicationsmittel  ganz  oder  zum  Thcile  gestört  oder 
un fahrbar  gemacht  werden,  ist  die  Eisenbahn-Unternehmung  verpflichtet, 
nach  jedesmaliger  Anordnung  der  Behörden  die  gestörte  Communication 
anderweitig  vollkommen  wieder  herzustellen. 

Die  anstatt  der  zerstörten  oder  unfahrbar  gewordenen  neu  herge- 
stellten Wege,  Brücken  etc.  haben  diejenigen  im  brauchbaren  Stande  zu 
erhalten,  welchen  die  Erhaltung  der  früheren  Wege,  Brücken  etc.  oblag. 

Dieselben  können  jedoch  von  der  Eisenbahn-Unternehmung  den 
Ersatz  eines  verhältnismässigen  Theiles  der  Kosten  in  sofernc  anspre 
chen,  als  die  Erhaltungskosten  dieser  Wege,  Brücken  etc.  durch  den 
Bau  der  Eisenbahn  vergrössert  worden  sind. 
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In  soferne  zur  Herstellung  der  durch  die  Eisenbahn  gestörten 
Communicalion  besondere,  früher  nicht  vorhanden  gewesene  Bau- 
ten, z.  B.  an  Brücken,  Dämmen  etc.  nothwendig  sind,  fällt  der  Eisen 
bahn  Unternehmung  nicht  bloss  die  erste  Herstellung,  sondern  auch  die 
künftige  Erhaltung  zur  Last. 

d)  AVenn  die  Eisenbahn  über  einen  öffentlichen  Weg ,  eine  Brücke  oder 
über  einen  Damm  geführt  wird,  so  hat  die  Eisenbahn-Unternehmung 
für  eine  der  Sicherheit  angemessene  Einfriedung  (Absperrung)  nach  der 
jedesmaligen  Anordnung  der  Behörden  Sorge  zu  tragen,  und  sich  wegen 
Benützung  des  Weges,  der  Brücke  oder  des  Dammes  gehörig  abzufinden, 
für  eine  ähnliche  Einfriedung  (Absperrung)  ist  auch  in  jedem  Falle  zu 
sorgen,  wo  ein  öffentlicher  Weg  über  die  Eisenbahn  geht,  oder  in  die- 
selbe cinästet,  oder  wo  sonst,  wie  z.  B.  an  den  Stationsplätzen,  aus 
öffentlicher  Rücksicht  nach  der  Weisung  der  competenten  Behörden 
eine  Absperrung  der  Bahn  sich  als  nothwendig  zeigt. 

Vgl.  besonderen  Bestimmungen  über  Einfriedungen,  Wegüberset tungen  uud 

Zufahrtsstrassen  |»ag.  85. 

e)  Die  festgesetzten,  von  drei  zu  drei  Jahren  einer  Revision  zn  unterzie- 
henden Tarife  für  den  Personen-  und  Sachentransport,  und  für  die 
Ncbengebühren  sind  dem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Bauten  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen. 

Bei  der  Festsetzung  des  Tarifcs  wird  auf  sämmtliche  obwaltende 
Verhältnisse,  auf  die  Rentabilität  der  Bahn,  auf  die  Tarife  der  Nachbar- 
hahnen etc.  angemessene  Rücksicht  genommen. 

Der  Preistarif  ist  öffentlich  kundzumachen,  und  es  bleibt  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten ,  dann,  wenn  die  reinen  Erträgnisse  der 
Bahn  15  Percent  der  Einlagen  überschreiten,  auf  eine  billige  Herab- 
setzung der  Preise  einzuwirken. 

Vgl.  die  später  folgenden  Bestimmungen  über  Kundmachung  der  PreisUrife. 

f)  Die  Eisenbahn  Unternehmung  ist  verpflichtet  ,  bei  dem  Betriebe  der 
Eisenbahn  sich  vollkommen  den  bestehenden  Vorschriften  über  den 
Eisenbahnbetrieb  zu  fügen. 

Vgl.  die  Kiseubxliii-Belriebsordnung  10m  16.  November  1SS1  sammt  den  N«ehlr»gen 
bie/.u  in  dem  die  Vorschriften  über  den  Betrieb  enthaltenden  Abschnitte  dieser  Sammlung. 

Die  Eisenbahn -Unternehmung  ist  daher  insbesondere  auch  zur  un- 
entgeltlichen Beförderung  der  Postsendungen  und  der  Postbediensteten 
nach  Vorschrift  des  §.  68  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  verpachtet. 

Vgl.  die  besonderen  Bestimmungen  über  Puslbeforderung  ebendaselbst. 

Wenn  die  Militärverwaltung  zur  Beförderung  von  Truppen  oder 
Milifär-Effccten  von  den  Eisenbahnen  Gebrauch  zu  machen  wünscht, 
sind  die  Unternehmer  verpflichtet,  derselben  hiezu  alle  zum  Transporte 
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dienlichen  Mittel  gegen  Vergütung  nach  denselben  Tarifsätzen  zur  Ver- 
fügung zu  stellen,  welche  für  diese  Beförderung  in  dem  jeweiligen 
Tarife  der  Staats-Eisenbahnen  festgesetzt  sind. 

Vgl.  die  besonderen  Bestimmungen  über  Mililirbeförderung  ebendort. 

g)  Die  Eisenbahn -Unternehmung  hat  sich  mit  den  angränzenden  Eisen- 
bahnen (dieselben  mögen  zur  Zeit  der  Concessionirung  bereits  errichtet 
sein,  oder  erst  in  der  Folge  erbaut  werden)  in  Betreff  der  Fahrordnung, 
der  wechselseitigen  Benützung  der  Bahn  und  der  Betriebsmittel ,  und 
Uberhaupt  bezüglich  der  Ordnung  der  wechselseitigen  Verkehrsvcrhält- 
nisse  einzuverstehen. 

Sollte  ein  gütliches  Uebereinkommen  nicht  zu  Stande  kommen, 
oder  die  getroffene  Verabredung  den  öffentlichen  Interessen  nicht  ent- 
sprechen, so  hat  das  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten  die  erforderlichen  Verfügungen  von  Amtswegen  zu  treffen, 
welchen  Anordnungen  sich  sodann  die  Eisenbahn-Unternehmungen  zu 
fügen  haben. 

h)  Die  Eisenbahn-Unternehmungen  haben  die  Errichtung  einer  Staats 
Telegraphenleitung  längs  der  Eisenbahn  auf  ihrem  Grunde  und  Boden, 
oder  die  Benützung  ihrer  allfälligen  eigenen  Telegraphen-Einrichtungen 
unentgeltlich  zu  gestatten. 

ij  Die  Eisenbahn-Unternehmungen  sind  ohne  besondere  Bewilligung  der 
Staatsverwaltung  nicht  berechtiget,  Anleihen  mit  Hinausgabe  von 
Obligationen  oder  in  Form  von  Actien-Emissionen  oder  Aufzahlungen 
auf  die  früheren  Actien  zu  schliessen. 

Die  vorstehenden  Verpflichtungen  der  Eisenbahn-Unternehmungen  sind 
in  soferne  massgebend,  als  in  der  diessfälligen  Conceasions-Urkundc  nicht 
eine  besondere  Ausnahme  festgesetzt  ist.  Es  bleibt  nämlich  dem  Ermessen 
der  Staatsverwaltung  überlassen,  einer  Eisenbahn-Unternehmung  nach  den 
obwaltenden  besonderen  Verhältnissen  eine  oder  die  andere  Verbindlichkeit 
zu  erleichtern,  oder  andererseits  in  ganz  besonderen  Fällen,  z.  B.  wenn  von 
der  Staatsverwaltung  eine  Zinsengarantie  für  das  Unternehmen  übernommen 
wird  etc.,  bei  Ertheilung  der  Concession  die  Erfüllung  noch  anderweitiger 
Verbindlichkeiten  zur  Bedingung  zu  machen. 

§.  11. 

Die  ertheilte  Eisenbahn  Concession  erlischt: 

a)  wenn  der  Zeitraum  beendet  ist,  für  welchen  die  Concession  ertheilt 
wurde  ; 

b)  wenn  der  Termin  nicht  zugehalten  wird,  welcher  für  die  Vollendung  der 
Eisenbahn  oder  einzelner  Bahnstrecken ,  sowie  für  die  Eröffnung  des 
Betriebes  in  der  Concessions -Urkunde  ausdrücklich  vorgeschrieben 
worden  ist,  vorausgesetzt,  dass  in  dieser  Beziehung  nicht  aus  besonders 
rücksichtswürdigen  Gründen,  z.  B.  wegen  Eintreten  unabwendbarer  und 
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unvorhergesehener  Ereignisse  eine  besondere  Nachsicht  von  der  Staats- 
verwaltung erwirkt  worden  ist. 

Im  Falle  b)  bleibt  zwar  das  erworbene  Eigeuthum  an  Grundstücken, 
Gebäuden  etc.  (vorbehaltlich  einer  gesetzlichen  Expropriation  desselben)  den 
Unternehmern ;  der  Staatsverwaltung  ist  es  jedoch  unbenommen,  einer  ande- 
ren nachfolgenden  Unternehmung  die  Concession  zu  dem  fraglichen  Eisen- 
bahnbaue zu  crtheilen,  oder  denselben  auf  Staatskosten  zu  vollfuhren. 

Mit  den  HaiidelsiDiuisterial-Erlässen  vom  17.  Mai  und  25.  August  186'.»,  Z.  10.214-  IÖ74, 
Centralblatt  Nr.  K'l  und  71,  wurden  die  Eisenbahn-Verwaltungen  aufgefordert,  periodisch  und 
zwar  monatlich  über  den  Ports  eh  ritt  der  Arbeiten  auf  den  Theilstrecken  der  im  Bau 
begriffenen  Linien  sowohl  im  Allgemeinen  als  nach  den  einzelnen  Bau-Sectionen  gegliedert,  unter 
Angabc  der  bei  jeder  Sectioo  in  Verwendung  stehenden  Arbeitskräne  Bericht  zu  erstatten.  Hiebet 
sind  die  für  die  einzelnen  Bau-Seelionen  und  Strecken  in  Perceuten  gegebenen  statistischen  Daten 
mit  einem  deskriptiven  Berichte  wenigstens  über  die  schwierigeren  und  bedeutenderen  Arbeiten 
und  Objecte  eiiuubegleiten  und  ist  die  Summe  der  auf  den  gesammten  im  Bau  begriffenen  Streekeu 
vollbrachten  Leistung  nach  „Erdarbeiten",  „Kunstbauten",  „Oberbau",  „Hochbau"  und  „Neben- 
arbeilen"  geschieden  in  Percenten  der  zu  bewirkenden  Totalleistung  auszudrücken.  Die  Berichte 
sind  bis  zum  20.  des  dem  Monate,  für  welchen  der  Bericht  erstattet  wird, unmittelbar  nachfolgenden 
Monats  dem  Handelsministerium  vorzulegen. 

§.  12. 

Wenn  die  Eisenbahn-Unternehmung  ungeachtet  wiederholter  Ermahnung 
die  Anordnungen  der  vorgesetzten  Behörden  nicht  befolgen  oder  wesent- 
lichen Bestimmungen  der  Concessions-Urkunde  oder  der  Eisenbahn-Betriebs- 
ordnung zuwider  handeln  sollte ;  so  kann  das  Handelsministerium  die  Seque- 
stration der  concessionirten  Eisenbahn  auf  Gefahr  und  Kosten  der  Betriebs- 
Unternehmung  anordnen. 

§•  13. 

Angelegenheiten,  welche  sich  auf  die  Vollziehung  dieser  Bestimmungen 
bezichen,  sind  von  dem  Rechtswege  ausgeschlossen,  und  gehören  vor  die 
administrativen  Behörden. 

Baumgartier  m.  p. 


2.  Handelsministerial-Erlass  vom  28.  Juli  1864,  Z.  9400-868,  Cenlralblatt  Nr.  32, 

betreffend  die  Competenz  der  Gerichtsbehörden  Mir  Entscheidung  über  Ersatzansprüche 

aus  Anlass  von  Eisenbahnbaulen. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschlies- 
sung  vom  26.  Juni  d.J.  zu  erklären  geruht,  dass  Uber  Ersatzansprüche  gegen 
Eisenbahn-Unternehmungen  wegen  des  Schadens,  welcher  durch  den  Eisen- 
bahnbau an  Öffentlichem  oder  Frivatgute  verursacht  wurde,  und  wofür  den 
Eisenbahnen  im  §.  10,  fit.  b)  der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  14.  September  1854,  R.  G.B1.  Nr.  238,  die  Haftung  auferlegt  ist,  die 
competenten  Gerichtsbehörden  zu  entscheiden  haben. 

Vgl.  Eiseobaho-Concessions-Gesetz,  Jj.  10,  /«'<.  b),  pag.  33. 


d  by  Google 


der  Risrnhahiieii. 


37 


3.  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der  Finanzen,  der  Justiz,  dann  für 
Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  vom  2.  Jänner  185«,  K.fi.  Bl.  Nr.  25, 

gütig  rar  illf  Krooliidrr  mit  Au.a.bmp  Her  Militärgri..«-. 

betreffend  die  Verhütung  und  Beseitigung  von  Collisionen  /.wischen  Bergbau-  und  Eisen* 
bahn-Unternehinungen  und  den  hieraus  entspringenden  (Gefahren  für  die  Sicherheit  des 

Lebens  und  des  Eigentumes. 

I  m  den  Gefahren  fllr  die  Sicherheit  des  Lebens  lind  des  Eigenthuraes 
zn  begegnen,  welche  sich  aus  dem  Bergbaubetriebe  in  der  Nähe  von  Einen 
bahnen  ergeben  können,  insbesondere  um  den  Bergbaubetrieb  sowie  den 
Eisenbahnbetrieb  in  einer  Weise  zu  regeln,  wodurch  gegenseitige  Störungen 
vermieden  und  Collisionen  zwischen  Bergbau-  und  Eisenbahn-Unternehmungen 
verhütet  und  beseitigt  werderi,  wird  auf  Grund  des  allgemeinen  Berggesetzes 
vom  23.  Mai  1854,  K.  G.  Bl.  Nr.  146,  und  des  Eisenbahngesetzes  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  Nachstehendes  verordnet  : 

g.  1. 

Schürfungen  und  oberirdische  Bergbaue  (Einbaue),  sowie  die  davon 
herrührenden  Halden  müssen  von  Eisenbahnen  und  deren  Zugehöre  in  solcher 
Entfernung  gehalten  werden,  dass  Haldenstürzc  den  Eisenbahnbetrieb  in 
keiner  Weise  stören  oder  hindern,  Schächte,  Stollen  und  andere  oberirdische 
Bergbaue  aber  mindestens  zwanzig  Klafter  von  Gebäuden,  fünfzehn  Klafter 
von  Stationsplätzen,  drei  Klafter  vom  Sohlenende  des  Dammkörpers  und 
sechs  Klafter  von  den  Grundmauerwerken  der  Viaducte  und  Brücken  der 
Eisenbahnen  entfernt  bleiben. 

Gleiche  Entfernungen  sind  auch  bei  der  Anlage  von  Eisenbahnen  in  der 
Nähe  schon  bestehender  Schächte,  Stollen  und  anderer  oberirdischer  Berg- 
baue und  deren  Halden  zu  beobachten. 

8.  2. 

Unterirdische  Bergbaue  dürfen  nur  in  solcher  Nähe  von  Eisenbahnen 
geführt  werden,  dass  dadurch  weder  die  Sicherheit  des  Eisenbahnverkehres 
noch  jene  des  Bergbaubetriebes  eine  Beeinträchtigung  oder  Gefahr  erleidet. 
Die  dabei  einzuhaltende  Entfernung  haben,  mit  Rücksicht  auf  die  verschie- 
denen örtlichen  Verhältnisse,  die  Berghauptmannschaften  im  Einvernehmen 
mit  den  Kreisbehörden  (Comitats-Behörden  oder  Delegationen)  von  Fall  zu 
Fall  festzusetzen. 

§.  3. 

In  paralleler  Richtung  unterhalb  einer  Eisenbahn  soll  die  Führung  von 
Stollen  und  Strecken  nicht  stattfinden.  Wenn  jedoch  solche  Bergbaue  in 
anderen  Richtungen  unter  Eisenbahnen  geführt  werden,  müssen  sie  den  zur 
Sicherheit  sowohl  des  Bergbaues  als  der  Eisenbahn  erforderlichen  festen 
Ausbau  mittelst  gewölbter  Mauerung  erhalten  (§§.  170  und  171  des  allge- 
meinen  Berggesetzes). 
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§•  4. 

Wird  die  Verleihung  eines  Grubenfeldes  angesucht,  welches  sich  über 
eine  genehmigte  oder  bereits  ausgeführte  Eisenbahn  erstrecken  soll ,  so  hat 
die  Berghauptmannschaft  zu  der  nach  §.  54  des  allgemeinen  Berggesetzes 
vorzunehmenden  Freifahrung  nebst  den  sonstigen  Interessenten  insbesondere 
auch  den  bevollmächtigten  Vertreter  der  Besitzer  oder  Unternehmer  der 
Eisenbahn  vorzuladen  und  im  Einvernehmen  mit  der  RreisbehÖrde  (Comitats- 
Behörde  oder  Delegation)  einen  landesfürstlichen  Baubeamten  beizuziehen, 
um  mit  dessen  Beirathe  sorgfältig  zu  erheben,  ob  und  unter  welchen  Bedin- 
gungen mit  Rücksicht  auf  die  projectirte  oder  schon  bestehende  Eisenbahn 
die  angesuchte  Bergwerksverleihung  ertheilt  werden  könne.  Die  Entschei- 
dung hierüber  steht  der  Ober-Bergbehörde,  falls  dieselbe  nicht  zugleich 
politische  Landesstelle  ist,  im  Einverständniss  mit  Letzterer  und  über  Beru- 
fungen dagegen  dem  Finanzministerium  im  Einverständnisse  mit  den  Mini- 
sterien des  Innern,  dann  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  zu 
(§.  18  des  allgemeinen  Berggesetzes). 

§.  5. 

Die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Grubenfeldverleihung  mit  Rück- 
sicht auf  eine  Eisenbahn  als  zulässig  erkannt  wurde,  sind  nach  erlangter 
Rechtskraft  in  die  nach  §.  63  des  allgemeinen  Berggesetzes  auszufertigende 
Verleihungsurkunde  aufzunehmen  und  steht  dem  Bergbauunternehmer  wegen 
etwaiger  Beschränkung  des  Bergbaues  kein  Anspruch  auf  Entschädigung 
gegen  die  Eisenbahnunternehmung  zu. 

§•  *■ 

Soll  eine  projectirte  Eisenbahn  über  bereits  verliehene  Grubenfelder 
oder  schon  bestehende  Bergbaue  angelegt  werden,  so  ist  der  nach  dem  §.  6 
des  Eisenbahngesetzes  vom  14.  September  1854  abzuhaltenden  Locnlcom- 
mission  nebst  dem  Bergbauberechtigten  auch  ein  Abgeordneter  der  Berg- 
hauptmannschaft beizuziehen  und  auf  Grund  der  vorgelegten  Erhebungen 
von  der  politischen  Landesstelle,  falls  sie  nicht  zugleich  Ober-Bergbehörde 
ist ,  im  Einverständnisse  mit  der  Letzteren  unter  Freilassung  des  Recurses 
an  das  Ministerium  des  Innern  zu  entscheiden,  ob  und  unter  welchen  Bedin- 
gungen der  Fortbetrieb  des  Bergbaues  unterhalb  der  Eisenbahn  stattfinden 
dürfe.  Die  dagegen  eingebrachten  Recurse  wird  das  Ministerium  des  Innern 
im  Einverständnisse  mit  dem  Ministerium  der  Finanzen,  dann  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  erledigen. 

§•  7. 

Muss  sieh  in  Folge  der  gemäss  §.  6  gefällten  rechtskräftig  gewordenen 
Entscheidung  der  Bergbau-Unternehmer  eine  Beschränkung  seines  Betriebes 
zu  Gunsten  der  Eisenbahn  gefallen  lassen,  so  hat  ihm  der  Eisenbahn-Unter- 
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nehmer  angemessene  Entschädigung  dafiir  zu  leisten  nnd  ist  die  Bewilligung 
zum  Baue  der  Eisenbahn  unter  dieser  Bedingung  zu  ertheilen. 

8- 

Entstehen  zwischen  bereits  bestehenden  Bergbauen  und  zwischen  schon 
angelegten  Eisenbahnen  Collisionen,  so  muss  der  Bergbaubesitzer  diejenigen 
Sicherheit« -Vorkehrungen  in  seinem  Bergbaue  treffen,  oder  sich  diejenigen 
Beschränkungen  desselben  gefallen  lassen,  welche  die  ungestörte  Erhaltung 
und  Benützung  einer  in  öffentlicher  und  volkswirtschaftlicher  Hinsicht 
wichtigen  Eisenbahn  nach  dem  von  der  politischen  Landesstelle,  falls  sie 
nicht  zugleich  Ober-Bergbehörde  ist,  im  Einverständnisse  mit  Letzterer 
geschöpften  Erkenntnisse  unumgänglich  erheischt.  Die  commissionelle  Erhe- 
bung der  einschlägigen  Verhältnisse  hat  von  der  Kreisbehörde  (Comitats- 
Behörde  oder  Delegation)  im  Einvernehmen  mit  der  Berghauptmannschaft 
auszugehen  und  sind  derselben ,  nebst  den  beiderseitigen  Interessenten ,  ein 
Abgeordneter  der  Berghauptmannschaft  und  ein  landesfürstlicher  Baubeamter 
beizuziehen. 

Ob  und  welche  Entschädigung  in  diesem  Falle  dem  Bergbauberechtigten 
gegen  die  Eisenbahn -Unternehmung  zusteht,  haben  im  Falle  eines  Streites 
die  Gerichte  nach  Massgabe  der  bestehenden  Gesetze  zu  entscheiden. 

Die  Berghauptraanuschalten  sind  verpflichtet,  Bergbau? ,  welc  he  in  der 
Nähe  oder  unterhalb  der  Eisenbahnen  geführt  werden,  mit  besonderer  Sorg- 
falt zu  überwachen  und  mindestens  jährlich  einmal  nach  Erforderniss  auch 
öfters  untersuchen  zu  lassen,  um  sich  von  dem  gehörigen  Zustande  derselben 
die  l'eberzeugung  zu  verschaffen. 

Die  dabei  vorgefundenen  Ordnungswidrigkeiten  sind,  in  soferne  sich 
dieselben  nicht  zur  strafgerichtlichen  Behandlung  eignen  172  des  all 
gemeinen  Berggesetzes),  nach  Massgabe  des  4?.  240  desselben  Gesetzes  zu 
ahnden. 

Freiherr  von  Bach  in.  p.      Freiherr  von  Bnck  m.  p.      Graf  Nädandj  m.  p. 

Ritter  von  To^geaburg  m.  p. 
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4.  Gesetz  vom  5.  März  1«69,  R.  G.  Bl.  Nr.  27, 

betreffend  die  Haftung  der  Eisenbahn-Unternehmungen  für  die  durch  Kreignungen  auf 
Eisenbahnen  herbeigeführten  körperlichen  Verletzungen  oder  Tö  «Hungen  von  Menschen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt  : 

§.  1. 

Wenn  durch  eine  Ereignung  im  Verkehre  einer  mit  Anwendung  von 
Dampfkraft  betriebenen  Eisenbahn  die  körperliche  Verletzung  oder  die 
Todtuug  eines  Mensehen  herbeigeführt  wird ,  so  wird  stets  vermuthet,  dass 
die  Ereignung  durch  ein  Verschulden  der  Unternehmung  oder  derjenigen 
Personen  eingetreten  sei,  deren  sie  sich  zur  Ausübung  des  Betriebes  bedient. 
Das  Verschulden  dieser  Personen  hat  die  Unternehmung  ebenso,  wie  ihr 
eigenes  Verschulden  durch  Leistung  des  Ersatzes  nach  Massgabe  der  1325 
bis  1327  des  a.  b.  G.  B.  zu  vertreten. 

ij.  2. 

Von  dieser  Ersatzleistung  wird  die  Unternehmung  nur  dann  und  nur  in 
dem  Masse  befreit,  als  sie  beweist,  dass  die  Ereignung  durch  einen  unab- 
wendbaren Zufall  (höhere  Gewalt  —  vis  major)  oder  durch  eine  unab- 
wendbare Handlung  einer  dritten  Person .  deren  Verschulden  sie  nicht  zu 
vertreten  hat,  oder  durch  Verschulden  des  Beschädigten  verursacht  wurde. 

Eine  von  der  Unternehmung  in  Vorhinein  angekündigte  oder  mit  ihr 
vereinbarte:  Ablehnung  oder  Einschränkung  dieser  Ersatzpflicht  ist  ohne 
rechtliche  Wirkung. 

§•  3. 

Klagen  auf  Ersatzleistung,  welche  auf  Grundlage  dieses  Gesetzes  wegen 
Ereignungen,  die  der  Wirksamkeit  desselben  nachgefolgt  sind,  erhoben 
werden,  gehören  nach  Wahl  des  Klägers  vor  das  Handelsgericht,  in  dessen 
Sprengel  die  geklagte  Unternehmung  ihren  Sitz  hat  oder  die  Ereignung  ein 
getreten  ist. 

Ueber  dieselben  ist  summarisch  zu  verfahren  und  es  können  mehrere 
Kläger  Ersatzansprüche,  welche  in  derselben  Ereignung  ihren  Grund  haben, 
in  derselben  Klageschrift  geltend  machen. 

«5.  4. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 
Mit  dem  Vollzuge  desselben  ist  der  Justizminister  beauftragt. 
Ofen,  am  5.  März  1869. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Herbst  m.  p. 
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5.  Gesetz  vom  20.  Mai  1869,  R.  6.  Bl.  Nr.  82, 

betreffend  die  Steuerbefreiungen  für  neue  Eisenbahnlinien. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt : 

Artikel  I. 

Die  Staatsverwaltung  wird  ermächtigt,  bei  Concessionirung  neuer  Eisen- 
bahnlinien, in  Boferoe  für  dieselben  weder  eine  Staatsgarantie  noch  die  Bethei- 
ligung des  Staatsschatzes  an  der  Capitalsbeschaffung  stattfindet,  folgende 
Begünstigungen  zu  gewähren : 

a)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Coupon-Stämpelgebiihren ,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  bis  zur  Maximaldauer  von 
30  Jahren; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  CapitalsbeschafTung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpuncte  der 
Betriebseröffnung; 

c)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interimsscheine, 
sowie  der  bei  der  Grundeinlösnng  auflaufenden  l'ebertragungsgebUhr  ; 

d)  das  Recht  d^r  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften. 

Artikel  II. 

Bei  den  Verleihungen  von  Concessionen ,  in  welchen  die  Staatsverwal- 
tung von  der  im  Artikel  I  eingeräumten  Ermächtigung  Gebrauch  macht,  ist 
in  Betreff  der  sonstigen  Concessionsbestimmungen  auf  die  Anordnungen  des 
Gesetzes  vom  1.  Juni  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  56  ex  1868)  thunlichst  Rücksicht 
zu  nehmen. 

Artikel  III. 

Die  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ist  auf  die  Zeitdauer  vom 
Tage  seiner  Kundmachung  bis  zum  Tage  der  Eröffnung  der  nächsten  Session 
des  Reichsrathes  beschränkt. 

Artikel  IV. 

Der  Handelsminister  und  der  Finanzminister  werden  mit  dem  Vollzuge 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

Schönbrunn,  am  20.  Mai  1869. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Taafe  m.  p.       Plener  m.  p.       Brestel  m.  p. 
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B.  Specielle  Bestimmungen. 

Stil« 

t.  Bestimmungen  für  Bei 'pwerks-Eisenbahnen   45 

1.  Ministerial-Verordnung  vom  I.  November  1859,  R.  G.  Bl.  Nr.  200,  über  die 
Behandlung  der  zum  Bergbaubetriebe  notwendigen  Privat-Eisenbahnen  45 

■ 

2  Einscbl&gige  Bestimmungen  des  allgemeinen  Berggesetzes  vom 23.  Mai  1854, 

R.  G.  Bl.  Nr.  146   46 

3.  Bestimmungen  über  gesetzliche  Servituten  an  Bergwerks-Eisenhahnen  .  .  47 
2.  Bestimmungen  für  Pferde-Eisenbahnen  amerikanischen  Systems  ...  49 
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1.  Bestimmungen  für  Bergwerks-Eisenbahnen. 

I.  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der  Justiz  und  der  Finanzen  vom 

1.  November  1859,  R.  G.  Bl.  Nr.  200, 

gütig  ttr  »II«  KroaUadcr,  mit  Ah  »■»bat*  Je»  MiliUrf  rin»Uad«», 

über  ilie  Behandlung  der,  zum  Bergbaubetriebe  nothwendigen  Privateisenbahnen  mit 
Bezug  auf  das  KiproprialionsrechU  dann  Ober  die  Ertheilung  der  erforderlichen  Bau- 

bewiiligung. 

Die  Ministerien  des  Innern,  der  Justiz  und  der  Finanzen  finden  über  die 
Behandlung  der  zum  Bergbaubetriebe  nothwendigen  Privateisenbahnen  Nach- 
stehendes zu  verordnen: 

§.  1. 

Das  Expropriationsrecht  für  zum  Bergbaubetriebe  nothwendige  Privat- 
eisenbahnen ist  in  den  §§.  98  und  131  des  allgemeinen  Berggesetzes  vom 
23.  Mai  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  146)  begründet  und  bedarf  daher  nicht  erst 
einer  besonderen  Concession  im  Sinne  des  Eisenbahngosetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238). 

§.  2. 

Die  Ertheilung  der  nach  §.  133  des  allgemeinen  Berggesetzes  einzu- 
holenden, und  nach  §.  1  des  Eisenbahngesetzes  erforderlichen  Baubewilligung 
für  die  zum  Bergbaubetriebe  nothwendigen  Privateisenbahnen  steht  in  der 
Regel  der  politischen  Landesstelle  auf  Grundlage  des  Gutachtens  von  Eisen- 
bahn- und  Bergbau  Sachverständigen  zu,  wobei  zugleich  die  Expropriations- 
frage nach  Massgabe  der  §§.  101  — 103  des  allgemeinen  Berggesetzes  zu 
entscheiden,  und  hiernach  in  Gemassheit  des  §.  1  des  Eisenbahngesetzes 
vom  14.  September  1854  vorzugehen  ist. 

§•  3. 

In  dem  Falle  jedoch,  wo  die  zu  erbauende  Bergwerks- Eisenbahn  in  eine 
andere  für  den  öffentlichen  Verkehr  bereits  bestehende  Eisenbahn  einmünden 
soll,  bleibt  diese  Baubewilligung  dem  Finanzministerium  im  Einvernehmen 
mit  den  anderen  dabei  betheiligten  Centralstellen  vorbehalten. 

Freiherr  von  Inck  m.  p.   Graf  Nadasdy  m.  p.  Graf  G«*nch«wskl  m.  p. 
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2.  Einschlägige  Bestimmungen  des  allgemeinen  Berggesetzes. 

Die  hier  citirten  Paragraph©  des  allgemeinen  Berggesetzes  vom  23.  Mai 
1964,  R.  G.  Bl.  Nr.  146,  enthalten  die  nachstehenden  Bestimmungen: 

§.  98.  Jeder  Grundeigenthümer  ist  verpflichtet,  die  zum  Bergbaubetriebe 
noth wendigen  Grundstücke  dem  Bergbau- Unternehmer  gegen  angemessene 
Schadloshaltung  (§.  365  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches)  zur 
Benützung  zu  überlassen. 

§.  101.  Können  sich  die  Bcthciligten  hinsichtlich  der  Grund-Ucber- 
lassung  oder  der  Entschädigung  nicht  vereinigen,  so  hat  die  Bergbehörde, 
unter  Mitwirkung  der  politischen  Bezirksbehörde ,  die  Erhebung  zu  pflegen. 
Zu  dieser  Erhebung  sind  der  Bergbau-Unternehmer  und  der  Grundbesitzer 
vorzuladen  und  die  erforderlichen  Kunstverständigen  beizuzichen. 

§.  102.  Ueber  die  gepflogene  Verhandlung,  bei  welcher  insbesondere 
auf  die  wegen  Grundzerstückungen  bestehenden  Vorschriften  Rücksicht  zu 
nehmen  ist,  hat  die  politische  Behörde  nach  Anhörung  der  Bergbehörde, 
sowohl  in  Ansehung  der  Grundüberlassung  überhaupt ,  als  auch  darüber  zu 
entscheiden,  auf  wie  lange  dieselbe  zu  geschehen  habe. 

§.  103.  In  der  Entscheidung  ist  sogleich  nach  dem  Befunde  der  Sach- 
verständigen auch  eine  vorläufige  Bestimmung  über  die  Art  und  Grösse  der 
Entschädigung  zu  treffen. 

Demjenigen  Theilc,  welcher  »ich  mit  dieser  Bestimmung  nicht  zufrieden 
stellen  will ,  bleibt  zwar  die  Ergreifung  des  Rechtsweges  vorbehalten ,  der 
Bergbau-Unternehmer  ist  aber,  sobald  er  den  Ablösungsbctrag  gerichtlich 
erlegt,  oder  die  jährliche  Entschädigung  pupiüarraässig  sichergestellt  hat, 
sogleich  auf  die  Grundüberlassung  zu  dringen  berechtiget. 

§.  131.  Die  Bergwerksverleihung  berechtiget  den  Besitzer  zugleich: 
aj  zum  weiteren  Aufschluss  der  Mineral -Lagerstätten  und  zum  Abbaue  der 

Mineralien  innerhalb  seines  Feldes,  Stollen,  Sehächte,  Gruben-  und 

Tagbaue  zu  treiben; 

b)  zur  Gewinnung,  Förderung,  Aufbereitung  und  Zugutebringung  der 
Mineralien ,  zur  Wetterführung  (Zuleitung  zum  Athmen  tauglicher  Luft) 
und  Wasserhaltung  (Entleerung  der  Grubenbaue  von  den  Wässern;, 
Vorrichtungen,  Maschinen  und  Werkstätten  jeder  Art  zu  errichten, 
unter  welche  letztere  insbesondere  die  Erzmühlen  und  Quetschwerke, 
Pochwerke,  Schlemmwerke,  Schmelzöfen,  Amalgamirwerke,  Quick- 
mühlen ,  Erzröste,  f  oaksöfen,  Extractions-  oder  Laugwerke,  Krystalli- 
sationswerke  und  die  Bergschmieden  zu  rechnen  sind ; 

c)  zum  Betriebe  seiner  Werksanlagen  (lit.  h)  Teiche,  Waaserwehren  und 
Wasserleitungen  herzustellen ; 

d )  zum  Ab-  und  Zugange  für  Menschen  und  Thiere,und  zur  Zu-  und  Ablieferung 
der  Bergwerks-Erfordernisse  und  Erzeugnisse  Wege  *Stege,  Brücken  und 
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Eisenbahnen,  zum  Abstürzen  der  geförderten  Mineralien  Halden- 
plätze anzulegen; 

e )  zum  Schutze  der  Bergbaue ,  der  Maschinen ,  Materialien  und  Erzeug- 
nisse, und  zur  Unterkunft  der  Arbeiter,  Aufseher  und  Werksleiter,  unter 
Beobachtung  der  bestehenden  Gesetze  und  Vorschriften,  Gebäude  auf- 
zuführen ; 

f)  in  seinen  Werkstätten  die  zum  Bergwerksbedarfc  erforderlichen  Hand- 
werke durch  eigene  Arbeiter  zu  betreiben; 

g)  das  eigene  Arbeiter- Personale ,  jedoch  ohne  gewerbsmässigen 
Gewinn,  mit  den  nöthigen  Lebensmitteln  zu  versehen. 

§.  133.  Zur  Herstellung  von  Gebäuden,  Wasserwerken,  Strassen, 
Brücken,  Eisenbahnen,  Maschinen  und  anderen  Bauführungen  über  Tag, 
hat  der  Bergwerksbesitzer  die  vorgeschriebene  Baubewilligung  der  politi- 
schen Behörde  einzuholen,  und  der  Bergbehörde  nach  erfolgter  Herstellung 
die  Anzeige  zu  erstatten. 

Beabsichtiget  der  Bergwerksbesitzer  in  der  Grube  Maschinen,  welche 
nicht  von  Menschenkräften  betrieben  werden ,  zn  errichten ,  so  hat  er  dieses 
der  Bergbehörde  vor  deren  Errichtung  anzuzeigen. 


3.  Bestimmungen  über  gesetzliche  Servituten  an  Bergwerks-Eisenbahnen. 

Jeder  Bergbau- Unternehmer  ist  nach  §.  191  des  allgemeinen  Berg- 
gesetzes vom  23.  Mai  1854  verpflichtet,  die  Mitbenützung  seiner  Schienen- 
wege, soweit  sein  eigener  Bergbau  nicht  leidet  oder  gefährdet  wird,  den 
benachbarten  Bergbau-Berechtigten  zum  Transporte  von  Bergwerks-Erforder- 
nissen und  Erzeugnissen  gegen  ein  angemessenes  Entgelt  zu  gestatten ;  doch 
kann  er  nach  §.  195  des  obigen  Gesetzes  verlangen,  dass  ihm  selbst  die 
Beförderung  überlassen  und  dafür  eine  Vergütung  nach  seinen  eigenen 
Transportkosten  mit  Hinzuschlagung  von  höchstens  50  Percent  derselben  für 
Anlagekosten  und  ausserordentliche  Ereignisse  geleistet  werde. 

Kommt  Uber  die  Einräumung  einer  solchen  Bergbau  -  Dienstbarkeit 
zwischen  den  Betheiligten  ein  l Übereinkommen  zu  Stande,  so  ist  dasselbe  der 
Bergbehörde  vorzulegen ,  welche  es  nach  gepflogener  Erhebung  sowohl  hin 
sichtlich  der  Notwendigkeit  der  Servitut,  als  auch  der  Angemessenheit  des 
Entgeltes  zu  bestätigen  und  der  Gerichtsbehörde  zur  Eintragung  in  das 
Bergbuch  mitzutheilen  hat  (§.  193  des  allgemeinen  Berggesetzes). 

Dies*  Behörde  hat  dabei  insbesondere  /.u  erwägen  .  das»  durch  unnöthige  und  bedeutende 
Belastungen  nder  durch  da»  Zugeständnis»  überspannter  Gegenleistungen  wohlerworbene  Rechte 
der  Gläubiger  ungebührlich  beeinträchtigt  nder  völlig  aufgehoben,  so  aber  demCredite  des  Berg- 
wesens geschadet  werden  würde,  (f.  99  der  Vollzugsvorachrift  tum  allgemeinen  Berggesette  vom 
25.  September  1854.) 
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Können  sich  jedoch  die  Betheiligten  nicht  vereinigen,  so  hat  die 
Bergbehörde  nach  §.  194  des  allgemeinen  Berggesetzes  Uber  die  Verpflich- 
tung zur  Uebernahme  der  Dienstbarkeit  und  den  Umfang  derselben  zu 
entscheiden ,  den  Betrag  der  Vergütung  aber  vorläufig  unter  Vorbehalt  des 
Rechtsweges  allenfalls  mit  Zuziehung  von  Kunstverständigen  zu  bestimmen. 

Wird  nämlich  die  Notwendigkeit  der  Kinräumung  einer  Bergbau-Dienstbarkeit  (Jj.  191 
a.  B.  G.)  widersprochen,  oder  können  sieh  die  Parteien  über  da«  Entgelt  hiefür  nicht  vereinigen, 
und  gelangen  diessfällige  Beschwerden  zu  der  Berghauptmannitchaft,  so  hat  dieselbe  eine  Unter- 
suchung hei  den  betheiligleu  Bergbuuen  anzuordnen,  und  mit  Rücksicht  auf  die  Erfordernisse 
eines  geregelten,  wirtbschafllichen  und  erleichterten  Bergbaubetriebes,  sowie  auf  die  Art  und 
Weise  der  möglichst  unschädlichen  Mitbenutzung,  die  obwaltenden  tec  hnischen  und  ökonomischen 
Verhältnisse,  dann  aber  auch  die  Rechts-  und  BilligkeiUmotive  zur  Beurtheilung  und  Bemessung 
der  Entschädigung  erheben  zu  lassen. 

Handelt  es  sich  um  die  Bestellung  einer  umfangreichen  oder  lange  andauernden  Dienst- 
barkeit, und  die  Benützung  werthvoller  und  mit  Vorsicht  zu  behandelnder  Betriebs-Einrichtuugen 
oder  um  bedeutende  Entschädigungen,  so  wird  die  Berghauptmannschaft  stets  zwei  wohl  erfahrene, 
vertrauenswürdige  Kunstverständige  beiziehen,  und  nicht  nur  die  bereits  oben  bemerkten  Um- 
stände, sondern  auch  die  Vorsichten  und  Bedingungen,  unter  welchen  die  für  das  dienende  Gut 
mindest  listige,  und  jeden  Nachtheil  thunlichst  beseitigende  Mitbenützung  stattlinden  könnte,  dann 
das  Verhältniss  des  Beitrages  zu  den  Betriebs-  und  Erhaltungskosten  der  dienenden  Objecle 
erörtern  lassen. 

Die  begehrte  Mitbenützung  kann  als  unzulässig  erkannt  werden,  wenn  unter  Andern  der 
Vortheil  für  die  herrschende  Grube  mit  den  Belästigungen  der  dienenden  in  einem  bergwirth- 
schafllicbeu  Verhältnisse  nicht  stehen  -  oder  die  Mitbenutzung  durch  anderweitig  thunliche 
Vorkehrungen  als  entbehrlich  erscheinen  sollte.  (%.  100  der  Vollzugsvorschrift.) 

Die  von  der  landesfUrstlichen  Bergbehörde  bestätigten  Verträge  Uber 
Bergbau-Dienstbarkeiten  und  die  von  derselben  darüber  gefällten  Erkennt- 
nisse werden  in  die  Vormerkbücher  dieser  Behörde  und  auch  in  das  beim 
Gerichtshofe  befindliche  Bergbuch  eingetragen;  sie  sind  auch  gegen  die 
Hypothekargläubiger  des  dienenden  und  herrschenden  Gutes  wirksam. 
(§.  197  des  allgemeinen  Berggesetzes.)  Im  Falle  der  Feilbietung  des  letzte- 
ren im  Kxceutionswege  oder  im  Concursverfahren  gebührt  dem  Besitzer  des 
ersteren  das  stillschweigende  gesetzliche  Pfandrecht  für  seine,  nicht  über  ein 
Jahr  ausständige  Forderung  an  der  für  die  Mitbenutzung  der  Eisenbahn 
schuldigen  jährlichen  Leistung,  und  zwar  mit  dem  Vorrechte  vor  anderen 
Hypothekargläubigern  des  nämlichen  Schuldners.  (§.  268  und  269  des 
allgemeinen  Berggesetzes.) 

Im  Falle  eines  bei  Ausübung  der  Bergbau-Dienstbarkeit  zugefügten 
Schadens  verantwortet  der  Besitzer  des  herrschenden  Gutes  nicht  nur  sein 
eigenes,  sondern  auch  das  Verschulden  seiner  Untergebenen.  (§.  196  des 
allgemeinen  Berggesetzes.) 
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2.  Bestimmungen  für  Pferde-Eisenbahnen  amerikanischen  Systems. 

1.  Mit  derAllerhöc  baten  En  tschli  essung  vom  25.  Februar 
1859,  Handelsministerial-Act  Z.  598-H.  M.,  wurden  über  Antrag  des  Han- 
delsministers allgemeine  Grundsätze  in  Betreff  der  Herstellung  von  Pferde  - 
Eisenbabnen  (Hipposidir-Bahnen)  auf  gewöhnlichen  Strassen  festgestellt. 

Es  wurde  nämlich  für  die  Anlegung  von  Hipposidir-Bahnen  ein  eigenes 
Concessionsgesetz  vorerst  nicbt  zu  erlassen  befunden,  der  Handelsminister 
jedoeb  ermächtigt,  vorkommenden  Falles  solche  Unternehmungen  versuchs- 
weise zu  gestatten,  wobei  sich  übrigens  gegenwärtig  zu  halten  sei : 
u)  dass  jedes  Privatrecht  und  jeder  Privatrechtsanspruch  vollkommen  un- 
beschädigt zu  bleiben  haben,  somit  auch  eine  zwangsweise  Expropriation 
nicht  stattfinden  solle; 
h)  dass  auf  alle  Rücksichten  des  unbeirrten  öffentlichen  Verkehres,  sowie 
der  Sicherheit  Uberhaupt  der  vollkommenste  Bedacht  zu  nehmen  sei, 
und  daher  zu  einem  solchen  Versuche  auch  kein  ausschliesscndes  Recht 
ertheilt  werden  dürfe ; 

c)  dass  keinerlei  Entschädigung«-  oder  Garantie-Anspruch  an  das  Staats- 
ärar zu  bewilligen  sei ,  und  dass  die  aus  der  Anlage  von  Hipposidir- 
Babnen  zwischen  deren  Unternehmern  und  Privaten  entstehenden  Ent- 

•  schädigungs-Anspriichc  gänzlich  nach  den  Civilgcsetzen  zu  behandeln 
seien;  endlich 

d)  dass  ohne  äusserste,  jedesmal  gründlich  nachzuweisende  Notwendigkeit 
keine  Zollbegünstigung,  ja  nicht  einmal  die  Gestattung  zur  Verwendung 
ausländischen  Materiales  Allerhöchsten  Ortes  beantragt  werden  dürfe. 

2.  Mit  der  Allerhöchsten  E  ntsch  lie  ssu  ng  vom  8.  März 
1867,  Handelsministerial-Erlass  vom  11.  März  1867,  Z.  4386-444,  Cen 
tralblatt  Nr.  12,  wurde  die  vom  Handelsministerium  im  Einvernehmen  mit 
dem  Staatsministerium  beabsichtigte  Erthcilung  der  definitiven  Concession 
für  mehrere  Pferde  Eisenbahnlinien  in  Wien  an  die  Wiener  Tramway-Gesell- 
gehaft  zur  Allerhöchsten  Kenntniss  genommen,  und  der  Handelsminister 
ermächtigt,  wegen  Concessionirung  noch  anderer  Pferdebahnen  amerikanischen 
Systemes,  sei  es  an  die  Firma:  Schaeck,  Jaquct  &  Comp.,  sei  es  an  andere 
Unternehmer,  auf  Grundlage  der  Allerhöchsten  Erschliessung  vom  25.  Februar 
1859  auch  fernerhin  vorzugehen. 

3.  Mit  dem  Handel  sministerial-Erlasse  vom  8.  Juli  1868, 
Z.  8858-1155,  wurde  anlässlich  vorgekommener  Gesuche  um  die  Erthei- 
lung  der  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten,  dann  der  Conecssion  für  derartige 
Eisenbahnen,  den  k.  k.  Statthaltereien  für  Böhmen  und  Mähren,  sowie  später 
auch  jenen  für  Steiermark,  Oberösterreich,  Galizien  und  das  Küstenland 
unter  Anderem  Nachstehendes  zur  Orientirung  bekanntgegeben : 
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Zur  Errichtung  von  .Strassen  Pferde  Eisenbahnen  (Hipposidir-ßahnen, 
auch  Pferde  Eisenbahnen  amerikanischen  »Systems  oder  Tramways),  d.  i. 
solcher  Schienenwege,  deren  Schienen  nicht  derart  über  das  Strassenniveau 
hervorragen,  dass  sie  den  Verkehr  anderer  Fuhrwerke  stören  würden,  ist  die 
Ertheilnng  einer  Bewilligung  zu  den  technischen  Vorarbeiten  in  der  Weise, 
wie  sie  bei  der  beabsichtigten  Anlage  einer  Loeomotiv-Eisenhahn  nach  den 
§§.1—4  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  2H8,  durch  das  Handelsministerium  erfolgt,  nach  dem  gegen- 
wärtigen Stande  der  Gesetzgebung  nicht  erforderlich. 

Penn  die  Errichtung  von  solchen  Pferdebahnen  auf  bereits  bestehenden 
Strassen  findet  nicht  durch  eine  Allerhöchste  Concession  im  Sinne  des  Con 
cessionsgesetzes  statt,  sondern  sie  erfolgt  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Er- 
schliessung vom  25.  Februar  1850  durch  das  Mandelsministerium  nach  vor- 
ausgegangener eingehender  Prüfung  der  einschlägigen  Localverhältnisse  von 
Seite  der  Landesbehörde. 

Die  wirkliche  Ausführung  einer  Pferde-Eisenbahn  muss  dem  Einver- 
ständnisse der  Unternehmer  mit  den  Eigenthümern  der  betreffenden  Strassen 
anheimgestellt  bleiben,  uud  muss  im  Wege  dieses  Uebereinkommens  auch  die 
Feststellung  der  durch  die  besonderen  localen  Rücksichten  gebotenen  Moda-. 
litäten  erfolgen. 
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1.  Expropriationsrecht. 

Das  Expropriationsrecht  gründet  »ich  auf  §.365  des  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches:  Wenn  es  das  allgemeine  Beste  erheischt,  muss 
ein  Mitglied  des  Staates  gegen  eine  angemessene  Schadloshaltung  selbst  das 
vollständige  Eigenthum  einer  Sache  abtreten. 

Eine  Interpretation  dieser  gesetzlichen  Bestimmung  enthält  das  Hof- 
kanzlei-Decret  vom  10.  Februar  1834,  P.  G.  S.  Bd.  02,  Nr.  20: 

Seine  k.  k.  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom 
5.  Februar  1834  zu  befehlen  geruht,  darauf  zu  halten,  dass  in  das  Privat- 
eigenthum gegen  den  Willen  des  Eigenthiimers  nicht  eingegriffen  werde, 
wenn  nicht  erwiesene  öffentliche  Rücksichten  es  nothwendig  machen. 

Das  Expropriationsrecht  für  Privat-Eisenbahnen  insbesondere  folgt  aus 
§.  9,  fit.  c)  des  Eisenbahn-Concessionsgcsetzes  vom  14.  September  1854, 
R.G.B1.  Nr.  238;  vgl.  pag.  31. 

Nähere  Bestimmungen  Uber  die  juristische  Natur  der  Expropriation  und 
Uber  den  Wirk  nngskr eis  der  zur  Durchführung  derselben  berufenen 
politischen  undJustizbehörden  enthält  das  nachstehende  Hofkanzlei- 
Decret  vom  30.  April  1841,  Z.  12.773,  n.  ö.  Regierungsverordnung  vom 
15.  Mai  1841,  Z.  26.513,  n.  ö.  Prov.  G.  S.  Bd.  23,  Nr.  77  : 

Die  Behauptung,  dass  die  Directiven  Uber  das  Eisenbahn-Conceasions- 
System  Nr.  8 ,  ein  Ausnahmsgesetz  von  den  Anordnungen  des  §.  444  des 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  rücksichtlich  der  Erlöschung  und 
Erwerbung  von  Eigenthumsrechten  statuirt  haben,   ist  nicht  gegründet. 

Bei  der  in  Folge  jener  Directiven  stattfindenden  Expropriation  zum 
Behufe  einer  Eisenbahn-Unternehmung  geht  das  Eigenthum  des  betreffenden 
Grundes  allerdings  auf  eine  der  im  §.  444  bezeichneten  Arten,  nämlich  durch 
das  Gesetz  verloren,  welches  §.  365  die  Bestimmung  enthält,  dass,  wenn 
es  das  allgemeine  Beste  erheischt,  ein  Mitglied  des  Staates  gegen  eine 
angemessene  Schadloshaltung  selbst  das  vollständige  Eigenthura  einer  Sache 
abtreten  müsse. 

Die  Bestimmung  ist  in  den  erwähnten  Directiven  nur  auf  die  für  gemein- 
nutzig anerkannten  Eisenbahn-Unternehmungen  ausdrücklich  bezogen  und 
angewendet  worden;  und  weil  die  Benrtheiluug,  ob  und  wann  der  vom 
Gesetze  vorgesehene  Fall  eintrete,  nur  den  zur  Wahrnehmung  des  allgemei 
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nen  Besten  aufgestellten  Behörden  zustehen  kann,  wurde  auch  das  Erkennt- 
njss  Uber  die  Zulässigkeit  der  von  einer  Eisenbahn-Unternehmung  angespro- 
chenen Expropriation  der  politischen  Landesstelle  vorbehalten. 

Mit  diesem  Ausspruche  ist  jedoch  in  der  Kegel  die  Wirksamkeit  der 
politischen  Behörde  in  Expropriationsfällen  beschlossen,  er  gewährt  den, 
nach  §.  424  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  erforderlichen  Titel 
zur  Erwerbung  des  Eigentumes,  welches  aber  sofort  gemäss  den,  im  fünften 
Hauptstücke  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  festgesetzten  Be- 
stimmungen ,  und  nach  vorläufiger  Erfüllung  der  in  den  Eisenbahn-Conees- 
sions-Directiven  §.  8  enthaltenen  Bedingungen,  erst  wirklich  erworben 
werden  muss. 

In  sofern  nun  hierin  die  Vollstreckung  des  Expropriations-Erkenntnisses 
besteht  und  hierbei  eine  Amtshandlung  der  Behörden  einzutreten  hat,  steht 
dieselbe  allerdings  nur  den  eompetenten  Gerichtsbehörden  und  zwar  um  so 
mehr  zu,  als  das  Eigentlmm  unbeweglicher  Sachen  nur  durch  die  Eintragung 
des  Erwerbungs-Ueschäftes  in  die  dazu  bestimmten  öffentlichen  Bücher 
erworben  wird,  und  es  sich  somit  hier  wieder  um  einen,  nur  der  Gerichts- 
behörde zuständigen  Act  handelt. 

Sowie  aber  dadurch  der  neue  Eigenthümer  nach  §.  441  in  den  recht- 
mässigen Besitz  der  erworbenen  Sache  tritt,  kommen  ihm  auch  alle  zur 
Erhaltung  des  Besitzstandes  dienenden  Rechtsmittel  zu.  und  wie  es  der 
politischen  Behörde  nach  §.  344  des  allgemeinen  bürgerliehen  Gesetzbuches 
im  Allgemeinen  obliegt,  bei  Besitzstörungen  für  die  Erhaltung  der  öffentlichen 
Ruhe  zu  sorgen,  wird  dieselbe  auch  in  Bezug  auf  Eisenbahn-Unternehmungen 
insbesondere,  jeden  unerlaubten  factischen  Vorgang,  durch  welchen  dieselbe 
in  der  Ausübung  ihrer  Rechte  beirrt  oder  gehindert  wird ,  auf  wirksame 
Weise  hintanhalten,  wodurch  auch  der  diessfalligeit  Bestimmung  der  Conces- 
sions-Directiven  §.  8  entsprochen  ist. 

In  dieser  Art  ist  der  Wirkungskreis  der  politischen  und  der  Justiz- 
behörden in  Expropriationsfällen  überhaupt  schon  durch  die  bestehenden 
Vorschriften  genau  bestimmt,  und  das  Einschreiten  der  politischen  Behörde 
zur  physischen  Uebergabe  des  Grundeigenthumes,  wenn  sie  verweigert  wird, 
stellt  sich  weder  als  nothwendig,  noch,  in  soferne  es  sich  um  die  Einräumung 
von  Besitz-  und  Eigenthumsrechten  handelt,  als  zulässig  dar. 

flandelsministcrial-Erlas.s  vom  30.  Jänner  1 859 ,  Z.  I 646-33 ,  II  »  n  d  e  I  s  m  i  n  i  s  t  e- 

rial-Verordnungsblatt  Nr.  II. 

An«  Anlas»  eines  vorgekommenen  Falle»  wurden  die  politischen  Behörden  angewiesen, 
strenge  darauf  tu  wachen,  dass  die  Eisenbahn-Onternehmunge»  sich  den  Bestimmungen  vom 
14.  September  1854  (R.G.BI.  Nr.  238),  $.  9,  lit.  cj  gemfias,  vor  Hechtskraft  des  Eipropriations- 
Rrkenntnisses  und  Erlag  des  Schätzunpsbetrages  keine  Eingriffe  in  die  tu  expropriirenden  Grund- 
stücke erlauben. 
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2.  Verfahren  bei  Grundeinlösungen  und  Expropriationen. 

a)    Für  Staats- Eisenbahn cn. 

1.  Das  bei  Grundeinlösungen  für  «He  Staats  Eisenbahnen  zu  beobach- 
tende Verfahren  bildete  zuerst  den  Gegenstand  umfassender  legislativer 
Ordnung.    Für  dieses  Verfahren  erfloss  nämlieh  das  nachstehende 

Justiz- Hnfdecret  vom  8.  November  1*42,  ■'•  l«.  S.  Nr.  651, 

ao  das  ntederösterreiehisclie,  mähriseh-schlesisehe.  böhmische  und  inneröslerreiohiseh- 
küstenlündische  AppellotioiMgericht ;  den  l,Sndcr-Cln'fs  in  Niederöstei  reich,  Böhme», 
Mähren,  lllirien  und  im  Küstenland«  bekannt  vernarbt  durch  Hofkamnier-Präsidial-Decrct 

vom  6.  September  1842. 

In  Folge  gepflogenen  Einvernehmens  mit  dem  Präsidium  der  k.  k.  all- 
gemeinen Hofkammer  wird  dem  Appellationsgerichte  ein  gedrucktes  Exemplar 
der  Instruction  über  das  bei  den  Grund-Einlösungen  für  die  Staats-Eisen- 
bahnen zu  beobachtende  Verfahren  zur  eigenen  Darnachachtung  und  Mit- 
theilung an  die  untergeordneten  Collegialgerichte,  mit  folgender  Weisung 
zugestellt : 

« )  Diejenigen  Hypothekar-Gläubiger,  deren  Aufenthalt  nicht  bekannt,  oder 
welche  nicht  in  der  Provinz  wohnhaft  sind,  und  auch  keinen  bekannten 
Bevollmächtigten  haben,  sind  zu  der  im  9  der  Instruction  über  das 
bei  den  Grund-Einlösungen  für  die  Staats-Eisenbahnen  zu  beobachtende 
Verfahren,  erwähnten  Verhandlung  nicht  persönlich  vorzuladen,  sondern 
ihre  Hechte  durch  einen  für  sie  von  der  Real  Instanz,  ad  actum  zu  bestel- 
lenden, und  zu  der  Verhandlung  beizuziehenden  Ourator  zu  verwahren  ; 

b)  für  alle  Fälle,  in  welchen  das  Landrecht,  rücksichtlich  landesfürstliche 
Gollegialgericht  der  Provinz,  durch  welche  die  Eisenbahn  laufen  wird, 
nicht  schon  als  privilegirtes  Gericht  des  um  die  gerichtliche  Schätzung 
einschreitenden  Fiscus,  oder  selbst  als  Real  Instanz  zur  Vornahme  der 
Realitäten -Schätzung  zum  Behufe  der  Einlösung  für  die  Staats  Eisen- 
bahnen competent  wäre,  wird  dasselbe  hiemit  delegirt,  wornaeh  die 
Realitäten-Schätzungen  in  allen  Fällen  bei  dem  Landrechte,  rücksichtlich 
Collcgialgerichte  der  Provinz,  wodurch  die  Eisenbahn  laufen  wird, 
anzusuchen  sind. 

Das  Landrecht  hat  jedoch  wo  möglich  die  Absendung  einzelner  Com- 
missäre  in  entfernte  Provinztheile  zu  vermeiden,  und  stattdessen  nahegelegene 
unbefangene  Gerichtsstände  zu  ersuchen,  bei  der  Wahl  der  Schutzleute  nebst 
dem  Haupterfordernisse  der  Sachkenntniss  und  Unbescholtenheit  auf  die  Nähe 
ihres  Aufenthaltes  zum  Orte  des  Kunstbefundes  zu  sehen,  und  falls  ihm 
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geeignete  Schätzleute  in  allen  Provinztheilen  nicht  bekannt  wären,  anf  jedem 
geeigneten  Wege  sich  Erkundigungen  einzuholen. 

Uebrigens  bleibt  es  der  General  Direction  der  Staats-Eisenbahnen  und 
den  bestellten  Einlösungs  Coraniissären  vorbehalten,  dem  Landrechte,  rück- 
sichtlich  Collegialgerichtc,  der  Provinz  jene  Aufklärungen  und  Andeutungen 
zu  geben,  welche  bei  der  Wahl  des  einzuschlagenden  Weges,  und  in  Bezug 
auf  die  Frage,  ob  eine  weitere  Delegirung  und  welche  stattzufinden,  und  wie 
die  Zusammensetzung  der  Commissionsglieder  zu  geschehen  habe,  sich  als 
nothwendig  oder  nützlich  darstellen. 


Instruction 

Uber  das  bei  den  Grund  Einlösungen  fUr  die  Staats- Eisen- 
bahnen zu  beobachtende  Verfahren. 

Bei  der  Einlösung  der  Gründe  flir  die  Staats  Eisenbahnen  haben  im 
Wesentlichen  die  nämlichen  Grundsätze  Anwendung  zu  finden,  welche  bei 
den  Grund  Einlösungen  für  öffentliche  Strassen  vorgeschrieben  sind. 

Die  Grund -Einlösungen  zum  Behufe  der  Staats-Eisenbahnen  sind  ent- 
weder bleibende  oder  zeitliche,  je  nachdem  die  Gründe  als  Eigenthum  der 
Staats-Eisenbahn  für  immer  in  Anspruch  genommen  werden  oder  es  sich 
bloss  um  deren  zeitweilige  Benützung  handelt,  bei  welcher  die  Eigenthums  - 
Verhältnisse  unverändert  bleiben. 

3. 

Bei  den  bleibenden  Grund-Einlösungen  hat  als  leitender  Hauptgrundsatz 
zu  gelten,  dass  der  Staat  den  einzulösenden  Grund  zu  einem  Öffentlichen 
Zwecke  in  Anspruch  nimmt,  dass  der  eingelöste  Grund  als  ei n  öffent- 
liches Gut  alle  privatrechtlichen  Eigenschaften  verliert,  somit  auch  auf- 
hört, ein  Dominical-  oder  Rusticalgrund  zu  sein  und  von  allen  wie  immer 
Namen  habenden  Lasten  entbürdet  werden  muss.  Derselbe  darf  daher  kein 
Object  der  Landtafel,  eines  Grundbuches  oder  des  ständischen  Katasters  mehr 
bilden,  und  die  darauf  haftenden  l.  f.  Steuern  sind  lediglich  abzuschreiben. 

4. 

Alle  privatrechtlichen  Verhältnisse,  welche  durch  diese  Grund-Einlösungen 
berührt  werden,  sind  in  soferne  zu  berücksichtigen,  dass  diejenigen,  welchen 
durch  eine  bleibende  oder  zeitliche  Grund-Abtretung  ein  wirklicher  Schade 
zugeht,  dafür  nach  §.  365  des  a.  b.  G.  B.  eine  angemessene  Entschädigung 
erhalten  müssen. 
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§.5. 

Ausser  dem  unmittelbaren  Grundbesitzer  können  daher  auch  zu  ent- 
schädigen sein :  die  Dominien  (Grundherren),  die  Lehensherren,  Lehen-  und 
Fideicommiss-Anwärtcr,  die  Vogtei-  Zchent-,  und  Bergherrsohaften,  Gemeinden, 
Hypothekargläubiger,  Servitusberechtigte,  kurz  alle,  welchen  auf  den  ein- 
zulösenden Grund  dingliche  Rechte  zustehen,  wenn  diese  Rechte  durch  die 
Einlösung  unwirksam  gemacht  oder  geschmälert  werden. 

§•  6- 

Alle  diese  Interessenten  haben  ihre  Entschädigung  in  dem  auszumit- 
telnden  Einlösungspreise  zu  finden,  und  es  ist  hierbei  das  Quäle  und  Quantum 
der  einzelnen  Rechts-Ansprtiche  in  soferne  zu  berücksichtigen,  als  von  den 
Berechtigten  auf  eine  Entschädigung  nicht  freiwillig  verzichtet  wird. 

$.  7. 

Die  Grund-Einlösungen  haben  durch  die  von  der  General-Direction  für 
die  Staats-Eisenbahn  abzuordnenden  Commissäre  unter  Dazwischenkunft  der 
betreffenden  Kreisämter  zu  geschehen. 

§.  8. 

Die  Einlösungs-Commissäre  haben  den  Kreisämtern  die  einzulösenden 
Grundparzellen  districtsweise  anzuzeigen  und  um  die  Ausschreibung  der 
Local-Commissionen  anzusuchen. 

Hierüber  haben  die  Kreisämter  die  Local-Commissionen,  wie  es  bei  den 
Grund-Einlösungen  zum  Behufe  des  Straasenbaues  zu  geschehen  pflegt,  durch 
die  Grund-Obrigkeiten,  mit  Zuziehung  der  sämmtlichen  Interessenten  oder 
ihrer  gesetzlichen  Vertreter  und  zweier  beeideter,  unparteiischer  Schätzleute, 
allenfalls  auch  mit  Zuziehung  sachverständiger  Oberbeamten  (zur  näheren 
Information  besonders  bei  den  zu  pflegenden  gütlichen  Uebereinkommen)  in 
der  Art  auszuschreiben,  das»  auf  einen  Tag  nicht  mehrere  Personen  vorge- 
forlert  werden,  als  mit  welchen  auch  an  demselbeu  Tage  die  Einlösungs- 
verhandlung gepflogen  werden  kann. 

§.  10. 

Bei  diesen  Local-Commissionen  ist  den  Gegenwärtigen  vor  Allem  zu 
eröffnen,  um  welche  Einlösungen  es  sich  handelt,  und  nach  welchen  Grund- 
sätzen bei  denselben  vorgegangen  werden  wird,  sodann  ist  bei  jedem  einzu- 
lösenden Grunde  insbesondere  zu  erheben  und  im  Commissions-Protokolle 
anzumerken,  welche  Interessenten  dabei  betheiliget  erscheinen  und  welche 
davon  gegenwärtig  gewesen  sind. 

§.  11. 

Sollte  von  diesen  Interessenten  ein  oder  der  andere  nicht  anwesend  sein, 
so  ist  nichts  desto  weniger  mit  den  gegenwärtigen  die  Verhandlung  zu 
pflegen ;  den  Nichterschienenen  bleiben  ihre  allfälligen  Rechte  vorbehalten, 
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und  soll  deren  nachträgliche  Einvernehmung  nach  Thunlichkeit  veranlasst 
werden,  ohne  das*  hierdurch  das  Eitilüsungsgeschäft  in  seinem  Fortgange 
beirrt  werden  darf. 

4?.  12. 

Die  Grundlage  der  Einlösungsverhandlnng  bildet  der  von  den  Sach- 
verständigen auszumiltelnde  Werth  der  entweder  bleibend  oder  zeitweilig 
einzulösenden  Objeete.  Zu  diesem  Ende  ist  eine  Sehätzung  vorzunehmen, 
wobei  die  Kunstverständigen  ihres  aufhabenden  Eides  erinnert  werden 
müssen,  und  dicss  im  Protokolle  ausdrücklich  zu  bemerken  ist. 

13. 

Handelt  es  sich  um  eine  bleibende  Grund-Einlösung,  so  ist  der  ganze 
Grundwerth  im  Gelde  zu  veranschlagen;  handelt  es  sich  nur  um  eine  zeitliehe 
Einlösung,  so  hat  die  Schätzung  den  Eutgang  des  Nutzens,  welchen  das 
Grundstück  jährlich  abwerfen  würde,  zu  bestimmen,  wornach  die  auf  die 
Dauer  der  Benützung  zu  bezahlende  Rente  zu  bemessen,  die  seiner  Zeit 
gleichfalls  im  Wege  der  Schätzung  auszumittelnde  allfälligc  Werthsverminde- 
rung aber  dem  Eigenthümer  nach  geendeter  Benützung  im  Capitale  zu  ver- 
güten sein  wird.  Da  sich  jedoch  nicht  immer  genau  vorausbestimmen  lässt, 
wie  viel  Grund  zum  Baue  der  Eisenbahn  benöthiget  werden  wird,  so  hat  sich 
die  Schätzung  immer  auf  die  Einheiten  der  Grundmasse,  als;  .loche,  Tag- 
werke, Viertel,  Quadratklaiter  u.  s.  w.  zu  beziehen,  wornach  der  grössere 
(»der  geringere  Gesammtwerth  seiner  Zeit  leicht  ausgemittelt  werden  kann. 

Weil  bei  einer  bleibenden  Grund-Einlösung  nicht  nur  der  Grund-Eigen- 
thümer,  sondern  auch  alle  diejenigen,  welche  oberherrliehe  oder  was  immer 
für  andere  dingliche  Hechte  auf  den  eingelösten  Grund  hatten  (§.  5),  in  dem 
Einlösungswcrthe  ihre  Entschädigung  zu  suchen  haben,  so  müssen  bei  der 
Ausmittlung  dieses  Werthes  die  Schätzleute  nach  Massgabe  des  §.  f>  die 
oberherrlichen  oder  die  anderen  auf  dem  Grunde  haftenden  Rechte,  welche 
durch  die  Einlösung  erlöschen  oder  geschmälert  werden,  besonders  veran- 
schlagen. 

§.  15. 

Die  Schätzmänner  w  erden  hierbei  auch  den  reetiticirten  katastralmässigen 
Grund werth  zu  beachten  und  den  l'mstand  nicht  unberiicksichtiget  zu  lassen 
haben,  ob  nicht  durch  Grund-Abtretungen  der  Werth  der  dem  Eigenthümer 
verbleibenden  Parzellen,  etwa  dergestalt  vermindert  werde,  dass  diese  Werths- 
vermindernng  auf  den  Preis  des  einzulösenden  Grundtheiles  geschlagen 
werden  müsse,  wenn  es  nicht  zweckmässiger  befunden  werden  sollte,  in  einem 
solchen  Falle  den  ganzen  Grund  einzulösen,  l'ebrigens  versteht  es  sich  von 
selbst,  dass  unter  den  einzulösenden  Gründen  nicht  allein  Grundstücke  im 
strengen  Wortverstande,  sondern  auch  die  untrennbaren  Zugehörungen  eines 
Grundstückes,  insbesondere  die  Gebäude,  begriffen  sind. 
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§.  16. 

Sobald  dir  Schätzung  der  einzulösenden  Objecto  vollendet  ist,  sind  die 
anwesenden  Interessenten  zu  befragen,  ob  sie  sich  mit  der  ausgemessenen 
Capitata-  oder  Renten-Entschädigung  zufrieden  stellen  oder  nicht?  Im  erstcren 
Falle  ist  ihre  Erklärung  zu  Protokoll  zu  nehmen,  im  zweiten  hingegen  dem- 
ungeachtet  zu  versuchen,  ein  gütliches  Ucbereinkommen  zu  erzielen.  Hierbei 
sind  gegründete  Einwendungen  allerdings  zu  berücksichtigen,  andererseits 
aber  wird  auf  den  Vortheil  hinzuweisen  sein,  welchen  die  Grund-Eigenthümcr 
von  der  zu  errichtenden  Staatsbahn  selbst  zu  gewärtigen  haben,  und  welcher 
sie  zur  billigen  Ermässigung  ihrer  Anforderungen  bestimmen  dürfte. 

§•  17. 

Wird  eine  gütliche  L'ebereinkunft  erzielt,  so  ist  diese,  im  entgegen 
gesetzten  Falle  aber  die  beharrliche  Weigerung  des  einen  oder  des  anderen 
Interessenten,  sich  mit  der  angebotenen  Entschädigung  zufrieden  zu  stellen, 
zu  Protokoll  zu  nehmen,  und  Letzteren  bloss  zu  bedeuten,  dass  bei  dem 
gemachten  Anbote  beharrt  werde  und  es  ihnen  überlassen  bleibe,  ihre  Mchr- 
forderung  im  Rechtswege  auszutragen.  In  soferne  es  nothwendig  erachtet 
wird,  ist  auch  sogleich  die  Vornahme  der  gerichtlichen  Schätzung  zu  veran- 
lassen. 

§.  18. 

Endlich  ist  den  Grundbesitzern  zu  eröffnen,  bis  wann  die  eingelösten 
Gründe  zur  Verfügung  der  General-Direction  für  die  Staats-Eiscnbahncn 
gestellt  werden  müssen,  und  von  welchem  Zeitpuncte  an'  sie  auch  die  Ent- 
schädigung an  Capital  und  Rente  anzusprechen  haben,  welche  zu  Händen 
der  betreffenden  Real  Instanzen  zur  Deckung  oder  Befriedigung  der  betref- 
fenden Interessenten  geleistet  werden  wird.  Hiernach  ist  das  Vcrhandlungs- 
Protokoll  zu  schliessen  und  von  «llen  Anwesenden  gerichtsordnungsmässig 
zu  unterfertigen. 

§•  19. 

Der  Erlag  der  Entschädigungsbeträge  zu  Händen  der  Real-lnstanzen 
wird  nach  deren  Festsetzung  nnd  der  hierüber  erfolgten  Genehmigung  so 
schleunig  als  möglich  geschehen.  Bei  Renten-Entschädigungen  jedoch  ist 
durch  gegenseitiges  rebercinkommen  der  Termin  festzusetzen ,  mit  welchem 
die  erste  Rate  berichtiget  werden  soll,  und  binnen  dessen  die  späteren  Raten 
als  fällig  zu  betrachten  sind.  Die  Letzteren  werden  erst  zur  jedesmaligen 
Verfallzeit  anzuweisen  sein.  Eine  allcnfällige  Entschädigung  wegen  einge- 
tretener Wcrthsvcrmindernng  ist  erst  nach  geendigter  Benützung  zu  leisten. 

Sollte  aus  Verschulden  der  öffentlichen  Verwaltung  eine  Zahlungsver- 
zögerung  eintreten,  so  wären  die  Entschüdigungsbeträgc  von  dem  'Page  an, 
wo  der  Eigenthüraer  aus  dem  Besitze  oder  der  Benützung  seines  Eigenthnme 
gesetzt  wurde,  mit  4  Percent  zu  verzinsen.  Dasselbe  hat  auch  von  Nachtrags- 
zahlungen zu  gelten,  wenn  sich  zeigen  sollte,  dass  mehr  Grund  für  die  Eiseu- 
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bahn  benothiget  wurde,  als  wofür  ursprünglich  der  Einlösungswerth  bemessen 
und  der  Erlag  geleistet  worden  ist. 

§.  20. 

Die  Abschreibung  der  eingelösten  Grundstücke  in  den  herrschaftlichen 
Grundbüchern,  in  der  Landtafel  und  im  ständischen  Kataster  wird  nach- 
traglich durch  die  betreffenden  Kreisarater  veranlasst  werden. 

§.  21. 

Die  llofkanzlei- Verordnung  vom  6.  October  1825,  Zahl  30.488,  welche 
festsetzt,  dass  der  für  öffentliche  Strassen  erforderliche  Schotter  aus  Bächen 
oder  Flüssen  unentgeltlich  hergenommen  werden  könne,  findet  auf  die  Staats- 
eisenbahnen, gleich  allen  übrigen  rUcksichtlich  der  Beschotterung  öffentlicher 
Strassen  bestehenden  Verordnungen,  Anwendung. 


2.  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der  Justiz  und  des  Handels  vom 

8.  December  1855,  R.G.B).  Nr.  213, 

wirkiam  fnr  Tirol  und  Vorarlberg, 

betreffend  das  Verfahren  bei  Grundeinlösungen  für  Staatseisenbahnbauten. 

I  m  das  bei  den  Grundeinlösungen  für  die  Staatseisenbahnen  in  Tirol 
und  Vorarlberg  zu  beobachtende  Verfahren  zu  erleichtern  und  den  Parteien 
die  gebührenden.  Entschädigungsbeträge  mit  thunlichster  Beschleunigung 
zuzuwenden,  haben  Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  mit  der  Allerhöchsten 
Entschliessung  vom  6.  December  1855  die  nachstehenden  Vorschriften, 
welche  vom  Tage  der  Kundmachung  dieser  Verordnung  in  Wirksamkeit 
treten,  zu  genehmigen  geruht. 

Die  Grundeinlösungen  zum  Behufe  der  Staatseisenbahnen  in  Tirol 
werden  durch  besondere  Commissionen  besorgt. 

§•  2. 

Diesen  Commissionen  kommt  nach  Massgabe  der  ihnen  von  der  k.  k. 
Bauleitung  gelieferten  Bedarfsausweise  die  Verhandlung  und  Entscheidung 
wegen  der  Abtretung  der  für  den  Bau  der  Staatseisenbahnen  bleibend  oder 
zeitlich  erforderlichen  Grundstücke,  Gebäude  oder  sonstigen  Bauobjecte  unter 
Vorbehalt  der  höheren  Berufung  zu. 

§.  3. 

Den  Grundeinlösungs-Commissionen  liegt  zu  diesem  Ende  ob,  die  für 
den  Bau  der  Staatseisenbahnen  erforderlichen  Grundstücke  und  sonstigen 
Objecto  an  Ort  und  Stelle  deutlich  zu  bezeichnen,  die  Eigenthümer  oder 
Besitzer  derselben  aus  dem  Kataster,  den  Verfachbüchern  oder  allenfalls 
auch  durch  Vernehmung  ortskundiger  Männer  aus  der  Gemeinde  oder  auf 
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Andere  zweckmässige  Art  zu  erheben,  und  die  betreffende  Realinstanz  um  die 
Ausfertigung  eines  Edietes  zu  ersuchen,  durch  welches  alle  Jene,  denen  auf 
das  einzulösende  Objcct  ein  dingliches  Recht  zusteht  ,  zur  Anmeldung  ihrer 
Ansprüche  aufgefordert  werden  sollen. 

Der  Realinstanz  ist  zu  diesem  Zwecke  ein  Verzeichnis»  der  einzulösen 
den  Grundstücke,  Gebäude  oder  sonstigen  Bauobjecte  mitzutheilen,  in 
welchem  die  Objeete  der  Einlösung  nach  ihrer  Benennung  und  Gattung,  nach 
ihren  Gränzen,  Katastralzahlen  und  ihrem  Flächenmasse,  endlich  auch  die 
Namen  des  Eigentümer«  oder  Besitzers  so  genau  als  thunlich  bezeichnet 
sein  müssen. 

In  wieferne  die  Einleitung  des  Edictalverfahrens  bei  sehr  geringfügigen 
Objecten,  oder  in  anderen  Fällen,  in  welchen  der  Staatsschatz  keiner  Gefahr 
ausgesetzt  ist,  unterbleiben  kann,  bleibt  der  Beurtheilung  der  Commissioncn 
nach  Massgabe  ihrer  Dienstesinstructionen  überlassen. 

§•*■ 

Die  Realinstanz  hat,  wenn  das  Edictalverfahren  angesucht  wird,  ein 
Edict  zu  erlassen,  worin  alle  Jene,  welchen  auf  die  einzulösenden  Realitäten 
ein  Eigenthums-  oder  anderes  dingliches  Recht  zukommt ,  aufgefordert 
werden,  ihre  Rechte  bei  derselben  innerhalb  einer  Frist  von  90  Tagen 
schriftlich  oder  protokollarisch  anzumelden  ,  widrigenfalls  die  sich  nicht 
Meldenden  bei  der  Vertheilung  des  Entschädigungsbetrages  unberück- 
sichtiget  bleiben  und  jedes  Anspruches  wider  den  Staatsschatz  aus  dem  Titel 
der  Expropriation  verlustig  sein  würden.  Jene  Interessenten ,  welche  ausser- 
halb des  Sprengeis  der  Realinstanz  wohnen,  sind  in  dem  Edicte  zugleich 
aufzufordern,  in  ihrer  Anmeldung  eine  in  diesem  Sprengel  wohnhafte  Person 
anzuzeigen ,  welcher  die  in  dieser  Angelegenheit  ergehenden  Verordnungen 
zuzustellen  sind,  widrigenfalls  für  jenen  Anmelder,  der  eine  solche  Person 
nicht  angezeigt  hat,  auf  seine  Gefahr  und  Kosten  ein  Cnrator  von  Amtswegen 
aufgestellt  und  die  Verordnungen  nur  dem  Letzteren  zugestellt  werden 
würden. 

In  dem  Edicte  sind  ferner  die  einzulösenden  Grundstücke,  Gebäude  oder 
sonstigen  Bauobjecte  mit  möglichst  genauer  Bezeichnung  derselben  (§.  3) 
und  mit  dem  Beisatze  aufzuführen,  dass  für  die  Richtigkeit  der  angegebenen 
Daten  keine  Haftung  übernommen  werde,  und  dass  das  genaue  Flächenmass 
der  einzulösenden  Grundstücke  erst  nach  Vollendung  des  Baues  festgestellt, 
und  wenn  sich  während  des  letzteren  die  Notwendigkeit  der  Einlösung  eines 
grösseren  Flächenmasses  ergeben  sollte,  diese  Einlösung  verfügt  werden 
würde,  ohne  eine  neuerliche  förmliche  Einlösungsverhandlung  zu  pflegen  und 
ein  neuerliches  Ediet  zu  erlassen.  # 

Das  Edict  ist  durch  dreimalige  Einschaltung  in  das  Amtsblatt  der 
Landeszeitungen ,  durch  Anheftung  an  die  Gerichtstafel  und  durch  Verbrei- 
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tung  in  den  betreffenden  und  benachbarten  Gemeinden  im  Wege  der 
Gcincindevorstände  zu  veröffentlichen. 

§.  5. 

Es  ist  nicht  erforderlich,  dass  für  jede  einzelne  Expropriationsverhand- 
lung ein  besonderes  Kdict  ausgefertiget  werde;  die  Aufforderung  znr  Anmel- 
dung der  dinglichen  Hechte  kann  in  einem  und  demselben  Edicte  hinsichtlich 
mehrerer  und  nach  Umständen  hinsichtlich  aller  in  einer  Gemeinde  einzulö- 
senden Objecte  veranlasst  werden. 

§.  6. 

Noch  während  der  Edictalfrist  hat  die  Grundeinlösungs-Commission 
nach  der  ihr  ertheilten  Instruction  den  Werth  der  für  die  Eisenbahn  in 
Anspruch  genommenen  Objecte  auszumitteln,  und  jenen  Betrag  festzusetzen, 
welcher  den  Interessenten  als  Entschädigung  im  administrativen  Wege  ange 
boten  werden  soll. 

Bei  bleibenden  Grundeinlösungcn  ist  der  Werth  des  einzulösenden 
Objcctes  (der  Regel  nach  mittelst  Einheitspreisen  pr.  Joch,  Quadratklafter 
u.  s.  w.)  im  Gelde  nach  den  Bestimmungen  der  Instructionen  auszumitteln. 
Handelt  es  sich  um  eine  zeitliche  Einlösung,  so  ist  der  Entgang  des  Nutzens, 
welcher  jährlich  entfallen  würde,  zu  bestimmen,  wornach  die  auf  die  Dauer 
der  Benützung  zu  bezahlende  Rente  zn  bemessen,  die  allfällige  Werthsver- 
minderung aber  nach  geendeter  Benützung  im  Capitale  zu  berechnen 
sein  wird. 

§•  7. 

Die  Anmeldung,  welche  in  Folge  des  Edictes  bei  der  Realinstanz  anzu- 
bringen ist,  hat  zu  enthalten: 

a)  die  genaue  Bezeichnung  des  Anmelders  mit  Vor-  und  Zuname,  Stand 
und  Wohnort,  sowie  seines  allfälligen  Gewalthabers,  der  mit  einer 
vorschriltmässigen  Vollmacht  versehen  werden  muss; 

b)  die  genaue  Bezeichnung  des  Anspruches  und  des  Rechtsgrundes,  aus 
welchem  er  gestellt  wird ; 

c)  die  zum  Boweise  des  Anspruches  dienlichen  Urkunden  in  Ur-  oder  in 
beglaubigter  Abschrift. 

§.  8. 

Die  Anmeldungen  sind  von  der  Realinstanz  in  ein  eigenes  Verzeichnis* 
zu  bringen  und  mit  demselben  nach  Ablauf  der  Edictalfrist  der  Grundein- 
lösungs-Ommission  zur  Amtshandlung  mitzutheilcn. 

§.  9. 

Die  Grundeinlösungs-Commission  hat  hierauf  sämmtliehe  Interessenten 
vorzuladen  und  mit  denselben  die  Einlösungsverhandlung  zu  pflegen.  Die 
Interessenten  sind  hiebei  insbesondere  zu  befragen  ,  ob  sie  sieh  mit  der  im 
administrativen  Wege  ausgemessenen  Entschädigung  zufriedenstellen  oder 
nicht. 
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Im  ersteren  Falle  ist  ihre  Erklärung  zu  Protokoll  zu  nehmen,  im 
zweiten  hingegen  ein  gütliches  l'ebereinkororaen  zu  versuchen.  Wird  ein 
solches  erzielt,  so  ist  dieses,  im  entgegengesetzten  Falle  aber  die  Weigerung 
des  einen  oder  des  anderen  Interessenten  sich  mit  der  angegebenen  Entschä 
digung  zufrieden  zu  stellen,  zu  Protokoll  zu  nehmen  und  letzteren  bloss  zu 
bedeuten,  dass  bei  dem  geraachten  Anbote  beharrt  werde  und  es  ihnen  über- 
lassen bleibe,  ihre  Mehrforderung  im  Rechtswege  auszutragen.  Wenn  es 
nothwendig  erachtet  wird,  ist  auch  sogleich  die  Vornahme  der  gerichtlichen 
Schätzung  zu  veranlassen.  Bei  zeitlichen  Grundeinlösungen  ist  auch  dahin  zu 
wirken,  dass  durch  gegenseitiges  L'ebereinkommen  der  Termin  festgesetzt 
werde,  mit  welchem  die  erste  Rate  der  Rentenentschädigung  berichtiget  und 
die  späteren  Raten  als  fällig  betrachtet  werden  aollen.  Endlich  ist  den 
Grundbesitzern  zu  eröffnen,  bis  zu  welchem  Zeitpuncte  die  eingelösten 
Objecte  für  den  Eisenbahnbau  zur  Verfügung  gestellt  werden  müssen,  und 
von  welchem  an  sie  auch  die  Entschädigung  anzusprechen  haben. 

Sollte  von  den  Interessenten  einer  oder  der  andere  nicht  anwesend  sein, 
so  ist  doch  mit  den  gegenwärtigen  die  Verhandlung  zu  pflegen;  den  Nicht- 
erschienenen  bleiben  ihre  allfälligen  Rechte,  soweit  sie  dieselben  angemeldet 
haben,  vorbehalten  und  soll  deren  nachträgliche  Einvernehmung  nach 
Thunlichkeit  veranlasst  werdeu,  ohne  dass  hiedurch  das  Einlösungsgeschäft 
in  seinem  Fortgange  beirrt  werden  darf. 

§•  ip. 

Haben  sämmtliche  Interessenten  nicht  nur  ihre  Ansprüche  glaubwürdig 
dargethan,  sondern  auch  sich  mit  der  ausgemessenen  Entschädigung 
zufriedengestellt,  und  sind  sie  auch  hinsichtlich  der  Verkeilung  derselben 
einig,  so  hat  die  Grundeinlösungs-Commission  bei  bleibenden  Grundeinlösun- 
gen die  Zahlung  des  Eutschädigungsbetrages  sammt  allfälligcn  Zinsen  an  die 
Interesseuten  zu  veranlassen. 

Konnten  dagegen  nicht  alle  Parteien  vernommen  werden,  deren  Zustim- 
mung erforderlich  ist  ;  wollen  sich  die  Interessenten  mit  der  ihnen  angebote- 
nen Entschädigung  nicht  begnügen ;  sind  dieselben  unter  einander  hinsichtlich 
der  Vertheilung  der  Entschädigung  uneinig  oder  walten  in  anderer  Beziehung 
gegen  die  Zahlung  rechtliche  Bedenken  ob,  so  ist  der  Entschädigungsbetrag 
sammt  allfälligen  .Zinsen  bei  der  Realinstanz  zu  erlegen  und  dieser  zugleich 
das  Verhandlungsprotokoll  sammt  den  Anmeldungen  mitzutheilen. 

Bei  zeitlichen  Grundeinlösungeu  ist  die  auf  die  Dauer  der  Benützung 
bemessene  Rente  bei  der  jedesmaligen  Verfallszeit,  die  all  fällige  Entschädi 
gung  wegen  eingetretener  Werthsverminderung  aber  erst  nach  geendeter 
Benützung  zu  bezahlen  oder  gerichtlich  zu  erlegen. 

§.11. 

Auf  die  in  den  §§.  9  und  10  vorgeschriebene  Weise  ist  auch  dann 
vorzugehen,  wenn  ein  Grundstück  während  des  Baues  der  Eisenbahn  nach 
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träglich  in  einem  grösseren  Masse,  als  ursprünglich  bestimmt  war,  benöthiget 
werden  oder  aus  Anlass  der  definitiven  Vermessung  der  Eisenbahn  und  der 
Finalausgleichung  eine  nachträgliche  Entschädigung  hervorkommen  sollte. 

§.  12. 

Ist  bei  bleibenden  Grundeinlösungen  der  Entschädigungsbetrag  an  die 
Interessenten  erfolgt  oder  gerichtlich  erlegt  worden,  ao  wird  das  eingelöste 
Object  ein  öffentliches  von  allen  Lasten  freies  Gut,  und  hört  auf  Gegenstand 
der  öffentlichen  Bücher  zu  sein. 

Zu  diesem  Ende  hat  die  GrundcinlÖsungs-Commission  ein  von  ihr  aus- 
gefertigtes tabellarisches  Verzeichniss  der  expropriirten  Grundtheile.  welches 
die  genaue  Angabe  des  Flächenmasses,  der  Katastralzahlen  und  der  Gattung 
der  expropriirten  Grundtheile  mit  der  ämtlichen  Bestätigung,  dass  dieselben 
für  die  k.  k.  Staatseisenbahnen  bleibend  eingelöst  worden  sind ,  enthalten 
mus8,  der  betreffenden  zur  Führung  des  Verfachbuches  berufenen  Gerichts- 
behörde mitzutheilen ,  welche  ohne  weitere  Einvernehmung  der  Besitzer, 
Tabulargläubiger  oder  sonstiger  Interessenten  sowohl  die  Zuschrift  der 
Grundeinlösungs-Commission,  als  auch  das  tabellarische  Verzeichniss  gehörig 
zu  verfachen  angewiesen  wird. 

§•  13. 

Wurde  der  Entschädigungsbetrag  für  eine  bleibende  Grundeinlösung 
gerichtlich  erlegt,  weil  die  Vertheilung  desselben  zwischen  den  Interessenten 
streitig  ist,  so  liegt  der  Realinstanz  ob ,  dieselben  zu  einer  Tagsatzung  vor 
zuladen,  bei  welcher  wegen  der  Vertheilung  des  Entschädigungsbetrages  ein 
gütliches  T  ebereinkommen  zu  versuchen,  wenn  aber  ein  solches  nicht  zu 
Stande  kommt,  nach  den  Vorschriften  der  §§.  5  —  11  des  Hofdecretes  vom 
19.  November  1839,  Nr.  388  der  Justiz-Gesetzsammlung,  vorzugehen  ist. 

Freiherr  von  Bach  m.  p.  Freiherr  von  Kraus*  m.  p.  Ritter  von  Toggcnhurg  m.  p. 

Das  hier  citirte  Hofdecret  enthält  Bestimmungen  über  die  Vertheilung  dea  Preise«  von  im 
Wege  der  gerichtlichen  Execution  reräuaaerten  unbeweglichen  Gütern  für  Tirol  und  Vorarlberg. 


b)  Für  Privat-Eisenbahnen. 

1.  Das  Verfahren  bei  Grundeinlösungen  und  Expropriationen  für  Privat- 
Eisenbahnen  ist  im  Allgemeinen  durch  §.  9,  Iii.  c)  des  Eisenbahn-Conces- 
sionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238  (vgl.  pag.  31), 
festgestellt,  sieht  jedoch  einer  umfassenden  gesetzlichen  Regelung  im  Detail 
noch  immer  entgegen,  obwohl  eine  derartige  Reform  schon  seit  längerer  Zeit 
vorbereitet  wird.  Laut  des  Handelsministerial-Erlasses  vom  22.  Jänner  1862, 
Z.  5214-886,  Centralblatt  Nr.  4,  wurden  nämlich  in  Folge  Allerhöchster 
EntSchliessung  vom  11.  December  1861  die  Einleitungen  getroffen,  um  ein 
neues  Expropriationsgesetz  im  verfassungsmässigen  Wege  zu  Stande  zubringen. 
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2.  Fttr  Tirol  und  Vorarlberg  wurde  das  mit  der  Ministerial-Verordnung 
vom  8.  December  1855,  R.G.B1.  Nr.  213  (vgl.  pag.  62)  vorgeschriebene 
Verfahren  bei  Grundeinlösungen  fiir  8taats-Eisenbahnbauten  auch  auf  andere 
im  Wege  der  Expropriation  fUr  öffentliche  Zwecke  vorzunehmende  Grund- 
einlösungen ausgedehnt  Dasselbe  ist  mithin  auch  bei  Grundeinlösungen  für 
Privat-Eisenbahnbauten  practisch  massgebend. 

Die  bezügliche  Bestimmung  erfolgte  mit  der 

Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der  Justiz,  der  Finanzen  und  des  Handels, 
dann  des  Armee-Ober-Commando  vom  27.  April  1859,  R.  G.  Bl.  Nr.  71, 

wirkttm  fttr  Tirol  nad  Vorarlberg, 

wodurch  das,  mif  Ministerial-Verordnung  vom  8.  December  1855,  R.G.  Bl.  Nr.  213,  vor- 
geschriebene Verfuhren  bei  Grundeinlösungen  für  Staats -Eisenbahnbauten  auch  auf 
andere  im  Wege  der  Expropriation  für  öffentliche  Zwecke  vorzunehmende  Urundein- 

lösungen  ausgedehnt  wird. 

Um  das  Verfahren  bei  Grundeinlösungen  in  Tirol  und  Vorarlberg  auch 
für  jene  Fälle,  in  welchen  Expropriationen  zu  anderen  öffentlichen  Zwecken, 
als  jenen  des  Staats-Eisenbahnbaues  vorzunehmen  sein  werden ,  zu  erleich- 
tern, und  den  Parteien  die  gebührenden  Entschädigungsbeträge  mit  möglich- 
ster Beschleunigung  zu  verschaffen,  haben  Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät 
mit  der  Allerhöchsten  EntSchliessung  vom  /22.  April  1859  zu  genehmigen 
geruht,  dass  das,  mit  der  Ministe rial- Verordnung  vom  8.  December  1855, 
R.  G.  Bl.  Nr-  213,  vorgeschriebene  Verfahren  bei  Grundeinlösungen  für 
Staats-Eisenbahnbauten.  mit  den  erforderlichen  Modifikationen  auf  alle  Grund- 
einlösungen, welche  im  Wege  <}er  Expropriation  für  öffentliche  Zwecke  vor- 
genommen werden  sollen,  ausgedehnt  werde. 

Die  Verhandlung  und  Entscheidung  Uber  Grundeinlösungen  zu  öffent- 
lichen Zwecken,  es  möge  sich  um  die  bleibende  oder  zeitliche  Abtretung  von 
Grundstücken,  Gebäuden  oder  sonstigen  Bauobjecten  im  Wege  der  Expro- 
priation handeln,  kommt  den  hiezu  gesetzlich  bestimmten  Organen  unter 
Vorbehalt  der  höheren  Berufung  zu. 

Diese  Organe  haben  rücksichtlich  der  für  die  Erreichung  des  öffentlichen 
Zweckes  erforderlichen  Grundstücke  oder  sonstigen  ßauobjecte  in  Gemässheit 
der  Bestimmungen  der  §§.  3  bis  einächliessig  13  der  Ministerial-Verordnung 
vom  8.  December  1855  (R.G.B1.  Nr.  213)  vorzugehen;  jedoch  die  Bestim- 
mungen des  §.12  dieser  Verordnung  nur  in  soferne  anzuwenden ,  als  das 
eingelöste  Object  nach  Massgabe  der  bestehenden  Gesetze  ein  öffentliches 
Gut  wird;  dagegen  aber  in  dem  Falle,  als  das  eingelöste  Object  in  das 
Staatsverraögen  übergeht,  nach  erfolgter  Leistung  oder  gerichtlicher  Hinter- 
legung des  Entscbädigupgsbetrages  an  die  Interessenten  die  lastenfreie 
Eigenthumsübertragung  in  den  Verfachbüchern  zu  veranlassen. 

Zugleich  wird  bestimmt,  dass  die  Abtretung  der  zu  öffentlichen  Zwecken 
erforderlichen  Grundstücke  oder  anderer  Objecto  und  dieyebergabe  derselben 
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durch  die,  im  §.  9  dtr  Verordnung  vom  8.  Dccember  1855,  R.G.B1.  Nr.  213, 
angeordnete  Verhandlung,  soweit  dieselbe  die  Frage  der  Entschädigung  zum 
Gegenstande  hnt ,  nicht  gehemmt  werden  kann ;  den  EigenthUmcrn ,  welche 
vor  der  Leistung  der  Entschädigung  aus  dem  Besitze  und  der  Benützung 
ihres  Eigenthumes  gesetzt  werden,  bleiben  ihre  Entschädigungsansprüche 
vorbehalten.  Es  kann  jedoch  die  Abtretung  und  Uebergabe  der  expropriirten 
Objecte,  in  soferne  nicht  ein  freiwilliges  Uebereinkommcn  besteht,  erst  nach 
Rechtskraft  des  Expropriations-Erkennlnisses  stattfinden. 

In  Fällen,  wo  so  sehr  Gefahr  am  Verzuge  obwaltet,  dass  sogar  ein  ord- 
nungsmässiges  Erkenntniss  der  competenten  Behörde  über  die.  Expropriation 
selbst  nicht  abgewartet  werden  kann,  kann  zwar  die  Oceupation  des  erfor- 
derlichen Objectes  auch  noch,  früher,  nötigenfalls  durch  das  Bezirksamt 
verfügt  werden.  Doch  hat  dasselbe  mit  strengster  Vermeidung  jeder  Willkür 
auch  in  solchen  Fällen  vorher  mit  Zuziehung  des  Eigentümers  oder  eines 
Bestellten  desselben,  die  Beschaffenheit  und  den  Werth  des  Gutes  erheben 
zu  lassen. 

Die  vorstehende  Verordnung  hat  vom  Tage  ihrer  Kundmachung  in 
Wirksamkeit  zu  treten. 

Freiherr  von  Bach  m.  p.   Graf  Nadasdj  m.  p.  Freiherr  von  Burk  m.  p. 

Ritter  von  Toggenborg  m.  p. 

In  Vertretung  Seiner  kaiserl.  Hoheit  des  Herrn  Chefs  des 
Armee-Obe  r-Commando : 

Freiherr  von  fijiattei  m.  p.,  F.  M.  L. 


3.  Aus  AnlasB  der  von  einer  österreichischen  Eisenbahn-Gesellschaft 
wegen  Abkürzung  des  Verfahrens  bei  dem  Grundeinlösungs-Geschäfte 
hohen  Orts  gemacliten  Vorstellung  wurde  von  den  betheiligten  k.  k.  Ministerien 
mit  dem  Staatsministerial-Erlasse  vom  29.  December  1863 ,  Z.  25.293-1966 
(Handelsministerial  Erlass  vom  5.  Jänner  1864,  Z.  46-5),  Centralblatt  Nr.  3 
ex  1864,  entschieden,  dass  im  Sinne  des  §.  9  des  Eisenbahn-Concessions- 
gesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.B1.  Nr.  238,  die  Notwendigkeit 
eines  förmlichen  Expropriations-Erkenntnisses  dann  entfalle,  wenn  gegen  die 
Grundabtretung  an  sich  und  den  I'mfang  derselben  von  Seite  des  Grund 
eigenthümers  kein  Anstand  erhoben  wird  und  es  sich  nur  um  die  gegenseitige 
Einigung  Uber  den  entsprechenden  Vergütungsbetrag  für  diese  Abtretung 
handelt,  und  dass  also  auch  ohne  ein  förmliches  Expropriations-Erkenntniss 
sofort  die  gerichtliche  Schätzung  des  abzutretenden  Grundes  dann  angesucht 
und  vorgenommen  werden  könne,  wenn  sowohl  der  Eigentümer  dieses 
Grundes,  als  auch  die  Eisenbahn-Gesellschaft  sich  dem  Ausspruche  einer 
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gerichtlichen  Schätzung  unterworfen  und  diess  in  dem  bezüglichen  Verhand- 
luugsprotokolle  in  einer  rechtsförmlich  verbindlichen  Weise  ausdrücklich 
erklärt  haben.  Erfolgt  eine  solche  Erklärung  von  Seite  des  Grundeigen- 
tümers nicht,  da  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  von  Seite  der  Bahngesell 
schaft  um  die  Fällung  eines  förmlichen  Expropriations-Erkenntnisses  einzu- 
schreiten und  weiters  nach  §.  9,  ad  c)  des  Eisenbahn  Concessionsgesetzes  zu 
verfahren  sein  wird. 

Ebenso  unterliegt  es  durchaus  keinem  Anstände ,  dass  in  jenen  Fällen, 
wo  die  Notwendigkeit  oder  das  Mass  der  Grundabtretung  oder  Beides 
bestritten  wird,  und  der  Verhandlnngsact  unter  Darstellung  der  Verhältnisse 
und  einer  Nachweisung,  dass  die  Grundeinlosung  in  dem  angesprochenen 
Ausmasse  zur  Ausführung  des  Unternehmens  unumgänglich  nothwendig  ist, 
im  Wege  des  betreffenden  Bezirksamtes  zur  Vorlage  an  die  Statthalterei 
gelangt  und  diese  im  gegebenen  Falle  bejahend  zu  entscheiden  findet,  mit 
dieser  Entscheidung  gleichzeitig  auch  das  Expropriations-Erkenntniss  gefällt 
werde,  und  zwar  diess  um  so  mehr,  als  das  Gesetz  eine  zweimalige  Verhand- 
lung nicht  vorschreibt  und  zwischenweilige  Vergleichsversuche  nicht 
ausschliesst. 


4.  Eine  weitere  wesentliche  Beschleunigung  des  Expropria- 
tion sverf  ahren  s  ist  durch  die  nachstehende  Verordnung  des  Ministers 
des  Innern  vom  22.  Juni  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  116,  eingetreten,  mit  welcher 
die  Frist  zum  Recurse  gegen  landesbehördliche  Verfügungen 
und  Entscheidungen  an  den  Minister  des  Innern  abgekürzt 
worden  ist: 

In  Abänderung  des  Absatzes  3  der  Verordnung  des  Ministeriums  des 
Innern  vom  27.  October  1859,  R.  G.  Bl.  Nr.  196,  wird  die  dort  normirte 
Recursfrist  von  60  Tagen  für  alle  Fälle,  wo  weder  durch  ein  Gesetz  eine 
diessbezügliche  Bestimmung  getroffen,  noch  durch  eine  in  Wirksamkeit 
bestehende  Verordnung  bereits  eine  kürzere  Frist  bemessen  ist,  auf  die 
Daner  von  vier  Wochen  herabgesetzt. 

Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  am  1.  Juli  d.  .1.  in  Wirksamkeit. 
Ist  jedoch  die  Entscheidung  der  politischen  Landesbehörde  vor  diesem  Tage 
erflossen,  so  ist  die  Frist  zur  Einbringung  des  Recurses  dagegen  noch  nach 
der  Ministerial-Verordnung  vom  27.  October  1859,  Absatz  3,  zu  bemessen. 
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B.  Bestimmungen  Aber  die  Verhütung  der  von  Eisenbahnen  aus- 
gehenden Feuergefahr. 
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L  Bestimmungen  über  die  Entfernung  feuergefährlicher  Objecto 

von  Eisenbahnen. 

1.  Die  erst*' Bestimmung  Uber  die  Entfernung  der  Locomotiv- 
Ei  sen bahn -Trace  von  Ortschaften  und  einzelnen  Häusern 
erfolgte  durch  das 

Hofkanzlei-Decret  vom  22.  October  1841,  Z.  30.228, 

n.  ö.  Regierun^s- Verordnung  vom  31.  Orfoher  1841.  Z.  00.221,  n.  ö.  Prov.  G.  S.  Bd.  23. 

Nr.  187. 

Um  die  Gleichförmigkeit  im  Verfahren  bezüglich  der  Entfernung  der 
Ortschaften  sowohl  als  vereinzelter  Gebäude  von  den  Eisenbahnen  mit  Loco- 
motiven  herzustellen,  hat  die  k.  k.  vereinigte  Hofkanzlei  unterm  22.  October 
1841  bis  zur  Erscheinung  des  allgemeinen  Polizei-Gesetzes  für  den  Betrieb 
auf  Eisenbahnen  mit  Locomotiven  als  provisorische  Norm  festzusetzen  befun- 
den ,  dass  die  Distanz  von  30  Klaftern ,  welche  nach  der  Feuerordnung  als 
der  räumliche  Abstand  feuergefährlicher  Objecto  von  den  Wohn-  und  Wirt- 
schaftsgebäuden gesetzlich  festgesetzt  ist,  auch  für  die  Entfernung  der  Loco- 
motiv-Eisenbahner  von  den  Ortschaften  und  von  den  vereinzelten  Wohn-  und 
Wirthschaftsgebäuuen  dergestalt  zu  gelten  habe,  dass,  wenn  Uberwiegende 
Ursachen  die  Führung  der  Eisenbahn-Trace  innerhalb  dieser  30  Klafter  an 
Wohn-  oder  Wirtschaftsgebäuden  unbedingt  gebieten,  sodann  für  die  Ein- 
deckung  mit  feuersicheren  Materialien  der  innerhalb  der  Distanz  von 
30  Klaftern  befindlichen  Gebäude  im  gehörigen  Wege  gesorgt  werden  müsse. 
Die  Distanz  der  30  Klafter  ist  von  der  Achse  des  Rauchfanges  der  Loco- 
motive  zu  bemessen,  also  bei  doppelten  Geleisen  für  die  rechte  Seite  von  der 
Achse  des  Rauchfanges  der  Locomotive  auf  dem  rechten  Geleise,  und  für  die 
linke  Seite  von  dem  linken  Geleise;  übrigens  versteht  es  sich  von  selbst, 
dass  die  bestehenden  Vorschriften  in  Betreff  der  Vorsichten  bei  den  Fahrten 
mittelst  Sperrung  des  Dampfes  und  Schliessung  des  Rauchfanges  gehörig 
handzuhaben  sind. 

Hinsichtlieh  des  Absperren*  des  Dampfe»  bei  der  Durchfahrt  derLocorautive 
durch  Ortschaften  enthalt  das  Hofkanslei-Oecret  vom  31.  Decemher  1842  an  die  nieder- 
österreichische  Regierung  und  an  das  miihrisch-scblesische  fiuberniuin.  P.  ß.  S.  Bd.  70,  Nr.  157, 
pag.  303,  die  nachstehende  Verfügung: 
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Bezüglich  des  Absperren»  des  Dampfes  bei  der  Durchfahrt  der  Locomotive  mit  dem  Ktein'- 
•cben  Apparate  durch  die  Ortschaften,  sowie  wegen  der  Untersuchung  dieses  Apparates  hei  den 
einseinen  Maschinen  wird  der  Landesateile  Folgendes  bedeutet: 

Nach  dem  Gutachten  des  polytechnischen  Institutes  allhier,  soll  bei  allen  Lokomotiven, 
welche  mit  dem  Klein'schen  Apparate  auf  zweckmässige  Weise  versehen  sind,  und  die  mit  Holz 
beheizt  werden,  das  Absperren  oder  Hemmen  des  Luftzuges  beim  Durchfahren  durch  Ortschaften 
nicht  weiter  stattfinden,  weil  sonst  wohl  die  nach  oben  etwa  entweichenden  Funken,  welche 
jedoch  ganz  unsebidlich  sind,  beseitigt,  dagegen  aber  eben  dadurch  das  Auswerfen  der  viel 
grösseren  und  bedenklicheren  Funken  und  glühenden  Kohlenstücke  aus  dem  Glutkasten  veranlasst 
werden  kann. 

Auf  Grundlage  dieses  von  dein  berufenen  wissenschaftlichen  Inatitute  abgegebenen  Gut- 
achtens findet  die  vereinigte  llofkanzlei  zu  verordnen,  das»  es  somit  in  Zukunft  bei  allen  mit  dem 
Klein'schen  Apparate  zweckmässig  versehenen  Locomotiven,  die  mit  Holz  beheizt  werden,  von 
der  Hemmung  oder  Absperrung  des  Luftzuges  durch  die  Schliessung  des  Dainpfschubers  bei  der 
Durchfahrt  durch  Ortschaften  abzukommen  habe. 

Im  Interesse  der  Eisenbahn -Dirertiouen  liegt  es  aber  zunächst  und  unmittelbar,  darauf  zu 
sehen,  dass  dieser  Klein'sehe  Apparat  jeder  Locomotive,  au  welcher  er  angebracht  wird,  auch 
ganz  entsprechend  angepasst  werde,  uud  dass  derselbe  zeitweise  nach  Bedarf  erneuert  werde. 
Für  diese  wirksame  Vorsorge  bleiben  die  Eisenbahn- Unternehmungen  streng  verantwortlich,  und 
ebenso  bleiben  sie  für  jeden  durch  was  immer  für  eine  Art  von  Aus.terachtlassung  oder  Nach- 
lässigkeit hei  der  Aufstellung  des  Klein'schen  Apparates  oder  bei  dessen  wirklicher  Anwendung 
entstehenden  Schaden  haftend  und  ersatzpflichtig,  abgesehen  von  der  bei  einein  solchen  Falle 
nach  den  bestehenden  Polizei-Vorschriften  oder  seihst  nach  dem  Strafgesetze  einzuleitenden 
Untersuchung. 


2.  Ueber  die  Erbauung  von  Pulvermagazinen,  Dörrstuben 
und  anderen  ähnlichen  Gebäuden  in  der  Nähe  der  Strassen 
und  Eisenbahnen  enthält  das  Hofkanzlei-Decret  vom  13.  Juli  1847,  an 
sämmtliche  Länderstellen  der  deutschen  Provinzen,  P. G. S.  Bd.  75,  Nr.  73, 
pag.  118,  folgende  Bestimmungen: 

Aus  Anlass  eines  speciellen  Falles,  wobei  es  sich  um  die  von  einem 
Privaten  beabsichtigte  Erbauung  eines  Pulvermagazins  und  einer  Dörrstubc 
in  der  Nähe  eines  Stationsgebäudes  der  Staatseisenbahn  handelte,  findet  die 
vereinigte  Hofkanzlei  im  Einverständnisse  mit  der  k.  k.  allgemeinen  Hof- 
kammer zur  möglichsten  Sicherung  gegen  die  zerstörenden  Wirkungen  einer 
allfHlligen  Explosion  anzuordnen,  dass  in  allen  jenen  Fällen,  bei  welchen  es 
sich  um  die  Herstellung  eines  Pulvermagazins  oder  eines  ähnlichen  der 
Gefahr  einer  Explosion  ausgesetzten  Werkes  in  der  Nähe  einer  Aerarial- 
strasse  oder  Staats-  und  Privat-Eisenbahn  handelt,  zu  der  diessfalligen 
Localerhebungs-Gommission  das  einschlägige  Strassenbau-Commissariat  oder 
die  die  Eisenbahn-Unternehmung  zunächst  leitende  technische  Behörde  bei- 
gezogen werde ,  damit  bei  der  Baucommission  die  Zulässigkeit  einer  derlei 
Bauilihrung  und  die  Modalitäten  in  diesem  Falle  gehörig  erwogen  werden. 

Diese  Intervenirung  des  Strassenbau  Commissariates  oder  der  Eisenbahn- 
Unternehmung  wird  auf  jene  Fälle  beschränkt,  wo  es  sich  nm  die  Herstellung 
eines  Pulvermagazins  oder  derlei  Werkes  innerhalb  des  Rayons  von  1000 
Klaftern  von  der  Strasse  oder  Eisenbahn  handelt. 
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3.  Besondere  Bestimmungen  über  die  Distanzen  bei  Errichtung 
von  Pulvermagazinen  in  der  Nähe  von  Wohngebäuden  wurden 
mit  dem  Hofkanzlei-Deerete  vom  28.  April  1848,  an  sämmtliche  Länder- 
stellen, P.G.S.  Bd.  76,  Nr.  51,  pag.  159,  getroffen: 

Seine  k.  k.  Majestät  haben  in  Betreff  der  Distanzen  bei  Errichtung  von 
Pulvermagazinen  in  der  Nähe  von  Wohngebäuden  mit  der  Allerhöchsten 
Entschliessung  vom  12.  April  1848  Nachstehendes  festzusetzen  geruht: 

FUr  die  Anlegung  von  Munitions-Depots  und  Friedens-Pulvermagazinen 
finde  Ich  künftig  eine  Entfernung  von  wenigstens  400  Klaftern  von  Wohn- 
gebäuden als  Normaldistanz  zu  bestimmen ;  für  Verschleiss-Depots,  in  soferne 
sie  nicht  mehr  als  50  Centner  Pulver  enthalten,  genllgt  eine  Distanz  von 
200  Klaftern. 

Innerhalb  dieses  Umkreises  ist  auch  die  Errichtung  neuer  Privatgebäude 
nicht  zu  gestatten  und  dieses  Verbot  gehörig  kundzumachen. 

Sollten  aus  diesem  Anlasse  Entschädigung  Ansprüche  von  den  betref- 
fenden Hauseigentümern  erhoben  werden,,  so  sind  sie  nach  den  bestehenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  und  den  allfälligen  besonderen  Verhältnissen  des 
Falles  zu  behandeln. 


II.  Bestimmungen  über  feuersichere  Herstellungen  an  Eisenbahnen. 

1.  Hofkanzlei-Decret  vom  28.  December  1843,  Z.  40.114-166"», 

an  die  Landesstellen  in  Steiermark,  lllyrien.  Küstenland.  Niederösterreieh,  Möhren  und 
Böhmen,  P.  G.  S.  Bd.  71.  Nr.  137.  pag.  307,  betreffend  die  Sicherheitsmassregeln  bei 
Herstellung  neuer  Gebäude  an  den  in  der  Ausfuhrung  stehenden  Staatseisenbahnen. 

Um  bei  der  Herstellung  neuer  Gebäude  an  den  in  der  Ausführung  stehenden 
Staatseisenbahnen,  in  soferne  dabei  die  Dampfkraft  Anwendung  findet,  den 
Anforderungen  der  öffentlichen  und  Polizei-Rücksichten  gegen  Feuersgefahr 
zu  entsprechen ,  und  zngleich  den  Bestand  der  Bahn  und  die  Sicherheit  des 
Betriebes  nicht  zu  gefährden,  ist  die  vereinigte  Hof  kanzlei  mit  dem  Präsidium 
der  k.  k.  allgemeinen  Hofkammer,  bezüglich  der  Entfernung  der  neuen 
Gebäude  von  der  Bahnlinie,  über  folgende  Bestimmungen  übereingekommen, 
welche  bis  zur  Erlassung  des  allgemeinen  Polizei-Regulativs  für  die  Eisen- 
bahnen als  leitende  Vorschrift  zu  gelten  haben : 

1.  Gebäude,  welche  innerhalb  ein  er  Entfernung  von  30  Klaftern 
von  der  Bahnkrone  neu  errichtet  werden  wollen,  müssen  feuersicher  her- 
gestellt werden  oder  sonstigen  Schutz  gegen  Feuersgefahr  erhalten. 
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Daher  müssen  insbesondere  an  der  Bahnseite  Oeffnungen  in  der  Be- 
dachung wo  möglich  ganz  vermieden,  oder  durch  Verglasung  u.  a.  w.  fest 
verwahrt  werden. 

2.  Die  Errichtung  neuer  Bauobjecte  auf  eine  Entfernung  von  fünf 
Klaftern  von  der  Bahnkrone  ist  in  der  Regel  nicht  zu  gestatten.  Eine  Aus- 
nahme davon,  wo  sie  die  eigentümlichen  örtlichen  Verhältnisse,  oder  jene 
des  Bahnbetriebes  zulässig  machen ,  kann  nur  von  Fall  zu  Fall  nach  vorläu- 
figer Rücksprache  mit  der  General-Direction  der  Staatseisenbahnen  gestattet 
werden. 

3.  Gebäude,  welche  in  einer  geringeren  Entfernung  als  zehn  Klafter 
von  der  Bahnkrone  zu  stehen  kommen ,  sollen  in  der  Richtung  gegen  die 
Bahn  keine  unmittelbaren  Ausgänge  —  in  soweit  diese  den  unmittelbaren 
Zutritt  zur  Bahn  zum  Zwecke  hätten  —  erhalten.  Ausnahmen  von  dieser 
Regel  dürfen  nur  in  jenen  Fällen,  wo  durch  Schranken  und  andere  Vorsichts- 
massregeln den  zu  besorgenden  Gefahren  auf  eine  befriedigende  Weise 
begegnet  werden  kann,  mit  Zustimmung  der  genannten  General-Direction 
zugestanden  werden.  Auch  ist  die  Errichtung  von  Gebäuden  zu  vermeiden, 
wenn  damit  die  Notwendigkeit  zur  Anlage  eines  neuen  l'eberganges  im 
Niveau  der  Bahn  verbunden  wäre. 

Die  Landesstelle  wird  angewiesen,  diese  Bestimmungen  den  untergeord- 
neten politischen  Behörden  zu  ihrer  Darnachachtung  bei  Ertheilung  der 
Baulicenzen  bekannt  zu  geben,  ohne  hierüber  eine  öffentliche  Kundmachung  zu 
veranlassen ,  welche  dem  Zeitpuncte  der  Erlassung  des  allgemeinen  Polizei- 
Regulativs  für  Eisenbahnen  vorbehalten  bleibt. 


2.  Hofkammer-Präsidial-Erlass  vom  18.  Jänner  1844,  Z.  46-E.  P., 

an  die  k.  k.  General-Direction  für  die  Staatseiaenbahnen. 

Mit  Beziehung  auf  den  Bericht  vom  26.  November  1843,  Z.  2681, 
erhält  die  k.  k.  General-Direction  in  der  Anlage  die  Abschrift  der  Verfügung 
welche  von  der  k.  k.  vereinigten  Hofkanzlei  bezüglich  auf  die  bei  Herstel- 
lung  neuer  Gebäude  an  den  Staatseisenbahnen  zu  beobachtenden  Vor- 
sichten an  die  Länderstellen  von  Steiermark,  Illyrien,  Küstenland,  Mähren, 
Böhmen  und  Niederösterreich  unterm  28.  December  1843,  Z.  40.114-1665, 
erlassen  worden  ist,  und  bis  zur  Erlassung  des  allgemeinen  Polizei-Regula- 
tivs für  die  Eisenbahnen  als  leitende  Vorschrift  zu  gelten  hat,  ohne  dass 
hierüber  schon  jetzt  eine  öffentliche  Kundmachung  veranlasst  wird. 

Die  k.  k.  General-Direction  hat  von  dieser  Verfügung  die  sämmtlichen 
Bauleitungen  zur  Wissenschaft  und  Darnachachtung  in  die  Kenntniss  zu 
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setzen  und  darüber  zu  wachen,  dass  bei  der  Aufführung  neuer  Gebäude  oder 
sonstiger  Objecte  die  Rücksichten  für  den  Bestand  und  die  Erhaltung  der 
Bahn,  sowie  die  fUr  den  Betrieb  erforderliche  Fernsicht  nicht  gefährdet 
werde. 

Was  die  in  dem  erwähnten  Berichte  der  k.  k.  General-Direction  gleich- 
zeitig zur  Sprache  gebrachten  Verfügungen  über  die  bereits  bestehen- 
den, im  Bereiche  der  Feuersgefahr  liegenden,  oder  ans  anderen  Betriebs- 
rücksichten hinderlichen  Gebäude  oder  sonstigen  Objecte  betrifft,  so  bedarf 
es  diessfalls  weder  einer  besonderen  Verfügung,  noch  einer  allgemeinen 
Kundmachung.  Ks  unterliegt  zwar  keinem  Zweifel,  dass  schon  bestehende 
Gebäude  und  Objecte,  welche  wegen  des  Betriebes  der  Staatseisenbahnen 
nicht  ferner  geduldet  werden  könnten,  auf  Kosten  des  Aerars  entweder  ein- 
gelöst und  beseitigt,  oder  feuersicher  hergestellt  oder  auf  andere  Weise 
geschützt  werden  müssen:  es  ist  jedoch  nicht  nothwendig,  die  rücksichtlich 
der  Errichtung  neuer  Gebäude  und  Objecte  geltenden  Bestimmungen  durch 
gehends  und  ausnahmslos  auch  auf  die  schon  bestehenden  mit  aller 
Strenge  anzuwenden,  da  örtliche  Verhältnisse  den  Fortbestand  mancher  der 
schon  errichteten  Gebäude  und  Objecte  rechtfertigen  können,  obschon  deren 
neue  Errichtung  nicht  gestattet  würde. 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Bemerkung  hat  die  General-Direction  die  Frage, 
welche  von  den  bestehenden  Gebäuden  und  Objecten  eingelöst  und  beseitigt 
oder  feuersicher  hergestellt  werden  müssen,  und  ob  rücksichtlich  der  ein- 
zelnen Gebäude  und  Objecte  eine  oder  die  andere  Modalität  gewählt  werden 
soll,  so  wie  es  zum  Theile  bisher  schon  geschehen  ist,  im  Wege  der  commis- 
sionellen  Verhandlungen,  bei  welchen  die  Kreisämter  zu  interveniren  haben, 
an  Ort  und  Stelle  genau  erörtern  zu  lassen. 

Auf  Grundlage  der  diessfälligen  Erhebung  wird  dann  die  Ausgleichungs- 
uiid  Entscbädigungs  -  Verhandlung  mit  den  Parteien  durch  die  Grundein 
lösungs  Commissionen  zu  pflegen  sein,  falls  eine  eigene  Verhandlung  durch 
die  letztere  nicht  etwa  schon  durch  das  Resultat  der  Erhebungs-Commission 
entbehrlich  gemacht  werden  könnte. 

Hiernach  hat  die  k.  k.  General-Direction  ungesäumt  die  geeigneten 
Einleitungen  zu  treffen  und  sowohl  den  Bauleitungen,  als  auch  den  Grund- 
einlösungs-Commissionen  die  erforderliche  Anweisung,  wie  sie  diessfalls  in 
dem  Berichte  vom  26.  November  1843  angedeutet  wurde,  zu  geben,  und 
sich  die  comraissionellen  Erhebungen  zur  Schlussfassung  vorlegen  zu  lassen. 


3.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  wurden  von  der  k.  k.  General- 
Direction  für  die  8taat8eisenbahnen  mit  dem  Erlasse  vom  3.  Februar  1844, 
Z.  372 ,  den  ihr  untergeordneten  Bauleitungen  und  Grundeinlösungs-Com- 
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missionen  zurDarnarhachtung  bekannt  gegeben,  und  bei  diesem  Anlasse  dem 
Auftrage  dos  k.  k.  Hofkammer  Präsidiums  entsprechend  hinsichtlich  der 
bereits  bestehenden  Bauobjecte,  welche  entweder 

a)  in  die  Bahnlinie  fallen,  oder 

b)  zwar  ausser  der  Bahn  liegen,  aber  für  den  Beirieb  hinderlich  oder  für 
den  Bestand  der  Bahn  gefährlich  sein  können,  oder  endlich 

c)  wegen  ihrer  Nähe  an  der  Bahn  der  Feuersgefahr   ausgesetzt  sind, 
folgende  Instruction  erlassen : 

Ad  a.  Was  die  unter  a  bemerkten  Objecte  betrifft,  so  ist  deren  Demo 
Ii  rang  zur  Ausführung  des  Bahnbaues  unerläsalich.  Die  Einlösung  derselben 
ist  durch  die  betreffende  Grundeinlösungs-Comraission  nach  den  bereits  vor- 
geschriebenen Normen  vorzunehmen. 

Ad  b  und  c.  RUcksichtlich  der  unter  6  und  c  angedeuteten  Ohjecte  hat 
da?  hohe  Hofkammer-Präsidium  den  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  ähnliche 
Gebäude  auf  Kosten  des  Aerars  eingelöst  und  beseitigt,  oder  feuersicher 
hergestellt,  oder  auf  eine  andere  Weise  geschützt  werden  müssen:  es  sei 
jedoch  nicht  nothwendig,  die  rücksichtlich  der  Errichtung  neuer  Gebäude 
und  Objecte  geltenden  Bestimmungen  durchgehends  und  ausnahmslos  auch 
auf  die  schon  bestehenden  mit  aller  Strenge  anzuwenden ,  da  örtliche 
Verhältnisse  den  Fortbestand  maucher  der  schon  errichteten  Gebäude  und 
Objecte  rechtfertigen  können,  obschon  deren  neue  Errichtung  nicht  zu  ge- 
statten sein  würde. 

Wenn  es  sich  daher  in  Betreff  der  unter  b  bezeichneten  Gegenstände 
um  die  Lösung  der  Frage  handelt ,  welche  von  diesen  Banobjecten  abzutra- 
gen, zu  versetzen  oder  auf  eine  andere  Art  unschädlich  gemacht  oder  ausser 
Gefahr  gestellt  werden  sollen,  und  welche  Modalitäten  hiebei  einzutreten 
haben?  so  muss  diese  Frage  -  so  wie  es  zumTheile  schon  geschehen  ist  — 
im  Wege  der  commissionellen  Verhandlungen,  bei  welchen  die  Kreisämter  zu 
interveniren  haben ,  an  Ort  und  Stelle  mit  Beiziehuug  der  Obrigkeit  und  der 
Interessenten  einer  genauen  Erörterung  unterzogen  werden.  Hierbei  sind 
folgende  Umstände  zu  berücksichtigen : 

1.  Bei  horizontalen  Lagen  der  Bahn  oder  bei  Gefällen  bis  «/aoo  mwss 
die  Aussicht,  wo  sie  durch  Beseitigung  von  Objecten.  sie  mögen  aus  Gebäu 
den,  Waldungen,  Anpflanzungen  u.  dgl.  bestehen,  erlangt  werden  kann, 
wenigstens  auf  200  Klafter  weit  reichen. 

2.  Bei  stärkeren  Gefällen  ist  es  wünschenswert!) ,  dass  die  Aussicht 
noch  auf  grössere  Entfernungen  —  nämlich  auf  300  Klafter  weit  —  offen 
gehalten  werde. 

Sollte  für  die  unter  c  angedeuteten,  innerhalb  einer  Entfernung  von 
30  Klaftern  von  der  Hahn  kröne  liegenden  Gebäude  durch  den  Betrieb  der 
Eisenbahn  eine  Feuersgefahr  eintreten,  so  wird  die  Staatsverwaltung,  wie 
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schon  erwähnt,  für  deren  Beseitigung,  feuersichere  Herstellung  oder  sonsti- 
gen angemessenen  Schutz  zu  sorgen  haben. 

Die  Ermittlung,  ob  eine  oder  die  andere  Modalität  gewählt  werden  soll, 
ist  gleichfalls  durch  commissionclle  Erhebungen  unter  Intervenirung  des 
Kreisamtes  an  Ort  und  Stelle  mit  Beizichung  der  Obrigkeit  und  der  Interes- 
senten zu  bewerkstelligen,  und  es  sind  hiebei  theils  örtliche,  theils  andere 
Rücksichten  in  Beachtung  zu  ziehen,  von  denen  die  nachstehenden  eine  vor- 
zugsweise Würdigung  verdienen: 

1.  Es  können  Bauohjecte,  besonders  in  Gebirgsgegenden,  im  Bereiche 
von  30  Klaftern  von  der  Bahn  liegen,  ohne  dass  sie  einer  Feuersgefahr  aus- 
gesetzt sind,  und  dieses  aus  keinem  auderen  Grunde,  ah  weil  sie  in  einer 
hohen  Lage  über  dem  Niveau  der  Bahn  sich  befinden. 

2.  An  und  für  sich  feuergefährliche  Objecto  können  durch  andere  vor- 
handene, nicht  feuergefährliche  einen  hinlänglichen  Schutz  gegen  Feuers- 
gefahr erhalten. 

In  beiden  vorstehenden  Fällen  stellt  sich  eine  Sicherungsmassregel  als 
überflüssig  dar. 

3.  Die  genaue  umsichtige  Znsammenhaltung  aller  Verhältnisse  wird 
manchmal  zu  dem  Resultate  führen,  dass  es  nicht  nöthig  sei,  das  Object 
selbst  feuersicher  herzustellen,  sondern  dass  ein  anderes  Schutzmittel  genüge. 

4.  Wenn  der  Werth  eines  Schutz  erheischenden  Objectes  geringer  ist, 
als  die  zur  Herstellung  des  Schutzmittels  erforderlichen  Kosten,  so  wird  es 
natürlich  angemessen  sein,  das  Object  einzulösen  und  zu  demoliren. 

5.  Oft  kann  eine  Versetzung  des  Objectes  ausser  dem  Bereiche  der 
Feuersgefahr  zulässig  und  mit  geringeren  Kosten  zu  erzielen  sein,  als  dessen 
feuersichere  Herstellung  oder  Einlösung.  Endlich  kann 

6.  der  Fall  eintreten,  dass  durch  die  feuersichere  Herstellung  das  Ge- 
bäude eine  solche  Umstaltung  erleidet,  dass  dadurch  sein  Werth  bedeutend 
vergrÖ88ert  wird.  In  einem  solchen  Falle  wird  es  billig  sein ,  den  Besitzer 
behufs  dieser  Umstaltung  zu  einer  Beitragsleistung  zu  verhalten. 

Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  General-Direction  für  die  Staats-Eisenbnhnen  vom  24.  März  1845, 
Z.  2031, wurde  über  die  von  einer  Bauleitung  gestellte  Anfrage,  oh  die  mit  einem  Schindel- 
dache rersehenen  hölzernen  oder  steinernen  Gebinde  zu  den  feuergefähr- 
lichen Objecten  zu  rechnen  seien  oder  nicht,  und  ob  im  letzteren  Falle  die  blosse  Ver- 
wandlung eine«  Strohdaches  in  ein  Schindeldach  genüge,  mit  Besiehung  auf  die  unter  dem 
3.  Februar  1844,  Z.  372,  mitgetheilten  Bestimmungen  noch  weiter  bemerkt: 

1.  Dass  ganz  freistehende  einzelne  Gebäude,  gleichviel,  ob  aus  Stein-  oder  Holzmaterial 
gebaut,  an  und  für  sich  weuiger  Rücksicht  verdienen,  weil  sich  die  Feuersgefahr  durch  dieselben 
nicht  über  andere  Gebäude  verbreiten  kann,  und  folglich  die  vorzuschlagenden  Vorbeugungs- 
Massregeln  nur  von  untergeordneter  Art.  als  feuersicherer  Anstrich  des  Schindeldaches,  Bestrich 
der  Wände  mit  Mörtel  u.  dgl.  sein  können,  voransgesetitt,  dass  solche  Vorkehrungen  mit  den 
feuerpolitischen  Vorschriften  des  Landes,  worüber  übrigens  die  politische  Behörde  zu  wachen 
haben  wird,  in  keinem  Widerspruche  stehen. 

2.  Der  gleiche  feuersichere  Anstrich  der  Schindeldächer  dürfte  vielleicht  auch  in  Ort- 
schaften über  die  Entfernung  von  IS  Klaftern  hinaus  mit  Vortheil  angewendet  werden  können. 
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3.  Strohdächer  innerhalb  30  Klafter  Entfernung  von  der  Bahnkrone  durften  zu  beseitigen 
sein,  und  wo  die  Wiinde  des  Gebäudes  kein  Ziegel-  oder  Schieferdach  tu  tragen  vermögen,  dürften 
dieselben  in  der  Entfernung  roo  IS  Klaftern  und  darüber  mit  feuersicher  angestrichenen  Schindel- 
dächern mi  ersetzen  sein;  unter  15 Klaftern  ist  »her  das  Gebäude,  in  sofern  die  Winde  kein  feuer- 
sicheres Dach  zu  tragen  geeignet  sind,  einzulösen  und  gänzlich  zu  denioliren,  wobei  jedoch  der 
Partei  freizustellen  isl,  an  dessen  Statt  ein  neues  feuersichere»  Gebäude  auf  eigene  Kosten  auf- 
zuführen. 

4.  Gebäude  mit  hölzernen  Wanden  sind  von  Aussen  an  den  gegen  die. Bahn  gekehrten 
Seiten  mit  einem  Mörtelbestriche  zu  versehen. 

5.  Wenn  durch  die  Sicherung  der  der  Bahn  zunächst  liegenden  Uehaude  auch  rückwärtige 
Gebäude,  wenn  sie  auch  noch  innerhalb  de»  Barons  von  30  Klaftern  sich  helinden.  hinlänglich 
gesichert  »erden,  versteht  es  ».ich  von  selbst,  das«  für  letzlere  keine  weitere  Vorkehrung  zu 
treffen  nottiig  isl.  Anf  gleiche  Weise  ist  in  L'eberlegung  zu  ziehen,  oh  an  mancher  Stelle  der 
Bahn  die  Herstellung  von  12 — 14  Fuss  hohen  Einfassungsmauern  oder  dichter  Pflanzung .  durch 
welche  das  Verbreiten  der  Funken  gegen  die  Hauser  oder  Ortschaften  verhindert  wird,  nicht  jeder 
andern  Vorbcugungs-.Massregcl  torzuzieheu  sei. 

«.  Endlich  is«  bei  Ausmittlung  der  nach  den  entständen  vorzuschlagenden  Vorbciigungsart 
immer  die  Lage  des  Gebäudes,  der  Gebrauch,  wozu  es  bestimmt  ist.  ob  es  höher  oder  tiefer  als 
die  Bahn  liegt,  ob  es  einzeln  oder  oh  in  der  Nähe  anderer  Gebiude  und  welcher  Gattung  steht,  in 
das  Auge  zu  fassen,  und  die  Anträge  darnach  zu  stellen,  damit  dieser  wichtige  Gegenstand  auf 
beruhigende  Art  und  mit  Vermeidung  aller  überflüssigen  Auslagen  beseitigt  werden  könne. 

Uebrigens  wurde  mit  wiederholter  Beziehung  auf  den  Erlass  »om  3.  Februar  1X44,  Z.  372. 
bemerkt,  dass  in  allen  Fällen,  wo  die  feuersichere  Herstellung  der  Gebäude  mit  grösseren  Unkosten 
verbunden  sein  würde,  in  Ueberlegung  zu  nehmen  sei.  ob  es  nicht  vortheilhafter  sein  würde,  die 
Ohjecte  überhaupt  gänzlich  einzulösen  und  zu  beseitigen.  Auch  sei  die  Art  und  Weise  gründlich 
zu  erörtern,  auf  welche  die  von  Fall  r.u  Fall  beschlossene  Vorkehrung  ausgeführt  werden  solle,  ob 
nämlich  durch  Unternehmer  oder  durch  die  Besitzer  oder  in  Regie,  und  welche  Vorsichtsmaßregeln 
im  zweiten  Falle  anzuwenden  sein  dürften. 


4.  Anlässlich  des  Baues  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  wurden  mit  dem 
Hände  Isministerial-Erlasse  vom  10.  Mai  1858,  Z.  1122-11.  M.,  die  betheiligten 
Landesstellen  beauftragt,  die  commissionellcn  Verhandlungen  Uber 
diefeuereichereHerstellung  der  an  den  coneessionirten  Bahnlinien 
entweder  neu  zu  erbauenden  oder  schon  bestehenden  Privatgebäude  durch  die 
betreffenden  Kreisämter  mit  Beiziehung  der  Interessenten  einzuleiten. 

Als  leitende  Grundsätze  bei  dieser  Verhandlung  wurden  den 
Landesstellen : 

a)  hinsichtlich  solcher  Gebäude  oder  Objecte,  welche  in  der  Nähe  der 
Eisenbahn  ganz  neu  gebaut  werden  wollen,  die  Bestimmungen  der  liof- 
kanzlei-Verordnung  vom  28.  December  1843,  Z.  40.114-1665,  und 

b)  hinsichtlich  bereits  bestehender,  im  Bereiche  der  Feuersgefahr  liegender 
oder  aus  anderen  Betriebsriicksichten  hinderlicher  Gebäude  und  son- 
stiger Objecte  die  erleichternden  Vorschriften  des  Hofkammer-Präsidial- 
Erlasses  vom  18.  Jänner  1844,  Z.  46-E.  P.,  zur  Beobachtung  mitgetheilt. 
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5.  Weitere  Erleichterungen  gewährte  der  an  die  Statthaltereien 
von  Ober-  und  NiederÖsterreieh  gerichtete  Handelsministerial-Erlass 
vom  8.  August  1858,  Z.  2307 -H.  M. : 

Wie  man  der  Statthalterei  schon  in  dem  hicrortigen  Erlasse  vom  10.  Mai 
1858,  Z.  1122-H.  M.,  erinnert  hat,  int  es  nicht  nothwendig,  dass  die  hin- 
sichtlieh der  feuersicheren  Errichtung  neuer  Gebäude  und  Objecte  längs 
einer  Locomotiv- Eisenbahn  geltenden  Bestimmungen  ohne  Ausnahme  auch 
auf  die  längs  der  Kaiserin  Elisabeth -Bahn  schon  bestehenden  Gebäude 
mit  aller  Strenge  augewendet  werden;  indem  ungeachtet  der  Eisenbahn,  die 
örtlichen  Verhältnisse  mancher  schon  bestehenden  nicht  feuersicheren  Gebäude 
deren  Fortbestand  rechtfertigen  können,  obschon  man  einen  Neubau  in  dieser 
Art  nicht  gestatten  würde.  Die  Notwendigkeit  der  feuersicheren  Umstaltung 
eiues  schon  bestehenden  Objectes  hängt  daher  lediglich  von  den  örtlichen 
Verhältnissen  ab,  bei  deren  Beurtheilung  nicht  an  dem  für  die  Errichtung 
neuer  Gebäude  vorgeschriebenen  Rayon  von  30  Klafter  strenge  festgehalten 
zu  werden  braucht. 

Die  örtlichen  Situations-  und  Niveau-Verhältnisse  können  es  z.  B.  bei 
einem  isolirt  stehenden  mit  Holzschindeln  eingedeckten  Gebäude  gestatten, 
dass  man  ein  solches  Gebäude,  so  lang  es  nicht  umgebaut  wird,  unverändert 
fortbestehen  lässt. 

Manches  derlei  freistehende  Object  kann,  wie  die  Statthalterei  selbst 
bevorwortet,  mittelst  einer  Baumpflanzung,  eines  lebendigen  Zaunes  oder 
einer  Eindämmung  u.  dgl.  vor  einer  möglichen  Feuersgefahr  geschützt  werden, 
wodurch  die  Notwendigkeit  einer  feuersicheren  Eindeckung  des  Objectes 
entfällt. 

« 

Aber  auch  dann,  wenn  die  Notwendigkeit  einer  feuersicheren  Umstal- 
tung von  freistehenden  oder  zusammenhängenden,  mit  llolzschindeln  einge- 
deckten Gebäuden  vorliegt,  braucht  nicht  an  der  für  neue  Gebäude  vorge- 
schriebenen Eindeckung  mit  Ziegeln  strenge  festgehalten  zu  werden, 
indem  an  weniger  gefahrdrohenden  Stellen  der  vorhabende  Zweck  auch  durch 
einen  feuerfesten  Anstrich  der  äusseren  Schindeldachflächen  erreicht  werden 
kann. 

Dass  daher  auch  an  minder  gefahrdrohenden  8tcllen  manches  Strohdach 
in  ein  Schindeldach  mit  einem  feuerfesten  Anstrich  umgestaltet  werden  könne, 
versteht  sich  von  selbst. 

Die  Entscheidung  aber,  ob  ein  schon  bestehendes  nicht  feuersicheres 
Object  längs  der  Kaiserin  Elisabeth -Bahn  in  seinem  dermaligen  Zustande 
belassen  werden  könne,  oder  ob  dasselbe  auf  eine  oder  die  andere  Art 
geschützt,  oder  feuersicher  umgestaltet  werden  müsse,  bleibt  der  Statthalterei 
überlassen;  die  daher  im  vorstehenden  Sinne  über  das  Kcsultat  der  in  Absicht 
auf  die  Ausmittlung  der  feuergefährlichen  Objecte  auf  der  Kaiserin  Elisabeth - 
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Bahn  gepflogenen  Commissionsverhandluug  vorschriftmässig  das  Amt  zu 
handeln  hat. 

Dabei  bleibt  es  dem  Verwaltungsrathe  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn- 
Gesellschaft  oder  den  Eigentümern  der  fraglichen  Privatgebäude  unbenommen, 
in  besonderen  Fällen  um  eine  allfällige  Modifikation  der  Statthalterei-Ent- 
Scheidung  einzuschreiten,  worüber  man  sodann  im  Einvernehmen  mit  dem 
Ministerium  des  Innern  den  weiteren  Beschluss  fassen  wird. 


6.  Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  26.  August  1862,  Z.  4196- 
584.  wurde  der  k.  k.  Statthaltern  in  Graz  in  Betreff  der  feuersicheren 
Gebäude herstellungen  auf  der Pragerhof-Kanizsaer  und  der Steinbrück- 
Sisseker-Eisenbahnstrecke  eröffnet,  dass  in  Berücksichtigung  der  in  der 
neuesten  Zeit  so  bedeutenden,  vorgeschrittenen  Entwickelung  des  Eisenbahn- 
Betriebswesens  und  namentlich  der  die  Sieherstellung  gegen  Feuersgefahr 
bezweckenden  verbessernden  Einrichtungen  der  Locomotiven ,  bereits  bei 
Gelegenheit  der  Bauführung  auf  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  das  bestandene 
Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  Veranlassung 
genommen  habe,  mit  den  Erlässen  vom  10.  Mai  1858,  Z.  1122-H.  M.,  und 
vom  8  August  t858,  Z.  2307  H.  M.,  rücksichtlieh  der  Verbindlichkeit  der 
Bahnunternehmungen  zur  feuersicheren  Gebäudeherstellung  längs  der  Eisen- 
bahnen wesentlich  erleichternde  Abweichungen  von  den  diessfälligen  Normal- 
Verordnungen  der  ehemaligen  vereinigten  Hofkanzlei  vom  28.December  1843, 
Z.  40.1 14-1665,  und  des  bestandenen  allgemeinen  Hofkammer- Präsidiums 
vom  18.  Jänner  1844,  Z.  46-E.  P.,  zu  gewähren. 

Da  kein  Grund  vorhanden  wäre,  der  SüdbahnGesellschaft  bei  ihren 
neuen  Bauführungen  die  Wohlthat  dieser  abweichenden  Bestimmungen  vor- 
zuenthalten, so  wurden  der  k.  k.  Statthalterei  im  Anschlüsse  Abschriften 
dieser  modificirenden  Erlässe  mit  der  Aufforderung  zugestellt,  sowohl  in  dem 
vorliegenden  als  in  ähnlichen  künftigen  Fällen  nach  dem  Inhalte  dieser  Ver- 
ordnungen vorzugehen. 

Hinsichtlich  der  feuersicheren  Objectsherstellungen  auf  der  Pragerhof- 
Kanizsaer  Eisenbahnstreeke  im  Bezirke  Pettau  wurde  nunmehr  die  Bestim- 
mung eines  inneren  und  äusseren  Feuer- Rayons,  jeder  a  15  Klafter 
von  der  Geleisemitte  entfernt,  angenommen,  demzufolge  innerhalb  des  innern 
Feuer-Rayons  weder  Stroh-  noch  Schindeldächer  geduldet  werden  dürfen, 
innerhalb  des  äussern  Rayonn  dagegen  von  15  bis  30  Klaftern  kein  Strohdach 
belassen,  jedoch  Schindeldächer  zur  Anwendung  für  geeignet  befunden  werden. 
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7.  Die  Ausdehnung  dieser  speciellen  Vorschrift  auf  alle  Kronländer  und 
die  Gewährung  weiterer  Erleichterungen  erfolgte  durch  den  nachstehenden 
Handelsministerial-Erlass  vom  23.  April  1868,  Z.  9403-811  ex 
1866,  an  sämmtliche  Länderstellen: 

Es  ist  bei  verschiedenen  Anlässen  wahrgenommen  worden,  dass  ein 
Theil  der  k.  k.  Länderstellen  noch  nicht  im  Besitze  des  authentischen  Textes 
der  an  die  Statthaltern  in  Graz  gerichteten  Handelsministerial-Verordnung 
vom  26.  August  1862,  Z.  4196-584  ist,  und  dass  dieser  Mangel  bei  vielen 
Verhandlungen  Uber  das  Erforderniss  feuersicherer  Gebäude-Herstellungen 
längs  Eisenbahnen  die  Entstebungsursache  von  Differenzen  geworden  ist. 

Um  dergleichen  Uebelständen  für  die  Zukunft  zu  begegnen,  erhält  die 
k.  k.  Stattbalterei  im  Anschlüsse  zum  Dienstgebräuche  eine  lithographirte 
Abschrift  des  bezogenen  Erlasses. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wird  bekannt  gegeben,  dass  sich  das  Handels- 
ministerium bestimmt  findet,  mit  Rücksicht  auf  die  vorgeschrittene  Eisenbahn- 
technik und  als  zeitgemäße  Modification  des  Hofkanzlei  Decretes  vom 
28.  December  1843,  Z.  40.114-1665,  die  Anwendung  von  Riegelwandbauten 
mit  ausgemauerten  Fächern  als  feuersichere  Construction  anzuerkennen,  und 
unter  Umständen  die  Anwendung  von  Schindeldächern  im  inneren  feuer- 
gefährlichen Rayon  ausnahmsweise  zu  gestatten. 
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C.  Bestimmungen  über  Einfriedung  der  Eisenbahnen,  Wegüber- 
setzungen und  Zufahrtsstrassen. 
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I.  Vorschriften  über  die  Einfriedung  der  Eisenbahnen. 

1.  Einige  Bestimmungen  Uber  die  Anlegung  lebendiger  Ein- 
friedungen an  den  Eisenbahnen  enthält  das 

Hofkanzlei-Decret  vom  28.  August  1840, 

•n  die  L5n.lerstell.-i)  in  Böhmen,  Mühron.  Steiermark,  lllyrirn  und  NuMlprosferreich 

P.  G  S  Bd.  74.  Nr.  «4,  pa*.  176: 

Die  Landesstelle  wird  im  Einverständnisse  mit  dem  Präsidium  der  k.  k. 
allgemeinen  Hofkammer  angewiesen,  in  allen  jenen  Fällen,  wo  von  Seite  der 
General  Direktion  der  Staats-Eisenbahnen  die  Anlegung  lebendiger  Ein- 
friedungen längs  der  Eisenbahnen  im  Wege  des  Einverständnisses  mit  den 
betheiligten  Grundbesitzern  beabsichtigt  wird,  diese  zur  Sicherung  der  Balm 
vor  dem  Betreten  des  Viehes  wesentlich  dienliche  Massregel  kräftig  zu  unter- 
stützen und  zu  fördern,  und  hierzu  insbesondere  die  Kreisämter  und  durch 
die  Letzteren  die  unteren  Verwaltungsorgane  anzuweisen. 

Da  diese  Einfriedungen  gewöhnlich  jenseits  der  Seitengräben  oder  an 
den  Bennen,  jedenfalls  aber  am  Fusse  der  Dämme,  oder  hoch  oben  jenseits 
des  Randes  an  den  Einschnitten  angelegt  werden,  so  ist  nach  der  Bemerkung 
der  von  dem  Hofkammer-Präsidium  Uber  den  Gegenstand  der  Frage  ver- 
nommenen General- Dircction  der  Staats- Eisenbahnen  eine  Hinderung  der 
freien  Aussicht  auf  die  Bahn  durch  die  Anlegung  solcher  Einfriedungen  nicht 
zu  besorgen,  und  jedenfalls  leicht  zu  vermeiden,  diese  Direction  bemerkt 
jedoch  zugleich,  dass  die-  hiefür  beantragte  Hohe  von  4  bis  5  Fuss  nicht 
erforderlich  und  überhaupt  nicht  zulässig  sei,  indem  ein  lebendiger  Zaun  von 
3  bis  höchstens  4  Fuss  Höhe  vollkommen  hinreiche,  das  Vieh  vom  Betreten 
der  Bahn  abzuhalten,  und  anderenteils  eine  Höhe  von  5  Fuss  schwer  zu 
erzielen  und  noch  schwerer  zu  erhalten  sei,  auch  durch  die  Ausdehnung  der 
Aeste  in  die  Höhe,  selbe  nicht  mehr  so  dicht  am  Boden  treiben  und  dadurch 
zweckwidrige,  dem  Viehe  zugängliche  Lücken  entstehen. 
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2.  Ueber  die  Ausführung  der  lebenden  Einfriedungen  ent- 
hält der 

Erlass  der  k.  k.  General-Direction  der  fnmiminieationen  vom  8.  Juli  IKjO, 
Z.  2950-E,  Dandelsmitiislerial-Yerordnungs-Blatt  II.  Bt!M  Nr.  114—117, 

die  nachstehenden  Bestimmungen : 

Es  ist  bereits  seit  längerer  Zeit  der  Grundsatz  bei  den  Staats-Eisen- 
bahnen anerkannt  und  hohen  Orts  genehmigt  worden,  dass  die  Staats- Eisen- 
bahnen mittelst  lebender  Zäune  theils  vor  dem  Zutritte  der  Thiere  und 
Menschen  gewahrt,  theils  gegen  Schneeverwehungen,  wo  es  zulässig  ist, 
durch  breitere  und  höher  gezogene  Anpflanzungen  längs-  solchen  Siellen, 
welche  den  Verwehungen  ausgesetzt  sind,  geschützt  werden  Rollen,  ferner 
dass  dort ,  wo  durch  Anpflanzungen  ein  Schutz  gegen  Wellenschlag,  gegen 
Abrutschungen  und  Wasserausrisse,  und  Uberhaupt  zur  Befestigung  von  Erd- 
flächen etc.,  sowie  gegen  gefährlichen  Funkenflug  erlangt  werden  kann ,  bei 
den  Anpflanzungen  auch  diese  Zwecke  zu  erreichen  getrachtet  werden  muss. 

Zur  Ziehung  von  Pdanzeu  sollen  vorhandene  geeignete  Grundflächen, 
welche  den  Eisenbahnen  gehören ,  wenn  solche  zu  keinem  andern  Betriebs 
zwecke  benöthigt  werden,  nach  Bedarf  als  Baumschulen  benützt  werden. 

Es  wurde  ferner  bestimmt,  dass  derlei  Anpflanzungen,  in  soferne  diese 
den  Schutz  der  Bahn  in  einer  oder  der  andern  Richtung  zum  Zwecke  haben, 
schon  von  der  k.  k.  General-Bau- Direction  bei  Erbauung  der  Bahnen  berück- 
sichtigt und  angelegt  werden  sollen,  während  dieselben  auf  den  bereits  im 
Betriebe  befindlichen  Strecken  durch  die  General-Direction  für  Communica- 
tionen  zu  besorgen  sind. 

Was  jene  Einzäunungen  und  Bepflanzungen  betrifft,  welche  auf  den  im 
Betriebe  befindlichen  Staatsbahn  Strecken  ausgeführt  werden  müssen,  wurde 
aus  mehreren  Gründen  grundsätzlich  angenommen,  dass  diese  nicht  auf  ein- 
mal, sondern  nach  und  nach  etwa  in  Zeiträumen  von  5  Jahren  zu  bewerk- 
stelligen sind,  und  dass  vor  Allem  jene  thätigst  zu  betreiben  sein  werden, 
welche  den  Zweck  der  Sicherung  des  Bahnbetriebes  haben. 

Hinsichtlich  der  Art  der  Ausführung  solcher  Einfriedungen  und  Bepflan- 
zungen wurde  auf  der  südlichen  und  nördlichen  Staatsbahn  nachstehend  vor- 
gegangen : 

1 .  Es  sind  im  ersten  Jahre  jene  Bahnstellen  zuerst  für  Einfriedungen 
zu  berücksichtigen,  welche  vor  Allem  wegen  der  angrenzenden  Viehweiden 
und  niederer  Lage  der  Bahn  gegen  das  natürliche  Terrain  am  meisten  zu- 
gänglich sind. 

2.  In  dieselbe  Kategorie  gehören  auch  solche  Bahnstellen,  welche  den 
Schneeverwehungen  am  meisten  ausgesetzt  sind,  und  wo  in  einer  angemessenen 
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Entfernung  längs  der  Bahn  dichte  Anpflanzungen  auf  entsprechende  Breite 
angelegt  werden  können. 

3.  Die  Anpflanzungen  sollen  immer  mit  Rücksicht  auf  die  definitive 
Begrenzung  der  Bahn  geschehen  und  dürfen  nur  auf  dem  Grunde,  welcher 
Eigenthum  der  Anstalt  ist,  angelegt  werden,  uud  nur  da,  wo  die  breiter 
anzulegenden  Pflanzungen  zur  Verhütung  von  Schneeverwehungen  etwa 
keinen  Raum  finden  und  die  breitere  Pflanzung  einen  sicheren  Erfolg  gewär- 
tigen lässt,  würde  eine  neuerliche  Grandeinlösung  gerechtfertigt  sein. 

4.  Zu  Einfriedungen  mittelst  lebender  Zäune  sollen  nur  Gestrüpp- 
Gattungen,  und  wo  es  thunlich,  vorzüglich  Weissdorn  oder  andere  harte 
Gesträuch  Gattungen ,  als:  wilde  Akazien,  Hagebuchen,  Gletischen,  Schleh- 
dorn, Berberitzen  etc.  angewendet,  und  die  Wahl  muss  mit  sorgfältiger 
Rücksicht  auf  die  Bodengattung  getroffen  werden.  Zu  jenen  Anpflanzungen, 
welche  Schutz  gegen  Schneeverwehungen  geben  sollen,  werden  in  der  Regel 
höher  wachsende  Strauch  und  Baum  Gattungen  mit  dichtem  Astwuchse  zu 
verwenden  sein. 

5.  Zum  Schutze  und  zur  Ziehung  der  lebenden  Zäune,  deren  Astwuchs 
in  der  Regel  und  besonders  am  Anfange  jedes  Jahres  zur  Erzielung  eines 
dichten  Wuchses  untereinander  verflochten  werden  muss,  werden  da,  wo  es 
nöthig  erscheint,  leichte  und  rohe  mindest  kostspielige  Gartengeländer  anzu- 
legen sein,  zu  welch  letzteren  die  Pflöcke  aus  den  durch  Risse  unbrauchbar 
gewordenen  Bahnschwellen  erzengt  werden  können,  in  soferne  eine  solche 
Verwerthuug  der  Schwellen  vortheilhafter  als  jede  andere  sich  darstellt. 
Hinsichtlich  der  kunstrechten  Anlage  und  Pflege  solcher  lebenden  Zäune 
wird  das  in  Lemberg  herausgegebene  Werk  von  Georg  Edlen  v.  Schenk 
anempfohlen. 

6.  Nach  Verschiedenheit  der  Gesträuch  Gattung  und  Bodenart  richtet  sich 
auch  die  Art  der  Bodenbereitung :  dass  diese  sach-  und  zeitgemäss  geschehe, 
darüber  wird  sorgfältig  zu  bestimmen  sein. 

7.  Die  Anpflanzungen  selbst  müssen  nur  iu  der  hiezu  geeigneten  Jahres- 
zeit erfolgen. 

8.  In  Bezug  auf  die  Wahl  der  Stellung  lebendiger  Zäune  und  sonstiger 
Pflanzungen  wird  zu  beachten  sein,  damit  diese  nicht  etwa  auf  das  Verwehen 
der  Bahn  durch  Schnee  einen  ungünstigen  Einfluss  ausüben  oder  der  erfor- 
derlichen freien  Aussicht  auf  die  Bahn  oder  auf  andere  beim  Verkehre  der 
Züge  zu  sehen  nothwendige  Gegenstände,  als  Signale,  Quadranten,  Scheiben  etc. 
hinderlich  sind,  und  damit  ferner  jedem  möglichen  Anstände  mit  den  An- 
rainern ausgewichen,  oder  solche  Anstände  beseitigt  werden. 

9.  Sowohl  im  SUden  als  auch  im  Norden  wurde  der  Beirath  einer  land- 
wirtschaftlichen Autorität  eingeholt,  und  demselben  die  Oberleitung  Uber 
alle  Anpflanzungen  und  die  Anlage  der  Baumschulen  Uberlassen. 
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10.  Die  verschiedenen  Arbeiten  sind  theils  in  Tagsschichten  theils  im 
Accorde  je  nach  Umständen  einzuleiten. 

11.  Auch  Stationsplätze  sind  durch  lebende  Zäune  einzufriedigen,  und 
diese  werden  nach  ihrem  vollständigen  Auswüchse,  welcher  binnen  5  Jahren 
erfolgen  kann,  die  kostspieligen  Einplankungen  ersetzen. 

12.  Man  hat  ferner  anerkannt,  dass  die  lebendigen  Einfriedungen  längs 
der  Bahn  im  Allgemeinen  auf  Kosten  der  Bahnanstalt  erfolgen,  jedoch  Bei- 
hilfen, welche  in  speciellen  Fällen  von  den  Anrainern  in  was  immer  für  einer 
Art  geleistet  werden  sollten,  dankbar  anzunehmen,  nnd  diese  Beihilfen  auf 
dem  geeigneten  Wege  selbst  zu  fördern  sind. 


3.  Der  im  §.  10  d)  des  Kisenbahn-Concessionsgesetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854  (vgl.  pag.  34)  aufgestellte  Grundsatz  der  Absperrung  der 
Stationsplätze  erfuhr  eine  Beschränkung  durch  den  nachstehenden 

Handelsmiuisterial-Erlass  vom  6.  Marz  1855,  Z.  1739-C.  D.. 

betreffend  die  Entbehrlichkeit  von  Stations-Einfriedungen,  Handelsininisteri«l-Veror<l- 

nunK«-lilHtt  Nr.  Ii  : 

Das  Handelsministerium  hat  über  Anfrage  der  Central- Direction  für 
Staats- Eisenbahn-Bauten  beschlossen,  dass  bei  solchen  Stationsplätzen,  welche 
blosse  Hilfswasserstationen  ohne  Personen -Aufnahme  sind,  in  minder  bevöl- 
kerten Gegenden  liegen  und  wo  durch  obwaltende  Ortsverhältnisse  der  Zutritt 
zur  Bahn  von  selbst  schwierig  ist,  die  Anbringung  von  8tations  Einfriedungen 
unterlassen  werden  soll,  wenn  dieselben  nicht  etwa  wegen  Lagerung  einer 
grösseren  Menge  von  Betriebsmaterialien  nnd  zur  Verhütung  von  Entwen- 
dungen unentbehrlich  sein  sollten. 


4.  Dagegen  besteht  eine  allgemeine  Verpflichtung  der  Eisenbahnen  zur 
Herstellung  der  in  der  Nähe  der  Eisenbahn -Stationen  befind- 
lichen BrUcken,  Durchlässe,  Viaducte  und  Stützmauern  mit 
Geländern  oderParapetmauern  auf  Grund  des 

Handelsministerial-Erlasses  vom  22.  November  1852,  Z.  15.2 19-E-, 

Central-Directions-Erlass  vom  2.  Deceniber  1852.  Z.  9910,  Handels  •  inUterial-Vernnl- 

nungs-Blatt  Nr.  «7 : 

Nachdem  die  Fälle  öfter  vorkommen,  dass  Eisenbahnsüge  wegen  Ver- 
stellung der  Geleise  in  deu  Stationeu  durch  daselbst  vorgefallene  Entglei- 
sungen anderer  Züge  oder  wegen  anderer  Hindernisse  vor  deu  Stationen 
oder  in  deren  unmittelbarer  Nähe  anhalten  müssen,  und  bei  dem  Umstände, 
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als  nach  der  Eisenbahn  -  Betriebsordnung  die  Wagentbllren  von  Innen  zum 
Oeffhen  vorgerichtet  sind,  die  mit  den  Zügen  beförderten  Personen  am  un- 
rechten Orte  oder  zur  unrechten  Zeit  die  Wagen  verlassen,  und  möglicher- 
weise durch  einen  gefährlichen  Absturz  verunglücken  können,  so  erscheint 
es  nothwendig,  dass  die  in  der  Nähe  derStationen  befindlichen  Brücken, 
Durchlässe,  Viaducte  und  Stützmauern,  von  welchen  ein  Herab- 
stürzen von  Personen  in  einem  aolchen  Falle  mit  Wahrscheinlichkeit  zu 
befürchten  ist,  grundsätzlich  mit  Geländern  oder  Parapettmatiern  herzustellen 
seien. 

Hiernach  wird  die  k.  k.  Central -Direction  die  untergeordneten  Bau 
leitungen  angemessen  verständigen,  und  bei  Verfassung  neuer  Projecte,  sowie 
bei  der  Bau-Ausführung  darauf  Bedacht  nehmen,  dass  die  obgenannten,  in 
der  Nähe  der  Stationen  befindlichen  Objecte  mit  Schutzmitteln  gegen  das 
Abstürzen  versehen  werden,  welche  in  möglichst  einfacher,  daher  mindest 
kostspieliger,  jedoch  zweckmässiger  Form  zu  coustruiren  sind. 

Ana  gleichen  Sicberheits-Ricksichten  wurde  den  Eisenbahn-Gesellschaften  die  Bediel n  ng 
von  Brücken  vorgeschrieben. 

Mit  dem  Haiidelsministerial-Erlasse  vom  6.  Juni  1861,  Z.  772-125,  wurde  der  Südbahn-Gesell- 
scliaft  anläßlich  der  Reconstructinn  mehrerer  Brücken  auf  der  Hauptlinie  Wien-Triest  und  der 
Ausartung  Wiener  Neustadt  -  Oldenburg  die  Anwendung  einer  damals  aligemein  üblichen  Con- 
atruction  mit  langen  Querschwellen  und  von  3  Klafter  Spannung  angefangen,  mit  leichten  Gelindem 
versehen,  aufgetragen,  weil  die  von  der  Gt-selUchaft  prujeclirte  Herstellung  bei  dem  Mangel  einer 
Bedielung  neben  den  Schienen  für  das  Bahnpersonale  und  bei  etwaigem  Anhalten  eines  Zuges  auf 
der  Strecke  auch  für  die  Passagiere  höchst  gefährlich  erschien.  Ebenso  wurde  anlasslich  der 
technisch-polizeilichen  Prüfung  der  Kirnthner  Bahnlinie  Marburg-Klagenfurt  mit  dem  Handels- 
ministerial-  Erlasse  vom  2.  September  1863.  Z.  8185-696,  die  Notwendigkeit  der  Bedielung  von 
Blech-  und  Gitterbrücken  innerhalb  nnd  ausserhalb  der  Schieuengeleise,  sowie  die  Notwendigkeit 
der  Herstellung  von  Parapettmatiern  an  Stützmauern  vollständig  begründet  befunden,  indem  es 
nicht  zulässig  erscheine,  die  Sicherheit  des  die  Bahn  benützenden  Publikums  5konomischen  Rück- 
sichten unterzuordnen,  und  der  Verwaltungsrai h  der  Südbahn-Gesellschaft  wurde  demnach  auf- 
gefordert, die  diessfalls  erforderlichen  Vorkehrungen  sogleich  zu  treffen.  Mit  dem  Handels- 
ministerial-Erlasse  vom  2.  November  1863.  Z.  15.422-1359  erging  im  Hinblicke  auf  einen  neuerlich 
vorgekommenen  Eisenbahnunfall  unter  Beziehung  auf  die  obigen  beiden  Erlasse  eine  weitere 
dringende  Aufforderung  zur  schleunigsten  Herstellung  der  Bedielung  an  simmtlichen  reconstruirten 
Brücken-  und  Üurcblass-Objecten. 


5.  Die  Fälle  der  Entbehrlichkeit  von  Schutzschienen  bei 
Wegübersetzungen  wurden  durch  den  nachstehenden  Erlass  derGeneral- 
Baudirection  vom  4.  Jänner  1851,  Z.  15.867-8350-E.,  Handelsministerial- 
Verordnungs-Blatt  Nr.  18,  näher  präcisirt: 

In  Folge  gemachter  Erfahrung  beim  Betriebe  der  k.  k.  Staats-Eisen- 
bahnen können  die  Schutzschienen  bei  Wegübersetzungen,  wo  kein  schweres 
Strassen  Fuhrwerk  verkehrt,  unterbleiben.    Lnut  Ministerial- Erlasses  vom 
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31.  August  1849,  Z.  1051-C,  sind  dieselben  künftig  bei  neuen  Ausführungen 
nur  an  Wegübersetzungen  für  Post-  und  Commercial- Strassen,  die  mit 
schwerem  Fuhrwerke  befahren  werden,  anzuwenden. 

Auch  die  Grösse  der  Rinne  für  den  Spurkranz  in  solchen  Fällen,  wo 
die  Schutz-  oder  Leitschieuen  nach  der  gegenwärtigen  Bestimmung  eine  An- 
wendung finden,  wurde  nach  dem  Erfordernisse  gegen  das  frühere  Normale 
abgeändert,  und  es  hat  künftighin  die  Breite  derselben  2«/,  Zoll  und  die 
Tiefe  1  «/2  Zoll  Wiener  Mass  zu  betragen. 


6.  Die  Verpflichtung  der  Eisenbahn-Unternehmungen  zur  Herstellung 
einer  der  Sicherheit  angemessenen  Absperrung  der  Wegübergänge 
ist  ganz  allgemein  im  §.  10,  d)  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes  vom 
14.  September  1854  (vgl  pag.  34)  ausgesprochen. 

Mit  dem  Handelsministerial  Erlasse  vom  12.  April  1866,  Z.  10.106 
1092  ex  1865,  wurde  in  Betreff  der  Wegschranken  grundsätzlich  fest- 
gestellt, dass  hinsichtlich  der  S  c  h  1  i  e  s  s  u  n  g  der  Wegschranken  die  einfache 
Hinweisung  auf  §.  41  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  in  der  Bahnwächter- 
Instruction  nicht  hinreiche,  sondern  es  vieiraehr  nöthig  sein  werde,  je  nach 
den  Verhältnissen  jedem  Wächter  specielle  Weisungen  zu  ertheilen,  zu 
welcher  Zeit  er  die  ihm  zugewiesenen  Schranken  vor  jedem  Zuge  zu 
schliessen  habe. 

Was  die  Construction  der  Zugschranken  betrifft,  so  ist  dort, 
wo  etwa  die  Entfernung  der  Schranken  vom  nächsten  Schienenstrange  noch 
nicht  vier  Klafter  betragen  sollte,  sofort  die  Versetzung  derselben  vorzu- 
nehmen, und,  wo  diess  nicht  ausführbar  sein  sollte,  ein  mit  der  Hand  zu 
schlies8ender  Schranken  aufzustellen. 

Hiedurch  ist  eine  Modifikation  der  Bestimmung  des  f.  41  der  Eisenbahn-Betriebsordnung 
vom  16.  November  18S1  (vgl.  den  nachfolgenden  Abschnitt  dieser  Sammlung  über  Betrieb  dvr 
Eisenbahnen)  eingetreten,  kraft  welcher  für  die  Barrieren  der  Wegübergange  eine  Mioimal-Ent- 
fernung  von  12  Fuss  von  der  Mitte  des  nächstliegenden  Babngeleises  vorgeschrieben  war. 
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IL  Vorschriften  über  Zufehrtsstrassen. 

1.  Principielle  Bestimmungen  Uber  die  Herstellung  und  Erhaltung 
der  Verbin  dungsstrassen  zu  den  Staats-Eisenbahnen  und  die 
Ausmittlung  der  Wagen-Aufstellungsplätze  bei  den  letzteren 
enthält  der 

Hofkammer-Präsldial-Erlass  vom  28.  Februar  1845,  Z.  314-E.  P., 

Hofkanslei-Decret  rom  4.  Februar  1845,  an  die  Landesstellen  von  Oesterreich  ob  und 
unter  der  Enns,  Böhmen,  Mfihren,  Steiermark.  Galizien,  lllyrien,  Tirol  und  Küstenland 

P.  G.  S.  Bd.  73,  Nr.  12,  pag.  16: 

In  der  Berücksichtigung,  dass  nunmehr  die  Staats-Eisenbahnen  nach 
und  nach  in  Betrieb  gesetzt  werden ,  habe  ich  es  für  nöthig  gefunden,  mich 
mit  der  k.  k.  vereinigten  Hofkanzlei  Uber  die  Grundsätze  zu  einigen,  von 
welchen  bei  der  Herstellung  und  Erhaltung  neuer  Verbindungsstrassen  mit 
den  8taats-Eisenbahnen  und  insbesondere  mit  den  Stationsplätzen  der  letz- 
teren ausgegangen  werden  soll. 

Diesem  zufolge  wurde  gemeinschaftlich  beschlossen,  dass  die  durch  das 
unmittelbare  öffentliche  Interesse  gebotene  Herstellung  solcher  Strassen  an 
allen  Puncten,  wo  dieselbe  für  nothwendig  erkannt  wird,  sowie  die  Erhaltung 
derselben  auf  Kosten  der  Strassen- Dotation  bewirkt,  —  in  soferne  aber  eine 
derlei  Herstellung  aus  speciellen  Interessen  einer  einzelnen  moralischen  oder 
physischen  Person  nothwendig,  fUr  das  allgemeine  Interesse  aber  gleichgiltig 
wäre,  der  Aufwand  auch  nur  von  der  betheiligten  Person  getragen  werden  soll. 

Die  Trace  fUr  solche  aus  dem  Strassenbaufonde  herzustellenden  Ver- 
bindungsstrassen ist  mittelst  commissioneller  Berathung  der  administrativen, 
technischen,  zollämtlichen  und  Staats-Eisenbahn-Behörden  und  ihrer  Organe 
ausznmitteln  und  festzustellen,  die  Ausführung  selbst  aber  den  für  derlei 
Bauten  berufenen  administrativ-technischen  Behörden  vorbehalten.  Was  die 
Plätze  betrifft,  welche  für  die  Aufstellung  der  Wägen  vor  den  Bahnhöfen  der 
Staats-Eisenbahnen  nothwendig  sind,  so  bilden  sie  einen  unmittelbaren 
Bestandtheil  des  Bahnhofes ,  und  sind  als  zur  Staats  Eisenbahn  gehörig  zu 
betrachten,  daher  auch  die  Herstellung  aus  der  Dotation  der  Staats-Eisen- 
bahnen zu  geschehen  hat,  und  die  Erhaltung  vorschriftsmässig  mit  Rücksicht 
auf  die  bestehenden  Vertragsverhältnisse  mit  den  betreffenden  Betriebs- 
Unternehmungen  zu  bestreiten  ist.  Die  k.  k.  General-Direction  der  Staats- 
Eisenbahnen  wird  übrigens  für  diese  Plätze  schon  bei  Ausmittlung  der  Fläche 
des  Bahnhofes  Sorge  zu  tragen,  und  hiebei  auf  die  Verhältnisse  des  Ortes 
und  die  zu  vermuthende  Frequenz  den  gehörigen  Bedacht  zu  nehmen  haben. 
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Die  leUteren  KeMimrnuugen  hinsichtlich  der  Wagen  -Aufstellungaplitze  bei  den  Bahnhöfen 
wurden  den  aimnitliehen  Liiider«telle»  »hgesondert  mit  dem  Hofltanilei-Decret  »ora  «.  Min  1H45. 
P.  ii.  S.  Bd.  73.  Nr  29.  |>ag.  35,  bekannt  gegeben. 


2  Weitere  Bestimmungen  über  die  Herstellung  und  Er- 
haltung derAuffahrten  zuden  Eisenbahnen  und  die  Einlösung 
der  Gebäude  und  Gründe  zu  denselben  enthält  das  nachstehende 

Hnfkanzk'i-Decret  vom  5.  Februar  1846 

an  sümmllichp  Lün  der»  teilen,  P.  f..  S.  Bd.  74,  Nr.  15.  pug.  20: 

Im  Nachhange  zu  den  Hofkanzlei-Decreten  vom  4.  Februar  1845  und 
vom  6.  März  1845  *)  wird  derLandcsstelle  zur  Wissenschaft  bekanut  gegeben, 
es  sei  laut  einer  Mittheilung  de«  Präsidiums  der  k.  k.  allgemeinen  Hofkainmer 
vom  31.  Jänner  1846  von  demselben  unter  Einem  die  Verfügung  getroffen 
und  der  General-Direetion  für  die  Staats-Eisenbahnen  zur  Richtschnur  vor- 
gezeiebnet  worden ;  dass  in  allen  Fällen,  in  welchen  die  sogenannten  Rampen 
oder  Auffahrten,  welche  an  jenen  Stellen,  wo  die  Bahnhöfe  in  einer  Auf- 
dämmung angelegt  sind,  als  Uebergangsmittel  zwischen  den  höher  gelegenen 
Aufstellungsplätzen  der  Bahnhöfe  und  den  tiefer  liegenden  Zufahrtsstrassen 
dienen,  und  abgesehen  von  den  Zufahrtsstrassen  zur  Benutzung  der  Auf- 
stellungsplätze und  Bahnhöfe  nothwendig  sind,  unmittelbar  an  die  Aufstel- 
lungsplätze der  Bahnhöfe  der  Staats-Eisenbahnen  anstossen,  ihre  Herstellung, 
sowie  die  allenfalls  damit  verbundenen  Einlösungen  von  Gebäuden  und  Reali- 
täten, dann  die  Beschotterung  und  Erhaltung  derselben  flir  Rechnung  der 
Staats-Eisenbahnen  zu  geschehen  habe. 


3.  Hinsichtlich  des  Vorganges  bei  der  Herstellung  der  Zu- 
fall rtsstrassen  wurden  die  vorstehenden  Vorschriften  den  betreffenden 
Organen  mit  der 

Verordnung  der  k.  k.  General-ßaudireclion  vom  2H.  Juli  |R.ri2 ,  Z.  r>lf)2-E.  BM 

HnndeUmiuisleri»l-Verordnuiigs-Blfttt  Nr.  ttS, 

neuerlich  eingeschärft : 

Nachdom  aus  einigen  rticksichtlich  der  Erhaltung  der  Zufahrtsstrasscn 
zu  den  Stationsplätzen  gepflogenen  Verhandlungen  ersehen  wurde,  dass  bei 
dem  Baue  der  Bahnen  dem  Erlasse  des  bestandenen  Hofkammer- Präsidiums 


*)  Vgl.  die  vorstehenden  Bemerkungen  aub.  t. 
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vom  28.  Februar  1845,  Z.  314-E.  P.,  General- Direction  Z.  1772  ex  1845, 
nicht  genügend  entsprochen  wird,  und  dass  insbesondere  erst  nach  Been- 
digung der  Hahn,  wenn  es  sich  uro  die  Betheiligung  des  Betriebsfondes  an 
der  Stra8senerbaltung  handelt,  die  Frage  erörtert  werden  musste,  welche 
Fonde  hiebei  in  Anspruch  genommen  werden  sollen ,  welchen  Privat  oder 
Gemeindemitteln  eine  Verpflichtung  aufzuerlegen  sei,  oder  welche  eine  frei- 
willige Verbindlichkeit  rücksichtlich  der  Strassencrhaltung übernehmen  wollen, 
hat  das  hohe  k.  k.  Ministerium  mittelst  herabgelangten  hohen  Decretes  vom 
17.  Juni  1852,  Z.  11.278-E.,  um  fiir  das  hohe  Aerar  möglichst  günstige 
Bedingungen  zu  erzielen,  und  nachträgliche  Verhandlungen  und  Ansprüche 
an  die  Staatsbahn  zur  Erhaltung  von  Strassen  zu  vermeiden,  angeordnet, 
dieser  in  voller  Wirksamkeit  stehenden  Verordnung,  wovon  anliegend  ein 
Auszug  *)  mitfolgt,  die  nöthige  Aufmerksamkeit  zu  schenken,  und  schon  zur 
Zeit  der  Stationsanlage  mit  sMmmtlicben  dabei  betbeiligten  Interessenten, 
sowie  mit  Zuziehung  der  betreffenden  Grundeinlösungs-Commission  in  Unter- 
handlung zu  treten,  nach  dem  Inhalte  des  obeitirten  Normal-Erlasses  den 
Aufwand  oder  den  Beitrag  zum  Baue  und  zur  Erhaltung  der  als  nothwendig 
erkannten  Strassenstrecken  von  jedem  Fonde  und  beziehungsweise  Person 
sicher  zu  stellen,  und  den  Erfolg  dieses  Uebereinkommens  zeitgemäss  zur 
Vorlage  zu  bringen,  um  im  Wege  der  betreffenden  Betriebs-Direction  das 
weitere  Zweckdienliche  einleiten  zu  können. 

Diese  hohe  Weisung  wird  sämmtlicben  k.  k.  Bauleitungen,  sowie  den 
Grundeinlösungs  Commissionen  zur  genauen  Nachachtung  bekannt  gegeben. 

Vgl.  hinsichtlich  der  H  er  s  te  1 1  o  a  g  und  Erhaltung  der  Zufahrtsatrassen  auch 
die  dieMfolls  in  neuester  Zeit  erflossenen  Landesgesetie  für  einxelne  Kronländer,  wie  insbesondere 
für  Niederösterreich  das  l.andesgesetz  totn  3.  November  1868,  Landes-Geseti-Blatt  Nr.  17, 
betreffend  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  öffentlichen,  nichtiraritchen  Strassen  und  Wege. 


4.  Mit  Beziehung  auf  die  Zufahrtsstrassen  erfloss  hinsichtlich  der  Be- 
grenzung der  Grundflächen  der  Staat s-Eisenbahnen  der  nach- 
stehende 

Handelsminlsterial-Erlass  vom  20.  April  !«52,  Z.  7371-E., 

HnndeUministerial-Verordnungs-Blatt  Nr.  33: 

Nachdem  Fälle  vorgekommen  sind,  daSB  Private  ihre  Ansprüche  auf 
Erhaltung  der  bei  dem  8taats-Eisenbahnbanc  hergestellten  Zufahrtsstrassen 
durch  die  Thatsache  zu  begründen  glaubten,  daas  diese  Wege  definitiv  zu 
den  Gründen  der  Staats-Eisenbahn  einbegrenzt  seien,  so  wird  verordnet,  bei 
der  commiRsionHlen  Begrenzung  der  in  das  definitive  Eigenthum  der  StaatB- 


°)  Der  hier  erwähnte  Austug  entspricht  dem  oben  mitgetheillen  Wortlaute  des  Hofksratner- 
Prtsidial-Erlaaaea  rom  18.  Februar  1845.  Z.  314-E.  P. 
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Eisenbahn  übernommenen  Gründe  und  Liegenschaften,  die  Grundfläche  aller 
derjenigen  Objecte  auszuscheiden,  hinsichtlich  welcher  die  Verpflichtung  der 
künftigen  Erhaltung  nach  den  diessfälligen  Vorschriften,  Grundsätzen  und 
obwaltenden  Rechtsverhältnissen  andere  Staatsfonde  oder  Private  trifft  und 
deren  Besitz  nebstbei  für  das  EiRenbahn-Aerar  von  keinem  Interesse  ist,  es 
mag  für  den  hiezu  nbthigen  Grund  aus  Anlass  des  Baues  der  Staats-Eisenbahn 
von  dem  Bahn-Aerar  eine  Entschädigung  geleistet  worden  sein  oder  nicht. 
Sollten  nach  Localverhältnis*en  die  Grenzmarken  in  ihrem  Bestände  gefährdet 
erscheinen,  so  sind  dieselben  entweder  in  das  Terrain  zu  verseuken  oder  wo 
dieses  zu  kostspielig  oder  aus  anderen  Ursachen  nicht  angedeutet  wäre,  in 
der  nächsten  Umgebung  in  der  Art  zu  öxiren,  dass  in  der  von  sämmtlichen 
Anrainern  und  sonstigen  Interessenten  raitzufertigenden  „Grenzbesehrei 
bungu  und  „Mappe"  die  genauen  Standpuncte  der  Grenzmarken  und 
bezüglich  die  Grenzen  selbst  zweifellos  ersichtlich  gemacht  werden. 
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D.  Bestimmungen  über  die  den  Anrainern  der  Eisenbahnen 


obliegenden  Pflichten. 


8«iU 

i.  Hofkanxlei-Decret  Tom  29.  Augusrt  1844,  betreffend  die  Verhütung  von  Un- 
fällen an  ßergabhfingen    99 

1.  Handelsministerial-Erlass  vom  7.  Juli  1852,  Z.  12.316,  betreffend  den 
Geschäftsgang  bei  Bewilligungen  für  Privat-Rauten  längs  Eisenbahnen  101 

3.  Handelsministerial-Erlass  vom  8.  Juni  1854.  Z.  1280,  betreffend  die  Bewilli- 
gung su  Prirat-Baulen  längs  Eisenbahnen   102 

4.  fleneral-Bau-Directions-Erlass  vom  21.  Jänner  1851,  Z.  15.855,  betreffend 

die  Uehergabe  der  anlässlich  der  Staats-Eisenbahnen  aufgeführten  Bauten  .  103 

5.  Bestimmungen  über  die  Mauf  hfreiheit  der  Materialien  für  Staats-Eisenbahn- 
Bauten   104 
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Die  den  Anrainern  der  Eisenbahnen  obliegenden  Pflichten  hinsichtlich 
de«  Eisenbahnbetriebes  sind  im  Allgemeinen  durch  die  Kisenbahn- 
Betricbsordnung  vom  16.  November  1851,  §§.  99  und  100,  festgestellt. 
Ausserdem  bestehen  jedoch  noch  besondere  Vorschriften,  welche  sich  thcils 
auf  den  Bau  der  Eisenbahnen,  theils  auf  die  Ausführung  von  Bauten 
längs  der  Eisenbahnen  beziehen,  und  aus  denen  gewisse  bleibende 
Beschränkungen  des  Eigenthumsrechtes  an  den  längs  der  Eisenbahnen  gele- 
genen Grundstücken  oder  auch  anderer  Rechte  resultircn.  Derartige  Bcstim 
mungen  sind: 

1.  Hofltanzlel-Decret  vom  29.  August  1844,  P.  G.  S.  ßd.  72,  Nr.  113, 

■d  dir  Linderst?  Ilm  in  Nieder-  and  Ob*rfl»t*nr*lch  ,  Böhmen,  Mitirtfl  and  Sefclnitn ,  Slcienntrk ,  IMfrieu  and 

betreffend  die  Verleitung  vonUnglitksßllen  auf  den  StaaUeiseabahtien  an  Bergabhängen 

und  in  Gebirgsgegenden. 

Die  k.  k.  vereinigte  Huf  kanzlei  hat  im  Einvernehmen  mit  dem  Präsidium 
der  k.  k.  allgemeinen  Hofkammer,  um  Unglücksfällen  vorzubeugen,  welche 
hei  einer  unbeschränkten  Ausübung  dos  Eigenthnms-  oder  Nutzungsrechtes 
durch  die  an  der  Linie  der  Staatseisonbahnen  angrenzenden  Eigentümer 
oder  Nutzniesscr  von  Gründen  und  Bergabhängen,  und  überhaupt  in  Gebirgs- 
gegenden entstehen  könnten,  somit  zam  Schutze  der  Öffentlichen  Sicherheit 
folgende  Vorschrift  erlassen: 

§•  1. 

Das  Abtreiben  der  Waldnngen ,  Gebüsche  oder  Sträuche,  das  Fällen 
oder  Herablassen  einzelner  Bäume,  das  Auftreiben  des  Viehes  auf  die  Weide, 
die  Gewinnung  von  Schotter,  das  Graben  von  Lehm,  und  überhaupt  jede 
Handlung,  durch  deren  Ausübung  wegen  der  Auflockerung  des  Erdreiches 
oder  wegen  des  Herabfallens  von  Gegenständen  für  den  Bau,  die  Erhaltung 
oder  für  den  Betrieb  der  Staatseisenbahnen  an  Bergabhängen  oder  in  Ge- 
birgsgegenden eine  Gefahr  mit  Grund  zu  besorgen  wäre,  wird  auf  den  Grund- 
stücken an  denjenigen  Strecken  oder  Puncten,  welche  von  der  luerzu  beru- 
fenen Behörde  ausdrücklich  zu  bestimmen  sind,  gänzlich  untersagt. 

§.  2. 

Die  Entscheidung,  auf  welchen  Grundstücken,  an  welchen  Strecken  oder 
Pöncten  diese  Untersagung  Platz  zu  greifen  und  die  Beschränkung  in  der 
Ausübung  des  Eigenthums-  oder  Nutzungsrechtes  für  die  betreffenden 
Anrainer  der  Staatseisenbahnen  einzutreten  hat,  steht  der  k.  k.  General- 
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Direction  der  Staatseisenbahnen  zu,  welcher  zugleich  obliegt ,  das  Grund- 
stück, auf  welches  die  Untersagung  Anwendung  zu  finden  hat,  mit  kennbaren 
Merkmalen  in  einer  Art  bleibend  bezeichnen  zu  lassen,  damit  Uber  den  Umfang, 
bis  zu  welchem  die  Beschränkung  sich  erstreckt,  kein  Zweifel  entstehen  könne. 

§•  3. 

Findet  sich  Jemand  durch  die  Entscheidung  der  k.  k.  General-Direction 
für  die  Staatseisenbahnen  beschwert,  so  hat  er  binnen  der  Fallfrist  von  vier- 
zehn Tagen  nach  Empfang  der  Entscheidung  die  Vorstellung  dagegen  bei 
dem  zuständigen  k.  k.  Kreisamte  zu  überreichen,  welches  letztere  diese  Vor- 
stellung mit  dem  eigenen  Gutachten  binnen  acht  Tagen  an  die  k.  k.  General- 
Direction  der  Staatseisenbahnen  unmittelbar  zu  nberschicken  hat,  damit  diese 
letztere  entweder,  falls  Rie  zureichende  Gründe  findet,  ihre  frühere  Bestimmung 
angemessen  abändere,  oder  die  vom  Kreisamte  einbegleitete  Vorstellung  zur 
Entscheidung  in  zweiter  Instanz  dem  Präsidium  der  k.  k.  allgemeinen  Hofkammer 
vorlege.  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass  in  derlei  Fällen,  wo  Gefahr 
am  Verzuge  ist,  den  Vorstellungen  gegen  die  Bestimmungen  der  k.  k.  General- 
Direction  für  die  Staatseisenbahnen  keine  hemmende  Wirkung  zustehe. 

Diejenigen  Eigenthtimer  oder  Nutzniesser  von  Gründen ,  welche  durch 
die  ihnen  aufgetragene  Beschränkung  in  der  Benützung  ihres  Eigenthums- 
oder Nutzungsrechtes  einen  wirklichen  und  nachweisbaren  Schaden  erleiden 
sollten,  bleibt  es  vorbehalten,  ihre  diessfälligen  Entschädigungsansprüche 
geltend  zu  machen ,  deren  Anmeldung  bei  dem  k.  k.  Kreisamte  des  Bezirkes 
zu  geschehen  hat,  in  welchem  der  Grund  gelegen  ist,  hinsichtlich  dessen  die 
Beschränkung  eintritt. 

§•  5- 

Ueber  die  Entschädigung«- Anmeldungen  hat  sodann  das  berufene 
k.  k.  Kreisamt  nach  Massgabe  der  für  die  Staatseisenbahnen  bestehenden 
Expropriations-Vorschriften  das  weitere  gesetzliche  Verfahren  einzuleiten. 

§.  6. 

Die  Beamten  und  das  Aufsinhtspersonale  der  Staatseisenbahnen  sind 
verpflichtet,  Uber  die  Befolgung  dieser  Vorschrift,  somit  Uber  die  Aufrecht- 
haltung der  im  §.  1  bezeichneten  Untersagung  zu  wachen.  Die  gleiche  Ver- 
bindlichkeit liegt  aber  auch  allen  Obrigkeiten  ob ,  welche  gesetzlich  berufen 
sind,  flir  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Sicherheit  zu  sorgen. 

§.  7. 

Die  Uebertretungen  der  im  §.  1  ausgedrückten  Anordnung  sind,  wenn 
sie  nicht  nach  den  sie  begleitenden  Umständen  zur  Behandlung  nach  dem 
allgemeinen  Strafgesetze  sich  eignen,  als  politische  Vergehen  zu  behandeln, 
und  daher  mit  den  für  die  letzteren  gesetzlich  bestehenden  Strafen  von  den 
politischen  Obrigkeiten  und  Behörden  zu  belegen. 
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2.  Ueber  den  Geschäftsgang  bei  Brtheilnng  von  Bewilli- 
gungen für  Privatbauten  längs  der  Eisenbahnen  war  mit  dem 
Handelsministerial-Erlasse  vom  7.  Juli  1852,  Z.  12.316-E,  Handelsministe- 
rial-Verordnungsblatt  Nr.  52,  die  nachstehende  Vorschrift  erflossen: 

Das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  hat  im  Einverständnisse  mit  dem 
k.  k.  Handelsministerium  ritcksichtlich  des  Geschäftsganges  bei  Ertheilun^ 
von  Bewilligungen  zu  Privatbauten  längs  der  Eisenbahnen  Folgendes  fest- 
zusetzen befunden : 

Die  Gesuche  um  Bewilligungen  zur  Vornahme  von  Privatbauten  längs 
der  Eisenbahntrace  sind  bei  der  politischen  Behörde  erster  Instanz,  in  deren 
Bezirke  das  Bauobject  liegt,  einzubringen.  Diese  politische  Behörde  hat  dann 
mit  Zuziehung  jener  technischen  Eisenbahn-Organe  (der  Staats-  oder  Privat- 
Eisenbahnen),  welchen  Uber  die  fragliche  Bahnstrecke  die  Oberaufsicht  zu- 
steht, den  Localaugenschein  vorzunehmen  und  die  diessfälligen  commissio- 
nellen  Erhebungen ,  falls  nicht  etwa  schon  der  angesuchte  Kau  in  politischer 
Beziehung  sich  als  unzulässig  darstellt,  dem  zur  Ueberwachung  dieser  Bahn- 
strecke aufgestellten  technischen  Oommissär  der  General-Inspection  für  die 
Communications-Anstalten  gutachtlich  mitzutheilen.  Dieser  Commissär  wird 
sich  sodann  mit  der  bezüglichen  k.  k.  Betriebs-Direction,  bei  Privatbahnen 
mit  der  diessfälligen  Direction  in  das  Einvernehmen  setzen ,  und  der  politi- 
schen Behörde  die  Acten  mit  der  motivirten  Aeusserung  zurückschliessen,  ob 
und  unter  welchen  Bedingungen  der  angesuchte  Bau  ans  EisenbahnrUcksich- 
ten  zulässig  sei. 

Die  politische  Behörde  hat  sodann  natürlich  mit  der  Beschränkung,  dass 
sie  in  Betreff  der  Frage,  ob  und  in  wieferne  der  angesuchte  Bau  aus  Eisen- 
bahn-, Polizei-  oder  BetriebsrUcksichten  zulässig  erscheint,  an  den  diessfälli- 
gen Ausspruch  des  technischen  Commissärs  der  General-Inspection  gebunden 
ist,  Uber  das  Baugesuch  definitiv  zu  entscheiden  und  hievon  sämmtliche 
Interessenten,  also  auch  die  respective  k.  k.  Betriebs- Direction  oder  Privat- 
Eisenbahn- Direction  in  die  Kenntniss  zu  setzen. 

Es  bleibt  Übrigens  der  politischen  Behörde  unbenommen,  falls  sie  wich- 
tige Bedenken  gegen  den  diessfälligen  Ausspruch  des  technischen  Commis- 
särs finden  sollte,  vor  der  definitiven  Entscheidung  sich  durch  ihre  vorge- 
setzte politische  Behörde  an  das  k.  k.  Handelsministerium  um  Aufklärung 
und  Abhilfe  zu  wenden. 

Hievon  werden  die  Commissäre  der  General-Inspection  für  die  Commu- 
nicationen,  dann  die  k.  k.  Betriebs-Directionen ,  sowie  die  Directionen  der 
Privatbahnen  zur  genauen  Darnachachtung  in  die  Kenntniss  gesetzt  und  an- 
gewiesen, derlei  Angelegenheiten  möglichst  zu  beschleunigen. 

Insbesondere  wird  es  Übrigens  den  k.  k.  technischen  Commissären  der 
General-Inspection  fUr  die  Communicationen  zur  Pflicht  gemacht,  wenn  in 
einem  oder  dem  anderen  Falle  kein  Einverständniss  mit  der  bezüglichen 
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k.  k.  Betriebs-  oder  Privat-Eisenbahn-Direction  zu  Stande  kommen  sollte,  oder  wo 
es  sonst  die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  erfordert,  vor  Abgabe  der  Aeusse- 
mng  an  die  politische  Behörde,  die  Entscheidung  des  Handelsministeriums 
einzuholen. 

In  Betren"  der  Ertheilung  von  Baueonsensen  läng*  der  K  isen  bah  u  »Ire  che 
von  Bodenbach  bis  zur.  sächsischen  Grenze  traf  der  Handelsministerial-Rrlass  vom 
27.  November  1852,  Z.  22  84»-E  .  Handelsministerinl  -  Verordnungsblatt  Nr.  95,  folgende 
Bestimmung: 

Für  die  Fälle ,  wo  es  sieh  um  Ertheilung  von  Bewilligungen  xu  Privatbauten  längs  der 
Eisenbaknstrerke  von  Bodenbach  bis  an  die  sächsische  (Ire nie  handelt,  findet  man  ioi 
Einverständnisse  mit  dam  k.  k.  Ministerium  des  Innern  und  mit  Beziehung  auf  die  Normalvorscbrift 
dto.  7.  Juli  1852,  Z.  12.31  S-E,  folgende»  Verfahren  vorzuzeichnen. 

Die  angeführte  Strecke  ist  in  dieser  speziellen  Beziehung  »Is  eine  Fortsetzung  der 
k.  k.  nördlichen  SUatsbahn  zu  behandeln,  biemit  tu  den  diessfilligen  eommiasionellen  Verhand- 
I  ungen  ein  technisches  Organ  der  k.  k.  Betriebs-Direction  xu  Prag  beizuxiehen,  und  die  diessfäl- 
ligen  Erhebungen  sind  dem  zur  Ueberwarhiing  der  nördlichen  Staatshalt!!  aufgestellten  technischen 
Commiasär  der  GeneraMnspectinn  ffir  rnmmnnicatinns-Anstalten  zur  weiteren  Amtshandlung 
miUntheilen. 

Dieser  Commissär  hat  jednch  vor  Abgabe  seiner  Aeuaserung  in  solchen  Fällen  mit  der 
Verwaltung  der  königlich  sächsischen  Staatshahn  Rücksprache  zu  pflegen. 

Die  RückiuMerung  der  sächsischen  ßahnverwaltwog  hat  jedoch  nur  nd  infnrmationem  zu 
dienen,  ohne  für  die  firtheilung  des  Bnuconsenses  massgebend  zu  sein. 


3.  Die  obige  Vorschrift  wurde  wesentlich  modificirt  durch  den  nach- 
stehenden 

Hanrielsministerial-Erlass  vom  H.  Juni  1854,  Z.  12N0-H.  M., 

Handelsiniimterial-Verordiiuiigs-RliiU  Nr.  33,  betreffend  die  Kewilligung  zu  l'rivatbaulen 

längs  der  Kisenhahnon. 

Ans  Anlaas  der  mit  der  Allerhöchsten  Entschließung  vom  10.  October 
1853  erfolgten  Aufhebung  der  OeneraLDirectiou  fUr  Communicationen  und 
der  k.  k.  GeaeraMnspeeiion  für  die  Verkehrsanstalten,  hat  sich  das  k.  k.  Mini 
sterium  des  Innern  im  Einverständnisse  mit  dem  k.  k.  Handelsministerium 
veranlasst  gefunden ,  die  Voraclurift  Uber  den  bei  Ertheilung  von  Bewilligun- 
gen für  Privatbauten  längs  der  Eisenbahnen  zu  beobachtenden  Geschäftsgang 
(siehe  h.  o.  Erlass  vom  7.  Juli  1852,  Z.  12.316-E.,  im  Verordumugsblatte 
Nr.  52  v.  J.  1852)  folgeitsleimMsen  abzuändern: 

Bei  Baulichkeiten  längs  der  Staatseisenbahnen  ist  die  Commis- 
sionB- Verhandlung  statt  wie  bisher  dem  technischen  Commissär  der  General- 
Inspection,  in  Zukunft  unmittelbar  der  bezüglichen  Betriebs- 
Direction  der  Staatseisenbahn  von  Seite  der  politischen  Behörde 
mitzutheiten ,  falls  nicht  etwa  der  angesuchte  Bau  in  politischer  Beziehung 
schon  als  ganz  unzulässig  sich  darstellen  sollte. 
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Die  Betriebs-Direction  wird  hierauf  die  Aeusserung  an  die  politische 
Behörde  erstatten ,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  der  angesuchte  Bau 
an»  Eisenbahnriicksichten  zulässig  sei,  an  weiche  Aeusserung  die  po- 
litische Behörde  bei  Ertheilung  der  Baubewilligung  gebunden  sein  wird, 
wobei  ihr  jedoch  unbenommen  bleibt,  falls  sie  wichtige  Bedenken  gegen  den 
Ausspruch  der  Betriebs-Direction  haben  sollte,  nieh  vor  der  definitiven  Ent- 
scheidung durch  ihre  vorgesetzte  Behörde  an  das  k.  k.  Handelsministerium 
um  Aufklärung  und  Abhilfe  zu  wenden. 

Bei  Ertheilung  von  Bewilligungen  längs  der  Privateisenbahnen 
hat  die  politische  Behörde  zu  den  Local-Commissionen  sowohl  einen  techni- 
schen Abgeordneten  der  Privateisenbahn,  als  auch  einen  landesfUrstHehen 
Baubeamten  (z.  B.  den,  der  Kreisbehörde  zugewiesenen  technischen  Beamten) 
beiznziehen,  und  sodann  Uber  das  Baugesuch  ohne  weitere  Rücksprache  selbst 
zu  entscheiden,  wobei  jedoch  die  eintretenden  Eisenbahnriicksichten,  insbe 
sondere  die  Vorschriften  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  gehörig  zu  beachten 
sein  werden. 

Es  verstellt  sich  Übrigens  von  selbst,  dass  sämmtliche  Interessenten  und 
somit  bei  Bewilligung  von  Bauten  an  Staatseisenbahnen  auch  die  betref- 
fende k.  k.  Betriebs-Direction  von  der  Entscheidung  Uber  derlei  Baugesuche 
zu  verständigen  sein  werden. 

In  Reeursfällen  behält  sich  das  Ministerium  des  Innern  vor,  im  Einver- 
nehmen mit  dem  k.  k.  Handelsministerium  in  letzter  Instanz  zu  entscheiden. 

Hievou  werden  sämmtliche  Organe  des  Eisenbahnbetriebes  zur  genanen 
Daruachachtung  verständigt.  Insbesondere  haben  die  k.  k.  Staatseisenbahu- 
Betriebsdirectionen  die  ihnen  von  den  politischen  Behörden  zukommenden 
Bauverhandluugen  ohne  aller  Verzögerung  zu  erledigen,  und  bei  ihren  diess- 
falls  zu  erstattenden  Aeusserungen  sowohl  die  erforderlichen  Vorsichten  für 
die  Ordnung  und  Sicherheit  des  Eisenbahnbetriebes,  als  auch  die  Interessen 
des  Staatseisenbahn-Aerars  gehörig  im  Auge  zu  behalten. 


4.  Bei  den  aus  Anlass  der  Staatseisenbahn  ausserhalb  der  Bahn- 
linie aufgeführten  Bauten  war  mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  General- 
Baudirection  vom  21.  Jänner  1851,  Z.  15.855-8343-E.,  Handelsmiuisterial- 
Verordnungsblatt  Nr.  19,  die  protokollarische  Uebergabe  vor- 
geschrieben : 

Zur  Vermeidung  späterer  sich  erhebender  Streitfragen  und  Ersatz- 
ansprüche müssen  alle  jene  Bauten,  welche  aus  Anlass  der  Staatseisenbahn 
ausserhalb  der  eigentlichen  Bahn  auf  Kosten  der  Eisenbahn  hergestellt 
werden,  und  entweder  eine  Veränderung  des  Privateigenthumes  oder  der 
Objecte,  welche  der  öffentlichen  Obsorge  unterliegen,  zur  Folge  haben,  nach 
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der  Vollendung  wieder  der  betreffenden  Partei  protokollarisch  übergeben 
werden.  Diese  Protokolle  müssen  gesammelt  und  bei  der  Uebergabe  der 
Bahn  an  den  Betrieb  in  der  Betriebs-Ober-Ingenieurs-Abtheilung  Uber- 
geben werden. 


5.  In  Betreff  der  Mauthfreiheit  der  für  den  Bau  oder  die 
Herstellung  der  Staatseisenbahnen  nöthigcn  Materialien 
wurde  mit  dem  Hofkammer-Decrcte  vom  30.  August  1843,  P.  6.  S.  Bd.  71, 
Nr.  97,  an  sämmtliche  Länderstellen  und  Cameral-Gefällen- Verwaltungen 
nachstehende  Bestimmung  getroffen: 

Aus  Anlass  vorgekommener  Anfragen  wird  der  Landesstelle  bedeutet, 
dass,  sobald  Materialien,  welche  für  den  Bau  oder  die  Herstellung  der 
Staatseisenbahnen  bestimmt  sind,  von  der  k.  k.  General-Direction  der  Staats- 
eisenbahnen oder  von  ihren  Bevollmächtigten  übernommen  werden,  dieselben 
die  Eigenschaft  eines  Aerarialgutes  erhalten,  und  als  solches  nach  dem  §.  4, 
lit.  h)  der  Wegmauth-Directiven  vom  Jahre  1821,  die  Mauthfreiheit  gemes- 
sen, sobald  durch  Certificate  der  k.  k.  General-Direction  der  Staatseisen- 
bahnen oder  des  Beamten,  welchen  hiezu  diese  Direction  speciell  ermächtiget, 
ihre  Eigenschaft  als  Aerarialgut  bestätigt  wird. 

Die  vorstehend«  Bestimmung  wurde  neuerlieh  kundgegeben  und  erläutert  durch  den  die 
Mauthbefreiung  der  Material  fuhren  für  den  Bau  oder  Betrieh  der  Staat  s- 
eiaenbabnen  betreffenden  Rrlass  der  k.  k.  Generat-ßaudirection  vom  10.  Februar  185t, 
Z.  12.774-6973-E.,  Haudelsministerial-Verordnungsblatt  Nr.  16: 

Aus  Anlas«  eines  speciellen  Falles,  in  welchem  einem  Lieferanten  >oit  Oberbau-Materialien 
m  Widerspruche  zu  den  bestehenden  Mauthdirectiven  ein  Maulhbefreiungs-Certificat  ertheilt 
worden  ist,  findet  man  sich  bestimmt,  die  rücksichtiich  der  Mnuthbefreiung  der  Oberbau-Materia- 
lien erflossenen  Hnfkammer-Decrete  vom  30.  August  1843,  Z.  18.818-1951,  und  vom  17.  Jinner 
1844,  Z.  758-88,  zur  Vermeidung  von  Unzukömmlichkeiten  in  Erinnerung  xu  bringen.  Das  Hof- 
kammer-Derret  vom  30.  August  1843,  Z.  18.818-1951,  bestimmt,  das»,  sobald  Materialien,  welche 
für  den  Bau  oder  die  Herstellung  der  Staatseisenbahnen  bestimmt  sind,  von  der  k.  k.  General- 
Direction  der  Staatseisenbahnen  (General- Baudirectinn)  oder  von  ihren  Bevollmächtigten  über- 
nommen werden,  dieselben  die  Eigenschaft  eines  Aerarialgutes  erhalten,  und  nach  den  bestehenden 
Wegmauth-Directiven  die  Mauthfreiheit  geniessen,  sobald  nur  durch  Certificate  der  hiezu  ermäch- 
tigten und  den  Gefallsbehörden  namhaft  gemachten  Beamten  ihre  Eigenschaft  als  Aerarialgut 
bestätigt  wird.  Weiters  wurde  im  Nachhange  zu  diesen  Bestimmungen  mittelst  des  Hofkammer- 
Decretes  vom  17.  Jinner  1844,  Z.  758-88,  angeordnet,  dass  auch,  abgesehen  von  dem  Falle, 
wenn  das  Material«,  welches  zu  dem  Baue  einer  Staalseisenbahn  verführt  wird ,  Aerarial-Eigen- 
thum  ist,  die  Fuhren  zu  dem  Baue  oder  zur  Erhaltung  dieser  Bahnen  in  sofern  manthfrei  behan- 
delt werden  müssen,  als  ihre  dicssfalligt*  Bestimmung  durch  Certificate  der  hiezu  speciell  beauf- 
tragten und  den  betreffenden  Cameralbehörden  stets  namentlich  zu  bezeichnenden  Beamten  nach- 
gewiesen wird.  Die  Fuhren  zum  Baue  von  WfichterhSusern  oder  sonstigen  für  die  Ueberwacbnng 
oder  den  Betrieb  der  StaaUeisenhahnen  uöthigen  Gebäude  haben,  fall«  nicht  die  Mauthfreiheit  aus 
der  Eigenschaft  des  Aerarial-Eigenthume«  stattfindet,  insofern«  die  Mauthfreiheit  zu  geniessen, 
als  jene  Bedingungen  eintreten,  unter  welchen  die  Fuhren  zum  Baue  oder  zur  Erhaltung  von 
anderen  Gebäuden  mautbfrei  xu  behandeln  aind. 
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E.  Bestimmungen  zur  Wahrung  wissenschaftlicher  Interessen. 
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I.  Vorschriften  über  die  Behandlung  archäologischer  und  numis- 
matischer Funde. 

t.  Hofkanzlci-Decret  vnm  5.  März  1812,  P.  G.  S.  Bd.  38,  Nr.  38,  pag.  157, 

lümiDlIiehr  Liiadertit-Ilra, 

betreffend  die  Einsendung  aufgefundener  Alterthümer. 

Vermöge  der  unter  dein  24.  Februar  und  2.  November  1776,  dann 
14.  Februar  1782  erflossenen  Verordnungen,  besteht  ohnehin  die  ausdrück- 
liche Vorschrift:  dass  die  von  Zeit  zu  Zeit  aufgefunden  werdenden  alten 
Münzen,  von  welcher  Materie  sie  sein  mögen,  jedesmal  hieher  eingesendet 
werden  sollen,  um  dergleichen  Münzen,  wenn  sie  noch  nicht  in  dem  k.  k. 
Münz-Gabinete  befindlich  sind,  gegen  die  Vergütung  des  innerlichen  Werthes 
an  dasselbe  abgeben  zu  können ;  da  sich  jedoch  mehrlältig  Fülle  ergeben, 
wo  auch  ausser  diesen  Münzen  noch  andere  Alterthümer  und  Denkmäler  auf 
gefunden  werden,  welche  zur  Aufstellung  in  dem  k.  k.  Münz-  und  Antikeu- 
Cabinete  geeignet  sind:  so  wird  denselben  hiermit  aufgetragen,  das  Erfor- 
derliche zu  verfügen,  und  sich  bei  jeder  Gelegenheit  gegenwärtig  zu  halten, 
damit  nicht  nur  in  Gemässheit  der  obgedachten  Vorschriften  noch  fortan  alle 
alten  Münzen  und  Medaillen,  sie  mögen  in  Gold,  Silber  oder  Kupfer  bestehen, 
sondern  iu  Zukunft  auch  alle  andere  aufgefunden  werdende  dergleichen 
Alterthümer  und  Denkmäler  auf  gleiche  Art  hieher  eingesendet  werden.  Als 
solche  müssen  vorzüglich  folgende  angesehen  werden,  nämlich: 

1.  Statuen,  Brustbilder  und  Köpfe  aus  Erz  oder  Stein; 

2.  kleinere  Figuren  oder  sogenannte  Götzenbilder  von  edlen  oder  unedlen 
Metallen,  Steinen  oder  von  Thon; 

3.  Waffen,  Gefässe,  Lampen  und  Geräthe  von  Erz  oder  anderen  Stoffen  ; 

4.  erhabene  oder  tiefgeschnittene  Steine; 

5.  Steine  mit  halberhobener  Arbeit  (Basreliefs) ; 

C.  Steine  mit  blossen  Aufschriften  und  Grabmäler.  Sollte  es  sich  jedoch 
ergeben,  dass  eine  Steinschrift  oder  ein  Grabmal  von  bedeutender  Grösse  und 
Schwere  aufgefunden  würde,  so  ist  vor  derselben  Einsendung  ungesäumt 
eine  vorläufige  Anzeige  mit  einer  kurzen  Beschreibung  oder  Copic  (Zeichnung) 
davon  vorzulegen,  um  hier  den  literarischen  oder  artistischen  Werth  derselben 
beurtheilen  zu  können.  Für  die  also  eingesendet  werdenden  Alterthümer  und 
Denkmäler  wird  jederzeit  nach  der  billigsten  Schätzung  und  nach  Mass  des 
höheren  oder  minderen  Grades  ihrer  Seltenheit  der  Werth  ersetzt  werden. 


Digitized  by  Google 


108 


Bau  der 


2.  Hofkanzlei-Decrct  vom  30.  Juli  1828,  P.  G.  8.  Bd.  56,  Nr.  79,  pag.  243, 

•n  die  UndVrftrlltn  ia  lllyrim,  drm  Kütt«al*adr  nad  Tirol, 

betreffend  die  Anzeig«  archäologischer  und  numismatischer  Funde. 

Es  ist  bemerkt  worden,  dass  die  Vorschriften  wegen  Anzeige  numisma- 
tischer und  archäologischer  Funde  und  Einsendung  der  diessfälligen  Gegen- 
stände nicht  aller  Orten  genau  beobachtet  werden,  wesswegen  an  die  Länder- 
steilen  der  alten  Provinzen  eine  neuerliche  Weisung  erlassen  wurde. 

Da  aber  die  in  dieser  Beziehung  von  der  llofkanxlei  unter  dem  5.  März 
1812  erlassene  Verordnung  dort  Landes  nicht  bekannt  geworden  ist,  so  wird 
der  Landesstelle  Uber  Ersuchen  des  k.  k.  Oberstkämmcrerarates,  und  in  Folge 
höchsten  Befehles  Seiner  Majestät  vom  14.  Junius  1828  dieselbe  mit  dem 
Auftrage  zugesendet,  solche  den  unterstehenden  Behörden  mit  dem  Auftrage 
bekannt  zu  raachen,  dass  sie  sich  deren  genaueste  Befolgung  wohl  angelegen 
zu  halten  haben,  auch  hat  die  Landesstelle  ihrerseits  die  unterstehenden 
Behörden  zur  genauen  Befolgung  derselben  mit  Ernst  und  Nachdruck  anzu- 
halten. 

Da  ferner  am  häufigsten  alte  Inschriftensteine  vorkommen,  diese  eben 
die  merkwürdigste  Olasse  antiker  Monumente  bilden,  wegen  ihrer  mehreren 
oder  minderen  Grösse  sich  aber  in  den  wenigsten  Fällen  zu  einer  weiteren 
Verführung  eignen ;  so  ist  es  erwünschlich,  dass  solche  Steine,  sowie  sie 
gefunden  werden,  und  in  soweit  sie  nach  der  Beschaffenheit  ihres  Inhaltes 
geeignet  sind,  bei  oder  an  der  dem  Fundorte  nächstgelegenen  Kirche,  in  eine 
Aussenmauer  eingemauert,  und  der  Obhut  des  jedesmaligen  Pfarrers  em- 
pfohlen werden.  Die  Einmauerung  hat  jedoch  so  zu  geschehen,  dass  die 
Dachtraufe  davon  abgehalten  wird,  dass  die  Inschrift  lesbar  stehen  bleibe, 
und  nicht  gelegentlich  mit  Kalkanwurf  bedeckt  werde. 

Behufs  der  Herausgabe  eines  Corpus  antiquarum  imeriptionum  imperii 
austriaci  endlich,  ist  den  unterstehenden  Behörden  aufzutragen,  sobald  als  es 
möglich  ist,  die  Abschriften  aller  in  den  einzelnen  Orten  vorfindigen  Inschriften 
solcher  Steine  mit  den  notwendigsten  Notizen  Uber  deren  Vorfindungsorte 
einzuschicken,  und  damit  bei  jedem  Funde  fortzufahren,  welche  sonach  zur 
weiteren  Verfügung  anher  vorzulegen  sind. 


3.  Weitere  Vorschriften  hinsichtlich  der  Behandlung  archäologi 
Bcher,  dann    numismatischer    und    anderer  antiquarischer 
Funde  enthält  das  nachstehende 
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Hoftaiizlei-Decret  vom  15.  Juni  1*46,  Z.  19.704-834,  P.G.S.Bd.  71,  Nr.  77,  pag.  138 

•  n  •»•nmtlichr  Uoder.tclkn. 

Uro  den  Schwierigkeiten  zu  begegnen ,  welche  sich  der  Erfahrung  zu 
Folge,  bei  Anwendung  der  bestehenden  Vorschriften  über  die  Behandlung 
archäologischer  Funde  ergaben,  sowie  in  der  Absicht,  die  Bekanntwerdung 
und  Erhaltung  numismatischer  und  anderer  antiquarischer  Funde  im  Interesse 
der  Kunst  und  Wissenschaft  zu  befordern,  haben  Seine  k.  k.  Apostolische 
Majestät  nach  Inhalt  einer  an  die  k.  k.  Hofcommission  in  .lustizgesetzsachen 
erlassenen,  und  von  da  hierher  mitget  heilten  Allerhöchsten  EntSchliessung 
vom  31.  März  1846  die  nachstehenden  Bestimmungen  anzuordnen  geruht: 

1.  Hinsichtlich  des  Schatzes  Uberhaupt,  somit  auch  hinsichtlich  archäo- 
logischer Funde,  wird  das  Drittheil,  welches  nach  §.  399  des  a.  b.  G.  B.  für 
das  Staatsvermögen  vorbehalten  ist,  von  nun  an  aufgehoben;  der  Schatz  ist 
daher  ohne  Abzug  dieses  Drittels  zwischen  dem  Finder  und  dem  Eigenthümer 
des  Grundes  zu  gleichen  Theilen,  und  bei  getheiltem  Eigenthurae  des  Grundes, 
ist  der  auf  den  Eigenthümer  des  Grundes  fallende  Theil,  zwischen  dem  Ober- 
und  Nutzungseigenthümer  zu  theilen. 

2.  Die  Bestimmungen  der  §§.  395,  396,  397  und  400  des  a.  b.  G.  B. 
bleiben  zwar  auch  hinsichtlieh  des  Schatzes  und  archäologischer  Funde  in 
Kraft;  es  hat  aber  von  den.  durch  dic%  bisherigen  Vorschriften  angeordneten 
Einsendungen  solcher  tlir  die  Wissenschaft  wichtiger  Gegenstände  an  öffent- 
liche Sammlungen,  und  von  einem  Vorkaufsrechte  derselben  abzukommen. 

Ii.  Den  politischen  Behörden  liegt  es  ob,  von  Funden  numismatischer 
und  archäologischer  Gegenstände,  welche  für  die  Wissenschaft  oder  Kunst 
von  Wichtigkeit  sein  können,  die  Anzeige  an  die  politische  Landesstelle  zu 
erstatten,  damit  diese  die  Verständigung  der  für  solche  Gegenstände  beste- 
henden öffentlichen  Anstalten  oder  Vereine  einleite. 

4.  Durch  das  gegenwärtige  Gesetz  wird  an  den  Vorschriften  hinsichtlich 
der  Ausfuhr  von  Kunstgegenständen  und  insbesondere  hinsichtlich  der  durch 
das  Hofdecret  vom  28.  December  kund  gemachten  Allerhöchsten  Ent- 
schliessungen  vom  19.  August  und  23.  December  1818  nichts  geändert. 

Von  dieser  Allerhöchsten  Entschliessung  wird  die  Landesstelle  zur  Dar- 
nachachtung  und  entsprechenden  Kundmachungs- Veranlassung  in  die  Kenntniss 
gesetzt. 

Ausserdem  wurde  hinsichtlich  der  Behandlung  alterth  ü  mlicher  Fund«  »immt- 
lichen  Landesstellen  mit  dem  Hofkanxlei-Decrete  vom  14.  August  1846,  Z.  23.154-1275,  P.  ü.  S. 
Bd.  74,  Nr.  92,  pag.  175,  nachstehende  Weisung  ertheilt: 

Im  Anbange  xn  dem  h.  o.  Decrete  vom  15.  Juni  I.J.,  Z.  19.704-S34,  womit  der  Landesstelle 
die  Allerhöchste  Vorschrift  über  die  Behandlung  archäologischer  Funde  hell  mint  gegeben  wurde, 
wird  dieselbe  über  einen  vom  k.  k.  Oberstkämuiereramtu  im  Interesse  des  hiesigen  k.  k.  Münc- 
und  Antiken-Cabinettes  geäusserten  Wunsch  angewiesen ,  die  vorkommenden  gedachten  Funde 
möglichst  zu  überwachen,  über  die  wichtigeren  die  Anzeige  an  das  erwihnte  k.k.  Cabinet  gelangen 
xu  lassen,  und  die  Finder  —  in  soweit  es  ohne  Zwang  thunlicb  ist  —  zur  Einsendung  besonders 
interessanter  und  leicht  transportabler  Stücke  zu  vermögen. 
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IL  Vorschriften  über  die  Erhaltung  historischer  Baudenkmäler. 

I.  Handclsministerial-Erlass  vom  23.  No\ember  18.">0,  Z.  2602-11.  M. 

•  n  die  Gratral-Bau-Uircctiua  uod  an  dir  Ober-Ba«-Directi..n  tu  Verooa, 

betreffend  die  Fürsorge  zur  Krkaltung  historischer  Itaudeiiktiialer. 

Die  Obsorge  für  die  Erhaltung  historischer  Baudenkmäler  ist  eine  Pflicht 
der  Staatsverwaltung. 

Der  österreichische  Kaiscrstaat,  ein  Verein  so  vieler  Völkcrstämiuc, 
deren  jeder  eine  eigene  Geschichte  und  Erinnerung  hat,  besitzt  eine  grosse 
Anzahl  solcher  Denkmäler  von  besonderem  Wcrthe  und  Interesse,  welche 
kaum  bekannt  sind  und  für  deren  Sicherung  und  Erhaltung  keine  Fürsorge 
getroffen  ist. 

Mehr  als  der  Zahn  der  Zeit  dürften  die  Bewegungen  der  Neuzeit  dazu 
beigetragen  haben,  den  Verfall  vieler  derselben  herbeizuführen,  sowie  nicht 
minder  das  nach  materiellen  Interessen  gerichtete  Streben  des  jetzigen  Jahr- 
hunderts der  Erhaltung  solcher  Gegenstände  gefahrlich  zu  werden  droht, 
wenn  nicht  der  Kunstsinn  und  die  Werthschätzung  für  solche  kräftig  angeregt 
und  dem  Gebote  deren  möglichster  Schonung  und  Erhaltung  von  der  Staats- 
verwaltung durch  Massregeln  Rechnung  getragen  wird,  durch  welche  dein 
weiteren  Verfalle  derselben  Schranken  gesetzt  werden. 

Indem  ich  mir  vorbehalte,  in  dieser  Beziehung  eine  umfassendo  Ein 
richtung  zu  treffen,  finde  ich  mich  bestimmt,  vorläufig  anzuordnen,  dass  von 
den  Baubehörden  bei  den  vorkommenden  Amtshandlungen  auf  die  Conser- 
vation  der  historischen  Baudenkmäler  vorzüglicher  Bedacht  genommen  und 
im  Falle  diese  letztere  dem  Zwecke  der  Amtshandlung  als  Uinderniss  ent- 
gegentreten sollte,  allsogleich  die  Anzeige  erstattet  werde. 

Ich  fordere  die  k.  k.  Bau-Direction  auf,  sieh  nach  dieser  Anordnung  zu 
benehmen  und  dieselbe  auch  den  Unterbchörden  zur  Darnaehachtuiig  vorzu 
zeichnen. 


2.  Die  erwähnte  umfassende  Einrichtung  ist  durch  die  mit  Allerhöchster 
Entschliessung  vom  31.  Dccember  1850  genehmigte  Errichtung  einer  Cen- 
tralcommission  in  Wien  zum  Zwecke  der  Erhaltung  der  histo- 
rischen Baudenkmäler,  sowie  Bestellung  von  Conservatoren 
in  den  Kronländcrn  getroffen  worden. 

Die  gleichzeitig  Allerhöchst  genehmigten  Grundzüge  einer  In- 
struction für  die  Centralcommission  zur  Erforschung  und  Erhaltung  der 
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Baudenkmäler  vom  31.  December  1850,  Z.  3184-H.  M.,  Handelsministerial- 
Verordnungsblatt  Nr.  2  ex  1851,  enthalten  unter  Nr.  2  in  Betreff  der 
S  chonung  und  Sicherung  der  Denkmäler  nachstehende  Vorschriften : 

§.  15.  Bei  Neubauten,  Eisenbahnanlagen,  Staatsstrassen-Regu- 
lirungen  etc.  ist  auf  die  Sicherung  der  Denkmäler  möglichste  Rücksicht  zu 
nehmen,  wesshalb  bei  Projecten,  sobald  der  Bestand  eines  Denkmales  dabei 
in  Frage  kommt,  die  Commission  zur  Begutachtung  aufgefordert  werden  soll. 

§.  16.  Wenn  die  Beseitigung  eines  Monumentes  unausweichlich  ist,  so 
soll  auf  eine  mögliche  Versetzung  desselben  Rücksicht  genommen  werden, 
und  ist  auch  diese  nicht  zulässig,  so  muss  das  Andenkeu  wenigstens  durch 
eine  genaue  Zeichnung  erhalten  werden. 


3.  Einschlägige  Bestimmungen  enthält  auch  der  mit  dem  Handelsmiui- 
stcrial-Erlasse  vom  24.  Juni  1853,  Z.  1256-H.  M.,  Handelsministerial-Vcrord- 
nungsblatt  Nr.  53,  genehmigte  Wirkungskreis  der  Conservatoren 
für  die  Erforschung  und  Erhaltung  der  Baudenkmäler. 

Nach  §.  8  desselben  ist,  wenn  Aufdeckungen  bisher  unbekannter  Ueber- 
reste  alter  Bandcnkmale,  Gräber,  antiker  Strassen  u.  s.  w.  durch  bauliche 
Anlagen  des  Staates  gemacht  werden,  wie  z.  B.  bei  Grundgrabungen  Tür 
Gebäude,  bei  Anlagen  ftlr  Eisenbahnen  oder  neue  Strassenzüge  u.  dgl.,  durch 
den  Conservator  auf  die  Banleitungsorganc  im  Geiste  der  flir  solche  Fälle 
bereits  bestehenden  Vorschriften  dahin  zu  wirken,  dass  die  aufgefundenen, 
der  Vorzeit  angehörigen  Gegenstände  auf  eine  sichere  Weise  bis  zu  weiteren 
Verfügungen  aufbewahrt  werden.  Von  dem  Funde  der  zur  Conservirung 
geeigneten  Gegenstände  ist  der  Centralcommission  in  Wien  die  Anzeige  zu 
machen. 

Nach  §.13  hat  der  Conservator  in  dringenden  Fällen  das  Recht,  die 
Einstellung  einer  beabsichtigten  ganzen  oder  theilweisen  Zerstörung  eines 
unter  der  schlitzenden  Aufsicht  des  Staates  stehenden  Baudenkmales  unmittel- 
bar bei  den  politischen  Localbehörden  zu  veranlassen,  wenn  zugleich  dabei 
Gefahr  am  Verzuge  eintritt.  Er  hat  hiervon  gleichzeitig  die  begründete 
Anzeige  an  den  Statthalter  oder  Landes-Präsidenten,  und  eine  gleiche  an  die 
Centralcommission  in  Wien  einzusenden,  damit  die  letztere  sogleich  die  geeig- 
nete Verfügung  treffen  könne. 

Ausserdem  wurden  die  k.  k.  Baubeamten  im  g.  7  der  Instruction  bezuglieh  der  Erb  alt un  g 
der  Baudenkmäler  vom  20.  Juni  18Ü3  angewiesen,  im  Falle  der  zufälligen  Entdeckung  eines 
Baudenkmales  oder  archäologischen  Kunde*  bei  Mauerabhrechungen  oder  Erdbewegungen,  sowie 
auch,  wenn  eine  baldige  Zerstörung  des  Denkmale*  zu  befürchten  ist,  unverzüglich  die  Anzeige 
zn  erstatten,  gleichviel  ob  die  Arbeiten  vom  Staate  oder  von  wein  immer  unternommen  worden 
sind.  Gleichzeitig  sind  die  entsprechenden  Massregeln,  allenfalls  mit  Hilfe  der  politischen  Behörden 
zu  ergreifen,  um  Beschädigungen,  oder  die  Verschleppung  des  Fundes  hintanzuhalten.  Wo  •!:• 
Lage  einzelner  Gegenstände,  wie  z.  B.  in  Grabstätten  wichtig  ist,  muss  »olche  bis  zur  Ankunft  des 
Conserrators  unverrückt  erhallen,  oder  wenn  diess  unzulässig  wäre,  wenigstens  durch  eine  getreue 
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Zeichnung  und  Abmessung  sicherte  stellt  werden.  Alle  in  dieser  Beziehung  den  Conserrator  treffenden 
Obliegenheiten  gehen  auf  den  k.  k.  Baubeamten  dort  über,  wo  kein  Conservator  besteht,  und  in 
ao  lange«  bis  su  dessen  Anwesenheit  an  dem  bezeichneten  Objecte. 


III.  Vorschrift  über  die  Anzeige  interessanter  geologischer 

Erscheinungen. 

Erlass  der  k.  k.  General  -  Bau  -  Direction  vom  16.  .länner  1851,  Z.  3428-235K-E. 

Handelsmin'«terial-Verordnuiifjflblatl  Nr.  13. 

Um  eine  Beobachtung  und  Untersuchung  der  in  geologischer  Beziehung 
merkwürdigen  Stellen,  die  bei  dem  Baue  einzelner  Eisenbahnstrecken  etwa 
durch  die  Aufgrabungen  blossgestellt  werden  könnten,  durch  die  k.  k.  geolo- 
gische Reichsanstalt  möglich  zu  machen,  werden  sämmtliehe  Ingenieure  über 
ein  von  der  Direction  dieser  k.  k.  Reichsanstalt  an  Seine  Excellenz  den  Ilerru 
Handelsminister  gerichtetes  Ersuchschreiben  und  in  Folge  herabgelangter 
hohen  Weisung  Z.  1321-B.  beauftragt: 

1 .  Wenn  immer  die  Aufgrabungen  weit  genug  fortgeschritten  Bind .  um 
interessante  geologische  Erscheinungen  sichtbar  zu  machen,  hievon  eine 
Anzeige  zu  erstalten;  insbesondere  die  etwaige  Auffindung  von  Mineralien 
oder  Petrefacten  allsogleich  mitzutheilen.  Zur  Abkürzung  des  Geschäfts- 
ganges können  derartige  Anzeigen  und  Mittheilungen  directe  an  die  k.  k. 
geologische  Reichsanstalt  in  Wien  gerichtet  werden. 

2.  Die  in  Folge  solcher  Anzeigen  von  der  k.  k.  geologischen  Reichs- 
anstalt abzusendenden  Commissäre  bei  der  Ausführung  ihrer  Untersuchungen 
nach  Thunlichkeit  zu  unterstützen. 

3.  Nach  der  Anweisung  der  genannten  Commissäre  die  Aufsammlung 
von  interessanten  Gegenständen  anzuordnen  und  diese  aufzubewahren,  bis 
darüber  von  der  k.  k.  geologischen  Reichsanstalt  verfügt  wird. 

Ueber  jede  derartige  Verhandlung  und  ihren  Verlauf  ist  bei  Zeiten  hieher 
Bericht  zu  erstatten. 
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A.  kaiserliche  Verordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852, 

mit  welcher  eine  Eisenbahn- Betrieb« -Ordnung  für  alle  Kronlünder  erlassen  wird. 

Bei  der  dringenden  Noth wendigkeit,  den  filr  das  allgemeine  Wohl  so 
-wichtigen  Betrieb  der  Eisenbahnen  auf  angemessene  Weise  zu  regeln ,  habe 
Ich  naeh  Vernehmung  Meines  Ministerrat  lies  nnd  nach  Anhörung  Meines 
Reichsrathes,  die  angeschlossene  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung  zu  genehmigen 
und  Meine  Minister  des' Handels  und  des  Innern,  jeden  in  seinem  Bereiche, 
mit  deren  Vollziehung  zu  beauftragen  befunden. 

Franz  Joseph  m.  p. 

F.  Schwanenberg  m.  p. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung: 
Ransonnet  m.  p., 

Kanzleidirector  des  Ministerrates. 

Nach  Artikel  VIII  de*  Gveelxea  von  24.  December  1867,  n.G.BI.  Nr.  4  ex  186S,  wodarch 
«las  Minietertum  der  im  Reichsratbe  vertretenen  Königreiche  und  Linder  zur  Vereinbarung  eines 
Zoll-  und  Handelabündniaaea  mit  dem  Ministerium  der  Linder  der  ungarischen  Krone  ermächtigt 
wurde,  aollen  die  bestehenden  Eisenbahnen  in  beiden  L&ndergehieten  nach  gleicburtigen  Grand- 
«äUen  verwaltet,  nnd  neu  herzustellende.  Bahnen,  in  aoweit  et  daa  Interesse  des  gegenseitigen 
Verhebres  erheischt,  nach  gleichartigen  Bau-  nnd  Betriebanonnen  eingerichtet  werden. 

Insbesnn dere  sollen  die  Riseiibahn-Betriefisorflniiiig-  vom  16.  November  1831  and  «las  Eiaen- 
babn-Belriebareglement  vom  30.  Jnni  1863  ia  beiden  Ländergebieten  unverändert  beobachtet 
werden,  in  solange  aie  nicht  im  gegenseitige«  Einvernehmen  und  in  einer  für  beide  Theile  gleich- 
artigen Weise  abmindert  sein  werden. 

Beilage. 


Eisenbahn  -  Betriebs  -  Ordnung. 

I.  Verpflichtungen  der  Eisenbahn  •  Betriebs  -  Unternehmungen  und  ihrer 

Angestellten. 

A.  All*  eaaelne  Vorsehrlfieii  rfir  den  Bahnbetrieb. 

§•!• 

a)  Bewilligung  zur  Eröffnung  der  Balm. 

Wenn  der  Bau  einer  neuen  Eisenbahn  oder  einer  Strecke  derselben,  sie 
mag  eine  Staatseisenbahn  oder  eine  Privatbahn  sein,  zu  deren  Errichtung 
seinerzeit  die  Bewilligung  ertheilt  wurde ,  sie  mag  von  der  Staatsverwaltung 
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unmittelbar  oder  mittelst  Privatpersonen  betrieben  werden,  nach  dem  von  den 
Behörden  genehmigten  Projecte  vollendet  ist,  und  die  Bahn  oder  deren  Strecke 
dem  Verkehre  eröffnet  werden  will,  so  ist  die  besondere  Bewilligung  des  k.  k. 
Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe  und  Öffentliche  Bauten  erforderlich. 

§.  2. 

b)  Bedingungen  hiezu. 

Zum  Behufe  der  Erwirkung  dieser  Bewilligung  muss  bei  Staatsbahnen 
von  der  hiezu  berufenen  Behörde,  bei  Privatbabnen  von  der  Betriebs-Unter- 
nehmung  ausgewiesen  und  durch  eine  eigene,  zu  diesem  Zwecke  abgesendete 
Commission,  welcher  auch  ein  Abgeordneter  der  Statthaiterei,  in  deren  Bereich 
die  Eisenbahn  oder  Eisenbahnstrecke  gehört,  beiwohnt,  constatirt  werden, 
dass  vermöge  der  Constructionsart  der  Bahn,  und  der  Beschaffenheit  und 
Menge  der  für  den  Bahnbetrieb  vorhandenen  Gegenstande,  ein  regel- 
mässiger, ungestörter  und  sicherer  Betrieb  mit  vollem  Grunde 
erwartet  werden  kann. 

Insbesondere  muss  daher  zu  dem  gedachten  Behufe  nachgewiesen  sein: 

a)  dass  die  Bahn,  und  die  dazu  gehörigen  Gebäude,  den  dickfälligen 
Sicherheits-  und  Sanitätsgesetzen  und  Vorschriften  entsprechend  gebaut 
erscheinen; 

b)  dass  die  Bahn  mit  den  nöthigen  Fahrbetriebsmitteln  in  gehöriger 
Beschaffenheit  und  Menge  versehen  sei; 

e)  dass  für  die  Erfordernisse  zur  Verhütung  von  Unglücksfällen 
die  nöthige  Vorsorge  getroffen  sei; 

d)  dass  die  bei  etwa  eintretenden  Unglücksfällen  zur  Unterstützung, 
Rettung  und  Abwendung  grösserer  Gefahren  dienlichen  Mittel 
in  hinreichender  Menge  und  gehöriger  Beschaffenheit  vorhanden  seien; 

e)  dagg  die  Bahn  mit  den  zu  einem  geordneten  Betriebe  nöthigen  gehörig 
qualificirten  Angestellten  (Beamten  und  Dienern)  versehen  sei  und  dagg 
dieselben  bereits  die  nöthigen  Dienstesvorschriften  und  Instructionen 
erhalten  haben. 

§.  3. 

c)  Erhaltung  der  Bahn  und  der  Betriebsmittel.  Anstellung 

der  Beamten  und  Diener. 

Jede  Bahn  oder  Bahnstrecke,  für  welche  die  Bewilligung  zum  Betriebe 
ertheilt  worden  ist,  muss  stets  im  guten,  fahrbaren  Zustande  erhalten 
werden;  —  so  dass'sie  mit  der  grössten  im  §.  6  erwähnten  Geschwindigkeit 
ohne  Gefahr  befahren  werden  kann;  die  entstehenden  Mängel  und  Schäden, 
sowie  die  dem  ungestörten  Betriebe  entgegenstehenden  Hindernisse  müssen 
daher  so  schleunig  als  möglich  beseitiget  werden. 
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Ebenso  müssen  die  znr  Bahn  gehörigen  Gebäude,  die  dem  Bcdarfe  ent- 
sprechenden Magazinslocalitäten,  Gerätschaften  und  Herstellungen ,  die 
Fahrmittel  (mit  der  zur  Vollziehung  der  festgesetzten  Fahrten  nöthigen  An- 
zahl), dann  Uberhaupt  alle,  im  §.  2  erwähnten  sonstigen  Erfordernisse,  stets 
in  einem  guten,  zur  Benützung  geeigneten  und  die  volle  Sicherheit  des 
Betriebes  verbürgenden  Zustande  erhalten  werden. 

Endlich  muss  das  Betriebspersonale  stets  in  gehöriger  Anzahl  vorhanden, 
mit  den  erforderlichen  Eigenschaften  versehen  und  mit  den  Dienstesvor- 
schriften und  Instructionen  bekannt  erhalten  werden,  und  müssen  demselben 
alle  Mittel  des  Betriebes  dergestalt  zur  Verfügung  gestellt  sein,  dass  die 
Geschäftsführung  und  die  Erfüllung  der  diesem  Personale  obliegenden  Ver- 
pflichtungen mit  der  gehurigen  Ordnung,  Rcgelmässigkeit  und  Sicherheit 
stattfinden  kann. 

Mit  dem  Erlau«  der  k.  k.  fieneral-lnspeclion  «1er  österreichischen  Eisenbahnen  vom  10.  Mai 
1&69,  Z.  1364,  Centralblatt  Nr.  42,  betreffen«!  die  Vorlage  von  Verseichnissen  fiber 
die  für  den  Verkehrsdienst  ge  prüften  0  e  d  i  en  steten,  wurden  die  Eisenbahnverwal- 
tunpen  ringelnden,  nach  den  mitfolgenden  Formularien, 

üj  ein  Verzeichnis*  über  alle  derzeit  znr  selhstslämligen  Ausübung  des  Verkehrsdienste«  in  den 

Stationen  befähigten  und  entsprechend  geprüften  Angestellten,  und 
bj  vom  1.  iuli  I86U  sn  quartaliter  eine  Nachweisung  der  im  Laufe  des  betreffenden  Quartals 
aus  dem  Verkehrsdienste  geprüften,  und  zur  selbststäudigen  Ausübung  dieses  Dienstes  in  den 
Stationen  befähigt  erkannten  Angestellten  vorzulegen  und  gleichseitig  damit  bekanntzu- 
geben, nach  welchen  Grundsätzen  bei  den  Prüfungen  aus  «liesein  Dienstzweige  vorgegangen 
wird,  und  namentlich  ob  und  welche  Bestimmungen  rücksichtlich  einer  Probepraxis  beste- 
hen ,  welche  der  Zulassung  zur  selbstständigen  Ausübung  des  Verkehrsdienstes  in  den  Sta- 
tionen jederzeit  vorhergehen  soll. 

§•  4. 

d)  Fahrordnung,  Tarife  und  Aufnahmsbedingungen. 

Die  Eisenbahnunternehmungen  sind  verpflichtet,  folgende  Bekannt- 
machungen zu  erlassen : 

1.  Eine  Fahrordnung,  in  welcher  die  Abfahrtsstunden  und  die 
gewöhnliche  Ankunftszeit  an  den  verschiedenen  Stationen  so  genau  als  thun- 
lich festzusetzen  sind. 

2.  Einen  Fahrpreistarif  für  Personen  und  Sachen. 

3.  Endlich  die  Bestimmungen  über  die  Aufnahme  der  Per- 
sonen, und  die  Vorschriften  über  die  Reiscurkunden,  mit  welchen  sie  sich 
»u  versehen  haben,  Uber  das  Verhalten  der  Reisenden  vor,  während  und  bei 
Beendigung  der  Fahrt;  dann  Uber  die  Auf-  und  Uebernahme  der  zur 
Beförderung  geeigneten  Sachen,  und  Uber  die  Urkunden,  mit  welchen 
sie  begleitet  sein  müssen,  Uber  die  Haftung  für  dieselben,  und  endlich  über 
die  ErfolglasBung  und  Uebergabe  der  beförderten  Sachen.  Inden 
Bestimmungen  Uber  den  Personen-  und  Sacbenverkehr  ist  auch  die  Lieferzeit 
für  die  zur  Beförderung  übernommenen  Güter  festzusetzen. 

Vgl.  das  Eisenbahn-Betriebsreglement  und  die  Bestimmungen  über  die  Lieferzeit  pag.  209. 
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Die  Fahrordnung,  die  Fahrpreis-  und  Frachtentarife  und  die 
Bestimmungen  über  den  Personen-  und  Sachenverkehr  sind  Uberdiess  in 
allen  Bahnhöfen  und  auf  allen  Aufnahmsstationen  zur  allgemeinen  Einsicht 
anzuheften. 

Mit  dem  Erl»»««  der  k.  lt.  General-Iuspection  der  österreichischen  Eisenhahnen  vom 
17.  Mär*  1467,  Z.  561,  Centralblatt  Nr.  14,  wurden  die  Oirectionen  der  zur  Einhebung  eines 
Agiosusrhlage*  berechtigten  Bahnanstalten  in  Betreff  der  Anbringung  von  Fahrpreistafeln 
in  grösseren  Stationen  anf  den  wiederholt  und  dringend  ausgesprochenen  Wunsch  verwie- 
sen, dass  auf  grösseren  Stationen,  wo  der  gewöhnlich  lebhaftere  Andr»ng  von  Heilenden  bei  den 
Pereonencassen  die  Einsicht  in  die  neben  den  Cassenfenstern  angehefteten  Fahrpreis-Verzeichnisse 
hindert,  an  leichter  zugänglichen  Plätzen  der  Vestibüle  grössere  Tafeln  angebracht  werden,  auf 
welchen  nicht  nur  die  Normalsilze,  sondern  auch  die  nach  dein  jeweiligen  Agiozuschlage  entfal- 
lenden Fahrgebühren  in  grosser  Schrift  enthalten  sind.  Die  betreffenden  Directionen  wurden  dem- 
nach aufgefordert,  auf  allen  nur  irgend  bedeutenderen  Stationen  derartige  Tafeln  mit  beweglichen 
Ziffern,  wie  solche  auf  der  Kaiserin  Elisabelh-Babn  bereits  in  Uebung  sind,  aufstellen  zu  lassen. 

Mit  dem  nandelsministerial-Erlasse  vom  30.  Oetnber  1868,  Z.  908-11.  M.,  Cenlralhlatt  Nr.  46, 
an  sämmtliche  Eiaenbahnverwaltungen,  wurde  in  Betreff  der  Publicirung  und  Zugänglich- 
keit der  Tarife  die  nachstehende  Verfügung  getroffen: 

Nach  f§.  4,  5,  7  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  Jahre  1851  sind  die  Eisenbahn-Unter- 
nehmungen verpflichtet,  ihre  Fahrordnungen  und  Tarife  zu  publiciren. 

In  Bezug  der  Personentarife  haben  die  Bahnunternehmungen  in  anerkennenswerther  Weise 
stets  für  eine  genügende  Publicität  Sorge  getragen. 

Die  Publication  der  Güter-FrachtenUrife  hat  aber  hisher  nur  in  sehr  eingeschränkter,  den 
Bedürfnissen  des  Publicnnis  nicht  völlig  entsprechender  Weise  stattgefunden,  indem  die  Regle- 
ments, die  allgemeinen  wie  Special- Frachttarife  ausschliesslich  nur  durch  die  Bureaux  der  Ge- 
sellschaft zu  beziehen  waren  und  ausserdem  erst  in  jüngster  Zeit  Fälle  vorgekommen  sind,  dass 
solche  Specialtarife  nicht  ausnahmslos  an  Jedermann  entgeltlich  verabfolgt  wurden. 

Es  scheint  aber  eben  so  sehr  im  Interesse  der  Eisenbahn-Unternehmungen  selbst,  wie  im 
Interesse  des  verfrachtenden  Publicums  su  liegen,  dass  Jedermann  die  Möglichkeit  geboten 
werde,  sich  diese  Publica! ionen  jederzeit  auf  eine  bequeme,  wenig  zeitraubende  Weise  su  ver- 
schaffen, weil  dadurch  zahlreiche  nachträgliche  Rerlamationen  bei  Frachtverrechnungpii  »m 
leichtesten  vermieden  werden  dürften. 

Am  einfachsten  wäre  es,  wenn  die  Kisenbahn-Unterntrhinungen  ihre  Reglement*,  die  allge- 
meinen, wie  die  Specialturife,  ebenso  wie  bisher  die  Personentarife  und  Eisenbahn-Coursbücher 
den  Zeitungsverschleissern  in  den  Bahnhöfen  in  Commission  geben  würden. 

Um  das  Publicum  beim  Ankauf  dieser  Drucksorten  vor  Uebervortheilung  zu  schützen, 
empfiehlt  es  sich,  den  Verkaufspreis  jedem  Exemplare  beisudrucken. 

Ebenso  scheint  rs  wünschenswertn ,  bei  Publicationen  von  neuen  Tarifen  etc.  gleichzeitig 
ßeztigs.trt  und  Ihreis  beizudrucken. 

In  Anbetracht  de«  Nutzens,  der  durch  einen  solchen  Vorgang  für  die  Eisenbahn-Unterneh- 
mungen seihst ,  wie  für  das  Publicum  resultirt,  gibt  sich  das  Handelsministerium  der  Erwartung 
hin.  die  geehrten  Verwaltungen  werde«  die  vorerwähnten  Massnahmen  bei  den  durch  sie  verwal- 
teten Bahniinternebinungeu  in  möglichst  knrser  Frist  zur  Ausführung  bringen. 

ft.  5- 

Die  Fahrordnung,  Fahrpreis-  und  Frachtentarife,  sowie  die  Bestimmungen 
Uber  den  Personen-  und  Sachenverkehr  sind  während  der  Zeit,  für  welche  sie 
erlassen  worden,  sorgfältig  zu  beobachten  ,*  insbesondere  sind  die  festgesetzten 
Abfahrtsstunden,  und  die  Fahrzeit,  wenn  nicht  unvorhergesehene  und  nicht 
zu  beseitigende  Anstünde  daran  hindern,  genau  einzuhalten;  endlich  ist  die 
für  die  Beförderung  der  Güter  festgesetzte  Lieferzeit,  in  soferne  nicht  unvor- 
hergesehene und  unabwendbare  Hindernisse  eingetreten  sind,  pUnctlich  zu 
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beobachten.  Die  aufgenommenen  Gegenstände  sind  in  der  Ordnung,  wie  sie 
aufgegeben  werden,  ohne  Bevorzugung  einer  Partei  auch  wirklich  zu 
befördern. 

§.  6. 

In  Bezug  auf  die  Beförderungszeit  darf  keine  grössere  Fahrgeschwindig- 
keit stattfinden,  als  eine  solche,  mittelst  welcher  Züge,  die  zur  Beförderung 
von  Personen  dienen,  eine  WegeslUnge  von  7  Meilen  (die  Meile  zu  4000 
Wiener  Klafter  gerechnet),  und  die  Züge,  mit  welchen  blos  Lasten  befördert 
werden  sollen,  eine  Wegeslänge  von  5  solchen  Meilen  in  der  Stunde  zurück- 
legen. 

Dieses  höchste  Ausmass  der  Geschwindigkeit  ist  jedoch  zu  verringern, 
wenn  es  Uberhaupt  die  Verhältnisse  der  Bahn  oder  einer  Bahnstrecke  not- 
wendig machen,  oder  wenn  insbesondere  die  bei  einzelnen  Fahrten  sich 
ergebenden  Ereignisse  die  Mässigung  gebieten.  (§.  33.) 

Die  Fälle,  in  welchen  die  Geschwindigkeit  zu  mässigen  ist,  sind  dem 
Betriebspersonale  in  den  Dienstesvorschriften  genau  vorzuzeichnen. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  Übrigens  vor,  Aenderungen  in  Betreff 
dieser  Anordnung  Uber  die  grösste  Fahrgeschwindigkeit  (und  zwar 
entweder  im  Allgemeinen,  oder  rUcksichtlich  einer  besonderen  Bahn)  eintreten 
zu  lassen,  wenn  eine  solche  Aenderung  mit  Rücksicht  auf  die  gemachten 
Erfahrungen,  die  Fortschritte  in  der  Construction  des  Oberbaues  und  im 
Maschinenwesen,  und  die  Beschaffenheit  gewisser  Locomotivc  sich  als  räthlieh 
und  wünschenswert)!  darstellen  sollte. 

Mit  dem  Randelsminislerial-Erlasse  vom  26.  Jänner  1862.  Z.  116-16,  Centraiblatt  Nr.  5 
wurde  in  Betreff  der  Erhöhung  derMaximal-Fabrgescb  windigkeit  heiPersonen- 
lügen  die  nachstehende  Bestimmung  eingeführt : 

Mit  Rücksicht  auf  die  wesentlichen  und  herelta  erprobten  Verbesserungen ,  die  seit  einer 
Reih«  von  Jahren  in  der  Construction  des  Oberbaues  der  Eisenbahnen  und  der  Fahrbetriebs  tu  ittel 
in  Anwendung  gekommen  sind,  sowie  mit  Hinblick  auf  die  im  Eisenbahnbetriebe  bisher  gemachten 
Erfahrungen  findet  man  sich  im  Einverständnisse  mit  dem  k.  k.  Staat«-  und  Polixeiministerium  und 
mit  der  k.  ungarischen  Hnfkanslei  bestimmt,  die  im  f.  6  der  für  die  österreichischen  Eisenbahnen 
erlassenen  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November  1851  festgesetzte  Maximal-Geacbwiii- 
•lipkeil  von  sieben  Meilen  bei  den  Personenzügen  (selbstverständlich  nur  nach  Mas*gnhe  der  Ver- 
hältnisse der  betreffenden  Bahnstrecken  und  der  Fahrbetriebsmittel)  bis  auf  xebn  Meilen  in 
der  Stunde  x«  erhaben. 

Die  geehrten  Bahnverwaltongen  werden  hlevon  mit  dem  Beifügen  in  die  Kenntnis*  gesellt 
dasa  es  sich  hiebei  durchaus  nicht  um  die  Anordnung  einer  grösseren  als  der  denualigeii  Ge- 
schwindigkeit der  Fahrt,  sondern  lediglich  um  eine  facultattve  Bestimmung  handelt,  wornach  in 
gewissen  AnanabmsfSIIen  (wie  bei  besonderen  Schnellzügen  oder  nur  Einbringung  einer  ver- 
säumten Fahrzeit)  eine  erhöhte  Fahrgeschwindigkeit  eintreten  könne,  in  welcher  Beziehung  es 
derselben  überlassen  bleibt,  bei  künftigen  Vorlagen  der  Fahrordnung  eine  derartige  Erhöhung  in 
Antrag  tu  bringen. 

Es  versteht  sieb  übrigens  von  selbst,  dass  das  k.  k.  Handelsministerium  sich  vorbehält,  bei 
Genehmigung  der  Fahrordnungen  von  Fall  zu  Fall  anf  die  Einhaltung  jener  Geschwindigkeits- 
grenze zu  dringen,  welche  je  nach  den  Verhältnissen  der  betreffenden  Bahn  und  der  Coustructioii 
des  Oberbaues  und  der  Betriebsmittel  als  zweckmässig  und  räthlieh  erscheint. 
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Ein«  Nachtragsverfügung  hieiu  enthilt  der  Handelsministerial-Erlaas  vom  26.  August  1865, 
Z.  9854-1061,  Cenlralblatt  Nr.  38 ,  an  simmtliche  österreichische  Eisenbahn- Verwaltungen  ,  be- 
treffend die  Verwendung  entsprechender  Locomotiven  bei  den  Eilsagen: 

Aus  Anlaaa  eines  auf  der  Südbahn  jün»sl  durch  Entgleisung  des  Eilxuges  Nr.  17  bei  Retzen- 
dorf herbeigeführten  Unfalles  findet  nian  sich  bestimmt,  an  die  Verwaltungen  mit  Beziehung  auf 
den  Handelaministerial-Erlasa  vom  26.  Jfinner  1862,  Z.  116-16,  mit  welchem  die  Mazioial- 
Geschwindigkeit  von  zehn  Meilen  per  Stunde  auf  den  österreichischen  Eisenbahnen  (selbstver- 
ständlich nach  Massgabc  der  Verhältnisse  der  betreffenden  Bahnstrecken 
und  der  Fahrbetriebsmittel)  gestattet  wurde,  die  Aufforderung  zu  richten,  unter  strenger 
eigener  Verantwortung  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  für  die  mit  dieser  erhöhten  Geschwindigkeit 
▼erkehrenden  Züge  nnr  solche  Maschinen  verwendet  werden,  welche  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Construction  volle  Beruhigung  über  die  ZuJässigkeit  und  Gefahrlosigkeit  der  schnelleren  Bewegung 
gewähren. 

§•  7. 

Aenderungen  der  Fahrordn ungen  und  der  Tarife,  sowie  Aende- 
rungen in  den  Bestimmungen  über  den  Personen-  und  Sachen- 
verkehr sind  14  Tage  früher,  als  sie  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben,  zur 
Öffentlichen  Kenntnis  zu  bringen. 

Auch  die,  durch  unvorhergesehene  Ereignisse  etwa  für  eine  Zeit  not- 
wendige, gänzliche  oder  theilweise  Sperrung  der  Aufnahme  ist  öffentlich 
kundzumachen. 

§.  8. 

Die  Eisenbahn  Unternehmungen  sind  verpflichtet,  alle  Personen,  welche 
die  Aufnahmsbedingungen  erfüllen,  und  alle  unter  den  festgesetzten  Bedin- 
gungen der  Bahn  übergebenen  Sachen,  soweit  es  die  Betriebsmittel  möglich 
machen,  und  nicht  ganz  unvorhergesehene  und  unabwendbare  Störungen  ein- 
treten, auch  zu  gehöriger  Zeit  wirklich  zu  befördern. 

Vgl.  f.  7  des  Kisenbahn-Betriebsreglements,  pag.  215. 

Bios  diejenigen  Personen,  welche  sich  im  Zustande  der  Trunkenheit 
befinden,  durch  Verletzung  des  Anstandes  den  Mitreisenden  ein  Aergerniss 
geben,  den  durch  Sicberheitsrücksichten  gebotenen  Anordnungen  des  Auf- 
sichts-  und  Zugbegleitungspersonales  sich  nicht  fügen  wollen,  oder  welche 
mit  auffallenden  äusseren  Merkmalen  einer  bedenklichen  Krankheit  behaftet 
sind,  oder  deren  Zustand  den  Mitreisenden  offenbar  beschwerlich  fallen  muss, 
können  von  der  Aufnahme  und  beziehungsweise  von  der  weiteren  Fahrt  aus- 
geschlossen werden. 

Doch  bleibt  es  den  Unternehmungen  unbenommen,  auch  die  zuletzt 
erwähnten  2  C lassen  von  Individuen  zu  befördern,  wenn  die  Beförderung  in 
abgesonderten  Räumen  und  nötigenfalls  unter  Aufsicht  stattfindet. 

Vgl.  f.  14  des  Eisenbahn-Betriebsreglements,  pag.  217. 

§.  10. 

Unter  welchen  Modalitäten  Sträflinge,  oder  in  Verhaft  oder  Gewahrsam 
genommene,  oder  unter  polizeiliche  Aufsicht  gestellte  Personen  sammt  dem 
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dieselben  begleitenden  Aufsichtspersonale  auf  Eisenbahnen  befördert  werden 
müssen,  wird  durch  besondere  gesetzliche  Vorschriften  bestimmt. 

§•  IL 

In  jedem  Bahnhofe  und  auf  jeder  Aufnahmsstation  sind  in  den  Auf- 
nahmslocalitäten  für  Passagiere  gehörig  paginirte,  mit  dem  Siegel  der  Betriebs- 
direction  auf  dem,  durch  die  einzelnen  Blätter  durchzogenen  Bindfaden  ver- 
sehene Beschwerdebücher  aufzulegen,  in  welchen  von  den  Reisenden  allfallige 
Beschwerden,  unter  Angabe  des  Namens,  Standes  und  Wohnortes  des  Be- 
schwerdeführers eingetragen  werden  können. 

Die  Beschwerdebücher  waren  in  den  k.  k.  Staatseiseuhahnhöfen  bereit«  mit  dem  Er- 
lasse der  k.  k.  General- Direotinn  für  Communicationen,  Abth.  I.  vom  15-  August  1851,  Z.  4845-K., 
Handelsministerial-Verordnungsblatt  Nr.  103,  m  Jem  Zwecke  eingeführt  worden,  um  zur  Kennt- 
nis« etwa  vorkommender  Gebrochen  und  Mängel  tu  gelangen,  die  von  Seit«  der  auf  den 
k.  k.  Staataeiaenbabnen  reuenden  Personen  wahrgenommen  werden,  und  dem  Publicum  die  Gele- 
genheit xu  bieten,  sich  über  die  Art  der  Bewirthung  in  den  Restaurationen,  über  die  Preise,  Rein- 
lichkeit etc.  frundbältig  zn  äussern.  Hiebe!  wurde  bemerkt,  dass,  sowie  man  einerseits  bestrebt 
•ein  werde,  gegründeten  Besehwerden  des  Publicum»  nach  allen  Riehtungen  hin  die  schleunigste 
und  geeignetste  Abhilfe  zuzuwenden,  von  Seite  der  Bahnreisenden  gewärtigt  werden  dürfe,  das« 
in  den  Beschwerdebüchern  nur  wirkliche  Ordnungswidrigkeiten  und  Gebrechen  aufgenommen, 
siebt  dna  Untunliche  und  Unzulässige  verlangt  und  überhaupt  auch  den  Billigkeitsrücksichten 
Rechnung  getragen  werde. 

Zugleich  wurden  die  Beschwerdeführer  aufgefordert ,  der  Beschwerde  ihren  Namen  und 
Charakter  beizufügen,  und  wenn  sie  von  der  dteaafilligcn  Entscheidung  in  Keuntniss  gesetzt  zu 
werden  wünschen,  auch  ihren  Wohnort  anzugeben. 

Um  den  durch  die  Einführung  von  Beschwerdebüchern  bei  den  k.  k.  Staatseisenbahnimtern 
laut  der  vorstehenden  Verordnung  beabsichtigten  Zweck  möglichst  vollkommen  zu  erreichen,  bat 
die  k.  k.  General-Direction  für  Communicationen .  Abth.  1 ,  mit  dem  Erlasse  vom  3.  September 
185t,  Z.  4&43-E.,  Ilandelaministerial-Verordnungsblatt  Nr.  106,  mit  Genehmigung  dea  k.  k.  Han- 
delsministeriums für  die  Einrichtung,  Aufstellung  und  Behandlung  dieser  Beschwerde- 
bücher folgende  Norm  zur  genauesten  Darnachachtung  rorgezeiebnet : 

m)  In  jeder  Bahnhof-Station  müssen  wenigstens  zwei  Besebwerdebücber,  und  zwar  im  Platz- 

Inspectionsamte  für  das  Publicum  vorhanden  sein ;  eines  derselben  muss  stet«  zur  Benützung 

in  der  bei  der  Postanstalt  üblichen  Form  bereit  liegen. 

Wenn  das  eine  Exemplar  der  entsprechenden  Amtshandlung  unterzogen  wird,  so  hat 

das  zweite  in  Verwendung  zu  kommen. 
b)  Diese  Beschwerdebücher  müssen  mit  deutlichen  Seitenzahlen  bezeichnet  (paginirt)  sein,  damit 

der  etwaige  Abgang  eines  Blattes  sogleich  ersichtlich  werde  ,  für  welchen  Abgang  das 

Pl»t/ini|>p ctiom-rtalHiiint  verantwortlich  gemacht  wird. 
e)  Bereits  eingezeichnete  Beschwerden  dürfen  bei  strengster  Ahndung  weder  ausgestrichen 

noch  ausgelöscht  werden. 

Will  der  Beschwerdeführer  die  bereits  eingezeichnete  Klage  zurücknehmen,  so  kann 

dies«  nur  durch  einen  Ton  ihm  seihst  ausgehenden  Zusatz  und  in  Gegeuwart  von  Zeugen 

geschehen. 

dj  Ist  eine  Klage  in  das  Beschwerdebuch  eingetragen  worden ,  so  hat  das  Platzinapections- 
ÜHhiianit  dasselbe  ohne  Verzug  mittelst  Bericht  der  k.  k.  Betriebsdirection  einzusenden. 

e)  Die  k.  k  Betriebsdirection  hat  jede  einlangende  Beschwerde  sogleich  der  entsprechenden 
Amtshandlung  zu  unterziehen.  Sodanu  ist  das  Beschwerdebuch ,  in  welchem  die  Vornahme 
der  Amtshandlung  durch  .Vidi"  von  8eite  des  dieselbe  pflegenden  Directionsbeamten  er- 
sichtlich zu  machen  ist,  ohne  Verzug  an  das  Platxinspections-Bahnamt  zurückzusenden. 

f)  Durch  die  Beschwerdebücher  ist  dem  reisenden  Publicum  mich  die  Gelegenheit  geboten, 
sich  über  etwaige  Mängel  der  Bewirlhung  in  den  Restaurationen  der  Eisenbahn-Stationen, 
über  die  Quantität  und  Qualität  der  Speisen  und  Getränke ,  über  Bedienung,  Prei*e,  Rein- 
lichkeit etc.  etc.  grundhiltig  zu  äussern,  damit  die  Restauratinuspichter,  im  Falle  sie  den 
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ihnen  obliegenden  Vcrtragsverpflichtungen  nicht  nachkommen,  zur  Verantwortung  gezogen 
werden  können. 

g)  Die  Reusionsbeamten  und  auch  andere  mit  dem  l'eberwacliiingsdieusle  betraute  Beamte 
sind  strengstens  verpflichtet,  bei  ihreu  Bereitungen  alle  Beschwerdebücher  zu  reridiren  und 
vorgefundene  Anstände,  insbesondere  aber  Beschwerden ,  bezüglich  deren  eine  Amtshand- 
lung nicht  eingeleitet  worden  wfire,  sogleich  der  Betriebsdirection  anzuzeigen. 

h)  Die  Betriebsdirection  hat  sich  von  Zeit  zu  Zeit  durch  Absendang  eines  Directionsbeamten 
an  den  betreffenden  Ort  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  ob  obigen  Anordnungen  genau 
entsprochen  werde. 

0  Die  Betriebsdirection  hat  die  vorgekommenen  Beschwerden  der  gepflogenen  Amtshandlun- 
gen mit  Ende  eines  jeden  Monates  und  den  Erfolg  in  einem  summarischen  Berichte  zur 
Kenntnis«  der  k.  k.  General-Direction  für  Communicationen  zu  bringen. 

Vgl.  übrigens  f.  4  des  Eisenbahn-Betriebsreglements,  pag.  214, 

§.  12. 

Die  Eisenbahminternehmungen  haben  Vorsorge  zu  treffen,  dass  zur 
Beförderung  übernommene  Güter  während  des  Transportes  vor  schädlichen 
Einflüssen  gehörig  verwahrt  werden. 

Feuerwerkskörper,  Knallpräparate,  Schiesspulver  und  explodirende 
Stoffe  sind  von  der  Beförderung  mit  Personenzügen  ausgeschlossen. 

Auch  Zündhütchen,  Reib-  und  Zündhölzchen  und  andere  durch  Reibung 
leicht  entzündliche  Stoffe,  dann  Flüssigkeiten,  die  durch  Ausrinnen,  oder 
Uberhaupt  Sachen,  die  durch  ihre  Beschaffenheit  anderen  Gegenständen  ver- 
derblich werden  könnten,  dürfen  blos  mit  Beobachtung  der  diessfalls  vor- 
gezeichneten besonderen  Vorsichten  und  blos  ausnahmsweise  mit  Personen- 
zügen befördert  werden.  Ausserdem  ist  die  Beförderung  solcher  Gegenstände 
nur  blos  mit  den  Lastzügen  gestattet ;  sie  sind  unter  einer  genauen  Erklärung 
abgesondert  von  anderen  Sachen  und  mit  eigenen  Frachtbriefen  aufzugeben, 
und  es  müssen  bei  deren  Versendung  Uberhaupt  alle  nöthigen  Vorsichten 
angewendet  werden. 

Vgl.  g.  32  des  Eisenbahn-BetriebsreglenenU,  pag.  223. 

§.  13 

Geladene  Gewehre  dürfen  in  der  Regel  unter  keinerlei  Vorwande 
mitgenommen  oder  sonst  auf  der  Bahn  befördert  werden.  Die  Condncteure 
sind  befugt,  die  aufgegebenen  oder  mitgenommenen  Gewehre  zu  untersuchen. 

Bei  Beförderung  von  Militärpersonen,  Gensdarmen  oder  sonstigen  Sicher- 
heitsorganen, bei  welcher  die  Mannschaft  mit  anderen  Reisenden  einen  und 
denselben  Wagen  einnehmen  musg,  hat  der  Commandant  derselben  unmittelbar 
vor  dem  Einsteigen  in  Gegenwart  eines  Betriebsbeamten  durch  Einstosscn 
des  Ladstockes  in  den  Lauf  die  Ueberzeugung  zu  geben,  dass  die  Gewehre 
ungeladen  sind. 

Bei  grösseren  Militärtransporten  aber,  für  welche  eigene  Trains,  oder 
doch  ganz  abgesonderte  Waggons  bestellt  werden,  ist  auf  eine  Untersuchung, 
ob  die  Gewehre  sich  in  geladenem  oder  ungeladenem  Zustande  befinden,  von 
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Seite  der  Betriebsorgane  nicht  zu  dringen,  und  es  muss  lediglich  der  Anord- 
nung der  betreffenden  Militärbehörde  anheimgestellt  bleiben,  in  welchem 
Zustande  sich  die  Gewehre  solcher  Transporte  während  der  Fahrt  auf  der 
Eisenbahn  befinden  sollen. 

Mit  der  Handelsminislerial- Verordnung  rom  12.  Juli  1852.  Z.  12.996-E.,  Handelsmiuisterial- 
Verordnungsblatt  Nr.  53,  ward«  im  Einverständnisse  mit  der  k.  k.  obersten  Polizeibehörde  mit 
Bezug  auf  den  $.13  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November  1*51  provisoriseh  fest- 
gesetxt,  dass  Genadarmen,  falls  sie  bei  Verfolgung  eines  Uebelthfiters  oder  ans  anderen  dringenden 
Dienstesrücksiehten  einen  eben  snr  Abfshrt  bereiten  Eisenbahnlrain  begleite»  müssen,  der  Regel 
nach  sieb  zwar  gleichfalls  nach  Vorschrift  des  §.  13  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  an  benehmen, 
daher  ihr  Gewehr  vor  dem  Einsteigen  xu  entladen  haben;  dsss  aber  selbst  in  den  Fillen,  wo  ausnahms- 
weise wegen  Dringlichkeit  der  Abfahrt  sam  Ausziehen  des  Schosses  aus  dem  Gewehre  nicht  mehr  die 
nölhige  Zeit  vorhanden  iat,  der  Gensdarme  wenigstens  den  Zünder  ans  der  Pfanne  zu  entfernen, 
den  Hammer  herabzulassen  und  hievon  noch  vor  dem  Einsteigen  dem  Condactenre  die  Ueberzeu- 
gung  zu  verschaffen  bat.  Hiernach  wird  sich  in  vorkommenden  Fillen  von  den  Eisenbahn-Bedien- 
steten zn  benehmen  sein. 

Vgl.  f.  ?6  des  Eisenbahn-Betriebsreglements,  pag.  221 

e)  Instruction  der  Beamten  und  Diener. 

Diese  Instructionen,  mit  denen  die  zur  Besorgung  des  Bahnbetriebes 
anzustellenden  Beamten  und  Diener  (§.  3)  versehen  sein  müssen,  haben  in 
jedem  Bahnhofe  und  auf  jeder  Aufnahmsstation  zu  Jedermanns  Einsicht  bereit 
zu  liegen. 

§.  15. 

Die  Angestellten  einer  Bahnunternehmung,  welche  mit  dem  Publicum 
verkehren,  haben  demselben  stets  mit  Anstand  und  Bescheidenheit  zu  begegnen. 

Sowohl  jene,  welche  zur  Bewachung  der  Bahn  berufen  sind,  als  auch 
die  zum  Verkehre  mit  dem  Publicum  Bestimmten,  haben  den  Dienst  jederzeit 
in  der  Diensteskleidung,  oder  mit  einem  besonderen  Abzeichen  versehen,  zu 
verrichten. 

Vgl.  f.  1  dea  Eisenbahn-BetriebsreglemenU.  pag.  213,  dann  die  Uniformirungs- Vorschrift 
vom  3.  April  1857,  pag.  174. 

§•  16. 

f)  Betriebsstörungen  und  Unglücksfälle. 

Wenn  durch  Elementar-Ereignisse  oder  sonstige  ausserordentliche  Vor- 
kommnisse die  Regelmässigkeit  des  Verkehres  gestört,  oder  der  Verkehr 
gänzlich  unterbrochen  wird,  haben  die  Betriebsdircctionen  dafür  zu  sorgen, 
dass  mit  der  zulässigsten  Beschleunigung  die  gehörigen  Mittel  ergriffen,  und 
die  entsprechenden  Anstalten  getroffen  werden,  welche  geeignet  sind,  die 
Ursache  der  Störung  oder  Unterbrechung  zu  beseitigen,  und  die  möglichste 
Abkürzung  der  Störung  oder  Unterbrechung  zu  erzielen. 
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Sind  bei  derlei  Vorkommenlieiten  die  Umstände  von  der  Art,  dass  die 
Beförderung  der  Post  und  der  Reisenden  streckenweise  auf  der  Bahn  nicht 
ausführbar  ist ,  so  haben  die  Betriebsdirectionen  nach  Thunlichkeit  für  die 
anderweitige  Beförderung  der  Post  und  der  Reisenden  Sorge  zu  tragen. 

In  wie  fern  in  einem  solchen  Falle  eine  Zurückzahlung  des  erlegten 
Fahrpreises  stattzufinden,  und  wer  die  Kosten  der  Weiterbeförderung  zu 
tragen  habe,  ist  nach  den  Aufnahmsbestimmungen  und  nach  den  Vorschriften 
dieses  Gesetzes  über  die  Haftung  der  Betriebsunternehmungen  zu  beurtheilen. 

Nach  dem  Erlasse  der  k.  k.  General-Dircction  für  Commuuicationcn  vom  8.  November  1851 
Z.  Oltl-E.,  Handelsministeriat-Verordnangsblatt  Nr.  122.  hat  in  Folge  einer  den  Eisenbahn- 
Betriebsdirectionen  zugegangenen  Weisung  das  Eisenbahn-Personale  bei  Entgleisungen  von  Post« 
xiig?n  oder  anderen  Unfällen,  welche  eine  Ueberpacknng  auf  einen  uuderen  Train  nothweudig 
machen,  der  Uebertragung  der  Postsendungen  die  gleiche  Sorgfalt,  wie  jener  der  Passagiers- 
Effecten  zu  widmen,  daher  den  Postbeamten  und  Condncteuren  die  nfttbige  Beihilfe  unter  strenger 
Verantwortung  und  dergestalt  zu  leisleu ,  dass  besonders  die  Briefpost  in  keinem  Falle  später  als 
die  Reisenden  oder  deren  Gepäck  am  Bestimmungsorte  eintreffe. 

§.  17. 

Die  Betriebsunternehmungen  und  Directionen  sind  verpflichtet,  alle 
Mittel,  welche  Erfahrung  und  Wissenschaft  an  die  Hand  geben,  bei  dem 
Betriebe  anzuwenden ,  um  Unglücksfälle  zu  verhüten,  und  denselben  vorzu- 
beugen. 

§.  18- 

Sollte  sich  dessenungeachtet  ein  Unglücksfall  ereignen ,  so  sind  alle 
Angestellten  der  Bahn  unter  strenger  Verantwortung  verpflichtet,  den  Ver- 
unglückten nach  Möglichkeit  die  nöthige  Hilfe  angedeihen  zu  lassen  und  alle 
Mittel  anzuwenden,  um  dem  erfolgten  Cebel  und  dessen  weiterer  Verbreitung 
möglichst  Einhalt  zu  thun. 

Nach  dem  Erlasse  der  k.  k.  General-Direction  für  Communicationen,  Abth.  II.  vom  31.  M»rr 
185t,  Z.  1748-P.,  HandeWorinisterial-Verordnungsblatt  Nr.  44,  haben  jene  Postconducteure, 
welche  die  auf  den  Eisenbahnen  beförderten  Postsendungen  begleiten,  bei  vorkommenden  Un- 
glücksfällen nnd  anderen  Störungen  im  Betriebe  der  Eisenbahnen  zur  Beseitigung  der  Hindernisse 
naoh  Thunlichkeit  mitzuwirken. 

Vgl.  Bbrigen«  f.  63,  pag.  140,  dann  die  unten  folgenden  besonderen  Bestimmungen  zur 
Wahrung  der  Sicherheit  und  Regelmissigkeit  des  Eisenbahnverkehres,  pag.  157. 

§.  19. 
g)  Haftung. 

Die  Betriebsnnternehmungen  haften  für  die  durch  eigenes,  oder  durch 
Verschulden  ihrer  Beamten  und  Diener  an  Personen  und  Sachen  zugefügten 
Beschädigungen : 

1.  im  Sinne  der  eingegangenen  Verbindlichkeit  und  nach  den  Uber  diese 
Haltung  bestehenden  besonderen  gesetzlichen  Anordnungen ; 

2.  in  Ermanglung  solcher  nach  den  Bestimmungen  des  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  über  Schadenersatz. 
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§•  20. 

Die  Betriebsunternehmungen  haften  für  die  Herstellung  und  Erhaltung 
aller  Anlagen,  welche  nach  dem  Erkenntnisse  der  competenten  politischen 
Behörde  an  Wegen,  Brücken,  Durchlässen,  Ueberfahrten,  Einfriedungen  u.  8.  w. 
oder  sonstigen  Bauten  durch  die  Anlage  und  den  Betrieb  der  Bahn  not- 
wendig geworden  sind. 

§.  21. 

h)  Beschaffenheit  der  Locomotive. 

Die  auf  Eisenbahnen  zu  verwendenden  Locomotive  dürfen  erst  dann  in 
Betrieb  gesetzt  werden,  nachdem  sie  der  technisch-polizeilichen  Prüfung  von 
einer  aus  Beamten  der  Gcneral-Inspection  (§.  73),  der  Sicherheitsbehörde 
und  eines  von  der  letzteren  beizuziehenden  Technikers  bestehenden  Com- 
mission  nnterworfen,  und  in  Folge  dieser  Prüfung  für  zulässig  befunden  worden 
sind.  Ueberhaupt  ist  sich  an  die  allgemeinen  jeweiligen  Sicherheits-Bestim- 
mungen zu  halten. 

Vgl.  die  besonderen  Vorschriften  über  die  bei  Anwendung  der  Dampfkraft  zu  beobach- 
tenden Sicherbeitsmessregein,  pag.  185,  und  über  die  Vornahme  der  technisch  -  polizeilichen 
Prüfung  der  Locomotiven,  pag.  193. 

Mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  7.  Juni  1842,  Hofkanzlei-Decret  vom  9.  Juni  1842 
P. G.S.  Bd.  70,  Nr.  71,  png.  184,  wurde  angeordnet,  dass  von  nun  an  der  Gebrancb  von  vier- 
ridrigen  Locomotiven  nicht  mehr  stattfinden  dürfe,  und  die  Eisenbahn-Gesellschaften  bloss 
Locomotive,  die  mit  sechs  Rädern  versehen  sind,  in  Anwendung  zu  bringen  haben. 

Eine  Modifikation  dieser  seit  Einfährung  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  nicht  mehr  prakti- 
schen Bestimmung  enthält  der  nachfolgende  Erlass  der  k.  k.  General-Inspection  der  österreichi- 
schen Eisenbahnen  vom  IS.  Februar  1869,  Z.  255-G.  J.: 

In  Erledigung  der  Anfrage ,  ob  die  Benützung  vierrädriger  Locomotive  statthaft  sei ,  wird 
der  geehrten  Direction  der  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn  eröffnet ,  dass  in  jenen  Fällen ,  wo  eine 
nur  geringe  Fahrgeschwindigkeit  stattfindet,  nämlich  bei  Schotter-  und  Materialzügen  für  den 
Neubau  von  Eisenbahnen,  bei  Werksbahnen,  ferner  beim  Rangirdienst  in  den  Stationen  etc.  die 
fragliche  Benützung  als  atattbaft  erscheint;  dass  jedocb  die  Maschinen,  welche  für  den  öffent- 
lichen, fahrplanmlssigen  Personen-  nnd  Lastensogsverkehr  verwendet  werden  wollen,  nach  f.  21 
der  Eisenbahn-Betriebsordnung  einer  technisch-polizeilichen  Prüfung  zu  unterziehen  sind,  und 
dass  hierbei  für  vierrädrige  Maschinen  die  Benütxungs-Bewillignng  aus  Sicherheitsrücksichten 
nicht  ertheilt  werden  könnte,  indem  die  fahrplanmässigen  Züge  mit  einer  grösseren  Fahrgeschwin- 
digkeit, diese  ist  mit  mehr  als  zwei  Meilen  in  der  Stunde  verkehren,  Achsbrüche  »her  selbst  bei 
Locomotiven  noch  hinge  nicht  su  den  überwundenen  Stsndpuncten  gehören. 

§.  22. 

i)  Personen-  und  Güterwagen. 

Alle  Personenwagen  sollen  mit  entsprechenden  Federn  und  elastischen 
Buttern  versehen  sein ;  dieselben  müssen  selbst  in  der  mindesten  Classe  mit 
Fenstern  verwahrt,  von  Innen  ohne  grosse  Beschwerde  zu  eröffnen,  jedoch 
bei  Wagen  mitThüren  an  der  Längenseite  mit  einem  doppelten  Verschlusse 
verwahrt  sein. 

Bei  Nacht-  oder  anderen  Fahrten  in  der  Dunkelheit  ist  das  Innere 
8ämmtlicher  Personenwaggons  angemessen  zu  beleuchten. 
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Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  13.  Mirzl862,  Z.  1839-259.  Centralblatt  Nr.  12,  betref- 
fend die  Einrichtung  der  Fa  hrbetriebamittel  mit  dem  vereinbarten  Puffer- 
und Nolhkettenaysteme  wurde  auf  Grund  der  von  den  Verwaltungen  «Immtlicher  österrei- 
chischen Eisenbahn-Unternehmungen  abgegebenen  Erklärungen  der  30.  September  1862  definitiv 
als  der  letzte  Termin  festgestellt,  bis  zu  welchem  die  Umstaltungsnrheiteii  an  allen  Fahrbetriebs- 
mitteln aämmtlicher  österreichischen  Eisenbahn-Unternehmungen  vollendet  und  die  Einfährung  des 
vereinharten  Puffer-  und  Nothkettensystemes  durchgeführt  aein  musste.  Nach  Ablauf  dieser  Frist 
aind  alle  bis  dahin  nicht  umgestalteten  Wagen  von  dem  Verkehre  auf  den  österreichischen  Loco- 
motivhabnen  ausgeschlossen.  Die  k.  k.  Genernl-Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen 
wurde  angewiesen ,  den  Vollzug  dieser  Anordnung  aufs  Strengste  zu  überwachen  und  ebenso  alle 
österreichischen  Eisenhahn-Gesellschaften  aufgefordert,  Vorsorge  zu  treffen,  dass  von  1.  Octoher 
18G2  angefangen  auf  ihren  Bahnen  von  einer  Naehharhahn  kein  Wagen  mehr  zugelassen  werde, 
dessen  Puffer  und  Kettest  dem  Normale  nicht  entsprechen. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  6.  December  1862.  Z.  7334-10*1,  Centralblatt  Nr.  7 
ex  1863,  an  die  Verwaltungen  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  und  der  Tbeisseisenbabn ,  wurde 
die  Ausschliessung  des  fiydrocarbürs  von  der  inneren  Beleuchtung  der 
Perso  nenwägen  verfügt : 

Auf  den  Linien  der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn-Gesellsrhaft  und  der  Theiss- 
eisenbabn'Gesellschaft  sind  in  neuerer  Zeit  wiederholt  Fälle  von  Kutxümlung  dea  zur  inneren  Be- 
leuchtung der  Wigen  benutzten  Hydrocarbür  vorgekommen,  welche  ergeben  haben,  dass  diese 
Entzündungsfille  nicht  einem  Versehen,  sondern  vielmehr  den  eigenthnmlichen  Bestandteilen 
dieses  Brennstoffes  zugeschrieben  werden  müssen.  I>a  überdiess  die  Erfahrung  lehrt,  dass  Hydro- 
carbür Eisen  und  Messing  stark  angreift  und  hiedurrh  auch  die  Reparaturskosten  der  Lampen 
unverbfiltnissmissig  steigert,  so  haben  bereits  die  meisten  Bahnverwaltungen  Oesterreichs  diesen 
Brennstoff  als  Wagenbeleuchtungsmittel  beseitigt. 

Aus  Rücksicht  der  Sicherheit  des  Betriebes  beabsichtigt  man  das  Hydrocarbür  als  Leucht- 
stoff für  die  inneren  Lampen  der  Personenwagen  ausdrücklich  auszuschliessen. 

§.  23. 

An  jedem  Güterwagen  ist  das  eigene  Gewicht  desselben,  sowie  das 
Gewicht,  mit  welchem  derselbe  beladen  werden  darf,  sichtbar  und  dauerhaft 
zu  bezeichnen. 

§.  24. 

Ausser  der  nach  jeder  Fahrt  stattfindenden  regelmässigen  Untersuchung 
der  Transportwagen  sind  die  Betriebs-Directionen  zur  periodischen  Revision 
der  Transportwagen,  wobei  auch  die  Räder  und  Lager  abgenommen  werden 
müssen,  verpflichtet  und  gehalten,  hierüber  Register  zu  führen ,  ans  welchen 
die  Zeit  der  stattgefundenen  Revision,  der  jedesmalige  vorgefundene.  Zustand 
und  die  vorgenommenen  Reparaturen  deutlich  ersehen  werden  können. 

Jeder  Wagen  muss  dcsshalb  mit  einer  Ordnungszahl  bezeichnet  sein. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  12.  December  1864,  Z.  5887-550.  Centralblatt 
Nr.  52,  an  sämmtliche  österreichische  Eisenbahn- Verwaltungen ,  wurde  in  Betreff  der  Vorlag« 
der  Achsbruch- Tabellen  die  nachstehende  Bestimmung  getroffen : 

Von  Seite  der  österreichischen  Eisenbahn-Verwaltungen  worden  bisher  auf  Grundlage  der 
Verordnung  des  bestandenen  Handelsministeriums  vom  8.  Mai  1852,  Z.  6565-E.  (Verordnungsblatt 
Nr.  40,  vom  Jahre  1852),  theils  Monats-,  theils  Quartals-Ausweise  über  die  auf  den  bezüglichen 
Bahnstrecken  stattgehabten  Achsbrüche  vorgelegt,  und  ausserdem  werden  von  denselben  in  Folge 
der  Handelsministerial-Verordnungen  vom  27.  December  1851,  Z.  7121-C,  und  vom  1.  Marz  1852. 
Z.  3110-E.  (Verordnungsblatt  Nr.  3  und  10  vom  Jahre  1852)  (vgl.  pag.  165),  über  jeden  Achsen- 
bruch an  die  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  nebst  der  telegraphischen 
Anzeige  auch  eine  Tnhelle  und  je  nach  dem  Falle  das  Erheliungs-Prolololl  eingesendet. 
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Da  eine  zweifache  Einsendung  der  Achsenbruch-Tahcllen  nicht  mehr  nftthig  ist,  so  findet 
man  die  Vorlage  der  Monats-  oder  Quartals-Ausweise  hiemit  vom  nächsten  Jahre  an  einzustellen, 
und  anzuordnen,  dass  vom  1.  Jänner  1865  angefangen  der  k.  k.  General-Inspection  der  österrei- 
chischen  Eisenbahnen  nur  mehr  jeder  vorgekommene  Achsetibruch  —  wie  bisher  —  telegraphisch 
anzuzeigen  und  derselben  hierüber  von  Fall  zu  Fall  regelmässig  eine  Achsenbruch-Tahelle,  und  wo 
es  der  Fall  erheischt,  auch  ein  Erhehungs-Protokoll  einzusenden  ist. 

Die  Achsenbmcb-Tahellen  sind  nach  dem  vom  Vereine  deutscher  Eisenbahn-Verwaltungen 
ndoptirtea  und  von  der  geschäfUführenden  Directioa  desselben  mit  dem  Circular-Schreiben  vom 
t.  December  1865,  Z.  284,  bekannt  gemachten  Formulare  mit  Angabe  der  Masse  in  Wiener  Zollen 
und  des  Gewichtes  in  Zollpfunden  zu  verfassen. 

Die  geehrte  Verwaltung  winj  aufgefordert,  hiernach  die  unterstehenden  Organe  zu  instrui- 
ren  und  für  die  pünrtliche  Befolgung  dieser  Anordnung  Sorge  zu  tragen. 

§.  25. 

k)  Zusammenstellung  der  Züge. 

Selbst  bei  günstigen  Terrainverhältnissen  dürfen  bei  Anwendung  der 
Lastzugsgeschwindigkeit  nicht  mehr  als  200 ,  bei  Anwendung  der  Personen- 
Zugsgeschwindigkeit  nicht  mehr  als  100  Achsen  in  Einem  Zuge  gehen. 

26. 

Bei  jedem  Zuge  muss  mit  Rücksicht  auf  die  Neigung  der  Bahn  und  die 
Belastung  des  Zuges,  die  instruetionsmässig  vorgeschriebene  Anzahl  kräftig 
wirkender  Bremsenvorrichtungen  vorhanden  sein. 

Mit  dem  Hamlelsministerial-Erlasse  vom  13.Jinner  1865,  Z.  17.485-1519,  Cenlralblatt  Nr.  4, 
wurde  auf  Grund  des  Ergebnisses  der  vorgenommenen  commissiooellen  Erhebung  über  die  Zuläs- 
sigkeit  der  Einrichtung,  wornach  bei  den  Zügen  je  zwei  gegen  einander  gestellte  Wagen- 
bremsen nur  von  Einem  Individuum  bedient  werden,  entschieden,  dass  diese  Uebung  wohl  unter 
gewöhnlichen  Verhältnissen  zur  Moderirung  und  Regulirung  der  Zugsgeschwindigkeit  genüge,  dass 
dieselbe  jedoch  in  jenen  Fällen ,  wo  es  sich  zur  Verhütung  von  Unfällen  um  die  möglichst  be- 
schleunigte Anhaltung  des  Zuges  handelt,  ganz  unzureichend  und  daher  unzulässig  erscheine. 

Die  betreffenden  österreichischen  Eisenbahn-Verwaltungen  wurden  demnach  ausSicherheits» 
nicksichten  aufgefordert,  die  beanständete  Einrichtung  auf  slmmtlichen  Linien  sofort  abzustellen 
und  dasZugshegleitungs-Fersonale  in  der  Weise  angemessen  zu  vermehren,  dass  von  den  bei  jedem 
Zuge  nach  der  Anzahl  der  vorhandenen  Achsen  vorschriftmässig  in  Wirksamkeit  zu  setzenden 
Bremsen  jede  von  einem  besonderen  Individuum  bedient  werde. 

§.  27. 

Bei  jedem  Zuge  müssen  die  Personen-  und  Lastwagen  mit  Rücksicht  auf 
die  Sicherheit  angemessen  gereihet  werden.  Zwischen  der  Maschine  und  dem 
ersten  Personenwagen  muss  wenigstens  Ein  Wagen  ohne  Personen  einge- 
schaltet werden. 

Nach  der  geschehenen  Zusammenstellung  des  Zuges  hat  jedesmal  die 
instruetionsmässige  Revision  desselben  stattzufinden. 

Langholz  darf  nie  mit  Personen  in  demselben  Zuge  befördert  werden. 

Mit  dem  Handelsminislerial-Erlasse  vom  11.  Mai  1864,  Z.  4888-460,  Cenlralblatt  Nr.  21, 
wurde  dem  Verwallungiralhe  der  Südbahn- Gesellschaft  die  Verwendung  von  Lastwägen  mit 
Srhalenguss rädern  bei  gemischten  Zügen  unter  der  Beschränkung  gestattet,  dass  solche 
Wägen  nie  mit  Personen  besetzt,  ferner  von  jenen  Wägen,  mit  welchen  Personen  befördert 
werden,  durch  mindotens  Einen  Wagen  mit  Speichenrädern  getrennt  und  hinter  den  Personen- 
wagen im  Zuge  eingereiht  werden  sollen. 

0* 
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Mit  dem  Handelsministerial-Erlasae  vom  15.  Juni  1869,  Z.  8220-1310.  Centralblatt  Nr.  55, 
wurde  die  vom  Verwaltungsrathe  der  Südbahn-Gesellschaft  getroffene  Verfügung,  data  Wägen  mit 
Schalengussrädern  bei  den  gemischten  Zügen  auch  vor  den  mit  Personen  besetzten  Wigeo  ein- 
gereiht werden  dürfen,  wenn  sie  von  diesen  durch  eineu  Wagen  mit  Speichen  getrennt  sind, 
nachträglich  genehmigt. 

§•  28. 

Die  arbeitende  Maschine  muss,  Nothfälle  ausgenommen,  sich  an  der 
Spitze  des  Zuges  befinden.  Nur  im  Nothfälle  ist  das  Gegentheil  gestattet, 
dann  darf  höchstens  aber  nur  die  halbe,  im  §.  6  bezeichnete  Geschwindigkeit 
angewendet  werden. 

Mit  dem  Handelsininisterial-Erlasse  vom  1.  Juni  1867,  Z.  5381-544,  Centralblalt  Nr.  23, 
wurde  dem  Verwaltungsrathe  der  Südbabn-Gesellschaft  die  Anwendung  eiuer  Matchine  am 
Ende  des  Zuges  gestattet.  Es  wurde  nämlich  die  Bewilligung  mit  Vorbehalt  einer  allgemeinen 
Revision  der  Bestimmungen  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November  1851  erlheilt,  dass 
eine  Ausnahme  von  dem  im  f.  28  derselben  enthaltenen  Grundsatze,  wornacb  sich  die  arbei- 
ten de  Maschiue  an  der  Spitze  des  Zuges  befinden  muss,  im  Falle  einer  Hilfsfahrt, 
bei  Verschiebungen  in  den  Bahnhöfen  oder  in  unmittelbarer  Nähe  derselben  und  bei  Arbeits- 
/iigen,  welche  nur  bis  zu  einem  Pnncle  zwischen  zwei  Stationen  verkehren,  stattfinden  dürft'. 
Ebenso  wurde  bei  Steigungen  von  mehr  als  1:100  die  Anwendung  einer  zweiten ,  am  Ende  des 
Zages  angehängten  Maschine  gestattet.  In  allen  diesen  Füllen  darf  jedoch  die  Fahrgeschwindigkeit 
von  drei  Meilen  per  Stande  nicht  überschritten  werden.  Die  Gestaltung  der  Verwendung  einer 
zweiten,  am  Ende  de«  Zages  angehängten  Maschine  bei  Steigungen  von  mehr  ala  1 :  100  war  aar 
als  eine  provisorische  Massregel  zu  betrachten,  über  deren  Anwendung  und  Erfolg  der  Ver- 
waltangsrath  der  Südbahn-Gesellschafl  nach  Ablauf  eines  Jahres  eingehenden  Bericht  zu  erstatten 
hatte. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  29.  Jänner  1869,  Z.  21.109-2981,  wurden  die  vom 
Verwaltungsrathe  der  Südbahn-Gesellschaft  ungezeigten  günstigen  Resultate  der  Anwendung 
von  Schiebemaschinen  bei  Lastzügen  am  Brenner,  Semmering  und  Rarste  zur  Kenntniss 
genommen;  es  wurde  jedoch  ausdrücklich  bemerkt,  dass  die  Verwendung  dieser  Schiebemaschinen 
lediglich  als  ein  fortgesetzter  Versuch  anzusehen  sei,  um  für  die  bevorstehende  Revision  der  Be- 
triebsordnung auch  in  dieser  Richtung  AnhalUpuncte  zu  gewinnen ,  und  wurde  der  Verwaltungs- 
rath desshalb  aufgefordert,  die  Normen  bekanntzugeben,  welche  dem  Maschinenpersonale  über  die 
Anwendung  von  Schiebemaschinen  vorgezeichnet  worden  sind. 

§.  29. 

Der  Tender  darf  der  Locomotive  in  der  Kegel  nicht  vorangehen ;  und 
blos  ausnahmsweise  kann  diess  stattfinden,  wenn  eine  Hilfslocoraotive  einem 
ankommenden  Zuge  entgegengesandt  wird:  bei  Arbeitszügen,  Bahnrevisionen, 
auf  den  Bahnhöfen  und  beim  Speisen  des  Locomotivkessels. 

§.  30. 

Ohne  specielle  Erlaubniss  darf  ausser  dem  hiezu  dienstlich  berufeneu 
Personale  Niemand  auf  der  Locomotive  mitfahren. 

§.  31. 

Das  Vorausschieben  eines  Transportwagens  zum  Brechen  des  Glatteises, 
oder  eines  Schneepfluges  zum  Fortschaffen  des  Schnees  ist  in  unmittelbarer 
Verbindung  mit  Zügen,  mittelst  welchen  Personen  befördert  werden,  nicht 
gestattet. 
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§.  32. 

I)  Vorsichten  bei  der  Fahrt. 

Wenn  mehrere  Züge  nach  einander  von  Einer  Station  nach  derselben 
Richtung  abfahren,  darf  ein  Personenzug  einem  Güterzuge  erst  15  Minuten, 
ein  Personenzug  einem  anderen  Personenzuge  erst  10  Minuten;  ein  Güterzug 
einem  Personenzuge  erst  5  Minuten  nach  der  Abfahrt  des  vorangehenden 
Zuges  folgen. 

Auch  dürfen  sich  die  Züge  während  der  Fahrt  einander  nicht  auf  geringere 
Entfernung  als  500  Klafter  nähern. 

Die  Bahnwächter  sind  insbesondere  verpflichtet,  auf  das  richtige  Zuhalten 
dieses  Zwischenraumes  einzuwirken. 

Ein«  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  enthilt  der  Handelsministerial-Erlass  vom  7.  Deeera- 
ber  1865,  Z.  6160-034,  Centraiblatt  Nr.  51,  betreffend  die  Aufeinanderfolge  des  Schnee- 
pfluges und  des  Zages  in  kurieren  Z  wischenri  u  men  : 

Die  Erfahrung  bat  gezeigt,  dass  die  genaue  Einhaltung'  der  im  f.  32  der  Eisenbuhn- 
Betriebsordnung  vom  16.  November  1851  für  das  Abfahren  der  Züge  vorgeschriebenen  Zwischen- 
räume von  15,  respeetiv«  10  Minuten,  bei  Schneepflogfahrten  dem  Zwecke  nicht  entspricht,  indem 
bei  stärkeren  Schneestürmen  die  durch  den  Schneepflug  durchfahrene  Bahn  neuerdings  verweht 
und  für  den  Zug  unfsbrbar  gemacht  wird.  Man  findet  daher  über  Antrag  der  k.  k.  General- 
Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  versuchsweise  tu  gestatten,  dass  bei  Schnee- 
pflugfahrten  die  Aufeinanderfolge  des  Schneepfluges  und  des  Zuges  von  der  Station  und  ihre 
Entfernung  auf  der  Strecke  sich  unabtiüiiirip  von  der  obigen  Ifestimmung  der  Eisenbahn-Betriebs- 
ordnung nach  dem  jeweiligen  Bedarfe  richte,  und  demnach  bei  starken  Schneewehen  der  Zug 
nach  in  kürzerer  Entfernung  dem  Schneepfluge  folgen  dürfe. 

Dieses  Zugestlndniss  wird  jedoch  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  jede  derartige  Schnee- 
pflugfahrt von  einem  fachkundigen  Verkehrsbeamten  unter  dessen  persönlicher  Verantwortung 
begleitet,  das«  xur  Vermeidung  eines  Zusammen stosses  für  eine  entsprechende  Verständigung 
■wischen  Schneepflug  und  Zug,  vorzugsweise  mittelst  der  Dampfpfeife,  vor  gesorgt, 
und  noch  die  Geschwindigkeit  der  Fahrt  ohne  Rücksicht  auf  die  Fahrordnung  nach  Umständen 
modificirt  werde. 

§.  33. 

Die  Falle,  in  welchen  die  im  Allgemeinen  erlaubte  Fahrgeschwindigkeit 
eines  Zuges  angemessen  zu  verringern,  oder  ein  Zug  gänzlich  anzuhalten  ist, 
werden  in  der  Instruction  festgesetzt. 

§.  34. 

Verlorene  Zeit  darf  nicht  etwa  durch  Vermehrung  der  Geschwindigkeit 
über  das  im  §.  6  erwähnte  Mass  hereingebracht  werden. 

§.  35. 

Wenn  die  Bahn  ein  doppeltes  fahrbares  Geleise  hat,  so  sollen  die  Züge 
immer  das  in  der  Richtung  des  Zuges  rechts  liegende  Geleise  befahren. 
Diese  Ordnung  mnss  strenge  aufrecht  erhalten  werden.  Eine  Ausnahme  ist 
bloa  dann  gestattet,  wenn  eine  Hilfsmaschine  von  einem  auf  der  Bahn  befind- 
lichen Zuge  gerufen  wird. 
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§.  36. 

Wenn  die  Bahn  blos  Ein  Geleise  hat,  und  blos  mit  Doppelstrccken  zum 
Ausweichen  versehen  ist,  muss  immer  derjenige  Zug,  welcher  das  Neben- 
geleise zur  rechten  Hand  hat,  letzteres  Geleise  befahren,  während  der  andere 
Zug  auf  dem  Hauptgeleise  bleibt. 

Ausnahmen  hievon  sind  blos  auf  den  Ausweichen  der  Stationen  nach 
Massgabe  der  den  Bahnwächtern  zu  ertheilenden  besonderen  Vorschrift 
zulässig. 

§.  37. 

Extrazüge  sind  so  einzurichten,  dass  durch  dieselben  der  Gang  der  regel- 
mässigen Personenzüge  nicht  gestört  wird.  Vom  Stattfinden  solcher  müssen 
vor  deren  Abgange  alle  Wächter  der  Bahn  verständiget  werden. 

§.  38. 

Einzelne  auf  der  Bahn  verkehrende  Maschinen  sind  der  Regel  nach  als 
Extrazüge  auch  in  Bezug  auf  die  festgesetzte  Fahrgeschwindigkeit  (§.  6)  zu 
behandeln. 

Ausnahmen  in  letzterer  Beziehung  sind  blos  bei  commissionellen  Proben 
der  Maschinen  gestattet. 

Das  Aushängen  der  Locomotire  während  des  Kahrens  wurde  mit  dem  ifof- 
kamlei-Pecrete  roin  11.  April  1846,  an  die  Landesstellen  von  Kiedei  Österreich,  Mähren,  Böhmen 
und  Steiermark,  P.  G.  8.  Bd.  74,  Nr.  53,  pag.  93,  verboten : 

Aua  Anlnss  der  ron  einer  Landesstelle  dargelhanen  Notwendigkeit  eines  Verbotes  gegen 
das  Anshäugen  einer  Locomotire  während  des  Fahrens  bei  solchen  Zügen  auf  Eisenhahnen,  welche 
durch  zwei  Locomotire  befördert  werden,  und  in  der  Absicht,  um  durch  das  Voranseilen  einer 
Maschine  das  Kinnehmen  ron  Holt  und  Wasser  auf  StatiompIaUeu  zu  beschleunigen ,  wird  den 
Luudesstellen  bedeutet,  dass  nach  der  ron  dem  Präsidium  der  k.  k.  allgemeinen  Uofkammer  anher 
mitgetheilten  Aeusserung  der  General-Direction  für  die  Staatseisenbabnen  ein  solcher  Vorgang 
allerdings  gefährlich,  aber  auch  aus  dem  Grunde  durchaus  nicht  nothwendig  ist,  weil  jede  Unter- 
nehmung-, der  es  um  Zeitgewinn  bei  der  Beförderung  zu  thun  ist,  durch  die  Aufstellung  ron  zwei 
Wasserkranichen  auf  den  Stationen  den  Zweck  der  gleichzeitigen  Füllung  von  zwei  Tendern  voll- 
ständig erreichen  kann. 

In  Anbetracht  der  Gefährlichkeit  dieses  sogenannten  Abkoppeins  der  Locomotire  wird  hei 
der  Verfassung  des  Unterrichtes  für  die  Locomotlvführer  auch  auf  diesen  Gegenstand  die  geeignete 
Rücksicht  genommen  und  das  Abkoppeln  von  Locomotiven  während  der  Fahrt  durch  ein  ausdrück- 
liches Verbot  in  diesem  Unterrichte  untersagt  werden. 

§.  39. 

Das  zur  Beaufsichtigung  des  Zuges  bestimmte  Begleitungspersonale  muss 
während  der  Fahrt  einen  zur  wirksamen  Beaufsichtigung  des  Zuges  und  zum 
Behufe  der  Erkennung  der  Signale  angemessenen  Platz  erhalten. 

§.  40. 

Auf  jeder  grösseren  Station  soll  eine  leicht  sichtliche  in  der  Dunkelheit 
zu  beleuchtende  Uhr  vorhanden  sein.  Jedes  Bahnwächterhaus  ist  mit  einer 
Uhr  zu  versehen,  welche  nach  einer  Normaluhr  zu  reguliren  ist. 

Jeder  Locomotivführer  muss  im  Dienste  fortwährend  eine  auf  solche 
Weise  regulirte  Taschenuhr  bei  sich  tragen. 
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§.  41. 

m)  Bewachung  der  Bahn  und  Signale. 

Die  Bahn  muss  dort,  wo  es  zur  Verhütung  von  Unglücksfällen  von  der 
Behörde  insbesondere  vorgeschrieben  wird,  gehörig  eingefriedet  werden. 

Die  Uebergänge  sind  mit  starken  Barrieren  in  einer  Entfernung  von 
mindestens  12  Fuss  von  der  Mitte  des  nächst  liegenden  Bahngeleises  zu 
versehen. 

Mindestens  5  Minuten  vor  dem  Eintreffen  des  Zuges  werden  die  Bar- 
rieren der  Wegetibergänge  geschlossen. 

10  Minuten  vor  dem  erwarteten  Eintreffen  des  Zuges  dürfen  Heerden 
nicht  mehr  über  die  Bahn  getrieben  werden. 

In  wie  fern  die  Uebergänge  über  die  Bahn  auch  erleuchtet  werden  müssen, 
wird  nach  den  Ortsverhältnissen  besonders  festgesetzt. 

Hinsichtlich  der  l' eher  wachung  d  er  W  egsebran  ken  verfugte  der  Handelsmioisle- 
rial-Erlaas  rom  13.  Marz  1852,  Z.  2647-E.,  an  die  Betriebadirectionen  der  Staatseisenbahnen : 

Ans  Anlasa  eines  vorgekommenen  Unfalles  wird  der  k.  k.  Oetriebsdirection  autgetragen, 
sorgfältig  darauf  tu  sehen,  dasa  die  Wegübersetznngen  von  den  mit  diesem  Geschäfte  betrauten 
Weg-,  Bahn-  oder  Signalwächtern  gehörig  überwacht,  die  Schranken  zur  Torgeschriebenen  Zeit 
geöffnet  und  geschlossen  werden,  und  von  den  Wächtern  mit  aller  Genauigkeit  dafür  gesorgt 
werde,  dass  während  der  Zeit  des  geschlossenen  Schronkens  Niemand  die  Bahn  betrete  und  nach 
Vorschrift  des  §.  41  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  zehn  Minuten  vor  dem  erwarteten  Eintreffen 
des  Zuges  keine  Heerden  über  die  Bahn  getrieben  werden. 

Sollte  es  bei  einer  oder  der  anderen  Wegübersetsung  nach  den  gegenwärtigen  Localver- 
häJInissen  entweder  wegen  zu  grosser  Entfernung  des  Wächters  von  der  Wegübersetzung  oder 
aas  anderen  Gründen  dem  Wächter  nicht  möglich  sein,  diese  Wegübersetzung  Vorschrift*  mäsiig 
und  genau  zn  überwachen,  so  bat  die  k.  <k.  Betriebsdirection  entweder  im  eigenen  Wirkungskreise 
diessfatla  die  gehörige  Abhilfe  zu  treffen,  oder  die  weiteren  A  nträge  anher  zu  erstatten. 

Vgl.  ferner  die  besonderen  Vorschriften  über  Einfriedungen  und  Wegübergänge,  |»ng.  SS. 

§.  42. 

Die  Untersuchung  der  Bahn  durch  die  Bahnwächter,  und  die  Ueber- 
wachung  der  Wechsel  durch  dieselben,  hat  im  Sinne  einer  Instruction  zu 
geschehen. 

Mit  dem  Handelsmioisterial-Erlasse  rom  12.  August  1863,  Z.  8829-048,  Centraiblatt  Nr.  38, 
an  sämmtliche  österreichische  Eisenbahn-Verwaltungen,  wurde  in  Betreff  der  regelmässigen 
Ablösung  des  Wächterpersonales  folgende  Bestimmnag  getroffen: 

Die  Erhebungen  über  die  in  jüngster  Zeit  auf  den  österreichischen  Eisenbahnen  vorgekom- 
menen Unfälle  haben  gezeigt ,  dass  diese  hauptsächlich  ihren  Grund  in  der  allzugrossen  Anstren- 
gung and  Ueherbflrdnng  des  WSchterpersonales  haben.  Um  diesem  Uebelstande  wirksam  zu 
begegnen,  findet  man  grundsätzlich  anzuordnen,  dass  dort,  wo  die  Wächter  bei  regelmässigem 
Verkehre  der  Züge  nicht  mindestens  fünf  Stunden  ununterbrochen  Ruhe  haben ,  eiae  Ablösung 
derselben  alle  36  Stunden  stattzuGnden  hat.  Die  Verwaltungen  werden  für  die  unverzügliche  Durch- 
führung dieser  Anordnung  auf  den  ihnen  unterstehenden  Eisenbahnlinien  verantwortlich  gemacht. 

§.  43. 

Jeder  Zug,  welchem  ein  anderer  in  kurzer  Zeit  folgen  soll,  muss  mit 
einem  diesen  Umstand  anzeigenden  Signale  versehen  sein. 
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§.44. 

Die  Bahn  ist  mit  Abtheilungszeichen  zu  versehen,  welche  vom  Zuge  aus 
deutlich  zu  erkennen  sind.  Ebenso  sind  an  den  Wechselpunkten  der  Gefälle 
Zeichen  aufzustellen,  an  denen  die  Verhältnisse  der  Höhen  zu  den  Längen 
deutlich  zu  ersehen  sind. 

§.  45. 

Diejenigen  Strecken,  welche  gar  nie  oder  blos  zeitweise  mit  der  im  §.  5 
festgesetzten  grössten  Geschwindigkeit  befahren  werden  dürfen,  sind  als 
solche  durch  unzweifelhafte,  vom  Zuge  aus  leicht  sichtbare  Signale  zu 
bezeichnen. 

§•  46. 

An  jedem  sich  im  Dunkeln  bewegenden  Zuge  müssen  von  Aussen  Laternen 
angebracht  sein,  die  es  möglich  raachen,  damit  sowohl  die  Richtung  des  Zuges 
zu  erkennen,  als  auch  eine  allenfällige  Abtrennung  eines  Theiles  des  Zuges 
von  dem  Zugspersonale  leicht  zu  bemerken  ist. 

§.  47. 

Alle  Bewegungen  der  Locomotive  auf  der  Bahn  müssen  gehörig  signali- 
sirt  werden. 

Arbeitszüge  müssen  wenigstens  >/4  Stunde  vor  der  erwarteten  frühesten 
Ankunft  eines  anderen  Zuges  das  von  diesem  befahrene  Geleise  verlassen. 

§.  48. 

Wechsel  für  durchgehende  Züge,  bei  welchen,  wenn  sie  nicht  richtig 
gestellt  sind,  die  Züge  ans  dem  Geleise  kommen  können,  sind  nicht  zulässig. 

An  den  Wechseln  der  dnrehgehenden  Züge  müssen  solche  Zeichen  an- 
gebracht werden,  dass  sowohl  beim  Tage,  als  im  Dunkeln  zu  erkennen  ist, 
welches  Geleise  dem  kommenden  Zuge  geöffnet  ist. 

Für  die  Staatsbabnen  halle  «chon  nach  dem  Erlasse  der  k.  k.  General-Direction  für  Com- 
mnnicationen  vom  IS.  Mai  1851 .  Z.  1203-C.  and  32S7-E  ,  Handelsministerial- Verordnungsblatt 
Nr.  60,  das  k.  k.  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  genehmigt,  das«  hin- 
sichtlich der  Ausweichen  und  WechselYorrich  langen  ton  dem  bisher  auf  den  k.  k. 
Staalsbahnen  angewendeten  amerikanischen  Systeme  (mit  Verschubsohienen)  abgegangen 
und  dafür  das  wesentlich  verbesserte  e n gl is che  System  (Spitzwechselsyslem)  allmilig  einge- 
führt werde. 

§•  49. 

Es  müssen  solche  Einrichtungen  getroffen  werden,  dass  eine  allezeit 
sichere  Commnnication  zwischen  dem  Zugbegleitungspeisonale  mit  dem 
Maschinisten  und  die  in  den  §§.  50  bis  inclusive  54  angegebene  Signalisirnng 
stattfinden  kann. 

§.  50. 

Die  Bahnwächter  müssen  dem  herannahenden  Zuge  auf  unzweideutige 
Art  signalisircn  können : 
a)  dass  der  sicheren  Befahrung  der  Bahn  kein  Hinderniss  entgegenstehe ; 
1)  dass  langsam  gefahren,  oder 
c)  dass  ganz  stillgehalten  werden  solle. 
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§•  öl. 

Das  Zugbegleitungspersonale  mass  das  Signal  zum  Halten  oder  Lang- 
samfabren geben  können. 

§.  52. 

Die  Locomotivflibrer  müssen  das  Zeichen  zum  Achtgeben,  Bremsen- 
anziehen und  Bremsenloslassen  geben  können. 

Der  Bahn  entlang  miissen  nach  beiden  Richtungen  wenigstens  die  Signale 
gegeben  werden  können,  dass  der  Zng  nicht  abgehe,  dass  der  Zng  von  der 
nächsten  Station  abgegangensei,  und  dass  eine  Hilfsmaschine  kommen  solle. 

§.  54. 

Alle  in  den  vorstehenden  Paragraphen  bezeichneten  Signale  müssen 
selbst  dann,  wenn  kein  Telegraph  vorhanden,  oder  derselbe  gestört  ist, 
gegeben  werden  können. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  8.  M»i  18.12.  Z.  SOi-T..  Handelaministerial-Verord- 
nungiblaU  Nr.  39,  fand  aich  daa  k.  k.  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten 
bestimmt,  den  Betriebadirectionen  der  Staatseisenbahn ,  io  deren  Bereiche  der  elektrische  Tele- 
graph an  Betriebszwecken  benfitzt  wird,  die  sorgfältige  Leitung  und  l'eberwachung  des  Hetriebs- 
tclegrnphendienstes  in  Erinnerung  tu  bringen,  und  dieaelben  insbesondere  anzuweisen,  im 
Interesse  des  ungefährdeten  Dienstes  und  des  Staatsschatzes  auf  die  Handhabung  und  gehörige 
Instandhaltung  der  Apparate  ihr  Augenmerk  zu  richten. 

Behufs  der  Vereinbarung  einer  gleichartigen  Signalisirung  auf  den  öster- 
reichischen Eisenbahnen  wurde  mit  dem  Handelsministerial- Erlasse  vom  G.  October  1864, 
Z.  12.421-1140,  die  Vorlage  eine«  von  den  Verwaltungen  der  grösseren  Bahnen  ausgearbeiteten 
Entwurfes  einer  neuen,  für  alle  Bahnen  giltigen  Signalisirungs-Vurschrift  angeordnet,  und  sohin 
zufolge  Erlasses  vom  11.  Mira  1865,  Z.  1993-186,  der  am  10.  Februar  1865  vorgelegte  Entwurf 
durch  die  llinzufügung  eines  Signale«  zum  zeitweisen  Langsamfahren  in  nachstehender  Weise 
ergänzt : 

Bei  Bahn-  und  Oberbau-Reparaturen,  welche  anter  Tags  während  der  Ausführung  der  be- 
züglichen Arbeiten  ein  langsameres  Fahren  über  diese  Stellen  bedingen,  war  es  bisher  üblich, 
solche  Stellen  mit  aufgesteckten  Signalscheiben  zu  bezeichnen.  Dieses  Signal  wäre  in  der  Weise 
einzuschalten,  dass  250  Klafter  von  der  betreffenden  Stelle  beiderseits  eine  Scheibe  mit  der  rothen 
Fläche  umwärt*  aufgesteckt  wird.  Bei  einfacher  Bahn  wäre  die  erste  Scheibe  rechts  vom  ankommen- 
den Zuge  auf  das  Bankett,  die  zweite  Scheibe  als  Ende  der  bezeichneten  Strecke  links  mit  der 
weissen  Fläche  dem  Zuge  entgegen  aufzustellen.  Bei  Doppelbahnen  ebenso  für  das  betreffende 
tieleise,  wobei  die  eine  Scheibe  in  die  Mitte  zwischen  den  zwei  Geleisen  zu  stehen  kommt. 
Betrifft  das  Langsamfabren  beide  Geleise,  so  kommen  beide  Scheiben,  wenn  links  gefahren  wird, 
in  die  Mitte  zwischen  die  Geleise,  und  wenn  rechts  gefahren  wird,  auf  die  äussereu  Bankette. 

Gleichzeitig  wurde  der  vereinbarte  Entwurf  einer  commissionellen  Berathung  im  k.  k. 
Handelsministerium  unterzogen ,  und  auf  Grund  derselben  mit  dem  Handelsministerial -Erlasse 
vom  12.  April  1666,  Z.  10.106-1092  ex  1865,  folgende  Bestimmung  hinsichtlich  der  Differenzpuncte 
getroffen : 

1.  Die  grüne  Farbe  ist  bei  den  Tagsignalen,  als  Signalscheiben  und  Fahnen,  fernerhin  nicht 
anzuwenden. 

2.  Bei  jencnWasserkrahnen,  deren  Arme  in  der  Querstellung  über  die  Bahn  dem  passirenden 
Zuge  hinderlich  sind,  haben  die  auf  den  Erahnen  befindlichen  Laternen  auch  rothe  Gläser  zu 
erhalten,  welche  im  Falle  der  Querstellung  des  Armes  dem  ankommenden  Zuge  das  Signal  geben. 
Diese  Wasserkrahnlaternen  sind  daher  unter  den  .Nachtaignalen  aufzuzählen. 

3.  Die  Fahne  ist  ausschliesslich  nnr  als  Handsignal  in  Anwendung  zu  bringen,  und  daher 
das  Einstecken  derselben  auf  der  Bahnstrecke  als  Haltsignal  oder  auf  dem  Hintertheile  des  Zuges 
cur  Ankündigung  eines  anderen  Zuges  nicht  zulässig.  Für  diese  Zwecke  ist  sich  der  Signalscb?ibe 
zu  bedienen. 
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4.  Die  nihere  Präcisirung  des  Ausdrucke»  .dauerndes"  und  „zeitweiliges  Langsamfabren* 
wird  der  Instruction  für  das  Streckenpersonale  vorbehalten ,  und  ist  da«  wo  sie  maogelt,  in  die« 
selbe  aufxunehmen. 

5.  Für  zeitweises  Langsamfahren  wird  das  io  dem  Erlasse  vom  lt. Mir«  1865,  Z.  1993-186, 
angegebene  Signal  bestimmt. 

6.  Die  nöthigen  Weisungen  tu  den  einzelnen  Bewegungen  bei  Wägen»  oder  Zngsverschie- 
bungen  sollen  principiell  nicht  mündlich,  sondern  nur  mittelst  Signalen  gegeben  werden.  Die  tob. 
den  Verwaltungen  vereinbarte  Bestimmung,  dass  unter  „Vorwärts"  die  Richtung,  in  welcher  die 
xu  bewegende  Last  gezogen,  und  unter  „Rückwärts"  jene,  in  welcher  die  Last  geschoben  wird, 
zu  verstehen  sei,  wird  gotgeheissen.  Als  Nachtsignal  beim  Verschieben  nach  vorwärts  hat  zu 
gelten:  „Langsames  Bewegen  des  weissen  Lichte«  nach  aufwärts"  nebst  dem  beantragten  Signale 
mit  dem  Horn  oder  der  Pfeife. 

7.  Das  Aufslecken  der  zwei  Zugssignal-Laternen  am  rückwärtigen  Theile  des  letzten 
Wagen«  hat  jedenfalls  auch  bei  Tage  zu  geschehen. 

Eine  andere,  als  die  beantragte  Combination  der  Hilfssignale  wird  bis  zur  Entscheidung 
über  die  Wahl  des  anzuwendenden  Signalmittels  vorbehalten. 

B.  Verpflichtungen  der  bei  Stantnbnhnen  angestellten  Beamten  and  Diener. 

§.  55. 

a)  Bei  dem  unmittelbaren  Betriebe  derBa hu  durch  die  Staat s- 

Verwaltung. 

Die  Beamten  und  Diener  der  Staatsbahnen,  deren  Betrieb  unmittelbar 
von  der  Staatsverwaltung  geleitet  wird,  erhalten  von  derselben  genaue 
Dienstesvorschriften.  Sie  sind  für  die  genaue  Befolgung  dieses  Gesetzes  über- 
haupt, und  ihrer  Dienstesinstructionen  insbesondere  verantwortlich. 

Jede  Vernachlässigung  oder  Uebertretung  dieser  Instruction  zieht  eine 
Ahndung  im  Disciplinarwege  (Abtheilung  D)  oder  im  strafgerichtlichen  Wege, 
oder  in  beiden  Wegen  zugleich  nach  sich.  Nebstbei  bleibt  der  Uebertreter 
der  Instruction  auch  noch  für  allen  hierdurch  verursachten  Schaden  verant- 
wortlich. 

Die  angestellten  Beamten  und  Diener  sind  verpflichtet,  alle  Vorsicht  und 
Aufmerksamkeit  anzuwenden,  um  die  vollkommene  Ordnung,  Regelmässigkeit 
und  Sicherheit  des  Betriebes  zu  erhalten,  und  Unglücksfällen  vorzubeugen, 
wenn  auch  die  Fälle ,  um  die  es  sich  handelt,  nicht  einzeln  in  der  Dienstes- 
vorschrift  vorgesehen  sein  sollten. 

§•  56. 

Das  Übrige  Verhältniss  der  an  den  Staatsbahnen,  welche  unmittelbar 
von  der  Staatsverwaltung  betrieben  werden,  Angestellten  zur  Staatsverwal- 
tung wird  durch  eine  Dienstesordnung  geregelt  werden. 

§.  57. 

h)  Bei  Verpachtung  d es  Betriebes. 

Wird  an  den  Staatsbahncn  der  Betrieb  nicht  unmittelbar  von  der  Staats- 
verwaltung geleitet,  sondern  ist  dieser  Betrieb  einer  Privatperson  oder  einem 
Privatvereine  zur  Besorgung  überlassen ,  so  haben  diese  Privatperson  oder 
dieser  Privatverein  (unbeschadet  des  allfälligen  Vertrags  Verhältnisses 
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zur  Staatsverwaltung),  sowie  die  von  diesen  Privatpersonen  oder  Vereinen 
angestellten  Beamten  und  Diener,  riicksichtlich  des  Bahnbetriebes,  alle  Ver- 
pflichtungen und  Verbindlichkeiten,  welche  in  diesem  Gesetze  überhaupt,  und 
in  der  folgenden  Abtheilung  (C)  insbesondere  den  Privateisenbahn- 
Unternehmungen  und  den  von  ihnen  aufgestellten  Beamten  und  Dienern 
auferlegt  sind. 

C.  Verpflichtungen  der  Privateisenbnlin-Vnternehmung-en,  sowie  Ihrer  Beamten 

und  Diener. 

§.  58. 

a)  Erwirkung  der  Concession. 

Auf  welche  Weise  die  Concession  zu  einer  Privateisenbahn  erwirkt  werde, 
was  in  dieser  Beziehung  zu  erfüllen  und  auszuweisen  sei,  unter  welchen  Um- 
ständen zu  diesem  Behufe  ein  Verein  Uberhaupt,  und  ein  Actienverein  ins- 
besondere gebildet  werden  dürfe,  ist  in  dem  Eisenbahn  -  Concessionsgesetze, 
ferner  in  den  Gesetzen  Uber  Vereine  Uberhaupt  und  Uber  Aetienvcreine  ins- 
besondere näher  auseinandergesetzt. 

Vgl.  die  Vorschriflen  über  die  ConcessioniruBg  der  Eisenbahnen,  pag.  25. 

§.  59. 

b)  Aufstellung  einer  Direction. 

Jeder  zum  Betriebe  einer  Eisenbahn  gehörig  autorisirte  Privatverein  ist 
verpflichtet,  zur  Leitung  dieses  Betriebes  eine  eigene  Direction  aufzustellen, 
und  die  Personen,  welche  diese  Direction  bitden,  sowie  jene,  welche  im 
Namen  des  Vereines  zu  firmiren  ermächtiget  sind,  dem  Ministerium  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten,  sowie  dem  Statthalter,  in  dessen  Bereich 
«ich  die  Eisenbahn  oder  Eisenbahnstrecke  befindet,  bekannt  zu  geben.  Die- 
selbe Verpflichtung  hat  er  rücksichtlich  jeder  diessfalls  eintretenden  Ver- 
änderung. 

§.  60. 

Die  Direction  erscheint  der  Staatsverwaltung  und  dem  Publicum  gegen- 
über als  Bevollmächtigter  des  Vereines,  welcher  für  alle  Handlungen  und 
Unterlassungen  dieser  Direction  civilrechtlich  verantwortlich  ist. 

Nebstbei  sind  aber  die  Mitglieder  dieser  Direction  auch  noch  persönlich 
für  alle,  auf  den  Eisenbahnbetrieb  Bezug  habenden  Handlungen  und  Unter- 
lassungen verantwortlich. 

§.  61. 

c)  Evidenzhaltung  der  Beamten  und  Diener. 

Jede  Privateisenbahn  -  Unternehmung  und  respective  die  Direction  der- 
selben ist  verpflichtet,  ein  genaues  Verzeichniss  aller  angestellten  Beamten 
und  Diener  der  Bahn,  zu  welchem  das  Formulare  von  der  Staatsverwaltung 
hinausgegeben  werden  wird,  unter  genauer  und  verlässlicher  Ausfüllung  aller 
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Rubriken  desselben,  dem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten  und  dem  Statthalter  des  Kronlandes,  in  welchem  sich  die  Eisenbahn 
oder  Eisenbahnstrecke  befindet,  vorzulegen,  und  auf  gleiche  Weise  jede  in 
dem  Stande  dieser  Beamten  und  Diener  sich  ergebende  Veränderung  in  perio- 
dischen von  dem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten 
festzusetzenden  Fristen  zur  Kenntniss  dieses  Ministeriums  und  des  Statthalters 
zu  bringen. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  28.  März  1865,  Z.  14.595*1384 .  wurde  in  Betreff 
der  Vorlage  Ton  Standesausweisen  dea  B  etriebaperaonalea  nachstehende  Ver- 
fügung- getroffen: 

Nachdem  die  auf  Grundlage  de»  f.  61  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  an  die  k.  k.  General- 
Inspeotion  der  öaterreichiachen  Eisenbahnen  vorzulegenden  Personalatandes-  Verzeichnisse  und 
Veränderung-Ausweise  nicht  auareichen,  um  zu  erkenaen,  wie  viel  Personale  von  jeder  Dienstes- 
kategorie jederzeit  in  einer  Station  oder  auf  der  Strecke  in  Verwendnng  steht,  wurden  die  Ver- 
waltungen simmtlicher  österreichischen  Eisenbahnen  aufgefordert,  ausser  einer  sofort  an  die 
k.  k.  General-Inspection  vorzulegenden  N achweisung ,  welche  die  Zahl  der  in  den  Stationen  und 
auf  der  Strecke  in  Verwendung  atehenden  Personen  genau  zu  enthalten  hat,  jede  Veränderung  in 
der  Zahl  oder  Diensteseintheilung  dieses  Personales  von  Fall  so  Fall  an  die  k.  k.  General- 
Inspection  anzuzeigen. 

Die  bisher  üblich  gewesenen  Peraonalverändemngs-Ausweiae  sind  auch  fernerhin  viertel- 
jährig in  Vorlage  zu  bringen. 

§.  62. 

d)  Instructionen  und  Verpflichtungen  dieser  Beamten  und 

Diener. 

Die  verschiedenen  Classen  des  Betriebspersonales  müssen  mit  Dienstes- 
vorschriften und  Instructionen  betheilt  werden ,  in  welchen  die  ihnen .  oblie- 
genden Pflichten,  und  die  zur  Erhaltung  der  Ordnung,  Regelmässigkeit  und 
Sicherheit  des  Betriebes  geeigneten  zur  Richtschnur  ertheilten  Vorschriften, 
genau  und  umständlich  zu  bezeichnen  sind. 

Auch  ist  ein  eigenes  Normale  über  die  Eigenschaften  zu  erlassen,  welche 
für  den  einen  oder  den  anderen  Dienstposten  erforderlich  sind. 

Diese  Dienstesvorschriften  und  das  eben  erwähnte  Normale  sind  von 
der  Betriebsunternehmung  noch  vor  ihrer  Einführung  (die  bei  Erfassung 
dieses  Gesetzes  aber  bereits  eingeführten  Dienstesvorschriften  und  Instruc- 
tionen binnen  Einem  Monate  nach  Kundmachung  desselben)  der  Staatsver- 
waltung vorzulegen,  und  die  von  derselben  aus  ö f f e n 1 1  i c h e n  Rück- 
sichten hierüber  etwa  gemachten  Erinnerungen  zu  beachten  und  zu  befolgen. 

Mit  dem  Ilandelsminislerial-Erlasse  vom  30.  Jinner  1852,  Z.  9012-E..  Handelsminiaterial- 
Verordnungsblatt  Nr.  14,  aind  die  Belriebadirectionen  der  StaaUeisenbahnen  beauftragt  worden, 
von  jeder  an  die  unterstehenden  Organe  ergebenden  allgemeinen  Weisung,  falls  sie  durch  den 
Buch-  oder  Steindruck  vervielfältigt  wird,  sechs  Exemplare,  sonst  aber  zwei  Abschriften,  sogleich 
nach  der  Hinausgahe  ohne  Einbegleitungsbericht  und  mit  der  Bezeichnung  von  Aussen  »Allge- 
meine Weisung  vom  —  185—"  versehen,  an  das  k.  k.  Handelsministerium  einzusenden. 

§.  63. 

Die  im  §.  55  für  die  Betriebsorgane  an  den  von  der  Staatsverwaltung 
selbst  betriebenen  Staatseisenbahnen  gegebenen  Vorschriften  zur  Herstellung 
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und  Erhaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit  des  Betriebes,  sowie  zur  Abwen- 
dung von  Unglücksfällen,  gelten  auch  für  die  an  Privateisenbahnen  (und  an 
den  von  Privatpersonen  betriebenen  Staatsbahnen)  augestellten  Beamten  und 
Diener. 

Im  8inne  des  §.  55  ist  auch  jede  Dienstesvernachlässigung  oder  Ucber- 
tretung  der  Instruction  und  dieses  Gesetzes  an  diesen  Beamten  und  Dienern 
strenge  zu  ahnden,  und  es  bleiben  dieselben  nebstbei  für  allen  hiedurch  ver- 
ursachten Schaden  verantwortlich. 

In  Betreff  der  Erhebung  d  es  Thatbeatandea  bei  Eia  en  bah  n  -  Vit  fi  I  le  d  und 
Beobachtung  der  den  8 1 aa  ta b e h  ör d e n  achuldigen  Rücksichten  verordnet  der 
Handel, ministerial-Erisss  vom  lt.  August  185«,  Z.  tO. 759-1689: 

Es  iat  der  Fall  vorgekommen,  daaa  bei  Gelegenheit  einea  Eisenbahn-Unfalles  die  Betriebs- 
orga ne  die  zur  Conatatirnng  dea  Tbatbeatandea  dienenden  Gegenstände  weggeschafft  hatten,  ohne 
den  Augenachein  und  die  Verfügungen  dea  Untersuchuugsgerichtes  abzuwarten. 

Da  ein  aolcher  Vorgang  den  auadröck liehen  Anordnungen  der  Strafproceaaordnung  wider- 
atreitet  und  nicht  nur  den  Zweck  der  atrafgerichtlichen  Untersuchung  vereiteln,  sondern  nach 
Unutinden  auch  die  daran  Schuldtragenden  strafbar  machen  kann,  findet  man  über  Anregung  des 
k.  k.  Justizministeriums  aimmtlicheu  Staata-  und  Privatbahn-Verwaltungen  zur  Darnachacbtung 
und  Anweisung  des  untergeordneten  Personales  Nachstehendes  zu  bedeuten : 

Bei  jedem  Eisenbahn-Unfälle  iat  unverweilt  die  Anzeige  an  die  bezigltche  Gerichtsbehörde 
behufs  der  atrafgerichtlichen  Erhebung  dea  Thatbeatandea  zu  erstatten  und  vor  dieser  Erhebung 
jede  Wegschaflung  und  Beseitigung  der  für  den  gerichtlichen  Augenachein  allenfalls  nötbigen 
Gegenatinde  und  sonatigen  Spuren,  sowie  auch  jede  andere,  wie  immer  geartete  Veränderung  an 
dem  Stande  dieser  Gegenstände,  wie  er  sich  durch  den  Unfall  ergeben  hat,  in  soweit  dieses  ohne 
grösseren  Schaden  geschehen  kann,  zu  unterlassen.  Diese  Gegenstände  und  Spuren  sind  nach 
Vorschrift  des  g.  77  der  Strafprocessordnung  um  so  mehr  im  unveränderten  Stande  zu  erhalten, 
als  die  Scbuldtragenden  nach  Umständen  die  Behandlung  nach  g.  214  des  Strafgesetzes  zu  erfah- 
ren haben. 

Bei  dieaem  Anlasse  wird  zugleich  über  eine  weitere  Beachwerde  dea  k.  k.  Justizministe- 
riums den  Verwaltungen  der  Privateiaenbahnen  zur  eigenen  Darnachachtung  und  entsprechenden 
Belehrung  der  unterstehenden  Organe  erinnert,  bei  dein  schriftlichen  Verkehre  mit  den  landp*- 
firatlicben  Behörden  jedeamal  die  vorgeschriebene  Courtoisie  zu  beobachten,  und  daher  auch  die 
Mittheilungen  an  die  landesffirstlichen  Behörden  erster  Instanz  in  der  jeder  Partei  obliegenden 
Form  von  Berichten  und  mit  der  Aufschrift  .Löblich"  bei  der  Titulatur  der  Behörde  zu 
erstatten. 

§.  64. 

e)  Rechnungsführung. 

Die  Privateisenbahn-Unternehmungen  sind  verpflichtet,  Uber  alle  Theile 
ihrer  Administration  genaue  und  deutliche  Rechnung  zu  führen,  hierin  die 
ihnen  aus  öffentlichen  Rücksichten  von  dem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Bauten  zukommenden  Weisungen  zu  befolgen,  sowie  jederzeit 
den  hiezu  speciell  beauftragten  Abgeordneten  dieses  Ministeriums  die  Einsicht 
in  diese  Rechnungen,  sowie  in  alle  wie  immer  Namen  habende  Betriebsacten 
und  Bücher  zu  gestatten,  und  alle  von  denselben  etwa  angesprochenen  Aus- 
weise zu  liefern  und  Auskünfte  zu  erstatten. 

Aua  Anlass  der  von  einer  Eisenbahn-Verwaltung  erhobenen  Einsprache  gegen  die  von  der 
Finanzbehörde  bei  ihr  vorgenommene  Stirn  pel rev  i  si o  n  wurde  vom  k.  k.  Finanzministerium 
im  Einvernehmen  mit  den  betheiligten  Ministerien  unter  dem  15.  October  1863,  Z.  50.474-3939, 
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Cenlralblatt  Nr.  2  ex  18Ö4,  entschieden,  dass  das  Rerht  der  FinanzverWMllung  zur  Vornahme  von 
Stimpelrcviaiouen  bei  Actieiigesellschaflen  in  dem  §.  22  de«  Vereinsgesetxes  vom  26.  November 
1852  (R.G.BI.  Nr.  253)  begründet  ist,  welchem  zufolge  die  Staatsverwaltung  überhaupt  berech- 
tigt ist,  in  die  fieschüfu^ebarung  jedes  Vereines  Einsicht  zn  nehmen  nnd  die  Beobachtung  der 
ilureh  allgemeine  Vorschriften  angeordneten  Bestimmungen,  zu  welchen  auch  die  Finanzgesetze 
gehören,  zu  fiberwachen.  Gleichzeitig  wurde  die  Verfügung  getroffen ,  dass  die  landesfürstlicben 
Commissire  den  Stiimpelrevisionen  bei  den  betreffenden  Actiengesellschaften  anzuwohnen,  bezie- 
hungsweise dieselben  zu  teilen  haben. 

§.  65. 

f)  Steuerentrichtung. 

In  wiefern  von  den  Privateisenbahn  -  Unternehmungen  oder  von  den  zu 
diesem  Zwecke  verwendeten  Capitalien,  Grundstücken  und  Gebäuden  eine 
Steuer,  eine  StÜmpcl-  oder  sonstige  Abgabe  zu  entrichten  ist,  wird  in  den 
diessfälligen  Steuervorschriften  festgesetzt. 

Vgl.  die  spiter  folgenden  finanziellen  Vorschriften  für  Eisenbahnen. 

§•  66. 

g)  Fahrordnuug,  Tarife  und  Aufnahmsbedingungen. 

Die  Privateisenbahn-Unternchmungen  sind  verpflichtet,  die  von  ihnen 
festgesetzte  Fahrordnung,  die  Tarife  und  Bestimmungen  über  den  Personen- 
und  Sachenverkehr  (§.  4)  vor  ihrer  Kundmachung,  sowie  jedesmal  vor  ihrer 
Abänderung  der  Staatsverwaltung  vorzulegen. 

Insbesondere  bleibt  der  Staatsverwaltung  mit  Rücksicht  auf  die  beste- 
henden Rechte,  die  Befugniss,  aus  Öffentlichen  Rücksichten  übertriebene  An- 
forderungen in  den  Tarifsätzen  zu  massigen,  mit  Beachtung  des  Anschlusses 
an  andere  Eisenbahnen  die  Fahrordnung  zu  reguliren  und  die  Beschaffenheit 
der  Betriebsmittel  festzusetzen. 

Vgl.  die  besonderen  Bestimmungen  über  die  Vorlage  der  Fahrordnungs-Entwürfe,  pag.  lttft. 

§•  67. 

Was  in  dem  §.  66  von  dem  Tarife  im  Allgemeinen  angeordnet  worden 
ist,  gilt  auch  für  die  von  den  Privateisenbahn-Unternehmungen  festzusetzenden 
Assccuranz-  und  sonstigen  Nebe ngebühren. 

§.  68. 

h)  Beförderung  der  Post. 

Die  Eisenbahn-Unternehmungen  sind  zur  unentgeltlichen  Beförderung 
der  Post  verpflichtet. 

Die  Modalitäten  dieser  Beförderung  werden  mit  Rücksicht  auf  die  ob- 
waltenden Umstände  und  Zeitverhältnisse  von  dem  Ministerium  filr  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  festgesetzt. 

Die  Postanstalt  ist  berechtiget,  sich  eigener  Postwaggons  zu  bedienen, 
und  die  unentgeltliche  Beförderung  derselben,  sowie  der  die  Postsendungen 
begleitenden  Diener  und  Beamten,  und  die  gehörige  Verwahrung  und  Beauf- 
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sichtigung  dieser  Waggons  in  den  Räumen  der  Eisenbahn-Unternehmung  von 
der  letzteren  zu  fordern. 

Vgl.  f.  10,  f)  des  Eisenbahn- Conceasionsgesetzea  vom  14.  September  18Ö4,  pag.  34. 

Hinsichtlich  der  Verwahrung  der  Post-Ambulaiic ewigen  auf  den  Eisen- 
bahnen  wurde  aua  Anlass  dea  vorgekommenen  Falles,  dass  eine  Bahndirection  dem  Verlangen 
der  betreffenden  k.  k.Postdirection,die  für  die  fahrenden  Postämter  hestiminten  Postwaggons  gehörig 
au  verwahren  und  unter  Dach  zu  stellen,  mit  Rücksicht  auf  die  beschränkten  Räumlichkeiten  keine 
folgt  gegeben  hatte,  mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  Tom  4.  .März  1064,  Z.  17.508-4199, 
^Centralblatt  Nr.  II,  auf  den  f.  68  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  hingewiesen,  welcher  klar 
und  deutlich  bestimmt,  dass  die  Postanstalt  berechtigt  ist.  die  gehörige  Verwahrung  der 
Amhulancewaggons  in  den  Räumen  der  Eisenbahn-Unternehmung  zn  fordern.  Dieser  Bestimmung 
kann  unmöglich  der  Sinn  unterlegt  werden,  dass  die  Eisenbahn- Unternehmung  in  der  angedeute- 
ten Beziehung  gar  nichts  weiter  zu  leisten  habe,  als  die  Waggons  einfach  auf  ihren  Geleisen 
stehen  zu  lassen,  denn  dies  versteht  sich  bei  Waggons,  die  einmal  auf  der  Bahn  verkehren,  wohl 
von  selbst  und  brauchte  nicht  eigens  erst  stipulirt  zu  «'erden. 

Es  liegt  im  Gegentheile  schon  nach  dem  allgemeinen  Sprachgebrauch?  in.  dem  Begriffe  der 
Verwahrung  eines  Gegenstandes ,  dass  derselbe  nicht  im  Freien,  sondern  in  einem  denselben  vor 
nschtheiligen  Einwirkungen  sichernden  geschlossenen  Räume  untergebracht  werde ,  und  als  eine 
gehörige  Verwahrung  von  Waggons  insbesondere  kann  wohl  ohne  Frage  nur  deren 
Unterstellung  in  einer  Remise  oder  einer  ähnlichen  Ubication  betrachtet  werden.  Ist  hiernach 
die  Verpflichtung  der  Bahngesellscbaft  zur  Unterstellung  der  in  Rede  stehenden  Amhulance- 
waggons ausser  Zweifel,  so  ist  es  wohl  ihre  Sache,  Rath  zu  schaffen,  dass  dieser  Verpflichtung 
auch  entsprochen  werden  könne. 

Im  Interesse  der  zweckentsprechenden  Benützung  der  Posta mbulancen  wurde  mit 
dem  bereits  bei  g.  54  citirten  Handelsministerial-Erlasse  vom  12.  April  1866,  Z.  10.106-1092  ex 
18ft.*i,  auf  Grund  vorausgegangener  Vereinbarung  mit  den  Eisenbahn- Verwaltungen  die  Einrichtung 
getroffen,  dass,  da  ein  unbedingter  Zutritt  des  Publicums  zu  den  Ambulancewägen  nicht  gestattet 
werden  könne,  in  den  Bahnhöfen  an  einem  geeigneten,  Jedermaun  zugänglichen  Platze  im  Vestibüle  ein 
Briefsammlungskasten  mit  einer  in  die  Augen  fallenden  Aufschrifttafel  versehen,  angebracht,  und 
dessen  Inhalt  unmittelbar  vor  Abfahrt  eines  jeden  Zuges  ausgehoben  wird,  welches  Geschäft  dort, 
wo  Postamts-Exposituren  am  Bahnhofe  nicht  bestehen,  durch  Bahnbedicnslete  /.u  besorgen  ist. 

§.  69. 

i)  Militärtransporte. 

Wenn  zur  Beförderung  von  Truppen  oder  MilitUreffecten  von  der  Eisen- 
bahn Gebrauch  gemacht  werden  will,  so  ist  auf  Anordnung  eines  Militär- 
landes-, eines  Armeecorps-  oder  noch  höheren  Militärcommando,  oder  des 
k.  k.  Kriegsministeriums,  die  Unternehmung  verpflichtet,  der  Militärverwal- 
tung hiezu  alle  dienlichen  Betriebsmittel  gegen  eine  angemessene,  im  wechsel- 
seitigen Einverständnisse  festzusetzende  Vergütung  (welche  jedoch  die 
gewöhnlichen  Tarifpreise  niemals  übersteigen  darf)  sogleich  und  mit  Bevor- 
zugung vor  jedem  anderweitigen  Transporte,  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Sollten  dadurch  die  regelmässigen  Züge  unterbrochen  werden,  so  ist  die 
Post  mit  dem  Militärtransportzuge  zu  befördern. 

Laut  der  Handelstninisterial-Verordnung  vom  6.  April  löSO,  Z.  989 -H.  M.,  Handelsmiuiste- 
rial- Verordnungsblatt  II.  Bd. ,  Nr.  21,  22,  wurde  aus  Anlass  wahrgenommener  U e  b e  1  s  tän de 
b e i  M  i  I  i  tä  r  l r  anap or  te  n  auf  der  nördlichen  Staatseisenbahn  von  Seite  des  k.  k.  LanuVs- 
Militir-Commando'a  in  Böhmen  mit  Verordnung  vom  27.  Februar  1850,  R.  2597,  in  Folge  des 
KrirgMiiiDLtteriuI-Mescriptes  vom  21. Februar  1850.  G.1503,  sammtlichen  dort  dislocirten Truppen- 
Abiheilungen  in  Erinnerung  gebracht,  dass  die  behufs  des  regelmässigen  und  sicheren  Verkehres 
auf  den  Eisenbahnen  im  Allgemeinen  für  das  Publicum  erlassenen  Bestimmungen  auch  für  das 
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Militär  gleiche  Geltung,  und  daher  die  betreffenden  Commandanten  die  einen  Militärtransport  auf 
der  Eisenbahn  führenden  Officiere  jedesmal  hiernach  entsprechend  anzuweisen  und  ihnen  zu  be- 
deuten haben,  dass  ein  Zuwiderhandeln  von  ihrer  Seite,  möge  solches  nun  im  eigenen  Benehmen 
oder  in  einem  Mangel  an  Disciplin  bei  der  Mannschaft  liegen,  bei  erfolgender  Anzeige  die  strengste 
Ahndung  nach  sich  ziehen  werde. 

Zufolge  der  llandelsministerial- Verordnung  vom  1.  December  1850,  Z.  6051-C. ,  Handela- 
ministerinl-Verordnungsblatt,  III.  Bd.,  Nr.  84,  hat  das  k.  k.  Kriegsministerium  sämmtlicheTruppen- 
Commandanlen  angewiesen,  bei  Militirtransp orten  die  in  Bezug  auf  Ordnung,  Regelmässig- 
keit und  Sicherheit  der  Eisenhahnzüge  erlassenen  Bestimmungen  genau  einzuhalten  und  deren 
genaue  Beobachtung  bei  den  unterstehenden  Truppen  mit  aller  Strenge  zu  uberwachen. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  22.  December  1863.  Z.  18.043-1560,  Centraiblatt  • 
Nr.  3  ex  1864,  wurden  aus  Anlas«  des  bei  Verladung  von  Geschützen  und  Militfir- 
f uhrwerken  vorgekommenen  Auslandes,  dass  auf  österreichischen  Eisenbahnen  offene  Plateau- 
wigen  (Lowries)  vorhanden  waren ,  bei  denen  der  als  Brücke  herabzulassende  Theil  der  Seiten- 
waiid  sich  für  das  Geleise  der  Militirfuhrwerke  (58")  zu  schmal  erwies,  so  dass  die  Geschütze 
und  beladenen  Wigen  mit  grossem  Zeit-  und  Krafteaufwand  über  die  Seitenwände  der  Lowries 
in  dieselben  hineingehoben  werden  mussten,  simmtliche  österreichische  Eisenbahn-Verwaltungen 
angewiesen,  in  soferne  auf  ihren  Bahnlinien  Lowries  in  Verwendung  stehen  sollten,  welche  dem 
erwähnten  Bedürfnisse  für  Militirtransporte  nicht  entsprechen ,  sogleich  das  Nöthige  zu  veran- 
lassen, damit  die  erforderliche  Abhilfe  getroffen  werde. 

Beim  bestandenen  Staats-Eisenbahnbetriebe  betrug  die  Normalweite  der  zu  öffnenden 
Seitenklappen  an  den  Lowries  5  Fuss  6  Zoll. 

Vgl.  übrigens  die  besonderen  MilitSrtransport-Vorschriften,  welche  in  einem  weiteren  Ab- 
schnitte dieser  Sammlung  nachfolgen. 

§•  70. 

k)  Im  Belagerungszustande  und  in  Kriegszeiten. 

Im  Belagerungszustände,  sowie  in  Kriegszeiten  steht  der  hiezu  berufenen 
Militärbehörde  das  Recht  zu,  soweit  es  strategische  oder  sonst  militärische 
Rücksichten  gebieten,  gegen  angemessene  Entschädigung  den  Bahnbetrieb 
ganz  oder  zum  Theile  zu  militärischen  Zwecken  zu  benutzen  oder  auch  ein- 
zustellen. 

D.  Aufsicht  und  Controle. 

§.  71. 

1.  Von  Seite  der  Bahndirectio n. 

Die  unmittelbare  Aufsicht  Uber  die  Bahnbeamten  und  Diener  steht  der 
Bahndirection  selbst  zu. 

Dieselbe  hat  die  Verpflichtung,  darüber  zu  wachen,  dass  sämmtliche 
Beamte  und  Diener  ihre  Instructionen  genau  befolgen,  ihre  Pflichten  treu 
erfüllen,  dass  die  zur  Sicherheit  und  Ordnung  des  Betriebes  erlassenen  gesetz- 
lichen Vorschriften  gehörig  beobachtet  werden. 

§.  72. 

Die  Direction  ist  für  die  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeit  verantwortlich. 

Derselben  steht  aber  das  Recht  zu,  gegen  die  ihre  Pflicht  verletzenden 
Beamten  und  Diener  nach  Massgabe  der  diessfälligen  Dienstes- 
vorschriften und  Instructionen,  Ordnungs-  und  Disciplinarstrafen 
zu  verhängen. 
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§•  73. 

2.  Von  Seite  der  G e ne ra lins pection. 

Die  höhere  Aufsicht  und  Controle  zur  Handhabung  der  Sicherheit  und 
Ordnung  des  Betriebes  der  Eisenbahnen  (und  zwar  sowohl  bei  Staats-,  als 
bei  Privatbahnen)  wird  von  einer  zu  diesem  Behufe  aufzustellenden  Genera  1- 
inspection  der  Eisenbahnen  (einem  Generalinspector  und  den  ihm  unter- 
geordneten Commissären)  ausgeübt,  deren  Wirkungskreis  durch  eine  besondere 
Dienstinstruction  bestimmt  ist.  Diese  Generalinspection  untersteht  unmittelbar 
dem  k.  k.  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten. 

Vgl.  die  lastrnctioD  für  die  General-liupection,  pag.  8. 

§.  74. 
a)  Im  Allgemeinen. 

Die  Generalinspection  ist  im  Allgemeinen  verpflichtet,  die  genaue  Befol- 
gung aller  sich  auf  den  Eisenbahn-Betrieb  beziehenden  gesetzlichen  Anord- 
nungen, und  insbesondere  des  gegenwärtigen  Gesetzes  sorgfältig  zu  über- 
wachen, die  entdeckten  Gebrechen  so  schnell  als  möglich  zu  beseitigen,  und 
die  Veranlassung  zu  treffen,  dass  die  Schuldtragenden  der  gesetzlichen  Ahn- 
dung unterzogen  werden. 

§.  75. 

b)  In  Betreff  des  Bauzustandes  der  Bahn. 

Insbesondere  hat  die  Generalinspection  ihr  Augenmerk  auf  den  Bau- 
zustand der  Bahn,  der  Bahngebäude  und  des  anderen  Bahnzugehöres  zu 
richten,  und  die  Betriebs-Directionen  oder  nach  Umständen  die  Betriebs- 
Unternehmungen  zu  verhalten,  alle,  aus  was  immer  für  Ursachen  entstehenden, 
die  Sicherheit  und  Regelmässigkeit  des  Betriebes  gefährdenden  Mängel, 
Unvollkommenheiten  und  Schadhaftigkeiten  auf  das  Schleunigste  zu  verbessern 
und  ordnungsmässig  herzustellen. 

§.  76. 

c)  In  Betreff  der  Betriebsmittel. 

Auf  gleiche  Weise  liegt  der  Generalinspection  die  Verpflichtung  ob,  den 
Znstand  der  Betriebsmittel  (des  ganzen  Betriebs-Fundus  -instruetus),  sowie 
der  zur  Verhütung  von  Unglücksfällen,  und  zur  Rettung  beim  Eintritte  der- 
selben, erforderlichen  Mittel,  überhaupt  aller  im  §.  2  gedachten  Gegenstände 
zu  überwachen,  und  die  Betriebs-Unternehmungen  anzuhalten,  dafür  zu  sorgen, 
dass  diese  Gegenstände  stets  in  der  gehörigen  Menge  und  Qualität  vorhanden 
seien. 

10 
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§.  77. 

d)  In  Betreff  der  Fahrordnung,  derTarife  und  Bestimmungen 
Uber  den  Personen  -  und  Sachenverkehr. 

Die  Generalinspection  ist  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen ,  dass  die  kund- 
gemachte Fahrordnung,  die  Tarife  und  die  Bestimmungen  Uber  den 
Personen-  und  Sachenverkehr  genau  beobachtet,  und  alle  gegründeten  Be- 
schwerden in  dieser  Beziehung  mit  thunlichster  Beschleunigung  behoben 
werden. 

In  Fällen  von  Störungen  im  Bahnbetriebe  oder  eingetretenen  Unglücks- 
fällen ist  die  Generalinspection  berechtiget  und  verpflichtet,  von  der  Betriebs- 
ünteruehmung  (sowie  von  sämmtlichen  Bahnbeamten  und  Dienern)  die  schleu- 
nigste und  wirksamste  Abhilfe  anzusprechen. 

§.  78. 

•  e)  In  Betreff  der  Beamten  und  Diener. 

Die  Generalinspection  hat  ferner  das  Recht  und  die  Verbindlichkeit, 
sämmtliche  Beamte  und  Diener  (sowohl  der  Staats-,  als  Privateisenbahnen 
in  ihren  Dienstesverrichtungen  zu  Uberwachen ,  und  alle  diejenigen,  welche 
sich  eine  Ausserachtlassung  ihrer  Instruction,  oder  dieses  Gesetzes,  oder  was 
immer  fUr  eine  Dienstesvernachlässigung  zu  Schulden  kommen  lassen ,  nach 
Massgabe  dieses  Gesetzes  oder  der  sonstigen,  in  dieser  Beziehung  erlassenen 
Verordnungen  zur  strengen  Verantwortung  zu  ziehen,  oder  nach  Beschaffenheit 
des  Falles  dem  competenten  Strafgerichte  zur  Bestrafung  anzuzeigen. 

§.  79. 

aaj  Disciplinargewalt  der  Generalinspection  im  Allgemeinen. 

Die  Wichtigkeit  des  Eisenbahn -Betriebes  für  das  öffentliche  Wohl  macht 
es  nothwendig,  der  Generalinspection  in  Betreff  sämmtlicher  an  Staats-  und 
Privatbahnen  angestellten  Beamten  und  Diener  eine  Disciplinargewalt  ein- 
zuräumen,  und  dieselbe  zu  ermächtigen,  gegen  diese  Beamten  und  Diener 
(mit  Ausnahme  der  im  §.  85  erwähnten  Directoren  und  Directionsmitglieder) 
nach  Massgabe  des  ihnen  zu  Schulden  kommenden  Dienstvergehens,  und 
zwar  gegen  die  Beamten  und  Diener  der  Privatbahnen  die  im  §.80  erwähnten 
Ordnungs-,  und  gegen  die  Beamten  und  Diener  der  Staatsbahnen  die  in  den 
§§.  80  und  81  angeführten  Ordnungs-  und  Disciplinarstrafen  (§.  82)  zu  ver- 
hängen, und  bei  den  Staatseisenbahn-Beamten  und  Dienern  auch  zu  voll- 
ziehen, bei  den  Privateisenbahn-Beamten  und  Dienern  aber  der  Direction 
anzuzeigen  und  darauf  zu  dringen,  dass  durch  dieselbe  deren  Vollzug  bewerk- 
stelliget werde. 
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§.  80. 

bbj  Verfügungen  »ur  Erhaltung  der  Ordnung. 

AI«  Verfügungen  zur  Erhaltung  der  Ordnung  werden  erklärt : 

1.  Die  Mahnung,  d.  i.  die  einfache  Erinnerung  an  die  dem  Beamten 
oder  Diener  obliegenden  Dienstpflichten. 

2.  Die  Rüge,  d.  i.  der  eindringliche  Tadel  wegen  eines  vorgekommenen 
Dienstvergehens,  mit  Hinweisung  auf  die  gesetzlichen  Folgen  wiederholter 
Pflichtverletzung. 

§•  81. 
et)  Disciplinarstrafen. 

Die  nach  diesem  Gesetze  zu  verhängenden  Disciplinarstrafen  sind: 

1.  Verweise,  welche  stets  mit  Androhung  strengerer  Disciplinarstrafen 
für  den  Fall  der  Wiederholung  zu  verbinden  sind. 

2.  Geldstrafen  bis  zu  dem  Betrage  eines  Monatsgebaltes  oder  Lohnes. 

3.  Die  Dienstessuspension  für  die  Dauer  einer  anhängigen  Disciplinar- 
oder  strafgerichtlichen  Untersuchung. 

4.  Die  Entfernung  vom  Dienste. 

Auf  diese  Entfernung  vom  Dienste  kann  (wenn  sich  aus  der  Unter- 
suchung zeigen  sollte,  dass  der  Schuldtragende  nach  seinen  Kenntnissen  oder 
seiner  Gemüthsbeschaffenheit,  oder  dem  wiederholt  bewiesenen  Mangel  an 
dem  nöthigen  Fleisse,  oder  der  erforderlichen  Aufmerksamkeit  für  den  Betriebs- 
dienst entweder  Uberhaupt,  oder  für  einen  gewissen  Zweig  desselben  nicht 
geeignet  ist)  entweder  auf  einen  gewissen  Zeitraum,  oder  für  immer,  und 
zwar  entweder  allgemein,  oder  für  eine  specielle  Geschäftsführung  erkannt 
werden. 

Bei  einer  zeitlichen  Ausschliessung  sind  auch  die  Bedingungen  vorzu- 
zeichnen,  welche  für  den  Fall  der  Wiederanstellung  von  den  Betreffenden 
zu  erfüllen  sein  werden. 

§.  82. 

ädj  Erkenntnisse  und  Rechtsmittel  dagegen. 

Diese  Strafen  sind  nach  Massgabe  der  eintretenden  Erschwerungs-  oder 
Milderungs-Umstände,  mit  Rücksicht  auf  den  Grad  und  die  Art  des  Dienst- 
vergehens, auf  die  allenfälüge  Wiederholung  desselben,  auf  die  hiedurch  her- 
beigeführte grössere  oder  geringere  Gefahr,  oder  die  Grösse  des  verursachten 
wirklichen  Schadens  zu  bemessen. 

Zur  Verhängung  der  im  §.  80,  1.  und  2.  und  der  im  §.81,  1.,  2.  und 
3.  angeführten  Strafen,  sowie  zur  Entfernung  des  Wächterpersonales  vom 
Dienste  sind  sowohl  der  Generalinspector,  als  auch  die  exponirten  Commissäre 
ermächtiget;  die  Entfernung  vom  Dienste  gegen  Beamte  und  das  Übrige 
Dienstespersonale  kann  bloss  der  Generalinspector  verfügen. 

10  • 
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Jede  diessfällige  Strafe  muss  Übrigens  mit  einem  gehörig  motivirten, 
dem  Bestraften  im  Originale  und  seiner  vorgesetzten  Direction  in  amtlicher 
Abschrift  einzuhändigenden  Erkenntnisse  nach  vorhergegangener  ordnungs- 
mäßiger Erhebung  oder  Untersuchung  ausgesprochen  werden. 

Bei  einer  solchen  Untersuchung  sind  die  Sicherheits-  und  politischen 
Behörden  verpflichtet,  der  Generalinspection  (z.  B.  durch  Einvernehmung  von 
Zeugen  etc.)  hilfreiche  Hand  zu  leisten. 

Gegen  alle  vorerwähnten  Erkenntnisse  kann  die  Beschwerde  an  das 
Handelsministerium  gerichtet  werden. 

Diese  Beschwerde  ist  längstens  14  Tage  nach  zugestelltem  Erkenntnisse 
einzubringen,  und  hat  in  den  Fällen  3  und  4  des  §.81  keine  aufschiebende 
Wirkung. 

§.  83. 
ee)  Qualificatioiu-Tabelleo. 

Jede  zuerkannte  Strafe  ist  in  den  Uber  die  Eisenbahn-Beamten  und 
Diener  zu  führenden  Qualifications-Tabellen  (deren  Formulare  die  Staatsver- 
waltung festsetzen  wird)  gehörig  anzumerken. 

§.  84. 

ff)  Ausführung  der  Erkenntnisse. 

Die  Betriebs-Directionen  der  Staatseisenbahnen,  sowie  die  Directionen  der 
Privateisenbahn-Vereine  sind  verpflichtet,  die  nach  Vorschrift  dieses  Gesetzes- 
gefällten  Erkenntnisse  in  Vollzug  zu  setzen,  sowie  allen  zur  Handhabung  der 
Ordnung  und  Sicherheit  des  Eisenbahn-Betriebes  erlassenen  Verfügungen  der 
Generalinspection  willige  Folge  zu  leisten. 

Insbesondere  darf  ein  durch  rechtskräftiges  Erkcnntniss  entlassenes 
Individuum  bei  keiner  Eisenbahn  in  dem  österreichischen  Reiche  zu  dem 
Geschäfte,  für  welches  das  Urtheil  lautet,  ohne  besondere  Bewilligung  des 
Ministers  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  verwendet  werden. 

§.  85. 

3.  Strafen  gegen  die  Direction  und  Mitglieder  der  Unter- 
nehmungen. 

Sollte  eine  Betriebs-Dircction  der  Staatseisenbahnen,  oder  eine  Direction 
eines  Privateisenbahn- Vereines  sich  weigern,  die  Erkenntnisse  oder  Anord- 
nungen der  Generalinspection  ungesäumt  in  Vollzug  zu  setzen,  oder  sollte 
wider  Vermuthen  den  Directionsmitgliedern  selbst  irgend  ein  Verschulden, 
sei  es  durch  eine  Handlung  oder  Unterlassung,  eine  Uebertretung  dieses 
Gesetzes  oder  sonstiger  in  Bezug  auf  den  Eisenbahn-Betrieb  erlassenen  Ver- 
ordnungen zur  Last  fallen,  so  ist  die  Generalinspection  verpflichtet,  hievon 
ohne  Verzug  dem  Ministerium  flir  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten 
die  Anzeige  zu  machen. 
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Das  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  ist  in 
solchen  Fällen  berechtiget,  gegen  die  Betriebs-Directoren  der  Staats-  und 
Privateisenbahnen  die  im  §.  81  erwähnten  Disciplinarstrafen  in  Anwendung 
zu  bringen ,  und  bei  Privateisenbahnen  überdiess  die  etwa  schuldtragenden 
Mitglieder  des  Privateisenbahn- Vereines  selbst  durch  die  competente  Behörde 
zur  gesetzlichen  Strafe  zu  ziehen. 

Auch  haben  die  betreffenden  Statthaltereien  das  Recht,  Uber  im  Collegial- 
wege  gefasste  Beschlüsse  die  Privateisenbahn-Unternehmungen  durch  Geld- 
bussen von  100  fl.  bis  2000  fl.  0.  M.  oder  durch  sonstige  gesetzliche  Mittel 
anzuhalten,  die  denselben  in  Betreff  auf  Sicherheit  und  Ordnung  obliegenden 
Verbindlichkeiten  innerhalb  eines  anzuberaumenden  Tcrmines  zu  erfüllen. 

Die  diessfälligen  Geldbussen  sind  nach  fruchtlosem  Verstreichen  des 
Tcrmines  durch  die  Statthaltereien  einzutreiben.  Wären  die  Bahn  oder  die 
Betriebsmittel  in  einen  solchen  Zustand  gekommen,  dass  dadurch  die  Sicher- 
heit der  Benützung  und  des  Betriebes  gefährdet  werden,  so  ist  von  dem 
Ministerium  Air  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  der  Betrieb  auf  der 
ganzen  Bahn,  oder  den  betreffenden  einzelnen  Strecken  einzustelleu  und 
nöthigenfalls  die  Herstellung  von  Seite  des  Staates  auf  Kosten  des  Vereines 
zu  veranlassen. 

§.  86. 

4.  Verwendung  der  Disciplinar- Strafgelder. 

Sämmtüche  nach  diesem  Gesetze  im  Disciplinarwege  verhängten  Geld- 
bussen verfallen  dem  Pensionsfonde  der  Eisenbahn-Unternehmung  oder  falls 
kein  solcher  Pensionsfond  vorhanden  ist,  wenn  die  Privat-Unternehmung  als 
solche  die  Strafe  zahlt,  dem  Armenfonde  des  Ortes  oder  der  Gemeinde,  wo 
der  Verurtheilte  seinen  Aufenthalt  hat. 

§.  87. 

5.  Strafgerichtlich  verpönte  Handlungen  der  Angestellten 

der  Bahn. 

Sollte  ein  Angestellter  der  Bahn  in  Bezug  auf  den  Bahnbetrieb  sich 
irgend  einer  in  den  allgemeinen  Strafgesetzen  für  strafbar  erklärten  Handlung 
oder  Unterlassung  schuldig  machen,  so  trifft  denselben  auch  die  in  den  Straf- 
gesetzen verhängte  Strafe,  welche  von  dem  competenten  Strafgerichte  zuzu- 
erkennen ist. 

Für  einen  solchen  Fall  ist  das  Disciplinarverfahren  zwar  unabhängig 
von  der  strafgerichtlichen  Amtshandlung  und  selbst  einem  allenfälligen  straf- 
gerichtlichen Freisprechung*  -  Erkenntnisse  durchzufuhren;  die  zuerkannte 
Disciplinarstrafe  aber  (mit  Ausnahme  einer  etwa  noch  früher  erforderlichen 
Dienstessuspension)  erst  nach  beendeter  strafgerichtlicher  Amtshandlung  in 
Vollzug  zu  setzen,  sowie  bei  Vollziehung  dieser  Disciplinarstrafe  auf  das  von 
dem  Strafgerichte  gefällte  Straferkenntniss  gehörige  Rücksicht  zu  nehmen. 
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§.  88. 

6.  Kosten  der  Aufsicht. 

Die  Kosten  der  Generalinspection  werden  im  Allgemeinen  vom  Staate* 
bestritten,  dagegen  sind  die  Eisenbahn-Unternehmungen  verpflichtet,  den 
Beamten  der  Generalinspection  und  den  politischen  und  polizeilichen  Beamten 
bei  den  in  Angelegenheiten  der  Eisenbahn  vorkommenden  Dienstreisen  Frei- 
karten der  ersten  Wagenclasse  zu  ertheilen. 

§.  89. 

Die  Betrieb8-ünternehmungen  der  Privateisenbahnen  sind  ferner  ver- 
pflichtet, der  Staatsverwaltung  mittelst  einer  von  dem  betreffenden  Ministerium 
festzusetzenden  Pauschalsumme,  denjenigen  Mehraufwand  zu  ersetzen,  welcher 
dem  hohen  Aerar  ausAnlass  der  bezüglichen  Bahn,  für  die  eigentliche  Polizei- 
aufsicht (insbesondere  nach  Abschnitt  II  dieses  Gesetzes)  und  für  die  gefälls- 
ämtliche Ueberwachung  zur  Last  fällt. 

Auch  haben  die  Betriebs-Unternehmungen  zum  Bchufe  der  Vornahme 
der  bezüglichen  Amtshandlungen  für  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  erfor- 
derlichen Amtslocalitäten,  sowie  in  Fällen,  wo  es  von  dem  competenten 
Ministerium  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte,  für  die  anständige  Unter- 
kunft der  betreffenden  Beamten  und  Diener  Sorge  zu  tragen. 

In  Betreff  des  den  Privateisenbahnen  obliegende»  Ersatzes  der  Kosten  der  zoll- 
ämtlichen Ueberwachung  des  Eisenbahnverkehres  verfügt  der  Finanzministertal- 
Krlass  vom  20.  Jänner  18S9,  Z.  1998-67,  Finanzminislerial-Verordnungsblatt  Nr.  4,  an  alle  Finanz- 
Landesbehörden : 

Nach  f.  »9  der  Allerhöchst  sunetionirten  Eisenbahn- Betriebsordnung  vom  16.  November 
1851  (R.G.  Bl.  Nr.  1.  vom  Jshre  1852)  sind  die  Betriebsunternehmungen  der  Privateisenbahnen 
verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  mittelst  einer  von  dem  betreffenden  Ministerium  festzusetzenden 
Pauscbalsumme,  denjenigen  Mehraufwand  zu  ersetzen,  welcher  dem  hohen  Aerar  aus  Anlass  der 
bezüglichen  Bahn,  für  die  gefSllsämtliche  Ueberwachung  zur  Last  fällt. 

Auch  haben  die  Betriebsunternehmungen  zum  Behufe  der  Vornahme  der  bezüglichen  Amts- 
handlungen für  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  erforderlichen  Amtslocalitäten,  sowie  in  Fällen, 
wo  es  von  dem  competenten  Ministerium  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte,  für  die  anständige 
Unterkunft  der  betreffenden  Beamten  und  Diener  Sorge  zu  tragen. 

In  Vollziehung  dieser  Allerhöchsten  Bestimmungen  findet  man  im  Einvernehmen  mit  dem 
Handelsministerium  Nachstehendes  festzusetzen: 

1.  Der  Anspruch  der  Staatsverwaltung  gegenüber  den  Privateisenbahnen  auf  die  Her- 
stellung und  unentgeltliche  Ueberlassung  von  Amtslorsliläten  auf  Grund  des  §.  89  der  Betriebs- 
ordnung ist  in  soweit  geltend,  als  diese  Lncalitäten  nach  dem  Erkenntnisse  der  Finansrerwaltung 
zur  Vollziehung  der  ge fi I Isim  tl  ic he n  Ueberwachung  der  mittelst  der  Eisenbahn 
verfrachteten  zoll-  oder  Verzehrungssteuerpflichtigen  Gegenstände  bei  ihrer  Abladung  in  den. 
Bahnhöfen  oder  bei  der  Sonderung  der  steuerbaren  von  den  nicht  steuerbaren  Wuaren  uner- 
lässlich  sind. 

Auch  ist  die  Eisenbahn  verpflichtet,  für  die  Beamten  und  Aufsichts-Individuen,  welche 
behufs  der  erwähnten  Amtsbandlungen  im  Bahnhofe  wohnen  müssen,  anständige  Wobnungen 
unentgeltlich  beizustellen. 

Sollte  es  jedoch  im  Wunsche  der  Eisenbahnverwaltung  oder  vielleicht  auch  der  Staats- 
verwaltung liegen,  dass  in  dem  Bahnhofe  nicht  bloss  die  erwähnte  gefallsämlliche  Ueberwachung, 
Komiern  die  vollständige  zollämtliche  Abfertigung  dieser  Waaren  stattfinde,  so  wird  der  Antheil, 
welchen  die  eine  oder  die  andere  Verwaltung  an  den  Kosten  der  herzustellenden  Localitäleu  zu 
übernehmen  hat,  von  Fall  zu  Fall  durch  das  betreffende  Uehereinkommen  festzustellen  sein. 
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2.  In  der  Regel  werden  die  in  einem  Bahnhofe  ausgeladenen  zollpflichtigen  Waaren  sogleich 
oder  ehemöglichst  tum  Zollamte  gebracht,  and  es  fiudet  eine  Einlagerung  derselben  im  Bahnhof« 
nicht  statt. 

Wünscht  jedoch  die  Eisenbahnunternehmung,  dass  dieselben  leitweise  im  Bahnhofe  ein- 
gelagert werden,  so  ist  sie  auch  verpflichtet  die  nöthigen  Magaziusräutne  auf  ihre  Kosten  herzu- 
stellen, welche  unter  amtlicher  Aufsicht  und  Sperre  verbleiben. 

Den  Lagenins  kann  die  Eisenbahnunternehmung  nach  den  Bestimmungen  des  Zolltarifs  und 
mit  Ausschliessung  der  Lagergebühren  nach  dem  Bahntarife  für  sich  eioheben. 

3.  Zu  dem  Mebraufwande  des  Staates,  den  die  betreffenden  Eisenbahnen  mittelst  eines 
Paaschales  dem  hohen  Aerar  nach  der  Betriebsordnung  zu  ersetzen  haben,  gehären  bloss  die 
Erhalt  ungskosten  für  die  wegen  der  gefällsiimtlirhe  n  Ueberwachung  erforderliche  M e  b  r z  n  h  I 
Ton  Beamten  und  Aufsichts-Individuen,  dann  die  Fuhrkosten,  Taggelder  etc.  für  diejenigen,  welche 
zur  Vollziehung  der  gefällsimtlichen  Ueberwachung  oder  der  weiteren  Amtshandlungen  entweder 
von  Zeit  zu  Zeit  excursive  zum  Bahnhofe  entsendet,  oder  aber  daselbst  bleibend  exponirt  werden 
mtiasten. 

Was  übrigens  die  Forderangen  wegen  einer  allfälligen  Mehrzahl  von  Beamten  betrifft,  so 
behält  sich  das  Finanzministerium  vor,  von  Fall  zu  Fall  darüber  za  entscheiden,  ob  dieselben  zu 
stellen,  oder  davon  Umgang  zu  nehmen  sei. 

Der  Ersatz  der  Kosten  der  Beamten,  die  in  den  Bahnhöfen  so  regelmässigen  Zollabferti- 
gungen verwendet  werden,  kann  nur  auf  die,  Zahl  I,  erwähnten  freiwilligen  Uebereinkommen  mit 
den  Bahnverwaltungen  begründet  werden. 

4.  Die  Forderungen  des  Staates  sind  auch  für  die  Vergangenheit  bis  rückwärts  zum  Tage 
der  Wirksamkeit  der  Betriebsordnung,  und  beziehungsweise  bei  später  an  Privatgesellschaften 
überlassenen  Staatsbahnen  bis  rückwärts  zum  Uebergange  der  Bahn  in  ihren  Besitz  vom  Tage  der 
Errichtung  solcher  Zollanstalten  geltend  zu  machen. 

5.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  durch  gegenwärtige  Bestimmungen  die  Verpflichtungen 
der  Privateisenbahnen ,  sowie  die  ihnen  entsprechenden  Zugeständnisse  der  Staatsverwaltung 
nicht  geändert  werden,  welche  auf  Staatsverträgen,  auf  den  Verträgen  zwischen  der  Staatsver- 
waltung und  den  Eisenbahn-Gesellschaften  und  den  in  Rechtskraft  erwachsenen  Anordnungen  der 
Ministerien  beruhen. 

8fe  haben  einfach  den  Zweck,  bisher  schwankend  oder  streitig  gewesene  Verhältnisse  zu 
regeln  und  die  Normen  zur  Regelung  der  Verhältnisse  für  die  Zukunft  aufzustellen. 

6.  Unter  Festhaltung  dieser  Grandsätze  haben  die  Finanz-Landesbehörden  für  jede  der 
Privateisenbahnen  ihres  Gebietes  unter  Zuziehung  von  Abgeordneten  der  betreffenden  Eisenbahn- 
Gesellschaften  erheben  zu  lassen : 

m)  An  welchen  Eisenbahnstationen  werden  Zollamtshandlungen  gepflogen,  bestehen  diese 
bloss  in  der  zollämtlichen  Ueberwachung  oder  auch  in  zollamtlichen  Abfertigungen,  bleiben 
die  zollpflichtigen  Waaren  in  den  Magazinsräumen  der  Eisenbahn  oder  werden  sie  gleich 
in  die  Zollmn^azino  geschafft? 

b)  Wie  viele  Beamte  und  Diener,  mit  welchen  Bezügen,  werden  zu  diesen  Amtsbandlungen 
bleibend  verwendet,  wie  viele  und  mit  welchen  Genüssen  werden  zu  diesen  Amtshandlungen 
exmittirt,  wie  hoch  ist  der  Jahresbetrag  dieser  Kosten,  welcher  Betrag  hievnn  kann  als 
dem  Staate  zur  Last  fallende  Mehrkosten  angesehen  werden? 

tj  Welche  Localiläten  werden  als  Kanzlei-,  Wohnungs-  und  Magazinsräume  von  der  Zoll- 
verwaltung in  den  Eisenbahnstationen  benützt? 

dj  Auf  welche  Weise  ist  die  Kosten-  und  die  Localitätsfrage  bereits  geregelt,  auf  welcher 
Anordnung  beruht  diese  Regelung? 

t)  Ist  eines  oder  das  andere  dieser  Verhältnisse  strittig  oder  schwankend,  sind  neue  Wünsche 
von  Seite  der  Staats-  oder  Bahnverwaltung  zur  Sprache  gekommen,  aufweiche  Weise  sollen 
diese  Angelegenheiten  unter  Anwendung  der  in  gegenwärtiger  Verordnung  entwickelten 
Grundsätze  geregelt  werden? 

Das  Ergebniss  dieser  Erhebungen  ist  sodann  unter  Anschluss  des  eigenen  Gutachtens 
vorzulegen. 

Von  gegenwärtiger  Verordnung  sind  die  Privateisenbahn- Verwaltungen  durch  die  Finanz- 
Landesbehörde,  in  deren  Gebiet  ihre  Direction  den  Sitz  bat,  zu  verständigen  und  anzuweisen,  den 
anderen  Finanz-Landesbehörden,  deren  Gebiet  ihre  Bahnen  durchschneiden,  die  Abgeordneten 
für  die  abzuhaltenden  Localcommissionen  namhaft  zu  machen. 
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§.  90. 

7.  Aufsicht  und  Ueberwachung  von  Seite  der  Polizeiorgane. 

Obgleich  nach  den  vorstehenden  Grundsätzen  die  unmittelbare  Aufsicht 
und  Controlc  des  Eisenbahn-Betriebes  in  technisch- administrativer  Beziehung 
der  Generalinspection,  und  in  höchster  Instanz  dem  Ministerium  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  zusteht,  so  sind  doch  auch  sowohl  die 
Eisenbahn-Unternehmungen,  als  auch  die  Beamten  und  Diener  derselben  ver- 
pflichtet, die  allgemeinen  Polizeigesetze  zu  befolgen,  und  unterstehen  in  dieser 
Beziehung  der  Ueberwachung  der  Sicherheitsorgane  und  politischen  Behörden. 

Mit  dem  Handeltmini* terial  Ertaste  vom  25.  Augott  1657,  Z.  16.Z66-980,  Handelsmiuisterin!- 
Verordnangshlatt  Nr.  56,  wurden  aus  Anlast  einer  vorgekommenen  schweren  GefaUsübertretung 
tou  Seite  eines  Postconducteur*  sämmtlichen  Organen  des  aasübenden  Dienstes  der  Post-  und 
Eisenbabn-Anttalt  die  wegen  genauer  Beobachtung  derGefallsrorschriften  bestehenden 
Bestimmungen  mit  dem  Bemerken  in  Erinnerung  gebracht,  daas  im  UebertretungsfaUe  mit  der 
rollen  Strenge  der  Ditcinllnar-Vorschriften  gegen  die  Schuldigen  vorgegangen  werden  wird. 

§.  91. 

8.  V erbindlichkeiten  d er  Vorschrift en  für  die  privilegirte  n 

und  concessionirten  Eisenbahn-Unternehmungen. 

Den  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Vorschriften  und  Verpflichtungen 
sind  auch  die  bereits  concessionirten  und  privilegirten  Eisenbahn-Unterneh- 
mungen vom  Tage,  an  welchem  dieses  Gesetz  in  Wirksamkeit  tritt,  unter- 
worfen. 

Neue  Anschaffungen  von  Betriebsmitteln  können  bloss  nach  Vorschrift 
dieses  Gesetzes  stattfinden.  Die  bereits  Vorhandenen  müssen  längstens  binnen 
5  Jahren  (vom  Tage  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  gerechnet)  nach  Vor- 
schrift desselben  umgeändert  werden,  wenn  nicht  über  Einschreiten  der 
Betriebs -Unternehmungen  von  Seite  des  Ministeriums  fiir  Handel,  Gewerbe 
und  Öffentliche  Bauten  eine  längere  Frist  ausnahmsweise  zugestanden  wird. 

§•  92. 

Fiir  Eisenbahnen,  welche  mit  anderen  Kräften  als  Dampfmaschinen 
betrieben  werden,  wird  durch  eine  besondere  Betriebs-Ordnung  mit  Benützung 
der  auf  die  eigentümlichen  Verhältnisse  derselben  passenden  Bestimmungen 
des  vorliegenden  Gesetzes  das  Geeignete  bestimmt. 

Eine  derartige  Betriebsordnung  ist  liisitcr  nicht  ertasten  worden. 

II.  Verpflichtungen  derjenigen  Personen  (des  Pubücums),  welche  die  Eisen- 
bahn benützen,  oder  sonst  mit  derselben  in  Beziehung  kommen. 

§.  93. 

n)  Allgemeine  Verpflichtung. 

Diejenigen  Personen,  welche  die  Bahn  zur  Reise  oder  zur  Versendung 
von  Sachen  benutzen,  haben  sieh  nach  den  für  die  Beförderung  festgesetzten 
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und  veröffentlichten  Bedingungen  zu  benehmen ,  die  für  die  Aufrechthaltung 
der  Ordnung,  Regelmässigkeit  und  Sicherheit  des  Bahnbetriebes  erlassenen 
Vorschriften  genau  zu  beobachten,  und  den  Weisungen,  welche  etwa  das 
Aufsichts-  und  Zugspersonale  in  dieser  Beziehung  zu  ertheilen  fUr  nöthig 
findet,  willige  Folge  zu  geben. 

Vgl.  %.  2  des  Eisenbahn  -  Betriebs-  Reglement*  pag.  213,  dano  die  Bestimmungen  sur 
Wahrung  der  Regelmäßigkeit  dea  Eiaenbahn-Verkehrea  pag.  16$. 

§.  94. 

b)  Reiseurkunden  und  gefällsämtliche  Amtshandlung. 

Jeder  Reisende,  der  auf  der  Bahn  befördert  werden  will,  hat  die  rück- 
sichtlich  der  Rciseurkunde  erlassenen  gesetzlichen  Vorschriften  genau  zu 
befolgen,  und  die  einer  gefällsämtlichen  Behandlung  unterliegenden  Sachen 
derselben  gehörig  zu  unterziehen. 

Diese  Vorschrift  ist  ausdrücklich  in  den  öffentlich  kundzumachenden 
Aufnahmsbedingungen  zu  bemerken. 

§.  95. 

c)  Auf-  und  Absteigen. 

Jeder  Reisende  hat  sich  des  Auf-  und  Absteigens,  während  der  Zug  im 
Gange  ist,  dea  unnöthigen  Oeffnens  der  Thtire  nnd  Betretung  der  Plattform 
zu  enthalten. 

Vgl.  f.  20  des  Eisenbabn-Betriebi-Reglementa  pag.  219. 

§.  96. 

d)  Betreten  der  Bahn. 

Personen,  die  nicht  zum  Dienst-  oder  Arbeitspersonale  der  Bahn  selbst 
gehören,  oder  die  mit  einer  besonderen  Erlaubniss  hiezu  nicht  versehen  sind, 
dürfen  die  Bahn,  die  dazu  gehörigen  Räume,  Böschungen,  Bermen,  Gruben  etc. 
nicht  betreten,  ausgenommen  an  den  für  die  Zu-  und  Abgänge ,  und  für  das 
Auf-  und  Absteigen  festgesetzten  Plätzen  der  Bahnhöfe,  an  den  zum  Ueber- 
gange  Uber  die  Bahn  festgesetzten  Puncten,  endlich  in  den  zur  Versendung 
gewidmeten  Localitäten. 

Das  eigenmächtige  Eröffnen  der  Bahnschranken,  sowie  das  Durch- 
schlüpfen oder  Uebersteigen  derselben  ist  untersagt;  der  Uebergang  über  die 
Bahn  ist  bloss  gestattet,  jedoch  ohne  auf  derselben  zu  verweilen,  wenn  die 
Absperrschranken  offen  angetroffen  werden ,  oder  nachdem  deren  Eröffnung 
durch  das  Bahnaufsichtspersonale  stattgefunden  hat. 

Die  mit  Thieren  bespannten  Fuhrwerke,  dann  Reitpferde  und  Treibvieh 
dürfen  beim  Zuwarten  auf  die  Eröffnung  der  Schranken,  der  Bahn  nicht  zu 
nahe  kommen ;  den  diessfälligen  Warnungen  des  Aufsichtspersonales  ist  genau 
Folge  zu  leisten. 

Vgl.  %.  5  des  Eisenbnhn-ßetriebs-Reglements  pag.  214,  dann  die  Vorachriflen  in  Betreff 
der  Wegübersetxungen  pag.  85. 
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Ueber  du  Betreten  der  Eisenbahnen  durch  die  Sicherheit«  - Organe  enthält 
der  Handelsministerial-Erlass  vom  13.  November  1852,  Z.  22.01  t-E.,  Handelsministerial- Verord- 
nungsblatt Nr.  00,  nachstehende  Vorschrift: 

Aua  Anlaaa  eines  vorgekommenen  Falles,  das«  die  in  Ausübung  ihres  Dienstes  begriffene 
Gensdarmerie  vom  Betreten  eines  Wächterhauses  auf  der  Eisenbahn  abgehalten  werden  wollte, 
wird  das  Eisenbahn-Aufsichts-Persooale  im  Sinne  der  ||.  90,' 96  und  101  der  Eisenbahn-Betriebs- 
ordnung hiermit  angewiesen,  der  Gensdarmerie  sowohl,  wie  allen  gehörig  legitimirten  polizei- 
lichen Aufsicht*« Organen  keinerlei  Hinderniss  zu  legen,  so  ort  dieselben  in  Auaübung  ihrer  Dienst- 
pflichten die  Bahn  oder  die  zum  Betriebe  gehörigen  Localititeo  betreten  müssen,  um  eine  ihnen 
obliegende  polizeiliche  Amtshandlung  vorzunehmen. 

§.  97. 

In  der  unmittelbaren  Nähe  der  Bahn  dürfen  Thiere  bloss  unter  sorg- 
fältiger Aufsicht  weiden,  und  es  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  sie  die  Bahn 
und  das  Zugehör  nicht  betreten,  oder  die  Einfriedungen  Uberschreiten  und 
nicht  bei  der  Vorüberfahrt  der  Züge  scheu  werden. 

Vgl.  die  Beatimmungen  über  die  den  Anrainern  der  Eisenbahnen  obliegenden  Pflichten 
pag.  97,  dann  das  Hofkanzlei-Decret  vom  30.  November  1845  an  die  Länderstellen  in  Nieder- 
österrvich,  Steiermark,  Mähren  und  Böhmen,  P.  G.  S.  Bd.  73,  Nr.  144,  pag.  189,  betreffend  das 
Verbot  dea  Viehweidens  in  der  Nähe  der  Eisenbahnen: 

Da  wieder  Fälle  vorgekommen  sind,  dass  durch  das  Betreten  der  Eisenbahnen  von  dem  ohne 
alle  Aufsicht  Ifings  dieser  Bahnen  weidenden  Vieh  gefährliche  Störungen  in  dem  sicheren  Betriebe 
der  Eisenbahnfähren  veranlasst  wurden,  so  erhält  die  Laudessteile  den  gemessenen  Auftrag,  das 
ohnehin  bestehende  Verbot,  längs  der  Eisenbahnen  das  Vieh  ohne  Aufsicht  weiden  zu  lassen,  den 
Ortsobrigkeilen  und  den  an  die  Eisenbahnen  anrainenden  Grund-  und  Vieh-Eigenthümcrn  mit 
dem  nachdrücklichsten  Ernste  einscharfen  zu  lassen,  und  die  Orlsobrigkeiten  insbesondere  d-ifur 
roit  verantwortlich  zu  machen,  dass  im  Einverständnisse  mit  den  Beamten  der  nächsten  Eisenbahn- 
Stationen  die  strengste  UeberwacLung  dieses  Verbotes  gehandhabt  und  gegen  die  Uebertreter 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  allsogleich  daa  Strafamt  gehandelt  werde. 

Da  von  der  genauesten  Aufrechthallung  dieses  Verbotes  die  Sicherheit  des  Lebens  und 
Eigenthums  der  vielen  Menschen  bedingt  wird,  welche  gewöhnlich  mit  einem  Eisenbahnznge 
▼erführt  werden,  da  somit  die Schtildburkeit,  durch  die  vernachlässigte  Beaufsichtigung  des  Viehes 
Unfälle  auf  den  Eisenbahnen  veranlasst  zu  haben,  zum  höchsten  Grade  gesteigert  wird,  so  erwartet 
die  vereinigte  Hofkanzlei,  dass  durch  eindringliche  Belehrungen  das  Landvolk,  über  diese  Ver- 
hältnisse zureichend  aufgeklärt,  nicht  verabsäumen  wird,  durch  angemessene  Beaufsichtigung  jeden 
Anlass  zu  derlei  Unfällen  in  Hinkunft  zu  beseitigen,  und  dasa  die  Ortsobrigkeiten  mit  verdoppeltem 
Eifer  sich  die  Ueberwachung  des  Verbotes,  sowie  die  Einleitung  der  Strafamtshandlung  gegen 
einen  etwa  noch  diessfalla  in  Schuld  Verfallenden  stet«  werden  angelegen  sein  lassen. 

'Sollte  die  Landesstelle  durch  die  gemachten  Erfahrungen  sich  bestimmt  finden,  das  dermal 
bestehende  Verbot  als  unzureichend  zu  erklären  und  neue  Mnssregeln  mit  strengeren  Straf- 
Sanclionen  zu  beantragen,  so  bleibt  es  derselben  nnbenommen,  die  reif  erwogenen  und  wohl 
begründeten  Vorschläge  zu  erstatten. 

Sollte  wider  besseres  Verniuthen  in  der  Folge  wieder  eine  bedeutendere  Störung  oder  ein 
grösserer  Unfall  auf  den  Eisenbahnen  in  der  Provinz  durch  das  unbeaufsichtigte  Weide-Vieh 
sich  ereignen,  so  ist  sogleich  die  Anzeige  an  die  vereinigte  Hofkanzlei  zn  erstatten. 

§.  98. 

e)  Beschädigung  und  Veränderung  an  der  Bahn. 

Jede  Beschädigung,  jede  Verrückung  oder  Veränderung  an  der  Bahn 
und  ihrem  Zugehöre,  folglich  nicht  bloss  an  dem  Geleise,  sondern  auch  an 
den  Dämmen,  Bermen,  Gräben  und  an  den  Bauobjecten,  Einfriedungen,  Ver- 
schliesRSchranken,  Warnungstafeln,  Gefällssäulen,  Meilenzeigern,  Signalvor- 
richtungen etc.  ist  verboten,  ebenso  ist  es  strengstens  verboten,  Gegenstände 
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was  immer  für  einer  Art  auf  die  Bahnschienen,  oder  neben  dieselben  im 
Bereiche  der  Bahn  oder  des  Zugehöres  zu  legen,  oder  Signale  nachzuahmen. 

Den  Reisenden  ist  endlich  jede  Beschädigung  der  Fahrbetriebsmittel 
untersagt. 

Vgl.  §.21  des  Eisenbahn-Betriebs-ReglemenU,  pag.  219,  dann  die  Bestimmungen  zur 
Wahrung  der  Sicherheit  des  Eisenbahn-Verkehres  pag.  159. 

§.  99. 

f)  Anrainer  der  Bahn  und  Benehmen  in  der  Nähe  derselben. 

In  der  Umgebung  der  Bahn  dlirfen  von  den  Anrainern  Anstalten  nicht 
getroffen  oder  Herstellungen  nicht  ausgeführt  werden,  welche  den  Bestand 
der  Bahn  oder  ihres  Zugehöres  oder  die  regelmässige  und  sichere  Benützung 
derselben  gefährden,  oder  welche  eine  Feuersgefahr  herbeiführen  könnten. 
In  Terrainsveränderungen,  wodurch  die  Stelle,  wo  die  Veränderung  vor- 
genommen werden  soll,  dem  Bahneigenthume  näher  gerückt  würde,  dann 
zu  Ballführungen,  welche  in  dem  als  feuergefährlich  erklärten  Bereiche  vor- 
genommen  werden  wollen,  muss  immer  vorläufig  die  Bewilligung  der  zur  Ober- 
aufsicht Uber  den  Betrieb  berufenen,  sowie  von  der  betreffenden  politischen 
Behörde  eingeholt  werden. 

Die  freie  Lagerung  von  leicht  feuerfangenden  Stoffen  im  Bereiche  der 
Feuersgefahr  der  Bahn  ist  zu  vermeiden,  für  den  gehörigen  Verschluss  der 
an  und  für  sich  zwar  feuersichern,  aber  zur  Aufbewahrung  feuergefährlicher 
Gegenstände  gewidmeten  Räume  stets  zu  sorgen. 

Die  zur  Einfuhr  bereit  liegenden  Feldfrüchte  sind  in  thunlichstc  Ent- 
fernung von  der  Bahn  zu  bringen,  endlich  ist  bei  Waldanlagen  und  Uberhaupt 
bei  Baumpflanzungen  auf  die  Beseitigung  der  Möglichkeit,  dass  durch  Wind- 
brüche die  Bahn  verlegt  würde,  Rücksicht  zu  nehmen. 

Vgl.  die  Bestimmungen  über  feuersichere  Herstellung  längs  der  Eisenbahnen  pag.  73. 

§.  100. 

Das  Abtreiben  der  Waldungen,  Gebüsche  oder  Sträuche,  das  Fällen  oder 
Herablassen  einzelner  Bäume,  das  Austreiben  des  Viehes  auf  die  Weide,  die 
Gewinnung  von  Schotter,  das  Graben  von  Lehm  und  überhaupt  jede  Hand- 
lung, durch  welche  das  Erdreich  aufgelockert  wird,  Gegenstände  auf  die 
Bahn  fallen,  Erdrutschungen  oder  Steinablösungen  hervorgebracht  werden 
können,  ist  auf  denjenigen  Strecken  und  Puncten  der  Grundstücke,  welche 
von  der  dazu  berufenen  Behörde  ausdrücklich  aus  diesem  Anlasse  bezeichnet 
worden  sind,  untersagt. 

Vgl.  die  Bestimmungen  über  die  den  Anrainern  der  Eisenbahnen  obliegenden  Pflichten  pag.  97. 

§.  101. 

g)  Ueberwachung  dieser  Vorschriften. 
Die  GemeindevorstUnde,  die  Sicherheitsorgane  und  Uberhaupt  die  poli- 
tischen Behörden  sind  verpflichtet,  über  die  genaue  Befolgung  der  vorste- 
henden Vorschriften  (des  Abschnittes  II  dieses  Gesetzes)  zu  wachen,  dem  mit 
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der  Aufsicht  betrauten  Baunpersonale  in  dieser  Beziehung  die  wirksamste 
Assistenz  zu  leisten,  die  Uebertreter  nach  Umständen  in  Gewahrsam  zu 
nehmen,  und  der  competenten  Gerichtsbehörde  zur  Bestrafung  zu  übergeben. 

§.  102. 

Die  Angestellten  der  Balm  sind  berechtiget,  Uebertreter  der  bemerkten 
Vorschriften,  welche  den  an  sie  ergangenen  Ermahnungen  nicht  Folge  leisten, 
oder  eine  die  Sicherheit  des  Betriebes  störende  oder  sie  gefährdende  Hand- 
lung bereits  verübt  haben,  in  Fällen,  wo  die  Hilfe  der  Polizei  (politischen) 
oder  richterlichen  Behörde  nicht  sogleich  bei  der  Hand  ist,  anzuhalten ,  und 
der  nächsten  politischen,  Staatsanwaltschafts-  oder  richterlichen  Behörde  zur 
weiteren  Behandlung  zu  Ubergeben. 

Behufs  der  Ausübung  dieses  den  Bahnbeamten  und  Dienern  übertragenen 
polizeilichen  Wirkungskreises,  sowie  zum  Behufe  der  gewissenhafteren  Er- 
füllung ihrer  Verbindlichkeiten  überhaupt  werden  diejenigen  Bahnbeamten 
und  Diener,  welchen  nach  den  Localverhältnissen  die  Aufsicht  über  die  Bahn, 
die  hierzu  gehörigen  Anstalten,  und  das  die  Bahn  benützende  Publicum 
zusteht ,  auch  auf  Privatbahnen  von  der  Staatsverwaltung  in  Eid  genommen 
werden. 

Die  auf  solche  Weise  beeideten  Bahnbeamten  und  Diener  gemessen 
rücksichtlich  ihrer  Dienstverrichtungen  gegenüber  dem  Publicum  auch  auf 
Privatbahnen  den  gesetzlichen  Schutz  gleich  anderen  öffentlichen  Verwaltungs- 
bcamten. 

In  Betreff  des  Verfahrens  gegen  renitente  M  il  i  ti  rp  er  so  n  en  bestimmt  die 
HandeUministerial-Vernrdnuiig  Tom  S.  Mai  IS'S'i,  Z.  6668-E.,  Haiidelsminiaterial-Verordnungsblatt 
Nr.  39 : 

Im  Einverständnisse  mit  dem  k.  k.  Kriegsministerium  findet  das  Handelsministerium  die 
§§.  101  und  102  der  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung  vom  16.  November  1851  dahin  tu  erliutern, 
dass,  wenn  nach  den  Anordnungen  dieser  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung  es  nothwendig  werden 
sollte,  eine  derselben  zuwiderhandelnde  Milit&rperson  antuhalten  oder  in  Gewahrsam  tu  bringen, 
Individuen  vom  Feldwebel  oder  Wachtmeister  abwärts  dem  nichsten  Militär-Cnmmando  zu  über- 
geben sind,  ausser  diesem  Falle  aber,  oder  wenn  andere  Militirpersooen  einer  Uebertrelung  dieses 
Gesetzes  sich  schuldig  machen,  entweder  ihrer  Militärbehörde  oder  dem  Landes-Militär-Commando 
zur  weiteren  gesettlichen  Verfügung  die  Anzeige  zu  machen  ist.  Wurnacb  sich  aämmtliche  Eisen- 
bahn-ßetriehs-Direclionen,  Beamten  und  Diener  in  vorkommenden  Fallen  zu  benehmen  haben. 

Vgl.  die  Uniformirungsvorschrift  vom  3.  April  1857,  pag.  174. 

§.  103. 

Jede  Handlung  oder  Unterlassung  gegen  die  Vorschrift  dieses  Gesetzes, 
wird  nach  Massgabe  desselben  und  nach  den  Bestimmungen  des  allgemeinen 
Strafgesetzes  geahndet. 

Baumgartner  m.  p. 

Vgl.  die  strafrechtlichen  Bestimmungen  zum  Schutte  der  Eisenbahnen  pag.  197. 
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B.  Bestimmungen  zur  Wahrung  der  Sicherheit,  Regelmässigkeit 
und  Ordnung  des  Eisenbahn-Betriebes. 
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I.  Bestimmungen  zur  Wahrung  der  Sicherheit  des  Eisenbahnbetriebes. 

a)  Untersuchung  der  Bahn. 
Handelsministcrial-Erlass  vom  25.  Jänner  1853,  Z.  23.489-E., 

Handelsministerial-Verordnungs-Blatt  Nr.  12,  an  die  Betriebsdirectionen  der  k.k.  Staats- 
Eisenbahnen,  betreffend  die  periodische  Besteigung  und  Abräumung  gefährlicher  Fels- 
lehnen und  Tunnels  und  Abräumung  des  lockeren  Gesteines. 

Aus  Anlass  eines  vorgekommenen  Falles,  dass  während  des  Verkehres 
eines  Lastzuges  ein  von  der  Berglehne  losgelöstes  FelsstUck  auf  die  Balm 
herabgestürzt,  und  hiedurch  ein  Lastwagen  beschädigt  worden  ist,  erhalten 
die  k.  k,  Betriebsdirectionen  den  Auftrag,  die  bestehende  Vorschrift,  wornach 
gefährliche  Felslehnen ,  ja  selbst  die  ober  dem  Bereiche  der  Bergeinschnitte 
befindlichen  Felsen  und  Gesteine,  dann  die  Tunnels,  besonders  wenn  diesel- 
ben nicht  eingewölbt  sind ,  periodisch ,  und  zwar  nach  ihrer  Beschaffenheit 
allmonatlich,  alle  vierzehn  Tage,  und  nach  Umständen  auch  alle  acht  Tage 
genau  untersucht,  und  die  lockeren  Steine  abgeräumt  werden  sollen,  ihren 
betreffenden  Organen  in  Erinnerung  zu  bringen,  dieselben  in  Absicht  auf  die 
Vollziehung  dieser  Vorschrift  strenge  zu  Uberwachen,  und  Uberhaupt  diesem, 
die  Sicherheit  des  Betriebes  so  wesentlich  berührenden  Gegenstande  unaus- 
gesetzt die  erforderliche  Aufmerksamkeit  zu  widmen. 

Falls  die  zur  Besteigung  der  Felslehnen  und  zur  Vornahme  der  nöthigcn 
Abräumungs-Arbeiten  erforderlichen  Hilfsmittel  nicht  vorhanden  sein  sollten, 
ist  wegen  deren  Beistellung  sogleich  die  Einleitung  zu  treffen. 

Wegen  Ausführung  bedeutenderer  Herstellungen,  die  sich  in  Folge  der 
periodischen  Untersuchung  der  Felslehnen  und  Tunnels  zur  Abwendung 
drohender  Gefahren  als  nothwendig  darstellen,  haben  die  Betriebsdirectionen 
entweder  im  eigenen  Wirkungskreise  das  Amt  zu  handeln ,  oder  aber  unter 
Vorlegung  der  Pläne  und  Kostenanschläge  die  Anträge  zu  erstatten. 

Damit  endlich  über  den  Felslehnen  das  Weiden  des  Viehes,  wie  auch 
jede  andere  Handlung,  in  Folge  welcher  Steine  auf  die  Bahn  herabrollen 
könnten,  strenge  hintangehalten  werde,  sind,  wo  es  nothwendig  erscheint, 
die  betreffenden  politischen  Behörden  um  ihre  diessfällige  Einwirkung  anzu- 
gehen. 
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b)  Vorsichten  bei  der  Zugsmanipulation. 

1.  Hinsichtlich  der  Beförderung  der  Arbeiter  bei  den  Ar  bei  ts- 
zUgen  wurden  sämmtliche  österreichische  Eisenbahn- Verwaltungen  aus 
Anlass  von  Unfällen,  welche  sich  durch  die  Beförderung  von  Bahnarbeitern 
auf  Lowries  ergeben  haben,  kraft  des  Erlasses  der  k.  k.  General-Inspection 
der  Österreichischen  Eisenbahnen  vom  31.  Juli  1862,  Z.  826-6.  I.,  Central- 
blatt  Nr.  34,  mit  Genehmigung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Handel  und  Volks- 
wirtschaft aufgefordert,  strenge  darauf  zu  dringen,  dass  künftig  jedem 
Arbeitszuge  zur  Unterbringung  der  Arbeiter  ein  Wagen  III.  Ciasse  beige- 
geben ,  und  dass  den  Arbeitern  das  Verweilen  auf  den  Lowries  während  der 
Fahrt  durchaus  nicht  gestattet  werde. 


2.  Handelsministerlal-Erlass  vom  20.  April  1869,  Z.  1002-147, 

Centraiblatt  Nr.  34,  betreffend  die  Gestaltung  der  Wagenrerschiebung  mittelst  Abstos- 

aens  und  Laufenlassens  der  Wagen. 

Nachdem  das  bisher  in  den  Verkehrs-Instructionen  der  österreichischen 
Eisenbahnen  aufgenommene  Verbot  des  Verschiebens  einzelner  Wägen  oder 
Zugstheile  mit  nicht  angehängter  Maschine,  d.  i.  mittelst  Abstossens  und 
Laufenlassens  der  Wägen  bei  der  steten  Zunahme  des  Verkehres  nur  sehr 
schwer ,  und  auf  Bahnhöfen  mit  etwas  bedeutenderer  GUterexpedition  gar 
nicht  durchzuführen  ist,  so  wird  über  Antrag  der  k.  k.  General-Jnspection 
der  österreichischen  Eisenbahnen  und  auf  Grund  der  diessfalls  mit  den  Bahn- 
verwaltungen gepflogenen  Verhandlung  gestattet ,  dass  das  erwähnte  Verbot 
aufgehoben  und  diese  Verschiebungsweise  unter  nachfolgenden  Vorsichten 
und  Bedingungen  in  Anwendung  gebracht  werde : 

a)  wenn  die  Fernsicht  über  das  zu  benützende  Bahngeleise  vollkommen 
frei  ist ; 

b)  wenn  das  Laufenlassen  der  Wägen  Uber  keinen  Bahnübergang  in  glei- 
chem Horizont  ausserhalb  des  Bahnhofes  reicht  ,  und  die  in  die  Ver- 
schiebung fallenden  Wechsel  bewacht  sind  ; 

c)  wenn  die  Verschiebung,  respective  das  Laufenlassen  nicht  bis  an  einen 
auf  demselben  Geleise  stehenden  Zug  oder  Zugthcil,  oder  aber  bis  zu 
einer  nicht  vollkommen  richtig  und  sicher  gestellten  Drehscheibe  oder 
Schiebebühne  geschieht ,  also  ein  Zusammenstoss ,  respective  Entglei- 
sung nicht  zu  befürchten  ist; 

d)  wenn  das  Geleise,  auf  welchem  die  Verschiebung  vorgenommen  werden 
soll,  kein  grösseres  Gefälle  als  i/m  besitzt; 
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e)  wenn  der  zu  verschiebende  Zugtheil  gehörig  zusammengehängt  und  mit 
der  vorgeschriebenen  Anzahl  gut  wirkender  und  verlässlich  bedienter 
Bremsen  versehen  ist; 

f)  wenn  die  Verschiebung  nur  derart  vorgenommen  wird,  dass  die  Maschine 
keinen  Stoss,  sondern  nur  ein  Weiterrollen  der  Wägen  bewirkt; 

g)  wenn  die  frei  rollenden  Wägen  sich  nie  mit  einer  grösseren  Geschwin- 
digkeit bewegen,  als  dass  ein  Mann  im  schnellsten  Schritt  daneben  her- 
gehen kann  ; 

h)  wenn  das  verschiebende  Maschinen-  und  Bahnhofs-Personale  die  nöthige 
Signalisirung  bei  Tag  und  Nacht  gewissenhaft  handhabt  und  beachtet; 

i)  wenn  endlich  zu  solchen  Verschiebungen  nur  bereits  im  Bahnhofsdienste 
vollkommen  geübte  LocomotivfUhrer  und  Bahnhofs-Arbeiter  verwendet 
werden. 

Die  Verwaltungen  werden  aufgefordert,  den  betreffenden  Manipulation s- 
und  Aufsichts-Organen  die  strikte  Beobachtung  dieser  Bestimmungen  einzu- 
schärfen und  die  Dawiderhandelnden  mit  Strenge  zur  Verantwortung  zu 
ziehen. 


5.  Erlass  der  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  vom 

17.  August  1869,  Z.  2439, 

Centralblntt  Nr.  69,  an  summtliche  Buhn  Verwaltungen  in  Betreff  der  zu  beobachtenden 

Vorsichten  bei  der  Zugsmanipulation. 

Im  Laufe  des  heurigen  Jahres  sind  bisher  auf  den  Bahnlinien  der  im 
Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  bereits  49  Bahnbedienstete 
und  Bahnarbeiter  getödtet  und  37  beschädigt  worden.  Wenn  nun  auch  ein 
Theil  dieser  bedauerlichen  Vorkommnisse  möglicherweise  unglücklichen  Zu- 
fällen beigemessen  werden  kann,  so  ist  es  doch  unzweifelhaft,  dass  sich  eine 
so  erschreckend  hohe  Ziffer  von  derlei  Unfällen  nicht  hätte  ergeben  können, 
wenn  jene  Vorsichten  beobachtet  würden,  welche  theils  ohnehin  für  Jeden  als 
nothwendig  erkennbar,  und  theils  im  Interesse  der  persönlichen  Sicherheit 
der  Bahnbediensteten  durch  die  Dienstes-Instructionen  ausdrücklich  vorge- 
schrieben sind. 

Die  geehrten  Verwaltungen  werden  daher  dringend  aufgefordert,  mit 
der  unnachsichtlichsten  Strenge  gegen  Jeden  vorzugehen,  der  sich  ohne  Noth, 
sei  es  aus  übel  verstandenem  Diensteifer,  oder  aus  Bravour,  einer  Gefahr 
aussetzen  sollte.  Das  An-  und  Abkuppeln  vor  dem  gänzlichen  Stillstande  der 
Wagen,  das  ücberschreiten  von  Geleisen  unmittelbar  vor  verkehrenden 
Zügen  oder  Zugstheilcn,  das  Aufspringen  auf  die  Maschinen  oder  Wagen  und 
das  Abspringen  von  denselben  während  des  Zustandes  der  Bewegung,  das 
nicht  absolut  nothwendige  Betreten  der  Laufbretter,  das  Durchkriechen  unter 
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den  Wagen  u.  dg),  wolle  demnach  nach  Einmaliger  fruchtloser  Warnung, 
auch  wenn  keine  nachtheilige  Folge  eingetreten  ist,  mit  der  Dienstesentlas- 
sung bestraft  werden.  Gegen  Beamte,  welche  derlei  gefährliche,  einen  unver- 
antwortlichen Leichtsinn  zeigende  Handlungen  dulden ,  ist  ebenfalls  mit  den 
strengsten  Strafen  vorzugehen ,  weil  in  der  That  eine  Abminderung  in  der 
Zahl  solcher  Unfälle  nicht  früher  zu  erwarten  ist,  als  bis  die  Beamten  ihrer 
aufhabenden  ernsten  Pflichten  in  dieser  Richtung  sich  vollständig  bewusst 
siud,  und,  wo  das  Pflichtgefühl  etwa  nachlassen  wollte,  durch  die  Furcht  vor 
Strafen  in  Athem  erhalten  werden.  Ueber  das  diessfalls  Verfügte  wird  die 
Anzeige  gewärtiget 


c)  Hilfeleistung  bei  Unfällen. 
1.  Hofkanzlei-Decret  vom  6.  October  1847,  Z.  32.471-687, 

an  die  Lundcsstellen,  betreffend  die  Einführung  von  Reltungskästcn  und  ärztlicher  Hilfe 

bei  den  Eisenbahnen. 

Nach  dem  §.  2  des  kürzlich  erschienenen  Eiseubahn-Polizeigesetzes 
haben  die  Eisenbahn-Unternehmungen  für  das  bei  dem  Eintritte  von  Unglücks- 
fällen zur  Unterstützung,  Rettung  oder  zur  Abwendung  grosserer  Gefahren 
dienlichen  Mittel  und  Geräthe  dergestalt  Vorsorge  zu  treffen,  dass  ein  regel- 
mässiger, ungestörter  und  gesicherter  Betrieb  mit  vollem  Grunde  erwartet, 
bei  Unglücksfällen  aber  die  sehleunige  Hilfe  geleistet  werden  kann. 

Die  Verschiedenheit  der  Ansichten,  welche  sich  aus  Anlass  einer  Ver- 
handlung wegen  Einführung  ärztlicher  Rettungskästen  auf  den  Privateisen- 
bahnen gezeigt  haben ,  führt  die  Notwendigkeit  herbei ,  auch  über  die  Ein- 
leitungen, welche  zu  treffen,  und  die  Geräthe,  welche  in  Bereitschaft  zu 
halten  sind,  um  bei  eintretenden  Unglücksfällen  sehleunige  und  zweckmässige 
Hilfe  leisten  zu  können,  eine  allgemeine  Bestimmung  zu  treffen,  und  die 
Privateisenbahn- Unternehmungen  zu  ihrer  Anschaffung  zu  verhalten. 

In  dieser  Hinsicht  findet  die  vereinigte  Hofkanzlei  im  Einvernehmen  mit 
dem  k.  k.  Hofkammer-Präsidium  Folgendes  zu  bestimmen : 

1 .  Müssen  für  einen  jeden  bedeutenderen  Stationsplatz  folgende 
allernothwcndigstcn  Hilfsmittel  beigeschafft  und  daselbst  in  einem  eigenen 
Locale  bereit  gehalten  werden,  nämlich : 

A.  Labungsmittel, 

B.  Verbandraittel  gegen  erlittene  Verbrennungen  und  Verbrühungen, 

C.  chirurgische  Instrumente,  Bandagen  und  mechanische  Vorrichtungen. 
Ad  A.  Als  Labungsmittel  sind  erforderlich:  reines  kaltes  Wasser,  aro- 
matischer (Räuber-)  Essig  und  Hirschhorngeist. 
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AH  ß.  Zu  den  Verbandmitteln  gehören:  Watta,  Brandsalbe  aus  Leinöl 
und  Bleiessig. 

Ad  C.  An  mechanischen  Vorrichtungen,  chirurgischen  Inatrumenten  und 
Bandagen  sind  erforderlich: 

eine  Tragbahre  zum  Transport  der  Schwerverletzten, 

zwei  tragbare  Wassergefäase ,  gwei  grosse  Lavoirs  von  lackirtem  Bleche, 
zwei  grosse  Badeschwämme,  einige  Handtücher,  Feuerzeug,  ein  Wachs- 
stock, zwei  Leuchter  mit  Stearinlichtern,  eine  Laterne. 
Ein  chirurgisches  Besteck,  enthaltend : 

eine  gerade  Scheere, 

ein  starkes  Skalpel, 

eine  Kornzange, 

ein  Pisttiri, 

zwei  Aderlass-Lancetten, 

eine  Aderlassbinde, 

zwei  Sperrpincetten, 

eine  geehrte  Knopfsonde  von  Packfong, 

eine  Meiselsonde  von  Packfong, 

ein  Rasirmesser, 

eine  Belloq'sche  Röhre  von  Packfong,  mehrere  Heft-  und  Unterbindungs- 
nadeln mit  den  dazu  gehörigen  Fäden. 

Ein  tragbarer  Lederkasten  oder  ein  wasserdichter  Sack  mit  Verband- 
stiieken,  enthaltend: 

eine  Elle  gestrichenes  Heftpflaster  in  einer  Blechbüchse, 
ein  Pfund  blutstillenden  Eisenschwamm, 
zwei  Pfund  Charpie, 

zwei  grössere  und  zwei  kleinere  Apparate  zum  ersten  Verband  bei  Knochen- 
brüchen  an  den  Extremitäten,  enthaltend  die  nöthigen  Schienen,  Com- 
pressen.  Binden,  Bändchen  und  Strohladen, 

sechs  Stück  Servietten  zum  Verband, 

sechs  Stück  Handtücher  zum  Verband,  a  3  Ellen  lang  und  »/,  Elle  breit, 
zwei  Häckerling.Polster,  ä  */4  Ellen  lang  und  </a  Elle  breit, 
die  nöthigen  Compressen,  und  zwar  mindestens  vier  grosse,  vier  mittlere  und 
vier  kleine, 

Cirkelbinden  zum  Verbände  bei  Rippenbrüchen  u.  s.  w.,  und  zwar  ein  Stück 
a  30  Ellen  von  3  Zoll  Breite  und  zwei  Stück  von  2  Zoll  Breite, 

einen  kleinen  Strähn  starken  ungebleichten  Flachszwirn,  einige  Nähnadeln 
und  einen  Brief  Stecknadeln,  endlich 

zwei  Schrauben  und  zwei  Knebel-Tourniquets. 

2.  Bei  einem  jeden  die  Personen  befördernden  Train  müssen  Uberdiess 

folgende  Mittel  und  Nothapparate  unter  Verwahrung  der  Conducteure  mit- 

geführt  werden,  nämlich : 
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a)  die  nötigsten  Labungsmittel :  Radicalessig,  Salmiakgeist,  eine  Brand- 
salbe; 

b)  die  unentbehrlichsten  Bandagen  und  Binden  ; 

c )  die  unentbehrlichsten  chirurgischen  Instrumente  ; 

d)  mehrere  Tourniquets ; 

e)  blutstillender  Eisenschwamm,  Charpie  und  Leinenzeug; 

f)  Waschschwämme  und  lederne  Lavoirs; 

g)  eine  Anzahl  Traggurten; 
Wachsstöcke  und  Fackeln. 

3.  Um  sich  für  einen  Unglücksfall  des  geeigneten  Personales  zu  ver- 
sichern, welches  den  Verunglückten  schleunige  und  zweckmässige  Hilfe  zu 
leisten  im  Stande  ist,  sind  die  Bahnunternehmungen  verpflichtet,  ihre  Ober- 
Conducteure  durch  einen  praktischen  Wundarzt  Uber  den  Gebrauch  der 
in  den  Rettungskasten  enthaltenen  Geräthe  und  Labungsmittel  unterrichten 
zu  lassen. 

4.  Die  Bezeichnung  der  bedeutenderen  Stationsplätze,  in  welchen  die 
ad  1  genannten  grösseren  Apparate  in  Bereitschaft  gehalten  werden  sollen, 
ferner  die  Ueberwachung  der  erwähnten  Rettungs-Apparate  und  der  Aus- 
rüstung derselben  bleibt  derjenigen  Polizeibehörde  vorbehalten ,  welcher  die 
Führung  der  Bahnpolizei-Aufsicht  seinerzeit  übertragen  werden  wird. 

Uebrigons  wird  gestattet,  dass  bei  jenen  Eisenbahn-Stationen,  wo  sich 
bereits  Rettungskästen  befinden,  jedoch  nicht  mit  allen  den  oben  ad  1  und  2 
bezeichneten  Requisiten  ausgerüstet  sind,  die  noch  fehlenden,  jedoch  not- 
wendigen Bestandteile  durch  andere  ergänzt  werden  können,  daher  die 
Notwendigkeit  nicht  eintrete,  die  etwa  vorhandenen  nicht  vollständigen 
Rettungskästen  gleich  jetzt  durch  ganz  neue  ersetzen  zu  lassen. 

Mit  dem  Handelsmiaisterial-Erlasse  vom  18.  December  1S69,  Z.  24.539-4387,  Centraiblatt 
Nr.  1  ex  1870,  wurde  den  Eisenbahnverwaltnngen  die  successive  Einführung  des  von  Dr. 
Sigmund  Reis  erfundenen  patentirten  Trag-  und  Rettungs-Apparates  für  körperlich 
Verunglückte  statt  der  gegenwärtig  in  Verwendung  stehenden  portativen  Rettungskisten  em- 
pföhlet). Der  Reis'sche  Apparat  ist  eine  sehr  sinnreich  ausgedachte,  zusammenlegbare  Tragbahre, 
welche  zugleich  in  einem  Behältnisse  jene  Gegenstände  enthält,  die  zur  ersten  Hilfeleistung  erfor- 
derlich und  auch  für  Laien  benutzbar  sind.  Zugleich  wurde  angeordnet,  dass  im  Falle  der  Ein- 
führung die  Lade  mit  dem  Verbandzeug  und  den  sonstigen  Utensilien  nicht  nur  mit  einem  Schlosse« 
dessen  Schlüssel  der  betreffende  Oberconducteur  oder  Zugführer  bei  sich  zu  führen  hätte,  gesperrt, 
sondern  auch  plombirt  werden  müsste,  damit  die  darin  enthaltenen  Gegenstände  nicht  entwendet 
werden  können ;  auch  müssten  die  Bahnärzte  verpflichtet  werden,  sich  in  bestimmten  Zeiträumen 
von  dem  guten  Zustande  der  Medicamente  zu  überzeugen,  sowie  das  Bahnpersonale  über  deren 
Anwendung  zu  belehren,  welche  Belehrung  ähnlich,  wie  auf  der  Theiss-Eisenbahn,  in  eine  In- 
struction zusammenzufassen  und  unter  das  Zugbegleitungs-Personale  iu  vertheilen  wäre.  Die 
stabilen  Rettungskäaten  in  deu  grösseren  Stationen  wären  aber  auch  ferner  beizubehalten. 
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2.  Handelsministerlal-Erlass  vom  25.  Februar  1869,  Z.  3506-578, 

Ceotralblaft  Nr.  20,  an  sfimmUiohe  Bahnverwaltungen,  betreffend  die  Beseitigung  guss- 
eiserner Bestandtbeile  bei  Fahrbetriebsmitteln  und  die  Bereithaltung  von  Hilfszugcn  in 

grösseren  Stationen. 

Die  Erhebungen  Uber  die  am  3.  Februar  1.  J.  auf  der  k.  k.  priv.  Staats- 
bahn  bei  Bechowitz  stattgefunden  e  Entgleisung  des  Eilzuges  Nr.  1  haben 
neuerlich  gezeigt,  wie  leicht  gusseiserne  Bestandteile  der  Fahrbetriebsmittel 
brechen ,  ohne  vorher  Spuren  einer  Beschädigung  zu  zeigen,  und  wie  wün- 
schenswerth  es  demnach  sei,  dass  nach  und  nach  alle  kleineren  und  leichter 
gebrechlichen  Gussbestandtheile  aus  den  Betriebsmitteln  ausgeschieden  und 
durch  gehämmerte  oder  gepresste  schmiedeiserne  ersetzt  werden. 

Wenn  nun  auch  diese  Erzeugungsweise,  welche  in  der  Maschinenfabrik 
der  Staatseisenbahn-Gesellschaft  von  Haswell  vor  einiger  Zeit  eingeführt 
wurde,  bis  nun  noch  nicht  genügend  entwickelt  und  verbreitet  ist,  um  jetzt 
schon  die  Anwendung  gusseiserner  Lagerbestandtheile  vollständig  aus- 
schliessen  zu  können,  so  kann  das  k.  k.  Handelsministerium  gleichwohl  nicht 
umhin,  die  Verwaltungen  dringendst  aufzufordern,  wenigstens  die  für  Eil- 
und  Personenzüge  bestimmten  Fahrbetriebsmittel  möglichst  bald  mit  gehäm- 
merten oder  gepressten  schmiedeisernen  Lagern  statt  der  gegossenen  zu 
verschen. 

Es  hat  sich  ferner  herausgestellt,  dass  der  zur  Aufnahme  der  bei  Becho- 
witz Verunglückten  bestimmte  Hilfszug  erst  nach  bedeutendem,  durch  die 
Zusammenstellung  und  Absendung  desselben  bedingtem  Verzuge  und  ohne 
ärztlichen  Beistand  an  die  Unfallsstätte  einlangte. 

Um  nun  ähnlichen  Uebelständen  in  der  Zukunft  vorzubeugen,  wollen 
die  Verwaltungen  die  Einrichtung  treffen,  dass  bei  etwaigen,  auf  den  dortigen 
Bahnlinien  sich  ereignenden  Unfällen  wenigstens  von  den  wichtigeren  Stationen 
aus  die  Absendung  eines  zur  Aufnahme  der  Verunglückten  geeigneten,  mit 
den  erforderlichen  ärztlichen  und  anderweitigen  Hilfsmitteln  versehenen  Hilfs- 
zuges jederzeit  sogleich  nach  erfolgter  Avisirung  des  Unfalles  erfolgen  könne. 


IL  Bestimmungen  zur  Wahrung  der  Regelmässigkeit. 

a)  Anzeige  relevanter  Ereignisse. 

1.  Mit  dem  Handelsministerial  -  Erlasse  vom  27.  Deeember  1851, 
Z.  7121-C,  Handelsministerial- Verordnungsblatt  Nr.  3  ex  1852,  betreffend 
die  telegraphische  Anzeige  von  sich  ergebenden  Unfällen  und 
sonstigen  bedeutenden  Ereignissen  oder  Störungen  im  Bahn- 
betriebe, wurden  die  Betriebs-Directionen  der  Staatseisenbahnen  angewiesen, 
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die  Verfügung  zu  treffen,  dass  über  jeden  auf  der  Bahn  sich  ergebenden 
Unfall  von  nur  irgend  einer  Bedeutung,  über  sonst  erhebliche  Ereignisse  und 
wesentliche  Störungen  im  Betriebe  unmittelbar  von  der  Station  aus,  die 
es  betrifft,  soweit  thunlich,  im  telegraphischen  Wege  jedesmal  ohne  Verzug 
die  Anzeige  an  den  Vorstand  der  Ministerial-Scction  für  Communicationen 
und  gleichzeitig  auch  an  die  vorgesetzte  Betriebs-Direction  erstattet  werde. 


2.  Handelsminlsterial-Erlass  vom  I.  März  1852,  Z.  3II0-E, 

Handelsministerial- Verordnungsblatt  Nr.  20,  betreffend  die  Anzeigen  der  Eisenbuhn- 
Betriebsorgtne  über  in  ihrem  Dienstbereiche  vorkommende  Ereignisse  und  Unfälle. 

Um  die  zur  höheren  Aufsicht  und  Controlle  sowie  zur  Handhabung  der 
Ordnung  und  Sicherheit  im  Betriebe  des  Eisenbahnwesens  aufgestellte  General- 
Inspection  der  Communications- Anstalten  in  die  Lage  zu  setzen,  die  ihr  oblie- 
genden Pflichten  dem  beabsichtigten  Zwecke  gemäss  ohne  Störung  zu  voll- 
führen, wird  Nachstehendes  angeordnet: 

1.  Ueber  jedes  im  Bereiche  einer  Eisenbahn  auf  einer  Station  oder  der 
Bahnstrecke  vorkommende  Ereigniss  und  jeden  Unfall,  wenn  hierbei  eine 
körperliche  Verletzung  des  Dienstpersonales  oder  anderer  Personen  stattfand, 
oder  wenn  auch  abgesehen  hievon  ein  Vorfall  von  der  Art  ist,  dass  er  die 
öffentliche  Aufmerksamkeit  oder  die  Beachtung  des  verkehrenden  Publicums 
im  erhöhten  Grade  erregt,  ist  ohne  Verzug  die  telegraphische  Anzeige  an 
die  III.  Section  des  Ministeriums  flir  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten 
zu  erstatten.  In  diese  Anzeige  ist  eine  kurze  Angabe  der  das  Ereigniss  oder 
den  Unfall  begleitenden  Umstände  aufzunehmen,  und  dieselbe  ist  ohne  allen 
Verzug  abzufertigen,  es  mag  dem  Vorfalle  irgend  ein  Verschulden  zu  Grunde 
liegen  oder  nicht.  Diese  telegraphische  Anzeige  ist  von  dem  Beamten,  in 
dessen  Bereiche  das  Ereigniss  oder  der  Unfall  vorkam,  auch  dann  in  gleicher 
Weise  zu  erstatten,  wenn 

2.  zwar  keine  körperliche  Verletzung  stattfand,  auch  die  öffentliche 
Aufmerksamkeit  oder  die  des  verkehrenden  Publicums  nicht  im  höheren 
Grade  angeregt  wurde,  gleichwohl  Gefahren  mit  dem  Ereignisse  verbunden 
waren  oder  wirkliche  Nachtheile  bereits  entsprungen  sind,  es  mag  ein  Ver- 
schulden zu  Grunde  liegen  oder  nicht. 

3.  In  Fällen,  wo  dem  die  telegraphische  Anzeige  an  das  Ministerium 
für  Handel,  Gewerbe  und  Öffentliche  Bauten  abfertigenden  Beamten  die  An- 
wesenheit des  die  Strecke  Uberwachenden  General  Inspections-Commissärs 
an  einer  bestimmten  Station  bekannt  ist,  wird  derselbe  verpflichtet  sein, 
die  gleiche  Anzeige  auch  unverweilt  an  den  Commissär  zu  erstatten. 

4.  Da  jeder  Bahnbeamte  die  Pflicht  hat,  die  Untergebenen  im  Vollzuge 
aller  Dienstobliegenheiten  zu  Uberwachen,  so  wird  derselbe  auch  angewiesen, 
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dem  Commis8är  der  General-Inspection  sowie  den  General-Inspectoren  selbst 
bei  ihrem  Erscheinen  Uber  alle  wahrgenommenen  Vernachlässigungen  und 
Uebertretungen  der  Dienstvorschriften  und  straffälligen  Handlungen  ihrer 
Untergebenen  Anzeige  zu  erstatten,  es  mag  hierüber  im  eigenen  Wirkungs- 
kreise oder  im  Wege  höherer  Vorgesetzten  die  Disciplinar- Verhandlung  bereits 
eingeleitet  sein  oder  nicht. 

Ganz  in  gleicher  Weise  sind  zur  Kenntniss  des  erscheinenden  Organes 
der  General-Inspection  jene  Uebertretungen  gegen  die  Vorschriften  der  Eisen- 
bahn-Betriebs-Ordnung zu  bringen ,  welche  nicht  von  Eisenbahnbediensteten 
sondern  anderen  Personen  begangen  wurden,  um  deren  gesetzliche  Bestrafung 
einzuleiten. 

An  die  Stelle  der  hier  erwShoteo  General-Inspection  der  Conimuniciitiona-Anatalten  ist 
gegenwärtig  die  k.  k.  (ieiieral-lnsueclion  der  österreichischen  Eisenbahnen  getreten. 


3.  Mit  dem  Handelsministerial- Erlasse  vom  2.  März  1852,  Z.  4671-E, 
Handelsministerial-Vcrordnungsblatt  Nr.  19,  betreffend  die  Einsendung 
von  Tagsrapporten  über  den  Verkehr  der  Züge,  wurde  den  Be- 
triebs-Directionen  der  Staatseisenbahnen  zu  dem  Zwecke,  um  eine  stete 
Uebersicht  über  die  Regclraässigkeit  bei  dem  Verkehre  der  Züge  auf  den 
k.  k.  Staatseisenbahnen  zu  erhalten,  und  um  auch  von  allen  Verspätungen 
und  anderen  die  Regclmässigkeit  des  Verkehres  störenden  Vorfällen  schnell 
in  Kenntniss  zu  gelangen,  die  Weisung  crtheilt,  dass  von  allen  Stationen,  in 
welchen  in  der  Regel  ein  Maschinenwechsel  stattfindet,  täglich  ein  nach  dem 
beiliegenden  Formulare  ausgefertigter  Rapport  von  dem  betreffenden  tech- 
nischen Beamten  des  Bahnhofdienstes  an  das  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Bauten  einzusenden  sei. 

Die  einzelnen  Rubriken  für  Bezeichnung  der  Züge,  der  Zeit  der  Ankunft 
und  des  Abganges  und  der  Angabe  der  Verspätung ,  welche  keiner  weiteren 
Erklärung  bedürfen,  seien  genau  nach  dem  wirklichen  Ergebnisse  auszufüllen. 
Die  mit  „Anmerkung"  bezeichnete  Rubrik  diene  zur  kurzen  Beschreibung 
des  sich  etwa  ereigneten  Unfalls  und  dessen  Veranlassung,  ferner  zur  Angabe 
der  Ursache  einer  jeden  Verspätung. 

Gleichzeitig  wurde  den  Directionen  der  Privat-Eisenbahnen  mitgetheilt, 
welche  Anordnung  man  zu  treffen  sich  veranlasst  fand,  um  eine  stete  Ueber- 
sicht über  die  Regelmässigkeit  bei  dem  Verkehre  der  Züge  auf  den  Eisen- 
bahnen zu  erhalten,  und  um  auch  von  allen  Verspätungen  und  anderen  die 
Regelmässigkeit  des  Verkehres  störenden  Vorfällen  ohne  Verzug  in  Kenntniss 
zu  gelangen.  Zugleich  wurden  die  erwähnten  Directionen  ersucht,  die  geeig- 
neten Weisungen  erlassen  zu  wollen,  damit  die  zum  bezeichneten  Zwecke 
angeordneten  Rapporte  nach  dem  beifolgenden  Formulare  vom  15.  April  1852 
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angefangen  von  den  betreffenden  Stetionen  der  Privat-Eisenbahnen  regel- 
mässig erstattet  werden. 

Mit  dem  Handelaministerial-ErUiMe  vom  22.  Mai  1869,  Z.  10.001-1752,  Centralblatt  Nr.  48. 
wurde  die  k.  k.  (ieneral-Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  aufgefordert,  monatlich  eine 
Nach  Weisung  über  die  Verspätungen  der  Eil-,  Personen- und  gemischten  Züge  (eicl. 
Locahüge)  unter  Angabe  der  Ursachen  und  der  hierüber  getroffenen  Verfügungen  dem  Ministerinin 
vorzulegen.  Mit  der  bezüglichen  Evidenzhaitang  und  Zusammenstellung  ist  ein  Beamter  der  k.  k. 
General-lnspection  speciell  beauftragt  und  ihm  das  erforderliche  Hilfspersonale  beigegeben. 


b)  Vorlage  und  Einrichtung  der  Fahrordnung. 
1.  Handelsminislerial-Erlass  vom  2.  Februar  1«62,  Z.  5313-904, 

Centralblatt  Nr.  10,  an  sümmtliche  österreichische  Eisenbahn-Verwaltungen  in  Betreff  der 
rechtzeitigen  Vorlage  der  Fahrordnungs -Entwürfe. 

Man  hat  hierorts  bereits  wiederholt  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass 
mehrere  Eisenbahn  ■  Verwaltungen  die  Entwürfe  neuer  oder  abgeänderter 
Fahrordnungen  nicht  immer  rechtzeitig,  wie  es  vorgeschrieben  ist,  vorlegen, 
und  dieser  Umstand  hat  nicht  verfehlt,  auch  von  Seite  des  k.  k.  Finanz- 
ministeriums die  begründete  Beschwerde  hervorzurufen,  dass  dabei  sehr  oft 
nicht  einmal  die  erforderliche  Zeit  zur  gründlichen  Würdigung  der  durch  die 
gedachten  Fahrordnungen  berührten  postalischen  Interessen  übrig  bleibt,  in 
den  meisten  Fällen  aber  die  gewöhnlich  nothwendig  erscheinenden  weit  ver- 
zweigten Aendcrungen  in  den  Postcoursen  nicht  rechtzeitig  durchgeführt 
werden  können,  wodurch  häufig  nicht  nur  grössere  Auslagen  dem  Aerar 
wegen  zeitweiliger  Unterhaltung  postalischer  Communicationsmittel,  welche 
bei  entsprechenderem  Vorgang  vermieden  werden  könnten,  verursacht,  sondern 
nicht  selten  auch  gegründete  Klagen  des  Publicums  über  mangelhafte  Post- 
einrichtungen hervorgerufen  werden. 

Ausserdem  hat  sich  auch  das  k.  k.  Kriegsministerinm  mit  der  Klage 
hieher  gewendet,  das«  viele  Eisenbahn-Verwaltungen  bei  Aenderungen  der 
Fahrordnungen  nicht  nur  das  nach  Umständen  erforderliche  und  nach  §.  10 
des  Ucbereiukommen8  vom  10.  December  1860  vorgeschriebene  vorherige 
Einvernehmen  mit  den  betreffenden  Landcs-General-Commanden  gänzlich 
ausser  Acht  lassen,  sondern  auch  die  Mittheilung  von  den  festgestellten  neuen 
Fahrordnungen  so  spät  machen,  dass  die  bereits  getroffenen  militärischen 
Dispositionen  nachhaltig  alterirt  werden,  wornacii,  weil  die  rechtzeitige  Aen- 
derung  dieser  Dispositionen  oft  auf  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten  stösst, 
Nachtheile  für  das  Aerar  nicht  immer  vermieden  werden  können. 

Es  haben  sich  ferner  aueh  Fälle  ergeben,  dass  von  einreinen  Bahngesell- 
schaften neue  Fahrordnuugen  entworfen  und  zur  Genehmigung  vorgelegt 
werden,  ohne  entweder  auf  den  Zusammenhang  mit  wichtigen  Zügen  anschlies- 
sender Bahnen  Rücksicht  zu  nehmen  oder  hiusichtlich  der  Herbeiführung 
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dieses  Zusammenhanges  das  erforderliche  Einvernehmen  zu  versuchen ,  und 
desshalb  die  Zulässigkeit  der  Genehmigung  der  vorgelegten  Fahrordnung 
verzögert  oder  ganz  vereitelt  wurde,  indem  das  Handelsministerium  nicht 
zugeben  kann,  dass  durch  fehlenden  oder  mangelhaften  Anschluss  der  Züge 
der  verschiedenen  österreichischen  Bahnlinien  wichtige  Verkehrsinteressen 
verletzt  werden.  Zu  Alldem  gesellt  sich  noch  der  Umstand,  dass  die  Erfah- 
rung lehrt,  dass  Fahrordnungs-Entwürfe  nicht  immer  mit  der  erforderlichen 
Sorgfalt  ausgefertigt  sind,  und  Verstösse  in  Bezug  auf  Kreuzungen,  Fahr- 
geschwindigkeit und  zeitgemäS8es  Aufeinanderfolgen  der  Züge  vorkommen, 
wesshalb  zur  Beseitigung  dieser  Gebrechen  eine  zeitraubende  Detailrevision 
zur  Nothwendigkeit  erwächst. 

Um  nun  diesen  hier  besprochenen  Uebelständen  wirksam  abzuhelfen 
und  den  hiedurch  hervorgerufeneu  Beschwerden  gerecht  zu  werden,  findet 
man  sich  bestimmt,  säromtliche  Eisenbahnverwaltungen  nachdrücklichst  auf- 
zufordern, künftig  ihre  Anträge  zur  Einführung  neuer  oder  zur  Abänderung 
bestehender  Fahrordnungen  und  zwar,  wenn  es  sich  lediglich  um  die  Eiu- 
legung  neuer  Züge  oder  um  die  Auflassung  bestehender  Züge  handelt,  ohne 
dass  an  dem  Verkehre  der  übrigen  Züge  eine  Aenderung  eintritt  und  auch 
die  Nothwendigkeit  der  Aenderung  der  Fahrordnung  einer  Kachbarbahn  nicht 
vorhanden  ist,  wenigstens  20  Tage,  wenn  jedoch  complicirtcrc  Aendcrungen 
beantragt  werden,  oder  wenn  die  Aenderung  eine  Umarbeitung  der  Fahr- 
ordnung einer  Nachbarbahn  erheischt,  wenigstens  30  Tage,  bevor  sie  ins 
Leben  treten  sollen,  unter  Beilegung  der  betreffenden  graphischen  Darstellung, 
und  zwar  in  jenen  Fällen,  wo  durch  eine  beantragte  Aenderung  bei  Zügen, 
mit  welchen  Personen  befördert  werden,  die  auf  eine  andere  Bahn  Ubergehen, 
zugleich  eine  Aenderung  der  Fahrordnung  auf  der  Anschlussbahn  bedingt 
ist,  stets  mit  der  zuvor  einzuholenden  Zustimmung  der  Anschlussbahn  oder 
mit  den  dagegen  vorgebrachten  Einwendungen,  sowie  in  jenen  Fällen,  wo 
eine  Aenderung  der  Militärzüge  eintreten  soll,  stets  mit  der  einschlägigen 
zuvor  einzuholenden  Zustimmung  des  betreffenden  Landes-General-Commandos 
anher  vorzulegen,  damit  selbe  sowohl  vom  postalischen  als  bahnpolizeilichen 
Btandpnncte  geprüft  und  14  Tage  vor  ihrer  Einführung  kundgemacht  werden 
können,  wie  diese  in  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  ausdrücklich  vorge- 
schrieben ist. 


2.  üandelsministerial-Erlass  vom  26.  Juni  1862,  Z.  2469-343, 

Centralblatt  Nr.  27,  an  die  in  Wien  befindlichen  Eisenbahn-Verwaltungen  in  Betreff  der 
Mittheilung  der  Fahrordnungs-Entwürfe  an  den  General-Quartiermeisterslab. 

Nach  dem  hierortigen  Erlasse  vom  2.  Februar  d.  J.,Z.  5313-904,  sind  die 
Entwürfe  neuer  oder  geänderter  Fahrordnungen,  wofern  dieselben  Militärzüge 
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berühren,  vor  ihrer  Vorlage  mit  den  betreffenden  Landes-Militär-Commanden 
zu  vereinbaren.  Mit  Hinblick  jedoch  auf  den  Umstand,  daas  der  Sitz  der 
meisten  Eisenbahn-Verwaltungen  in  W  i  e  n  ist,  und  dass  daher  die  geforderte 
Rücksprache  für  viele  derselben  Schwierigkeiten  unterliegt,  jedenfalls  aber 
mit  Zeitverlust  verbunden  ist,  so  hat  sich  das  k.  k.  Kriegsministerium,  die 
hierortige  Ansicht  theilend,  dass  zur  Erreichung  des  angestrebten  Zweckes  die 
erwähnten  Vereinbarungen  in  Wien  zu  pflegen  wären,  bestimmt  gefunden, 
den  Gencral-Quartiermeisterstab  anzuweisen,  die  einschlügigen  Verhandlungen, 
und  zwar  für  alle  Bahnen  der  Monarchie,  zur  Wahrung  der  militärischen 
Interessen  durchzuführen. 

Die  geehrten  Verwaltungen  werden  hievon  im  Nachhange  zu  dem  hier- 
ortigen  Erlasse  vom  2.  Februar  d.  J.,  Z.  5313-904,  mit  der  Aufforderung  in 
Kenntnisa  gesetzt,  von  nun  an  die  dortseitigen  Fahrordnnngs-EntwUrfe  nicht 
mehr  an  das  Landes-Militär-Commando,  sondern  an  den  erwähnten  General- 
Quartiermeisterstab  behufs  der  erforderlichen  Vereinbarung  zu  leiten. 


3.  Ilandelsministerial-Erlass  vom  16.  Juli  1869,  Z.  14.015-2379. 

Centralblatt  N  .  59,  an  säintntliche  Eisenbahn-Verwaltungen,  betreffend  die  Abfassung 

der  Fahrordnung  der  Zöge. 

Zufolge  einer  Mittheilung  des  k.  k.  Reichs-Kriegsministeriums  wurde 
von  Seite  einzelner  Bahnverwaltungen  in  neuerer  Zeit  unterlassen,  bei  Ver- 
fassung neuer  Fahrpläne  die  vorgeschriebene  Zustimmung  des  k.  k.  General- 
stabes  hinsichtlich  der  Fahreintheilung  der  für  Militärtransporte  bestimmten 
Züge  einzuholen. 

Weiters  hat  das  Handelsministerium  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass 
bei  Aenderungen  des  Fahrplanes,  welche  auf  die  Influenz  der  Züge  der 
Nachbarbahnen  Einfluss  hatten,  in  mehreren  Fällen  nicht  rechtzeitig  das 
erforderliche  Einvernehmen  mit  den  betheiligten  Nachbarbahnen  gepflogen 
worden  ist,  und  überhaupt  die  Vorlage  der  Fahrordnungs-Entwtirfe  häufig 
erst  im  letzten  Augenblicke  erfolgt. 

Das  Handelsministerium  sieht  sich  demnach  veranlasst,  Bäramtlichen 
Verwaltungen  die  Erlässe  Vom  2.  Februar  1862,  Z.  6313-904  ex  1861 
(Centraiblatt  Nr.  10  ex  1862,  off.  Thl.,  pag.  98),  und  vom  26.  Juni  1862, 
Z.  2469-343  (Ccntralblatt  Nr.  27  ex  1862,  off.  Thl.,  pag.  270)  in  Erinne- 
rung zu  bringen,  mit  welchen  in  Bezug  auf  die  Fahrordnung  der  für  Militär- 
transporte bestimmten  Züge  das  Einvernehmen  mit  den  k.  k.  Militärbehörden 
geregelt  und  insbesondere  mit  ersterem  mehrere  Bestimmungen  in  Bezug  auf 
die  Feststellung  und  Vorlage  von  Fahrordnungs  -  Entwürfen  getroffen 
worden  sind. 
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Bei  Einführung  neuer  oder  bei  Abänderung  bestehender  Fahrordnungen 
sind  laut  dieser  Anordnung  die  Entwürfe,  je  nachdem  die  Aenderung  nur 
einzelne  Züge  oder  den  ganzen  Fahrplan  trifft,  wenigstens  20,  beziehungs- 
weise 30  Tage,  bevor  sie  ins  Leben  treten  sollen,  und  zwar  wenn  es  sich  um 
Militärzüge  und  die  als  solche  zu  benützenden  Lastzüge  handelt,  stets  mit 
der  einschlägigen  Zustimmung  der  Militärbehörde  versehen,  und  wenn  die 
Anschlüsse  an  die  Nachbarbahnen  berührt  werden,  nach  zuvor  erfolgter 
Vereinbarung  mit  den  Verwaltungen  der  betheiligten  Nachbarbahnen  unter 
Nachweisung  derselben  dem  Handelsministerium  vorzulegen,  um  zunächst 
deren  eindringliche  Prüfung  und  sodann  die  Kundmachung  der  neuen  Fahr- 
eintheilung  nach  Vorschrift  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  I  i  Tage  vor 
ihrer  Einführung  zu  ermöglichen. 


4.  Haodelsministerial-Erlass  vom  22.  Mai  1869,  Z.  10.602-1753, 

Centrulbluft  Nr.  44,  betreffend  die  Anzeige  über  die  Einleitung  von  Conferenzen  in  Tarif- 

und  Fnhrordnungs-Angelegenheiteo. 

Mit  der  Zunahme  des  Verkehres  und  dem  Hinzutreten  neuer  Eisen- 
bahnen treten  uun  häufiger  Fälle  ein,  dass  mit  Delegirten  auswärtiger  Bahn- 
verwaltungen Conferenzen  abgehalten  werden ,  welche  theils  die  Aufstellung 
von  Tarifen  im  Verbandverkehre  oder  Aenderungen  der  bestehenden  Ver- 
bandtarife, theils  die  Festsetzung  der  Fahrordnung  der  Züge  im  Anschluss- 
verkehre zum  Gegenstande  haben. 

Hiebei  tritt  das  ungleiche  Verhältniss  ein ,  dass  die  Vertreter  der  aus- 
wärtigen Bahnen,  welche  zum  grossen  Theile  Staatsbahnen  oder  im  Staats- 
betriebe befindliche  Privatbahnen  sind,  bereits  mit  Instructionen  ihrer  Regie- 
rungen zur  Bcrathung  kommen,  während  der  diessseitigen  Regierung,  welche 
von  dem  Zusammentritte  solcher  Conferenzen  erst  nachträglich  Kenntniss 
erlangt  und  meist  fertigen  Beschlüssen  gegenübersteht,  jede  Gelegenheit 
benommen  ist,  Wünsche  und  Bedürfnisse,  welchen  bei  solchen  Berathungen 
Rechnung  getragen  werden  könnte,  in  Anregung  und  zur  Geltung  zu  bringen. 

Die  Verwaltungen  der  österreichischen  Eisenbahnen  werden  somit  ein- 
geladen, dem  Handelsministerinm  von  der  bevorstehenden  Abhaltung  solcher 
Conferenzen  unter  Bekanntgabe  des  Programmes  jedesmal  rechtzeitig  Mit- 
theilung zu  machen,  wenn  es  sich  hiebei  um  die  Einrichtung  neuer  oder  um 
die  wesentliche  Aenderung  bestehender  Verbandtarifc,  dann  der  Fahrordnung 
der  influirenden  Züge  handelt. 

Sobald  mehrere  österreichische  Bahnverwaltungcn  bei  einer  und  dersel- 
ben Conferenz  betheiligt  sind,  ist  die  Anzeige  nur  von  einer  derselben  zu 
erstatten,  und  wird  den  Verwaltungen  überlassen,  sich  diessfalls  zu  einigen. 

Mit  den  betheiligtcn  Verwaltungen  wird  das  Handelsministerium  sodann 
nach  Erforderniss  das  weitere  Einvernehmen  pflegen. 


Digitized  by  Google 


172 


Betrieb  der 


5.  Handelsministerial-Erlass  vom  26.  October  1869,  Z.  20.466-3604, 

Centralblatt  Nr.  88 ,  betreffend  die  Einhaltung  der  fahrplanmäßigen  Abfahrtsieit  bei 

Lastzügen. 

Nach  einer  Anzeige  der  k.  k.  General-Inspection  der  Österreichischen 
Eisenbahnen  wird  auf  mehreren  österreichischen  Eisenbahnlinien  gestattet, 
Lastzüge  unter  gewissen  Vorsichten  auch  vor  der  fahrplanmässigen  Abfahrts- 
zeit von  den  Stationen  abzulassen.  Diese  Einrichtung  verstösst  gegen  den 
obersten  Grundsatz  eines  geregelten  Betriebes,  dass  kein  Zug  die  Station  vor 
der  fahrplanmässigen ,  d.i.  regelmässigen  Abfahrtszeit  verlassen  darf,  die- 
selbe bedingt  ferner  eine  wesentliche  Erschwerung  und  Vertheuerung  der 
Bahnerhaltung,  nimmt  die  Wächter,  welche  immer  schon  20  bis  40  Minuten 
vor  der  fahrplanmässigen  Ankunftszeit  des  Lastzuges  auf  dessen  Kommen 
gefasst  sein  müssen,  weit  mehr  in  Anspruch  und  lässt  denselben  weniger  Zeit 
zum  Begehen  der  Bahnstrecke. 

In  den  Fällen  endlich,  wo  die  Signale  versagen,  werden  durch  das 
frühere  Schliessen  der  Absperrungsschranken  die  Passage-Erschwernisse  für 
die  Anrainer  vermehrt. 

Aus  diesen  Gründen  und  in  der  weiteren  Erwägung,  dass  das  Personale 
durch  die  Gestattung,  ohne  absolute  Notwendigkeit  von  der  Fahrordnung 
abzuweichen,  zu  einer  laxeren  Durchführung  derselben  geneigter  wird,  sieht 
sich  das  Handelsministerium  veranlasst,  die  Verwaltungen  aufzufordern,  un- 
verzüglich die  Verfügung  zu  treffen ,  dass  künftighin  kein  Zug  vor  der  fahr- 
planmässigen Fahrzeit  von  der  Station  abgeben  dürfe. 


c)  Beziehungen  zu  der  Militärverwaltung. 
1.  Handelsministerial-Erlass  vom  3.  .Juli  1866,  Z.  10.419-909, 

Centralblatt  Nr.  26,  an  sSramtlicbe  österreichische  Eisenbahn-Verwaltungen,  betreffend 
die  Freihaltung  der  Bahngebäudc  von  Militär-Einquartierungen. 

Im  Einvernehmen  mit  dem  Handels-  und  Kriegsministeriura  hat  sich  das 
k.  k.  Staatsministerium  im  Hinblicke  auf  die  bevorstehenden  Ereignisse  mit  Erlass 
an  sUmmtliche  Länderstellen,  ddo.  21.  Juni  1866,  Z.  11.142-1430,  zu  der 
Erklärung  veranlasst  gefunden ,  dass  die  zum  unmittelbaren  Betriebe  der 
Eisenbahnen  unentbehrlichen  Räumlichkeiten,  nämlich  die  Bahnhöfe  und 
Stationsgebäude,  einschliesslich  der  darin  befindlichen  Wohnungen  der  Bahn- 
bediensteten, wie  auch  der  Wächterhäuser,  zufolge  des  §.  21,  Pct.  10  des 
Einquartierungs-Gesetzes  vom  15.  Mai  1854  weder  bei  der  dauernden  Ein- 
quartierung, noch  bei  Durchzügen  der  Truppen  zu  deren  Unterbringung  in 
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Anspruch  genommen  werden  dürfen,  und  dass  in  den  ausnahmsweisen  Fällen 
des  §.  22  dieses  Gesetzes  die  auf  die  Dauer  der  äussersten  Noth  mit  Militär 
zu  besetzenden  derlei  Localitäten  im  Einvernehmen  mit  den  Organen  der 
Eisenbahn  auszumitteln  und  nur  die  momentan  für  den  Eisenbahnbetrieb  ent- 
behrlich erklärten  hiefür  in  Anspruch  zu  nehmen,  die  Wächterhäuser  aber 
unter  allen  Umständen  von  der  Militär-Bequartierung  frei  zu  halten  sind, 
wobei  die  Vorsorge  dafür  zu  treffen  ist  r  dass  durch  die  Anwesenheit  des 
Militärs  auf  dem  Bahnhofe  keine  Gefahr  für  die  Sicherheit  und  keine  Störung 
für  den  Betrieb  verursacht  werde. 


2.  Nach  §.  26  des  Wehrgesetzes  vom  5.  December  1868,  R.  G.  Bl. 
Nr.  151,  können  die  im  Verbände  des  stehenden  Heeres  (Kriegsmarine)  oder 
der  Landwehr  stehenden  Angestellten  im  Eisenbahndienste  im 
Falle  eines  Krieges  in  ihren  Anstellungen  belassen  werden ,  in  soweit  diesel- 
ben für  die  Aufrechthaltung  des  Betriebes  unentbehrlich  sind. 


3.  Handelsministerial-Erlass  vom  14.  Juli  1858,  Z.  13.543-1340, 

Handelsministerial- Verordnungsblatt  Nr.  42,  betreffend  die  Ausschliessung  der  lebenden 
Viehfrachten  von  den  für  Militär-Transporte  bestimmten  Eisenbahnlägen. 

Das  k.  k.  Handelsministerium  findet  im  Einverständnisse  mit  dem 
k.  k.  Armee-Ober- Commando  wegen  Ausschliessung  der  lebenden  Viehfrachten 
von  den  für  Militär-Transporte  bestimmten  EisenbahnzUgen  Tür  säramtlicbe 
Staats-  undPrivat-Eisenbahneu  die  nachstehenden  Bestimmungen  zu  erlassen: 

Den  Militär-SeparatzUgen,  mit  welchen  ausschliesslich  Militär- 
Personen  befördert  werden ,  darf  mit  Ausnahme  von  Pferden  oder  etwa  den 
zu  befördernden  Militärs  —  mit  Vorwissen  des?  Commandanten  —  eigen- 
tümlich gehörigen  Thieren  keine  andere  lebende  Fracht  angeschlossen 
werden. 

Wenn  jedoch  kleinere  Transporte  oder  kleinere  Militär-Abtheilungen 
mit  gemischten  EisenbahnzUgen  zu  befördern  sind,  muss  darauf 
Bedacht  genommen  werden,  dass  die  allenfalls  mitgehende  lebende  Fracht 
immer  im  Zuge  zuletzt,  und  nicht  unmittelbar  nach  jenen  Waggons,  in 
welchen  sich  das  Militär  befindet,  sondern  erst  nach  eingefügten  Lastwägen 
gereiht  werde. 

Den  von  Commandanten  der  zu  befördernden  Militär-Abtheilungen  bei 
den  Betriebs-Organen  etwa  vorgebracht  werdenden  Beschwerden  wegen 
beabsichtigter  Außerachtlassung  der  vorstehenden  Bestimmungen  hat 
sogleich  die  entsprechende  Abhilfe  geleistet  zu  werden. 
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Die  Commandanten  von  Militärkörpern,  Transporten  und  Abtheilungen, 
welche  mit  der  Eisenbahn  zu  befördern  sind,  wurden  angewiesen,  Zumuthun- 
geu  von  Seite  der  Betriebsverwaltungen,  wenn  dieselben  den  obigen  Bestim- 
mungen zuwiderlaufen ,  in  geziemender  Art  auf  das  Entschiedenste  zurück- 
zuweisen, und  es  ist  ihnen  bedeutet  worden,  dass  dieser  Anordnung  in  beson- 
deren Fällen  nicht  eine  zu  eng  begrenzte  Anwendung  gegeben  und  nicht 
weitere  Ansprüche  gemacht  werden,  als  diejenigen,  welche  von  der  Aufrecht- 
haltung des  Decorums  und  den  Rücksichten  für  die  Truppe  gefordert  werden. 


d)  Staatliche  Rechte  des  Eisenbahn-Betriebspersonales. 
Verordnung  des  Handelsministeriums  vom  3.  April  1857,  Z.978-H.M.,  R.G.B).  Nr.  76, 

Handclsministerial-Verordnungsblatt  Nr.  27,  womit  eine  Vorschrift  über  die  Uniform  der 
Beamten  und  die  Dienstkleidung  der  Diener  der  Privat-Eisenbahngeaellscbalten  und  con- 
cessionirten  SlaaUeisenbahn-BetricItsunternehmuugcn  erlassen  wird. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  der  Allerhöchsten 
Entschliessung  vom  14.  März  1857  die  vom  Handelsministerium  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Ministerium  des  Innern,  dem  Armee-Ober-Commando  und 
der  obersten  Polizeibehörde  entworfene  Vorschrift  Uber  die  Uniformirung  der 
Beamten  und  die  Dienstkleidung  der  Diener  der  Privat-Eisenbahngesell- 
schaften  und  concessionirten  Staatseisenbahn-Betriebsunternehmungen  ge- 
nehmiget. 

Diese  Instruction  wird  daher  nachstehend  mit  dem  Bemerken  zur 
Wissenschaft  und  Darnachachtung  bekannt  gegeben,  dass  die  bezüglichen 
Zeichnungen  bei  den  politischen  Oberbehörden  in  Wien  und  in  den  Kronlän- 
ländern,  sowie  bei  allen  Bahndirectionen  eingesehen  werden  können,  und  dass 
Exemplare  hievon  um  den  Preis  von  Einem  Gulden  für  einfache,  und  von 
Zwei  Gulden  für  colorirte  bei  Herrn  Girolamo  Franceschini,  Costume- 
Director  der  k.  k.  Hoftheater,  vorräthig  zu  haben  sind. 

Ritter  von  Toggenburg  m.  p. 

Vorschrift 

über  die  Uniform  der  Beamten  und  die  Dienstk leidung  der 
Diener  der  Privat-Eisenbahngese llschaften  und  concessio- 
nirten Staatseisenbahn-Betriebsunternehmungen. 

Nach  §.  93  der  Allerhöchst  genehmigten  Eisenbahn-Betriebsordnung 
haben  diejenigen  Personen,  welche  die  Eisenbahnen  benutzen,  den  Weisun- 
gen, die  das  Aufsichts-  und  Zugsbegleitungs-Personale  wegen  Aufrechthaltung 
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der  Ordnung,  Regelmässigkeit  und  Sicherheit  des  Bahnbetriebes  zu  ertheilen 
für  nüthig  findet,  willige  Folge  zu  leisten,  und  nach  §.  102  dieser  Betriebs 
Ordnung  gemessen  die  bei  den  Privateisenbahnen  und  coneessionirten  Staats- 
cisenbahn-Betriebsunternchmungen  angestellten  Beamten  und  Diener  in  ihren 
Dienstesverrichtungen  gegenüber  dem  Publicum  den  gesetzlichen  Schutz 
gleich  anderen  öffentlichen  Organen. 

In  Uebereinstimmung  mit  der  hiedurch  dem  Personale  solcher  Eisen- 
bahn-Unternehmungen eingeräumten  Stellung  und  zur  Erleichterung  in  der 
Erfüllung  der  demselben  obliegenden  Pflichten,  endlich  zur  Wahrung  des 
gehörigen  Anstandcs  und  Erzielung  der  erforderlichen  Gleichförmigkeit, 
wird  für  säromtliche  Beamte  und  Diener  der  Privateisenbahnen  und  conees- 
sionirten Staatsbahn-Betriebsunternehmungen,  welche  gegenwärtig  bestehen 
und  in  der  Folge  in  Wirksamkeit  treten  werden,  auf  Grundlage  Allerhöchster 
Ermächtigung  vom  14.  März  1857,  nachstehendes  Unilormirungs-  und  Be- 
kleidnngs-Reglement  erlassen: 

§•  1. 

Den  Beamten  und  Dienern  der  Privateisenbahnen  und  coneessionirten 
Staatsbahn-Betriebsunternehmungen  wird  in  und  ausser  dem  Dienste,  ins- 
besondere aber  bei  feierlichen  Gelegenheiten,  das  Tragen  eines  Ehrenkleides, 
nä.ralich  für  die  Beamten  einer  Uniform  und  für  die  Diener  eines  Dienstkleides 
gestattet. 

§.  2. 

Alle  Beamten  und  Diener  der  obbenannten  Eisenbahn-Unternehmungen, 
welche  mit  dem  Publicum  im  ausübenden  Dienste  in  Berührung  kommen, 
sind  im  Dienste  zum  Tragen  der  Uniform  und  respective  des  Dicnstkleides 
verpflichtet. 

§.  3. 

Die  Uniform  der  Beamten  ist  nach  sechs  und  die  Dienstkleidung  der 
Diener  nach  fünf  Rangstufen  festgesetzt,  worüber  das  Nähere  aus  der  weiter 
folgenden  Beschreibung  der  Equipirungsgegenstände  zu  ersehen  ist. 

Hut  und  Degen  ist  bloss  bei  feierlichen  Anlässen  zu  tragen  und  zum 
gewöhnlichen  Gebrauche  die  Uniformkappe  zu  verwenden. 

Ueber  die  Einreihung  der  bei  einer  Eisenbahn-Unternehmung  angestellten 
Beamten  und  Diener  in  die  betreffende  Classe  hat  jede  Eisenbahnverwaltung 
binnen  sechs  Wochen  nach  Kundmachung  dieser  Vorschrift  an  das  k.  k. 
Ministerium  für  Handel ,  Gewerbe  und  Öffentliche  Bauten  die  Vorschläge  zu 
erstatten.  • 

§.  5. 

Nach  erfolgter  Genehmigung  der  Einreihung  des  Bahnpersonales  in  die 
vorstehend  erwähnten  Classen  hat  jede  Eisenbahnverwaltung  dafür  Sorge  zu 
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tragen,  dass  ihre  Beamten  und  Diener  spätestens  innerhalb  der  Frist  von 
sechs  Monaten  mit  der  entsprechenden  Uniform  und  rucksichtlich  Dienst- 
kleidung versehen  seien. 

Die  Bestimmung  über  die  Art  und  Weise  der  Beistellung  der  Uniformen 
und  der  Dienstkleidung,  dann  über  die  Dauer  der  Tragzeit,  insbesondere 
aber  über  die  entgeltliche  oder  unentgeltliche  Ueberlassung  der  Equipirungs- 
Gegenstände  an  die  Beamten  und  Diener  wird  den  bezüglichen  Eisenbahn- 
verwaltungen anheimgestellt. 

§.  7. 

Neue  Bahnunternebmungen,  welche  nach  §.  2  der  Allerhöchst  geneh- 
migten Eisenbahn-Betriebsordnung  die  Bewilligung  zur  Eröffnung  dea  Betriebes 
der  Bahn  ansuchen,  haben  der  betreffenden  Commisaion,  welche  die  Betriebs- 
fähigkeit der  Bahn  zu  erheben  hat,  den  Nachweis  zu  liefern,  dass  die  Ein- 
reihung der  angestellten  Beamten  und  Diener  in  die  vorstehend  erwähnten 
Classen  von  dem  k.  k.  Ministerium  filr  Handel ,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten  genehmiget  worden,  und  dieses  Personale  mit  dem  vorgeschriebenen 
Amtskleide  bereits  versehen  sei. 

Beschreibung  der  Uniform  der  Beamten. 
Uniformrock. 

§.  8. 

Der  Uniformrock  für  Beamte,  ist  für  alle  Classen  von  dunkelblauem 
Tuche  und  hat  Kragen  und  Aufschläge  von  demselben  Tuche. 

Der  Kragen  ist  vorne  in  der  Diagonale  eines  Zolles  massig  abgerundet, 
der  Oberleib  reicht  bis  an  die  Hüften  und  wird  mit  zwei  Knopfreihen,  jede 
zu  acht  silbernen  oder  versilberten  Knöpfen  geschlossen,  auf  welchen  der 
aus  den  Anfangsbuchstaben  der  Firma  der  Eisenbahn-Unternehmung  bestehende 
Namenszug  (Zeichnung,  Blatt  Nr.  VIII,  Muster  U)  geprägt  ist. 

Die  Knopfreihen  an  der  Brustseito  sind  nicht  in  gerader,  sondern  von 
unten  nach  oben  gegen  die  Achsel  in  schiefer  Richtung  angebracht.  Die  an 
ihren  Vordertheilen  in  einer  Diagonale  von  zwei  Zoll  massig  abgerundeten 
Schösse  reichen  bis  auf  acht  Zoll  oberhalb  des  Knies  herab. 

In  jeder  der  rückwärtigen  Schossfalten  sind  senkrecht  geschnittene 
Taschen  angebracht,  welche  von  dreizackigen  —  mit  drei  weissen  Knöpfen 
besetzten  Patten  Überdeckt  werden,  auf  welch'  Ersteren  der  Namenszug  der 
Eisenbahnunternehmung  geprägt  ist. 

Die  Ermel  sind  am  Handgelenke  offen  und  mit  den  vorstehend  beschrie- 
benen kleinen  wcissmetallenen  Knöpfen  zum  Zuknöpfen  versehen.  Das  Rock- 
futter ist  dunkelblau,  und  längs  allen  Rändern,  dann  an  der  Naht  des  Kragens 
läuft  ein  Vorstoss  (Passe-poil)  von  orangegelbem  Tuche. 
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Kragen  und  Aufschläge  der  sämmtlichen  in  den  Zeichnungen  (Blatt 
Nr.  I,  II,  III)  abgebildeten  Beamtenclassen  sind  nach  Verschiedenheit  ihres 
Ranges  mit  der  in  der  Zeichnung  (Blatt  Kr.  VI  und  VII)  ersichtlichen  Silber- 
Stickerei  versehen,  welche  zugleich  das  Distinctionszeichen  bildet,  und 
wovon  das 

Muster  A  für  die    1.  Classe 
n      B  »    „    II.  „ 

n        C    n      r>   HI.  „ 

•  D  .  ,  IV.  „ 
?»     E  „    „    V.  „ 

n       F    «      n     VI.  , 

bestimmt  ist. 

Beinkleid. 

Die  Beinkleider  der  sechs  Beamtenclassen  sind  gleich  dem  Rocke  von 
dunkelblauem  Tuche,  vorne  mit  einem  Schlitze,  unten  geschlossen,  mit  Strupfen  ; 
haben  an  beiden  Seiten  Taschen  zum  Zuknöpfen,  und  sind  ftir  alleGlassen 
an  den  äusseren  Seitennähten  mit  einem  orangegelben  Vorstosse  (Zeichnung 
Blatt  Nr.  VIII,  lit.  V)  versehen.  Zu  jeder  Seite  dieses  Vorstosses  jedoch  nur 
für  die  ersten  drei  Classen  sind,  wie  eR  die  Zeichnung  (Blatt  Nr.  VIII)  zeigt, 
Silberborden,  und  zwar: 

für  die    I.  Classe  nach  Muster  G  zu  jeder  Seite  9  Linien  breit 
«    n    H.    „        „        „     H  „      .,      „    6     „  „ 
o    »  HI.    n        „        „      J„„      „    3      „      .  „ 
aufgenäht. 

Ftir  den  gewöhnlichen  Dienst  können  von  den  Beamten  der  sämmtlichen 
sechs  Classen  Beinkleider  von  russisch-grauem  Tuche  und  im  Sommer  von 
ungebleichtem  grauen  Zeuge  getragen  werden,  welche  an  den  äussern  Seiten- 
nähten bloss  mit  einem  orangegelben  Vorstosse  (Zeichnung,  Blatt  Nr.  VIII, 
lit.  V)  versehen  sind. 

Hut. 
10. 

Der  Hut  ist  von  schwarzem  Filze,  nach  der  Zeichnung  (Blatt  Nr.  I  und 
II)  gestülpt  angefertiget,  und  wird  in  allen  Classen  ganz  gleich  getragen. 

An  den  Rändern  ist  derselbe  mit  einem  1  >/2  Zoll  breiten,  gewässerten, 
schwarzen  Seidenbande  eingefasst,  dann  mit  einer  schwarzen  seidenen  Schleife 
(Cocarde)  und  mit  einer  zollbreiten  Hutschlinge  (Zeichnung,  Blatt  Nr.  VH1, 
Muster  M),  Letztere  aus  Silberborden,  versehen. 

Die  Hutschlinge  ist  statt  dem  Knopfe  mit  einem  beflügelten  Rade  aus 
Silber  gestickt  (Zeichnung,  Blatt  Nr.  VIU,  Muster  N),  befestiget,  und  ähnliche 
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beflügelte  Räder,  gleichfalls  aus  Silber  gestickt  (Zeichnung,  Blatt  Nr.  VIII, 
Muster  R),  liegen  statt  den  Rosetten  in  den  beiden  Hütecken. 

Degen. 

§•  U. 

Als  Seitengewehr  dient  ein  Degen  nach  der  Zeichnung,  Blatt  Nr.  VII, 
dessen  metallener  Griff  und  schwarz  lackirte  Scheide  weiss  montirt  ist. 
Getragen  wird  er  Uber  dem  Uniformrocke  an  einer  mit  Silberborden  besetzten 
Steckkuppel  (Zeichnung,  Blatt  Nr.  IX,  Muster  P),  welche  von  innen  mit  einem 
orangegelben  Tuche  unterlegt  und  mit  einem  ähnlichen  Vorstosse  versehen  ist. 

Weste. 

§.  12. 

Die  Weste  ist  schwarz,  von  Kasimir  oder  glattem  schwarzem  Seiden- 
stoffe, mit  niedrigem  Stehkragen  und  einer  bis  an  den  Hals  reichenden  Reihe 
glatter  weisser  Knöpfe. 

Handschuhe,  Oravate. 
§.  13. 

Die  Handschuhe  sind  von  weissem  Waschleder  und  die  Cravate  von 
schwarzem  Seidenstoffe. 

Kappe. 

§.  14. 

Die  Beamten  aller  Classen  tragen  Kappen  von  dunkelblauem  Tuche, 
deren  Form  aus  der  Zeichnung  (Blatt  Nr.  VII,  Muster  Q)  zu  ersehen  ist.  Sie 
haben  eine  silberne  Borde  in  der  Breite  von  1  </,  Zoll ,  das  Stnrmband ,  drei 
Linien  breit,  ist  mittelst  zwei  kleinen  weissmetallenen,  bereits  im  §.  8 
beschriebenen  Knöpfen  befestiget,  und  die  Rosette  (Zeichnung,  Blatt  Nr.  VII, 
Muster  R)  bildet  ein  beflügeltes  Rad,  aus  Silber  gestickt. 

Paletot. 
§.  15. 

Der  Paletot  ist  von  dunkelblauem  Tuche  mit  dunkelblauem  Stoffe 
gefüttert,  mit  gleichen  Knüpfen  wie  auf  dem  Uniformrocke  versehen  und  der 
Kragen  mit  schwarzem  Sammt  besetzt. 

Die  Ränder  des  Paletots,  dessen  Schnitt  aus  der  Zeichnung  (Blatt  Nr.  III) 
zu  ersehen  ist,  sind  orangegelb  eingefasst,  vorne  reicht  der  Paletot  8  Zoll 
unter  das  Knie  und  ist  mit  zwei  parallel  laufenden,  6  Zoll  weit  entfernten 
Reihen  der  obbenannten  Knöpfe,  jede  Reihe  zu  sechs  8tück,  von  oben  bis 
an  die  Mitte  des  8chenkels  geschlossen,  wovon  die  zwei  obersten  Knöpfe 
ungefähr  handbreit  unter  der  Kragennaht  angesetzt  sind. 

Der  Umschlagskragen  ist  an  seinen  8pitzen  in  einer  Diagonale  von 
2>/s  Zoll  abgerundet,  und  so  zugeschnitten,  damit  er  aufgeschlagen  das 


Digitized  by  Google 


Eisbahnen.  179 

Gesicht  bis  unter  das  Auge  schütze,  und  vorne  nur  einen  Zoll  weit  aus- 
einander stehe.  Um  die  beiden  Enden  in  dieser  Lage  festzuhalten,  ist  inner- 
halb, mittelst  zwei  kleinen  weissmetallenen  Knöpfen,  eine  2  Zoll  breite 
Spange  angebracht,  die  für  gewöhnlich  nach  einer  Seite  hin  umgelegt  bleibt. 

Um  den  Paletot  auch  enger  an  den  Leib  schliessen  zu  können,  ist  er 
rückwärts  mittelst  einer  1 «/,  Zoll  breiten  Spange  in  der  Höhe  der  Taille,  an 
den  beiden  Knöpfen  festzuhalten  Rückwärts  unterhalb  der  Taille,  dann 
vorne  an  beiden  Seiten  mehr  gegen  die  Schenkel  zu,  sind  schief  eingeschnittene 
durch  Patten  Uberlegte  Taschen  angebracht. 

Beschreibung  des  Dienstkleides  der  Diener. 

Dienstrook,  Beinkleid,  Kappe. 
§.  16. 

Der  Dienstrock  und  das  Beinkleid  der  Diener  der  I.,  IL,  III.  und  IV. 
€lasse,  dann  die  Kappe  der  Diener  aller  Classen  ist  von  kornblumenblauem 
Tuche  nach  dem  Schnitte  und  der  Form  des  Rockes,  Beinkleides  und  der 
Kappe  der  Beamten.  (8iehe  Zeichnung  Blatt  Nr.  IV  und  V.) 

Krägen  und  Aufschläge  sind  von  demselben  Tuche  und  das  Rockfutter 
von  kornblumenblauem  Stoffe. 

An  den  Rändern  des  Rockes  mit  Inbegriff  der  Aufschläge  und  der  Naht 
unterhalb  des  Kragens,  dann  an  den  äusseren  Seitennähten  der  Beinkleider 
läuft  ein  Vorstoss  von  orangegelbem  Tuche.  Auf  den  Rockknöpfen,  sowie 
auch  auf  jenen  der  Dienerkappen  ist  der  Name  oder  die  Firma  der  Gesell- 
schaft mit  deutlich  verschlungenen  Anfangsbuchstaben  geprägt. 

Distinotioniieiohen  des  Dienstrockes. 
§.  17. 

Kragen  und  Aufschläge  der  Diener  der  I.,  II.  und  III.  Classe  sind  nach 
Verschiedenheit  ihres  Ranges,  laut  Zeichnung  (Blatt  Nr.  IX),  und  zwar: 
für  die    I.  Classe  mit  3  Litzen  aus  Silberborden  /*.  W, 
»    w    IL     »       „  2     „       „  „  * 

welche  zugleich  das  Distinctionszeichcn  bilden,  versehen.  Neben  diesen 
Litzen  sind  deutlich  verschlungene,  aus  weissem  Metalle  angefertigte  Anfangs- 
buchstaben der  Firma  der  Gesellschaft  angebracht,  deren  Grösse  sich  nach 
der  Zahl  der  Litzen  regulirt. 

Der  Kragen  der  Diener  der  IV.  Classe  hat  keine  Litze  und  ist  bloss  mit 
dem  vorgeschriebenen  Namenszuge  der  Gesellschaft  decorirt. 

1t* 
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DistinctiouMeiohen  der  Kappe. 

§.  18. 

Die  Kappen  der  Diener  aller  Classen  haben  statt  der  Rosette  ein  ge- 
flügeltes Rad  aus  weissem  Metalle,  ferner  die  Kappen  ttlr  die  Diener  der 

I.  Classe  drei, 
II.     „  zwei, 
III.     „  eine 

silberne  Borde,  jede  in  der  Breite  eines  Drittel-Zolles,  und  zwischen  den  sil- 
bernen Borden  der  ersten  und  zweiten  Classe  einen  orangegelben  Vorstoss 
in  der  Breite  zweier  Linien.  Die  Borde  der  dritten  Classe  ist  zu  beiden  Seiten 
ebenfalls  mit  orangegelbem  Tuche  eingefasst.  Die  Kappen  der  Diener  der 
IV.  und  V.  Classe  haben  statt  der  Silberborde  einen  orangegelben  Tuch- 
streifen in  der  Breite  Eines  Zolles. 

Die  Kappen  der  Bahnwächter  und  Gepäcksträger  sind  unterhalb  des 
geflügelten  Rades  und  zwar  Erstere  mit  der  Nummer  ihres  Wachhauses  und 
Letztere  mit  der  fortlaufenden  Nummer  ihrer  Körperschalt  versehen ,  welche 
Nummern  aus  weissem  Metalle  angefertiget  sind. 

Blouse. 

Die  fünfte  Classe  der  Diener  trägt  statt  des  Rockes  eine  Blouse  von 
lederbraunem  und  blaugestrciftcm  Zwillich  mit  einem  schwarzledernen,  2  Zoll 
breiten  Lcibgürtel,  der  vorne  mit  einer  weissinetallenen  Selm  alle  geschlossen 
ist.  (Siehe  Zeichnung,  Blatt  Nr.  V,  Abbildung  5.) 

Nebst  der  Blouse  tragen  die  Diener  der  fünften  Classe  das  für  die 
Diener  der  vierten  Classe  bestimmte  Beinkleid  und  Kappe. 

Der  liegende  Kragen  der  Blouse  hat  in  der  Mitte  des  ovalen  Endes  den 
im  §.  17  erwähnten  Namenszug  der  Gesellschaft. 

Numerirtes  Sohild  für  Gepäckstrager. 

§.  20. 

Die  Gepäcksträger  haben  am  linken  Arme  (siehe  Zeichnung,  Blatt  Nr.  V, 
Abbildung  5)  ein  blaulackirtes  ovales  Schild  in  der  Höhe  von  4  Zoll  und  in 
der  Breite  von  3  Zoll,  welches  mittelst  eines  schwarzen  Riemens  angeschnallt, 
orangegelb  eingefasst  und  mit  der  gleichen  Nummer  der  Kappe  versehen  ist. 

Paletot. 

§.  21. 

Den  im  §.  16  beschriebenen  Paletot  haben  auch  die  Diener,  jedoch  von 
mohrengrauem  Tuche  und  derlei  farbigem  Futter  angefertiget,  zu  tragen,  die 
Ränder  dieses  Paletots  sind  nicht  eingefasst  und  der  Kragen  ist  von  dem- 
selben Tuche. 
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Signalhorn. 
§•  22. 

Das  Signalhorn  des  Obercondncteurs  (Zeichnung,  Blatt  Nr.  IV)  hängt 
an  einer  von  kornblumenblauer  und  orangegelber  Seide  oder  Schafwolle 
geflochtenen,  vier  Linien  dicken  Schnur,  welche  mit  zwei  ballenartigen  und 
ähnlich  färbigen  Quasten  versehen  ist. 

Winterkleidung. 

§.  23. 

Die  Bestimmung,  ob  und  welches  Dienerpersonale  einen  Winteranzug, 
nämlich :  Pelz,  Filzstiefel  und  Pelzmütze  etc.  zu  tragen  hat,  wird  dem  Ermessen 
der  bezüglichen  Eisenbahnverwaltung  Uberlassen,  sowie  es  derselben  auch 
frei  gestellt  bleibt,  die  Pelzmütze  nach  dem  Muster  (Zeichnung,  Blatt  Nr.  III) 
zu  wählen. 


EI.  Bestimmungen  zur  Wahrung  der  Ordnung  bei  den  mit  dem 
Eisenbahnbetriebe  verbundenen  Unternehmungen. 

a)  Errichtung  von  Restaurationen  und  Pflichten  der  Wirthe. 

1.  Hofkanzlel-Decret  vom  16.  October  181.% 

an  sämmtliolie  Lundersfellen.  mit  Ausnahme  von  Oalmatien.  .Mailand,  Venedig  und  Tirol, 
P.  G.  S.  Bd.  73,  Nr.  133,  pag.  167,  helreflYnd  die  Aushfingung  von  Speise-  undGetrfinke- 
Tnrifen  in  den  Gasthflusern  nn  den  Eisenbahnen. 

In  mehreren  Provinzen  des  Österreichischen  Staates  besteht  bereits  eine 
allgemeine  Anordnung,  womach  die  Gastwirthe  verpflichtet  sind,  einen  Tarif 
Uber  die  Preise  der  Speisen  und  Getränke  mit  der  Fertigung  des  Gastwirthes 
verschen,  zu  Jedermanns  Einsicht  auf  den  Speisetischen  auszulegen,  oder  an 
einem  gut  sichtbaren  Orte  anzuheften. 

Bei  den  Eisenbahnen,  wo  nur  an  einigen  Stationen  so  lange  angehalten 
wird,  dass  die  Reisenden  Speise  und  Getränke  in  Eile  zu  sich  nehmen  können, 
sind  wegen  des  kurzen  Aufenthaltes  die  Reisenden  der  Willkür  der  Wirthe 
und  insbesondere  der  Kellner  bei  der  Rechnung  sehr  ausgesetzt.  Um  nun 
derlei  Unzukömmlichkeiten  möglichst  zu  begegnen,  hat  die  Landesstelle  die 
Einleitung  zu  treffen ,  dass  die  Gewerbsleute,  welche  Speisen  und  Getränke 
in  der  Nähe  der  Eisenbahn-Stationen  zu  verabreichen  berechtigt  sind,  die 
Preise  der  8peiscn  und  Getränke  durch  von  denselben  gefertigte,  und  in  den 
Speise-  und  Gasthaus-Localitäten  zu  Jedermanns  Einsicht  liegende  oder  an- 
geheftete Tarife  bei  Strafe  von  2  fl.  bis  10  fl.  CM.  für  jede  Uebertretung 
zum  Armeninstitute  bekannt  halten,  und  dass  die  Obrigkeiten  die  genaue 
Befolgung  dieser  Anordnung  überwachen. 
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Auch  sind  die  Directionen  der  Privateisenbahnen  aufzufordern,  durch 
ihre  Beamten  auf  den  Stationen  der  Eisenbahn  die  Anzeige  an  die  Obrigkeit 
erstatten  zu  lassen,  wenn  dieselben  den  Abgang  der  erwähnten  Tarife  wahr- 
nehmen. In  soferne  aber  in  der  Provinz  eine  diessfallige  allgemeine  Anord- 
nung wegen  der  Speise-  und  Getränke-Tarife  in  den  Gast-  und  Schankhäusern» 
schon  besteht,  so  ist  solche  bei  den  Eisenbahn-Stationen  neuerlich  bekannt  zu 
machen ,  und  in  diesem  Falle  die  dort  bestehende  Anordnung  auch  zur  hier- 
ortigen  Wissenschaft  zu  bringen. 


2.  Handelsministerial-Erlass  vom  12.  October  l«55,  Z.  28.786-682, 

hu  sümmtlicbe  Statlhaltereien,  Statthaiterei-Abtheilungen  und  Landesregierungen,  mit 
Ausnahme  von  Venedig,  Lombardie  und  Dalmatien.  Handelsniinisterial-Verordnungsblttt 
Nr.  62,  betreffend  die  Bestimmungen  bezüglich  der  Errichtung  ron  Restaurationen  in  den- 
Bahnhöfen,  Stationsgebäuden  und  sonstigen  Localitfiten  der  Eisenbahnen. 

Das  Handelsministerium  hat  in  Beziehung  auf  die  Errichtung  von 
Restaurationen  in  den  Bahnhöfen,  Stationsgebäuden  und  sonstigen  Localitäten 
der  Eisenbahnen  folgende  Bestimmungen  festgestellt,  welche  gleichzeitig  auch 
den  betreffenden  Betriebsorganen  der  Bahnen  bekannt  gegeben  werden. 

Wenn  es  sich  um  die  Errichtung  von  Restaurationen  in  den  Bahnhöfen, 
Stationsgebäuden  oder  sonstigen  Bahnlocalitäten  handelt,  so  steht  das  Er- 
kenntniss  über  das  Vorhandensein  des  Bedürfnisses,  in  Beziehung  auf  die  im 
Staatsbetriebe  stehenden  Eisenbahnen  der  k.  k.  Betriebsdirection,  rücksicht- 
lich der  im  Privatbetriebe  stehenden  Bahnen  aber  der  politischen  Gewcrbs- 
behörde  mit  vorzugsweiser  Beachtung  der,  von  der  Privat-Betriebsdirection 
diessfalls  abgegebenen  Erklärung  zu. 

Wenn  das  Bedürfniss  der  Errichtung  als  vorhanden  anerkannt  ist,  so 
steht  der  Betriebsdirection  das  Recht  zu,  die  in  den  Bahnhöfen  u.  8.  f.  errich- 
teten Gastlocalitäten  sammt  der  allfälligen  Einrichtung  an  solche  Personen 
in  Bestand  zu  geben,  welche  bei  sonstiger  Unbedenklichkeit  von  derGewerbs- 
behörde  entweder  bereits  mit  der  erforderlichen  persönlichen  Gewerbscon- 
ceseion  zur  Ausübung  der  Gastnahrung  betheilt  sind,  oder  Uber  Antrag  der 
Direction  mit  dem  persönlichen  Betriebsrechte  für  die  bezeichneten  Localitä- 
ten und  auf  die  Dauer  des  Bestandvertrages  zu  versehen  sind. 

Zusatz  für  Wien,  Lins,  Grats,  Klagetifurt,  Laibacb,  Triest,  Innsbruck,  Prag,  Brian, 
Troppan,  Lemberg,  Czernowiti. 

Durch  die  gedachten  Bestimmungen,  nach  welchen  bei  künftig  vorkom- 
menden Fällen  der  Errichtung  neuer  Restaurationen  sowohl ,  als  bei  Erneue- 
rung der  bestehenden  Pacht-  oder  sonstigen  Betriebsverhältnisse  derselben 
vorzugehen  ist,  wird  die  von  der  bestandenen  vereinigten  Hofkanzlei  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Präsidium  der  allgemeinen  Hofkammer  vom  9.  October 
1846,  Z.  32.249,  rücksichtlich  der  Staatseisenbahnen  erlassene  Verfügung 
ausser  Wirksamkeit  gesetzt. 
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b)  Errichtung  von  Stellfnhren  zu  den  Bahnhöfen. 
HaDdelsmiDisterial-Erlass  vom  16.  October  und  12.  November  1855,  Z.  20.392-1411, 

an  sfimmtliche  Lfinderstellen  und  Eisenbahn-Directionen. 

Das  Handelsministerium  hat  in  Beziehung  auf  die  Errichtung  von  Stell- 
fuhren von  und  zu  den  Eisenbahnhöfen  folgende  Bestimmungen  festgestellt, 
welche  gleichzeitig  auch  den  betreffenden  Betriebsorganen  der  Bahnen 
bekannt  gegeben  werden. 

Wenn  es  sich  um  die  Errichtung  der  oberwähnten  Stellfuhren  handelt, 
so  ist  die  Erklärung  der  Betriebsdirection  Uber  das  Vorhandensein  des  Bedürf- 
nisses von  Stellfuhren  bei  den  im  Staatsbetriebe  stehenden  Eisenbahnen  als 
beweiskräftig  anzunehmen,  bei  den  im  Privatbetriebe  stehenden  Bahnen  aber 
vorzugsweise  in  Beachtung  zu  ziehen. 

Für  die  Beistellung  der  Stellfuhren  ist  durch  Ertheilung  gewerb- 
licher Concessionen  an  hiezu  geeignete  Individuen  von  Seite  der  competenten 
Behörde  im  ordentlichen  Wege  zu  sorgen. 

Insoferne  dermalen  bei  einzelnen  Bahnen  hinsichtlich  der  Stellwägen 
ein  abweichender  Vorgang  besteht,  ist  sobald  als  thunlich  der  normale 
Zustand  in  der  Art  herbeizuführen ,  dass  nicht  eine  der  Sachlage  überhaupt 
nicht  angemessene  und  dem  Interesse  des  Publicums  abträgliche  Verminde- 
rung der  gegenwärtig  zur  Erleichterung  des  Eisenbahnverkehres  verwendeten 
Stellfuhren  stattfinde ,  wesshalb  das  bisherige  Verhältniss  in  Benützung  der 
den  Eisenbahn-Unternehmungen  gehörigen  Stellwägen  noch  zeitweilig  in 
solange  wird  zuzulassen  sein,  als  die  Fortsetzung  dieser  Benützungsart  be- 
züglich jener  Stellwägen  entweder  durch  frühere  Bestand-  oder  Mietverträge 
bis  zu  deren  Erlöschung  bedingt  ist,  oder  in  Ermanglung  anderer  Personen, 
auf  welche  dieser  8tellfuhrenbetrieb  selbständig  übergehen  kann,  im  allseiti- 
gen Interesse  sich  zur  Einstellung  nicht  eignet. 
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C.  Bestimmungen  znr  Verhütung  der  ans  der  Anwendung  der 
Dampf  kraft  auf  Eisenbahnen  folgenden  Gefahren. 
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L  Bestimmungen  über  die  Erfordernisse  zur  Führung  oder  Bedienung 

einer  Locomotive. 

1.  Die  besonderen  Vorschriften  Uber  die  Erfordernisse  zur  Führung  oder 
Bedienung  einer  Locomotive  gründen  sich  auf  §.  23  der  Ministerial- Verordnung 
vom  11.  Februar  1854,  R.G.B1.  Nr.  48,  in  Betreff  der,  zufolge  Allerhöchster 
Entschliessung  vom  25.  November  1853  zu  beobachtenden  Sicherheits- 
massregeln gegen  die  Gefahr  der  Explosion  bei  Dampfkesseln  aller  Art: 

Zur  Bedienung  oder  Ueberwachung  einer  Dampfmaschine  oder  eines 
Dampfkessels,  sowie  zur  Führung  einer  Locomotive  oder  eines  Dampf- 
schiffes darf  Niemand  verwendet  werden,  der  sich  nicht  die  hiezu  erforder- 
lichen Kenntnisse  und  praktischen  Fertigkeiten  in  einer  Masch  inen  werkstätte, 
oder  im  Dienste  bei  einer  Locomotive  oder  Schiffsmaschine  erworben ,  und 
seine  Befähigung  durch  eine  Prüfung  an  einer  inländischen  öffentlichen  tech- 
nischen Lehranstalt  auf  vollkommen  befriedigende  Weise  nachgewiesen  hat. 
Ausserdem  muss  bei  der  Wahl  dieser  Individuen  auf  einen  nüchternen  und 
verlässlichen  Charakter  gesehen  werden. 

Narh  §  17  der  HandeUmioisteriat-Vfrordnuog  vom  i.  September  1860,  R.G.BI.  Nr.  107, 
in  Beireff  der  tu  beobachtenden  Sicherheitsmassregeln  gegen  die  Gefahr  der  Explosion  bei 
Dampfkesseln  aller  Art  dürfen  zur  Bedienung  oder  Ueberwacliung  eines  Dampf- 
kessels nur  Indiriduen  von  nüchternem  und  rerlitsUchem  Charakter  verwendet  werden,  welche 
das  achtzehnte  Lebensjahr  zurückgelegt  und  durch  ein  amtlich  beglaubigtes  Zeugniss  nachgewie- 
sen hoben,  dass  sie  sich  die  Befähigung  hiezu  durch  eine  mindestens  halbjfihrige  Verwendung  in 
einer  geeigneten  Maschiuenwerkstfitte  oder  als  Gehilfen  hei  einem  Dampfkessel  erworben  haben. 


2.  Verordnung  des  Handelsministeriums,  im  Einverständnisse  mit  dem  Ministerium 
des  Innern  und  der  obersten  Polizeibehörde,  vom  7.  Mai  1855,  R.G.  Bl.  Nr.  88, 

riltia;  für  ille  KroaUader  mit  Aa.aibait  der  Militirarlaie, 

betreffend  die  Erläuterung  des  §.23  der  Verordnung  vom  1  I.Februar  18:S4,  XVIII.  Stück, 
Nr.  48  des  (teichs-Gesetz-Blattes  vom  Jahre  1854,  Ober  die  «u  beobachtenden  Sicher- 
heilsmas*regeln  gegen  die  Gefahr  der  Explosion  bei  Dampfkesseln  aller  Arl. 

Nachdem  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  dass,  ungeachtet  der  Vorschrift  des 
§.  23  der  Verordnung  vom  11.  Februar  1864,  Wärter  und  Heizer  von 
Dampfmaschinen  oder  Dampfkesseln  angestellt  werden,  denen  wegen  zu 
jugendlichen  Alters  die  erforderliche  Verläßlichkeit  des  Charakters  nicht 
zugetraut  werden  kann,  oder  deren  Nüchternheit  nicht  ausser  Zweifel  gestellt 
erscheint,  so  wird  verordnet,  dass  künftighin  jeder  Candidat,  welcher  sich  der 
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im  §.  23  der  Verordnung  vom  11.  Februar  1854  vorgeschriebenen  Prüfung 
unterziehen  will,  sich  noch  vor  der  Prüfung,  nebst  der  vorgeschriebenen 
Praxis,  Uber  das  zurückgelegte  zwanzigste  Lebensjahr,  und  mittelst  eines 
Zeugnisses  des  Gemeindevorstandes,  in  dessen  Bezirke  derselbe  das  letzte 
Jahr  seinen  Wohnsitz  hatte,  über  seine  Nüchternheit  und  Moralität  gehörig 
ausweise ,  ohne  welcher  Nachweisung  die  angesuchte  Prüfung  gar  nicht  vor- 
genommen werden  darf.  Was  die  Dauer  der  im  §.  23  der  Verordnung  vom 
11.  Februar  1854  vorgeschriebenen  Praxis  anbelangt,  so  ist  eine  wenigstens 
scchsmonatliche  Praxis  nachzuweisen. 

Durch  die  oben  geforderte  Nachweisung  der  Nüchternheit  und  Moralität 
für  die  Prüfungs-Oandidaten  erleidet  jedoch  die  Verpflichtung  des  Eigentü- 
mers der  Dampfmaschine  oder  des  Dampfkessels  (oder  der  sonst  zur  Aufsicht 
des  Dampfkessels  Bestellten)  keine  Acndcrung,  sich  vor  der  wirklichen  An- 
stellung Derjenigen,  welchen  die  Bedienung  oder  Ueberwachung  einer 
Dampfmaschine  oder  eines  Dampikessels  oder  die  Führung  einer  Locomotive 
oder  Besorgung  einer  Dampfschiffs-Maschine  anvertraut  wird,  sowie  auch 
während  dieser  Anstellung,  durch  genaue  dauernde  Ueberwachung  von  der 
Nüchternheit  und  Moralität  dieser  Angestellten  die  verlässliche  fortwährende 
Ueberzeugung  zu  verschaffen,  und  dieselben  bei  diessfalts  erkannten  Anstän- 
den ohne  weiters  des  Dienstes  bei  den  Dampfmaschinen  oder  bei  den  Dampf- 
kesseln zu  entheben. 

Ritter  von  Toggfibarg  m.  p. 


3.  Verordnung  des  Handelsministeriums,  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  für 
Cultus  und  Unterricht,  vom  13.  September  1818,  IUJ.B).  Nr.  IÖ8, 

•a  »immllirbr  Stilibtllrreica  und  Uadtsrrg irraagen. 

in  Bei  reff  dpi-  Prüfung  der,  zur  Bedienung  oder  Überwachung  cin«»r  Dampfmaschine 
oder  eines  Dampfkessels,  sowie  rur  Führung  einer  Locomotive  oder  eines  DampfnehiffVs, 

tu  verwendenden  Individuen. 

Nach  §.  23  der  Verordnung  vom  11.  Februar  1854  (Rcichs-Gesetz-Blatt 
vom  Jahre  1854,  Nr.  48),  in  Betreff  der  zu  beobachtenden  Richerheitsmass- 
regeln  gegen  die  Gefahr  der  Explosion  bei  Dampfkesseln  aller  Art,  darf 
zur  Bedienung  oder  Ueberwachung  einer  Dampfmaschine  oder  eines  Dampf- 
kessels, sowie  zur  Führung  einer  Locomotive  oder  eines  Dampfschiffes  Nie- 
mand verwendet  werden,  der  nicht  seine  Befähigung  hiezu  durch  eine  Prüfung 
an  einer  inländischen  «ffentlichen  technischen  Lehranstalt  auf  vollkommen 
befriedigende  Weise  nachgewiesen  hat. 

Bei  Durchführung  jener  Bestimmung  handelt  es  sich  erstens  um  nähere 
Bezeichnung  der  zu  prüfenden  Individuen,  zweitens  um  Bestimmung  der  prü- 
fenden Lehranstalten  und  um  Zusammensetzung  der  Prüflingscommissionen, 
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ferner  drittens  um  Andeutung  des  Gegenstandes  der  Prüfung,  dann  viertens 
um  die,  bei  der  Zulassung  zur  Prüfung  und  nach  erfolgter  Ablegung  dersel- 
ben zu  beachtenden  Formalitäten,  und  endlich  fünftens  um  Festsetzung  der 
PrUfungstaxen. 

Im  Einverständnisse  mit  dem  Ministerium  für  Gultus  und  Unterricht, 
wird  in  den  angedeuteten  Beziehungen  Folgendes  zur  Nachachtung  fest- 
gesetzt : 

Ad  I.  Von  den  Individuen,  welche  mit  dem  Dienste  bei  Dampfmaschinen 
und  Dampfkesseln  betraut  wei  den  wollen .  haben  sich  der  vorgeschriebenen 
Priifuug  zu  unterziehen : 

a)  die  Dampfschiff-Maschinisten,  oder  solche,  denen  die  Ueberwachung 
einer  Dampfsehiffs-Maschine  und  deren  Kessel  anvertraut  ist; 

b)  die  Locomotivführer,  oder  solche,  welchen  die  Leitung  einer  Locomotiv- 
Maschine  übergeben  ist; 

c)  die  Wärter  stationärer  Dampfmaschinen,  oder  solche,  die  zur  Ueber- 
wachung eii;er  stationären  Dampfmaschine  und  deren  Kessel  bestellt 
sind  ; 

d)  die  Kesselheizer,  oder  solche,  die  mit  der  Ueberwachung  eines  mit 
keiner  Dampfmaschine  verbundenen  Dampfkessels  beaultragt  sind; 
endlich 

e)  die  Gehilfen  der  unter  a) ,  b),  cj ,  d)  bezeichneten  Individuen,  jedoch 
nur  in  soferne  sie  nicht  unter  unmittelbarer  Aufsicht  ihrer  Meister  bei 
der  Dampfmaschine  oder  bei  dem  Dampfkessel  thätig  sind,  und  ihnen 
für  die  öffentliche  Sicherheit  wichtige  Functionen,  unter  eigener  Verant- 
wortlichkeit, selbständig  Uberlassen  werden. 

Demgemäss  sind  daher  z.  B.  die  von  einem  Locomotivführer  auf  der 
Maschine  als  blosse  Heizer  verwendeten  Individuen  zur  Ablegung  der 
Gehilfenprüfung  nicht  verpflichtet. 

Ad  II.  Mit  der  Vornahme  jener  Prüfungen  werden  vorläufig  die  nach- 
benanuten  Lehranstalten  definitiv  betraut: 

Das  Polytechnicum  in  Wieu,  das  ständisch-techuische  Institut  in  Prag, 
das  technische  Institut  in  Brünn,  das  Joauneum  in  Gratz,  das  Josephs-Poly- 
technicum  in  Ofen,  die  technische  Akademie  in  Lemberg,  das  technische  In- 
stitut in  Krakau  und  die  Handels-  und  nautische  Akademie  in  Triestj  ferner 
die  Ober-Realschule  in  Mailand,  Venedig,  Innsbruck,  Linz,  Klagenfurt 
Pressburg  und  Olmütz. 

Nach  dem  HaBdelsministerial-Erlasse  »um  13.  Juli  1805,  Z.  8733-034,  CentralblaU  Nr.  3l>, 
wurde  auch  die  k.  k.  Ober-Realschule  iu  Laibach,  und  *uf»»lge  desHaiirlelnnünislf  ri«l-Erlas»e»  Tom 
16.  Juli  1886,  Z.  11.266-985.  Ceotralblalt  Nr.  39,  die  Landes-Ober-ReaUehule  zu  Wiener-Neustadt 
mit  der  Vornahme  die«er  Prüfung  betraut 

Die  Prüfungscommission  hat  aus  dem  Leiter  der  Lehranstalt  und  aus 
einem  Professor  derselben  zu  bestehen. 
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Dem  Leiter  der  Lehranstalt  ist  Übrigens  gestattet,  sich  im  Verhinde- 
rungsfälle durch  einen  Professor  vertreten  zu  lassen. 

In  Orten,  wo  nebst  der  zur  Vornahme  der  Prüfung  bestellten  techni- 
schen Lehranstalt  noch  eine  andere  technische  Lehranstalt  besteht,  wie  diess 
in  Wien,  Prag,  Ofen,  Pesth,  Oratz  und  Lemberg  der  Fall  ist,  kann  die  poli- 
tische Landesbehörde  der  prüfenden  Lehranstalt,  bei  einem  grossen  Andränge 
von  Priifung8candidaten,  Aushilfe  leisten  lassen. 

In  jenen  Kronländern,  in  welchen  dermal  technische  Lehranstalten  noch 
nicht  bestehen ,  oder  für  welche  mit  Rücksicht  auf  den  grossen  Umfang  der- 
selben und  auf  den  Stand  der  Industrie  die  bestehenden  technischen  Lehr- 
anstalten offenbar  nicht  zureichen ,  hat  die  politische  Landesbehörde  für  die 
Aufstellung  von  Prüfungscommissionen  nach  Massgabe  des  unabweisbaren 
Bedarfes  in  provisorischer  Weise  Sorge  zu  tragen  und  die  getroffene  Ver- 
fügung zur  öffentlichen  Kenntniss  zu  bringen. 

In  einem  solchen  Falle  ist  eine,  etwa  im  Bereiche  des  Kronlandes 
befindliche  Universität,  oder  ein  Gymnasium ,  oder  ein  anderes  wissenschaft- 
liches Institut,  mit  der  Vornahme  der  Prüfungen,  unter  Beiziehung  eines 
Kunstverständigen  zu  betrauen. 

Die  Direction  dieser  Lehranstalt  oder  dieses  Institutes  bestimmt  sofort 
zum  PrUfungscommissär  ein  hiezu  geeignetes  Mitglied. 

Den  Kunstverständigen  und  dessen  Ersatzmann  hat  die  politische 
Landesstelle  aus  dem  Stande  der  landesflirstlichen  technischen  Beamten, 
welche  mit  den  zur  Vornahme  der  Prüfungen  nöthigen  Fachkenntnissen  aus- 
gestaltet  sind,  und  wenn  solche  am  Prüfungsorte  nicht  vorhanden  wären, 
aus  dem  Stande  der  Privaten  zu  ernennen ,  welche  im  Dampfmaschinenfache 
bewandert  sind. 

Uebrigcn8  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Zeit  für  die  Vornahme 
der  Prüfungen  von  Fall  zu  Fall  in  der  Art  festgesetzt  werden  muss,  damit 
hierdurch  der  regelmässige  Unterricht  an  der  betreffenden  Lehranstalt  nicht 
behindert  oder  unterbrochen  wird. 

Ad  III.  Die  Prüfung  hat  zu  bestehen  in  einer  mündlichen  Beantwortung 
der  von  der  Prüfungscommission  gestellten  Fragen  und  in  einer  Verwendungs- 
probe. 

Die  Prtlfung8candidaten  haben  eine  vollkommene  Kenntniss  der  Con- 
struetionsart  der  Dampfmaschinen  und  rticksichtlich  Dampfkessel  an  den  Tag  zu 
legen,  und  sollen  über  die  Folgen ,  die  eine  Vernachlässigung  ihres  Dienstes 
nach  sich  ziehen  könnte,  sowie  Uber  die  Mittel  zur  Vermeidung  von  Kessel- 
explosionen genau  unterrichtet  sein. 

Bei  Prüfungen  der  Gehilfen  sind  die  Fragen  nur  auf  die  minderen 
Dienstesaufgaben  zu  richten. 
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Kenntnisse ,  die  ein  specielles  Dienstverhältnis«  erfordern ,  wohin  z.  Ii. 
Signalisirungsvorschriften,  Dienstinstructionen  n.  s.  w.  gehören,  sind  nicht  in 
das  Bereich  dieser  Prüfungen  zu  ziehen. 

Die  Verwendungsprobe  hat  vor  einem  geheizten  Dampfkessel,  und  rück- 
sichtlich  vor  oder  auf  einer  in  Gang  gesetzten  Maschine  derselben  Gattung 
stattzufinden,  zu  deren  Ueberwachung,  Bedienung  oder  Leitung  der  Bewerber 
für  geeignet  erkannt  werden  will. 

Die  Prüfungscommission  hat  sich  auf  eine  entsprechende  Weise  und  bei 
Locomotivführern  und  Dampfschiff-Maschinisten  durch  Anlassen,  Abstellen 
und  Behandeln  der  Maschine  zu  Uberzeugen,  dass  sich  der  Candidat  alle 
Fertigkeiten  angeeignet  hat,  die  sein  Dienst  erfordert. 

Bei  den  Wärtern  stationärer  Maschinen,  bei  den  Dampfkesselheizern 
und  bei  den  Gehilfen  kann  die  Verwendungsprobe  in  jenen  Fällen  unterblei- 
ben, wenn  in  dem  Orte,  wo  die  Prüfungscommission  ihren  Sitz  hat,  oder  in 
der  nächsten  Umgebung  eine  entsprechende  Maschine  nicht  zur  Verfügung 
steht. 

Dagegen  kann  jene  Prüfungscommission  die  Prüfung  der  Locomotiv- 
ftihrer  und  Dampfschiff-Maschinisten  nicht  vornehmen,  welcher  die  zur  Vor- 
nahme der  Verwendungsprobe  erforderlichen  materiellen  Mittel  nicht  zu 
Gebote  stehen. 

Uebrigens  wird  den  Prüfungscoraraissionen  empfohlen ,  nach  Thunlich- 
keit  auch  die  mündliche  Prüfung  vor  der  Maschine  vorzunehmen  und  mit  der 
Verwendungsprobe  zu  verbinden. 

Ad  IV.  Der  Candidat  hat  um  Zulassung  zur  Prüfung  bei  der  Prüfungs- 
commission einzuschreiten  und  hierbei  die  Nachweisung  zu  liefern,  dass  er 
sich  die  zur  Bedienung  oder  Ueberwachung  einer  Dampfmaschine  oder  eines 
Dampfkessels  und  rücksichtlich  die  zur  Führung  einer  Locomotive  oder  eines 
Dampfschiffes  je  nach  seiner  Eigenschaft  erforderlichen  Kenntnisse  und  prak- 
tischen Fertigkeiten  in  einem  wenigstens  sechsmonatlichen  Dienste  bei  einer 
Locomotive ,  einer  Schiffs-  oder  stationären  Dampfmaschine  oder  bei  einem 
Dampfkessel  erworben  habe. 

Ueberdiess  muss  der  Candidat  über  das  zurückgelegte  zwanzigste 
Lebensjahr  und  mittelst  eines  Zeugnisses  des  Gemeindevorstandes,  in  dessen 
Bezirk  derselbe  das  letzte  Jahr  seinen  Wohnsitz  hatte ,  über  seine  Nüchtern- 
heit und  Moralität  sich  ausweisen. 

Ueber  das  Resultat  der  Prüfung  wird  dem  Candidaten  von  der  Prüfungs- 
commission ein  Zeugniss  ausgestellt,  in  welchem  die  Eigenschaft  desselben 
nach  den  $ub  I.  erwähnten  fünf  Kategorien  genau  ausgedrückt  werden  muss. 

Wird  der  Candidat  für  nicht  brauchbar  erkannt,  so  kann  derselbe  nach 
Ablauf  eines  Jahres  wiederholt  zur  Prüfung  zugelassen  werden. 
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Wird  derselbe  auch  bei  der  Wiederholungsprüfung  für  nicht  tauglich 
erkannt,  so  darf  er  zu  einer  weiteren  Wiederholung  der  Prüfung  nicht  mehr 
zugelassen  werden. 

Die  gut  bestandene  Prüfung  eines  Individuums  der  höheren  Kategorie 
begreift  stets  die  Prüfung  in  der  Eigenschaft  einer  niedrigeren  Kategorie 
in  sich. 

In  Betreff  der  Locomotivführer  und  Maschinisten  auf  Dampfschiffen 
musB  jedoch  die  Ausnahme  gemacht  werden ,  dass  ein  geprüfter  Locomotiv- 
fiihrer  nicht  als  Schiffsmaschinist  und  umgekehrt  verwendet  werden  darf. 

Uebrigen8  versteht  es  sich  von  selbst ,  dass  in  Substitutionsfällen  vom 
Substituten  jene  Prüfung  gefordert  werden  rauss,  welche  der  Eigenschaft  des 
ihm  zeitweise  übertragenen  Dienstes  entspricht 

Ueber  die  vorgenommenen  Prüfungen  hat  sich  die  politische  Landes- 
stelle Nachweisungen  vorlegen  zu  lassen,  damit  dieselbe  in  die  Lage  versetzt 
werde,  die  Geprüften  und  Zurückgewiesenen  in  Evidenz  zu  halten  und  zu 
verhindern,  dass  Unbefugte  zum  Dienste  bei  Dampfmaschinen  verwendet 
werden,  und  dass  auf  einige  Zeit  Reprobirte,  vor  Ablauf  derselben,  oder  dass 
unbedingt  Zurückgewiesene,  sich  neuerdings  der  Prüfung  unterziehen. 

Die  politische  Landesstelle  hat  daher  ein  Verzeichniss  der  auf  einige 
Zeit  oder  unbedingt  Zurückgewiesenen  zu  verfassen ,  und  den  Prtifungscom- 
missionen  sämmtlicher  Kronländer  im  geeigneten  Wege  mitzutheilen. 

Ad  V.  Die  Dampfschiff-Maschinisten,  die  Locomotivführer  und  die 
Wärter  stationärer  Dampfmaschinen  haben  eine  Prüfungstaxe  von  Vier 
Gulden ,  die  Dampfkesselheizer  und  die  Gehilfen  eine  solche  im  Betrage  von 
Zwei  Gulden  zu  entrichten,  welche  Beträge  den  Mitgliedern  der  Prüfnngs- 
commission  zu  gleichen  Theilen  zuzukommen  haben. 

Die  aus  Anlass  der  Vornahme  der  Prüfungen  etwa  auflaufenden  Reise- 
kosten sind  den  Prüfungscommissären  von  den  Prüfungscandidaten  zu  ver- 
güten. 

Ritter  von  T«ggenburg  m.  p. 
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II.  Bestimmungen  über  die  Prüfung  und  Untersuchung  der  Loco- 

motiven. 

I.  HaDdelsministerial-Erlass  vom  7.  Juli  1852,  Z.  13.613-E., 

Handelaministerial- Verordnungsblatt  Nr.  52,  betreffend  die  techiiisch-poKteiliche  Prüfung 
der  auf  Eisenbahnen  xu  verwendenden  Locomotive. 

Im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  wurde  um  die  im 
§.21  der  Eisenbahn  Betriebsordnung  eingesetzte  Commission  ins  Leben  zu 
rufen,  welche  die  Prüfung  der  für  den  Eisenbahnbetrieb  bestimmten  Loco- 
motive vor  ihrerVerwendung  vorzunehmen  hat,  Nachstehendes  fest- 
gesetzt: 

Nach  §.  21  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  dürfen  die  auf  Eisenbahnen 
zu  verwendenden  I>ocomotive  erst  dann  in  Betrieb  gesetzt  werden,  nachdem 
sie  der  technisch-polizeilichen  Prüfung  von  einer  aus  Beamten  der  General- 
Iuspection,  der  Sichcrbeitsbehürdc  und  eines  von  der  letzteren  beiznziehenden 
Technikers  bestehenden  Commission  unterworfen  und  in  Folge  dieser  Prüfung 
für  zulässig  befunden  worden  sind. 

Die  hier  vorgeschriebene  Prüfung  ist  eigentlich  eine  auf  der  Bahn  selbst 
vorzunehmende  Verwendungsprobe,  bei  welcher  es  Aufgabe  der  Com- 
mission sein  wird,  zu  untersuchen,  ob  derBau  der  Locomotive  die 
gefahrlose  Befah rnng  der  Bahn,  für  welche  sie  bestimmt  ist, 
gestatte,  zu  erheben,  ob  nicht  einzelne  für  die  Sicherheit 
nothwendig  erkannte  Bestandtheile  ganz  fehlen  und  so  fort. 

Dagegen  erwähnt  der  §.21  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  die  ohne- 
hin anderweitig  bestehende  Vorschrift  der  Kesselproben  nicht  insbesondere, 
sondern  setzt  vielmehr  voraus,  das«  die  gesetzlich  vorgeschriebeirre 
Kesselprobe  bereits  ordnungsmässig  vollzogen  und  das  Certificat  Uber  die 
an  dem  noch  nackten  Kessel  in  der  Fabrik  vollzogene  Kesselprobe  vorhan- 
den sei. 

Hiernach  wird  auch  die  im  8inne  des  §.21  der  Eisenbahn-Betriebs- 
ordnung zusammentretende  Prüfungscommission  sich  vor  Vornahme  der  Ver- 
wendungsprüfung  das  Kesselproben-Certificat  des  in  Rede  stehenden  Loco- 
motivkessels  vorlegen  zu  lassen  und  im  Commissi onsprotokolle 
diess  zu  bemerken  haben. 

Der  Zusammentritt  der  im  §.  21  der  Eisenbahn-BetriebsoTdnung  bestell- 
ten Commission  wird  jedesmal  erforderlich  sein,  so  oft  eine  neue  Locomotive 
auf  einer  Bahnstrecke  des  Reiches  in  Verwendung  kommen  soll. 

Die  Betriebsdirection  der  fraglichen  Eisenbahnstrecke,  gleichviel  ob  die 
Direction  eine  landesfürstliche  oder  Privateisenbahn-Direction  ist,  wird  in 
einem  solchen  Falle  sich  an  die  Statthalterei  um  Delegirnng  eines  Abgeord- 
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neten,  sowie  des  von  der  politischen  Behörde  zu  wählenden  Technikers 
wenden  und  dafür  sorgen,  dass  der  als  Commissionsglied  zu  fungiren 
habende  Beamte  der  GeneraUnspection  rechtzeitig  von  dem  Commissions- 
tage  verständiget  werde. 

Hinsichtlich  der  Aufbewahrung  der  Certificate  über  L o  com  o  ti  v k es  s el- 
PrÜfuogea  bestimmt  der  U»Bdelsmioisterial-Erlass  von  12.  Deeember  1862,  Z.  4333-605. 
Ceotralblatt  Nr.  1  ex  1863,  Folgendes: 

Der  §.  18  der  Ministerial-Verordnung  vom  11.  September  1854,  in  Betreff  der  zu  beobach- 
tenden SicherheiUmassregeln  gegen  die  Gefahr  der  Explosion  bei  Dampfkesseln  schreibt  vor, 
dass  das  über  die  vorgenommene  Erprobung  des  Dampfkessels  von  der  Prüfungscommission  aus 
gestellte  Certificat  entweder  im  Originale  oder  in  beglaubigter  Abschrift  in  der  Nibe  des  Dampf- 
kessels an  einem  leicht  in  die  Augen  fallenden  Orte  unter  Glas  so  aufbewahrt  werden  soll ,  das» 
vor  Allem  die  Angabe  der  Dimensionen  der  Hebel  und  Sicherheitsventile,  die  Angabe  der  höchsten 
zulässigen  Dampfspannung  nnd  die  gestattete  Belastung  der  Ventile  leicht  sichtbar  ist. 

Dieser  Vorschrift  wurde  nun  bezüglich  der  Locomotivkessel  auf  den  österreichischen  Eisen- 
bahnen bisher  dahin  entsprochen ,  dass  die  Original-Certificate  der  sicheren  Aufbewahrung  wegen 
bei  der  betreffenden  Direction  aufbewahrt,  und  die  einzelnen  Heizhäuser  für  die  dort  stationirtea 
Locomotivr  mit  Abschriften  der  Certificate  versehen  wurden. 

Diese  dem  obigen  Gesetze  entsprechende  Art  der  Aufbewahrung  der  Certificate  erscheint 
für  den  vorgeschriebenen  Zweck  genügend,  und  es  ist  auch  die  k.  k.  General-Inspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen  beauftragt,  darüber  zu  wachen ,  dass  die  erwähnte  Art  der  Aufbe- 
wahrung der  Kesselcertificate  bei  allen  Eisenbahnen  der  Monarchie  aufrecht  erhalten  werde. 


2.  flandelsministertal-Erlass  vom  17.  März  1853,  Z.  3290-E., 

Handelsministerial-Verordnungsblatt  Nr.  26,  betreffend  die  Modalitäten  bei  der  Vornahme 
der  technisch-polizeilichen  Prüfung  der  auf  Eisenbahnen  zu  verwendenden  Locomotive. 

Das  k.  k.  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  hat 
einverständlich  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des  Innern  und  der  k.  k.  obersten 
Polizeibehörde,  im  Interesse  der  Vereinfachung  und  Beschleunigung  des 
Geschäftsganges  genehmiget,  dass  die  Commission,  welcher  in  jedem  Kron- 
lande nach  §.  21  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  und  dem  Erlasse  vom 
7.  Juli  1862,  Z.  13.613-E.  (Verordnungsblatt  Nr.  52),  die  Prüfung  der  Loco- 
motive anvertraut  ist,  die  Bewilligung  zur  Benützung  der  Maschinen  nach 
vorausgegangener  Untersuchung  durch  Ausfertigung  eines  Pare  des  Commis- 
Bionsprotokolles  und  dessen  Ausfolgung  an  die  'betreffende  Bahndirection 
ohne  höhere  Anfrage  ertheilen  darf. 

Eine  Ausnahme  davon  hat  nur  dann  einzutreten,  wenn  die  Cominissions- 
glieder  sich  Uber  die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Maschinenbenützung  nicht  zu 
einigen  vermögen,  oder  im  Falle  der  Berufung  der  durch  den  Ausspruch  der 
Commission  sich  verkürzt  wähnenden  Bahndirection,  in  welchen  beiden  Fällen 
das  Prüfungsresultat  an  das  Handelsministerium  behufs  der  weiteren  Ent- 
scheidung zu  leiten  sein  wird. 
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Diesem  Minißterium  ist  auch  das  Original-Commissionsprotokoll  sammt 
den  allfälligen  zur  Evidenzhaltung  des  vollzogenen  Prttfungsactes  noch  dien- 
lichen Documenten,  behufs  der  Aufbewahrung  vorzulegen. 

Uebrigens  versieht  man  sich,  dass  von  der  betreffenden  Commission  bei 
der  Untersuchung  der  einzelnen  Maschinen  und  deren  Bestandteilen  mit  der 
grössten  Umsicht  und  Genauigkeit  vorgegangen  und  so  die  erforderlichen 
Rücksichten  für  die  körperliche  Sicherheit  der  Reisenden  zureichend  gewahrt 
werden. 


3.  Handeisministerial-Erlass  vom  24.  März  1855,  Z.  6134-402, 

Handelsministerial-Verordnungsblatt  Nr.  23,  betreffend  die  ausnahmslose  Notwendigkeit 
der  technisch-polizeilichen  Prüfung  der  Locomotiven. 

Es  sind  wiederholte  Fälle  vorgekommen,  dass  auf  den  einzelnen  Staats- 
eisenbahnen Locomotive  dem  Verkehre  tibergeben  wurden,  ohne  dass  sich 
die  Betriebsdirection  im  Besitze  des  betreffenden  Commissionsprotokolles  Uber 
die  technisch-polizeiliche  Prüfung  dieser  Maschinen  befindet. 

Demzufolge  wird  sämmtlichen  Betriebsdirectionen  der  k.  k.  Staatseisen- 
bahnen die  Bestimmung  des  §.  21  der  Allerhöchst  sanetionirten  Betriebs- 
ordnung mit  der  Weisung  in  Erinnerung  gebracht,  dass  eine  Locomotive  erst 
dann  dein  Betriebe  Ubergeben  werden  darf,  wenn  die  zur  Vornahme  der 
technisch-polizeilichen  Prüfung  der  Maschine  bestimmte  Commission  sich  Uber 
die  Znlässigkeit  der  Verwendung  derselben  durch  die  Uebergabe  des  Com- 
missionsprotokolles an  die  Betriebsdirection  ausgesprochen  hat,  und  es  haben 
die  Betriebsdirectionen  in  jenen  Fällen,  wo  ihnen  die  Commissionsprotokolle 
nicht  rechtzeitig  zukommen  sollten,  sich  wegen  deren  Ausfolgung  an  die 
Prüfungscommis8ion  zu  wenden. 


4.  Handeisministerial-Erlass  vom  24.  August  1869,  Z.  13.436-2279, 

Centralblatt  Nr.  71,  betreffend  die  periodische  Untersuchung  der  Locomotivkessel. 

Aus  Anlass  der  am  11.  Juni  1869  stattgehabten  Dampfkessel-Explosion 
der  Elisabethbahn-Locomotive  „Linz"  bei  Penzing  findet  das  k.  k.  Handels- 
ministerium, zur  möglichsten  Verhütung  derartiger  Ereignisse  in  der  Zukunft 
die  österreichischen  Bahnverwaltungen  aufzufordern,  zeitweilig  innere  Unter- 
suchungen der  Locomotivkessel  vornehmen  zu  lassen ,  bei  welchen  sämmt- 
Uche  Siederöhren  herauszunehmen  und  die  Kessel  zu  reinigen  sein  werden. 
Nachdem  die  Abnützung  eines  Kessels  hinsichtlich  der  Zeit  sehr  verschieden 
ist,  und  von  localen  Verhältnissen  abhängt ,  wird  die  Bestimmung  des  Zeit- 
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raumes,  nach  welchem  die  Untersuchungen  zu  wiederholen  sind,  der  Einsicht 
der  Verwaltungen  jedoch  unter  Verantwortung  überlassen,  dieselben  werden 
aber  jedenfalls  öfter  vorzunehmen  sein  als  bisher. 

Insbesondere  werden  jedoch  solche  Kessel  einer  Untersuchung  in  kürze- 
ren Perioden  zu  unterziehen  sein,  welche  bei  einer  früheren  Besichtigung 
bereits  Mängel  gezeigt  haben,  die,  wenn  auch  momentan  ungefährlich,  jedoch 
immerhin  auf  ein  Vorschreiten  der  Abnützung  hindeuten. 

Ueber  die  Resultate  dieser  Untersuchungen,  welche  ohne  behördlicher 
Intervention  in  den  Bahnwerkstätten  vorzunehmen  kommen,  sind  von  den 
betreffenden  Werkstätten-Leitungen  detaillirte  Vormerkungen  zu  führen  und 
diese  nötigenfalls  auch  mit  Zeichnungen  zu  ergänzen.  Diese  Vormerkungen 
sind  jederzeit  zur  Einsichtnahme  der  k.  k.  General-Insp  ection  bereit  zu  halten. 

Ausserdem  werden  die  Bahnverwaltungen  kurze  Auszüge  aus  diesen 
Vormerkungen  der  k.  k.  General-Inspection  halbjährig  vorzulegen  haben. 

Wenn  die  Resultate  einer  solchen  inneren  Kesseluntersuchung  zweifel- 
hafter Art  sind,  oder  wenn  der  Kessel  mit  noch  ganz  guten  Siederöhren  ver- 
sehen ist,  so  kann  die  innere  Untersuchung  durch  eine  Erprobung  des  Kessels 
mittelst  Wasserdruck  ergänzt,  beziehungsweise  ersetzt  werden. 

Selbstverständlich  bleiben  die  anderweitigen  Bestimmungen  der  Ministe- 
rial-Verordnung  vom  11.  September  1866  aufrecht. 
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I.  Bestimmungen  des  materiellen  Strafrechts. 

Die  strafrechtlichen  Bestimmungen  zum  Schutze  des  Eisenbahnwesens 
beziehen  sich  theils  auf  die  Eisenbahnen  und  zum  Betriebe  derselben  gehörigen 
Gegenstände,  theils  auf  den  Eisenbahn-Betrieb  nnd  die  bei  demselben 
thätigen  Personen. 

a)  Bestimmungen  zum  Schutze  der  Eisenbahnen  und  zu  den- 
selben gehörigen  Sachen. 

1.  Nach  §.  85  des  allgemeinen  Strafgesetzes  vom  27.  Mai  1852,  R.  G. 
Bl.  Nr.  117,  sind  boshafte  Beschädigungen  eines  fremden  Eigen- 
tumes als  Verbrechen  der  öffentlichen  Gewalttätigkeit  an- 
zusehen, wenn  ohne  Rücksicht  auf  die  Grösse  des  Schadens  Iii.  b)  daraus 
eine  Gefahr  für  das  Leben,  die  Gesundheit,  körperliche  Sicherheit  von 
Menschen,  oder  in  grösserer  Ausdehnung  für  fremdes  Eigenthum  entstehen 
kann;  oder  Iii.  c)  die  boshafte  Beschädigung  an  Eisenbahnen,  diese 
mögen  mit  oder  ohne  Dampfkraft  betrieben  werden,  oder  an  den  dazu  gehö- 
rigen Anlagen,  Beförderungsmitteln,  Maschinen,  Gerätschaften  oder  anderen 
zum  Betriebe  derselben  dienenden  Gegenständen,  oder  an  Dampfschiffen, 
Dampfmaschinen,  Dampfkesseln,  Wasserwerken,  Brücken,  Vorrichtungen  in 
Bergwerken,  oder  Uberhaupt  unter  besonders  gefährlichen  Verhältnissen 
verübt  worden  ist. 

Die  Strafe  dieses  Verbrechens  ist  nach  §.  86  im  Falle  der  Iii.  b)  und  c) 
schwerer  Kerker  von  einem  bis  zu  fünf,  und  nach  der  Grösse  der  Bosheit 
und  Gefahr,  auch  bis  zu  zehn  Jahren. 

Wenn  aber  aus  der  Beschädigung  wirklich  ein  Unfall  für  die  Gesundheit, 
körperliche  Sicherheit,  oder  in  grösserer  Ausdehnung  für  das  Eigenthum 
Anderer  entstanden  ist,  so  sollen  die  Schuldigen  mit  schwerem  Kerker  von 
zehn  bis  zu  zwanzig  Jahren,  bei  besonders  erschwerenden  Umständen  mit 
lebenslangem  schwerem  Kerker  bestraft  werden.  Hatte  endlich  eine  solche 
Beschädigung  den  Tod  eines  Menschen  zur  Folge,  und  konnte  dieses  von 
dem  Thäter  vorhergesehen  werden,  so  soll  derselbe  mit  dem  Tode  bestraft 
werden. 

2.  Nach  §.  318  ist  die  muthwillige  Abwerfung  oder  Beschä- 
digung einer  Brücke,  Schleusse,  eines  Dammes,  Beschläges  oder  Geländers, 
oder  was  immer  für  eines  Bauwerkes,  wodurch  die  Ufer  der  Flüsse  und  Bäche 
befestigt,  oder  Abschüsse  an  Strassen  und  Wegen  «»der  Brücken  bewahret 
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sind,  nach  Mass  des  unterlaufenden  p-ossen  Muthwillens  oder  veranlassten 
Schadens,  als  Ueber tretung  mit  Arrest  von  einem  bis  zu  drei  Monaten  zu 
bestrafen. 

Der  gleichen  Strafe  unterliegt  auch  jede  Beschädigung  der  im  §.  85, 
lit.  c)  erwähnten  Gegenstände,  wenn  sie  nur  aus  Muthwillen,  Leichtsinn  oder 
schuldbarer  Nachlässigkeit  geschehen  ist. 

Die  mit  einer  solchen  Beschädigung  etwa  verbundene  Entwendung  ist 
insbesondere  zu  bestrafen. 

Nach  §.  319  ist  ferner  die  Hinwegreissung  oder  absichtliche 
Beschädigung  aller  Wamungszeichen,  welche,  um  Unglück  zu  ver- 
hüten, aufgestellt  werden,  eine  Ueber tr et un g,  die  insgemein  mit  Arrest 
von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten ;  bei  unterlaufender  grösserer  Bosheit 
und  erfolgtem  Schaden  aber  mit  eben  so  langem  strengen  Arreste  zu 
bestrafen  ist. 

3.  Nach  §.  176,  I.  b)  wird  der  Diebstahl  aus  der  Eigenschaft  der 
gestohlenen  Sache  ohne  Rücksicht  auf  den  Betrag  zum  Verbrechen,  wenn 
solcher  an  den  in  dem  §.  85,  lit.  c)  genannten  Gegenständen  begangen  wird. 

hj  Bestimmungen  zum  Schutze  des  Eisenbahn-Betriebes. 

1.  Nach  §.  87  macht  sich  des  Verbrechens  der  öffentlichen 
Ge waltthätigkcit  durch  boshafte  Handlungen  oder  Unter- 
lassungen unter  besonders  gefährlichen  Verhältnissen  auch 
derjenige  schuldig,  welcher  durch  was  immer  für  eine  andere  aus  Bosheit 
unternommene  Handlung  oder  durch  die  geflissentliche  Ausscrachtlassung 
der  ihm,  bei  dem  Betriebe  von  Eisenbahnen  oder  von  den  im  §.  85,  lit.  e) 
bezeichneten  Werken  oder  Unternehmungen  obliegenden  Verpflichtung  eine 
der  im  §.  85,  lit.  b)  bezeichneten  Gefahren,  d.  i.  eine  Gefahr  für  das  Leben, 
die  Gesundheit,  körperliche  Sicherheit  von  Menschen,  oder  in  grösserer  Aus- 
dehnung für  fremdes  Eigenthum,  herbeiführt.  Die  Strafe  dieses  Verbrechens 
ist  nach  §.  88  schwerer  Kerker  von  einem  bis  zu  fünf  Jahren,  nach  der 
Grösse  der  Bosheit  und  Gefahr  auch  bis  zu  zehn  Jahren.  Tritt  jedoch  einer 
der  im  §.  8G  erwähnten  weiteren  Erschwerungsnmstände  ein,  so  sind  die 
hierfür  ebenda  festgesetzten  höheren  Strafen  in  Anwendung  zu  bringen. 

2.  Nach  §.  335  soll  jede  Handlung  oder  Unterlassong,  von  welcher  der 
Handelnde  schon  nach  ihren  natürlichen,  für  Jedermann  leicht  erkennbaren 
Folgen,  oder  vermöge  besonders  bekannt  gemachter  Vorschriften,  oder  nach 
seinem  Stande,  Amte,  Berufe,  Gewerbe,  seiner  Beschäftigung,  oder  überhaupt 
nach  seinen  besonderen  Verhältnissen  einzusehen  vermag,  dass  sie  eine 
Gefahr  für  das  Leben,  die  G esund hei t  oder  körperliche  Sicherheit 
von  Menschen  herbeizuführen  oder  zu  vergrössern  geeignet  sei,  wenn  hieraus 
eine  schwere,  körperliche  Beschädigung  (§.  152)  eines  Menschen  erfolgte. 
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an  jedem  Schuldtragenden  als  Uebertretung  mit  Arrest  von  einem  bis  zu 
sechs  Monaten,  dann  aber  wenn  hieraus  der  Tod  eines  Menschen  erfolgte, 
als  Vergehen  mit  strengem  Arreste  von  sechs  Monaten  bis  zu  einem  Jahre 
geahndet  werden. 

Die  Vorschrift  des  vorstehenden  Paragraphes  ist  nach  §.336  insbe- 
sondere in  Anwendung  zu  bringen,  wenn  der  Tod  oder  die  schwere  körper- 
liche Verletzung  aus  einem  der  nachstehenden  Verschulden  eingetreten  ist: 

Iii,  c)  durch  Nichteinhaltung  der  in  Beziehung  auf  Dampfmaschinen  und 
Dampfkessel  gegebenen  Vorschriften  oder  sonst  nöthigen  besonderen  Vor- 
sichten ] 

Iii.  f)  durch  Ausserachtlassung  der  besonderen  Vorschriften  Uber  Erzen* 
gung,  Aufbewahrung,  Verschleiss,  Transport  und  Gebrauch  von  Feuerwerks- 
körpern, Knallpräparaten,  Zündhütchen,  Reib-  und  Zündhölzchen,  und  allen 
durch  Reibung  leicht  entzündbaren  Stoffen,  Schiesspulver  und  explodirenden 
Stoffen  (Schiessbaum wolle),  insbesondere  auch  dadurch ,  dass  derlei  Gegen- 
stände heimlich  den  Frachten  der  Postanstalten  oder  Eisenbahnen  beigepackt 
werden. 

Wenn  eine  nach  §.  335  als  Verschulden  zuzurechnende  Handlung 
oder  Unterlassung,  in  Beziehung  auf  die  in  den  §§.  85,  lit.  c)  und  87  bezeich- 
neten Gegenstände,  oder  unter  den  dort  erwähnten  besonders  gefähr- 
lichen Verhältnissen  begangen  wird,  so  soll  dieselbe  nach  §.  337  auch 
dann,  wenn  hieraus  nur  eine  schwere  körperliche  Beschädigung  erfolgte,  als 
Vergehen  mit  strengem  Arreste  von  sechs  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren, 
und  im  Falle  einer  dadurch  veranlassten  Tödtung,  bis  zu  drei  Jahren  ver- 
urtheilt  werden. 

3.  Nach  §.  431  soll  jede  der  in  den  §§.  335—337  bezeichneten  Hand- 
lungen oder  Unterlassungen  auch  dann,  wenn  sie  keinen  wirklichen  Schaden 
herbeigeführt  hat,  als  Uebertretung  mit  einer  Geldstrafe  von  fünf  bis 
fünfhundert  Gulden,  oder  mit  Arrest  von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten 
geahndet  werden. 

Wenn  jedoch  eine  bei  dem  Betriebe  von  Eisenbahnen  oder  von  anderen 
im  §.  85,  lit.  c)  bezeichneten  Werken  oder  Unternehmungen  angestellte 
Person  in  ihrem  Dienste  ein  Verschulden  dieser  Art  begeht,  so  ist  nach  §.  432 
immer  auf  strengen  Arrest  von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten,  und  bei  sehr 
erschwerenden  Umständen  bis  auf  sechs  Monate  zu  erkennen,  je  nach  dem 
Masse,  als  ein  höherer  Grad  von  Fahrlässigkeit  erwiesen  wird,  eine  Gefahr 
für  mehrere  Menschen  entstanden  ist,  mehrere  Verletzungen  zugefügt  wurden, 
oder  sonst  etwa  ein  grösserer  Schade  erfolgt  ist. 

Insbesondere  sind  nach  §.  433  mit  diesen  Strafen  noch  folgende  U  e  b  e  r- 
tretungender  bei  dem  Eisenbahn-Betriebe  angestellten  Per- 
so ne n  zu  ahnden: 
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a)  die  Eröffnung  der  Bahn  vor  erhaltener  Bewilligung,  oder  vor  Erfüllung 
der  dazu  vorgeschriebenen  Bedingungen  ; 

b)  die  vernachlässigte  Aufstellung  oder  Erhaltung  der  zur  Verhütung  von 
Schaden  vorgeschriebenen  Einfriedungen,  Absperrschranken,  Verbots- 
tafeln und  anderer  Schutzmittel  und  Warnungszeichen ; 

c)  die  Bestellung  von  Individuen,  welche  die  durch  die  Dienstvorschriften 
geforderte  Befähigung  nicht  nachgewiesen  haben,  oder  welche  von  der 
Verrichtung,  zu  der  sie  bestimmt  sind,  durch  die  Staatsverwaltung  für 
ausgeschlossen  erklärt  wurden; 

d)  die  Vornahme  einer  Fahrt,  oder  die  Gestattung  derselben  bei  schad- 
haftem, eine  Gefahr  drohenden  Zustande  der  Bahn,  oder  mit  Locomotiven, 
Wägen  oder  anderen  Betriebsmitteln  von  solcher  Beschaffenheit. 

4.  Nach  §.  434  wird  die  Verabsäuraung  irgend  einer  der  zur  Ab- 
wendung der  Feuersgefahr  bestehenden  Vorschriften  als  Uebertre- 
tung  behandelt  und  bestraft. 

Nach  §.  459  sind  Uberhaupt  auch  alle  anderen  Handlungen  und  Unter- 
lassungen, von  welchen  sich  eine  Feuersgefahr  leicht  voraussehen  lässt,  als 
die  N;chtbeobachtung  der  insbesondere  vorgeschriebenen  Vorsichten  hin- 
sichtlich des  Aussprühens  von  Funken  aus  den  Locomotiven  auf  Eisenbahnen 
bei  den  Fahrten  der  Eisenbahnzüge  durch  oder  in  der  Nähe  von  Ortschaften, 
hinsichtlich  der  Anlegung  von  Gebäuden  in  der  Nähe  von  mit  Dampfkraft 
betriebenen  Eisenbahnen  u.  dgl.  als  Uebertretungen  und  nach  dem  Masse 
zu  bestrafen,  als  sie  mit  den  vorausgeschickten  Fällen  (§§.  435 — 458)  mehr 
oder  minder  Ubereinkommen. 

5.  Nach  §.  7  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  8.  Februar  1852,  R.  G. 
Bl.  Nr.  40,  wodurch  strafgesetzliche  Bestimmungen  gegen  Beschädigungen 
und  andere  strafbare  Handlungen  in  Beziehung  auf  Eisenbahnen  und  Staats- 
Telegraphen  angeordnet  und  vom  21.  Februar  1852  in  Wirksamkeit  gesetzt 
wurden,  ist  jede  Handlung  oder  Unterlassung ,  welche  durch  die  für  Eisen- 
bahnen oder  Staats-Telegraphen  gegebenen  Polizeivorschriften  insbe- 
sondere untersagt  ist,  an  jedem  Schuldtragenden  auch  dann,  wenn  sie  keinen 
wirklichen  Schaden  herbeigeführt  hat,  als  Uebertretung  mit  einer  Geld- 
strafe von  fünf  bis  fünfhundert  Gulden,  oder  mit  Arrest  von  drei  Tagen  bis 
zu  drei  Monaten  zu  ahnden. 

6.  Nach  §.11  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  20.  April  1854,  R.  G. 
Bl.  Nr.  96,  womit  eine  Vorschrift  für  die  Vollstreckung  der  Verfügungen  und 
Erkenntnisse  der  landesfürstlichen  politischen  und  polizeilichen  Behörden 
erlassen  wurde,  wird  jedes  polizeiwidrige  Verhalten  an  öffentlichen 
Versammlungsorten,  dann  auf  Eisenbahnen,  Dampfschiffen,  Postwägen 
u.  dgl.,  wodurch  die  Ordnung  und  der  Anstand  verletzt ,  das  Vergnügen  des 
Publicums  gestört  oder  sonst  ein  Aergerniss  gegeben  wird,  unvorgreiflich  der 


Digitized  by  Google 


EiM-nhiihntn. 


203  • 


etwa  eintretenden  strafgerichtlichen  Behandlang  mit  einer  Ordnungsbusse 
von  Einem  bis  einschliessig  Einhundert  Gulden  oder  von  sechsstündiger  bis 
vierzehntägiger  Anhaltung  geahndet,  je  nachdem  die  eine  oder  die  andere 
Busse  nach  Umständen  angemessener  oder  wirksamer  erscheint. 

In  Hinsicht  der  zu  verhängenden  Strafe  ist  jedoch  von  dem  Grundsatze 
auszugehen ,  dass  die  Strafe  nie  höher  als  der  kleinste  Grad  jener  Strafe  zu 
bemessen  sei,  welche  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  hätte  verhängt 
werden  müssen,  wenn  die  in  Frage  stehende  Handlung  die  Eigenschaft  eines 
Vergehens  oder  einer  Uebcrtretung  im  Sinne  dieses  Strafgesetzbuches  gehabt 
hätte. 

e)  Bestimmungen  zum  Schutze  der  beim  Eisenbahn-Betriebe 

thätigen  Personen. 

Die  zur  Aufsicht  auf  Staats-  oder  Privateisenbahnen,  oder  zur  Besorgung 
des  Verkehres  auf  denselben  bestellten  Personen,  in  soferne  dieselben  in 
Vollziehung  eines  obrigkeitlichen  Auftrages,  oder  in  Ausübung  ihres  Amtes 
oder  Dienstes  begriffen  sind,  gemessen  in  strafrechtlicher  Beziehung  den 
gleichen  Schutz  wie  andere  öffentliche  Beamte  und  Diener. 

1.  Es  begründet  mithin  nach  §.  68  des  allgemeinen  Strafgesetzes  vom 
27.  Mai  1852,  R.  G.  Bl.  Nr.  117,  die  Theilnahme  an  einer  Zusammenrottung 
mehrerer  Personen,  um  einem  Eisenbahnbetriebs-Organe  in  Ausübung  seines 
Dienstes  mit  Gewalt  Widerstand  zu  leisten,  mag  die  Absicht  eines  solchen 
Widerstandes  sein,  um  etwas  zu  erzwingen,  sich  einer  aufliegenden  Pflicht 
zu  entschlagen,  eine  Anstalt  oder  die  Vollziehung  eines  öffentlichen  Befehles 
zu  vereiteln,  oder  auf  was  immer  für  eine  Art  die  Öffentliche  Ruhe  zu  stören, 
das  Verbrechen  des  Aufstandes. 

2.  Nach  §.  81  wird  das  Verbrechen  der  öffentlichen  Gewalt- 
th  ätigk  ei  t  durch  gewaltsame  Han  d  an  legung  o  der  gefährliche 
Drohung  gegen  obrigkeitliche  Personen  in  Amtssachen  be- 
gangen, wenn  Jemand  für  sich  allein,  oder  auch  wenn  mehrere,  jedoch  ohne 
Zusammenrottung  sich  einer  der  im  §.  68  genannten  Personen  in  Vollziehung 
eines  obrigkeitlichen  Auftrages,  oder  in  der  Ausübung  ihres  Amtes  oder 
Dienstes,  in  der  Absicht,  um  diese  Vollziehung  zu  vereiteln,  mit  gefährlicher 
Drohung  oder  wirklicher  gewaltsamer  Handanlegung,  obgleich  ohne  Waffen 
und  Verwundung  widersetzt;  oder  eine  dieser  Handlungen  begeht,  um  eine 
Amtshandlung  oder  Dienstverrichtung  zu  erzwingen.  Ein  solcher  Verbrecher 
ist  nach  §.82  mit  schwerem  Kerker  von  sechs  Monaten  bis  zu  einem  Jahre; 
wäre  aber  der  Widerstand  mit  Waffen  geschehen,  oder  mit  einer  Beschädigung 
oder  Verwundung  begleitet,  oder  um  eine  Amtshandlung  oder  Dienstver- 
richtung zu  erzwingen,  begangen  worden,  von  einem  bis  zu  fünf  Jahren  zu 
bestrafen. 
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3.  Nach  §.153  macht  sich  derjenige  des  Verbrechensderschweren 
körperlichen  Beschädigung  schuldig,  dereinen  öffentlichen  Beamten, 
während  er  in  der  Ausübung  seines  Berufes  begriffen  ist,  oder  wegen  der- 
selben vorsätzlich  an  seinem  Körper  beschädigt.  Die  Strafe  dieses  Verbrechens 
ist  nach  §.  154  Kerker  von  sechs  Monaten  bis  zu  einem  Jahre,  bei  erschwe- 
renden Umständen  bis  auf  fünf  Jahre. 

4.  Des  Vergehens  des  Auflaufe s  macht  sich  nach§.  279  schuldig, 
wer  gegen  eine  der  im  §.  68  genannten  Personen,  wenn  sie  in  Vollziehung 
eines  obrigkeitlichen  Auftrages,  oder  in  der  Ausübung  ihres  Amtes  oder 
Dienstes  begriffen  sind,  mehrere  Menschen  zur  Mithilfe  oder  zur  Widersetzung 
auffordert.  Die  Strafe  ist  strenger  Arrest  von  einem  bis  zu  sechs  Monaten. 

Gleiche  Strafe  verwirkt  nach  §.  280  derjenige,  der  einer  solchen  Auf- 
forderung Folge  leistet  und  sich  dem  Aufforderer  in  Mithilfe  oder  Widersetzung 
zugesellt. 

Wer  bei  einem  auch  aus  jeder  anderen  Ursache ,  als  wodurch  eine  Zu- 
sammenrottung zum  Verbrechen  wird,  veranlassten  Auflaufe  dem  Beamten 
oder  der  Wache,  wenn  diese  die  Menge  auseinander  gehen  heissen,  nicht 
Folge  leistet,  macht  sich  nach  §.  283  ebenfalls  des  Vergehens  des  Auflaufs 
schuldig,  und  ist  mit  Arrest  von  einer  Woche  bis  zu  einem  Monate  zu  bestrafen. 
Hätte  sich  Jemand  bei  einer  solchen  Weigerung  mit  dem  Beamten  oder  der 
Wache  in  Zank  oder  Wortstreit  eingelassen,  so  ist  die  Strafe  nach  §.  284 
einmonatlicher  strenger  Arrest,  welcher  nach  den  eingetretenen  Umständen 
verschärft  werden  soll. 

5.  Jede  wörtliche  oder  thätliche  Beleidigung  einer  der  im 
§.  68  genannten  Personen,  wenu  diese  in  Vollziehung  eine»  obrigkeitlichen 
Auftrages  oder  in  Ausübung  ihres  Amtes  oder  Dienstes  begriffen  sind,  ist 
nach  §.  312,  wenn  sich  darin  nicht  eine  schwerer  verpönte  strafbare  Hand- 
lung darstellt,  als  Ueb e rt re tun g  zu  ahnden.  Wörtliche  Beleidigungen  sind 
nach  §.313  mit  Arrest  von  drei  Tagen  bis  zu  einem  Monate,  thätliche  aber 
von  einem  bis  auf  sechs  Monate  zu  bestrafen.  Wenn  jedoch  die  Beleidigung 
Folgen  nach  sich  gezogen,  und  wirklich  die  Vollstreckung  des  obrigkeitlichen 
Aultrages  oder  die  Ausübung  des  Amtes  oder  Dienstes  verhindert  hat,  so  ist 
der  Schuldige  zu  strengem  Arreste  von  drei  bis  zn  sechs  Monaten  zu  ver- 
urteilen. 

* 

6.  Wer  sich  ohne  die  im  §.  312  vorausgesetzte  Beleidigung  auf  andere 
Weise  einmengt,  um  eine  der  ebenda  genannten  Personen  in  der  Aus- 
übung ihres  Amtes  oder  Dienstes,  oder  in  Vollziehung  eines  obrig- 
keitlichen Befehles  zu  hindern,  macht  sich  nach  §.  314  einer  Ueb  ertre tun g 
schuldig,  und  ist  mit  Arrest  von  einem  Tage  bis  zu  einem  Monate  zu  bestrafen. 
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II,  Bestimmungen  des  formellen  Strafrechts. 

In  strafprocessualischcr  Hinsicht  bestehen  ebenfalls  gewisse  Bestim- 
mungen, welche  die  Wahrung  der  Ordnung  und  Regelmässigkeit  des  Eisen- 
bahnbetriebes bezwecken.  Diese  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  alle  meinem 
öffentlichen  Amte  oder  Dienste  stehenden  Personen,  bei  denen  die  durch  eine 
strafgerichtliche  Vertilgung  veranlasste  Verhinderung  in  der  Ausübung  ihrer 
Dienstpflichten  die  schleunige  Aufstellung  eines  Stellvertreters  oder  andere 
Vorkehrungen  erheischt,  damit  die  öffentliche  Sicherheit,  oder  der  besondere 
Schntz  und  die  Wahrung  anderer  öffentlicher  Interessen  nicht  gefährdet  werde. 

1.  Nach  §.  69  der  allgemeinen  Strafproccss-Ordnung  vom  29.  Juli  1853, 
R.  G.  Bl.  Nr.  151,  sind  alle  jene  Personen,  deren  Berufsdienst,  wie  z.  B.  bei 
Angestellten  von  Eisenbahnen,  Dampfschiffahrten  u.  dgl.  im  öffentlichen 
Interesse  nicht  leicht  unterbrochen  werden  kann,  von  der  Verbindlichkeit, 
sich  bei  Üntersuchungs-Handlungen  als  Gcrichtszeuge  verwenden  zu 
lassen,  befreit. 

2.  Nach  §.  3,  lit.  3  des  Gesetzes  vom  9.  März  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  33, 
womit  die  Vorschrift  Uber  die  Bildung  der  üeschwornenlisten  für  die  Press- 
gerichte erlassen  wurde,  können  alle  bei  dem  Post-,  Eisenbahn-,  Telegraphcn- 
und  Dampfschifffahrts-Betriebc  beschäftigten  Personen  zu  dem  Amte  eines 
Gesch wornen  nicht  berufen  werden. 

3.  Nach  §.117  der  Strafprocess- Ordnung  sind  Vorladungen  in 
Strafsachen,  welche  an  Beamte  und  Diener  der  Staats-  und  Privateisen- 
bahnen zu  geschehen  haben,  durch  ihre  unmittelbaren  Vorgesetzten  zuzu- 
stellen, ohne  das»  es  jedoch  der  Ausfertigung  besonderer  Zuschriften  an 
Letztere  bedurfte.  Haftet  aber  Gefahr  am  Verzuge,  so  können  auch  diese 
Beamten  und  Diener  unter  gleichzeitiger  Anzeige  an  ihre  Vorgesetzten,  un- 
mittelbar vorgeladen  werden. 

4.  Nach  §.  158  ist  von  der  Verhaftung  von  Beamten  und  Dienern 
der  Staats-  und  Privateisenbahnen,  wenn  es  ohne  Nachtheil  für  das  straf- 
gerichtliche Verfahren  geschehen  kann  und  keine  besonderen  Bedenken  ent- 
gegenstehen, die  Anzeige  schon  vorläufig  an  deren  unmittelbare  Vorgesetzten, 
ausserdem  aber  unverzüglich  nach  der  Verhaftung  zu  machen. 

5.  Mit  dem  Justiz-Ministerial-Erlasse  vom  31.  Mai  1856,  Z.  10.624, 
wurden  über  Ersuchen  des  k.  k.  Handelsministeriums  sämmtliche  k.  k.  Ober- 
landcsgerichte  beauftragt,  die  Gerichte  erster  Instanz  anzuweisen,  in  Zukunft 
in  allen  Fällen,  in  welchen  gegen  Beamte  oder  Diener  einer  Staats- 
oderPrivateisenbahn  wegen  Verbrechen,  Vergehen  oder  Ucbertretungcn 
—  oder  wegen  strafbarer  Handlungen  wider  die  öffentliche 
Sicherheit  auf  Staats-  oder  Privateisenbahnen  gegen  wen  immer  eine 
strafgerichtliche  l'ntersuchung  eingeleitet  wird,  das  rechtskräftige  En d- 


Digitized  by  Google 


206 


Betrieb  der  Eisenbahnen. 


ergebniss  sowohl  der  k.  k.  General-Inspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen, als  auch  der  bezüglichen  Bahndirection  mitzutheilen. 

Vgl.  hinsichtlich  der  Pflicht  sur  A nieige  jedes  Eisenbahnunfalls  an  die  bezügliche  Gerichts- 
behörde, dann  in  Betreff  des  Verhallens  der  Eisenbahii-iletriebsorgane  mit  Rücksicht  auf  die  straf- 
gerichtliche Procednr  den  Handelsministerial-Erlasa  vom  12.  August  1856,  Z.  20.759-1689  pag.  141. 

6.  Laut  des  Handelsministerial-Erlasses  vom  21.  December  1852, 
Z.  2801 -H.  M.,  Handelsministerial-Verordoungsblatt  Nr.  102,  betreffend  die 
Vorladung  und  Verhaftung  von  Bediensteten  der  Communi- 
cationsanstalten  durch  die  k.  k.  Militärbehörden,  hat  das  k.  k. 
Ministerium  des  Krieges  zufolge  Eröffnung  vom  14.  December  1852,  Z.  J.  S. 
3177,  über  Ersuchen  des  Handelsministeriums  die  Verfügung  getroffen,  dass 
die  Militärbehörden  analog  mit  der  Verordnung  des  Justizministeriums  vom 
3.  Mai  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  108,  angewiesen  werden,  die  Vorladungen 
an  Beamte  und  Diener  des  ausübenden  Dienstes,  namentlich  der  Eisenbahn- 
Bediensteten,  auf  die  daselbst  angegebene  Art  zu  bewirken,  und  von  der 
allenfalls  in  dringenden,  keinen  Verzug  gestattenden  Fällen  erfolgten  Arre- 
tirung  den  unmittelbaren  Vorgesetzten  des  Verhafteten  gleichzeitig  in 
Kenntniss  zu  setzen. 

Mit  der  citirten  Justuministerial-Verordnung  rom  3.  Mai  1851  waren  den  Civil-Gerichts- 
bebörden  und  Staatsanwaltschaften  jene  Bestimmungen  über  die  Art  des  Vollzuges  der  Vorladungen 
in  Strafsachen  an  Beamte  oder  Diener  des  ausübenden  Dienstes  vorgezeichnet  worden,  welche 
nunmehr  in  der  Strafprocess-Ordnung  vom  29.  Juli  1853,  i%.  117  und  158  (vgl.  pag.  205),  ent- 
halten sind. 
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L  Betriebsreglement  der  österreichischen  Eisenhahnen  vom 

30.  Juni  1863. 

Kundgemacht  im  Centraiblatt  Nr.  28,  Jahrgang  1863. 

Für  den  Betrieb  der  österreichischen  Eisenbahnen  sind  die  allgemeinen 
gesetzlichen  Bestimmungen  und  das  gegenwärtige  Reglement  massgebend. 

Jedermann,  der  die  Eisenbahn  benutzt,  erklärt  sich  mit  den  Bestimmun- 
gen dieses  vom  k.  k.  Handelsministerium  gemäss  Erlasses  vom  30.  Juni 
1863,  Z.  8543-732  ftlr  die  Österreichischen  Eisenbahnen  genehmigten  Betriebs- 
reglemcnts  einverstanden. 

A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  l. 

Pflichten  des  Eisenbahn-Dienstpersonales. 

Das  von  den  österreichischen  Eisenbahnen  angestellte  Dienstpersonale 
ist  zu  einem  bescheidenen  und  höflichen,  aber  entschiedenen  Benehmen  gegen 
das  Publicum  angewiesen  und  hat  sich  innerhalb  der  ihm  angewiesenen 
Dienstgränzen  gefällig  zu  bezeigen. 

Dasselbe  hat  die  ordungsmässigen  Dienstleistungen  unentgeltlich  zu 
verrichten,-  es  ist  ihm  strenge  untersagt,  für  solche  vom  Publicum  eine  Ent- 
lohnung zu  fordern. 

Dem  Dienstpersonale  ist  das  Rauchen  während  des  dienstlichen  Ver- 
kehres mit  dem  Publicum  verboten. 

Vgl.  f.  IS  der  Eisenbahn-Betriebsordnung,  pag.  127. 

§.  2. 

Rechte  des  Eisenbahn-Dienstpersonales. 

Den  dienstlichen  Anordnungen  des  in  Uniform  befindlichen  oder  mit 
Dienstabzeichen  versehenen  Bahnpersonales  ist  das  Publicum  Folge  zu  leisten 
verbunden. 

Vgl.  ff.  93,  96  und  102  der  Eisenbahn-Betriebsordnung,  pag.  152,  den«  die  Handelsminf- 
sterial-Verordming  vom  8.  April  1857,  pag.  174. 
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§.  3. 

Entscheidung  bei  Streitigkeiten. 

Streitigkeiten  zwischen  dem  Publicum  und  dem  Dienstpersonale  ent- 
scheidet auf  den  Stationen  der  Stationsvorsteher,  während  der  Fahrt  der 
Zugftlhrer. 

Besch  werde  fuhrung. 

Beschwerden  können  bei  den  Dienstvorgesetzten  mündlich  oder  schrift- 
lich angebracht  werden ;  sie  können  auch  in  das  auf  jeder  Station  befind- 
liche Beschwerdebuch  eingetragen  werden. 

Die  Verwaltung  wird  auf  alle  Beschwerden  antworten,  welche  unter 
Angabe  des  Namens  und  des  Wohnortes  des  Beschwerdeführenden  erfolgen. 
Beschwerden  über  einen  Bediensteten  müssen  dessen  thunlich  genaue  Bezeich- 
nung nach  dem  Namen,  der  Nummer  oder  einem  Uniform-Merkmale  ent- 
halten. 

Vgl.  über  die  Einrichtung  der  Beschwerdebücher  g.  II  der  Eisenbuhn-ßetriebsordnung, 
pag.  125,  saromt  den  dort  angeführten  besonderen  Bestimmungen  für  die  Staatseisenbahnen. 

§•  *■ 

Betreten  der  Bahnhöfe  und  der  Bahn. 

Das  Betreten  der  Bahnhöfe  und  der  Bahn  ausserhalb  der  bestimmungs- 
mässig  dem  Publicum  für  immer  oder  zeitweilig  geöflheten  Räume  ist  Jeder- 
mann, mit  Ausnahme  der  dazu  durch  besondere  Vorschriften  befugten  Per- 
sonen untersagt 

Vgl.  die  beaügiicben  Bestimmungen  g.  »6  der  Eisenbahn-Betriebsordnnng,  pag.  153. 

§.  6. 

Zahlungsmittel. 

Die  Zahlung  der  Gebühren  hat  in  der  Regel  nur  in  gangbaren  österrei- 
chischen Geldsorten  zu  geschehen,  wobei  Scheidemünze  nur  zur  Ausgleichung 
angenommen  wird.  In  den  grösseren  Stationen,  namentlich  in  den  Gränz- 
stationen ,  wird  ausser  dem  Österreichischen  Gelde  auch  ausländisches  Gold- 
und  Silbergeld ,  mit  Ausschluss  der  Scheidemünze ,  zu  dem  bei  jeder  Expe- 
dition durch  Anschlag  festgesetzten  Course  angenommen,  in  soweit  dieser 
Annahme  ein  gesetzliches  Verbot  Uberhaupt  nicht  entgegensteht. 

Mit  dem  Handelsminiaterial-ErUsse  vom  12.  Februar  1863,  Z.  1453-132,  wurden  mit  Rück- 
sicht auf  die  Schwierigkeiten ,  welchen  die  Einhebung  des  Agio-Zuschlages  so  den 
normftlinä**igen  TarifnStzen  nach  dem  jeweiligen  THgescourse  der  Wiener  Börse  unterliegen 
würde,  die  betreffenden  Eisen bahn-VerwHltnngen  ermächtigt ,  den  Zuschlag,  in  soferne  derselbe 
nicht  niedriger  gehalten  werden  wollte,  nach  einem  DorchschniUaconrse,  wobei  der  durchschnitt- 
liche Silbercours  des  unmittelbar  Torausgegangenen  Monates  als  ein  in  keinem  Falle  in 
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überschreitendes  Muinam  ta  gelten  hat,  einuiheben,  and  hiernach  eine  monatweise 
Regulirung  der  Agio-Zuschlfige  mit  tbunlichster  Berücksichtigung  des  Wunsches  einer  weiter- 
gehenden Begünstigung  des  Publicums  vorzunehmen.  Zugleich  wurde  die  sofortige  Verfügung 
angeordnet,  das»,  wenn  die  Parteien  die  Zahlungen  in  Silber  leisten  wollen,  dies«  nicht  zu  ver- 
weigern sei,  und  die  Berechnung  und  Einhebung  einfach  nach  den  gewöhnlichen  Fahr-  und  Fracht- 
preis-Tarifen (daher  ohne  irgend  einen  Zuschlag)  zu  geschehen  habe. 

Mit  dem  Handelsininisterial-Erlasse  vom  15.  December  1868,  Z.  20.870-2943,  Centraiblatt 
Nr.  1  ex  1869,  wurde  aus  Anlass  einer  Beschwerde  der  Brünner  Handelskammer  über  den  im 
Frachtenrerkehre  vorkommenden  Cebelstand.  dass  bei  Ueberrechnung  ausländischer  Geldsorten  in 
Banknoten  österreichischer  Währung  ein  höherer  Cours  angenommen  wird,  die  möglichste  An* 
nähme  des  Betrages  in  Silber  als  eine  zweckmSssige  Abhilfe  bezeichnet,  und  die  entsprechende 
Vorkehrung  für  derartige  Falle  den  Bahnverwaltungen  aufgetragen. 

§.  7. 

Beschränkung  der  Verpflichtung  zum  Transporte. 

Die  Beförderung  von  Personen,  Thieren  und  8achen  findet  nicht  statt, 
wenn  und  in  solange  aussergewöhnliche  Hindernisse,  welche  die  Eisenbahn 
nicht  zu  beseitigen  im  Stande  ist,  oder  höhere  Gewalt  entgegenstehen,  oder 
die  regelmässigen  Transportmittel  nicht  ausreichen. 

Vgl.  f.  8  der  Eisenbahn-Betriebsordnung,  nag.  124. 

B.  Besondere  Bestimmungen. 

I.  Beförderunfr  von  Personen. 

§•  8. 

Fahrpläne,  Abfahrtszeit 

Die  Personenbeförderung  findet  nach  Massgabe  der  öffentlich  bekannt 
gemachten  und  auf  allen  Stationen  ausgehängten  Fahrpläne  statt. 

Für  den  Abgang  der  Züge  sind  die  auf  den  Bahnhöfen  befindlichen 
Stationsuhren  massgebend. 

Vgl.  §§.  4  und  5  der  Eisenbahn-Betriebsordnung,  pag.  121. 

§.  9. 
Fahrpreise. 

Die  Fahrpreise  bestimmt  der  auf  allen  Stationen  ausgehängte  Tarif. 

Vgl-  §1  4  und  5  der  Eisenbahn-Betriebsordnung,  pag.  121. 

§.  10. 

Bill  et  v  erkauf;  Zurücknahme  gelöster  Billeta. 

Bei  jeder  Expedition  ist  durch  Anschlag  bekannt  gemacht,  nach  welchen 
Stationen  Fahrbillets  gelöst  werden  können. 

Der  Verkauf  der  Fahrbillets  kann  nur  innerhalb  der  letzten  Stunde  vor 
Abgang  desjenigen  Zuges,  mit  dem  der  Reisende  befördert  sein  will,  und 
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wenn  zwischen  zwei  nach  derselben  Richtung  abgehenden  Zügen  eine  kürzere 
Zwischenzeit  liegt,  nur  in  dieser  Frist  verlangt  werden.  Diejenigen,  welche 
bis  fünf  Minuten  vor  Abgang  des  Zuges  noch  kein  Billet  gelöst,  haben  auf 
Verabfolgung  eines  solchen  keinen  Anspruch. 

Das  zu  entrichtende  Fahrgeld  ist  abgezählt  bereit  zu  halten ,  damit 
Aufenthalt  durch  Geldwechseln  vermieden  werde. 

Die  Fahrbillets  geben  Anspruch  auf  die  an  demselben  bezeichnete 
Wagenclasse,  soweit  in  dieser  Plätze  vorhanden  sind,  respective  beim  Wech- 
seln der  Wagen  vorhanden  bleiben. 

Wenn  einem  Reisenden  der  seinem  Billete  entsprechende  Platz  nicht 
angewiesen  und  ihm  auch  zeitweilig  ein  Platz  in  einer  höheren  Wagenclasse 
nicht  eingeräumt  werden  kann ,  so  steht  es  ihm  frei ,  das  Billet  gegen  ein 
solches  der  niedrigeren  Classe  und  gegen  Erstattung  der  Differenz  umzu- 
wechseln, oder  die  Fahrt  zu  unterlassen  und  die  bezahlte  Fahrgebühr  zurück- 
zuverlangen. 

§.  IL 

Bezeichnung  der  Fahrbillets;  Bestimmungen  beim  Transport 

von  Kindern. 

Das  Fahrbillet  bezeichnet  die  Stationen,  von  und  bis  zu  welchen  die 
Fahrt  verlangt  wurde,  die  Wagenclasse,  endlich  die  Zeit  oder  den  Zug, 
wofür  das  Billet  gilt.  Die  Zeit  oder  der  Zug,  wofür  jedes  Fahrbillet  giltig,  ist 
durch  Abstämplung  darauf  ausgedrückt. 

Jeder  Reisende  hat  bei  der  Empfangnahme  des  Billets  zu  prüfen ,  ob  es 
auf  die  von  ihm  beabsichtigte  Fahrt  lautet,  weil  spätere  Reclamationen  nicht 
berücksichtigt  werden  können. 

Kinder  unter  zehn  Jahren  werden  zu  ermässigten  Fahrpreisen  befördert. 
Für  Kinder  unter  zwei  Jahren,  wenn  sie  von  ihren  Begleitern  auf  dem  Schosse 
gehalten  werden,  erfolgt  keine  Zahlung. 

Finden  Zweifel  Uber  das  Alter  der  Kinder  statt,  so  entscheidet  der  Aus- 
spruch des  Zugführers,  eventuell  des  am  Zuge  befindlichen  Revisionsbeamten. 

§.  12. 

Uebertritt  aus  einer  Wagenclasse  in  die  andere. 

Der  Uebertritt  aus  einer  niedrigeren  in  eine  höhere  Wagenclasse  ist 
jederzeit  zulässig,  soweit  noch  Plätze  in  der  höheren  Classe  vorhanden  sind. 
In  der  Aufsteigestation  selbst  können  in  solchen  Fällen  die  gelösten  Billets, 
in  soweit  sie  noch  nicht  markirt  sind,  gegen  Billets  der  höheren  Classe  unter 
Aufzahlung  des  Preisunterschiedes  umgetauscht  werden.  Unterwegs  auf 
Zwischenstationen,  sowie  in  Fällen,  wo  die  Billets  bereits  markirt  sind,  sind 
gegen  Entrichtung  der  entfallenden  Gebühr  besondere  Ergänzungsbillets  zu 
lösen. 
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Der  Umtausch  eines  Billets  höherer  Ciasso  gegen  ein  solches  niedrigerer 
Classe  ist,  den  im  §.  10  vorgedachten  Fall  ausgenommen,  nicht  zulässig. 

§•  13. 

Anweisung  der  Plätze. 

Einzelne  bestimmte  Plätze  werden  nicht  verkauft  und  können  im  Voraus 
nicht  belegt  werden. 

Das  Dienstpersonale  ist  berechtigt  und  auf  Verlangen  der  Heisenden 
verpflichtet,  denselben  ihre  Plätze  anzuweisen.  Allein  reisende  Damen  werden 
auf  Verlangen  möglichst  nur  mit  Damen  in  ein  Coup6  zusammengesetzt 
werden. 

§.  14. 

Ausschliessung  von  der  Beförderung. 

Betrunkene  und  solche  Personen,  die  durch  unanständiges  Betragen  die 
Mitreisenden  belästigen,  werden  von  der  Fahrt  ausgeschlossen,  und  das  etwa 
bezahlte  Fahrgeld  wird  ihnen  nicht  zurückerstattet. 

Personen ,  welche  wegen  einer  sichtlichen  Krankheit  oder  aus  anderen 
Gründen  durch  ihre  Nachbarschaft  den  Mitreisenden  augenscheinlich  lästig 
werden  wurden,  können  von  der  Mit-  und  Weiterreise  ausgeschlossen  werden, 
wenn  sie  nicht  ein  besonderes  Coupe  bezahlen.  Etwa  bezahltes  Fahrgeld 
wird  ihnen  zurückersetzt,  wenn  ihnen  die  Mitreise  nicht  gestattet  wird.  Wird 
erst  unterwegs  wahrgenommen,  dass  ein  Reisender  zu  den  vorstehend 
bezeichneten  Personen  gehört,  so  kann  er  auf  der  nächsten  Station,  soferne 
kein  besonderes  Coupe  bezahlt  und  für  ihn  bereitgestellt  werden  kann ,  von 
der  Weiterbeförderung  ausgeschlossen  werden.  Das  Fahrgeld  wird  ihm  für 
die  nichtdurchfahrene  Strecke  ersetzt. 

Vgl.  |.  9  der  Eisenbahn-Betriebsordnung',  pag.  124. 

§■  15- 

Oeffnen  der  Wartsäle;  Vorzeigung  der  Billets. 

Mit  dem  Beginne  der  Billetausgabe  werden  auch  die  Wartsäle  für  die 
Reisenden  geöffnet. 

Das  vom  Reisenden  gelöste  Billet  ist  auf  Verlangen  bei  dem  Eintritte  in 
den  Wartsaal,  sowie  beim  Einsteigen  in  den  Wagen  vorzuzeigen. 

§.  16. 
Bille  te  n-Controle. 

Die  Reisenden  haben  ihre  Billets  aufzubewahren ,  bis  ihnen  dieselben 
von  den  Revisionsbeamten,  Conducteuren  oder  Thtiretehern  kurz  vor  oder  in 
der  Absteigestation  selbst  abverlangt  werden. 
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Die  Billets  dürfen  nur  durch  die  Conducteure  oder  Beamten  markirt 
werden. 

Wird  ein  Reisender  während  der  Fahrt  ohne  giltiges  Biilet  getroffen,  so 
hat  er  das  Dreifache  der  Tarifgebühr  für  die  Wagenclasse,  in  der  er  sich 
befindet ,  für  fünf  Meilen  zu  entrichten ;  wenn  aber  bestimmt  angegeben  und 
standhältig  erwiesen  werden  kann,  dass  der  Reisende  eine  kürzere  oder  län- 
gere Strecke  ohne  giltiges  Fahrbillet  benutzt  hat,  so  hat  derselbe  die  drei- 
fache Gebühr  für  die  wirklich  zurückgelegte  Strecke  bis  zu  jener  Station, 
vor  oder  in  welcher  er  beanständet  wurde,  zu  entrichten.  Wenn  er  von  dieser 
Station  an  die  Reise  fortsetzen  will,  so  hat  er  vorerst  die  tarifmässige  Fahr- 
gebühr zu  entrichten. 

Wenn  die  Billets  erst  in  der  Absteigestation  beim  Austritte  aus  dem 
Bahnhofe  abgenommen  werden,  so  wird  von  jedem  Reisenden,  welcher  ohne 
giltiges  Billet  getroffen  wird,  die  dreifache  Gebühr  der  zweiten  Wagenclasse 
nach  den  obigen  Bestimmungen  eingehoben,  wenn  nicht  erwiesen  werden 
kann,  in  welcher  andern  Wagenclasse  er  den  Zug  benutzt  hat. 

Wenn  ein  Reisender  in  einer  höheren  Wagenclasse  getroffen  wird ,  als 
auf  welche  sein  Billet  lautet,  so  hat  er,  den  im  §.  10  bezeichneten  Fall  aus- 
genommen, die  dreifache  Differenzgebühr  von  der  auf  dem  Billet  bezeichneten 
Aufsteigestation  bis  zu  jener  Station ,  vor  oder  in  welcher  er  beanständet 
wurde,  zu  bezahlen.  Will  er  in  der  höheren  Classe  die  Fahrt  fortsetzen,  so 
hat  er  die  weitere  Nachzahlung  nach  §.  12  zu  leisten. 

§.  17. 

Abfahrtszeichen;  Versäumung  der  Abfahrtszeit. 

Das  Zeichen  zum  Einsteigen  in  die  Wagen  wird  durch  die  Stations- 
glocke gegeben.  Nachdem  das  Abfahrtszeichen  gegeben,  kann  Niemand  mehr 
zur  Mitreise  zugelassen  werden.  Jeder  Versuch  zum  Einsteigen  und  jede 
Hilfeleistung  dazu ,  nachdem  die  Wagen  in  Bewegung  gesetzt  sind ,  ist  poli- 
zeilich verboten. 

Dem  Reisenden,  welcher  die  Abfahrtszeit  versäumt  hat,  steht  ein  An- 
spruch weder  auf  Rückerstattung  des  Fahrgeldes,  noch  auf  irgend  eine 
andere  Entschädigung  zu.  Der  Stationsvorsteher  ist  jedoch  ermächtigt,  wenn 
kein  Verdacht  eines  Unterschleifes  vorliegt,  die  Fahrt  mit  dem  nächsten  Zuge 
zu  bewilligen,  in  welchem  Falle  derselbe  die  entsprechende  Bemerkung  auf 
dem  Billete  beifügen  und  unterfertigen  wird. 

§.  18. 

Verhalten  auf  den  Zwischenstationen. 

Bei  Ankunft  auf  einer  Station  wird  der  Name  derselben,  und  da,  wo  ein 
bestimmter  Aufenthalt  stattfindet,  die  Dauer  desselben  von  den  Conducteuren 
ausgerufen. 
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Ea  ist  Übrigens  Sache  der  Reisenden ,  darauf  zu  achten ,  dass  sie  ihre 
Bestimmungsstation  nicht  verfehlen.  Die  Weiterreisenden  sollen  nur  in  unver- 
meidlichen Fällen  und  wenn  der  Zug  wenigstens  fünf  Minuten  aufhält,  die 
Wagen  verlassen,  mlissen  jedoch  in  allen  Fällen  Uber  Aufforderung  der  Con- 
ducteure  sogleich  ihre  Plätze  wieder  einnehmen. 

Wer  auf  den  Zwischenstationen  seinen  Platz  verlässt,  ohne  denselben  zu 
belegen,  rauss  sich,  wenn  derselbe  inzwischen  anderweitig  besetzt  ist,  mit 
einem  anderen  Platze  begnügen. 

§.  19. 

Anhalten  des  Zuges  ausserhalb  einer  Station. 

Sollte  wegen  eingetretener  Hindernisse  ausserhalb  einer  Station  länger 
angehalten  werden  müssen,  so  ist  ein  Aussteigen  der  Reisenden  nur  dann 
gestattet,  wenn  der  Zugführer  die  ausdrückliche  Bewilligung  dazu  ertheilt. 
Die  Reisenden  müssen  sich  dann  sofort  vom  Bahngclcise  entfernen  und  über 
Aufforderung  der  Conducteure  sogleich  wieder  ihre  Plätze  einnehmen. 

Wer  dieser  Aufforderung  nicht  sofort  nachkommt,  geht  des  Anspruches 
auf  die  Weiterreise  verlustig. 

§.  20. 

Verhalten  während  der  Fahrt;  Verbot  des  Oeffnens  der  Wagen. 

Während  der  Fahrt  darf  sich  Niemand  seitwärts  aus  dem  Wagen  biegen, 
gegen  die  Thüre  anlehnen  oder  auf  die  Sitze  treten. 

Auf  Verlangen  auch  nur  Eines  Reisenden  müssen  die  Fenster  auf  der 
dem  Windanfalle  ausgesetzten  Seite  geschlossen  werden. 

Die  Reisenden  dürfen  zum  Ein-  und  Aussteigen  die  Wagenthüren  nicht 
selbst  Öffnen,-  sie  müssen  vielmehr  das  Oeffnen  dem  DienstperBonale  Uber- 
lassen, und  dürfen  nicht  ein-  und  aussteigen,  bevor  der  Zug  völlig  stillsteht. 
Jeder  Reisende  muss  sich  entfernt  von  den  Fahrgcleisen  und  Maschinen 
halten,  undNiemand  darf  den  Bahnhof  in  einer  anderen  als  der  angewiesenen 
Richtnng  verlassen. 

Vgl.  f.  95  der  Eiaenbaho-Betriebaordnung,  |>ag.  1S3. 

§.  21. 

Entschädigung  für  Zertrümmern  von  Fenstern  und  sonstige 

Beschädigung  der  Wagen. 

Für  Zertrümmern  von  Fenstern  besteht  eine  Entschädiguugstaxe ,  und 
werden  die  darin  festgesetzten  Beträge  vorkommenden  Falls  durch  das  Dienst- 
personale sofort  eingezogen.  Auch  ist  die  Eisenbahn  befugt,  für  Beschädi- 
gung der  Wagen  oder  ihrer  Einrichtung  eine  Entschädigung  zu  fordern  und 
von  den  Schuldigen  sofort  einziehen  zu  lassen. 

Vgl.  }  98  der  Eisenbahn-Betriebsordnung,  pag.  »55. 
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§•  22. 

Verspätung  der  Züge;  Unterbrechung  der  Fahrt. 

Verspätete  Abfahrt  oder  Ankunft  der  Züge  begründen  keinen  Anspruch 
gegen  die  Eisenbahn.  Eine  ausgefallene  und  unterbrochene  Fahrt  berechtiget 
nur  zur  Rückforderung  des  für  die  nicht  durchfahrene  Strecke  gezahlten 
Fahrgeldes. 

Wenn  Elementarereignisse  oder  andere  Hindernisse  die  Fahrt  auf  der 
Bahn  in  einer  Strecke  unzulässig  machen,  so  wird  für  die  Weiterbeförderung 
bis  zur  fahrbaren  Strecke  mittelst  anderer  Fahrgelegenheiten  nach  Thunlich- 
keit  in  solange  gesorgt  werden,  bis  ftlr  jeden  einzelnen  Fall  eine  besondere 
Anordnung  getroffen  sein  wird.  Die  Reisenden  können  jedoch  nicht  verlan- 
gen, dass  die  Weiterbeförderung  mittelst  anderer  Fahrgelegenheiten  um  die 
für  die  Fahrt  auf  der  Eisenbahn  erlegten  Gebühren  von  letzterer  besorgt 
werde. 

Vgl.  f.  16  der  Eisenbahn-Betriebsordnung,  pug.  127. 

§.  23. 

Verbot  des  Tabakrauchens. 

Das  Tabakrauchen  ist  in  allen  Wagenclassen  gestattet;  in  der  ersten 
Wagenclasse  aber  nur  unter  Zustimmung  aller  in  demselben  Coupe  Mitreisen- 
den, in  soferue  nicht  besondere  Rauchcoupes  dieser  Classe  im  Zuge  vorhan- 
den sind.  In  jedem  Personenzuge  sind  Coupes  zweiter  Classe  für  Nicht- 
raucher vorhanden;  auch  werden  auf  Verlangen  den  Reisenden  dieser 
Wagenclasse  stets  derartige  Coupes  augewiesen  werden.  Die  Tabakspfeifen 
müssen  mit  Deckeln  versehen  sein. 

§•  24. 

Mitnahme  von  Hunden. 

Die  Reisenden  dürfen  in  den  Wagen  nur  Schosshunde,  und  selbst  diese 
nur  dann  mitnehmen,  wenn  sie  immer  auf  dem  Schosse  gehalten  werden, 
und  wenn  von  keinem  der  Mitfahrenden  dagegen  eine  Einwendung  gemacht 
wird. 

Hunde,  welche  der  Reisende  in  den  Wagen  nicht  mitnehmen  will ,  oder 
welche  nicht  mitgenommen  werden  dürfen ,  sind  bei  der  GepHcksexpedition 
gegen  Bescheinigung  und  gegen  Erlag  der  tarifmässigen  Gebühren  förmlich 
aufzugeben. 

§.  25. 

Mitnahme  von  kleinem  Gepäck. 

Kleine,  leicht  tragbare  Gegenstände  können,  wenn  die  Mitreisenden 
dadurch  nicht  belästiget  werden,  von  den  Reisenden  in  den  Wagen  mitgeflihrt 


Digitized  by  Google 


Eisrnbfthnen. 


221 


werden,  sofern  Zoll-  und  Steuervorschriften  es  gestatten.  FUr  in  den  Wagen 
mitgenommene  Gegenstände  werden  Gepäcksscheine  nicht  ausgegeben;  sie 
sind  von  den  Reisenden  selbst  zu  beaufsichtigen,  und  haftet  die  Eisenbahn 
für  Verlust  oder  Beschädigung  solcher  Gepäcksstücke  nur  dann,  wenn  ihr 
oder  ihren  Leuten  ein  Verschulden  nachgewiesen  ist. 

§.  26. 

Verbot  der  Mitnahme  von  Flüssigkeiten   oder  feuergefähr- 
lichen Gegenständen. 

Feuergefährliche  Gegenstände,  sowie  alles  Gepäck,  welches  Flüssig- 
keiten und  andere  Gegenstände  enthält,  die  auf  irgend  eine  Weise  Schaden 
verursachen  können,  insbesondere  geladene  SchusswafTen,  Schiesspulver  und 
Scbiessbaumwolle ,  leicht  entzündbare  chemische  Präparate  und  andere 
Sachen  gleicher  Eigenschaft  dürfen  in  den  Personenwagen  nicht  mitgenommen 
werden.  Das  Eisenbahn-Dienstpersonale  ist  berechtigt ,  sich  in  dieser  Bezie- 
hung die  nöthige  Ueberzeugung  zu  verschaffen.  Der  Zuwiderhandelnde  haftet 
für  allen  aus  der  Uebertrctung  des  obigen  Verbotes  an  dem  fremden  Gepäck 
oder  sonst  entstehenden  Schaden.  Der  Lauf  eines  mitgefülirten  Gewehres  muss 
nach  oben  gehalten  werden. 

Militärs,  Gendarmen  und  sonstige  Sicherheitsorgane ,  welche  Gewehre 
mit  sich  führen,  sind,  wenn  sie  zugleich  mit  anderen  Reisenden  in  einem  und 
demselben  Wagen  befördert  werden,  den  gleichen  Vorsichtsmassregeln  und 
der  gleichen  Ueberwachung  des  Eiscnbahn-Dienstpersonales  unterworfen.  Die 
Commandanten  haben  in  diesem  Falle  durch  Einstossen  der  Ladstöcke  in  die 
Gewehrläufe  die  Ueberzeugung  zu  geben,  dass  die  Gewehre  ungeladen  sind. 

Vgl.  S§.  12  und  13  der  Eijeobahn-BetriebsordDung  pag.  126. 

§•  27. 

Benützung  ganzer  Wagen  oder  Wagenabtheilungen,  sowie 

einzelner  Schlafstellen. 

In  der  Ausgangsstation  des  Zuges  werden  ganze  Wagen,  sowie  ganze 
Wagenabtheilungen  filr  jene  Reisenden  in  Bereitschaft  gehalten,  welche  die- 
selben gegen  Lösung  der  im  Tarif  festgesetzten  Anzahl  Billets  verlangen ; 
sie  müssen  jedoch  wenigstens  eine  halbe  Stunde  vor  Abgang  des  Zuges 
bestellt  werden. 

In  den  Zwischenstationen  kann  auf  die  Beistellung  ganzer  Wagen  oder 
Wagenabtheilungen  mit  Sicherheit  nur  dann  gerechnet  werden,  wenn  sie  24 
Stunden  früher  bestellt  und  bezahlt  worden  sind. 

Dasselbe  gilt  für  Salon-  und  Bettwagen,  sowie  für  einzelne  Abtheilungen 
von  Bettwagen  oder  einzelne  Schlafstellen,  insoferne  solche  überhaupt  zur 
Disposition  gestellt  werden  können. 
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Die  bei  Miethung  ganzer  Wagen  oder  einzelner  Wagenabtheil ungen  zu 
erfolgenden  Billets  werden  mit  dem  Stempel  „Coupe"  bezeichnet  und  müssen 
auf  Verlangen  der  Conducteure  zusammen  vorgewiesen  werden,  widrigenfalls 
auch  anderen  Reisenden  in  diesen  Wagen  oder  Wagenabtheilungen  Plätze 
angewiesen  werden  könnten. 

§.  28. 
8eparatzUge.  * 

Ausser  den  öffentlich  kundgemachten  regelmässigen  Fahrten  werden 
über  Verlangen  auch  Separatfahrten  eingeleitet ,  wenn  diese  in  den  Haupt- 
stationen wenigstens  zwei  Stunden  und  in  den  übrigen  Stationen  einen  Tag 
vor  Abgang  desjenigen  regelmässigen  Zuges  angemeldet  werden,  welcher 
unmittelbar  vor  dem  beabsichtigten  Separatzuge  nach  der  Station  verkehrt 
bis  zu  welcher  der  Separatzug  gewünscht  wird. 

Der  Fahrpreis  für  einen  Separatzug  ist  aus  dem  Tarife  zu  entnehmen 
und  muss  bei  der  Bestellung  des  Zuges  im  Voraus  erlegt  werden. 

Die  Stunde  der  Abfahrt  wird  von  dem  Vorsteher  der  Station,  von  welcher 
der  Separatzug  ausgehen  soll,  bezeichnet  und  muss  genau  eingehalten  werden, 
widrigens  noch  vor  Abgang  des  Zuges  das  tarifmässige  Wartegeld  entrichtet 
werden  muss. 

Ob  und  wie  lange  übrigens  der  Separatzug  nach  Ablauf  der  Abfahrtszeit 
bereitgehalten  werden  kann,  hängt  nach  dem  Ermessen  der  Eisenbahn  von 
den  Verkehrsverhältnissen  ab.  In  keinem  Falle  wird  der  Separatzug  weiter 
mehr  zur  Abfahrt  bereitgehalten,  sobald  das  Wartegeld  die  Höhe  der  erlegten 
Gebühr  erreicht  hat,  ausgenommen  es  würde  die  ganze  Gebühr  neuerlich 
entrichtet. 

§.  29. 

Gefundene  Gegenstände. 

Alle  im  Örtlichen  Bezirke  der  Eisenbahn  oder  in  den  Wagen  gefundenen 
Gegenstände,  bezüglich  welcher  der  Eisenbahn  als  Frachtführer  eine  Haftung 
nicht  obliegt,  werden  von  der  Eisenbahn  aufbewahrt  und  nach  vorausgegan- 
gener Legitimation  gegen  Bestätigung  und  gegen  Erlag  etwaiger  Auslagen 
ausgefolgt,  oder  auf  Verlangen  gegen  Entrichtung  der  entfallenden  Fracht- 
gebühr  und  der  etwaigen  Spesen  zugesendet. 

Im  Uebrigen  unterliegen  derlei  gefundene  Gegenstände  der  diessfalls 
in  den  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  vorgezeichneten  Behandlung. 

Mit  dem  Handelsminiaterial-Erlusse  Tom  9.  Juni  1853,  Z.  19.675-E,  HandelsminUterial- 
Verordmmgsblatt  Nr.  45,  wurde  zur  Erzieluog  eine«  gleichförmigen  Vorgänge«  bezüglich  der 
Behandlung  der  von  den  Reisenden  in  den  Wartsälen  oder  Eisenbahnwagen 
zurückgelassenen  oder  der  sonst  aufderßahn  aufgefundenen  fremden  (lege  n- 
atinde  im  Sinne  des  a.  b.  G.  B.  simmtlichen  Staatseisenbahn-Betriebs-Directionen  Nachstehende» 
zur  Darnachachtung  bekannt  gegeben : 
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Bei  den  Eisenbahnämtern  ist  eio  Prolokoll  über  aufgefundene  Gegenstände  nach  dem  bei- 
gedruckten  Formulare  zu  fGhren. 

Jeder,  der  in  den  Wartailen  oder  Eisenbahnwägen,  oder  sonst  auf  der  Bahn  zurückgelassene 
fremde  Sachen  findet,  hat  solche  sogleich  dem  Eisenbahnamte  zu  übergehen,  welches  den  Gegen- 
stand mit  genauer  Bezeichnung  der  näheren  Merkmale  in  Gegenwart  und  unter  eigenhändiger 
Mitfcrtigung  des  Finders  in  das  Protokoll  einträgt,  und  in  Aufbewahrung  nimmt. 

Wenn  sich  innerhalb  drei  Tagen  der  Eigenthümer  nicht  meldet,  und  ihm  daher  der 
Gegenstaad  im  kurzen  Wege  nicht  zurückgestellt  werden  konnte,  hat  das  Eisenbabnamt  einen 
authentischen  Auszug  aus  dem  Protokolle  über  den  gefundenen  Gegenstand  zu  verfassen,  und  den 
Letzteren  sainmt  dem  Eitracte,  jedoch  ohne  einen  besondern  Bericht,  an  die  Betriebsdirection  zu 
leiten.  Die  Betriebsdirection  fuhrt  ein  ähnliches  Protokoll,  merkt  in  demselben,  um  seiner  Zeit 
über  die  Anfrage  des  Eigentümers  Auskunft  geben  zu  können,  den  Gegenstand  vor,  und  übergibt 
solchen,  wenn  sich  binnen  drei  Tagen  der  Eigenthümer  nicht  gemeldet  hat,  an  die  betreffende 
Polizeidirection ,  bei  welcher  sodann  über  denselben  im  Sinne  des  a.  b.  G.  B.  du  Weitere  ein- 
geleitet wird. 

Hätte  »ich  der  Eigenthümer  innerhalb  der  ausgesprochenen  Frist  bei  dem  Eisenbahnamte 
oder  bei  der  Betriebsdirection  gemeldet,  so  ist  ihm  der  Gegenstand  gegen  Empfangsbestätigung 
in  dem  Protokolle  auszufertigen ,  oder  über  Verlangen  gepen  Entrichtung  der  tarifmfissigen 
Gebühr  zuzusenden. 

Die  k.  k.  Betriebsdirectionen  haben  hiernach  die  untergeordneten  Organe  angemessen  zu 
verstandigen,  und  für  den  genauen  Vollzug  dieser  Vorschrift  Sorge  zu  tragen. 

(Zor  Zahl  19.675-E.) 

K.  k.  Staatehibn.  Eisenbabnamt 


Protokoll 

über  längs  der  Staatsbahn  gefundene  und  bei  dem  Eisenbahnamte  abgegebene 

Gegenstände. 


Post- 
Nr. 

Bezeichnung 
des  Ortes,  des 
Tages  and  der 

Strecke,  wo 
die  Sache  ge- 
funden wurde 

Kurz  gefasste, 
deutliche  Beschrei- 
bung des  gefunde- 
nen Gegenstandes 
unter  Bezeichnung 
•einer  besonderen 
Merkmale 

Beiläufiger 
Werth  der 
gefunde- 
nen Sache 

Genaue 

Zeit  des 
Fundes 

Datum  der 

Abgabe 
der  gefun- 
denen 
Sache  an 
das  Eisen- 
babnamt 

Kigenhin- 
diget'nter- 
schrift  des 
Finders, 
zum  Be- 
weise der 
Richtigkeit 
d.  Angaben 

Unterschrift 
des  Beamten, 
derdiegefun- 

übernommen 
hat 
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II.  Beförderung  von  Gütern,  neinegepnek ,  Fahrzeugen,  Leichen  und  lebenden 

Thieren. 

§.  30. 

Anwendbarkeit  des  Reglements. 

Die  Eisenbahn  übernimmt  unter  den  Bedingungen  dieses  Reglements  den 
Transport  von: 

a)  Gütern  von  und  nach  allen  ihren  für  den  Güterverkehr  eingerichteten 
Stationen, 

b)  Reisegepäck  von  und  nach  allen  für  die  Personenaufnahme  eröffneten 
Stationen, 

e)  Fahrzeugen, 

d)  Leichen  und 

e)  lebenden  Thieren  von  und  nach  allen  ihren  für  diese  Transporte 
eingerichteten  Stationen. 

Haben  derlei  Sendungen  auf  eine  andere  Eisenbahn  behufs  des  Weiter- 
transportes Uberzugehen,  so  bedarf  es  hierzu  keiner  Vermittlungsadresse. 
Unter  denselben  Bedingungen  übernimmt  die  Eisenbahn  den  Transport  von 
den  oben  bezeichneten  8endungen,  welche  ihr  von  einer  Anschlussbahn  zum 
Weitertransporte  nach  ihren  Stationen  oder  über  ihre  Stationen  hinaus  nach 
Stationen  einer  anderen  Anschlussbahn  übergeben  werden. 

Für  Transporte  jedoch  von  oder  nach  Stationen  der  ausserösterreichi- 
schen,  zum  Vereine  deutscher  Eisenbahn-Verwaltungen  gehörenden  Bahnen 
kommen  die  reglementarischen  Bestimmungen  des  Vereines  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen filr  die  ganze  Transportstrecke  zur  Anwendung,  insoferne 
nicht  besondere  Verbandreglements  bestehen. 

Mit  ilero  Handelsministerial-Eriasa  vom  8.  Juli  1«65,  Z.  5381-580,  Centralblatt  Nr.  3 1 , 
wurden  die  Verwaltungen  der  österreichischen  Eisenbahnen  ermächtigt,  für  den  directen 
Verkehr  ihrer  Stationen  mit  den  Stationen  des  Vereins  deutscher  Ei senhahnver- 
w  Mit u  n gen  die  von  diesem  Vereine  in  den  Versammlungen  von  Amsterdam  und  Cöln  angenom- 
menen Reglements  mit  den  bei  den  General- Versammlungen  in  Salzburg  und  Hannover  beschlossenen 
Ergänzungen  in  Anwendung  zu  bringen. 

Die  gemeinschaftliche  Kundmachung  dieser  Reglement«  ist  anter  dem  7.  October  1865, 
Centralblatt  Nr.  42,  erfolgt. 

1.  Güter. 

§.  31. 

Uebcrnahme  der  Güter. 

Die  Eisenbahn  ist  nicht  verpflichtet,  ein  Gut  zum  Transporte  zu  Uber- 
nehmen, welches  entweder  nicht  zweckmässig,  oder  ungeachtet  seine  Natur 
eine  Verpackung  zum  Schutze  gegen  Verlust  oder  Beschädigung  auf  dem 
Transporte  erfordert,  gar  nicht  verpackt  ist  Dergleichen  Gut  kann  ausnahms- 
weise befördert  werden ,  wenn  der  Absender  oder  in  dessen  Vertretung  der 
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Ueberbringer  des  Gutes  das  Fehlen  oder  den  mangelhaften  Zustand  der  Ver- 
packung durch  eine  mit  seiner  Unterschrift  versehene  Erklärung 
auf  dem  Frachtbriefe  anerkennt.  Beschädigte  Güter  werden  nur  dann 
zum  Transporte  übernommen,  wenn  der  Ueberbringer  den  Zustand  des  Gutes 
auf  dem  Frachtbriefe  durch  seine  Unterschrift  bestätigt. 

Die  Unterschrift  des  Ueberbringers  hat  in  allen  solchen  Fällen  dieselbe 
Beweiskraft  zu  Gunsten  der  Bahnanstalt,  wie  jene  des  Versenders  selbst. 

§.  32. 

Von  der  Beförderung  ausgeschlossene  und  bedingungsweise 
zum  Transporte  zugelassene  Gegenstände. 

Ganzausgeschlossen  von  der  Beförderung  sind  Urkunden,  Lotterie- 
loose, Pfandbriefe,  Bankzettcl,  Wechsel,  Schuldverschreibungen  und  über- 
haupt Papiere  und  Schriften  von  einem  Nennwerthe;  ferners  alle  postzwangs- 
pflichtigen  und  solche  Güter,  deren  Transport  polizeilich  untersagt  ist,  sowie 
jene,  die  wegen  ihres  Gewichtes  oder  Umfanges,  ihrer  Form  oder  sonstigen 
Eigenschaft  nach  den  Einrichtungen  und  der  Benützungsweise  der  Bahn  zum 
Transporte  nicht  geeignet  sind. 

Vom  Transporte  mit  den  Personenzügen  sind  ausge- 
schlossen: 

Ausser  den  oben  bezeichneten  Gegenständen  auch  Langhölzer,  dann  alle 
feuergefährlichen  Gegenstände,  als:  geladene  Gewehre,  Schicsspulver  und 
Schiessbaumwolle,  Knallpräparate,  Feuerwerkskörper,  überhaupt  alle  der 
Selbstentzündung  und  Explosion  leicht  unterworfenen  Gegenstände;  ferners 
Waaren,  welche  schon  der  äusseren  Sicht  nach  in  einem  Zustande  sind,  der 
ihre  Beschädigung  oder  eine  Verletzung  anderer  damit  zu  verladender  Gegen- 
stände während  des  Transportes  besorgen  lässt. 

Zündhütchen,  Reib-  und  Zündhölzchen  und  andere  durch  Reibung  oder 
Erschütterung  leicht  entzündliche  Stoffe  dürfen  bloss  mit  Beobachtung 
besonderer  Vorsichten  und  nur  ausnahmsweise  mit  Personenzügen  befördert 
werden. 

Bedingungsweise  werden  zum  Transporte  mittelst  Last- 
zügen angenommen: 

Flüssige  mineralische  Säuren  und  feuergefährliche  oder  explodirende 
Präparate  und  alle  übelriechenden  Flüssigkeiten,  welche  durch  Verdunstung, 
Aunrinnen  oder  durch  ihre  eigentümliche  Beschaffenheit  anderen  Gütern 
schädlich  werden  können,  wenn  diese  Gegenstände  abgesondert  und  sicher 
verpackt  und  mit  einem  eigenen ,  mit  rother  Tinte  ausgefüllten  Frachtbriefe 
zur  Aufgabe  gebracht  werden. 

Alle  diese  Gegenstände  werden  nur  an  bestimmten  Tagen  jeder  Woche 
befördert;  wenn  jedoch  ganze  Wagenladungen  aufgegeben  oder  ganze  Wagen 
gemiethet  werden,  so  können  sie  an  jedem  Tage  der  Woche  versendet  werden. 
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Sendungen  von  rohem  oder  gereinigtem  Petroleum  werden  nur  in  ganzen 
Wagenladungen  zum  Transporte  übernommen ;  sie  müssen  mit  besonderen, 
den  Inhalt  der  Sendung  deutlich  bezeichnenden  Frachtbriefen  aufgegeben 
und  nach  der  Ankunft  auf  der  Eisenbahn-Bestimmungsstation  ohne  Verzögerung 
vom  Adressaten  bezogen  werden. 

Vgl.  f.  12  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  pag.  126,  dann  die  Bestimmungen  über  den 
Transport  feoer-  und  explosionsgefährlicher  Gegenstände,  pag.  261. 

§.  33. 

Abschluss  des  Frachtvertrages. 

Der  Frachtvertrag  wird  durch  die  Ausstellung  des  Frachtbriefes  Seitens 
des  Absenders  und  durch  die  zum  Zeichen  der  Annahme  erfolgende  Auf- 
drückung des  Expeditionsstempels  Seitens  der  Expedition  der  Absendestation 
geschlossen. 

Die  Aufdrückung  des  Expeditionsstempels  erfolgt  erst  nach  geschehener 
vollständiger  Auflieferung  des  in  demselben  Frachtbriefe  declarirten  Gutes. 
Mit  diesem  Zeitpuncte  ist  der  Frachtvertrag  als  abgeschlossen  zu  betrachten, 
und  gilt  die  Uebergabe  des  Gutes  als  geschehen. 

§.  34. 
Frachtbriefe. 

Jede  Sendung  muss  von  dem  vorgeschriebenen  gedruckten  Frachtbriefe 
begleitet  sein.  Es  gelten  dafür  die  folgenden  einzelnen  Bestimmungen: 

1.  Der  nach  §.33  abgestämpelte  Frachtbrief  gilt  als  Beweis  über  den 
Vertrag  zwischen  der  Eisenbahn  und  dem  Absender.  Bei  Gütern,  deren  Ab- 
wäge bei  der  Annahme  nicht  erfolgen  konnte,  was  der  Versender  auf  dem 
Frachtbriefe  zu  bestätigen  hat,  macht  die  Angabe  des  Gewichtes  oder  der 
Menge  des  Gutes  in  dem  Frachtbriefe  keinen  Beweis  gegen  die  Eisenbahn. 

Auf  Verlangen  des  Absenders  ist  der  Stämpel  der  Expedition  der  Ab- 
sendestation (§.  33),  welcher  für  das  Datum  der  Aufgabe  des  Gutes  allein 
massgebend  ist,  in  seiner  Gegenwart  dem  Frachtbriefe  aufzudrücken. 

Frachtbriefe,  welche  von  den  Bestimmungen  dieses  Reglements  ab- 
weichende Vorschriften  enthalten,  ferners  Frachtbriefe,  welche  theilweise 
versiegelt  oder  verschlossen,  sowie  solche,  welche  corrigirt  sind,  werden  nicht 
angenommen. 

Frachtbriefe,  mit  welchen  das  Gut  vor  der  Aufgabe  zur  Eisenbahn  durch 
andere  Frachtführer  beiordert  worden  ist,  werden  auch  als  Beilagen  zu  den 
Eisenbahn-Frachtbriefen  nicht  angenommen. 
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2.  In  dem  Frachtbriefe  sind  die  Güter,  nachdem  Ort  und  Datum  der 
Frachtbrief-Ausstellung  angegeben  worden,  nach  Zeichen,  Nummer,  Anzahl, 
Verpackungsart,  Inhalt  und  Bruttogewicht  der  Frachtstücke  (Colli),  die  Güter 
aber,  welche  laut  Tarif  nicht  nach  Gewicht  angenommen  werden,  nach  den 
Bestimmungen  des  Tarifes  deutlich  und  richtig  zu  bezeichnen. 

Der  Frachtbrief  mnss  die  Unterschrift  des  Absenders  und  die  deutliche 
und  genaue  Bezeichnung  des  Bestimmungsortes  des  Empfängers  und  seiner 
Wohnung  enthalten. 

Die  sorgfältig  und  deutlich  zu  gebenden  äusseren  Bezeichnungen  der 
einzelnen  Colli  müssen  mit  den  diessfälligen  Angaben  im  Frachtbriefe  genau 
übereinstimmen. 

3.  Der  Versender  bürgt  für  die  Richtigkeit  der  Angaben  des  Fracht- 
briefes und  trägt  alle  Folgen,  welche  aus  unrichtigen,  undeutlichen  oder 
ungenauen  Angaben  im  Frachtbriefe  entspringen. 

Die  Eisenbahn-Expedition  ist  befugt,  die  Uebereinstimmung  des  Fracht- 
briefes mit  den  betreffenden  Gütern  auch  nach  dem  Inhalte  in  Gegenwart  des 
Absenders  oder  Empfängers  oder  deren  Bevollmächtigten  oder  nüthigen  Falles 
in  Gegenwart  von  mindestens  zwei  Zeugen  zu  prüfen  und  vcrificiren  zu 
lassen. 

Bei  unrichtiger  Angabe  des  Gewichtes  oder  des  Inhaltes  wird  ausser  der 
Nachzahlung  der  verkürzten  Fracht  vom  Abgangs-  bis  zum  Bestimmungsorte 
das  Doppelte  dieser  Frachtgebühr  als  Strafe  erhoben. 

Wer  unter  falscher  Declaration  die  vom  Transporte  gänzlich  ausge- 
schlossenen oder  nur  unter  Beobachtung  gewisser  Beförderungsvorschriften 
zugelassenen  Gegenstände  (§.  32)  zur  Beförderung  bringt,  haftet  für  allen 
daraus  erwachsenden  Schaden  und  hat  auch,  wenn  ein  solcher  nicht  geschehen 
ist,  das  Vierfache  der  ftir  diese  Gegenstände  entfallenden  Gebühr  als  Strafe 
zu  entrichten. 

Die  Strafen  haften  gleich  andern  Spesen  auf  dem  Gute  und  werden  auch 
in  dem  Falle  eingehoben,  wenn  das  Gut  nach  der  Entdeckung  der  unrichtigen 
Angabe  zurückgenommen  oder  überhaupt  nicht  weiter  befördert  wird. 

4.  Dem  Absender  wird  als  Bescheinigung  der  erfolgten  Uebergabe  der 
Güter  an  die  Eisenbahn  ein  Aufnahmsschein  erfolgt. 

5.  Die  Ausstellung  von  Ladescheinen  findet  nicht  statt. 

6.  Bei  Versendung  von  Gütern  nach  Orten ,  welche  an  einer  Eisenbahn 
nicht  gelegen  sind,  soll  der  Versender  wegen  des  Weitertransportes  auf  dem 
Frachtbriefe  die  Eisenbahnstation  bezeichnen,  von  welcher  der  Adressat  den 
Weitertransport  zu  besorgen  hat. 

Vgl.  ü.  45  uod  49. 

7.  Das  Formulare  zum  Frachtbriefe  ist  in  den  Anlagen  Ä  und  B  vor- 
geschrieben und  auf  den  Eisenbahnstationen  käuflich  zu  haben. 
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§.  35. 

Zoll-  und  Steuervorschriften. 

Der  Absender  ist  verpflichtet,  bei  Gütern,  welche  vor  der  Ablieferung 
an  den  Empfänger  einer  zoll-  oder  steuerämtlichen  Behandlung  unterliegen, 
die  desshalb  erforderlichen  Begleitpapiere  der  Eisenbahn  gleichzeitig  mit  der 
Fracht,  und  zwar  an  den  Frachtbrief  angeheftet,  offen  zu  Ubergeben. 

Der  Eisenbahn  liegt  eine  Prüfung  der  Notwendigkeit  oder  Richtigkeit 
oder  Zulänglichkeit  der  Begleitpapiere  nicht  ob,  und  sie,  beziehungsweise 
ihre  Nachfolger  im  Transporte,  sind  für  ein,  bei  Annahme  von  Gut  ohne 
Begleitpapiere  oder  mit  unzulänglichen  Papieren  etwa  auf  Seite  des  Absenders 
vorgekommenes  Verschulden  nicht  verantwortlich. 

Dagegen  haftet  der  Absender  der  Eisenbahn  für  alle  Strafen  und 
Schäden,  welche  dieselbe  wegen  Unrichtigkeit  oder  Unzulänglichkeit  oder 
Mangel  der  Begleitpapiere  treffen. 

Würde  auf  ausdrückliches,  im  Frachtbriefe  gestelltes  Verlangen  des  Ver- 
senders die  Eisenbahn,  wenn  die  vorschriftmässigen  Declarationen  und  Legi- 
timationspapiere beigefügt  sind,  die  zoll-  und  stcuerämtliche  Behandlung  der 
Güter  vermitteln,  und  Eingangs-,  Auagangs-  oder  Durchgangsabgaben,  sowie 
andere  öffentliche  Abgaben  und  Gebühren  ,  soweit  sie  vorschriftmässig  und 
nicht  am  Abgangs-  oder  Bestimmungsorte  zu  entrichten  sind,  vorschiessen, 
so  ist  diess  nicht  als  eine  Verpflichtung  der  Eisenbahn  anzusehen,  sondern 
sie  ist  befugt,  diese  Vermittlung  einem  Spediteur  zu  übertragen ,  wenn  keine 
Mittelpcrson  im  Frachtbriefe  genannt  ist. 

Sollte  der  Absender  eine  solche  Abfertigung  der  Güter  verlangt  haben, 
wie  sie  in  dem  gegebenen  Falle  gesetzlich  nicht  zulässig  ist,  so  wird  ange- 
nommen, dasa  er  damit  einverstanden  sei,  wenn  die  Eisenbahn  diejenige  Ab- 
fertigung veranlasst,  welche  sie  nach  ihrem  Ermessen  für  sein  Interesse  am 
vortheilhaftestcn  erachtet. 

Würde  die  Eisenbahn  die  mittelst  Frachtbriefes  an  den  Gränzen  des 
betreffenden  Zollgebietes  ihr  übergebenen  Güter  ohne  von  dem  Versender 
extrahirte  zollämtliche  Begleitpapiere  zur  Beförderung  an  den  Bestimmungsort 
oder  an  die  für  die  Abgabe  der  Zolldeclaration  zulässige  Zollstelle  über- 
nehmen, so  ist  der  Absender,  beziehungsweise  der  Empfänger,  für  alle 
Schäden  und  Nachtheile  der  Eisenbahn  verantworlich  und  regreßpflichtig, 
welche  aus  Unrichtigkeiten,  Fehlern  und  Versäumnissen  der  Frachtbrief- 
Declaration  des  Versenders  der  Eisenbahn  als  Frachtführcrin  bei  der  ihr 
obliegenden  Abgabe  einer  nach  Massgabe  der  Declaration  im  Frachtbriefe 
auszufertigenden  und  zu  vollziehenden  Zolldeclaration  erwachsen  sollten. 

Vgl.  f.  94  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  uag.  153,  dann  die  später  folgenden  finanziellen 
Vorschriften  für  den  Eisenbahnverkehr. 
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§.  36. 

Berechnung  der  Fracht-  nnd  Nebengebtihren. 

Die  Berechnung  der  Fracht-  und  Nebengebtihren  erfolgt  nach  den  öffent- 
lich bekannt  gemachten  Tarifen.  Bare  Auslagen  der  Eisenbahn  (z.  B.Transit-, 
Ein-  und  Ausgangsabgaben,  Kosten  für  Ueberführung,  Reparaturskosten  für 
Güter,  welche  diese  in  Folge  ihrer  eigenen  äusseren  oder  inneren  Beschaffen- 
heit und  Natur  zu  ihrer  Erhaltung  während  des  Transportes  bedingen)  sind 
zu  ersetzen. 

Wenn  in  einzelnen  Stationen  Güter  von  der  Behausung  des  Absenders 
abgeholt,  aus  Schiffen  gelöscht,  sowie  an  die  Behausung  des  Empfängers  oder 
an  irgend  einen  andern  Ort,  z.  B.  in  die  zollämtlichen  Magazine,  geschafft 
werden,  so  sind  auch  die  fllr  diese  Leistungen  festgesetzten,  öffentlich  kund- 
gemachten Gebühren  zu  ersetzen. 

Die  Fracht  wird  nach  Zollgewicht  (den  Centner  zu  100  Pfund  gleich 
50  Kilogramme),  hei  denjenigen  Gütern  aber,  welche  ohne  Gewichtsermitt- 
lung übernommen  werden,  nach  Massgabe  der  darüber  in  den  Tarifen  ent- 
haltenen Bestimmungen  berechnet.  Die  Ermittlung  des  Gewichtes  geschieht 
durch  wirkliche  Verwiegung  auf  den  Bahnhöfen,  oder  durch  Probeverwiegung, 
oder  nach  den  in  den  Tarifen  angegebenen  Normalgewichtssätzen. 

Dem  Aufgeber  wird  Uberlassen,  bei  der  Feststellung  des  Gewichtes, 
soweit  Zeit  und  Ort  sie  zulässt,  gegenwärtig  zu  sein.  Verlangt  derselbe,  nach- 
dem diese  Feststellung  Seitens  der  Eisenbahn  bereits  erfolgt  ist,  vor  der  Ver- 
ladung der  Güter  eine  anderweitige  Ermittlung  des  Gewichtes  in  seiner  oder 
seines  Beauftragten  Gegenwart,  so  hat  er  dafür  das  im  Tarife  bestimmte 
Waggeld  zu  entrichten. 

Dieses  Waggeld  wird  überdiess  auch  dann  erhoben,  wenn  ausnahms- 
weise der  Versender  von  gewöhnlichem  Frachtgut  das  Gewicht  im  Fracht- 
briefe anzusetzen  unterlassen  hat  und  die  Ergänzung  des  Frachtbriefes  in 
dieser  Richtung  der  Eisenbahn  überlässt.  Für  Eilgut  wird  in  solchen  Fällen 
ein  Waggeld  nicht  erhoben. 

Wenn  nach  einer  mit  der  Eisenbahn  getroffenen  Ucbcreinkunft  Güter 
von  dem  Versender  selbst  verladen  werden,  so  dürfen  die  Versender  die 
Wagen  nur  bis  zu  der  an  denselben  vermerkten  Tragfähigkeit  beladen. 

Für  üeberlastung  erhebt  die  Eisenbahn,  vorbehaltlich  sonstiger  Ent- 
schädigung, die  doppelte  Tarifsgebühr  für  das  Mehrgewicht  als  Conventional- 
strafe. 

Wenn  am  Frachtbriefe  eine  besondere  Werthangabe  nicht  stattgefunden 
hat,  so  erhebt  die  Eisenbahn  bloss  die  tarifsmägsige  allgemeine  Versicherungs- 
gebühr, wofür  jeder  Zollcentner  Eilgut  bis  zum  Betrage  von  fl.  100  ö.  W., 
und  jeder  Zollcentner  Frachtgut  bis  zum  Betrage  von  fl.  30  ö.  W.  ver- 
sichert ist. 
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Will  der  Aufgeber  einen  höheren  Werth  versichern,  so  hat  er  den,  den 
normalen  Versicherungswerth  von  fl.  100,  beziehungsweise  fl.  30  per  Zoll- 
centner  Ubersteigenden  Mehrwerth  zu  declarircn,  wofür  die  Eisenbahn  die 
tarifsmässige  besondere  Versicherungsgebühr  erhebt.  Diese  Werthdeclaration 
wird  nur  dann  von  der  Eisenbahn  als  für  sie  verbindlich  angesehen,  wenn 
sie  auf  der  Rückseite  des  Frachtbriefes,  au  der  dazu  bestimmten  Stelle,  mit 
Buchstaben  eingeschrieben  ist. 

Die  den  leeren  Gefässen  bei  ihrem  RUcktransporte  durch  den  Tarif  zu- 
gestandene Begünstigung  tritt  nur  dann  ein,  wenn  sich  der  Aufgeber  mit 
einem  Scheine  über  die  längstens  vor  drei  Monaten  stattgehabte  Beförderung 
der  Gefässe  im  vollen  Zustande  ausweisen  kann. 

Diese  Retourscheine  werden  nur  beim  Bezüge  der  vollen  Gefässe  und 
nur  Uber  ausdrückliches  Verlangen  erfolgt,  und  sind  bei  der  Aufgabe  der 
leeren  Gefässe  zurückzustellen. 

Werden  die  leeren  Gefässe  nicht  auf  einmal,  sondern  nur  partienweise 
zurückgesendet,  so  wird  zwar  bei  jedesmaliger  Aufgabe  einer  Partie  der  in 
den  Händen  des  Versenders  befindliche  Retourschein  eingezogen,  für  den 
Rest  der  Sendung  wird  jedoch  über  Verlangen  ein  neuer  Retourschein  aus- 
gefolgt. 

§.  37. 
Zahlung  der  Fracht 

Die  Frachtgelder  können  nach  Belieben  des  Aufgebers  entweder  bei  der 
Aufgabe  des  Gutes  berichtiget  oder  an  den  Empfänger  zur  Zahlung  ange- 
wiesen werden. 

Eine  Ausnahme  tritt  ein : 

1.  bei  Gütern,  deren  Werth  die  daflir  zu  entrichtende  Fracht  augen- 
scheinlich nicht  Ubersteigt  ; 

2.  bei  Gütern,  welche  ihrer  eigenthUmlichen  Beschaffenheit  zufolge, 
während  des  Traneportes  ihren  Werth  ganz  oder  theilweise  verlieren  können. 
In  diesen  Fällen  muss  die  Fracht  gleich  bei  der  Aufgabe  des  Gutes  erlegt 
werden. 

Die  unrichtige  Anwendung  des  Tarifes ,  sowie  Rechnungsfehler  bei  der 
Gebührcnermittlung  haben  weder  der  Eisenbahn,  noch  der  Partei  zum  Nach- 
theile zu  gereichen.  Der  über  die  Gebühr  geleistete  Betrag  wird  gegen  Bei- 
bringung des  Beweises  demjenigen,  der  die  Zahlung  leistete,  zurückerstattet, 
wenn  die  diessfällige  Reclamation  innerhalb  Jahresfrist  eingebracht  wird. 
Dagegen  sind  die  Parteien  verpflichtet,  zu  wenig  gezahlte  Beträge  nachträg- 
lich zu  entrichten,  wenn  die  Forderung  binnen  der  Frist  eines  Jahres,  von 
dem  Zeitpuncte  der  geleisteten  Zahlung  an  gerechnet,  geltend  gemacht  wurde. 

Mit  dem  HwiJtMsmiimleriul-EilaMe  vom  15.  Decerabcr  1868.  Z.  10.870-2V43,  Centralblntt 
Nr.  1  ex  1889,  wurden  aus  Anlaw  einer  von  der  Brünner  Handelskammer  erhobene»  Beschwerde, 
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das*  Frachtsitte,  deren  Unrichtigkeit  auf  der  Hand  lieft,  oder  doch  unzweifel- 
haft und  auf  leichte  Weise  nachgewiesen  werden  kann,  bei  der  Verabfolgung  der  Fracht  unver- 
kürzt bezahlt  werden  müssen ,  w&hrend  der  Frachtennehmer  seine  Reciamation  bei  der  oft  weit 
entfernten  Direction  schriftlich  einbringen  muss,  und  die  Rückstellung  der  gezahlten  Ueberfracht 
erst  nach  längerer  Zeit  gewärtigen  kann,  simmtliche  Eisen  bahn- Verwaltungen  aufgefordert,  der 
Sache  auf  den  Grund  zu  sehen,  und  im  Falle  des  Vorkommens  sogleich  Abhilfe  zu  schaffen,  wobei 
sich  die  Ermächtigung  des  Stationschefs  zur  unmittelbaren  Begleichung  ton  Rechnungairrtbümern 
eis  eine  zweckmässige  Abhilfe  darstellen  dürfte. 

§.  38. 

Nachnahmen  nnd  Provision. 

Nachnahmen  werden  dem  Aufgeber  entweder  gleich  bei  der  Aufgabe 
bar  verabfolgt  oder  erst  dann  an  ihn  ausbezahlt,  wenn  die  Einzahlung  der- 
selben von  Seiten  des  Adressaten  geschehen  ist. 

Im  Vorhinein,  d.  i.  gleich  bei  der  Aufgabe  des  Gutes,  werden  alle  Spesen 
bis  zum  Betrage  von  fl.  2  österr.  Währ.,  höhere  Beträge  aber  nur  dann  aus- 
bezahlt, wenn  sie  vor  der  Uebergabe  des  Gutes  an  die  Bahn  durch  den 
Transport  erwachsen  sind.  In  beiden  Fällen  wird  vorausgesetzt,  dass  der 
Werth  des  bezüglichen  Gutes  diese  Spesen,  sowie  die  bis  zu  dessen  Ueber- 
gabe an  den  Adressaten  voraussichtlich  zuwachsenden  Transports-  und  son- 
stigen Gebühren  vollkommen  deckt. 

Auf  Güter,  welche  nur  gegen  Frankirung  der  Fracht  zum  Transporte 
übernommen  werden  (vide  §.  37),  werden  Spesen  im  Vorhinein  in  keinem 
Falle  ausbezahlt. 

Für  Spesen  „im  Vorhinein tt  in  Beträgen  über  fl.  2  österr.  Währ.,  sowie 
für  die  dem  Gute  nachgenommenen  baren  Auslagen  (§.  36)  erhebt  die  Eisen- 
bahn eine  Provision  von  2  Percent  des  nachgenommenen '  Betrages.  Für 
Nachnahmen,  welche  nach  ihrer  Einzahlung  Seitens  des  Adressaten  an  den 
Aufgeber  erfolgt  werden  (Spesen  nach  Eingang),  und  für  Spesen  im  Vorhinein 
in  Beträgen  bis  fl.  2  österr.  Währ,  erhebt  die  Eisenbahn  eine  Provision  von 
7,  Percent  des  Nachnahmebetrages.  Für  Frachtgelder  und  Nachnahmen 
jedoch ,  welche  die  Eisenbahn  an  ihre  Vorgängerin  bei  der  Uebernabme  des 
Gutes  zum  Weitertransporte  bezahlt,  wird  keine  Provision  erhoben. 

Die  Provision  kann  entweder  gleich  bei  der  Aufgabe  berichtiget  oder 
aber  an  den  Empfänger  zur  Zahlung  angewiesen  werden. 

Die  ausbezahlten  Spesen  „im  Vorhinein«  werden  zum  Beweise  der  ge- 
schehenen Zahlung  im  Aufnahmsscheine  notirt,  die  Spesen  „nach  Eingang" 
werden  nur  gegen  Vorweisung  des  Original- Aufnahmsscheines  und  gegen 
Empfangsbestätigung  ausbezahlt.  Die  Eisenbahn  ist  nicht  verpflichtet,  die 
Identität  der  Person  des  Aufgebers  zu  constatiren,  sondern  sieht  den  Ueber- 
bringer  des  Aufnahmsscheines  als  zur  Behebung  der  Nachnahme  berechtigt 
an.  In  soferne  der  Versender  zur  Behebung  einer  eingegangenen  Nachnahme 
aufgefordert  wird,  muss  er  dieselbe  binnen  sechs  Monaten,  vom  Tago  dieser 
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Aufforderung  gerechnet,  bei  der  Aufgabsstation  erheben,  widrigen 8  mit  der 
Nachnahme  ohne  Rücksicht  auf  spätere  Reclamationen  anderweitig  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  verftigt  wird. 

§.  39. 

Annahme  der  Güter. 

> 

Die  Eisenbahn  ist  nicht  verpflichtet,  Güter  zum  Transporte  eher  anzu- 
nehmen, als  bis  die  Beförderung  geschehen  kann,  namentlich  also  nicht,  in 
soferne  die  regelmässigen  Transportmittel  der  Bahn  zur  Ausführung  des 
nachgesuchten  Transportes  nicht  genügen. 

In  solchen  Fällen  steht  es  der  Eisenbahn  frei,  entweder  das  Gut  zurück- 
zuweisen oder  es  vorläufig  in  ihren  Räumlichkeiten  mit  dem  Vorbehalte  depo- 
niren  zu  lassen,  dass  die  Abstämpelung  des  Frachtbriefes  erst  dann  erfolgt, 
wenn  die  Verladung  des  Gutes  möglich  geworden  ist.  Der  Aufgeber  hat  dann 
am  Frachtbriefe  sein  Einverständniss  zu  erklären,  dass  die  Sendung  bis  zur 
thunlichen  Verladung  eingelagert  bleibe. 

Vgl.  §.  8  der  EUeobahn-Betriebiordnuop,  pag.  124. 

§.  40. 

Auflieferung  der  Güter  und  Beförderung. 

Das  Gut  mus8  in  den  auf  den  einzelnen  Stationen  kundgemachten  Expe- 
ditionszeiten aufgeliefert,  beziehungsweise  von  dem  Absender  verladen 
werden,  und  wird,  je  nach  der  Declaration  des  Absenders,  als  Eilgut  oder 
als  gewöhnliche  Fracht  befördert. 

Das  Eilgut  muss  mit  einem  auf  rothem  Papier  gedruckten  Fracht- 
briefe (Anlage  B)  aufgegeben  werden  und  wird  vorzugsweise  und  schleunig 
befördert. 

Die  gewöhnlichen  Frachtgüter,  welche  mit  einem  Frachtbriefe  nach  An- 
lage A  aufzugeben  sind,  werden,  in  soferne  nicht  ein  in  den  Einrichtungen 
der  Bahn,  in  den  Transportverhältnissen  oder  im  öffentlichen  Interesse  liegen- 
der Grund  eine  Abweichung  nöthig  macht,  nach  der  Reibenfolge  ihrer  Auf- 
lieferung befördert.  Dies*  gilt  auch  bezüglich  der  Reihenfolge  der  Eilgüter. 

Die  zur  Auflieferung  bestimmten  Güter  müssen  von  den  Aufgebern  auf 
den  von  der  Eisenbahn  hierzu  angewiesenen  Plätzen  abgelegt  werden. 

Die  Beistellung  von  Wagen  für  solche  Güter,  deren  Verladung  der  Ab. 
sender  selbst  besorgt,  muss  fu*r  einen  bestimmten  Tag  nachgesucht  und  die 
Verladung  in  der  von  der  Absendestation  zu  bestimmenden  Frist  vollendet 
werden. 

§•  41. 

Lieferungsfristen;  Berechnung  derselben. 

Die  Lieferungsfristen  werden  besonders  kundgemacht.  Sie  beginnen  mit 
der  auf  die  Abstämpelung  des  Frachtbriefes  (§§.  33,  34  und  39)  folgenden 
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Mitternacht,  und  sind  eingehalten,  wenn  innerhalb  derselben  das  Gut  dem 
Empfänger  (oder  denjenigen  Personen,  an  welche  nach  §.  48  die  Ablieferung 
giltig  geschehen  kann)  an  die  Behausung  oder  an  das  Geschäftsiocale  zuge- 
führt ist,  oder  falls  eine  solche  Zuführung  nicht  zugesagt  ist,  wenn  innerhalb 
der  gedachten  Frist  nach  erfolgter  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungsorte 
schriftliche  Nachricht  von  dieser  Ankunft  fUr  den  Empfänger  zur  Post  gege- 
ben oder  ihm  auf  andere  Weise  wirklich  zugestellt  ist. 

FUr  unter  der  Adresse:  „Bahnhof  restant"  aufgegebene  Güter  ist  die 
Lieferfrist  gewahrt,  wenn  die  Güter  innerhalb  derselben  in  der  Eisenbahn- 
Bestimmungs-Station  zum  Bezüge  bereitgestellt  sind. 

Vgl.  die  Bestimmungen  über  die  Lieferzeit,  pag.  257. 

§.  42. 

Zeitweilige  Verhinderung  des  Transportes. 

Wird  der  Antritt  oder  die  Fortsetzung  des  Transportes  Uberhaupt  durch 
Naturereignisse  oder  sonstige  Zufälle  zeitweilig  verhindert,  so  ist  der  Absen- 
der nicht  gehalten,  die  Aufhebung  des  Hindernisses  abzuwarten;  er  kann 
vielmehr  vom  Vertrage  zurücktreten ,  muss  alsdann  aber  die  Eisenbahn ,  so- 
ferne  derselben  kein  Verschulden  zur  Last  fällt,  wegen  der  Kosten  zur  Vor- 
bereitung des  Transportes  und  derKosten  der  Wiederausladung  entschädigen, 
und  ausserdem  die  Fracht  für  die  von  dem  Gute  etwa  schon  zurückgelegte 
Transportstrecke  berichtigen. 

Wird  hingegen  der  Transport  der  Güter  nur  auf  der  Bahn  streckenweise 
nicht  ausführbar,  so  ist  die  Eisenbahn  berechtiget  und  über  Verlangen  des 
Aufgebers  verpflichtet,  unter  ihrer  Haftung  als  Spediteur  die  Weiterbeförde- 
rung der  bereits  übernommenen  Güter  über  die  unfahrbare  Bahnstrecke 
hinaus  mittelst  anderweitiger  Gelegenheiten  zu  besorgen ,  wogegen  der  Ab- 
sender und  beziehungsweise  der  Empfänger  gehalten  ist,  ihr  die  dadurch 
erwachsenden  Mehrkosten  zu  vergüten  und  auf  Verlangen  der  Eisenbahn 
vorläufig  Sicherheit  zu  leisten.  Zur  Aufnahme  von  Gütern  mit  der  Bestim- 
mung zur  Beförderung  über  die  unfahrbare  Strecke  hinaus  ist  die  Eisenbahn 
nicht  verpflichtet. 

Vgl-  f*  18  der  Ei*enbahn-B«trieb«ordonng,  pag.  127. 

§•  43. 

Avisimng  und  Ablieferung  des  Gutes. 

Die  Eisenbahn  ist  verpflichtet,  am  Bestimmungsorte  dem  durch  den 
Frachtbrief  bezeichneten  Empfänger  den  Frachtbrief  und  das  Gut  auszulie- 
fern. Nachträglichen  Anweisungen  des  Absenders  wegen  Zurückgabe  des 
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Gutes  oder  Auslieferung  desselben  an  einen  andern  als  den  im  Frachtbriefe 
bezeichneten  Empfänger  hat  die  Eisenbahn  so  lange  Folge  zu  leisten,  als  sie 
letzterem  nach  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungsorte  den  Frachtbrief  noch 
nicht  Ubergeben  hat.  Der  Absender  hat  in  diesem  Falle  den  Aufnahmsschein 
beizubringen.  Andere  Anweisungen  als  diejenigen ,  welche  auf  der  Aufgabs- 
station  erfolgt  sind,  werden  nicht  beachtet. 

Ist  dem  Empfänger  nach  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungsorte  der 
Frachtbrief  bereits  Ubergeben,  so  hat  die  Eisenbahn  nur  mehr  die  Anweisun- 
gen des  bezeichneten  Empfängers  zu  beachten. 

Bei  denjenigen  GUtern,  welche  die  Eisenbahn  nicht  selbst  dem  Empfän- 
ger an  seine  Behausung  oder  an  sein  Geschäftslocale  zufuhren  lässt ,  wird 
dem  Adressaten  nach  Ankunft  der  transportirten  Güter  schriftliche  Nachricht 
von  der  erfolgten  Ankunft  der  Güter  durch  Boten,  per  Post  oder  durch  sonst 
übliche  Gelegenheit  zugesendet,  wofür  die  Kosten  der  Eisenbahn  zu  ver- 
güten sind. 

Zum  Beweise  der  erfolgten  Zustellung  des  Aviso  hat  der  Adressat  den 
Empfang  desselben  unter  Angabe  der  Zeit  der  Zustellung  zu  bestätigen. 

Die  Avi8irung  unterbleibt  bei  solchen  Gütern,  welche  „Bahnhof  restant" 
aufgegeben  worden  sind. 

Nach  geschehener  Zahlung  der  etwa  noch  nicht  berichtigten  Fracht  und 
der  auf  den  GUtern  haftenden  Auslagen  und  Gebühren ,  sowie  der  etwaigen 
Spesennachnahme  erfolgt  an  den  Ueberbringer  des  Aviso  gegen  Einlicferung 
der  vorschriftmässig  vollzogenen  Empfangsbescheinigung  und  Vorzeigung  des 
saldirten  Frachtbriefes  die  Auslieferung  des  Gutes  in  den  Expeditionalocalen 
und  die  Stellung  der  Wagen  zur  Entladung  auf  den  Entladungsplätzen. 

Bei  GUtern,  welche  „Bahnhof  restant«  aufgegeben  wurden,  findet  die 
Ausfolgung  nur  gegen  Rückstellung  des  Original-Aufnahmsschcines  statt. 

Dem  Empfänger  steht  es  frei,  bei  der  Ablieferung  der  Güter  gegen 
Entrichtung  des  tarifmässigen  Waggeldes  ihre  Nacliwage  zu  verlangen. 
Wegen  nichterfolgter  Ankunft  eines  Theiles  der  in  demselben  Frachtbriefe 
verzeichneten  Sendung,  wovon  jeder  Theil  ohne  Zusammenhang  mit  dem  Ganzen 
einen  allgemeinen  Verbrauchswerth  hat,  darf  die  Annahme  de»  angekommenen 
Tliciles  und  die  Zahlung  des  verhältnissmässigen  Frachtbetrages  vom  Adres- 
saten nicht  verweigert  werdeu,  unbeschadet  der  auf  Grund  der  §§.  46 — 54 
von  ihm  zu  erhebenden  Entschädigungs-Ansprüche. 

§.  44. 

Lagergeld  und  Conventional-Strafe. 

1.  Wer  ohne  die  im  §.  42  erwähnten  Veranlassungen  die  von  ihm  zur 
Beförderung  aufgelieferten  Güter  aus  den  Lagerräumen  öder  den  Wagen  der 
Eisenbahn  vor  deren  Abfahrt  zurücknimmt,  hat  ansaer  den  Auf-  und  Ablade- 


Digitized  by  Google 


Eisenbahnen. 


gebühren,  dann  den  etwaigen  Wag-  und  Strafgeldern  filr  jeden  Tag  vom 
Augenblicke  der  Auflieferung,  der  Tag  sei  bloss  angebrochen  oder  verstri- 
chen, das  im  Tarif  festgesetzte  Lagergeld  zu  entrichten. 
Das  Lagergeld  wird  weiters  erhoben : 

2.  Wenn  die  Auflieferung  der  auf  Grund  eines  und  desselben  Fracht- 
briefes zur  Aufgabe  gelangenden  Güter  nicht  an  demselben  Tage  begonnen 
und  beendet  ist. 

3.  Wenn  Güter  mit  unvollständigen  oder  unrichtigen  Frachtbriefen  auf- 
geliefert sind,  und  die  vervollständigten  oder  berichtigten  Frachtbriefe  nicht 
noch  an  demselben  Tage  eingelangt  sind. 

4.  Wenn  Güter  nicht  innerhalb  der  im  Tarife  eingeräumten  lagerzins- 
freien Zeit  bezogen  werden. 

Ueber  die  Hohe  und  Uber  die  Art  und  Weise  der  Berechnung  der  Lager- 
gelder enthält  der  Tarif  die  näheren  Bestimmungen. 

Bei  grossen  GUteranhäufungen ,  durch  welche  der  geregelte  Verkehr 
gestört  oder  unmöglich  gemacht  wird,  ist  die  Eisenbahn  in  den  betreffenden 
Stationen  zur  Beschränkung  der  lagerzinsfreien  Zeit  oder  zur  Erhöhung  der 
Lagergelder,  eventuell  zur  gleichzeitigen  Anwendung  beider  Massregeln  für 
die  Dauer  der  Anhäufung  der  Güter  berechtigt,  in  welcher  Beziehung  übri- 
gens von  Fall  zu  Fall  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  einzuholen  ist. 

5.  Die  Eisenbahn  kann  ferner  eine  Conventionalstrafe  von  demjenigen 
einziehen,  welcher  Eisenbahnwagen  zum  Transporte  von  Gütern,  deren  Ver- 
ladung der  Versender  zu  besorgen  hat,  bestellt,  und  welcher  nicht  in  der 
bedungenen  Frist  die  Beladung  ordnungsmässig  bewirkt  und  die  Güter  zur 
Abfertigung  bringt,-  auch  ist  im  letzteren  Falle  die  Eisenbahn  nach  Ablauf 
jener  Frist  befugt ,  das  Geladene  von  dem  Wagen  auf  Kosten  des  Bestellers 
wieder  zu  entfernen,  das  Entladene  auf  Gefahr  desselben  und  gegen  das 
tarifmässige  Lagergeld  lagern  zu  lassen  und  den  Eisenbahnwagen  der  Ver- 
fügung des  Bestellers  zu  entziehen. 

Zur  Sicherstellnng  der  Conventionalstrafe  kann  die  Eisenbahn  bei  Be- 
stellung der  Wagen  den  Erlag  einer  Caution  verlangen. 

6.  Wenn  Güter,  deren  Abladen  der  Empfänger  zu  besorgen  hat,  nicht 
innerhalb  der  bedungenen  Frist  ausgeladen  und  abgeholt  sind,  so  ist  die 
Eisenbahn  zu  dieser  Ausladung  auf  Kosten  des  Empfängers  berechtiget,  und 
kann  ausser  dem  etwaigen  Lagergeide  auch  für  den  dadurch  dem  Verkehre 
entzogenen  Wagen  eine  Conventionalstrafe  erheben. 

§.  45. 

Verfahren  bei  Ablieferungshindernissen. 

Güter,  deren  An-  oder  Abnahme  verweigert  oder  innerhalb  acht  Tagen 
nach  Zusendung  des  Aviso  nicht  bewirkt  wird,  und  Güter,  deren  Abgabe 
nicht  thunlich  geworden,  sowie  solche,  welche  unter  der  Adresse  „ Bahnhof 
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restant«  länger  als  einen  Monat  nach  der  Ankunft  ohne  geschehene  Meldung 
des  Empfängers  gelagert  haben ,  lagern  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Versen- 
ders. Von  jedem  derartigen  Ablieferungsbindernisse  wird  der  Versender 
durch  die  Aufgabsstation  benachrichtiget,  und  ist  derselbe  gehalten,  inner- 
halb 14  Tagen  vom  Abgange  dieser  Benachrichtigung  eine  andere  Verfügung 
ftir  die  Ablieferung  der  Güter  an  die  Aufgabsstation  schriftlich  zu  ert heilen 
(vide  §.  43).  Im  Unterlassungsfälle  steht  es  der  Eisenbahn  frei,  entweder: 

1.  zu  veranlassen,  dass  das  Gut  in  einem  öffentlichen  Lagerhause  oder 
bei  einem  Dritten  niedergelegt,  und  dass  es  ganz  oder  zu  einem  entsprechen- 
den Theile  behufs  Bezahlung  der  Fracht  und  der  übrigen  Forderungen  der 
Eisenbahn  verkauft  werde;  oder 

2.  die  Güter  in  der  Abgabsstation  selbst  weiter  lagern  zu  lassen,  oder 

3.  die  Güter  dem  Versender  unter  Erhebung  derFracht  und  Rückfracht, 
sowie  der  sonstigen  auf  den  Gütern  haftenden  Gebühren  und  etwaigen  baren 
Auslagen  wieder  zuzuführen. 

Esswaaren  und  alle  dem  Verderben  oder  durch  Verzug  derEntwerthung 
unterliegenden  Gegenstände,  wenn  dieselben  nicht  zeitlich  genug  an  den 
Adressaten  Ubergeben  werden  können  oder  nicht  zeitgemäss  abgeholt 
werden ,  werden  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  bestmög- 
lichst verkauft.  Der  gelöste  Betrag  wird  nach  Abschlag  der  auf  den  Gütern 
haftenden  Gebühren  nnd  Spesen  für  den  Eigenthümer  aulbewahrt  und  muss 
von  demselben  jedenfalls  vor  Ablauf  von  zwei  Monaten  vom  Tage  der 
Veräusserung  an  gerechnet,  erhoben  werden,  widrigem*  darüber  anderweitig 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  verfügt  werden  würde,  wodurch  jeder  weitere 
Anspruch  an  die  Eisenbahn  erlischt. 

Dem  gleichen  Verfahren  der  Veräusserung  unterliegen  alle  jeno  Güter, 
welche  die  darauf  haftenden  Gebühren  nicht  mehr  sicher  decken,  oder  welche 
länger  als  drei  Monate  in  den  Räumen  der  Eisenbahn  lagern,  oder  für  welche, 
nachdem  sie  in  die  zollämtlichen  Magazine  gestellt  wurden,  die  Fracht  und 
sonstige  darauf  haftende  Gebühren  und  Spesen  innerhalb  drei  Monaten  nicht 
entrichtet  worden  sind ;  fernere  alle  jene  Güter,  welche  vom  Versender  nach 
ihrer  Rücksendung  nicht  sofort  zurückgenommen  werden,  oder  deren  Ver- 
sender nicht  zu  ermitteln  ist. 

Das  Recht  der  Eisenbahn,  die  Entrichtung  der  durch  die  Veräusserung 
allenfalls  unbedeckt  gebliebenen  Gebühren  vom  Versender  zu  verlangen, 
bleibt  unbenommen.  • 

Güter,  deren  Bestimmungsort  nicht  an  der  Eisenbahn  gelegen  ist,  kann 
die  Eisenbahn  mittelst  eines  Spediteurs  oder  einer  anderen  Gelegenheit  auf 
Kosten  des  Versenders  nach  dem  Bestimmungsorte  weiter  befördern  lassen, 
wenn  nicht  vom  Absender  bezüglich  des  Weitertransportes  Vorkehrung 
getroffen  worden  ist,  oder  insoferne  laut  Frachtbrief  der  Empfänger  den 
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Weitertransport  zu  besorgen  hat,  wenn  dieser  nicht  innerhalb  acht  Tagen, 
von  der  Ankunft  des  Gutes  gerechnet,  den  Bezug  bewirkt  hat. 

§.  46. 

Haftpflicht  im  Allgemeinen. 

Die  Eisenbahn  haftet  als  Frachtführer  für  den  ganzen  Transport  nur 
dann,  wenn  die  Aufgabs-  oder  die  Bestimmungsstation  des  Gutes  zu  ihrer 
Bahn  gehört ,  oder  wenn  sie  das  Gut  mit  dem  Frachtbriefe  zuletzt  übernom- 
men hat;  für  Güter,  die  sie  von  einer  anderen  Bahn  übernimmt  und  nach 
geschehenem  Transporte  auf  ihrer  Strecke  einer  anderen  Bahn  zum  Weiter- 
transporte Ubergibt,  kann  sie  als  Frachtführer  nur  dann  in  Anspruch  genom- 
men werden,  wenn  ihr  nachgewiesen  wird ,  dass  der  Schaden,  dessen  Ersatz 
gefordert  wird,  auf  ihrer  Bahn  sich  ereignet  habe. 

§.  47. 

Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  ihre  Leute. 

Die  Eisenbahn  haftet  für  ihre  Leute  und  für  andere  Personen,  deren  sie 
sich  bei  Ausführung  des  von  ihr  übernommenen  Transportes  bedient. 

§.  48. 

Umfang  und  Zeitdauer  der  Haftpflicht. 

Die  Eisenbahn  haftet  flir  den  Schaden,  welcher  durch  Verlust  oder  Be- 
schädigung des  Gutes  seit  dem  nach  §.  33  festzustellenden  Zeitpuncte  der 
Empfangnahme  bis  zur  Ablieferung  entstanden  ist,  insoferne  sie  nicht 
beweist,  dass  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  durch  höhere  Gewalt  (vis 
major)  oder  durch  die  natürliche  Beschaffenheit  des  Gutes,  namentlich  durch 
inneren  Verderb,  Schwinden,  gewöhnliche  Leckage  und  dergleichen,  oder 
durch  äusserlich  nicht  erkennbare  Mängel  der  Verpackung  entstanden  ist. 
Güter,  welche  in  zollämtliche  Magazine  oder  Lagerräume  gestellt  werden 
müssen,  sind  längstens  binnen  acht  Tagen,  von  dem  Zeitpuncte  der  Zustel- 
lung des  Aviso  Uber  die  Einlagerung  an  gerechnet,  von  dem  Empfänger  zu 
besichtigen,  und  ist  von  demselben  im  Falle  eines  Anstände«  nach  §.  55  des 
Betriebsregleraents  die  Gewichts-  und  Thatbestands-Erhebung  um  so  sicherer 
zu  verlangen,  als  für  später  erhobene  Anstände  nur  dann  gehaftet  wird,  wenn 
der  Beweis  geliefert  werden  kann,  dass  die  Beschädigung  oder  der  Abgang 
in  dem  Zeiträume  von  der  Uebernahme  des  Gutes  durch  die  Eisenbahn  bis  zu 
dessen  Ablieferung  an  das  zollämtliche  Magazin  oder  den  zollamtlichen  Lager- 
raum eingetreten  ist. 

Als  in  Verlust  gerathen  ist  das  Gut  erst  vier  Wochen  nach  Ablauf  der 
Lieferungszeit  zu  betrachten. 
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Durch  anstandslose  Annahme  des  Gutes  Seitens  des  im  Frachtbriefe 
bezeichneten  Empfängers  oder  der  von  ihm  zur  Empfangnahme  beorderten 
Leute  oder  derjenigen  Personen,  an  welche  die  Ablieferung  nach  Vorstehen- 
dem giltig  erfolgen  kann,  und  durch  Bezahlung  der  Fracht  erlischt  jeder  An- 
spruch gegen  die  Eisenbahn. 

Nur  wegen  Verlustes  oder  Beschädigungen,  welche  bei  der  Ablieferung 
äusserlich  nicht  erkennbar  waren ,  kann  die  Eisenbahn  selbst  nach  der  an- 
standslosen  Annahme  und  nach  Bezahlung  der  Fracht  in  Anspruch  genommen 
werden,  wenn  die  Feststellung  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  ohne 
Verzug  nach  der  Entdeckung  nachgesucht,  und  der  Anspruch  spätestens 
innerhalb  vier  Wochen  nach  der  Ablieferung  bei  der  Eisenbahn  schriftlich 
angemeldet  worden  ist,  und  wenn  fernere  bewiesen  wird,  dass  der  Verlust 
oder  die  Beschädigung  während  der  Zeit  seit  der  Empfangnahme  bis  zur  Ab- 
lieferung entstanden  ist 

Ausserdem  erlöschen  die  Klagen  gegen  die  Eisenbahn  wegen  gänzlichen 
Verlustes,  Verminderung  oder  Beschädigung  des  Qutes  nach  einem  Jahre. 

Die  Frist  beginnt  in  Ansehung  der  Klagen  wegen  gänzlichen  Verlustes 
mit  dem  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  die  Ablieferung  hätte  bewirkt  sein 
müssen ;  in  Ansehung  der  Klagen  wegen  Verminderung  oder  Beschädigung 
mit  dem  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  die  Ablieferung  geschehen  ist. 

Diese  Bestimmungen  finden  in  Fällen  des  Betruges  oder  der  Ver- 
untreuung auf  Seite  der  Bediensteten  der  Eisenbahn  keine  Anwendung. 

§.  49. 

Beschränkung  der  Haftpflicht  für  Guter,  welche  nicht  nach 
Eisenbahnstationen  bestimmt  sind. 

Uebernimmt  die  Eisenbahn  Gut  zum  Transporte  mit  einem  Frachtbriefe, 
in  welchem  als  Ort  der  Ablieferung  ein  nicht  an  der  Eisenbahn  liegender  Ort 
bezeichnet  ist,  so  haftet  sie  als  Frachtführer  nicht  für  den  Transport  bis  zum 
Ablieferungsorte,  sondern  nur  bis  zu  dem  Orte  ,  wo  der  Transport  mittelst 
Eisenbahn  enden  soll.  In  Bezug  auf  die  Weiterbeförderung  treten  nur  die 
Verpflichtungen  des  Spediteurs  ein. 

§.  50. 

Beschränkung  der  Haftpflicht  bei  Angabe  mehrerer  Bestim- 
mungsorte. 

Ist  von  dem  Absender  auf  dem  Frachtbriefe  bestimmt,  dass  das  Gut  an 
einem  an  der  Eisenbahn  liegenden  Orte  abgegeben  werden  oder  liegen 
bleiben  soll,  so  gilt,  ungeachtet  im  Frachtbriefe  ein  anderweitiger  Bestim- 
mungsort angegeben  ist,  der  Transport  als  nur  bis  zu  jenem  ersteren  an  der 
Bahn  liegenden  Orte  übernommen,  und  die  Eisenbahn  ist  nur  bis  zur  Ablie- 
ferung an  diesen  Ort  verantwortlich. 
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§.  51. 

Besondere  Beschränkung  in  der  Haftpflicht. 

1.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  der  Güter,  welche  vermöge  ihrer 
eigentümlichen  natürlichen  Beschaffenheit  der  besonderen  Gefahr  ausgesetzt 
sind,  gänzlichen  oder  theil weisen  Verlnst  oder  Beschädigung,  namentlich 
Bruch,  Rost,  inneren  Verderb,  aussergewöhnliche  Leckage,  Selbstentzündung 
u.  8.  w.  zu  erleiden,  nicht  für  den  Schaden,  welcher  aus  dieser  Gefahr  ent- 
standen ist. 

Bei  dem  Vorhandensein  der  Bedingungen  dieses  Grundsatzes  haftet  die 
Eisenbahn  beispielsweise  nicht: 

a)  Ueberhaupt  bei  gefährlichen  Substanzen,  als:  Schwefelsäure,  Scheide- 
wasser und  anderen  ätzenden,  sowie  bei  leicht  entzündlichen  Gegen- 
ständen ; 

b)  für  den  Bruch  bei  leicht  zerbrechlichen  Sachen,  als:  Möbeln  und  Haus- 
geräthen,  Glas,  Eisenguss,  leeren  oder  gefüllten  Krügen,  Flaschen  und 
Glasballons,  Zucker  in  losen  Broten  n.  s.  w. ; 

c)  für  Leckage,  d.  h.  Dringen  der  Flüssigkeiten  durch  die  Fugen  des  Ge- 
bündes  ohne  äusserliche  Beschädigung ; 

d)  fiir  das  Verderben  bei  Flüssigkeiten  und  anderen  Gegenständen,  welche 
leicht  in  Gährung  oder  Fäulniss  übergehen  oder  durch  Frost  oder  Hitze 
leiden ; 

e)  für  das  Einrosten :  bei  Metall waaren; 

f)  für  Gewichtsverluste:  bei  frischen  und  gesalzenen  Fischen,  Austern 
und  Südfrüchten. 

2.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  welche  nach 
Vereinbarung  mit  dem  Absender  in  unbedeckten  Wagen  transportirt  werden, 
nicht  für  den  Schaden,  welcher  aus  der  mit  dieser  Transportart  verbundenen 
Gefahr  entstanden  ist 

3.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  welche  unge- 
achtet ihre  Natur  eine  Verpackung  zum  Schutze  gegen  Verlust  oder  Beschä- 
digung auf  dem  Transporte  erfordert,  nach  Erklärung  des  Absenders  auf 
dem  Frachtbriefe  unverpackt  oder  mit  mangelhafter  Verpackung  aufgegeben 
sind,  nicht  für  den  Schaden,  welcher  aus  der  mit  dem  Mangel  der  Verpackung 
oder  mit  der  mangelhaften  Beschaffenheit  der  Verpackung  verbundenen 
Gefahr  entstanden  ist. 

4.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  deren  Auf-  und 
Abladen  nach  Vereinbarung  mit  dem  AbBender,  von  diesem  oder  dem  Em- 
pfänger besorgt  wird,  nicht  für  den  Schaden,  welcher  aus  der  mit  dem  Auf- 
und  Abladen  oder  mit  mangelhafter  Verladung  verbundenen  Gefahr  entstanden 
ist.  Dagegen  haftet  der  Absender,  beziehungsweise  der  Empfänger,  für  den 
Schaden,  welcher  durch  das  Auf-  oder  Abladen,  oder  bei  Gelegenheit  dessel- 
ben den  Fahrzeugen  der  Eisenbahn  zngefiigt  ist. 
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5.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  begleiteter  Güter  nicht  für  den 
Schaden,  welcher  aus  der  Gefahr  entstanden  ist,  deren  Abwendung  durch  die 
Begleitung  bezweckt  wird. 

6.  In  allen  vorstehend  unter  1  bis  5  gedachten  Fällen  wird  bis  zum 
Nachweise  des  Gegentheiles  vermuthet,  dass  ein  eingetretener  Schaden,  wenn 
er  aus  der  Seitens  der  Eisenbahn  nicht  übernommenen  Gefahr  entstehen 
konnte,  aus  derselben  wirklich  entstanden  ist. 

7.  Die  vorstehend  unter  1  bis  5  bedungenen  Befreiungen  treten  nicht 
ein ,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Schaden  durch  Schuld  der  Bahnver- 
waltung oder  ihrer  Leute  entstanden  igt. 

8.  Gewichtsmängel  werden  nur  vergütet,  in  soweit  sie  für  die  ganze 
durchlaufene  Strecke  den  natürlichen  Calo  Ubersteigen. 

Als  natürlicher  Calo  wird  in  Ansehung  der  Güter,  welche  nach  ihrer 
natürlichen  Beschaffenheit  bei  dem  Transporte  regelmässig  einen  Verlust  an 
Gewicht  und  Mass  erleiden,  angenommen,  und  zwar  von  dem  im  Frachtbriefe 
angegebenen,  beziehungsweise  von  der  Absendestation  ermittelten  Gewichte : 

a)  1  Percent  bei  trockenen ,  2  Percent  bei  nassen  Gütern ,  die  verpackt, 
und  3  Percent  für  solche,  die  unverpackt  aufgegeben  wurden,  wenn  vom 
Tage  der  Aufgabe  an,  diesen  mitgerechnet,  das  Gewicht  innerhalb  acht 
Tagen  ermittelt  wird; 

b)  2  Percent  bei  trockenen,  4  Percent  bei  nassen  Gütern,  die  verpackt, 
und  5  Percent  bei  solchen,  welche  unverpackt  aufgegeben  wurden, 
wenn  die  Gcwicktsermittlung  nach  Ablauf  von  acht  Tagen,  vom  Tage 
der  Aufgabe  an  gerechnet,  vorgenommen  wird. 

Nassen  Gütern  gleicbgehalten  werden : 

Gcraspelte  oder  gemahlene  Farbhölzer,  PJndeu,  Wurzeln,  Süssholz, 
geschnittener  Tabak ,  Fettwaaren ,  Seifen  und  harte  Oele ,  frische  Früchte, 
frische  Tabaksblätter,  Schafwolle,  Häute,  Felle,  Leder,  getrocknetes  und 
gebackencs  Obst  (andere  dahin  zu  rechnende  Gegenstände  werden  besonders 
bekannt  gemacht). 

Der  obige  Procentsatz  wird,  im  Falle  mehrere  Stücke  zusammen  auf 
einem  Frachtbrief  aufgegeben  worden  sind,  für  jedes  Stück  besonders  berech- 
net, wenn  das  Gewicht  oder  das  Mass  der  einzelnen  Stücke  im  Frachtbriefe 
verzeichnet  oder  sonst  erweislich  ist. 

Die  vorstehend  gedachte  Befreiung  von  der  Haftpflicht  tritt  nicht  ein, 
wenn  und  soweit  nachgewiesen  wird ,  dass  der  Verlust  nach  den  Umständen 
des  Falles  nicht  in  Folge  der  natürlichen  Beschaffenheit  des  Gutes  entstanden 
ist,  oder  dass  der  angenommene  Procentsatz  dieser  Beschaffenheit  oder  den 
sonstigen  Umständen  des  Falles  nicht  entspricht. 

Bei  solchen  Gütern ,  welche  vom  Versender  selbst  verladen  oder  vom 
Empfänger  abgeladen  werden ,  bleibt  es  der  Eisenbahn  vorbehalten ,  nach 
Massgabe  der  Beschaffenheit  der  einzelnen  Artikel  auch  höhere  als  die  oben 


Digitized  by  Google 


Eitenbahnen.  241 

bezeichneten  ProceutsUtze  festzustellen ,  bis  zu  welchen  eine  Vergütung  für 
Gewichtsmängel  nicht  stattfinden  soll. 

§.  52. 

Geldwerth  der  Haftung. 

Eine  der  Eisenbahn  nach  den  Bestimmungen  der  vorstehenden  Para- 
graphe  zur  Last  fallende  Entschädigung  ist  in  ihrem  Geldwerthe  nach  folgen- 
den Grundsätzen  zu  bemessen : 

1.  Im  Falle  des  gänzlichen  oder  theilweisen  Verlustes  wird  bei  der 
Schadenberechnung  der  von  dem  Beschädigten  nachzuweisende  gemeine 
Handelswerth  und  in  Ermangelung  eines  solchen  der  gemeine  Werth,  welchen 
Güter  gleicher  Art  und  Beschaffenheit  zur  Zeit  und  am  Orte  der  bedungenen 
Ablieferung  gehabt  haben ,  nach  Abzug  der  in  Folge  des  Verlustes  etwa  er- 
sparten Zölle,  Frachten  und  Unkosten  zu  Grunde  gelegt. 

2.  Zum  Zwecke  der  Entschädigungsberechnung  wird  jedoch  der  gemeine 
Handelswerth,  beziehungsweise  der  geraeine  Werth,  nicht  höher  als  100  fl. 
per  Zollcentner  Eilgut  und  30  fl.  per  Zollcentner  Frachtgut  angenommen,  in 
sofeme  eine  Mehrwerthsversicherung  nicht  stattgefunden  hat. 

3.  Im  Falle  einer  Mehrwerthsversicherung  bildet  der  versicherte  Ge- 
8ammtwerth,  d.  i.  die  am  Frachtbriefe  declarirte,  um  den  allgemeinen  Ver- 
sicherungswerth von  100  fl.,  beziehungsweise  30  fl.  österr.  Währ,  per  Centner 
erhöhte  Summe  den  Maximalsatz  der  zu  gewährenden  Entschädigung. 

4.  Im  Falle  der  Beschädigung  ist  der  Unterschied  zwischen  dem  Ver- 
kaufswerthe  des  Gutes  im  beschädigten  Zustande  und  dem  gemeinen  Handels- 
werthe  zu  ersetzen,  welchen  das  Gut  ohne  die  Beschädigung  am  Orte  und  zur 
Zeit  der  Ablieferung  gehabt  haben  würde,  nach  Abzug  der  Zolle  und  Un- 
kosten, soweit  sie  in  Folge  der  Beschädigung  erspart  wurden.  Hat  das  Gut 
keinen  Handelswerth,  so  ist  der  Berechnung  des  Schadens  der  gemeine  Werth 
des  Gutes  zu  Grunde  zu  legen.  Ist  jedoch  der  gemäss  der  Bestimmung  ad  1 
ermittelte  Werth  grösser  als  der  ad  2  und  3  erwähnte  Maximalsatz,  so  wird 
wegen  Beschädigung  des  Gutes  nur  jene  Quote  des  Schadenbetrages  ver- 
gütet, welche  sich  aus  dem  Verhältnisse  des  ad  1  ermittelten  Werthes  zu 
dem  ad  2  und  3  erwähnten  Maximalsatzc  ergibt. 

£  53. 

Haftpflicht  für  Versäumung  der  Lieferungszeit. 

Die  Eisenbahn  haftet  für  den  Schaden,  welcher  durch  Versäumung  der 
Lieferungszeit  (§.  41)  entstanden  ist,  sofeme  sie  nicht  beweiset,  dass  sie  die 
Verspätung  durch  Anwendung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Frachtführers 
nicht  habe  abwenden  können. 

16 
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« 

Ist  das  Gut  8eitens  des  im  Frachtbriefe  bezeichneten  Empfängers  oder 
der  von  ihm  zur  Empfangnahme  beorderten  Leute  oder  derjenigen  Personen, 
an  welche  die  Ablieferung  nach  §.  48  giltig  erfolgen  kann ,  ohne  Vorbehalt 
des  Rechtes  der  Ersatzforderung  für  versäumte  Lieferzeit  angenommen,  so 
erlöschen  alle  Ansprüche  aus  Versäumung  der  Lieferungszeit 

Ist  das  Gut  mit  Vorbehalt  oder  gar  nicht  angenommen,  so  erlöschen  die 
Klagen  nach  einem  Jahre. 

Diese  Frist  beginnt  mit  dem  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  die  Ablie- 
ferung geschehen  ist,  und  wenn  sie  überhaupt  nicht  erfolgt  ist,  mit  dem  Ab- 
laufe der  Lieferungszeit. 

§.  54. 

Geldwerth  der  Haftung  für  Versäumung  der  Lieferungszeit. 

Für  versäumte  Lieferzeit  erstattet  die  Eisenbahn  den  durch  ihre  diess- 
bezügliche  Kundmachung  normirten  Theil  der  Fracht,  ohne  den  Beweis  zu 
verlangen,  dass  ein  Schaden  und  dass  er  in  dieser  Höhe  durch  die  verspätete 
Ablieferung  entstanden  ist. 

Ist  ein  Schaden  wirklich  zugefügt,  und  Ubersteigt  derselbe  den  nach  der 
Kundmachung  garantirten  Frachtbetrag,  was  der  Entschädigungsberechtigte 
nachzuweisen  hat,  so  leistet  die  Eisenbahn  zwar  auch  die  höhere  Vergütung, 
jedoch  mit  der  Beschränkung,  dass  dieselbe  die  für  ihre  Strecke  bezahlte 
ganze  Fracht  nicht  übersteigen  darf. 

Ist  das  Gut  auf  eine  andere  Bahn  übergegangen  oder  von  einer  anderen 
Bahn  gekommen ,  so  haben  in  Ansehung  der  Haftung  für  die  Entschädigung 
wegen  Versäumung  der  Lieferzeit  die  im  §.  46  des  Reglements  angegebenen 
Grundsätze  zur  Anwendung  zu  kommen. 

Der  Versender  ist  jedoch  berechtigt,  den  Betrag  des  bei  Versäumniss 
der  Lieferungszeit  zu  leistenden  Schadenersatzes  als  die  Höhe  des  Interesses 
an  der  rechtzeitigen  Ablieferung  im  Frachtbriefe  zu  declariren ,  wofür  der 
Versender  einen  besonders  kundgemachten  Frachtzuschlag  zu  bezahlen  hat. 

In  solchen  Fällen  ist  die  Eisenbahn  den  nachgewiesenen  Schaden  bis  zu 
dem  Betrage  der  declarirten  Summe ,  jedoch  nie  Uber  diesen  Betrag  hinaus, 
zu  vergüten  verpflichtet. 

Der  versicherte  Betrag  ist  im  Frachtbriefe  auf  der  dazu  bezeichneten 
Stelle  in  Buchstaben  auszudrücken. 

Vgl.  die  Bestimmungen  über  die  Lieferzeit,  pag.  157. 

§.  55. 

Aussergerichtliches  Reclamatio  ns- Verfahren. 

Ist  an  einem  Gute  ein  Abgang  oder  eine  Beschädigung  eingetreten,  so 
wird  die  Eisenbahn  in  Gegenwart  von  unparteiischen  Zeugen  und  wo  möglich 
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in  Gegenwart  des  Reclamations-Berecht igten  den  Gewichts-  nnd  Thatbestand 
und  nach  Umständen  unter  Beiziehung  von  Sachverständigen  den  an  dem 
Gute  eingetretenen  Schaden  feststellen  lassen. 

Will  der  Reclamations-Berechtigte  sich  mit  der  Eisenbahn  Uber  die  von 
letzterer  zu  leistende  Entschädigung  im  aussergerichtlichen  Wege  ausgleichen, 
so  hat  er  noch  vor  dem  Bezüge,  beziehungsweise  vor  der  Zurücknahme  des 
Gutes,  den  Thatbestand  anzuerkennen  und  seinen  Ersatzanspruch  anzu- 
melden. 

Stellt  er  sich  hiebei  mit  dem  Ausspruche  der  von  der  Eisenbahn  beigezo- 
genen Sachverständigen  nicht  zufrieden,  so  steht  es  ihm  frei,  den  Schaden 
auf  seine  Kosten  durch  vom  Handelsgerichte  oder  in  dessen  Ermangelung 
vom  Richter  des  Ortes  ernannte  oder  durch  bei  dem  Gerichte  bereits  ständig 
bestellte  Sachverständige  feststellen  zu  lassen. 

Eine  angemeldete  Reclamation  ist  mit  einem  den  Werth  des  Gutes  nach- 
weisenden Documente,  und  wenn  das  Gut  bezogen  wurde,  auch  mit  dem 
Frachtbriefe  belegt  binnen  der  gesetzlichen  Verjährungsfrist  wirklich  einzu- 
bringen. 

Die  Entschädigung  wird  an  den  Reclamanten  gegen  scalamässig  gestem- 
pelte Quittung  geleistet,  und  muss  der  entfallende  Betrag  binnen  Jahresfrist 
behoben  sein,  widrigens  nach  den  bestehenden  Gesetzen  darüber  verfügt 
würde. 

2.  Reisegepäck. 

§.  56. 

Freigewicht  für  Reisegepäck. 

Jeder  Reisende,  welcher  mit  einem  gewöhnlichen  Fahrbillet  versehen  ist, 
hat  Anspruch  auf  die  unentgeltliche  Beförderung  von  50  Zollpfund  Reise- 
gepäck. Für  halbe  Billets  werden  nur  25  Zollpfund  Freigewicht  gewährt. 

Jenen  Reisenden,  welche  einen  ganzen  Wagen  oder  eine  ganze  Wagen- 
abtheilung bezahlt  haben ,  kommen  für  jedes  dazu  gehörige  Billet  50  Zoll- 
pfunde Freigewicht  zu. 

§57. 

Begriff  des  Reisegepäckes. 

Mit  Freigewicht  wird  nur  befördert,  was  der  Reisende  zu  seinem  und 
seiner  Angehörigen  Reisebedtirfnisse  mit  sich  führt,  namentlich  Koffer, 
Mantel-,  Reise-  und  Bettsäcke ,  Felleisen ,  Hutschachteln  u.  dgl.  Es  können 
jedoch  auch  andere  Gegenstände,  welche  der  Reisende  mit  sich  führt,  wie 
Reisegepäck  aufgegeben  werden,  wenn  auf  Freigewicht  verzichtet  wird. 
Gegenstände,  welche  nach  §.  32  von  der  Beförderung  mit  den  Personenzügen 
ausgeschlossen  sind,  dürfen  als  Reisegepäck  nicht  aufgegeben  werden. 
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§.  58. 

Strafen  für  Verheimliehun gen. 

Wer  Flüssigkeiten ,  dann  feuergefährliche  oder  andere  Gegenstände, 
welche  durch  Reibung  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise  8chaden  verur- 
sachen können,  als  Reisegepäck  aufgibt,  verliert  nicht  nur  jeden  Anspruch 
auf  Entschädigung,  sondern  wird  im  Gegentheile  für  alle  daraus  entstandenen 
Folgen  verantwortlich  und  ersatzpflichtig,  und  hat  iiberdiess  nebst  der  ent- 
fallenden EilgutgebUhr  noch  den  vierfachen  Betrag  derselben  als  8trafe  zu 
entrichten. 

Wer  andere  Gegenstände,  welche  nicht  als  Reisegepäck  augesehen 
werden  können,  als  solches  aufgibt,  um  dadurch  das  Freigewicht  sich  zuzu- 
wenden, oder  wer  die  Fahrbillets  in  dieser  Absicht  missbraucht,  hat  ausser 
der  Eilgutgebühr  für  das  ungebührlich  benützte  Freigewicht  noch  den  dop- 
pelten Betrag  derselben  als  Strafe  zu  entrichten. 

Vgl.  die  strafrechtlichen  Bestimmungen  xuin  Schutze  des  Eisenbahnbetriebes,  pag.  19? 

< 

§.  59. 

Verpackung  des  Gepäckes.  Befreiung  desselben  von  älteren 

Post-  und  Eisenbahnzeichen. 

Reisegepäck  wird  nur  angenommen,  wenn  es  sicher  und  dauerhaft  ver- 
packt ist.  Die  GepäcksstUcke  müssen  von  älteren  Post-  und  Eisenbahnzeichen 
befreit  sein. 

Ist  diess  nicht  der  Fall,  und  findet  in  Folge  dessen  eine  Verschleppung 
des  Gepäckes  statt,  so  kommt  die  Eisenbahn  für  den  ans  diesem  Grunde  aus 
der  Lieferungsverspätung  erwachsenen  Schaden  nicht  auf. 

§.  60. 

Einlieferung  des  Gepäckes. 

In  den  Ausgangsstationen,  sowie  in  jenen  Stationen,  wo  der  Zug  länger 
als  15  Minuten  anhält,  muss  das  Gepäck  unter  Vorweisung  der  Fahrbillets 
wenigstens  15  Minuten  vor  der  Abfahrt  zur  Aufgabe  gebracht  werden.  In 
allen  übrigen  Stationen,  wo  der  Aufenthalt  des  Zuges  kürzer  ist,  muss  das- 
selbe vor  dessen  Ankunft  aufgegeben  sein. 

Das  Gepäck  wird  in  der  Regel  nur  nach  jener  Station  aufgenommen, 
wohin  das  Fahrbillet  lautet ;  es  kann  jedoch  mit  Benützung  des  Freigewichtes 
auch  nach  einer  anderen  Station  aufgegeben  werden,  wenn  diese  näher  liegt 
als  jene,  wohin  das  Billet  des  Reisenden  lautet.  Nach  einer  entfernteren 
Station  wird  das  Gepäck  mit  Freigewicht  nur  dann  aufgenommen,  wenn  nach 
der  Bestimmungsstation  des  Gepäckes  ein  directer  Billetverkauf  nicht  statt- 
findet ;  in  diesem  Falle  muss  jedoch  das  Billet  nach  der  der  Bestimmungs- 
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Station  des  Gepäckes  zunächst  gelegenen  Station  lauten,  nach  welcher 
Billets  verkauft  werden. 

§.  61. 

Bezahlung  der  Fracht  und  Nebengebühren.  Erfolgung  von 

Gepäcksscheinen. 

Sämmtlichc  Gepäckscollien  werden  bei  der  Aufnahme  genau  abgewo- 
gen, und  für  etwaiges  Uebergewicht  die  tarifmässige  Gebühr  eingehoben. 

Wenn  eine  besondere  Werthangabc  nicht  stattgefunden  hat,  so  erhebt 
die  Eisenbahn  blos  die  tarifmässige  allgemeine  Versicherungsgebühr,  wofür 
jedes  Zollpfand  des  aufgegebenen  Gepäckes  bis  zum  Betrage  von  3  fl.  östenr. 
Währung  versichert  ist.  Will  der  Aufgeber  einen  höheren  Werth  versichern, 
so  hat  er  den,  den  normalen  Versicherungswerth  von  3  fl.  österr.  Währ,  per 
Pfund  übersteigenden  Mehrwerth  anzumelden,  wofür  die  Eisenbahn  die  tarif- 
mässige besondere  Versicherungsgebuhr  erhebt. 

Für  das  aufgegebene  Gepäck  erhält  der  Reisende  einen  Gepäcksschein, 
welcher  die  Bestimmungsstation,  die  Nummer  und  das  Gewi  cht  des  Gepäckes 
den  etwa  angemeldeten  Mehrwerth  nnd  die  erlegten  Gebühren ,  endlich  das 
Datum  der  Aufnahme  enthält. 

Der  Reisende  hat  sich  von  der  Richtigkeit  dieser  Angaben  bei  der 
Empfangnahme  des  Gepäcksscheines  zu  überzeugen. 

§.  62. 

Auslieferung  des  Gepäckes. 

Dem  Inhaber  des  Gepäckscheines,  dessen  Legitimation  die  Eisenbahn 
zu  prüfen  nicht  verpflichtet  ist,  wird  das  Gepäck  nur  gegen  Rückgabe  des 
Scheines  ausgeliefert. 

Der  Inhaber  des  Gepäcksscheines  ist  berechtigt,  nach  Ankunft  des 
Zuges,  für  welchen  das  Gepäck  zum  Transporte  aufgegeben  ist ,  am  Bestim- 
mungsorte die  sofortige  Auslieferung  des  Gepäckes  nach  Ablauf  der  zur  ord- 
nungsmässigen  Ausladung  und  Ausgabe,  sowie  zur  etwaigen  steuerämtlichen 
Abfertigung  erforderlichen  Zeit  im  Locale  der  Gepäcks-Expedition  zu  verlan- 
gen. —  Will  derselbe  die  sofortige  Auslieferung  des  Gepäckes  nicht  erwarten, 
so  kann  er  dasselbe  innerhalb  24  Stunden  nach  dessen  Ankunft  in  den  fest- 
gesetzten Expeditionsstunden  gegen  Rückgabe  des  Gepäcksscheines  in  der 
Gepäcks-Expedition  abfordern  oder  abfordern  lassen.  Wird  das  Gepäck  inner- 
halb 24  Stunden  nicht  abgeholt,  so  ist  für  dasselbe  das  bis  zum  Tage  des 
Bezuges  tarifmässig  entfallende  Lagergeld  zu  entrichten.  —  In  Ermanglung  des 
Gepäcksscheines  ist  die  Eisenbahn  zur  Aushändigung  des  Gepäckes  nur  nach 
vollständigem  Nachweise  der  Empfangsberechtigung  gegen  Ausstellung  eines 
Reverses  und  nach  Umständen  gegen  Sicherheit  verpflichtet. 
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In  der  Regel  soll  das  Gepäck  nur  an  der  Station  ausgefolgt  werden, 
wohin  es  aufgenommen  ist.  Ausnahmsweise  und  nur  in  soferne  Zeit  und  Um- 
stände, sowie  Zoll-  und  Steuervorschriften  diess  gestatten,  kann  jedoch,  wenn 
der  Reisende  seinen  Plan  ändert  und  auf  einer  früheren  Station  den  Zug 
verlassen  will,  über  Begehren  das  Gepäck  auch  vor  der  eigentlichen  Bestim- 
mungsstation ausgefolgt  werden.  In  einem  solchen  Falle  hat  der  Reisende 
bei  der  Ausfolgung  des  Gepäckes  den  Gepäcksschein  und  das  Fahrbillet 
zurückzustellen  und  ausserdem  sich  als  Aufgeber  unzweifelhaft  zu  legitimiren. 

§.  63. 

Verfahren  bei  Ablieferungs-Hindernissen. 

Wenn  ein  dem  Verderben  oder  durch  Verzug  der  Entwerthnng  unter- 
liegendes Gepäck  nicht  baldigst  bezogen  wird,  so  wird  es  ohne  weitere 
Förmlichkeit  bestmöglichst  verkauft  (siehe  §.  45).  Dasselbe  kann  rücksicht- 
lich jenes  Gepäckes  eintreten,  welches  innerhalb  14  Tagen  nicht  abgeholt 
wird,  wenn  die  darauf  haftenden  Gebühren  nicht  sicher  gedeckt  sind,  und  es 
tritt  in  allen  Fällen  ein,  wenn  das  Gepäck  innerhalb  drei  Monaten  nicht  abge- 
holt worden  ist. 

§.  64. 

Haftpflicht  der  Eisenbahn. 

Die  Eisenbahn  haftet  von  dem  Zeitpuncte  der  Aushändigung  des  Ge- 
päcksscheines ab  für  die  richtige  und  unbeschädigte  Ablieferung  derGepäcks- 
stückc,  und  zwar  im  Allgemeinen  nach  den  in  den  §§.  46,  47,  48,  51,  52 
und  55  dieses  Reglements  für  Gütersendungen  festgestellten  Bedingungen, 
soweit  solche  auf  die  Beförderung  von  Reisegepäck  anwendbar  sind,  insbe- 
sondere aber  nach  folgenden  Grundsätzen: 

a)  Im  Falle  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  wird  der  wirklich  erlit- 
tene Schaden  vergütet,  jedoch  niemals  mehr  als  3  fl.  österr.  Währ,  für 
jedes  Pfund  nach  Abzug  des  unversehrten  Inhaltes  deß  blos  beschädig- 
ten GepäcksstUckes,  wenn  nicht  ein  höherer  Werth  declarirt  ist 

b)  Im  Falle  einer  Mehrwerths- Versicherung  bildet  der  versicherte  Gesammt- 

werth,  d.  i.  die  declarirtc,  um  den  allgemeinen  Versicherungswerth  von 
3  fl.  Österr.  Währ,  per  Zollpfund  erhöhte  Summe  den  Maximalsatz  der  zu 
gewährenden  Entschädigung. 
e)  Die  Eisenbahn  ist  von  jeder  Verantwortlichkeit  für  Verlust  von  Reise- 
gepäck frei,  wenn  es  nicht  innerhalb  drei  Tagen  nach  der  Ablieferungs- 
zeit abgefordert  wird. 

Der  Reisende  kann  verlangen,  dass  ihm  Tag  und  Stunde  der  gesche- 
henen Abforde rung  des  Gepäckes  von  der  Gepäcks-Expedition  bescheiniget 
werde. 
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Wenn  das  Gepäck  nur  theilweise  abgeliefert  werden  kann,  so  wird  dem 
Reisenden  auf  dem  in  seinen  Händen  bleibenden  Gepäcksschein  die  Anzahl 
und  das  Gewicht  der  ausgefolgten  Gepäcksstilcke  bemerkt,  und  in  gleicher 
Weise  der  Abgang  Seitens  der  Expedition  anerkannt. 

§•  65. 

Termin  zur  Ablieferung  des  Gepäckes. 

Fehlende  Gepäcksstücke  werden  erst  nach  Ablauf  von  14  Tagen  nach 
der  Ankunft  des  Zuges,  für  welchen  dieselben  aufgegeben  worden  sind,  auf 
der  Bestimmungsstation  des  Reisenden  als  in  Verlust  gerathen  betrachtet, 
und  ist  der  Reisende  erst  dann  befugt,  mit  Ausschluss  aller  weiteren  Ent- 
schädigungsansprüche, die  Zahlung  der  in  §.  64  bestimmten  Garantiesumme 
zu  fordern.  Ueberdiess  steht  es  dem  Reisenden  nach  Empfangnahme  der 
Entschädigung  frei,  das  in  Verlust  gerathene  Gepäck,  falls  es  sich  später 
wieder  finden  sollte,  binnen  vier  Wochen  nach  hiervon  erhaltener  Nachricht 
gegen  Rückerstattung  der  erhaltenen  Entschädigungssumme,  und  zwar  an 
der  ursprünglichen  Bestimmungsstation  frachtfrei  abzunehmen. 

§.  66. 

Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  versäumte  Lieferungszeit. 

Die  Eisenbahn  haftet  für  die  rechtzeitige  Ablieferung  des  Gepäckes 
(§.  62),  und  zwar  im  Allgemeinen  nach  den  in  den  §§.  53  und  54  dieses 
Reglements  für  Güterversendungen  festgestellten  Bedingungen,  so  weit  solche 
auf  die  Beförderung  von  Reisegepäck  anwendbar  sind,  insbesondere  aber 
nach  folgenden  Grundsätzen : 
0)  Die  Eisenbahn  ersetzt  den  durch  Versäumung  der  Lieferzeit  entstandenen 
Schaden,  jedoch  mit  der  Beschränkung,  dass  die  Entschädigungssumme 
den  Betrag  von  h\  0*05  für  jeden  angefangenen  Tag  der  Versäumniss 
und  für  jedes  Pfund  des  ausgebliebenen  Gepäckes  nicht  Ubersteigen  darf. 
b )  Der  Reisende  ist  jedoch  berechtigt,  den  Betrag  des  bei  Versäumniss  der 
Lieferungszeit  zu  leistenden  Schadenersatzes  als  die  Höhe  des  Interesses 
an  der  rechtzeitigen  Ablieferung  bei  der  Aufgabe  des  Gepäckes  anzu- 
melden, wofür  die  Eisenbahn  einen  besonders  kundgemachten  Fracht- 
zuschlag erhebt.  In  solchen  Fällen  ist  die  Eisenbahn  den  nachgewiesenen 
Schaden  bis  zu  dem  Betrage  der  declarirten  Summe,  jedoch  nie  über  diesen 
Betrag  hinaus,  zu  vergüten  verpflichtet. 
Der  versicherte  Betrag  wird  im  Gepäcksscheine  notirt. 

Vgl.  die  Bestimmungen  über  die  Lieferzeit  pag.  257. 

§.  67. 
Gepäcksträger. 

Auf  denjenigen  Stationen,  wo  sich  Gepäcksträger  befinden,  können  die 
Reisenden  sich  derselben,  jedoch  ohne  Verantwortlichkeit  der  Verwaltung, 
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für  den  von  der  Eisenbahn  nicht  Übernommenen  Transport  des  Gepäckes 
nach  und  von  den  Localen  der  Gepäcks-Expeditionen  bedienen.  Diese  Ge- 
päcksträger  sind  dnrch  Dienstabzeichen  erkennbar;  sie  müssen  den  Tarif  über 
den  Trägerlohn  bei  sich  tragen  and  dem  Reisenden  auf  Verlangen  vorzeigen. 

3.  Equipagen  und  andere  Fahrzeuge. 

§.  68. 

Aufgabe  der  Fahrzeuge. 

Equipagen  und  andere  Fahrzeuge  werden  nur  auf  und  nach  den  hiefür 
eingerichteten  Stationen  zur  Beförderung  angenommen.  —  Sie  müssen  zwei 
Stunden  vor  Abgang  des  Zuges  angemeldet  und  spätetens  eine  Stunde  vorher 
zur  Expedition  abgeliefert  werden.  —  Auf  Zwischenstationen  kann  auf  eine 
sichere  Beförderung  derselben  mit  dem  vom  Versender  gewünschten  Zuge 
nur  dann  gerechnet  werden,  wenn  sie  vierundzwanzig  Stunden  vorher  ange- 
meldet werden. 

Equipagen  und  andere  Fahrzeuge  werden  mit  den  Eil-  und  Schnellzügen 
nicht  befördert. 

Reisegepäck  darf  in  den  Equipagen  nur  untergebracht  werden,  soferne 
Zoll-  und  Steuervorschriften  nicht  entgegenstehen. 

Die  Reisenden  dürfen  während  der  Fahrt  nicht  in  ihren  Equipagen 
bleiben. 

Die  Aufgabe  der  Equipagen  erfolgt  in  der  Regel  bei  der  Gepäcks- 
Expedition  und  gegen  Lösung  eines  Transportscheines. 

Ausserdem  kann  jedoch  die  Aufgabe  von  Equipagen  und  Fahrzeugen 
auch  mittelst  Frachtbrief  als  Eil-  oder  Frachtgut  geschehen. 

§.  69. 

Berechnung  der  Fr  acht  - und  Nebengebühren. 

Die  Transportgebühr  muss,  wenn  die  Aufgabe  bei  der  Gepäcks-Expe- 
dition gegen  Transportschein  erfolgt,  sogleich  bezahlt,  in  allen  anderen  Fällen 
kann  sie  auch  an  den  Empfänger  zur  Zahlung  überwiesen  werden. 

Wenn  eine  besondere  Wertliangabe  nicht  stattgefunden  hat,  so  erhebt 
die  Eisenbahn  blos  die  tarifmässige  allgemeine  Versicberungsgebtihr,  wofür 
jede  Equipage  oder  jedes  Fahrzeug  bis  zum  Betrage  von  200  fl.  versichert 
ist.  Will  der  Aufgeber  einen  höheren  Werth  versichern,  so  hat  er  den,  den 
normalen  Versicherungswerth  von  200  fl.  per  Stück  tibersteigenden  Mehr- 
werth bei  der  Aufgabe  zu  declariren,  wofür  die  Eisenbahn  die  tarifmässige 
besondere  Versicherungsgebühr  erhebt. 

Eine  solche  Mehrwerthsversicherung  ist  jedoch  für  die  in  den  Equipagen 
befindlichen  Gegenstände  nicht  zulässig. 
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§.  70. 
Ablieferung. 

Die  Equipage  oder  das  Fahrzeug  wird  nach  Ankunft  in  der  Bestimmungs- 
station gegen  Rückgabe  des  Transportscheines,  beziehungsweise  gegen  Vor- 
zeigung des  saldirten  Frachtbriefes,  ausgeliefert  und  muss  innerhalb  der  für 
Reisegepäck,  Eilgut  oder  Frachtgut  (§§.  62  und  44)  festgesetzten  Frist  ab- 
geholt werden,  je  nachdem  die  Aufgabe  gegen  Transportschein  oder  als  Eil- 
oder Frachtgut  gegen  Frachtbrief  erfolgte. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  wird  das  tarifmässige  Lagergeld  erhoben. 

§.  71. 
Haftung. 

Die  Eisenbahn  haftet  für  die  beförderten  Equipagen  und  Fahrzeuge 
nach  den  in  den  §§.  46,  47,  48,  51,  52  und  55  dieses  Reglements  für  Güter- 
sendungen festgestellten  Bedingungen ,  so  weit  sie  auf  den  Gegenstand  an- 
wendbar sind.  —  Für  die  in  den  Reise-Equipagen  befindlichen  Gegenstände 
haftet  sie  nur  dann,  wenn  ihr  oder  ihren  Leuten  ein  Verschulden  nachge- 
wiesen wird. 

Tritt  Ersatzpflichtigkeit  ein,  so  soll  der  zu  ersetzende  Werth,  sowohl  in 
Verlust-  als  in  Beschädigungsfällen,  den  Betrag  von  200  fl.  für  das  Fahrzeug 
nicht  übersteigen,  in  soferne  nicht  eine  besondere  Mehrwerths  Versicherung 
stattgefunden  hat. 

Ist  ein  höherer  Werth  declarirt,  so  bildet  der  versicherte  Gesammtwerth, 
d.  i.  die  declarirte,  um  den  allgemeinen  Versicherungswerth  von  200  fl.  für 
das  Fahrzeug  erhöhte  Summe  den  Maximalsatz  der  zu  gewährenden  Ent- 
schädigung. 

§.  72. 

Haftpflicht  für  Versäumung  der  Liefcrungsze it. 

Die  Lieferüngszeit  für  Equipagen  und  andere  Fahrzeuge  ist  die  für  Eil- 
oder Frachtgut  vorgeschriebene,  je  nachdem  sie  zum  Transporte  mittelst 
Personenzug  oder  als  gewöhnliches  Frachtgut  aufgegeben  wurden. 

In  Bezug  auf  die  Haftpflicht  für  Versäumung  der  Lfeferungszeit  kommen 
die  auf  Gütersendungen  bezüglichen  §§.  53  und  54  dieses  Reglements  zur 
Anwendung. 

Vgl.  die  RetMminungen  über  die  Lieferzeit,  pag.  257. 

4.  Leichen. 

§.  73. 

Ein-  und  Ablieferung.  Aufnahmsbedingungen. 

In  der  Ausgangsstation  des  Zuges  muss  der  Transport  einer  Leiche 
wenigstens  sechs  Stunden  und  in  den  Zwischenstationen  wenigstens  zwölf 
Stunden  vorher  angemeldet  werden. 
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Die  Leichen  müssen  in  einem  metallenen  Sarge  luftdicht  eingeschlossen, 
und  dieser  von  einer  hölzernen  Kiste  umgeben  sein.  Der  Transport  kann 
auch  mit  dem  Leichenwagen  selbst  stattfinden. 

Den  Leichen  muss  ein  Begleiter  beigegeben  werden,  welcher  einBillet  der 
von  ihm  benütztenWagenclasse,  mindestens  aber  ein  Billet  III. Classe  zu  lösen  hat 

Bei  der  Aufgabe  muss  der  gesetzlich  vorgeschriebene  Leichenpass  bei- 
gebracht werden,  welchen  die  Eisenbahn  Ubernimmt  und  bei  Ausfolgung  der 
Leiche  wieder  zurückstellt. 

Leichen  können  bei  der  Gepäcks-Expedition  gegen  Transportschein  oder 
als  Eil-  oder  Frachtgut  gegen  Frachtbrief  aufgegeben  werden ;  die  tarif- 
mässigen  TransportgebUhren  müssen  gleich  bei  der  Aufgabe  entrichtet  werden. 

Wer  unter  falscher  Declaration  Leichen  zur  Beförderung  bringt,  hat 
ausser  der  Nachzahlung  der  verkürzten  Fracht  vom  Abgangs-  bis  zum  Be- 
stimmungsorte das  Vierfache  dieser  Frachtgebühr  als  Strafe  zu  entrichten. 

Innerhalb  sechs  Stunden  nach  Ankunft  des  Zuges  in  der  Bestimmungs- 
station muss  die  Leiche  abgeholt  werden,  widrigens  sie  nach  der  Verfügung 
der  Ortsobrigkeit  beigesetzt  wird. 

5.  Lebende  Thiere. 

§.  74. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Lebende  Thiere  werden  nur  auf  und  nach  den  zu  deren  Annahme  ein- 
gerichteten Stationen  zur  Beförderung  angenommen.  —  Der  Absender  und 
beziehungsweise  der  Empfänger  hat  das  Ein-  und  Ausladen  in  die  Wagen 
und  aus  denselben  zu  überwachen,  sowie  die  zur  Befestigung  der  Thiere 
erforderlichen  Mittel  und  das  Anbinden  selbst  zu  besorgen  oder  besorgen  zu 
lassen,  sich  auch  von  der  sicheren  Anlegung  der  Thiere  selbst  zu  Uberzeugen. 

Kranke  Thiere  und  solche,  welche  aus  Orten  kommen,  wo  eine  Vieh- 
seuche herrscht,  werden  nur  unter  Beobachtung  der  dieasfalls  erlassenen 
Sanitätsvorschriften  zur  Beförderung  angenommen. 

Den  aufgegebenen  Thieren  muss  auf  Verlangen  der  Eisenbahn  die  ihr 
angemessen  erscheinende  Anzahl  Begleiter  beigegeben  werden,  welche  Billete 
für  die  von  ihnen  benutzte  Wagenclasse,  mindestens  aber  Billete  dritter  Classe 
zu  losen  haben. 

Vpl.  .lie  S«ittUror»chrifteii  für  den  Eisenbahnverkehr  p»g.  273. 

§.  75. 

Beförderung  von  Hunden. 

Die  Beförderung  der  förmlich  aufgegebenen  Hunde  geschieht  mit  allen 
Zügen,  und  zwar  in  abgesonderten  Behältnissen. 

Der  Transportpreis  muss  bei  der  Aufgabe  des  Hundes  gegen  Lösung 
eines  Scheines  bezahlt  werden,  gegen  dessen  Zurücklieferung  nach  beendigter 
Fahrt  der  Hund  verabfolgt  wird. 
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Hunde,  welche  nach  Ankunft  auf  der  Station  nicht  sofort  abgeholt 
werden,  zu  verwahren,  ist  die  Verwaltung  nicht  verpflichtet. 

§.  76. 

Beförderung  von  Pferden  und  anderen  lebenden  Thieren. 

Pferde  können  mit  allen  Zügen,  mit  Ausnahme  der  Eilzüge,  andere  lebende 
Thiere  aber  sollen  in  der  Regel  nur  mit  Lastzügen  befördert  werden.  —  Ob 
und  in  welcher  Zahl  sie  mit  den  Personenzügen  expedirt  werden  können, 
hängt  von  dem  Ermessen  der  Eisenbahn  ab. 

Pferde  müssen  wenigstens  eine  Stunde,  andere  lebende  Thiere  wenig- 
stens zwei  Stunden  vor  Abgang  des  Zuges  zur  Einbringung  in  die  Wagen 
bereitstehen.  Wenn  der  Zug  in  der  Nacht  oder  des  Morgens  Früh  vor  7  Uhr 
abgeht,  so  muss  der  Transport  innerhalb  der  Expeditionsstunden  vorher  an- 
gemeldet werden. 

Auf  die  Versendung  von  Zwischenstationen  ab  kann  mit  Sicherheit  nur 
im  Falle  vorheriger  Verständigung  mit  dem  Stationsvorstande  gerechnet  werden. 

Für  grössere  Viehtransporte,  d.  i.  solche,  zu  denen  mindestens  ein  ganzer 
Wagen  erforderlich  ist,  muss  vor  der  Aufgabe  die  Zusicherung  des  Trans- 
portes bei  der  betreffenden  Station  unter  Erlag  eines  Angeldes  von  8  fl.  per 
Wagen  eingeholt  werden,  und  muss  die  Beistellung  der  Thiere  in  der  ver- 
einbarten Zeit  bei  sonstigem  Verluste  des  ganzen  Angeldes  erfolgen. 

§•  77. 

Berechnung  der  Fracht  und  Neben ge bü hreu. 

Die  Aufgabe  der  Thiere  kann  entweder  bei  der  Gepäcks-Expedition  gegen 
Transportschein  oder  als  Eil-  oder  Frachtgut  gegen  Frachtbrief  erfolgen.  — 
Im  ersteren  Falle  müssen  die  tarifmässigen  Transportsgebühren  gleich  bei 
der  Aufgabe  bezahlt,  in  den  beiden  letzteren  Fällen  können  sie  auch  an  den 
Empfänger  zur  Zahlung  Uberwiesen  werden. 

Wenn  eine  besondere  Werthsangabe  nicht  stattgefunden  hat,  so  erhebt 
die  Eisenbahn  blos  die  tarifmäasige  allgemeine  Versicherungsgebühr,  woittr: 


Hunde  bis  zum  Betrage  von  10  fl. 

Pferde,  Füllen  und  Maulthiere  bis  zum  Betrage  von  .  .  .  100  „ 

Stiere,  Ochsen  und  Kühe  bis  zum  Betrage  von  100  „ 

Kälber  und  Esel  bis  zum  Betrage  von  30  „ 

Mastschweine  bis  zum  Betrage  von  40  „ 

magere  Schweine  bis  zum  Betrage  von  20  „ 

Frischlinge  bis  zum  Betrage  von  10  „ 

Ferkel  bis  zum  Betrage  von   3  „ 


Lämmer,  Kitzen,  Schafe,  Widder,  Ziegen,  Böcke,  Hammel,  Schöpse  von 
10  fl.  per  Stück,  sonstige  Thiere  mit  30  fl.  per  Zollcentner  versichert  sind. 

Will  der  Aufgeber  einen  höheren  Werth  versichern,  so  hat  er  den  den 
oben  angeführten  normalen  Versicherungswerth  übersteigenden  Mehrwerth 
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bei  der  Aufgabe  zu  declariren,  wofür  die  Eisenbahn  die  tarifmäßige  besondere 
Versicherungsgebtthr  erhebt. 

§.  78. 

Ablieferung  der  Thier e. 

Bei  der  Ankunft  in  der  Bestimmungsstation  werden  die  Thiere  gegen 
Rückgabe  des  Transportscheines,  beziehungsweise  gegen  Vorzeigung  des 
saldirten  Frachtbriefes,  ausgefolgt;  das  Abführen  derselben  muss  spätestens 
zwei  Stunden  nach  der  Ankunft  am  Bahnhofe  geschehen,  widrigens  die  Thiere 
auf  Gefahr  und  Kosten  des  Versenders  in  Verpflegung  gegeben  werden. 

§.  79. 

Haftpflicht  für  Verluste  und  Beschädigungen. 

Die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  fUr  Verlust  und  Beschädigung  zur  Beför- 
derung übernommener  Hunde,  Pferde  und  sonstiger  lebender  Thiere  richtet 
sich  nach  der  für  Gütersendungen  in  den  §§.  46,  47,  48,  52,  51  und  55 
dieses  Reglements  enthaltenen  Bedingungen ,  so  M-eit  solche  auf  den  Trans- 
port von  Thieren  anwendbar  sind.  —  Die  Eisenbahn  haftet  aber  nicht  für 
den  Schaden,  welcher  aus  der  mit  dem  Transporte  der  Thiere  für  dieselben 
verbundenen  besonderen  Gefahr  entstanden  ist ;  sie  leistet  daher  insbesondere 
keinen  Ersatz,  wenn  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  durch  Entspringen, 
Fallen,  Stossen,  Ersticken  oder  aus  sonstigen  Ursachen  beim  Einladen,  Aus- 
laden, während  des  Transportes  oder  beim  Aufenthalte  auf  dem  Bahnhofe 
entstanden  ist.  —  Auch  haftet  sie  nicht  für  den  Schaden,  welcher  aus  der 
Gefahr  entstanden  ist,  deren  Abwendung  durch  die  (§.  74)  geforderte  Beglei- 
tung bezweckt  wird. 

Tritt  Ersatzpflichtigkeit  ein,  so  soll  der  zu  ermittelnde  und  zu  ersetzende 
Werth,  sowohl  in  Verlust-  wie  in  Beschädigungsfällen,  den  im  §.  77  normirten 
allgemeinen  Versicherungswerth,  und  wenn  eine  besondere  Versicherung  statt- 
gefunden hat,  den  versicherten  Gesammtwerth ,  d.  i.  die  declarirte,  um  den 
allgemeinen  Versicherungswerth  erhöhte  Summe  nicht  übersteigen. 

§.  80. 

Haftpfli  cht  der  Eisenbahn  für  versäumte  Lieferungszeit. 

Die  Lieferungszeit  für  lebende  Thiere  ist  die  für  Eil-  oder  Frachtgut 
vorgeschriebene,  je  nachdem  sie  zum  Transporte  mittelst  Personenzug  oder 
als  gewöhnliches  Frachtgut  aufgegeben  wurden.  In  Bezug  auf  die  Haftpflicht 
für  Versäumung  der  Lieferungszeit  kommen  die  auf  Gütersendungen  bezug- 
lichen §§.  53  und  54  dieses  Reglements  zur  Anwendung. 

Vgl.  die  BefUmmiiDgeii  über  die  Lieferzeit  pag.  257. 

Allfällige  Abänderungen  dieses  Reglements  werden  bis  zum  Erlass  eines 
neuen  Reglements  in  der  ämtlichen  „  Wiener-Zeitung"  giltig  kundgemacht. 
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IL  Bestimmungen  über  Lieferzeiten  für  Reisegepäck,  Fracht-  und 
Eilguter,  Equipagen  und  lebende  Thiere. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  19.  October  1863,  Z.  14.263- 
1236,  Centralblatt  Nr.  43  wurden  die  nachstehenden  Bestimmungen  über  die 
Lieferzeit,  welche  anf  den  österreichischen  Eisenbahnen  seit  15.  October  1863, 
auf  der  Kaiser  Ferdiuands-Nordbahn  seit  16.  October  1863  in  Kraft  getreten 
sind,  genehmigt: 

A.  Reisegepäck. 

Reisegepäck,  welches  bei  der  Gepäcks-Expedition  gegen  Gepäcks- 
schein aufgegeben  wurde,  wird  nach  Ankunft  des  Zuges,  für  welchen  es  auf- 
genommen ward,  am  Bestimmungsorte  nach  Ablauf  der  zur  ordnungsmässigen 
Ausladung,  sowie  zur  steuerämtlichen  Abfertigung  erforderlichen  Zeit  abge- 
liefert. 

Bei  Ueberschreitung  dieser  Lieferfrist  ersetzt  die  Eisenbahn  den  dadurch 
entstandenen  nachweislichen  Schaden,  jedoch  mit  der  Beschränkung,  dass  die 
Entschädigungssumme  den  Betrag  von  0*05  fl.  österr.  Währung  für  jeden 
angefangenen  Tag  der  Versäumniss  und  für  jedes  Pfund  des  ausgebliebenen 
Gepäcks  nicht  Ubersteigen  darf. 

B.  Fracht«  und  Eilgut. 

Die  Lieferzeit  für  gewöhnliche  Frachtgüter  ist,  wie  folgt,  bemessen: 

Für  einen  Transport  bis. zu  zwanzig  Meilen  drei  Tage;  bei  grösseren 
Entfernungen  für  je  angefangene  weitere  zwanzig  Meilen  einen  Tag  mehr. 

Wenn  die  Sendung  von  einer  Linie  auf  eine  andere  Linie  der  eigenen 
Bahn  übergeht,  so  wird  die  Lieferzeit  um  einen  Tag  verlängert  *). 

Wenn  die  Sendung  auf  eine  andere  österreichische  Bahn  übergeht,  oder 
von  einer  anderen  österreichischen  Bahn  kommt,  so  wird  zu  Folge  einer  Ver- 
einbarung zwischen  den  Österreichischen  Eisenbahn  Verwaltungen  die  ganze 
im  Locomotivbetriebe  stehende  Eisenbahnstrecke,  welche  das  Gut  in  ununter- 
brochener Schienenverbindung  auf  österreichischem  Gebiete  zurücklegt,  als 
Eine  Bahn  betrachtet,  und  die  Lieferzeit  nach  obigem  Grundsatze  bemessen; 


•)  Die  österreichische  StaaUeUenbahn-Gesellschnfl,  aowie  die  Theissbahn  haben  auf  dieae 
Begünstigung  verzichtet. 
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nur  wird  in  diesen  Fällen  für  jeden  Uebergang  von  einer  Bahn  auf  eine 
andere  ein  Tag,  und  ausserdem  für  die  letzte  Bahn  zur  Besorgung  der  Abgab s- 
Manipulation  ein  Tag  den  obigen  Lieferfristen  zugeschlagen. 

Die  Lieferfrist  für  Eilgüter  ist  die  Hälfte  von  jener  für  gewöhnliche 
Frachtgüter. 

Der  Lauf  der  Lieferfristen  ruht  für  die  Dauer  der  zollämtlichen  Abfer- 
tigung. 

Die  nach  Vorstehendem  ermittelte  Lieferzeit  beginnt  im  Allgemeinen 
mit  der  auf  die  Abstemplung  des  Frachtbriefes  folgenden  Mitternacht,  bei 
jenen  Gütern  aber,  welche  nur  an  gewissen  Tagen  der  Woche  mit  beson- 
deren Zügen  befördert  werden ,  mit  der  auf  den  Abgang  des  nächsten  der- 
artigen Zuges  folgenden  Mitternacht. 

Läuft  die  Lieferzeit  für  Frachtgut  mit  einem  Sonn-  oder  Feiertage  ab,  so 
wird  sie  bis  zum  Ablauf  des  nächsten  Werktages  verlängert. 

Läuft  die  Lieferzeit  für  Eilgut  ab,  während  die  Bureaux  der  Stationen 
geschlossen  sind,  so  wird  sie  um  den  Vormittag  des  nächsten  Tages  verlängert. 

Ohne  den  Beweis  zu  verlangen,  dass  durch  verspätete  Ablieferung  ein 
Schaden  entstanden  ist,  leistet  die  Eisenbahn  folgende  Vergütung: 

a)  Bei  Frachtgütern:  wenn  die  Verspätung  mehr  als  einen  Tag  beträgt, 
bis  zu  drei  Tagen  >/4,  bis  zu  acht  Tagen  «/,,  und  wenn  die  Verspätung 
mehr  als  acht  Tage  beträgt,  die  Hälfte  der  Fracht. 

b)  BeiEilgütern:  wenn  die  Verspätung  mehr  als  zwölf  Stunden  beträgt, 
bis  zu  vierundzwanzig  Stunden  >/4,  bis  zu  drei  Tagen  «/3,  und  wenn  die 
Verspätung  mehr  als  drei  Tage  beträgt,  die  Hälfte  der  Fracht. 

Ist  das  Gut  auf  eine  andere  Bahn  übergegangen,  oder  von  einer  anderen 
Bahn  gekommen,  so  ersetzt  die  Eisenbahn  die  Fracht  innerhalb  der  oben 
bezeichneten  Gränzen  nur  für  ihre  eigene  Transportstrecke  und  nur  dann, 
wenn  die  Versäumniss  auf  ihrer  Linie  vorgekommen  ist. 

Ist  durch  verspätete  Ablieferung  ein  Schaden  wirklich  zugefügt  und 
Ubersteigt  derselbe  den  nach  Vorstehendem  entfallenden  Theil  der  Fracht, 
was  der  Entschädigung-Berechtigte  nachzuweisen  hat,  so  leistet  die  Eisen- 
bahn zwar  auch  die  höhere  Vergütung,  jedoch  mit  der  Beschränkung,  dass 
dieselbe  die  für  ihre  Strecke  bezahlte  ganze  Fracht  nicht  übersteigen  darf. 

Für  GUter,  welche  zu  ermäßigten  Tarifsätzen  befördert  werden,  behält 
sich  die  Eisenbahnverwaltung  vor,  längere  als  die  oben  stipulirten  Liefer- 
fristen zu  bedingen,  welche,  sobald  von  diesem  Vorbehalte  Gebrauch  gemacht 
wird,  besonders  kundgemacht  werden. 

» 

C.  Equipagen  und  lebende  Thiere. 

Die  Lieferzeit  für  Equipagen  und  lebende  Thiere  ist  die  für  Eil- 
oder Frachtgut  bemessene,  je  nachdem  sie  zum  Transporte  mittelst  Per- 
sonenzug oder  als  gewöhnliches  Frachtgut  aufgegeben  werden. 
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D.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Will  sich  der  Aufgeber  einer  Sendung  für  den  Fall  versäumter  Liefer- 
zeit einen  höheren  als  den  durch  vorstehende  Bestimmungen  garantirten 
Ersatz  sichern,  so  hat  er  die  Summe  des  Interesses  an  der  rechtzeitigen 
Lieferung  für  Reisegepäck  und  für  gegen  Transportschein  aufgegebene  Equi- 
pagen und  Thiere  bei  der  Aufgabe  mündlich  anzumelden,  für  Frachtsendung 
und  Eilgut  aber,  sowie  für  als  Fracht  oder  Eilgut  aufgegebene  Equipagen 
und  Thiere  am  Frachtbriefe  auf  der  dazu  bestimmten  8telle,  in  Buchstaben 
ausgedrückt,  zu  declariren.  * 

Der  Aufgeber  hat  hieflir  einen  besonderen  Frachtzuschlag  zu  entrichten, 
welcher  mit  zwei  pro  mille  der  declarirten  Summe  für  je  angefangene  zwanzig 
Transportmeilen  unter  Abrundung  der  declarirten  Summe  von  10  zu  10  fl. 
bemessen  wird. 

Der  geringste  Frachtzuschlag  beträgt  0*50  fl.  österr.  Währung. 

Im  Fall  versäumter  Lieferzeit  vergütet  die  Eisenbahn  den  nachge- 
wiesenen Schaden  bis  zum  Betrage  der  declarirten  Summe,  jedoch  nie  über 
diesen  Betrag  hinaus. 

Die  weiteren  Haftungsbestimmungen  sind  aus  dem  mit  1.  Juli  1863  in 
Kraft  getretenen  Betriebs-Reglement  (§§.  39,  41,  53,  54,  62,  66,  72  und  80) 
zu  entnehmen. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  von  II.  Juli  1863,  Z.  »901-874  war  der  von  simmt- 
lichen  österreichischen  Eisenbahn-Gesellschaften  rücksichtlich  der  Versicherang  des  Lie fer- 
seit- Interesses  mit  2  pro  mille  der  declarirten  Summe  für  je  angefangenen  10  Transport- 
meilen beantragte  Frarhtsuschlag,  sowie  auch  die  beabsichtigte  Abrundung  der  declarirten  Summe 
yon  10  zu  10  fl.,  dann  der  Meilen  auf  die  nächste  durch  20  theilbare  Zahl  genehmigt  worden. 
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B.  Bestimmungen  über  den  Transport  ?on  feuer-  und  explosions- 
gefahrlichen Gegenständen. 


I.  Finantministerial-EH»ss  vom  4.  Juli  1860,  Z.  34.241,  betreffend  die  Beförde- 
rung tod  Zündhütchen  mit  Personenzügen  

1.  Handelsministerial-Erlass  vom  16.  Februar  1863,  Z.  2134,  betreffend  den 
Transport  ron  amerikanischem  Steinöl  (Petroleum)  263 

3.  Handelsministerial  -  Erlass  vom  26.  November  1864,  Z.  5083,  betreffend  die 
Beförderung  von  Mineralölen  265 

4.  Ministerial- Verordnung  vom  17.  Juni  1865,  R.  G.  Bl.  Nr.  40,  betreffend  die 
Vorsichtemassregeln  bei  der  Versendung  und  dem  Transporte  der  Mineralöle  266 

5.  Handelsministerial-Erlaes  vom  28.  October  1866,  Z.  16.391,  betreffend  die 
Ausschliessung  von  Nitroglycerin  vom  Eisenbahnverkehre  270 

6.  Handelsministerial-Erlass  vom  26.  November  1868,  Z.  20.692,  betreffend  den 
Transport  von  Phosphoramorph   270 

7.  Handelsministerial -Erlass  vom  30.  October  1869.  Z.  21.371,  betreffend  den 
Transport  von  Dynamit  271 
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1.  In  Betreff  der  Beförderung  von  Zündhütchen  mit  den  Per- 
sonenzügen auf  Eisenbahnen  wurde  mit  Finanzministerial-Erlass  vom 
4.  Juli  1860,  Z.  34.241-566,  Finanzministerial- Verordnungsblatt  Nr.  37  die 
folgende  Verfügung  getroffen : 

Aus  Anlass  einer  Anfrage  und  eines  diessfalls  gestellten  Ansuchens  findet 
man  zu  gestatten,  dass  die  nach  §.12  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom 
16.  November  1851  mit  Beobachtung  der  diessfalls  vorgezeichneten  beson- 
deren Vorschriften  ausnahmsweise  bewilligte  Beförderung  von  Kupferzttnd- 
hütchen  mit  Personenzügen  dann  ungehindert  stattfinden  kann,  wenn  die 
Zündhütchen  in  festen  Kisten  oder  solchen  Fässern  und  nicht  mit 
anderen  Gegenständen  zusammengepackt  zur  Aufgabe  gelangen,  und  wenn 
die  gehörige  Vorsorge  getroffen  wird,  dasB  auch  während  des  Transportes 
die  diessfalligen  Kisten  und  Fässer  in  den  Wagenräumen  dermassen  gelagert 
werden,  dass  eine  Beschädigung  dieser  Kisten  und  Fässer  nicht  stattfinden 
kann. 

Vgl*  f.  12  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  |»ag.  126,  dann  §.  32  des  Eiaenbahn-Betrielts- 
KeglemenU  pag.  225. 


2.  Handelsministerlal-Ertoss  vom  16.  Februar  1863,  Z.  2134-183, 

Centrnlblfltt  Nr-  9,  nn  sämintlichc  Eisenbahn-Verwaltungen  und  an  die  erste  k.  k.  priv. 
Donau  -  Dampfschiffahrt -Gesellschaft,  betreffend  den  Transport  von  amerikanischein 
Steinöl  (Petroleum,  roek-oil,  earth-oil,  coal-oil). 

In  neuerer  Zeit  kommt  amerikanisches  Steinöl,  (Petroleum,  rock-oil, 
earth-oil,  coal-oil),  im  ungereinigten  und  gereinigten  Zustande  in  den  Handel. 
Das  ungereinigte  Oel  ist  höchst  feuergefährlich,  indem  es  selbst  bei  niederer 
Temperatur  entzündliche,  explodirende  Gase  entwickelt,  die  sich  mit  der 
atmosphärischen  Luft  vermengen  und  leicht  unter  Explosion  entzünden.  E* 
besitzt  ferner  die  Eigenschaft,  dass  es  durch  die  Poren  des  Holzes,  selbst 
wenn  die  Fässer  noch  so  ausgezeichnet  sind,  dringt  und  verdunstet.  Dadurch 
wird  es,  wenn  eine  grosse  Quantität  in  geschlossenen  Räumen,  wo  der  Zntritt 
der  frischen  Luft  gehindert  ist,  lagert,  sehr  gefährlich.  Im  Falle  eines  Brandes 
ist  dasselbe  fast  gar  nicht  zu  löschen,  indem  das  in  diesen  Fällen  allein 
mögliche  Löschmittel,  nämlich  die  Abschncidung  der  Luft,  respective  das 
Bewerfen  mit  Erde,  sich  nur  in  sehr  beschränktem  Masse  anwenden  lässt. 

Das  gereinigte  amerikanische  Petroleum,  das  unter  mannigfachen  Be- 
nennungen, als:  Benzoe*,  weisses  und  gelbes  Brennöl,  Lubrikatinöl,  Oleofere, 
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Kerrosine  n.  s.  f.  in  den  H&ndel  kommt,  ist  weniger  gefährlich,  aber  in  Bezug- 
auf seine  Entzündbarkeit  kommt  es  immer  noch  dem  stärksten  Alkohol  gleich 
und  erheischt  daher  bei  dem  Transporte  und  der  Einlagerung  auf  der  Bahn 
ebenfalls  die  grössten  Vorsichtsmassregeln. 

Demnach  findet  man  sich  in  Anwendung  des  §.12  der  Eisenbahn- 
Betriebsordnung  vom  16.  November  1851  und  vorbehaltlich  der  weiteren 
gesetzlichen  Regelung  des  Transportes,  der  Aufbewahrung  und  Verarbeitung 
des  fraglichen  Handelsartikels  im  Allgemeinen,  veranlasst,  vorläufig  die  nach- 
stehende Vorschrift  zur  genauesten  Beobachtung  bezüglich  der  Österreichischen 
Eisenbahnlinien  vorzuschreiben : 

1.  Sendungen  von  Petroleum  müssen  mit  besonderen  Frachtbriefen, 
welche  den  Inhalt  der  Sendung  deutlich  erkennen  lassen,  aufgegeben  werden. 

2.  Das  Petroleum  ist  —  abgesondert  von  allen  anderen  Artikeln  —  in 
besondere  Wagen  zu  verladen.  Andere  Waaren  dürfen  nicht  beigeladen 
werden. 

3.  Mit  Petroleum  beladene  Wägen  dürfen  in  bedeckten  Räumen  (Güter- 
schuppen) nicht  aufgestellt  werden. 

Dieselben  sind  auf  beiden  Seiten  mit  Zetteln,  auf  welchen  das  Wort 
„feuergefährlich*  deutlich  zu  lesen  ist  und  mit  der  Signatur  „Pet ro- 
leurn"  zu  versehen. 

4.  Die  Beförderung  darf  nur  mit  den  Güterzügen  geschehen.  Bei  Nacht- 
zUgen  darf  Petroleum  in  mit  Laternen  versehene  Wagen  nicht  geladen  werden. 

5.  Petroleum  darf  nicht  in  Magazine  und  nur  an  solchen  Plätzen  ausser- 
halb derselben,  wo  brennbare  Stoffe  nicht  in  der  Nähe  sind,  aus-  oder  ein- 
geladen oder  gelagert  werden.  Während  dieser  Arbeiten  darf  Feuer  oder 
Licht  in  die  Nähe  nicht  gebracht  und  Tabak  von  den  dabei  beschäftigten 
Personen  nicht  geraucht  werden. 

6.  Wägen,  welche  mit  Petroleum  beladen  sind,  dürfen  unter  bedeckten 
Räumen  nicht  stehen  gelassen  und  müssen  unter  steter  Aufsicht  gehalten 
werden. 

7.  Das  zur  Abgabe  angelangte  Petroleum  ist  sofort  von  dem  Empfänger 
zu  beziehen. 

Wegen  genauer  Durchführung  dieser  provisorischen  Norm  ist  sogleich 
das  Geeignete  zu  verfügen  und  auch  bei  den  etwa  zu  Wasser  vorkommenden 
Transporten  dieses  feuergefährlichen  Artikels  die  nöthige  Vorsicht  anzu- 
wenden. 

Hinsichtlich  der  Beförderung  rou  italienischem  St  ein  öl  (Oleum  pelrae)  im 
Fra  c h t en  ve r  k e h re  wurden  Ober  Aufforderung  des  k.k.  Handelsministeriums  rom  6.  December 
1883,  Z.  15.491-1370,  Centrulhlatt  Nr.  6  ex  1864,  ron  sfimmtlichen  österreichischen  Eisenhahn- 
verwaltuogeu  die  nachstehenden  Bestimmungen  mit  der  Giltigkeit  vom  1.  Februar  1864  an  getroffen  : 

Sendungen  ton  italienischem  Steinöl  zu  medicinischen  Zwecken  (Oleum  petme)  werden 
nur  abgesondert  und  sicher  verpackt  zur  Beförderung  übernommen. 

Die  Aufnahme  geschieht  ohne  Rucksicht  auf  das  Quantum  nach  <*en  allgemeinen  Tarifs- 
Bestimmungen,  jedoch  nur  an  den  zur  Beförderung  von  feuergefährlichen  Gegenständen  bestimmtes 
Tagen. 
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Für  jede  derartige  Sendung  ist  ein  eigener  Frachtbrief  heimstellen,  dessen  Ausfüllung  mit 
rother  Tinte  zu  geschehen  hst. 

Es  ist  dieses  Oel  als  „roedici  n  iscbes  Steinöl"  su  declariren,  widrigenfalls  derlei 
Sendungen  wie  ungereinigtes  Petroleum  bebandelt  werden. 


3.  HamlelsminisieriaJ-Erlass  vom  26.  November  1864,  Z.  5083-476, 

Centralblatt  Nr.  1  ex  1865,  betreffend  die  Beförderung  von  Minereiölen. 

Das  k.  k.  Ministerium  für  Handel  und  Volkswirthschaft  hat  sich  bestimmt 
gefunden,  Uber  Einschreiten  der  Verwaltungen  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen bis  auf  weiteres  nachstehende  Modificationen  der  mit  dem  Erlasse  vom 
16.  Februar  1863,  Z.  2143-183  (Centralblatt  Nr.  9  vom  Jahre  1863,  pag. 
69)  hinausgegebenen  Bestimmungen  über  den  Transport  von  Mineralölen  auf 
den  österreichischen  Eisenbahnen  eintreten  zu  lassen : 

1.  Gereinigtes  Petroleum  und  alle  im  Handel  vorkommenden 
leichten  Gasöle  dürfen  in  kleineren  Quantitäten  von  und  über  50  Zollcentner 
zum  Tarifsatze  I.  Classe,  in  kleineren  Quantitäten  aber  in  so  lange  zum 
Tarifsatze  II.  Classe  befördert  werden,  als  die  für  die  Sendung  nach  der 
II.  Classe  entfallende  Gebühr,  die  Gebühr  für  50  Zollcentner  I.  Classe  nicht 
übersteigt 

Bei  jenen  Bahnanstalten,  bei  welchen  nur  Eine  allgemeine  Tarifclasse 
besteht,  hat  auch  für  kleinere  Sendungen  der  allgemeine  Tarif  zur  Anwen- 
dung zu  kommen. 

2.  Ungereinigtes  Petroleum  darf  nur  dann  zur  Beförderung  über- 
nommen werden,  wenn  mindestens  50  Zollcentner  aufgegeben  oder  die  für 
50  Zollcentner  nach  dem  Tarifsatze  I.  Classe  entfallende  Fracht  als  Minimal- 
gebühr bezahlt  wird. 

3.  Dem  gereinigten  Petroleum  können  auch  solche Waaren  beige- 
laden werden,  welche  nach  ihrer  Eigenschaft  einerseits  dem  Petroleum  nicht 
gefährlich  werden,  anderseits  aber  auch  durch  das  Petroleum  nicht  in 
Gefahr  kommen. 

Vorstehende,  sowie  auch  die  noch  weiters  in  Kraft  verbleibenden  Be- 
stimmungen des  Erlasses  vom  16.  Februar  1863,  Z.  2134-183  (Centralblatt 
Nr.  9)  haben  jedoch  nicht  allein  für  amerikanisches  Petroleum,  sondern  für 
Mineralöle  aller  Art,  unter  welchen  Namen  selbe  immer  vorkommen  mögen, 
mit  alleiniger  Ausnahme  des  zu  medicinischen  Zwecken  nur  in  ganz  kleinen 
Quantitäten  in  Verwendung  kommenden  italienischen  Steinöls,  in 
Anwendung  zu  kommen. 

Die  Verwaltungen  werden  aufgefordert,  wegen  gemeinschaftlicher  Ver- 
öffentlichung und  gleichzeitiger  Einführung  dieser  geänderten  Bestimmungen 
auf  sämmtlichen  österreichischen  Eisenbahnlinien  das  Erforderliche  zu  ver- 
fügen. 
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4.  Verordnung  des  Staatsministeriums,  des  Ministeriums  für  Handel  und  Volks- 
wirtschaft, des  Polizeiministeriums  und  des  Marineministeriums  vom  17.  Juni  1865, 

R.  6.  BI.  Nr.  40, 

betreffend  die  Vorsichtemassregeln  bei  der  Versendung,  dem  Transporte,  dem  Detail- 
handel, der  Aufbewahrung  und  der  Fabrication  der  Mineralöle. 

■Ä^TM% d",omk«rdi"h-"«'«i«i^'  K«.iirr*ich,  D.I..Ü...  O.I«i«  .it  Kr.k...  Österreich  ».ter 
u.d  ob  der  En...  S.Lb.rg,  Ste.ermtrk.  Elmthe»,  Kr.i.  «od  die  Bäk,«!...  MShr...  Schiebe»,  Tir.l.  Vor.rlbery, 
t»«r*  und  Gr»di»ka,  Utrieo  and  die  SUdt  Trieit  mit  ihrem  Gebiete. 

In  Anbetracht  der  grossen  Feuergefährlichkeit  der  natürlichen  und 
künstlich  erzeugten  Mineralöle; 

in  Erwägung,  dass  nach  dem  Ausspruche  der  Sachverständigen  der 
Grad  dieser  Feuergefährlichkeit  verschieden  ist,  und  sich  an  äusseren  Merk- 
malen nicht  erkennen  lässt  ; 

in  Erwägung,  dass  die  in  Brand  gerathenen  natürlichen  und  künstlichen 
Mineralöle  durch  Wasser  nicht  gelöscht  werden  können; 

finden  sich  das  Staatsministerium,  das  Ministerium  für  Handel  und  Volks- 
wirtschaft, das  Polizei-  und  das  Marineministerium  veranlasst,  in  Bezug  auf 
alle,  unter  welch'  immer  für  einem  Namen  vorkommenden  Mineralöle  die  nach- 
stehenden Bestimmungen  zum  Schutze  von  Personen  und  Sachen  vor  Gefahren 
zu  treffen: 


j.  1. 

Die  Versendung  der  Mineralöle  jeder  Art  darf  nur  in  solchen  Gebinden 
oder  Gefässeu  geschehen,  welche  das  Verdunsten,  Ausschwitzen  oder  Durch- 
sickern des  Inhaltes  verhindern ,  und  beim  Verladen  nicht  leicht  beschädigt 
werden  können.  Diese  Gebinde  und  Gefässe  sind  mit  dem  Worte  „feuer- 
gefährlich« zu  bezeichnen. 

§•  2. 

Sendungen  von  Mineralölen  müssen  mit  besonderen  Frachtbriefen, 
welche  den  Inhalt  der  Sendung  deutlich  erkennen  lassen,  aufgegeben  werden. 

Vgl.  |.  32  des  K«eBb»liii-ßeirieba.RP{t|<.tnenta  pag.  226. 

§•  3. 

Beim  Transporte  auf  Eisenbahnen  ist  Folgendes  zu  beobachten: 

1.  Die  Beförderung  darf  nur  mit  den  Güterzügen  und  zwar  aul  den  dem 
letzten  Wagen  zunächst  vorgereihten  Wägen  geschehen. 

2.  Wägen,  in  welchen  Mineralöle  verladen  werden,  dürfen  keine  be- 
leuchteten Laternen  haben,  und  es  dürfen  auf  diesen  Wägen  andere  leicht 
brennbare  oder  explodirbare  Gegenstände  nicht  beigeladen  werden. 

3.  Mit  Mineralölen  beladenc  Wägen  dürfen  in  bedeckten  Räumen  nicht 
aufgestellt  werden. 
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Dieselben  sind  auf  beiden  Seiten  mit  Zetteln,  auf  welchen  das  Wort 
„  feuergefährlich u  deutlich  zu  lesen  ist,  zu  versehen. 

4.  Mineralöle  dürfen  nicht  in  Magazine  und  nur  an  solchen  Plätzen 
ausserhalb  derselben,  wo  andere  brennbare  Stoffe  nicht  in  der  Nähe  sind, 
aus-  oder  eingeladen  oder  gelagert  werden. 

Während  dieser  Arbeiten  und  auf  den  Plätzen,  wo  Mineralöle  gelagert 
sind,  darf  kein  Licht  in  die  Nähe  gebracht  und  Tabak  nicht  geraucht  werden. 

5.  Die  zur  Abgabe  eingelangten  Mineralöle  sind  vom  Adressaten  ohne 
Verzögerung  zu  beziehen. 

Vgl.  $.  32  de«  Eisenbahn-ßetriehs-Regleinent*  pag.  226,  dann  die  vorstehenden  Bestim- 
mungen pag.  264.  ' 

§•  4. 

Bei  der  Verfrachtung  auf  anderen  Strassen  dürfen  die  mit  Mineralölen 
beladenen  Wägen  unter  bedeckten  Räumen  nicht  stehen  gelassen,  und  müssen 
dieselben  unter  steter  Aufsicht  gehalten  werden. 

§•  5. 

Für  den  Transport  auf  Flüssen  und  Canälen  wird  folgendes  vorge- 
schrieben : 

1.  Besteht  die  Schiffsladung  ausschliessend  oder  zum  grössten  Theile 
aus  Mineralölen,  so  hat 

a)  das  Einladen  nur  auf  dem  von  der  LocalbehÖrde  dazu  bestimmten  Platze 
zu  geschehen,  welchen  das  Fahrzeug  binnen  der  von  dieser  Behörde 
vorgezeichneten  Frist  verlassen  muss; 

b)  das  Fahrzeug  im  Falle  des  Landens  stets  in  einer  entsprechenden  Ent- 
fernung von  anderen  Fahrzeugen  oder  von  bewohnten  Gebäuden  an- 
zulegen; 

c)  der  Schiffsführer  bei  der  Ankunft  am  Bestimmungsorte  der  LocalbehÖrde 
sogleich  anzuzeigen ,  dass  das  Fahrzeug  Mineralöle  geladen  habe,  und 
die  Menge  derselben  mittelst  des  Frachtbriefes  auszuweisen.  Das  Fahr- 
zeug ist  sodann  auf  den  von  der  LocalbehÖrde  bestimmten  Platz  zu 
führen,  welchen  es  ohne  deren  Erlaubniss  nicht  verlassen  darf;  ferner  hat 

d)  die  Ausladung  innerhalb  der  von  der  LocalbehÖrde  festgesetzten  Frist 
und  auf  dem  dazu  bestimmten  Platze  zu  geschehen. 

2.  Bilden  die  Mineralöle  blos  einen  verhältnissmässig  kleinen  Theil  der 
Schiffsladung,  so  müssen  die  betreffenden  Colli  und  Gefässe  in  ganz  abge- 
sonderten Schiffsräumen  oder  auf  dem  Verdecke,  jedoch  stets  getrennt  von 
anderen  leicht  brennbaren  oder  explodirbaren  Frachtgütern  eingelagert 
werden;  die  Ein-  und  Ausladung  darf  nur  auf  solchen  Plätzen  stattfinden,  wo 
andere  brennbare  Stoffe  nicht  vorhanden  sind. 

3.  Mit  Fahrzeugen,  auf  welchen  sich  Mineralöle  befinden,  dürfen  Passa- 
giere nicht  befördert  werden. 


Digitized  by  Google 


268 


Verkehr  der 


4.  Auf  Fahrzeugen,  welche  Mineralöle  führen,  sowie  bei  der  Ein-  and 
Ausladung  oder  Lagerung  dieser  Oele  darf  Feuer  oder  Licht  nicht  gemacht 
und  Tabak  nicht  geraucht  werden. 

§•  6. 

Zur  See  ankommende  Schiffe  mit  einer  ausschliesslich  oder  zum  grö  ästen 
Theile  aus  Mineralölen  bestehenden  Ladung  müssen  auf  offener  Rhede  ankern 
und  dürfen  erst  dann  in  das  Innere  des  Hafens  eintreten,  wenn  sie  sich  dieser 
Ladung  nach  den  vom  Hafenamte  im  Einvernehmen  mit  der  Localbehörde 
bezüglich  der  Löschung  und  Lagerung  getroffenen  Verfügungen  entledigt 
haben. 

Schiffen,  welche  nur  einige  Collien  von  Mineralölen  bei  einer  aus  anderen 
Artikeln  bestehenden  Ladung  führen,  wird  der  Eintritt  in  das  Innere  des 
Hafens  unter  der  Bedingung  gestattet,  dass  sie  auf  ihre  Kosten  bis  zur  Aus- 
ladung dieser  Collien  einen  ämtlich  bestellten  Aufseher  an  Bord  nehmen, 
welcher  zu  Uberwachen  hat,  dass  die  Ausschiffung  derselben  unter  Beobach- 
tung aller  nöthigen  Vorsichtsmassregeln  geschehe. 

§•  7. 

Der  Detailhandel  mit  Mineralölen  ist  an  eine  Concession  gebunden. 

§.  8- 

Als  Beleuchtungsstoffe  dürfen  nur  solche  Mineralöle  verkauft  werden, 
welche  mindestens  auf  40  Grad  Reaumur  erwärmt  werden  müssen,  bis  sie 
Feuer  fangen  und  fortbrennen. 

Die  Localbehörde  hat  diese  Bestimmung  insbesondere  zu  Uberwachen 
und  sich  durch  zeitweilige  Untersuchungen  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen, 
ob  die  zum  Verkaufe  als  Beleuchtungsstoffe  ausgebotenen  Mineralöle  diese 
Eigenschaft  haben. 

Diess  ist  in  folgender  Weise  zu  erproben: 

Man  giesst  3  oder  4  Loth  des  zu  untersuchenden  Oeles  in  ein  mehr 
enges  und  hohes,  als  weites  und  niederes  Gefäss,  und  erwärmt  dasOel  durch 
Einstellen  des  Gefässes  in  heisses  Wasser,  bis  der  in  das  Oel  getauchte  Ther- 
mometer nahezu  40  Grad  Räaumur  anzeigt.  Nun  nähert  man  der  Oberfläche 
des  Oels  ein  brennendes  Zündhölzchen.  Wenn  keine  Flamme  aufschlägt  und 
das  Oel  nicht  brennt,  und  wenn  selbst  das  sohin  ins  Oel  getauchte  brennende 
Zündhölzchen  erlischt,  so  ist  das  untersuchte  Oel  für  den  Verkauf  als  Beleuch- 
tnng88toff  geeignet;  im  entgegengesetzten  Falle  muss  es  von  diesem  Verkaufe 
ausgeschlossen  werden. 

Die  hier  mit  mindestens  40  Grad  Reaumur  bestimmte  E d  tt ii  11  d  n  n  g s- Tc  m  \>  e  r a  t  u r 
von  Mineralölen,  die  als  Beleuchtungsstore  «erkauft  werden,  wurde  mit  der  Ministerial-Verord- 
Dimg  vom  27.  Jäoner  1S66,  K.  fi.BI.  Nr.  14,  auf  mindestens  30  Grad  Reaumur  herabgesellt. 
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§.  9. 

Mineralöle,  welche  nicht  als  Beleuchtungsstoffe  verkauft  werden  dürfen 
<§.  8),  in  einer  Quantität  von  mehr  als  fünf  Centnern,  dürfen  nur  in  Gebäuden, 
welche  nicht  bewohnt  sind  und  von  anderen  bewohnten  Gebäuden  in  einer 
von  der  Localbehörde  Air  angemessen  befundenen  Entfernung  liegen,  gelagert 
werden.  Geringere  Quantitäten  können  zwar  anderwärts,  jedoch  nur  in  wohl- 
verschlossenen, dichten ,  die  Verdunstung  des  Inhaltes  nicht  zulassenden 
Gelassen  aufbewahrt  werden. 

In  dem  einen,  wie  in  dem  andern  Falle  müssen  die  Aufbewahrungs- 
räume vollkommen  feuersicher  sein  und  eine  gute  Ventilation  haben.  Alle 
Luftöffnungen,  Fenster  und  Thüren  müssen  auch  von  Aussen  verschliessbar 
und  der  Abschluss  muss  ein  vollkommener  sein,  damit  im  Falle  eines  Brandes 
dessen  Löschung  durch  die  Absperrung  des  Luftzutrittes  ermöglicht  werde. 

Solche  Räume  dürfen  nie  mit  einem  offenen  Lichte  und  wenn  nöthig 
nur  mit  der  Sicherheitslaterne  betreten  werden. 

Selbstverständlich  ist  das  Tabakrauchen  in  diesen  Räumen  verboten. 

§.  10. 

Auch  für  die  Lagerung  solcher  Mineralöle,  welche  als  Beleuchtungs- 
stoffe verkauft  werden  dürfen  (§.  8),  gilt  im  Allgemeinen  die  im  1.  Absätze 
des  §.  9  enthaltene  Vorschrift. 

Nach  Befund  der  Localbehörde  können  jedoch  derlei  Mineralöle  in 
einer,  fünf  Centner  Ubersteigenden  Quantität  in  bewohnten  Gebäuden  gelagert 
werden,  vorausgesetzt,  dass  diese  Lagerung  nicht  gemeinschaftlich  mit  Mineral- 
ölen der  im  §.  9  gedachten  Art  in  einem  und  demselben  Räume  geschieht. 

Die  in  bewohnten  Gebäuden  gelagerten  Mineralöle,  welche  als  Beleuch- 
tungsstoffe verkauft  werden  dürfen,  sind  in  wohl  verschlossenen,  nichts  durch- 
lassenden Gefässen  aufzubewahren. 

Für  die  Räume  zur  Aufbew.nbrung  von  solchen  Mineralölen  gelten  die 
Vorschriften  des  §.  9. 

Sind  jedoch  in  diesen  Räumen  nicht  auch  solche  Mineralöle  aufbewahrt, 
welche  als  Beleuchtungsstoffe  zu  verkaufen  nach  §.  8  untersagt  ist,  so  ent- 
fällt zwar  die  Nothwendigkeit  des  Gebrauches  der  Sicherheitslaterne,  es 
dürfen  jedoch  auch  diese  Räume  nie  mit  offenem  Lichte,  sondern  nur  mit 
geschlossenen  Laternen  betreten,  und  es  darf  in  denselben  nicht  Tabak 
geraucht  werden. 

§.  11. 

Auf  Mineralöle,  welche  den  Fettstoffen  gleich,  sich  —  den  Fall  einer 
sehr  hohen  Erhitzung  ausgenommen  —  nur  an  einem  Dochte  entzünden 
lassen  und  nur  mittelst  desselben  fortbrennen,  finden  die  Bestimmungen  der 
§§.  9  und  10  keine  Anwendung. 
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Die  Localbehörde  hat  jedoch  genaue  Aufsicht  zu  halten,  dass  Mineralöle, 
welche  diese  Eigenschaft  nicht  haben,  nicht  gegen  die  Vorschriften  der  §§.  9 
und  10  aufbewahrt  werdcu. 

§•  12. 

Die  Gewinnung  der  Mineralöle  ans  Theer,  sowie  die  Destillation  der 
rohen  Theer-  und  Erdöle  darf  innerhalb  geschlossener  Ortschaften  nicht 
gestattet  werden  und  die  Fabriksanstalten  müssen  von  Wohnhäusern  in  einer 
hinreichenden  Entfernung  liegen,  welche  die  Gewerbsbehörde  über  die  nach 
dem  dritten  Ilaiiptstückc  der  Gewerbeordnung  gepflogenen  Verhandlungen 
von  Fall  zu  Fall  zu  bestimmen  hat. 

Die  Destillirapparate  müssen  so  eingerichtet  sein,  dass  der  Feuerraum 
vollkommen  durch  eine  Mauer  von  dem  Raffinirlocale,  in  welchem  die  abde- 
stillirten  Oele  gesammelt  werden,  abgesperrt  ist. 

Die  Vorrathsräume  für  das  rohe  Oel  sowohl,  als  für  die  Destillations- 
Produkte  müssen  so  eingerichtet  sein,  dass  dieselben  selbst  im  Falle  des 
Brandes  der  Fabrik  von  der  Verbrennung  geschützt  bleiben. 

In  dieser  Beziehung  gemachte  Erfahrungen  empfehlen  vorzüglich  die 
zisternenartige  Lagerung. 

§.  13. 

Die  Uebertretungen  der  gegenwärtigen  Vorschriften  werden,  in  soweit 
sie  nicht  schon  durch  die  bestehenden  Gesetze  verpönt  sind,  mit  Geldstrafen 
bis  100  fl.  oder  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  mit  Arrest  bis  zu  14  Tagen 
bestraft. 

Für  das  k.  k.  Handelsministerium : 
Mecsery  m.  p.  Schmerling  ra.  p.  Barger  m.  p.  Kilchberg  m.  p. 


5.  Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  28.  October  1866,  Z.  16.391- 
1332,  Centralblatt  Nr.  46,  wurde  über  Ansuchen  der  österreichischen  Eisen- 
bahnverwaltungen in  Würdigung  der  dargestellten  Verhältnisse  bis  auf 
Weiteres  gestattet,  dass  Nitroglycerin  ohne  Unterschied  vom  Privat- 
verkehre mittelst  Bahn  oder  Schiff  ausgeschlossen  werde. 


G.  Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  26.  November  1868,  Z. 
20.692-2914,  Centralblatt  Nr.  49,  wurde  dem  Verwaltungsrathe  der  öster- 
reichischen Staatseisenbahn-Gesellschaft  eröffnet,  dass  bei  dem  Umstände  als 
nach  übereinstimmender  Erklärung  der  polytechnischen  Institute  zu  Wien 
und  Pest,  ferner  der  betheiligten  Handels-  und  Gewerbekammern  der  Artikel 
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Amorces  (Phosphoramorph)  weniger  entzündlich  und  feuergefährlich 
ist,  als  andere  vom  Eisenbahntransporte  nicht  ausgeschlossene  ZUndwaaren, 
das  Handelsministerium  in  Ueberemstimmung  mit  dem  königlich-ungarischen 
Communications-Ministerium  sich  nicht  bestimmt  finde,  das  vom  Verwaltongs- 
rathe  im  eigenen  Namen  und  im  Namen  der  Übrigen  der  diessseitigen  Reichs 
hälfte  angehörigen  Eisenbahn  Verwaltungen   gestellte  Begehren  auf  Aus- 
schliessung dieses  Artikels  vom  Eisenbahntransporte  zu  genehmigen.  Es 
werden  jedoch  beim  Transporte  von  Amorces  in  Zukunft  jene  Vorsichten  an 
zuwenden  sein,  welche  bei  den  übrigen  brennbaren  Stoffen  vorgeschrieben 
sind.  Dieser  Artikel  wird  mit  den  fiir  feuergefährliche  Waaren  bestimmten 
Zügen  zu  verfrachten  sein  und  zwar,  wenn  er  in  Pulverform  ist,  in  Blech- 
büchsen oder  gut  verschlossenen  Holzkisten,  wenn  er  aber  in  ganzen  Stücken 
zur  Aufgabe  gelangt,  in  Fässern  oder  Blechbüchsen  unter  Wasser.  Letztere 
Vorsicht  ist  geboten,  weil  Phosphoramorph  in  Stücken  zuweilen  kleine  Theile 
gewöhnlichen  Phosphors  enthält,  welche  bei  allfälligem  Zerbrechen  des 
Stückes  sich  entzünden  könnten. 


7.  Handelsministerial-Erlass  vom  30.  October  1869,  Z.  21.371-3767, 

Centralblttt  Nr.  92,  an  süinmtliche  Eiseubahnverwaltungen,  betreffend  die  Freigebung 

des  Transportes  von  Dynamit  auf  Eisenbahnen. 

Nachdem  die  neuerlichen  Erfahrungen  Uber  die  Explosions-Fähigkeit 
des  Sprengstoffes  „Dynamit"  die  Befürchtungen,  welche  das  Handels- 
ministerium bestimmten,  das  Dynamit  als  leicht  entzündliches  Sprengmittel 
von  der  Versendung  mittelst  der  Post  und  auf  der  Eisenbahn  auszuschliessen, 
entkräftet  haben,  durch  die  neuesten  Versuche  vielmehr  erwiesen  ist,  dass 
der  Transport  des  Dynamit  weit  weniger  gefährlich  ist,  als  der  aller  anderen 
derzeit  im  Gebrauche  stehenden  Sprengmittel,  so  findet  sich  das  Handels- 
ministerium veranlasst,  unter  Aufhebung  des  mitdemErlassevomlö.December 
1868,  Z.  15.956  ausgesprochenen  Transportverbotes  den  Transport  des 
unter  dem  Namen  „Dynamit«  bekannten  Sprengmittels  auf  den  Eisenbahnen 
unter  folgenden  Bedingungen  und  Vorsichtsmassregeln  zu  gestatten : 

1.  DerTransport  auf  Bahnen  darf  nur  mittelst  besonderer  Züge,  keines, 
falls  aber  mit  Personenzügen  geschehen. 

2.  Dynamit-Sendungen  sind  durch  besonders  gefärbte  Frachtbriefe 

kenntlich  zu  machen. 

3.  Dynamit  Sendungen  dürfen  nie  mit  solchen  feuergefährlichen  Kör- 
pern,  welche  bei  der  Entzündung  zur  Bildung  explosiver  Gase  führen  (Terpentin, 
Petroleum)  gemeinsam  verpackt  werden.  Insbesondere  ist  darauf  zu  sehen, 
dass  nicht  etwa  Knallpräparate  mit  dem  Dynamit  in  demselben  Wagen  oder 
in  dem  unmittelbar  anstossenden  Wagen  verpackt  werden. 
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4.  Dynamit  darf  nie  in  Gefässen,  welche  stark  Hitze  aufsaugen  z.  B. 
dünnen  Blech  gefässen,  verpackt  werden.  Die  Verpackung  hat  zu  bestehen 
zuerst  in  Papier,  sodann  in  Holzkistchen  oder  Holzfässern,  welche  Holz- 
gefässe  nur  mit  Holzreifen  oder  Holznägeln  geschlossen  werden  dürfen. 

5.  Waggons,  welche  Dynamit  enthalten  und  in  einem  Bahnhofe  stehen 
bleiben  sollen,  dürfen  nur  auf  solchen  Geleisen  aufgestellt  bleiben,  welche 
selbst  im  Falle  einer  falschen  Wechselstellung  einen  Zusammenstoss  mit  an- 
kommenden Zügen  nicht  befürchten  lassen. 

6.  Sendungen  von  Dynamit  müssen  nach  der  Ankunft  auf  der  Bestim- 
mungsstation ohne  Verzug  vom  Adressaten  bezogen  werden. 
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C.  Sanitätsbestimmnngen  für  den  Eisenbahnverkehr. 
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L  Bestimmungen  über  die  Versendung  von  Giftstoffen. 

1.  Ilandelsministerial-Erlass  vom  28.  Juni  1854,  Z.  11.040-509, 

Handelsministerial-Verordnungsblatt  Nr.  37,  betreffend  die  Verpackung  von  Giftkörpern. 

Aus  Anlass  der  vorgekommenen  ungenügenden  Verpackung  von  Gift- 
körpern bei  deren  Versendung  mittelst  Eisenbahnen,  wird  den  k.  k.  Eisen- 
bahnämtern nachstehend  die  mit  dem  Hofkanzlei-Decrete  vom  15.  Mai  1841, 
Z.  14.117-813  vorgeschriebene  Norm  in  Absicht  auf  die  gefahrlose  Ver- 
packung bei  Versendung  von  Giftkörpern  zur  Kenntnissnahme  und  Darnach- 
achtung  raitgetheilt: 

„Zur  Verpackung  der  Giftkörper  in  grosseren  Quantitäten  sind  statt  der 
bisher  angeordneten  Fässchen,  von  nun  an  eingezapfte  Kisten  ohne  Beschrän- 
kung auf  ein  bestimmtes  Gewicht  zu  nehmen,  welche  innen  mit  starkem 
Papiere  zu  bekleben  sind;  die  Giftkörper  sind  in  Papier  gehüllt  darin  ein- 
zulegen, die  vollen  Kisten  aber  wieder  mit  Papier  genau  zu  verkleben,  dann 
ist  ein  gut  passender  Deckel,  wie  ein  Schieber,  einzufügen,  und  mit  Pech, 
allenfalls  unter  Zusctzung  etwas  dicken  Terpentins  verrinnen  zu  lassen.  Auf 
eine  solche  Kiste  ist  „Gift"  zu  schreiben,  und  dieselbe  ist  in  eine  zweite 
grössere,  ebenfalls  eingezapfte,  hinlänglich  starke  Kiste  zu  setzen,  worauf 
der  Deckel  zu  befestigen,  zwei  Reifen  darüber  anzulegen,  und  keine  Auf- 
schrift, die  auf  Gift  hinweiset,  anzubringen  ist." 


2.  In  Betreff  der  Verpackung  des  zu  versendenden  Arseniks 
hat  das  k.  k.  Ministerium  des  Innern  laut  des  Erlasses  vom  26.  April  1849, 
Z.  71G6  zu  dem  Zwecke,  um  einerseits  dem  Uebelstande  des  Verstreuens  des 
Arseniks  bei  seiner  Versendung  wirksamer  zu  begegnen,  als  es  durch  die 
mit  dem  hohen  Hofkanzlei-Decrete  vom  15.  Mai  1841,  Z.  14.117,  vorge- 
schriebene Verpackuugsweisc  in  doppelten  Kisten  geschehen  ist,  anderseits 
um  eine  Erleichterung  der  Transportirung  und  Verringerung  der  Fracht  und 
Zollspesen  zu  erzielen,  unter  Aufbebung  der  bisherigen  Vorschrift  der  Ver- 
sendung des  Arseniks  in  doppelten  Kisten  die  nachstehende  Bestimmung 
getroffen : 

Die  Verpackung  des  Arseniks  hat  nunmehr  in  der  Art  zu  geschehen, 
das«  derselbe  in  leinene,  mit  der  Aufschrift  „Gifttt  versehene  Säcke  gefüllt, 

18 
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dann  in  Fässchen  gelegt  werde,  welche  von  stärkerem  weichen  Holze  anzu- 
fertigen, mit  wenigstens  zwölf,  mittelst  guter  Nägel  befestigten,  hölzernen 
Reifen  beschlagen ,  inwendig  zuerst  mit  einer  nicht  allzu  groben  Leinwand, 
und  dann  mit  starkem  Schreibpapier  auszukleben  sind.  Der  Boden  des  Fäss- 
chens ist  auf  dieselbe  Weise  inwendig  zu  bekleben,  damit  aber  die  innere 
Ausklebung  nicht  zerrissen  werde,  welches  geschehen  würde,  wenn  der 
Boden,  wie  gewöhnlich,  mit  der  Abnahme  einiger  Reifen  eingefügt  wtirde,  so 
soll  derselbe  in  einem  eigens  angefertigten  Falze  eingepasst  werden.  Die 
Fugen  sind  mit  einem  von  leimdicken  Terpentin  und  Sägespänen  angefertigten 
Kitte  anzustreichen,  und  der  Boden  ist  überdiess  mit  einem  Einlegreife  zu 
befestigen,  welcher  mit  einigen  Nägeln  versichert,  und  dann  neuerdings  mit 
diesem  Kitte  bestrichen  werden  muss. 

Die  vordem  gebräuchliche  Aufschrift  auf  dem  Fasschen  „Gifttt  ist  weg- 
zulassen. 


II.  Bestimmungen  zur  Verhütung  und  Unterdrückung  der  Rinderpest 

I.  Einschlägige  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  118, 

betreffend  die  Hiatanhaltung  und  Unterdrückung  der  Rinderpest. 
I.  Hassregeln  gegen  die  Einschleppung  der  Rinderpest 

A.  Massregeln  gegenüber  anderen  Ländern. 

§•  1. 

Wenn  die  Rinderpest  ausserhalb  der  Länder ,  für  welche  dieses  Gesetz 
Geltung  hat,  aufgetreten  und  ihre  Einschleppung  in  diese  Länder  zu  besorgen 
ist,  haben  von  jenem  Zeitpuncte  an  und  in  jenem  Umfange,  welchen  das 
Ministerium  des  Innern  bestimmt,  die  in  den  §§.  2—8  festgesetzten  Mass- 
rcgeln  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Massregeln  gegen  verseuchte  Gegenden  anderer  Ländern. 

§•  2. 

Aus  verseuchten  Gegenden  anderer  Länder  dürfen  nicht  eingeführt 
werden: 

a)  Hausthiere  aller  Art  mit  Ausnahme  von  Pferden  und  Borstenvieh; 

b)  Abfälle  und  Rohstoffe  von  diesen  Thieren  im  frischen  oder  getrockneten 
Zustande. 

Ausgenommen  hievon  ist  Wolle,  welche  einer  Fabrikswäsche  nach- 
weislich unterzogen  worden  ist. 
e)  Heu,  Grummet  und  Stroh; 
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d)  gebrauchte  Stallgeräthe  und  Rindvieh- Anspann-Geschirr ;  für  den  Handel 
bestimmte,  getragene  Kleider  und  derartiges  gebrauchtes  Schuhwerk. 
Soweit  Heu  oder  Stroh  als  VerpackungBmittel  benutzt  wurde,  ist  das- 
selbe jedenfalls  nach  Ankunft  des  verpacktenGegenstandes  sofort  zu  verbrennen. 

Gränzsperre. 
§.  3. 

Rückt  die  Seuche  der  Gränze  naher,  so  hat  die  Absperrung  der 
Gränzc  (Grenzsperre)  einzutreten.  Dieselbe  hat  sich  nicht  blos  auf  die  im 
§.  2  genannten  Thiere  und  Gegenstände,  sondern  auch  auf  Personen  zu  er- 
strecken, von  denen  bekannt  oder  anzunehmen  ist,  dass  sie  in  verseuchten 
Orten  gewesen  oder  mit  Thieren  aus  verseuchten  Orten  in  Berührung 
gekommen  sind. 

Solche  Personen  müssen  sich,  bevor  sie  in  diese  Länder  zugelassen 
werden,  der  Desinfection  unterziehen. 

- 

Massregeln  beim  Ausbruche  der  Seuche  nahe  bei  der  Grämze. 

§•  *• 

Nähert  sich  die  Seuche  der  Gränze  auf  weniger  als  drei  Meilen,  so  haben 
die  Vorschriften  für  den  Seuchengränzbezirk  in  Anwendung  zu  kommen  (§.  27). 

Ein-  und  Durchfuhr  aus  anderen  Ländern,  in  welchen  die 

Rinderpest  herrscht. 

a)  Im  Falle  der  noch  nichl  bestehenden  Gränzsperre. 

§.  5. 

Aus  seuchen freien  Gegenden  verseuchter  Länder  kann  die  Ein-  und 
Durchfuhr  der  unter  §.  2  a),  b),  c)  genannten  Thiere  und  Gegenstände  unter 
folgenden  Bedingungen  gestattet  werden: 

a)  Die  Einbringung  darf  nur  an  jenen  Orten  erfolgen,  welche  hiefür  beson- 
ders bestimmt  werden; 

b)  an  diesen  Eintrittsorten  muss  bei  jedem  Transporte  der  unverdächtige 
Gesundheitszustand  der  Thiere  durch  ämtliche  Zeugnisse  (Viehpässe) 
dargethan  und  durch  Besichtigung  sichergestellt  werden,*  ausserdem  ist 
nachzuweisen,  dass  dieselben  aus  Gegenden  kommen  und  nur  durch 
Gegenden  passirt  sind,  in  welchen  die  Rinderpest  nicht  herrscht. 

In  Betreff  der  im  §.  2  b)  und  c)  genannten  Gegenstände  muss  der 
Nachweis  geliefert  werden,  dass  dieselben  nicht  aus  verseuchten  Gegenden 
stammen  und  nicht  in  verseuchten  Orten  gelagert  waren. 

18« 
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b)  Im  Pulle  der  bestehenden  Grfinzsperre. 
§•  6. 

Ans  seuchenfreien  Gegenden  verseuchter  Länder  können  selbst  in 
dem  Falle,  wenn  die  Gränzsperre  angeordnet  ist,  Uber  Bewilligung  des  Landes- 
chefs unter  den  Bedingungen  des  §.  5  zugelassen  werden : 

a )  Transporte  von  Schlachtvieh ; 

b)  Transporte  von  vollkommen  trockenen  Häuten  und  Knochen,  Horn- 
spitzen, gesalzenen  oder  getrockneten  Rindsdärmen,  Saitlingen,  geschmol- 
zenem Talg  in  Fässern,  Kuhhaaren,  Schweinsborsten,  Schafwolle  und 
Ziegenhaaren,  sofern  letztere  Gegenstände  in  Säcken  oder  Ballen  ver- 
packt sind. 

Solche  Transporte  dürfen  nur  auf  Eisenbahnen  oder  auf  dem  Wasser- 
wege stattfinden,  und  im  Falle  der  Durchfuhr  ist  die  Gestattung  des  Ein- 
trittes durch  die  Nachweisung  bedingt,  dass  die  Regierung  des  Landes,  filr 
welches  der  Transport  bestimmt  ist,  den  U  ebertritt  desselben  Uber  dieGränze 
nicht  beanstände. 

Beschränkungen  und  Vorsichten  beim  Transporte  von 
Schlachtvieh  und  thierischen  Rohproducten. 

Welche  Beschränkungen  und  Vorsichten  bei  der  Ein-  und  Durchfuhr 
von  Schlachtvieh  und  thierischen  Rohproducten  aus  anderen  Ländern  auf 
Eisenbahnen  und  Schiffen  zur  Hintanthaltung  der  Ansteckung  zu  beobachten 
sind,  wird  im  Verordnungswege  bestimmt. 

Verfahren  gegen  vorschriftswidrig  eingebrachte  Transporte. 

§.  8. 

Werden  Transporte  von  Hornvieh  oder  thierischen  Rohproducten  an- 
gehalten, welche  die  bestimmten  Eintrittsorte  umgangen  haben,  so  sind  die- 
selben als  verfallen  zu  behandeln. 

Das  Verfahren  mit  den  in  Verfall  erklärten  Thieren  zur  Erprobung  ihres 
Gesundheitszustandes  ist  im  Verordnungswege  festzustellen.  Zeigt  sich  Ver- 
dacht der  Rinderpest,  so  ist  nach  den  für  diesen  Fall  geltenden  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  vorzugehen. 

Die  in  Verfall  erklärten  Rohproducte  sind  durch  Reinigung  oder  Desin- 
fection  unschädlich  zu  machen,  in  sofern  nicht  zur  Verhütung  der  Einschlep- 
pung der  Seuche  deren  sofortige  Vernichtung  für  nothwendig  erachtet  wird. 

Ob  die  getödteten  Thiere  verwerthet  werden  dürfen  oder  zu  verscharren 
sind,  hat  die  politische  Bezirksbehörde  auf  Grund  des  thierärztlichen  Gut- 
achtens zu  bestimmen. 
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Beständige  Massregeln  gegenüber  RuB8Und  und  den  Donau 

fUrstenthlimern. 

Russland  und  die  Donau  für  st  enthümer  sind  fortwährend  als 
von  der  Rinderpest  verseuchte  Länder  in  veterinär-polizeilicher  Hinsicht  zu 
behandeln.  Diesen  Ländern  gegenüber  haben  ausser  den  vorhergegangenen 
Bestimmungen  noch  die  in  den  folgenden  §§.  10  —  13  enthaltenen  Anord- 
nungen zur  Anwendung  zu  kommen. 

Viehcontumazen  anderGränze. 
§.  10. 

Der  Eintrieb  von  Hornvieh  aus  Russland  und  den  DonaufiirstcnthUmern 
in  diese  Länder  darf  nur  an  bestimmten  Einbruchstationen  stattfinden,  an 
welchen  dasselbe  einer  contumazämtlichen  Beobachtung  zu  unterziehen  ist. 

Zu  diesem  Ende  sind  Viehcontumazen  längs  der  Gränze  dort,  wo  es  die 
Bedürfnisse  des  Handels  noth wendig  und  die  Ortsverhältnisse  zulässig  machen, 
nach  einem  im  Verordnungswege  zu  erlassenden  Reglement  einzurichten. 

Die  Dauer  der  Contumazzeit  ist  niemals  unter  zehn  Tagen  festzusetzen, 
kann  aber  von  der  politischen  Landesstelle  bis  auf  Einundzwanzig  Tage  aus- 
gedehnt werden. 

Eine  blosse  Revision  des  einzutreibenden  Hornviehes  darf  niemals 
genügen. 

Das  aus  derContumaz  austretende  Vieh  ist  mit  einem  vorschriftsmässigen 
Viehpasse  zu  versehen. 

Hintanbaltung  des  Schmuggels. 
§.  11. 

Zur  Hintanhaltung  des  Schmuggels  mit  Hornvieh  hat 

a)  schon  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  die  strengste  Ueberwachnng 
der  Gränze  durch  die  Finanzwache,  bei  grösserer  Verbreitung  der  Rinder- 
pest in  den  benachbarten  Gegenden  des  angrenzenden  Auslandes  mit 
Zuhilfenahme  von  Militärmannschaft  Platz  zu  greifen. 

b)  In  den  der  Gränze  zunächst  gelegenen  Bezirken  ist  in  jedem  Orte  ein 
Vichstand-Kataster  anzulegen  und  fortwährend  in  Evidenz  zu  halten. 

Es  können  von  der  politischen  Landesstelle  im  Einvernehmen  mit 
den  Ausschüssen  der  Vertretungskörper  (Bezirks-  oder  Landcsausschnss 
Vertrauensmänner  als  Gränzinspectoren  bestellt  werden,  welchen  nach 
Massgabe  zu  erlassender  Instructionen  die  Ueberwachnng  des  Verkehres 
mit  Hornvieh  an  der  Gränze  und  in  den  Gränzgegenden  obliegt. 
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c)  Auf  Triebe,  welche  die  Contumaz  umgangen  haben  oder  mit  den  vor- 
schriftsmässigen  contumazämtlichen  Pässen  nicht  versehen  sind,  findet 
das  im  §.  8  vorgezeichnete  Verfahren  Anwendung. 

Weiterbeförderung  des  aus  der  Contumazanstalt  austretenden 

Viehes. 

§.  12. 

Das  aus  den  Contumazanstalten  austretende  Vieh  ist,  in  soweit  nur 
immer  möglich,  mittelst  Eisenbahnen  weiter  zu  befördern. 

Die  hiebei,  sowie  beim  Triebe  auf  anderen  Wegen  zu  beobachtenden 
Vorsichten  werden  im  Verordnungswege  vorgezeichnet. 

Behandlung  thierischer  Uohproducte. 

§.  13. 

Thierische  Rohproducte  dürfen  nur  unter  der  Bedingung,  dass  deren 
Provenienz  aus  seuchenfreien  Gegenden  mittelst  behördlicher  Certificate  dar- 
gethan  wird  und  nur  Uber  die  Contumazanstalten  eingebracht  werden ;  sie 
sind  mit  Ausnahme  der  in  dem  §.  6,  lit.  b)  namhaft  gemachten  Uohproducte 
dem  verordneten  Desinfectionsverfahren  zu  unterziehen. 

Kommen  trockene  Rinderhäute  mit  frischen  vermengt  vor,  so  ist  die 
ganze  Waarenpartie  Uber  die  Gränze  zurückzuweisen. 

Herrscht  die  Rinderpest  in  einer  benachbarten  Provinz,  so  ist  die  Einfuhr 
von  frischen  Knochen,  frischen  Häuten  und  Därmen,  von  rohem  Talge,  rohem 
Fleische,  von  Heu,  Grummet  und  Stroh  aus  jener  Provinz  ausnahmslos  ver- 
boten. 

Massregeln  gegenüber  derTUrkei. 

§.  14. 

Kommt  in  den  angränzenden  Ländern  der  europäischen  TUrkei 
die  Rinderpest  zum  Ausbruche,  so  treten  gegen  die  von  dort  zu  Lande  und 
zur  See  einlangenden  Viehtriebe  für  die  Seuchendauer  alle  jene  Massregeln 
in  Wirksamkeit,  welche  bezüglich  Russlands  und  der  DonaufUratenthümer 
fortwährend  bestehen. 

Das  contumazämtliche  Verfahren  mit  Hornvieh  und  thierischen  Roh- 
prodneten  hat  sodann  in  den  bezüglichen  Contumaz-  und  Quarantaine- Anstalten 
zur  Durchfuhrung  zu  kommen. 

Bezüglich  des  contumazämtlichen  Verfahrens  mit  thierischen  Rohpro- 
dueten  gelten  fUr  die  Seequarantainen  in  rinderpestjreführlichen  Zeiten  die 
für  die  Landcontumazen  bestehenden  Vorschriften. 

Die  auf  dem  Seewege  im  internationalen  Handel  einlangenden  feuchten, 
gesalzenen  Häute  sind  frei  und  ohne  Desinfection  in  den  Verkehr  zuzulassen. 
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Die  zu  dem  Transporte  von  Rindern,  Schafen  und  Ziegen,  dann  von  * 
thierischen  Rohproducten  benutzten  Segel-  und  Dampfschiffe  sind  unmittelbar 
nach  der  Ausladung  der  Desinfection  zu  unterziehen. 

B.  MA.tsreffrln  Im  Innern  dieser  Linder. 

Ueberwachung  der  Viehmärkte. 
§.  15. 

Auf  Viehmärkte  und  Viehausstellungen  darf  Hornvieh,  welches 
mit  einem  vorschriftsroässigen  Gesundheitspasse  (Viehpasse)  nicht  versehen 
ist,  nicht  zugelassen  und  es  rauss  dafllr  gesorgt  werden,  dass  jeder  Ver- 
mischung und  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Berührung  zwischen  dem 
fremden,  besonders  dem  aus  anderen  Ländern  kommenden  Hornviehe  und 
dem  einheimischen,  überhaupt  jeder  Ansteckungsgefahr  vorgebeugt  werde. 

Die  diessfälligen  Durchführungs-  und  Ueberwachungs-Massregeln ,  das 
Verfahren  im  Falle  einer  unter  dem  Marktviehe  vorkommenden  Erkrankung, 
sowie  auch  die  näheren  Bestimmungen  über  Ausstellung,  Inhalt,  Form  und 
Giltigkeitsdauer  der  Viehpässe  und  Uber  die  Passcontrolc  sind  im  Verord- 
nungswege festzusetzen. 


IL  Massregeln  beim  Ausbruche  der  Binderpest  in  diesen  Ländern. 

Verpflichtung  zur  Anzeige  verdächtiger  Erkrankungen  anter 

dem  Hornviehe. 

§.  18. 

Wer  zur  Zeit,  als  der  Ausbruch  der  Rinderpest  im  Lande  amtlich  kund- 
gemacht worden  ist  (§.  29),  an  einem  ihm  zugehörigen  oder  seiner  Aufsicht 
anvertrauten  Rinde  Erscheinungen  einer  innerlichen  Erkrankung  Uberhaupt 
wahrnimmt,  hat  hievon  unverzüglich  dem  Ortsvorstande  die  Anzeige  zu 
erstatten. 

Erfolgen  innerhalb  einer  Woche  zwei  oder  mehrere  Erkrankungen  unter 
dem  Rindviehe  Uberhaupt  oder  auch  nur  eine  Erkrankung,  wenn  in  der  Nähe 
die  Rinderpest  ausgebrochen  ist,  oder  erscheint  ein  erkranktes  Thier  der 
Rinderpest  verdächtig,  so  hat  der  Ortsvorsteher  hievon  allsogleich  der  Bezirks 
behörde  die  Anzeige  zu  machen. 

Die  Pflicht  der  unverweilten  Anzeige  an  die  Bezirksbehörde  obliegt  auch 
den  Thierärzten,  wenn  sie  von  solchen  Fällen  Kenntnis«  erlangen. 

Uebrigens  ist  auch  Jedermann,  der  von  einem  solchen  Erkrankungsfalle 
Kenntniss  erhalt,  berechtigt,  hievon  die  Anzeige  zu  machen. 
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Massregeln  beim  Ausbruche  der  Rinderpest. 

Betaglich  des  verseuchten  Orte«. 
§.  25. 

Ist  die  Rinderpest  in  einem  Hofe  consUtirt,  so  ist  die  betreffende  Ort- 
schaft von  der  politischen  Behörde  als  verseucht  zu  erklären  und  als  solche 
bekannt  zu  machen. 

In  diesem  Orte  hat  die  Ortssperre  in  Bezug  auf  die  im  §.  2  bezeichneten 
Thiere  und  Gegenstände  einzutreten.  Die  Art,  wie  sie  durchzuführen  ist,  wird 
im  Verordnungswege  bestimmt 
h)  Der  Transport  von  Thieren  und  thierischen  Rohproducten  mittelst  der 

Eisenbahnen  durch  einen  Seuchenort  ist  nur  unter  Beobachtung  der 

von  der  Landesbehördc  bestimmten  Schutzmassregeln  zulässig. 

Besiiglich  des  verseuchten  Landes. 

§.  29. 

Ißt  in  einem  der  Länder,  für  welche  dieses  Gesetz  gilt,  die  Rinderpest 
auch  nur  in  einer  Ortschaft  constatirt,  so  hat  die  Landesbehörde  den  Aus- 
bruch der  Seuche  sogleich  öffentlich  bekannt  zu  machen,  dem  Ministerium 
des  Innern  zur  Kenntniss  zu  bringen  und  hievon  unverweilt  die  Landes- 
behörden der  angrenzenden  und  jener  Länder,  nach  welchen  ein  directer 
und  bedeutender  Verkehr  mit  Vieh,  namentlich  mittelst  der  Eisenbahn  besteht, 
von  dem  Ausbruche  der  Seuche  nötigenfalls  im  telegraphischcn  Wege  zu 
benachrichtigen. 

Bestehen  in  einem  Lande  nur  in  einer  Gegend  wenige  vereinzelte  Seuchen- 
orte oder  Seuchenbezirke,  so  unterliegt  unter  der  Voraussetzung,  dass  diese 
letzteren  mit  Zuhilfenahme  von  Militärmannschaft  auf  das  Strengste  abgesperrt 
und  Uberwacht  werden,  der  Verkehr  der  nicht  verseuchten  Theile  des  Landes 
unter  einander  und  mit  den  anderen  Ländern  unter  Aufrechthaltung  der  für 
den  Seuchengränzbezirk  bestehenden  Bestimmungen  keiner  weiteren  Be- 
schränkung. 

Bei  verbreitetem  Herrschen  der  Rinderpest  iu  einem  Lande  oder  bei 
dem  Vorhandensein  mehrerer  zerstreuter  Seuchenorte  in  demselben  haben 
gegenüber  diesem  Lande  die  Bestimmungen  der  §§.  2 — 8  zur  Anwendung  zu 
kommen. 

Insbesondere  kann  mit  Zustimmung  des  Ministeriums  des  Innern  bei 
grosser  Verbreitung  der  Seuche  gegenüber  dem  verseuchten  Lande  auch  die 
Absperrung  der  Gränzen  gegen  die  Ein-  und  Durchfuhr  von  Hornvieh, 
Schafen  und  Ziegen  und  von  Rohproducten  dieser  Thiergattungen  verhängt 
und  das  Nähere  über  die  Handhabung  dieser  Massregel  verordnet 
werden. 
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Der  Eintrieb  von  Nutzvieh  (Zucht-,  Arbeits-,  Milch-  oder  Jungvieh)  aus 
einem  derart  verseuchten  Lande  in  ein  anderes  darf  nur  im  Falle  des  nach» 
gewiesenen  dringenden  Bedarfes  über  eingeholte  Bewilligung  der  Landes- 
bebörde  und  unter  den  von  dieser  festgestellten  Bedingungen  geschehen. 

Solches  Vieh  ist  bei  der  Ankunft  an  seinem  Bestimmungsorte  durch  zehn 
Tage  und  Uber  besondere  Anordnung  der  Landesstclle  auch  bis  zu  21  Tagen 
zu  contumaziren. 

Der  Transport  von  Nutzvieh  darf  nie  in  den  für  Schlachtvieh  benutzten 
Wägen  (Waggons)  und  nie  mit  ZUgen  stattfinden,  in  welchen  sich  Schlachtvieh 
befindet. 

Erlöschen  der  Rinderpest. 
§.  30. 

Die  zur  Unterdrückung  der  aufgetretenen  Rinderpest  getroffenen  Mass- 
regeln treten  ausser  Wirksamkeit,  wenn  die  Seuche  amtlich  als  erloschen 
erklärt  wird. 

Diess  hat  zu  geschehen,  sobald  während  einundzwanzig  Tagen  nach 
dem  letzten  Todesfalle  an  der  Rinderpest  oder  nach  der  letzten  Tödtung 
wegen  Verdachtes  der  Rinderpest  im  Seuchenorte  kein  neuer  verdächtiger 
Erkrankungsfall  vorgekommen,  die  Desinfection  durchgeführt  ist,  und  bei  der 
schon  vorgenommenen  Revision  des  Viehstandes  kein  verdächtiger  Fall  an- 
getroffen wird. 

Die  verseucht  gewesenen  und  desinficirten  Stallungen  oder  Standorte 
dürfen  vor  erklärter  Beendigung  der  Seuche  mit  Rindvieh,  Schafen  oder 
Ziegen  nicht  wieder  besetzt  werden. 

HI.  Besondere  Bestimmungen. 

Strafe  der  Uebertretungen  dieses  Gesetzes. 

§.  34. 

In  soferne  die  Uebertretung  dieses  Gesetzes  mit  dem  Verfalle  der  Thiere 
oder  thierischen  Rohproducte  bedroht  ist,  hat  derselbe  auch  dann  Platz  zu 
greifen,  wenn  die  Uebertretung  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  zu  be- 
handeln ist. 

Ausserdem  sind  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  oder  der  zum  Vollzuge 
desselben  erlassenen  Verordnungen,  wenn  solche  Verletzungen  nicht  unter 
das  allgemeine  Strafgesetz  fallen,  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  verhängte 
Strafe  wegen  Gefällsübcrtretnng,  mit  einer  Freiheitsstrafe  bis  zu  vier  Monaten 
oder  mit  einer  den  Vermögensverhältnissen  des  Uebertreters  angemessenen 
Geldstrafe  bis  zu  500  fl.  zu  ahnden. 

Bei  Ausmessung  der  Strafe  ist,  wenn  der  Verfall  der  Waare  nach  diesem 
Gesetze  vollzogen  wurde,  hierauf  angemessene  Rücksicht  zu  nehmen. 
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Einer  Strafe  bis  zu  500  fl.  unterliegt  insbesondere  ein  Gemeinde- 
vorsteher, oder  wer  sonst  immer  in  Vertretung  desselben  die  ihm  obliegende 
Anzeige  eines  verdächtigen  Krankheitsfalles  verabsäumt,  oder  bei  Ausstellung 
von  Gesundheit8-  oder  Provenienzbescheinigungen,  wenn  auch  nur  aus  Fahr- 
lässigkeit, die  Unwahrheit  bezeugt. 

Mit  der  Strafe  ist  auch  der  Ersatz  des  Schadens  im  Erkenntnisse  auf- 
zuerlegen, in  sofern  genügende  Anhaltspuncte  hierzu  aus  der  Untersuchung 
entnommen  werden  können. 

Die  Vermögensstrafen,  einschliesslich  des  reinen,  nach  Abzug  der  Ver- 
werthungskosten  erübrigenden  Erlöses  aus  den  in  Verfall  erklärten  Gegen- 
ständen, fliessen  in  den  Staatsschatz. 

Beamte,  welche  die  ihnen  durch  die  Rinderpestvorschriften  auferlegten 
Verpflichtungen  verabsäumen,  sind  nach  der  vollen  8trenge  der  Disciplinar- 
vorschriften  zu  behandeln. 

Belohnungen  für  Anzeigen  von  Uebertretungen. 

§.  35. 

Die  Lande  est  eile  kann  Belohnungen  für  Anzeigen  von  wirklichen  Seuchen- 
ausbrüchen in  bis  dahin  von  der  Rinderpest  noch  nicht  ergriffenen  Ortschaften 
bis  zum  Betrage  von  fünfzig  Gulden  und  für  Anzeigen  von  Uebertretungen 
der  Rinderpestvorschriften  durch  verbotene,  den  Verfall  nach  sich  ziehende 
Einbringung  von  Hornvieh  bis  zum  Betrage  von  zehn  Gulden  für  jedes  in 
Verfall  erklärte  Stück,  endlich  für  Anzeigen  von  wirklich  begangenen  ander- 
weitigen Uebertretungen  dieser  Vorschriften  bis  zum  Betrage  von  zwanzig 
Gulden  festsetzen. 

Diese  Belohnungen  sind  aus  dem  Staatsschatze  zu  erfolgen. 

Wirkung  der  Berufung. 
§.  36. 

Berufungen  an  höhere  Behörden  gegen  Anordnungen,  welche  auf  Grund 
dieses  Gesetze»  und  der  zur  Durchführung  desselben  bestehenden  Vorschriften 
getroffen  werden,  kommt  eine  aufschiebende  Wirkung  in  der  Regel  nicht  zu. 

Eine  Ausnahme  hiervon  findet  nur  statt,  in  soweit  es  um  die  Vollstreckung 
von  Straferkenntnissen  sich  handelt,  oder  wenn  der  Vollzug  der  Anordnung, 
die  der  Gegenstand  der  Berufung  ist,  nach  Beurtheilung  der  vollziehenden 
Behörde  ohne  jede  Gefahr  verschoben  werden  kann. 

Wenn  die  Tödtung  oder  Vernichtung  der  als  verfallen  zu  behandelnden 
Thiere  oder  Rohproducte  verfügt  wurde,  kann  dieselbe  durch  die  Berufung 
einen  Aufschub  erleiden. 


Digitized  by  Google 


Eisenbahnen. 


285 


Aufhebung  bisheriger  Vorschriften. 

§.  37. 

Mit  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  treten  alle  mit  den  Bestimmungen 
desselben  nicht  im  Einklänge  stehenden,  denselben  Gegenstand  betreffenden 
Vorschriften  ausser  Kraft. 

Vollziehung  des  Gesetzes, 
g.  38. 

Die  Minister  des  Innern,  des  Handels  und  des  Ackerbaues  sind  mit  der 
Vollziehung  dieses  Gesetzes  beauftragt  und  ermächtigt,  auf  Grund  und  zur 
Vollstreckung  desselben  die  erforderlichen  Verordnungen  zu  erlassen. 


2.  Einschlägige  Bestimmungen  der  Verordnung  der  Minister  des  Innern,  des 
Handels  und  des  Ackerbaues  vom  ?.  August  186»,  R.  (J.  Bl.  Nr.  119, 

betreffend  die  Durchführung  des  Gesctaes  vom  29.  Juni  1868  (R.  0.  Hl.  Nr.  118)  zur 
Hintanhaltunjr  und  Unterdrückung  der  Rinderpest. 

Auf  Grund  und  zur  Vollziehung  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1868, 
R.  G.  Bl.  Nr.  118,  betreffend  die  Hintanhnltnng  und  Unterdrückung  der 
Rinderpest,  wird  verordnet  wie  folgt: 

Zu  Abschnitt  L  Massregeln  gegen  die  Einschleppung  der  Rinderpest. 

Zu  A.  Maaarea;ela  fegeaüber  anderen  Landern. 

Zu  §.  1. 

Die  politischen  Landesbehörden  sind  verpflichtet,  sobald  sie  von 
dem  Ausbruche  der  Rinderpest  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  oder 
in  solchen  Auslandsstaaten,  von  welchen  aus  bei  den  bestehenden  Verkehrs- 
Verhältnissen  eine  Verschleppung  der  Seuche  in  das  Inland  zu  besorgen  ist, 
Kenntniss  erhalten,  unverweilt  die  Anzeige  hierüber  an  das  Ministerium  des 
Innern  zu  erstatten,  zugleich  aber  die  zur  Hintanhaltung  der  Einschleppung 
der  Rinderpest  nothwendig  erscheinenden  Massregeln  nach  den  Vorschriften 
des  Gesetzes  und  dieser  Verordnung  selbständig  und  ohne  Verzug 
anzuordnen  und  dem  Ministerium  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

Auch  die  politischen  Bezirksbehörden  längs  der  Gränzen  gegen 
das  Anstand  und  gegen  die  Länder  der  ungarischen  Krone  haben  ihr  Augen- 
merk dahin  zu  richten ,  dass  sie  von  den  erwähnten  Vorkommnissen  in  dem 
betreffenden  Nachbarlande  möglichst  schnell  verlässliche  Kunde  erhalten. 
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Sie  haben  die  in  dieser  Hinsicht  erhaltenen  glaubwürdigen  Nachrichten 
unverweilt  zur  Kenntnis»  der  Landesbehörde  zu  bringen,  und  im  Falle  des 
§.  4  des  Gesetzes  die  dort  enthaltenen  Anordnungen  im  eigenen  Wirkungs- 
kreise sofort  durchzuführen. 

Zu  8.  2. 

Kommt  Heu  und  Stroh  als  äusseres  Verpacknngsmittel  in  zollamtlich 
verschlossenen  Waggons,  oder  als  inneres  Verpackungsmittel  in  Kisten, 
Fässern,  Kübeln,  Körben  u.  s.  w.  vor,  so  ist  es,  um  empfindliche  Verkehrs- 
störungen zu  vermeiden,  zwar  zuzulassen,  dagegen  bei  der  ersten  Auspackung, 
mag  diese  an  der  Gränze  bei  der  zollämtlichen  Revision  oder  an  dem  Be- 
stimmungsorte erfolgen,  unter  ortspolizeilicher  Ueberwachung  sofort  zu  ver- 
brennen. 

Zu  §.  3. 

Die  Gränzsperre  hat  in  der  Bezeichnung,  Verlautbarung  und  Ueber- 
wachung der  Eintrittspunete  für  den  Verkehr  znm  Zwecke  der  Abhaltung 
aller  als  unzulässig  erklärten  Thicre,  Gegenstände  und  Personen  zu  bestehen, 
ist  von  der  politischen  Landesbehörde  anzuordnen,  und  es  ist  damit  um  so 
eher  vorzugehen,  wenn  ein  lebhafter  Handelsverkehr  mit  der  verseuchten 
Gegend  stattfindet,  oder  die  im  Auslande  ergriffenen  Massregeln  einen  genü- 
genden 8chutz  gegen  die  Einschleppung  der  Rinderpest  nicht  gewähren. 

Behufs  der  Durchführung  dieser  Massregel  haben  sich  die  Landes- 
behörden mit  den  einschlägigen  Finanz-  und  Eisenbahnbehörden  in  das  Ein- 
vernehmen zu  setzen,  und  für  die  Aufstellung  des  erforderlichen  Aufsichts- 
personales Sorge  zu  tragen.  Sollte  zur  Anfrechthaltung  der  Gränzsperre 
Militärmannschaft  nothwendig  werden,  so  ist  sich  wegen  Zuweisung  dieser 
an  die  betreffende  Militärbehörde  zu  wenden. 

Zu  §.  5. 

Die  Bestimmung  der  Eintrittsorte  ist  Sache  der  politischen  Landes- 
behörde. Bei  der  Wahl  dieser  Eintrittsorte  sind  zunächst  die  Eisenbahnen 
und  WasBerstrassenzu  berücksichtigen,  und  die  Landstrassen  möglichst 
zu  vermeiden. 

Die  amtlichen  Zeugnisse  müssen  eine  genaue  Bezeichnung  der  Thiere 
und,  wenn  sie  eine  Heerde  betreffen,  die  Stückzahl  und  Race  der  Thiere  und 
überdiess  die  Bestätigung  enthalten,  dass  sie  zur  Zeit  ihres  Abganges  gesund 
waren. 

An  jedem  bestimmten  Eintrittsorte  ist  für  die  Dauer  des  Bedarfes  ein 
Thierarzt  aufzustellen,  welcher  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Nachweisung 
über  die  Herkunft  der  Thiere  und  Rohstoffe  (Ursprungs-Zeugnisse)  zu  prüfen 
und  den  unverdächtigen  Gesundheitszustand  der  Thiere  sicherzustellen,  über- 
diess behufs  einer  möglichst  raschen  Erledigung  dieser  Geschäfte  sich  mit 
den  Zollbehörden  und  den  Eisenbahn-Betriebsverwaltungen  zu  verständigen  hat. 
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Findet  der  Thierarzt  den  Gesundheitszustand  der  Thiere  unverdächtig 
und  die  Ursprungs-Zeugnisse  (der  Thiere  oder  Rohstoffe)  in  Ordnung,  so  hat 
er  auf  den  Zeugnissen  unter  Beisetzung  des  Datums  und  seiner  Namensunter- 
sebrift  blos  zu  bestätigen,  dass  der  Ein-  oder  Durchfuhr  des  Viehes,  bezie- 
hungsweise der  Rohstoffe,  ein  Hinderniss  nicht  entgegenstehe. 

Treffen  Transporte  (von  Thieren  oder  Rohstoffen)  ohne  amtliche  Zeug- 
nisse an  den  Eintrittsorten  ein,  oder  sind  die  Certificate  unvollständig,  oder 
stimmt  die  Stückzahl  der  Thiere  mit  der  in  den  Ursprungs-Zeugnissen  ange- 
führten nicht  Uberein,  ohne  dass  durch  amtlichen  Nachweis  der  Zu-  oder 
Abgang  in  befriedigender  Weise  dargethan  werden  kann,  oder  ergeben  sich 
bei  der  Untersuchung  der  Thiere  Zweifel  Uber  deren  Gesundheitszustand,  so 
hat  die  Zurückweisung  des  ganzen  Transportes  zu  erfolgen,  und  es  hat  der 
Thierarzt  in  einem  solchen  Falle  die  UnzulUssigkeit  der  Weiterbeförderung 
den  betreffenden  Eisenbahn-  oder  Zollorganen  bekannt  zu  geben,  zugleich 
aber  auch  der  einschlagigen  politischen  Bezirksbehörde  unverweilt  hierüber 
die  Anzeige  zu  erstatten. 

Der  an  einem  Eintrittsorte  aufgestellte  Thierarzt  hat  ein  Protokoll 
zu  fuhren  und  in  dasselbe  genau  einzutragen : 

1.  Bezüglich  der  Vicht ransporte: 

a)  den  Tag  der  Ankunft  am  Eintrittsorte  ; 

b )  den  Namen  des  Thiereigenthiimers  ; 

c)  die  Bezeichnung  des  Thieres  oder  die  Stückzahl  und  Race  der  Thiere 
eines  Triebes  ; 

d)  den  Ort,  aus  welchem  das  Vieh  herstammt  und  die  Route,  welche  es 
eingehalten  ; 

e)  die  Behörde ,  welche  das  Ursprungs-Certificat  ausgestellt  oder  beglau- 
bigt hat; 

f)  den  Bestimmungsort. 

2.  Bezüglich  der  Rohstoffe: 

a)  den  Tag  der  Ankunft  am  Eintrittsorte; 

b)  den  Namen  des  Absenders; 

c )  die  Bezeichnung  der  Rohstoffe,  deren  Menge  und  die  Art  der  Verpackung ; 

d)  den  Ort,  woher  sie  stammen,  und  wo  sie  gelagert  waren ; 

e)  die  Behörde,  welche  das  Ursprungs-Certifieat  ausgestellt  hat; 

f)  den  Bestimmungsort. 

Zu  §.  7. 

Die  im  §.  6  des  Gesetzes  unter  den  Bedingungen  der  Einhaltung  be- 
stimmter Eintrittsorte  und  der  Beibringung  der  vorgeschriebenen  amtlichen 
Zeugnisse  als  zulässig  erklärte  Ein-  und  Durchfuhr  von  Schlachtvieh  und 
gewissen  thierischen  Rohproducten  unterliegt  folgenden  Beschränkungen 
und  Vorsichten: 
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A.  KOr  Schlachtvieh. 

a)  Eisenbabnzüge  und  Schiffe,  mit  welchen  derlei  Schlachtvieh  (Rindvieh, 
Schafe  und  Ziegen)  befördert  wird,  dürfen  nichtgleichzeitigNntz- 
vieh  führen. 

b)  Zwischen  dem  Eintritts-  und  dem  bestimmten  Ablade-  oder  Austrittsorte 
dürfen  Ausladungen  nicht  vorgenommen  werden,  ausser  sie  fänden 
zur  Approvisionirung  an  der  Bahn  oder  an  der  Wasserstrasse  gelegener 
Orte,  oder  bei  lange  dauernden  Reisen  an  hierzu  von  der  politischen 
Landesbehörde  eigens  bestimmten  Puncten  zur  Fütterung  und  Trän- 
kung der  Thiere  Statt. 

Auf  Stationen,  auf  welchen  die  Abgabe  von  Schlachtvieh  an  die 
zunächst  der  Bahn  oder  der  Wasserstrasse  gelegenen  Orte  gestattet 
wird,  ist  eine  aus  einem  politischen  Commissär  und  einem  Thierarzte 
bestehende  Beschaucommission  aufzustellen,  welche  den  Gesundheits- 
zustand des  ausgeladenen  Viehes  zu  untersuchen  und  zu  veranlassen 
hat,  dass  der  Trieb  ohne  Gefährdung  des  inländischen  Hornviehes  seinen 
Bestimmungsort  erreiche. 

c)  Umladungen  des  Schlachtviehes  dürfen  nur  auf  Eisenbahnen  und  nur 
dann  gestattet  werden,  wenn  sie  durch  den  Eisenbahnbetrieb  unbedingt 
nothwendig  werden. 

d)  Bei  Ab-  und  Umladungen,  sowie  an  den  Haltstellen  rauss  jedes  Zusam- 
menkommen mit  anderen  Thieren  strengstens  hintangchalten 
werden,  und  haben  die  betreffenden  Ortsbehörden  diessfalls  die  erfor- 
derlichen Vorkehrungen  zu  treffen. 

e)  Kommt  unter  den  mit  der  Eisenbahn  beförderten  Thieren  ein  Erkran- 
kung 8-  oder  T  o  d  e  s  f  a  1 1  vor,  so  hat  der  Chef  der  nächsten  Eisenbahn- 
station hiervon  sogleich  die  Anzeige  an  die  betreffende  politische  Bezirks- 
behörde zu  erstatten  und  den  betreffenden  Waggon  oder  nach  Umständen 
den  ganzen  Viehtransport  zurückzulassen.  Bei  dem  Auftreten  der  Rinder- 
pest in  den  benachbarten  Ländern  haben  daher  die  politischen  Landes- 
behörden sich  mit  den  Eisenbahnverwaltungen  in  Betreff  der  Durch- 
fUhrung  dieser  Vorschrift  zu  benehmen. 

Die  politische  Bezirksbehörde  hat  die  Krankheit  zu  constatiren, 
rücksiehtlich  der  verdächtig  befundenen  Thiere  die  Bestimmungen  zu 
den  §§.  20,  21,  22  einzuhalten,  und,  falls  nicht  der  ganze  Viehtransport 
zurückgehalten  wurde,  zugleich  die  Behörde  jenes  Ortes,  wohin  derselbe 
gerichtet  ist,  wenn  möglich  im  telegraphischen  Wege  von  dem  Eintreffen 
der  verdächtigen  Heerde  zu  verständigen. 

Auf  ähnliche  Weise  ist  sich  bei  einem  Erkrankungs-  oder  Todesfalle 
unter  dem  auf  einem  Schiffe  beförderten  Schlachtviehe  zu  benehmen . 
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f)  Die  Ortsbehörde  des  Bestimmungsortes  hat  darüber  zu  wachen,  dass 
von  der  Ankunft  der  Thiere  bis  zu  deren  Schlachtung  und  bei  letzterer 
Alles  vermieden  werde,  was  die  etwa  vorhandene  Krankheit  verschleppen 
könnte. 

Die  Schlachtung  solcher  Thiere  an  ihrem  Bestimmungsorte  muss 
unter  thierärztlicher  Aufsicht  stattfinden. 

g)  Die  zu  dem  Transporte  des  Schlachtviehes  verwendeten  Eisenbahn- 
waggons sind  in  jenen  Stationen,  in  welchen  die  Thiere  auswaggonirt 
wurden,  oder  welche  von  der  Landesbehörde  im  Einvernehmen  mit  den 
betreffenden  Eisenbahnverwaltungen  hiefür  bestimmt  werden,  sogleich 
in  der  Art  von  den  Bediensteten  der  Bahn  zu  reinigen,  dass  der  Mist 
und  andere  Unreinigkeiten  mittelst  stumpfer  Stallbesen  entfernt  und  auf 
eine,  jede  Verschleppung  der  Seuche  durch  dieselben  hintanhaltende 
Weise  sogleich  vertilgt  werden. 

Derartiger  Dünger,  sowie  Streu  und  Futterreste  dürfen  unter  keiner 
Bedingung  zu  irgend  einem,  wie  immer  gearteten  Zwecke,  verwendet, 
sondern  sie  müssen  entweder  verscharrt  oder  verbrannt  werden. 

Die  Waggons  sind  hierauf  der  Desinfection  in  der  Weise  un- 
verweilt  zu  unterziehen,  dass  alle  Stände  desselben  in  ihrem  Innern,  so- 
wie deren  Fussböden  mit  siedend  heissem  Wasser  oder  mit  gespanntem 
Wasserdampfe,  und  später,  nachdem  sie  an  der  Luft  getrocknet,  mit 
siedend  heisser  Lange  abgebrüht  und  abgerieben  werden. 

Diese  Desiofections-Modalitäten  haben  sich  auch  auf  alle  während 
des  Transportes  mit  den  Thieren  in  Berührung  gekommenen  Gegen- 
stände, namentlich  die  Futterkästen,  dann  auf  die  bei  dem  Auf-  und 
Abladen  des  Viehes  benutzten  Geräthe,  wie  Treppen,  Rampen  u.  s.  w. 
und  schliesslich  auf  die  bei  der  Reinigung  der  Waggons  und  Geräthe 
verwendeten  Werkzeuge,  als:  Schaufeln,  Besen  u.  s.  w.  zu  erstrecken. 

h)  In  ähnlicher  Weise  ist  die  Reinigung  der  zum  Transporte  solchen 
Sehlachtviehes  benutzten  Fluss-  und  Seeschiffe  (Ruder-,  Segel-  und 
Dampfschiffe)  vorzunehmen. 

x)  Die  bei  der  D  urchfuhr  benutzten  und  aus  dem  Auslande  oder  aus 
einem  Lande  der  ungarischen  Krone  zurückkehrenden  leeren  Vieh- 
transports-Waggons  und  Schiffe  sind  bei  ihrem  Eintreffen  an 
der  Gränze  nach  lä.  g)  zu  desinficiren,  wenn  nicht  die  bereits  auswärts 
geschehene  Desinfection  amtlich  nachgewiesen  wird. 

k)  Personen,  welche  derlei  Transporte  begleiten,  dürfen  während  dieses 
Geschäftes  mit  fremdem  Vieh  nicht  in  Berührung  kommen,  und  haben 
sich  nach  Ablieferung  des  Schlachtviehes  der  Desinfection  (§.  23)  zu 
unterziehen.  Dasselbe  gilt  von  jenen  Personen,  welche  mit  dem  Auf- 
nnd  Abladen  des  Viehes  auf  den  Eisenbahnen  oder  Schiffen,  sowie  mit 
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der  Reinigung  der  Waggons,  Schiffe,  Geräthe  und  u.  s.  w.  sich  be- 
schäftiget haben. 

M.  KÖr  dl«  be*eleh0«4en  thlerUchen  Kohprodaetet 

a)  An  den  Ein  tritt  s  orten  ist  der  amtliche  Nachweis,  dass  die  Sendung 
aus  seuchenfreien  Orten  stamme  und  nur  in  solchen  Orten  gelagert  war, 
dann  der  vorschriftsmässige  Zustand  der  Rohstoffe  (§.  6  b)  von  dem  auf- 
gestellten Thierarzte  zu  controliren  und  wenn  der  eine  oder  der  andere 
nicht  besteht,  oder  selbst  nur  bei  einzelnen  Stücken  mangelhaft  befunden 
wird,  sofort  die  ganze  Fracht  zurückzuweisen. 

Es  sind  daher  insbesondere  nicht  völlig  ausgetrocknete,  gefrorene 
und  in  der  Wärme  wieder  weich  werdende  Rinderhäute,  rohe  Schaf- 
häute, ganze  Hörner,  rohes  Fleisch,  frische  Därme,  roher  oder  in  Wammen 
verpackter  Talg,  offene,  nicht  in  Säcken  verpackte  Wolle  nicht  zuzu- 
lassen. 

Diese  Vorschriften  sind  bei  den  zur  Durchfuhr  einlangenden  Roh- 
stoffen selbst  dann  einzuhalten,  wenn  die  Zustimmung  des  betreffenden 
Nachbarstaates  zur  Einfuhr  vorliegt. 

b)  Vom  Eintritts- bis  zum  Bestimmungsorte  dürfen  Ausladungen  nicht, 
Umladungen  aber  nur  dann  gestattet  werden,  wenn  sie  zur  Weiter- 
beförderung auf  Eisenbahnen  oder  Wasserstrassen  unvermeidlich  sind. 

c)  Bei  nothwendigen  Umladungen  und  bei  dem  Wegbringen  von  den  Aus- 
ladeplätzen dürfen  Rindvieh-Bespannungen  nicht  benutzt 
werden  und  sind  die  von  Seite  der  Ortsbehörde  elwa  getroffenen  Siche- 
rungsmassregeln genau  einzuhalten. 

d)  Die  zu  solchen  Transporten  benutzten  Eisenbahnwaggons  und 
Schiffe  sind  nach  erfolgter  Abladung  der  Desinfection  zu  unterziehen. 
(Ä.  g.) 

Zu  §.  10. 

Sollte  wegen  eines  sehr  verbreiteten  Herrschens  der  Rinderpest  in  Russ- 
land oder  den  Donaufürstenthümern,  oder  wegen  des  Vordringens  der  Seuche 
gegen  die  Gränze,  oder  wegen  sonstiger  Gefahr  eine  Erstreckung  der  Con- 
tumazdauer  Uber  zehn  Tage  zur  Herbeiführung  eines  grösseren  Schutzes  für 
das  inländische  Hornvieh  für  nothwendig  erkannt  werden,  so  hat  diese  Er- 
streckung nicht  nur  die  zunächst  bedrohte  Contumazanstalt,  sondern  auch 
die  zunächst  gelegenen  zu  betreffen,  und  es  haben  sich  die  Landesbehörden, 
falls  die  Viehcontnmazanstalten  in  verschiedenen  Verwaltungsgebicten  liegen, 
unter  sich,  sowie  auch  nach  Beschaffenheit  der  Lage  mit  jener  Behörde, 
welche  Uber  die  Viehcontumazen  Siebenbürgens  zu  verfügen  hat,  bezüglich 
der  Festsetzung  einer  möglichst  gleich  langen  Contumaz-Periode  in  das  Ein- 
vernehmen zu  setzen. 
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Die  verfügte  Ausdehnung  der  Conturaaz-Periode,  welche  nie  Einund- 
zwanzig Tage  Überschreiten  darf,  ist  stets  nnverweilt  zur  Kenntniss  des 
Ministeriums  des  Innern  zu  bringen. 

Die  Viehpässe,  mit  welchen  das  aus  der  Contumaz  austretende  Vieh  zu 
versehen  ist,  sind  nach  dem  Formulare  der  Beilage  1  (zu  §.  15)  auszustellen, 
und  haben  mit  folgender  Klausel  zu  schliessen : 

„Dass  obiges  Vieh  in  der  Contumazanstalt  ....  vom  

bis  zum  18     .in  Beobachtung  gestanden  und 

während  dieser  Periode  und  bei  dem  Austritte  aus  dieser  Anstalt  vollkommen 
gesund  befunden  worden  sei,  wird  hiemit  bestätiget." 
 am  18  .  . 

Der  Contumaz-Vorstand : 

Zu  §.  1 2. 

Bezüglich  der  aus  den  Contumazanstalten  austretenden  Viehtriebe  sind 
folgende  Bestimmungen  einzuhalten: 

a)  Transporte  von  Schlachtvieh  sind  an  die  nächste  Eisenbahn 
Station  zu  dirigiren  und  daselbst  zur  Einwaggonirung  anzuweisen. 

b)  Für  jene  Viehtriebe,  welche  bis  zur  Erreichung  der  Eisenbahn  dm 
Landweg  benutzen  müssen,  oder  welche  in  Galizien  oder  in  der  Buko- 
wina zur  Mästung  oder  zum  Wirthschaftsbetriebe  in  Orten  bestimmt 
sind,  welche  mit  der  Eisenbahn  nicht  erreicht  werden  können,  sind  eigene, 
von  dem  einheimischen  Vieh  nicht  begangene,  von  den  Ortschaften  ab- 
gelegene Triebstrassen  von  der  Landesbehörde  zu  ermitteln  und 
anzuweisen.  Längs  den  Triebstrassen  sind  Futter-  und  Raststa- 
tionen für  die  Triebheerden  festzustellen. 

c)  An  von  der  Landesbehörde  zu  bestimmenden  Puncten  dieser  Trieb- 
strassen, wozu  insbesonders  die  Raststationen  zu  wählen  sein  werden, 
sind  Besch  au-Commissioncn,  aus  einem  politischen  Beamten  und 
einem  Thierarzte  aufzustellen,  deren  Aufgabe  es  ist : 

aa)  die  Zahl  und  Art  der  Thiere  mit  den  Angaben,  der  Viehpässe  zw 
controliren  ; 

bb)  den  Gesundheitszustand  des  Viehes  zu  untersuchen,  und  den  Befund 

auf  dem  Viehpasse  zu  verzeichnen  ; 
cc)  die  an  diesen  Stationen  stattfindenden  Abverkäufe  oder  sonstigen 
Abgänge  in  den  Pässen  zu  verzeichnen  und  den  ab  verkauften 
Thieren  Gesundheits-Certificate  auszustellen,  welche  von  dem 
Käufer  derselben  gleich  bei  dem  Eintreffen  in  seinem  Wohnorte 
dem  Ortsvorstande  vorzuweisen  sind. 
i)  An  den  für  die  Verladung  von  Hornvieh  bestimmten  Eisenbahn- 
stationen sind  Viehbeschau-Commissionen  im  Sinne  der  lit.  e)  auf- 
zustellen und  es  dürfen  daselbst  nur  solche  Viehtriebe  in  die  Waggons 
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verladen  werden,  welche  mit  den  vorgeschriebenen  Viehpässen  versehen 
und  von  der  Viehbeschau-Commission  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen 
lit.  c)  aa),  bb)y  cc)  nicht  beanständet  worden  sind. 
k)  Rücksichtlich  des  Transportes  solchen  Viehes  mit  der  Eisenbahn 
und  der  Desinfection  der  hiebei  benutzten  Waggons  haben  die 
Bestimmungen  zu  §.  7  zur  Durchfuhrung  zu  kommen. 

Zu  §.  13. 

Ergeben  sich  rUcksichtlich  des  amtlichen  Provenienz-Certificates  oder 
des  vorschriftsmäs8igen  Zustandes  der  Rohstoffe  Anstände,  so  ist  die  ganze 
Waarenpartie  zurückzuweisen. 

Die  mit  Umgehung  der  Contumazanstalten  eingebrachten  thierischen 
Rohproducte  sind  nach  §.  8  des  Gesetzes  zu  behandeln. 

Das  Desinfectionsverfahren  hat  beiganzenHörnern  und  bei  K 1  a  u  e  n 
darin  zu  bestehen,  dass  sie  durch  12  Stunden  in  eine  stärkere  Chlorkalk- 
lösnng  (zwei  Pfund  Chlorkalk  auf  Einen  Eimer  Wasser)  oder  in  eine  Koch- 
salzlösung (zehn  Pfund  Steinsalz  auf  Einen  Eimer  Wasser)  eingelegt,  öfter 
umgerUhrt  und  schliesslich  an  der  Luft  getrocknet  werden. 

Geschmolzener,  in  Wammen  eingegossener  Talg  ist  durch 
sorgfältiges  Waschen  der  Emballage  mit  einer  der  eben  genannten  Lösungen 
zu  desinficiren. 

Zu  §.  25. 

Zu  h).  Wurde  von  der  Landesstelle  der  Transport  von  Thieren  und 
thierischen  Rohproducten  mittelst  der  Eisenbahn  durch  einen  Seuchenort 
gestattet,  so  ist,  falls  dieser  ein  Stationsplatz  sein  sollte,  das  Betreten  dieses 
letzteren  durch  die  Ortseinwohner  auf  die  Fälle  der  unbedingten  Noth wendig - 
keit  zu  beschränken,  und  daselbst  das  Auf-  und  Abladen  von  Thieren,  von 
thierischen  Rohproducten  und  Abfällen,  von  Rauhfutter  und  Streumaterialien 
für  die  Seucbendauer  unbedingt  zu  verbieten. 


Digitized  by  Google 


293 


Beilage  I  (zn  $.  15). 
Protokolls-Z.hl  Bexirk 


•        Vieh -Pas  s 

aus  dem  Beuchenfreien  Orte  .  . 


Name  und 
Wohnort  des 
Viphei^pnthümer» 

Name  nnd 
Wohnort  des 
Treiher« 

Beschreibung  des  Viehes 

Etwaiges 
8timpel-  oder 
Brand  zeichen 

Angabe  des 

Ortes,  wohin 
der  Viehtrieb 
gerichtet  ist 

• 

* 

• 

M 

JB 

M 

O 

e 

• 

M 

e 

vorne 

hinten 

• 

| 

i 

Dass  obiges  Vieh  bei  seinem  Abtriebe  ron  hier  gesund  befanden  sei  und  dass  weder 
hier,  noch  in  der  Umgebung  eine  8euche  unter  dem  Hornriehe  herrsche,  wird  hiermit 
bestätiget. 

Dieser  Vieh-Pass  hnt  nur  eine  Giltigkeit  für  sieben  Tage. 
 am  18  .  . 

Der  Gemeinde-Vorstand: 
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D.  Bestimmungen  im  Interesse  der  Eisenbahn-Statistik. 


1.  Allgemeines  CoDtirungg-Schema  für  den  Betrieb  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen vom  1.  J&nner  1867   W7 

Erl&uternde  Bemerkungen  zu  demselben   30*2 

2.  Handelsminitterial-Erlass  vom  2.  Janner  1869,  Z.  173,  betreffend  die  Ver- 
fassung gleichförmiger  Betriebs-Ausweise   305 

3.  Handelsministerial-Erlas«  vom  7.  April  1864,  Z.  2830,  betreffend  die  Einrich- 
tung und  Vorlage  statistischer  Nachweisungen   306 
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1.  Mit  den  Handelsministerial- Erlässen  vom  29.  August  1866,  Z.  7052- 
585  und  vom  28.  December  1866,  Z.  19.281-1657  wurde  das  nachstehende, 
von  dem  Verwaltungsrathe  der  österreichischen  Staats-Eisenbahn-Gesellschaft 
gemeinschaftlich  mit  den  Übrigen  österreichischen  Eisenbahn-Verwaltungen 
entworfene  einheitliche  Conti rungs-Schema  für  die  österreichi- 
sch e  n  E  i  8  e  n  b  a  h  n  e  n  mit  der  Wirksamkeit  vom  1 .  Jänner  1867  angefangen 
genehmigt: 

Allgemeines  (kmtinmgs- Schema 

für  den  Betrieb  der  österreichischen  Elsenbahnen. 


Eisenbahn  -  Betriebs  -  Einnahmen. 

Cap.  1.  Transport-Einnahmen. 

Art.   I.  Personen-Transporte. 

„    II.  Militär-Transporte. 

„  III.  Gepäck. 

„  IV.  Eilgut. 

„    V.  Waaren,  Vieh,  Militärgüter  und  Nebengebühren. 

Cap.  2.  Verschiedene  Einnahmen. 

Art   I.  Mieth-  und  Pachtzinse. 

„    II.  Wagen-  und  Sackmiethe. 

„  III.  Telegraphische  Depeschen. 

„  IV.  Verschiedene  Erträgnisse. 


H.  Abschnitt. 

Eisenbahn  -  Betriebs  -  Ausgaben. 
A.  Allgemeine  Verwaltung. 

Cap.  3.  Allgemeine  Verwaltungs-Auslagen. 

Art.   I.  Besoldungen,  Ersätze,  Reise-,  Bekleidungs-  und  andere  Unkosten 
des  Personals,  und  zwar  der  obersten  Beamten,  welche  die  gesammte 
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Leitung  des  Bahnbetriebes  besorgen,  und  des  ihnen  unmittelbar 
zugewiesenen  Hilfspersonals,  ferner  des  Personales  der  Hilfsämter, 
des  Secretariates,  des  Rechtsconsulenten,  der  Buchhaltung  und 
Controle,  Cassa  und  Liquidatur. 
Art.  II.  Bureau-Auslagen,  Drucksorten,  Porto-  und  Insertions-Gebühren , 
Erhaltung  der  Inventargegenstände. 
„  III.  Feuerassecuranz. 

„  IV.  Gerichts-  und  Notariats-8pesen,  Wohlthätigkeitsspenden. 

h    V.  Miethzinse. 

„  VI.  Verschiedene  Unkosten. 


und  BAhtierhaltung-. 

Cap.  4.  Kosten  der  Centralleitung. 

Art.   I.  Besoldung  des  Personals,  Ersätze,  Reise-  und  andere  Personal- 
Unkosten,  Bekleidung  des  Dienstpersonales. 
r    II.  Bureau- Auslagen,  Drucksorten,  Erhaltung  der  Inventargegenstände 
und  sonstige  Auslagen. 

Cap.  5.  Allgemeine  Auslagen  für  Bahnaufsicht  und  Bahn- 
erhaltung. 

Art.  I.  Besoldung  des  Personals,  Ersätze,  Reise-  und  andere  Personal- 
Unkosten,  Bekleidung  des  Dienstpersonales  und  zwar  jenes  Per- 
sonales, welches  ftir  den  Streckendienst  der  Bahnerhaltung  ver- 
wendet wird,  als:  Bahnerhaltungs-  und  Strecken-Chefs  und  das 
ihren  Bureaux  zugewiesene  Personal,  dann  Bahnaufseher. 
„  II.  Bureau-Auslagen,  Drucksorten,  Erhaltung  der  Einrichtungsgegen- 
stände  und  sonstige  Auslagen  für  das  sub  I  bezeichnete  Personal. 

Cap.  6.  Bahnaufsicht. 

Art.   I.  Besoldung,  Ersätze,  Reise-  und  andere  Personal-Unkosten,  dann 
Bekleidung  und  sonstige  Naturalgaben  des  Wächterpersonales. 
r    II.  Beleuchtung  der  currenten  Bahn  und  Erhaltung  der  Beleuchtungs- 
mittel. 

r  III.  Erhaltung  der  sonstigen  optischen  und  elektrischen  Signalmittel 

längs  der  Bahn. 
r  IV.  Erhaltung  der  Einrichtung  der  Wächterhäuser. 

Cap.  7.  Erhaltung  und  Umstaltung  des  Unterbaues. 
Art.   I.  Erdarbeiten,  inclusive  8ttitz-  und  Futtermauern,  sowohl  Lohn  als 


,    II.  Kunstarbeiten,  sowohl  Lohn  als  Material. 
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Art.  III.  Strassen  und  Wege  sammt  Zugehör,  Reinigung  der  Seitengräben, 
Beseitigung  des  Schnees  und  Eises  durch  die  permanente  Arbeits- 
kraft, und  zwar  sowohl  Lohn  als  Material,  Anpflanzungen,  Ein- 
friedungen der  Bahn  und  der  Stationen,  Barrieren. 

Cap.  8.  Erhaltung  und  Umstaltung  des  Oberbaues. 

Art    I.  Lühnungen  und  sonstige  Personalausgaben  für  die  Oberbau - 
Arbeiter. 
r    II.  Eisenmateriale  ) 


*  IV.  Bettungsmateriale  ) 
„    V.  Wechsel,  Drehscheiben,  Schiebebühnen,  inclusive  Fundirung. 
„  VI.  Erhaltung  der  Oberbau- Werkzeuge  und  Invenlarial gegenstände. 

Gap.  9.  Erhaltung  und  Umstaltung  der  Gebäude. 

Art.  I.  Alle  auf  den  Stationen  befindlichen  Gebäude ,  ohne  Rücksicht  auf 
ihrcBestimmung  sammt  Zugehör,  als:  AufnahmRgebände,  Frachten- 
magazine mit  ihren  stabilen  Bruckenwagen  und  Rampen ,  Kohlen- 
rutschen, Heizhäuser,  Werkstätten  -  Gebäude ,  Wasserstations- 
Gebände,  Wohngebäude  etc.,  dann  Erhaltung  ihrer  niet-  und 
nagelfesten  Einrichtung. 

„  II.  Erhaltung  der  Wasserstations-Einrichtungs-Gegenstände,  als:  Re- 
servoirs, Dampfpumpen  sammt  Kessel,  Handpumpen,  Röhrenleitung 
und  Wasserkraniche. 

-  III.  Wächterhäuser  und  8ignalhütten  sammt  Zugehör,  dann  Erhaltung 
ihrer  niet-  und  nagelfesten  Einrichtung. 


Art.    I.  Schneeverwehungen. 
„    II.  Beschädigungen  des  Bahnkörpers  durch  Elementar-Ereignisse. 
,  III.  Beschädigungen  des  Bahnkörpers  durch  Entgleisungen  und  Achsen- 
brüche. 

„  IV.  Sonstige  Auslagen,  wie:  ftlr  Ausschmückung  der  Stationen  und 
Gebäude,  Herstellung  von  Provisorien  aus  Anlass  von  Elementar- 
Ereignissen  etc. 


Cap.  10.   Ausserordentliche  Auslagen. 
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C.  Verkehr«-  und  commereieller  Dienst. 

Cap.  11.  Kosten  der  Centralleitung. 

Art.   I.  Besoldung  des  Personals,  Ersätze,  Reise»  und  andere  Personal- 
Unkosten,  dann  Bekleidung  des  Dienstpersonals,  sowohl  für  den 
commerciellen,  als  auch  Mir  den  Stations-  und  Fahrdienst. 
„    II.  Bureau-Auslagen,  Drucksorten,   Erhaltung  der  Inventar-Gegen- 
stände und  sonstige  Auslagen. 

Cap.  12.  Stationsdienst. 

Art.  I.  Besoldungen  und  Löhne  des  bei  der  Beaufsichtigung  und  Ueber- 
wachung  des  Stations-  und  Fahrdienstes  verwendeten  Personals, 
fernere  des  gesamtsten  auf  den  Stationen,  und  zwar  im  Bureau  des 
Stations- Vorstandes,  bei  der  Personen-Expedition,  in  den  Frachten- 
magazinen ,  beim  Telegraphendienste  verwendeten  Personals, 
endlich  Ersätze,  Reise«,  Bekleidungs-  und  andere  Unkosten  dieses 
Personals. 

„    II.  Bureau-  und  Magazins- Auslagen,  dann  Auslagen  für  Drucksorten 

und  Fahrbillets. 
„  III.  Beheizung,  Beleuchtung  und  Reinigung  der  Stationen. 
„  IV.  Reinigen,  Verschieben  und  Untersuchung  der  Wagen  bezüglich 

ihrer  Lauffähigkeit  durch  Arbeiter. 
„    V.  Verschieben  der  ZUge  und  Wagen  durch  Locomotive. 
„  VI.  Erhaltung  der  Telegraphen-Einrichtung  sammt  Material,  und  zwar 

der  Apparate  und  der  Drahtleitung  zur  Hauptleitung. 
„  VII.  Erhaltung  der  Stations-Einrichtung  und  der  Inventar-Gegenstände 

für  den  Stationsdienst. 

Cap.  13.  Fahrdienst. 

Art.  I.  Besoldung,  Ersätze,  Reise-,  Bekleidungs-  und  andere  Unkosten  des 
Zugbegleitungs-Personals,  d.  i.  der  Ober-Conducteure ,  Conduc- 
teure,  Packer  und  Bremser. 

„    II.  Beleuchtung  und  Beheizung  der  Wagen  und  Züge. 

„  III.  Erhaltung  der  Zugsausrüstungs-Gegenstände. 

„  IV.  Beleuchtung,  Beheizung  und  Reinigung  der  Casernen  des  Zng- 
begleitungs-Personals,  dann  Erhaltung  der  Einrichtungs-Gegen- 
stände dieser  Casernen. 
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D.  Zugförderung-  und  Werkst  üttendlenat. 

Cap.  14.  Kosten  der  Centraileitung. 

Art.    I.  Besoldung  des  Personals,  Ersätze,  Reise-  und  andere  Personal- 
Unkosten,  Bekleidung  des  Dienstpersonals. 
n     II.  Bureau- Auslagen ,  Drucksorten,  Erhaltung  der  Inventar-Gegen- 
stände und  sonstige  Auslagen. 

Cap.  15.  Zugförderung. 

Art  I.  Besoldung,  Prämien,  Ersätze,  Reise-  nnd  andere  Unkosten,  dann 
Bekleidung  des  Personals,  und  zwar  des  exponirten  Beamten,  des 
znr  Beaufsichtigung  der  Heizhäuser  bestimmten  Personals ,  dann 
der  Locomotivführer ,  Heizer,  Putzer  und  sonstigen  Heizhaus- 
Personals. 

„     II.  Bureau-Auslagen  und  Drucksorten. 

„    III.  Brennmaterial  sammt  Kosten  der  Aufladung  auf  die  Tender. 
„    IV.  Schmieren,  Beleuchten  und  Putzen  der  Loeomotive  und  Tender. 
„     V.  Schmieren  der  Wagen,  sowohl  Material  als  Lohn. 
„    VI.  Wasserspeisung  der  Loeomotive ,  sowohl  Löhnungen  als  Material 

für  die  Bedienung  der  Schöpfwerke  und  Kosten  für  allfällige 

Wasserzufuhr. 

„  VII.  Beleuchtung,  Beheizung  und  Reinigung  der  Heizhäuser  und  der 
Casernen  des  Maschinenpersonals,  Erhaltung  der  Einrichtungs- 
Gegenstände  dieser  Casernen. 

„  VIII.  Erhaltung  der  Inventar-Gegenstände  der  Heizhäuser. 

Cap.  16.  Erhaltung  der  Fahrbetriebsmittel. 

Art.  I.  Erhaltung  der  Loeomotive,  Tender  und  Tender- Ausrtlstungs- 
Gegenstände. 

„     II.  Erhaltung  der  Personenwagen,  Postambulance-,  Postconducteurs-, 

dann  Eisenbahn-Conducteurs-Dienstwagen. 
„    UI.  Erhaltung  der  Lastwagen. 

„    IV.  Erhaltung  der  Schneepflttge  und  Untergestellwagen. 
„     V.  Erhaltung  der  Zustellung«-  und  Chaussee- Wagen. 
„    VI.  Kosten  der  Herstellung  ausserordentlicher  Beschädigungen  durch 
Entgleisungen,  AchsenbrUche,  ZusammenstÖsse  etc. 
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E.  Besondere*  10  den  eigentlichen  Betriebskosten  nicht  gehörige  Ausgaben. 

Hierunter  gehören : 

Die  Steuern,  sämmtliche  StUmpelgebühren  (mit  Ausnahme  der  für  Rech- 
nung des  Finanzärars  von  den  Parteien  erhobenen),  die  Einquartirungskosten, 
die  Beiträge  der  Gesellschaft  zum  Pensions-  und  Untersttitzungsfonde ,  die 
Einzahlungen  zum  Reservefonde ,  die  Beziige  des  Verwaltungsrathes ,  die 
Ausgaben  für  den  ärztlichen  Dienst  und  die  Ausgaben  für  Zinsen  und 
Amortisation. 


Erläuternde  Bemerkungen 

zum  allgemeinen  Contlrungs-Schema  f&r  den  Betrieb  der  Osten*.  Eisenbahnen. 

a)  Im  Allgemeinen. 

1.  Die  Betriebs-Einnahmen  sind  in  der  Weise  zu  buchen,  dass  als  Brutto- 
Einnahmen  nur  jene  Summen  erscheinen,  welche  nach  Abzug  der  Porto-RUck- 
vergtitungen  und  Bonifikationen,  der  für  Rechnung  der  Gesellschaft  selbst 
bezahlten  Entschädigungen  für  verlorene  oder  beschädigte  Güter,  der  für  die 
GUter-Assecuranz  an  die  Versicherungs  Gesellschaften  bezahlten  Pauschalien 
und  der  allfälligen  Kosten  für  Ceberflihrung  von  Personen  ,  Gepäcks-  und 
Frachtgütern  in  Fällen  von  Verkehrsstörungen  verbleiben.  Es  sind  daher 
besondere  Conti  hicfUr  zu  eröffnen,  auf  welchen  die  bezüglichen  Ausgaben  im 
Laufe  des  Jahres  verbucht  werden;  am  Ende  des  Jahres  sind  diese  Summen 
auf  Cap.  1.  (Art.  I— V)  zu  Ubertragen  und  so  von  den  Einnahmen  in  Abzug 
zu  bringen. 

2.  Auf  allgemeine  Verwaltung  sind  die  Gehalte  und  sonstigen  Auslagen 
des  oder  der  obersten  Beamten,  in  welchen  sich  die  Leitung  des  Gesammt- 
Dienstes  concentrirt,  und  des  ihnen  unmittelbar  zugewiesenen  Bureau- 
Hilfspersonales,  dann  des  Personales  der  Hilfsämter,  der  Buchhaltung,  der 
Controle,  so  weit  sie  von  der  Buchhaltung  ausgeübt  wird,  der  Casse  und  der 
Liquidatur  zu  verrechnen;  dagegen  sind  die  Besoldungen  und  sonstigen 
Personal-Ausgaben  jener  Oberbeamten  und  Beamten,  welche  im  Sitze  der 
Verwaltung  mit  der  Leitung  und  Ueberwachung  eines  speciellen  Dienstzweiges 
und  zwar  der  Bahnaufsicht  und  Bahnerhaltung  oder  des  Verkehres  und  com- 
merziellen  Dienstes  oder  endlich  des  Zugförderungs-  und  Wcrkatättendienstes 
betraut  sind,  ferneres  die  Personal-Auslagen  für  das  den  leitenden  Beamten 
zugewiesene  Bureau-Hilfspersonal  auf  die  speciellen  Dienstzweige  und  zwar 
aufCapitel:  „Kosten  der  Centralleitung"  zu  verbuchen.  Die  Ausgaben  fUr 
die  Rechnungs-Controle  sowohl  der  Einnahmen  als  auch  der  Betriebs-Aus- 
gaben gehören  zu  den  Ausgaben  der  Centralleitung  jenes  Dieustzweiges,  für 
und  durch  welchen  die  Controle  besorgt  wird. 


Digitized  by  Google 


FJsenhwWn. 


303 


3-  Im  Allgemeinen  wird  bestimmt,  dass,  wenn  ein  Beamter  die  Leitung 
mehrerer  Dienstzweige  in  seiner  Person  vereinigt ,  oder  für  mehrere  Dienst- 
zweige verwendet  wird,  seine  und  die  Bezüge  seines  in  gleichem  Falle  befind- 
lichen Hilfspersonales  auf  jeden  der  Dienstzweige  zu  repartiren  sind. 

4.  Die  Ausgaben  fUr  das  bei  den  Werkstätten  selbst  verwendete  Auf- 
sichtspersonale und  die  sonstigen  allgemeinen  Kosten  der  Werkstätten-Leitung, 
wie  Erhaltung  der  stabilen  Dampfmaschinen  sammt  Kessel,  Brennmaterial 
für  dieselben,  Erhaltung  der  Transmission,  Erhaltung  der  Hilfsmaschinen  und 
der  Werkzeuge,  Neuherstellung  und  Erhaltung  der  Modelle,  werden  während 
des  Jahres  auf  einem  besonderen  Conto:  „Werkstätten-Regie-Conto,"  ver- 
bucht, welchem  anderseits  jene  Betrüge  gutgebracht  werden,  welche  eventuell 
unter  dem  Titel:  „Allgemeine  Regiekosten«  von  Fall  zu  Fall  und  im  Laufe 
des  Jahres  von  dritten  Personen  hereingebracht  wurden.  Der  mit  Ende  des 
Jahres  verbleibende  8aldo  wird  auf  Cap.  16  (Art.  I— V)  repartirt,  und  so  der 
allgemeine  Werkstätten-Regie-Conto  ausgeglichen.  Die  Arbeiter-Löhnungen, 
sowie  die  Materialkosten  werden  schon  im  Laufe  des  Jahres  directe  jene» 
Conti  belastet .  für  deren  Rechnung  die  speciellen  Arbeiten  besorgt  werden. 

5.  Die  Personal-  und  sonstigen  allgemeinen  Kosten  der  Matcrialver- 
waltung  und  der  unterstehenden  Material-Magazine  werden  auf  einem  speciellen 
Conto  verbucht  und  am  Schlüsse  des  Jahres  den  einzelnen  Dienstzweigen  in 
dem  Verhältnisse  der  Werthe  der  von  ihnen  das  Jahr  hindurch  bezogenen 
Materialien  belastet. 

Für  den  Transport  der  für  den  Eisenbahnbetrieb  angeschafften  Materia- 
lien auf  der  eigenen  Bahn  werden  keine  Kosten  berechnet.  —  Die  sonstigen 
Transportkosten,  sowie  alle  anderen  Auslagen  für  angeschaffte  Materialien 
werden  den  Anschaffungspreisen  der  bezüglichen  Materialien  zugeschlagen. 
Alte,  für  den  Betrieb  unbrauchbar  gewordene  Materialien  werden  von  den 
einzelnen  Dienstzweigen  um  die  wahrscheinlich  zu  erzielenden  Verkaufspreise 
dem  allgemeinen  Material-Conto  zugerechnet,  welcher  durch  die  Ausgabe  der 
Materialien  an  die  Dienstzweige  und  den  Verkauf  der  alten  Materialien  seine 
Entlastung  findet.  Die  Ueberschüsse  oder  Abgänge,  welche  sich  am  Ende  des 
Jahres  durch  Erzielung  höherer  oder  niedrigerer  Verkaufspreise  der  alten 
Materialien  oder  durch  Material-Uebersehüsse  oder  Abgänge  oder  durch 
Preis- Differenzen  bei  den  anderen  Materialien  in  der  Bilanz  dieses  allgemeinen 
Material-Contos  ergeben,  werden  den  einzelnen  Dienstzweigen  in  dem  Ver- 
hältnisse gut-  oder  zur  Last  geschrieben,  in  welchem  sie  bei  den  Materialien, 
welche  den  Ueberschuss  oder  Abgang  ergeben  haben,  betheiligt  sind. 

6.  Im  Allgemeinen  ist  bei  der  Contirung  der  Grundsatz  festzuhalten, 
dass  alle  Ausgaben,  welche  directe  filr  einen  speciellen  Dienst  gemacht  wurden, 
auch  diesem  Dienste  zur  Last  zu  schreiben  sind. 

7.  Es  steht  jeder  Verwaltung  frei,  die  im  Contirungs-Schema  aufge- 
führten Artikel  in  weitere  Subrubriken  zu  zerlegen,  die  Buchung  soll  aber 
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immer  in  der  Weise  geschehen,  dass  es  leicht  möglich  wird,  diese  Subrubriken 
zusammenzuziehen  und  so  die  Ausgaben  per  Artikel  nach  der  im  Schema 
vorgeschriebenen  Art  nachzuweisen. 

8.  Die  Ausgaben  für  Miethzinse,  mit  Ausnahme  der  Quartiergelder  der 
Beamten  und  Diener  (Cap.  3,  Art.  V),  sind  am  Schlüsse  des  Jahres  mit  der 
Einnahme  (Cap.  2,  Art.  I)  zu  compensiren  und  nur  der  bezügliche  Saldo  in 
der  Betriebsrechnung  auszuweisen. 

9.  Die  Ausgaben  für  Wagenmiethe  sind  am  Schlüsse  des  Jahres  von 
der  correspondirenden  Einnahme  abzuziehen,  und  wenn  diese  nicht  hinreicht, 
so  ist  die  Differenz  von  Cap.  1,  Art.  V,  in  Abzug  zu  bringen. 

6)  Im  Besonderen. 

Ad  Cap.  1,  Art.  II.  Hieher  gehören  alle  Einnahmen  für  Militärpersonen, 
Militärgepäck,  Wagen  und  Pferde,  welche  auf  Grund  der  juxtirten  Militär- 
register aufgenommen  und  nach  dem  Militärtarif  abgerechnet  werden.  Die 
Einnahme  für  Militärgüter,  welche  ohne  Mannschaftsbegleitung  und  auf  Grund 
von  Frachtbriefen  zum  Militärtarif  befördert  worden,  sind  sub  Art.  V  zu  ver- 
rechnen. 

Ad  Cap.  8,  Art.  III.  Hieher  gehören  auch  die  Ausgaben  für  Erhaltung  der 
Niveau-  und  Warnungstafeln,  der  Meilenzeiger,  Profilpflöcke  und  Gränzsteine. 

Ad  Cap.  8,  Art.  VI.  Hierunter  sind  zu  zählen  die  sogenannten  Bahn- 
wagerln,  Draisinen,  Schotterwagen  und  überhaupt  solche  Wagen,  welche  der 
Bahnerhaltung  lediglich  zu  ihren  Zwecken  zugewiesen  sind. 

Ad  Cap.  9,  Art.  I.  Hieher  sind  auch  zu  verrechnen  die  Ausgaben  ftlr  die 
Erhaltung  der  Gasleitungen. 

Ad  Cap.  11,  Art.  I— U.  Jene  Verwaltungen,  welche  die  Auslagen  für 
den  rein  commerziellen  Dienst,  in  dessen  Ressort  speciell  die  Tarifsangelegeu- 
heiten  gehören,  besonders  nachweisen  wollen,  werden  das  Capitel  1 1  doppelt 
führen  und  zwar  Cap.  11/a  für  den  commerziellen  und  11/b  für  den  Ver- 
kehrsdienst. 

Ad  Cap.  12,  Art.  I.  Zu  diesem  Personale  gehören:  die  für  den  Verkehr 
der  Züge,  für  die  Expedition  der  Personen  und  Güter,  für  die  Besorgung  des 
Telegraphen  bestimmten  Beamten  und  Diener  (die  Verkehrschefs  mit  ihren 
Bureaux  inbegriffen),  die  Nachtwächter,  in  soferne  sie  nicht  ausschliessend 
für  die  Bewachung  von  Werkstätten,  Heizhäusern  oder  Depots  aufgestellt 
sind,  in  welchem  Falle  ihre  Bezüge  zu  Lasten  dieser  Dienstzweige  zu  buchen 
sind,  die  Portiere,  Thürstcher,  Thorwächter,  Weichenwächter,  Stationsauf- 
seher, die  zur  Personen  oder  Güter-Expedition  verwendeten  Arbeiter. 

Ad  Cap.  12,  Art.  III.  Die  Kosten  für  die  Reinigung  der  Stationen  ge- 
hören nur  in  soferne  hieher,  als  sie  durch  die  vorhandenen  Stationsarbeiter 
besorgt  werden.  Werden  hiezu  eigene  Kräfte  nothwendig,  wie  bei  grösseren 
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Schneefällen,  so  hat  die  bezügliche  Ausgabe  die  Bahnerhaltnng  zu  tragen, 
und  zwar  ist  sie  auf  Unterbau-Erhaltung  (Cap.  7,  Art.  III)  zu  oontiren. 

Ad  Cap.  12,  Art.  VII.  Hieher  gehören  auch  die  Feuerlösch-Requisiten 
und  Waarendecken. 

Ad  Cap.  13,  Art.  III.  Darunter  sind  verstanden:  die  Normal-Taschen- 
uhren der  Conducteure,  die  Wagensignal-Laternen,  die  Conducteur-Signal- 
Laternen,  Uberhaupt  die  Signalisirungs-Mittel  für  die  ZUge,  die  Reserve- 
Kuppelketten,  Medikamentenkästen,  Wärmflaschen,  Equipage-Riemen  etc. 

Ad  Cap.  15,  Art.  VI.  Hieher  sind  zu  buchen  die  Löhnungen  nicht  allein 
der  Wasserschöpfer,  sondern  auch  der  Dampfpumpen-Wärter. 

Ad  Cap.  15,  Art.  VII.  Dazu  gehört  auch  die  Reinigung  der  Wasser- 
stationen und  der  Ausräumerkanäle,  sowie  die  Wegschaffung  der  Schlacken. 


2,  Handelsniinisterial-Erlass  vom  2.  Jänner  1869,  Z.  173-26, 

CentralMatt  Nr.  4,  an  sümmtliche  Eisenbahn-Verwaltungen,  betreffend  die  Verfassung 

gleichförmiger  Betriebs-Ausweise. 

Bei  der  Wichtigkeit,  welche  die  von  den  Bahn  Verwaltungen  perioden- 
weise  veröffentlichten  Betriebs -Ausweise  für  die  Beurtheilung  des  Verkehres 
haben  und  mit  Rücksicht  auf  die  Noth wendigkeit  die  Verkehrsbewegung  ein- 
dringlichst zu  beobachten  und  zu  controliren,  was  anderseits  wieder  nur  dann 
möglich  ist,  wenn  diese  Nachweisungen  möglichst  gleichförmig  verfasst  und 
den  auch  bereits  im  Publicum  laut  gewordenen  Wünschen  entsprechend  über- 
sichtlich zusammengestellt,  gleichzeitig  veröffentlicht  werden,  findet  das 
Handelsministerium  Nachstehendes  anzuordnen: 

Die  Ausweise,  welche  monatweisc  auszugeben  sind,  ohne  jedoch  die  bei 
einigen  Bahnen  üblichen  Wochen-Ausweise  zu  alteriren ,  haben  conform  mit 
den  von  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  und  anderen  Bahnen  veröffentlichten 
Monats- Ausweisen  folgende  Rubriken  zu  enthalten : 

1.  Länge  der  Bahn, 

2.  Zahl  der  beförderten  Personen, 

3.  Quantum  der  beförderten  Güter, 

4.  Einnahmen  im  Personenverkehre,  somit  auch  für  Ge- 
päck und  Eilgut, 

5.  Einnahmen  im  Frachtenverkehre, 

6.  Summe  der  Einnahmen  $ub  4  und  5. 

Diese  Daten  sind  für  den  betreffenden  Monat,  darunter  für  die  Zeit  vom 
1.  Jänner  bis  dahin,  dann  summirt,  ferner  in  gleichförmiger  Weise  für  das 
Vorjahr  einzustellen. 
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Die  Verwaltung  wird  eingeladen,  diese  Ausweise  jedesmal  längstens  bis 
znm  6.  des  folgenden  Monates  hieher  vorzulegen ,  worauf  die  Veröffent- 
lichung der  in  diesem  Ministerium  zusammengestellten  Nachweisungen  durch 
die  Wiener  Zeitung  und  das  Centralblatt  für  E isenbahnen  und 
Dampf  schiff  fahrt  veranlasst  werden  wird. 

Einen  besonderen  Werth  muss  das  Handelsministerium  noch  darauf 
legen,  dass  in  den  bezüglichen  Begleitungsschreiben  jene  Verhaltnisse  berührt 
werden,  welche  auf  die  Zu-  oder  Abnahme  des  Verkehres  Einfluss  genommen 
haben. 


3.  Handelsininisterial-Erlass  vom  7.  April  1864,  Z.  2830-271, 

an  sutumtliche  österreichische  Eisenbnhn- Verwaltungen,  betreffend  die  Einrichtung  und 
Vorlage  statistischer  Nachweisungen  über  die  Ergebnisse  des  Baues  und  Betriebes  der 

österreichischen  Buhnen. 

• 

Der  geehrten  Verwaltung  ist  nicht  unbekannt,  welch'  hoher  Werth  auf 
eine  gleichmässige  Nachweisung  der  Ergebnisse  des  Baues  und  Betriebes  der 
österreichischen  Eisenbahnen  allseitig  gelegt  wird ,  und  wie  fühlbar  der  bis- 
herige Mangel  einer  derartigen  Nachweisung  in  Oesterreich  geworden  ist. 

Diese  Nachweisung,  deren  Vorlage  an  Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät 
bereits  mit  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  5.  Februar  1859  angeord- 
net wurde,  ist  zugleich  unerlässlich,  um  eine  Gesammtübersicht  der  Gebarungs- 
Ergebnisse  der  Eisenbahnen  zu  erhalten,  da  bekanntlich  die  österreichischen 
Eisenbahn-Gesellschaften  bis  zur  Stunde  in  sehr  verschiedener  Weise  bei  der 
Darlegung  ihrer  Gebarung  vorgehen,  und  ihre  bisherigen  Nachweisungen  sich 
wegen  dieser  Verschiedenartigkeit  nicht  übersichtlich  zusammenfassen  lassen. 

Die  statistische  Centralcommission  betraute  über  hierortige  Anregung 
mit  dieser  Aufgabe  eine  Specialcommission,  welche  aus  Vertretern  des 
Handelsministeriums,  der  obersten  Rechnungs-Controlsbehörde  und  den  Orga- 
nen der  Direction  der  administrativen  Statistik  unter  dem  Vorsitze  des  Prä- 
sidenten Freiherrn  von  Czörnig  zusammengesetzt  war. 

Die  Grundlage  ihrer  Arbeit  bildete  eine  bereits  von  der  Direction  der 
administrativen  Statistik  entworfene  Reihe  von  Formularien  unter  gleichzei 
tiger  Benützung  derjenigen,  welche  von  der  General  Inspection  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  entworfen  und  an  die  Gesellschaften  zur  Ausfüllung 
hinausgegeben  worden  waren. 

Das  Spccialcomite  erkannte  jedoch  bald,  dass  es  die  ihm  übertragene 
Aufgabe  nicht  würde  vollständig  lösen  können ,  wenn  es  nicht  die  Vertreter 
einiger  der  vorzüglichsten  Eisenbahn  Verwaltungen  zur  Berathang  beizöge,  da 
hiezu  nicht  nur  manche  technische  Aufklärungen  erforderlich  waren,  sondern 
hauptsächlich  weil  —  wenn  das  Ziel  erreicht  werden  sollte  —  die  einzelnen 
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Gesellschaften  ihre  Aufschreibungen  in  der  Art  einrichten  mnssten,  damit  das 
ErgebnißB  derselben  ein  gleichartiges  würde. 

Hiezu  war  aber  eine  Verständigung  unter  den  einzelnen  Dircctionen 
erforderlich,  die  nur  in  gemeinsamer  Berathung  derselben  erreicht  werden 
konnte. 

Bei  der  Schwierigkeit  der  Aufgabe  war  es  erklärlich,  dass  wiederholt 
Berathungen  zu  diesem  Behufe  vorgenommen  werden  mussten,  welche  auch 
schon  dcsshalb,  weil  die  Vertreter  der  Direetionen  häufig  verhindert  waren, 
eine  längere  Zeit  erforderten. 

Wesentlich  wurde  die  Arbeit  dadurch  gefördert,  dass  Uber  einzelne 
wichtige  und  schwierige  Puncte,  namentlich  Uber  die  Verkeilung  der  Aus- 
gaben nach  den  Hauptabteilungen  Vorberathnngcn  der  bezüglichen,  von  den 
Gesellschaften  delegirten  Herren  Fachmänner  eingeleitet  wurden. 

Diese  Vorberathnngen  wurden  von  dem  General-Direetors-Stcllvcrtreter 
der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatscisenbahn-Gcsellschaft ,  Herrn  Regie- 
rungsrath Ritter  von  Engerth  geleitet,  dessen  Kifer  und  Fachkunde  überhaupt 
wesentlich  zur  Erzielung  eines  befriedigenden  Ergebnisses  dieser  Berathnn 
gen  beitrugen. 

Auf  Grnndlage  dieser  Vorberathungen  gelangte  das  Specialcomitc'  zu 
dem  Schlüsse  seiner  Arbeiten,  welche  —  nachdem  sie  von  der  Centralcom- 
mission,  dann  von  dem  Handels-  und  Finanzministerium  gutgeheissen  worden 
—  nunmehr  in  einer  Reihe  von  21  Formularien  vorliegen. 

Diese  Formularien  beziehen  sich  auf  die  Nachweisungen  Uber  den  Bau, 
den  Stand  der  Fahrbetriebsmittel ,  die  Leistungen  derselben ,  das  finanzielle 
Ergebniss  dieser  Leistungen  nach  dem  erzielten  Ertrage  und  die  damit  ver- 
bundenen Auslagen,  Uber  den  Vermögensstand  der  Gesellschaften,  Uber  die 
aussergewöhnlichen  Ereignisse  und  Uber  den  dadurch  vermittelten  Verkehr 
nach  den  beiden  Richtungen  desselben. 

Sie  umfassen  somit  alle  Momente,  welche  bei  der  Erforschung  der  Bau- 
und  Betriebsverhältnisse  der  Eisenbahnen  in  Betracht  kommen ,  und  werden 
nach  entsprechender  Ausfüllung  ein  ziemlich  vollständiges  Bild  der  bezug- 
lichen Verhältnisse  darbieten. 

Unter  l  ebermittlung  von  je  zwei  Exemplaren  der  Formnlarien  wird  die 
geehrte  Verwaltung  nunmehr  aufgefordert,  die  zur  Erstattung  dieser  Nach 
Weisungen  nöthigen  Einleitungen,  beziehungsweise  Aendcrungcn  der  bisheri- 
gen AnfBchreibungen  ungesäumt  zu  veranlassen  und  die  betreffenden  Nach- 
weisungen alljährlich  spätestens  in  der  ersten  Hälfte  des  Monats 
F  e  b  r  n  a  r  t»  duplo  lüeher  vorzulegen. 
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V.  Finanz-Vorschriften  für  die  Eisenbahnen. 
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A.  Besondere  Bestimmungen  über  die  Entrichtung  von  Steuern  und 

Gebühren. 

1.  Finanz-Ministerial-Erlass  Tom  18.  Juli  1854,  Z.  26.787-2224, 

F.  M.  Vdgbl.  Kr.  57, 

an  •fimmtliche  Finanz-Landes-Behörden, 

betreffend  die  Entrichtung  Ton  Stempeln  und  unmittelbaren  Geböhren  bei  Expropriationen  zur 

Erbauung  von  Eisenbahnen. 

Expropriationen  janbeweglicher  Sachen  aus  Anlass  der  Erbauung  von 
Eisenbahnen  können  erfolgen :  entweder  zum  Zwecke  der  Demolirung  von 
in  der  Bahn-  oder  Feuerlinie  der  Unternehmung  gelegenen  Gebäuden ,  ohne 
dass  zugleich  eine  Enteignung  von  Grund  und  Boden,  worauf  diese  Gebäude 
stehen,  eintritt,  oder  aber  um  das  Eigenthum  der  Liegenschaft  an  die  Eisen* 
bahngesellschaft  zu  Ubertragen. 

Die  Verhandlungen  zu  dem  einen  oder  dem  anderen  Zwecke,  worunter 
auch  die  Vergleiche  mit  den  Grundbesitzern  Uber  die  ihnen  zu  leistende  Ent- 
schädigung gehören,  gemessen  nach  T.  P.  102,  /  der  Gesetze  vom  9.  Februar 
und  vom  2.  August  1850  die  bedingte  GebUhrenfreiheit.  Die  Expropriirten 
haben  nur  Air  die  Empfangsbestätigungen,  welche  Uber  die  empfan- 
gene Entschädigung  auszustellen  sind,  die  GebUhr  nach  der  Scala  II  zu  ent- 
richten. 

Die  Eisenbahnunternehmung  dagegen  hat,  wenn  nicht  der  in  der  T.  P. 
75,  a  gedachte  Fall  eintritt,  von  dem,  was  in  ihr  Eigenthum  Ubertragen,  nicht 
aber  von  dem,  was  nur  zur  Demolirung  bestimmt  wurde ,  den  halben  Betrag 
der  auf  der  Grundlage  der  festgesetzten  Entschädigung  zu  ermittelnden  Per- 
centual-GebUhr  von  entgeltlichen  Erwerbungen  unbeweglicher  Sachen  zu 
entrichten. 

Nach  Tarif-Post  Nr.  102,  /"der  Gesetze  vom  9.  Februar  und  2.  August  1850,  H.G.BI.  Nr. 50 
und  329  über  die  Gebühren  von  Itechtsgeschiften ,  Urkunden ,  Schriften  und  Amtshandlungen, 
geniessen  jene  Urkunden  die  bedingte  Gebührenfreibeit ,  welche  über  die  Abacbitzung  oder 
Abtretung  von  Realititen ,  Grundstücken,  deren  sieb  die  Kigentbümer  im  Öffentlichen  Interesse, 
d.  i.  für  die  Erfordernisse  des  Staates  oder  einer  Gemeinde  oder  überhaupt  zu  öffentlichen 
Zwecken  entiussern  müssen,  errichtet  und  in  solchen  Fällen  über  das  Besitzthuin  des  abgetretenen 
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«rundes  und  über  den  Umstand,  das*  die  Tabular-Gläubiger  und  andere  Interessenten  «ich  mit  der 
Auszahlung  der  Ablösungssumme  an  den  Grundeigentümer  zufrieden  stellen,  Tor  Auszahlung  der 
Ablösungssumme  zur  Sicherheit  des  Aerars  beigebracht  werden  müsseu,  so  lange  von  diesen 
I  i  künden  kein  anderer  Gebrauch,  als  für  die  Durchführung  der  Entäusserung  zu  öffentlichen 
Zw  ecken  gemacht  wird. 

Durch  Tarif-Post  Nr.  75,  a  der  citirten  Gesetze  ist  die  persönliche  Gebühren-Befreiung  den 
öffentlichen  Behörden,  Aemtern  und  den  aus  dem  Staatsschätze  dotirten  öffentlichen  Anstalten, 
sowie  deren  Vertretern  eingeräumt,  wenn  die  Verbindlichkeit,  die  Gebühr  zu  entrichten,  den 
Staatsschatz  oder  den  öffentlichen  Fond  selbst  treffen  würde. 


2.  Erlass  des  Finanzministeriums  vom  8.  October  1854,  Z.  38.544* 

3136,  R.G.Bl.Nr.268, 

F.  M.  Vdghl.  Nr.  7G,  wirksam  für  alle  Kronlander, 

über  die  zur  Bemessung  der  Gebühren  von  der  Erwerbung  unbeweglicher  Sachen  durch  Privat- 
Eisenbahnunternchmungcn  bestimmten  Aemter  und  das  zu  diesem  Zwecke  zu  beobachtende 

Verfahren. 

Zur  Bemessung  der  dnreh  die  Gesetze  vom  9.  Februar  und  2.  August 
1850  vorgeschriebenen  Gebithren  von  der  Erwerbung  unbeweglicher  Sachen 
durch  Privat-Eisenbahnunternehmungen  wird  das  im  Standorte  der  Direction 
dieser  Unternehmung  zu  den  GebUhrenberaessnngen  aufgestellte  Amt  aus- 
schliesslich bestimmt  Dasselbe  hat  die  Gebührenbemessung  daher  auch  dann 
vorzunehmen,  wenn  die  erworbenen  unbeweglichen  Sachen  in  anderen  Steuer- 
bezirken liegen. 

Werden  von  Privat- Eisenbahnunternehraungen  unbewegliche  Sachen, 
worauf  ihnen  das  Expropriationsrecht  nicht  eingeräumt  wurde,  erworben,  so 
haben  sie  von  Fall  zu  Fall  dem  gedachten  Amte,  mit  Beobachtung  der  im 
§.  44  der  bezogenen  Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen  die  Anzeige  zu  er- 
statten. Bezieht  sich  die  Erwerbung  auf  solche  unbewegliche  Sachen,  auf 
welche  der  Unternehmung  das  Recht  der  Expropriation  eingeräumt  wurde,  so 
hat  die  Direction,  um  der  Anordnung  des  §.  44  der  bezogenen  Gesetze  Ge- 
nüge zu  leisten ,  dem  gedachten  Amte  nur  die  erlangte  Concession  zur  einst- 
weiligen Vorschreibnng  vorzulegen,  und  drei  Monate,  nachdem  die  Bahn  oder 
auch  nur  eine  Strecke  derselben  in  Betrieb  gesetzt  worden  ist,  ein  genaues 
Verzeichniss  der  ftlr  die  Bahn  oder  die  in  Betrieb  gesetzte  Strecke  derselben 
erworbenen  unbeweglichen  Sachen  mit  einer  Ucbersichtskarte,  worin  alle  er- 
worbenen Grundstücke  oder  Parzellen  ersichtlich  gemacht  sind,  und  mit  An- 
gabe der  in  gütlichem  oder  anderem  Wege  festgesetzten  Einlöspreise,  zu  über- 
reichen. 

Ist  die  Entschädigung  zur  Zeit  von  allen  erworbenen  unbeweglichen 
8achen  noch  nicht  festgesetzt,  so  sind  dieselben  mittelst  eines  besonderen 
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Verzeichnisses  auszuweisen,  und  vierteljährlich  bis  zur  Erschöpfung  des 
Gegenstandes  jene  auf  diese  Sache  bezugnehmenden  Einlösprcisc,  welche 
inzwischen  festgesetzt  wurden,  zur  Kenntniss  des  gedachten  Amtes  zu 
bringen. 

Finden  nachträglich,  nachdem  die  Hauptausweisung  erfolgt  ist,  weitere 
Erwerbungen  im  Grunde  derselben  Concession  Statt,  so  sind  dieselben  von 
Fall  zu  Fall  zur  Gebührenbemessung  anzuzeigen. 

Das  zur  Gebührenbemessung  bestimmte  Amt  ist  berechtigt,  von  der  Rich- 
tigkeit und  Vollständigkeit  der  erhaltenen  Angaben  sich  die  gründliche  Ueber- 
zeugung  zu  verschaffen. 

Diese  Anordnung  hat  auf  alle  von  Privat-Eisenbahnunternehraungen  seit 
der  Wirksamkeit  der  Gesetze  vom  9.  Februar  und  2.  August  1850  bewirkte 
Erwerbungen  unbeweglicher  8achen,  wenn  diesen  Gesetzen  noch  nicht  Ge- 
nüge geleistet  worden  ist,  Anwendung,  und  ist  hiebei  von  den  stattgehabten 
Fristüberschreitungen  abzusehen. 

Bei  Veräusserungen  unbeweglicher  Sachen ,  welche  von  solchen  Unter- 
nehmungen stattfinden ,  sind  sowohl  hinsichtlich  der  Aemter ,  an  welche  die 
Anzeige  zu  erstatten  ist,  als  in  jeder  anderen  Beziehung  die  allgemeinen  Vor 
Schriften  zu  beobachten. 

Baumgartner  m.  p. 

Nach  §.44  der  citirten  (besetze  ist  die  Anzeige  dea  gebührenpflichtigen  RechtjpeschäfU"» 
bei  Geschäften,  die  im  gebührenpflichtigen  Inlande  geschlossen  wurden,  innerhalb  acht  Tagen 
nach  dem  AbscMus«  des  Geschürtes,  eventuell  auch  vor  Ablauf  dieser  Frist,  ehe  von  der  Urkunde 
im  Inlande  ein  amtlicher  Gebrauch  gemacht,  oder  eine  dnrch  dieselbe  übernommene  Verbindlich- 
keit erfüllt,  oder  im  Grunde  des  Rechtsgeschiftea  eine  andere  rechtsverbindliche  Handlung  vor- 
genommen wird,  bei  der  competenten  Finanxbehörde  anzubringen. 


3.  Erlass  des  Finanzministeriums  vom  SO.  Mai  1861,  R.G.Bl.Nr.60, 

giltig  für  alle  KrooUnder, 

Aber  die  Gebührenentrichtung  für  nachträglich  ausgegebene  Actien,  Schuldverschreibungen  a.  <lgl.t 
wenn  die  Gebühren  bei  der  ursprünglichen  Ausgabe  solcher  Bechtsurkonden  unmittelbar  einge- 
zahlt wurden. 

Die  Gestattung  der  nngestämpelten  Ausgabe  von  Actien  ,  Obligationen, 
Lotto-Anlehenseffecten  u.  dgl.  Rechtsurkunden  gegen  unmittelbare  Entrichtung 
der  Stämpelgebühren  enthebt  nicht  von  der  in  den  §§.  40  und  62  der  Gesetze 
vom  9.  Februar  und  2.  August  1850  (Reichs-Gcsctzblatt  Nr.  60  und  329) 
begründeten  Verpflichtung,  für  Urkunden  dieser  Art ,  welche  in  Folge  von 
Amortisationen ,  Umschreibungen  u.  s.  w.  neu  ausgestellt  werden ,  die  vor- 
Rchriftmässigen  Gebühren  zu  entrichten. 
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Um  jedoch  eine  Gleichförmigkeit  herbeizuführen  und  die  Notwendigkeit 
zu  beseitigen,  dass  die  erneuerten  Urkunden  von  den  ersten  Ausfertigungen 
sich  unterscheiden,  wird  angeordnet,  dass  die  Fälle  der  Erneuerung  solcher 
Urkunden  den  Finanzbehörden  am  Schlüsse  jeden  Jahres  unter  gleichzeitiger 
Entrichtung  der  davon  entfallenden  Gebühren  in  genauer  Uebereinstimmung 
mit  der  Aufschreibung,  welche  die  Unternehmung  über  diese  Ausfertigungen 
selbst  führt,  und  deren  Einsicht  der  Finanzverwaltung  jederzeit  gewährt  wer- 
den muss,  auszuweisen  sind. 

von  Plener  m.  p. 


4.  Oesetz  vom  8.  Mai  1869,  R.  0.  Bl.  Nr.  61, 

betreffend  die  Bemessung,  Vorschreibung  und  Einhebung  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  von 

Eisenbahnunternehmungen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  Meines  Reichsrathes  finde  Ich  anzuord- 
nen, wie  folgt: 

§.  1.  Die  Erwerb-  und  Einkommensteuer  der  Eisenbahnunternehmungen 
ist  von  jener  Steuerbehörde,  in  deren  Amtsbereich  der  statutenmäßige 
Standort  der  obersten  Geschäftsleitung  der  Unternehmung  gelegen  ist ,  zu 
bemessen. 

§.  2.  Wenn  die  Eisenbahnunternehmung  sich  nur  auf  das  Land  be- 
schränkt, wo  der  statutenmässige  8tandort  der  obersten  Geschäftsleitung  ist, 
wird  in  diesem  Lande  die  Erwerb-  und  Einkommensteuer  vorgeschrieben. 

§.  3.  Die  Geaammtsumme  der  von  einer  nicht  unter  dem  §.  2  begriffenen 
Eisenbahnnnternehmung  zu  entrichtenden  Erwerb-  und  Einkommensteuer  ist 
zum  Zwecke  der  Vorschreibung  auf  die  betreffenden  Länder  in  folgender  Weise 
zu  vertheilen : 

Befindet  sich  die  oberste  Geschäftsleitung  der  Unternehmung  in  einem 
der  Länder,  welche  die  Bahn  durchzieht,  so  sind  vorweg  40  Percent  der 
Steuer  in  diesem  Lande  in  Vorschreibung  zu  bringen,  die  restlichen  60  Per- 
cent aber  auf  die  sämmtlichen  Länder,  welche  die  Bahn  durchzieht,  nach  dem 
Verhältnisse  der  Länge  der  betreffenden  Bahnstrecke  zu  vertheilen  und  da- 
selbst vorzuschreiben.  Befindet  sich  aber  die  oberste  Gescbäftsleitung  der 
Unternehmung  in  einem  Lande,  welches  die  Bahn  nicht  durchzieht,  so  sind 
in  diesem  Lande  10  Percent  vorzuschreiben,  die  restlichen  90  Percent  aber 
in  den  Ländern,  welche  die  Bahn  durchzieht,  nach  dem  Verhältnisse  der 
Länge  der  betreffenden  Bahnstrecke  in  Vorschreibung  zu  bringen. 

Die  Vorschreibung  hat  in  der  Gemeinde,  wo  sich  der  Sitz  der  obersten 
Geschäftsleitung  der  Unternehmung,  oder  wenn  diese  ausserhalb  des  Landes 
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sich  befindet,  wo  sich  der  Sitz  der  Betriebsleitung  im  Lande  befindet,  und 
falls  in  diesem  Lande  eine  Betriebsleitung  nicht  bestünde,  in  der  Hauptstadt 
dieses  Landes  zu  geschehen. 

§.  4.  Der  Finanzleitung  bleibt  es  unbenommen,  die  Abfuhr  der  bei  den 
verschiedenen  k.  k.  Cassen  vorgeschriebenen  Steuerbeträge  bei  der  Stcuer- 
casse  am  statutenmäßigen  Standorte  der  obersten  Gescliäftsleitung  der  Un- 
ternehmung, und  zwar  auf  Rechnung  der  bei  den  einzelnen  Cassen  vorge- 
schriebenen SteuergebUhren  zu  verlangen. 

§.  5.  Diese  Bestimmungen  treten  mit  1.  Jänner  1870  in  Wirksamkeit. 

§.  6.  Der  Finanzminister  ist  mit  bem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  beauf- 
tragt. 

Gödöllö,  am  8.  Mai  1869. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Brestel  m.  p. 


5.  Gesetz  vom  13.  April  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 

betreffend  die  Steuerbefreiungen  für  neue  Eisenbahnlinien. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I.  Die  Staatsverwaltung  wird  ermächtigt,  bei  Concessioniruug 
neuer  Eisenbahnlinien,  insoferne  für  dieselben  weder  eine  Staatsgarantie  noch 
die  Betheiligung  des  Staatsschatzes  an  der  Capitalsbeschaffung  stattfindet, 
folgende  Begünstigungen  zu  gewähren : 

a)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Cou- 
pons-StämpelgebUhren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  bis  zur  M  axiraaltlauer  von  3 
Jahren; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpuncte  der 
Betriebseröffnung ; 

c)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interims- 
scheine, sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Ucbertragungs- 
gebtthr ; 
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(1)  da8  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften. 

Artikel  II.  Bei  Verleihungen  von  Concessionen,  in  welchen  die  Staats- 
verwaltung von  der  im  Artikel  I  eingeräumten  Ermächtigung  Gebrauch  macht, 
ist  in  Betreff  der  sonstigen  Concessionsbestimmungen  auf  die  Anordnungen 
des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  56)  thunlichst  Rücksicht  zu 
nehmen. 

Das  hier  citirte  Gesetz  betrifft  die  Bedingungen  und  Zugest3ndnis.se  für  die  Unternehmung 
des  unter  dem  Namen  „Oesterreichische  Nordwestbahn"  zu  erbauendeu  Locomotiv- 
Kiseobnhnnetzes  von  Wien  über  Znaim,  Iglau,  Oeutschbrod,  Czaslau  und  Kollin  nach  Jungbunslau, 
mit  Zweigbahnen  von  Znaim  an  die  Franz  Joseph-Bahn ,  von  Deutschbrod  nach  Pardubitz  und 
von  einem  geeigneten  Puncte  der  Kollin-Jungbunzlauer  Strecke  nach  Trautenau. 

Artikel  III.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Kundma- 
chung in  Wirksamkeit  und  erlischt  mit  dem  Tage  des  nächsten  Zusammen- 
tretens des  Rcichsrathes. 

Artikel  IV.  Der  Handelsminister  und  der  Finanzminister  werden  mit 
dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 
Wien,  am  13.  April  1870. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Potockl  m.  p.  Prelis  m.  p.  Distler  m.  p. 

Das  vorstehende  Gesetz  ist  gegenwärtig  an  die  Stelle  des  mit  der  Eröffnung  der  V.  Session 
des  Rcichsrathes  am  11.  December  1869  erloschenen  Gesetzes  vom  20.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  82. 
getreten.  (Vgl.  den  Abschnitt  des  Allgemeinen  Theiles  dieser  Sammlung  über  Concessionirung  der 
Eisenbahnen,  I.  A.  5,  pag.  41). 
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B.  Bestimmungen  über  das  Zollverfahren  für  den  Eisenbahnverkehr. 

1.  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels  vom 
18.  September  1857,  R.  G.  Bl.  Nr.  175, 

g-iltig  für  simmtliche  Kronlfinder  de«  allgemeinen  Zollgebietes, 

betreffend  die  Einführung  einer  allgemeinen  Vorschrift  Aber  das  Zollverfahren  für  den  Verkehr 
auf  den,  die  Zoll-Linie  berührenden  österreichischen  Eisenbahnen. 

Finanx-Mini«teri«I-Erl»M  Z.  84.145-674,  F.  M.  Vdg.  BI.Nr.  45,  H.  M.  Vdg.  Bl.  Nr.  65. 

Aua  Anläse  der  Eröffnung  der  Eisenbahnfahrten  zwischen  Laibach  und 
Triest,  wodurch  nunmehr  die  Eisenbahnverbindung  zwischen  Wien  und  Triest 
hergestellt  ist,  wurde  beschlossen,  das  abgekürzte  Zollverfahren  in  Absicht 
auf  die  Behandlung  beim  Ueberschreiten  der  Zoll- Linie ,  welches  bisher  in 
Folge  besonderer,  durch  die  Landes-Regiernngsblätter  der  betreffenden  Krön  - 
länder  bekannt  gemachten  Verfügungen,  auf  jene  Waarentransporte  ange- 
wendet wurde,  die  aus  dem  Auslande  auf  Eisenbahnen  über  Bodenbach, 
Oderberg  oder  Szczakowa  in  das  Zollgebiet  eintreten  und  für  eine  Station 
bestimmt  sind,  wo  sich  eiu  zur  Vornahme  des  gesetzlichen  Zollverfahrens  mit 
ausreichenden  Befugnissen  versehenes  Zollamt  befindet,  oder  die  in  entgegen- 
gesetzter Richtung  in  das  Ausland  versendet  werden,  auch  auf  jene  Waren- 
sendungen auszudehnen,  welche  mittelst  des  Eisenbahntransportes  aus  dem 
Zollanschlüsse  Triest  in  das  Zollgebiet  eingeführt  werden  oder  in  entgegen- 
gesetzter Richtung  Über  die  Zoll-Linie  austreten. 

Zugleich  wurde  beschlossen ,  durch  eine  besondere  Vorschrift  jene  Ab- 
weichungen von  dem  Zollverfahren  für  den  über  die  Zoll-Linie  stattfindenden 
Verkehr  festzusetzen,  welche  für  den  Verkehr  auf  den  die  Zoll-Linie  berüh- 
renden Eisenbahnen  gegen  Beobachtung  der  für  die  Sicherheit  des  Zollgc- 
falle8  nothwendigen  Bedingungen  und  Vorsichten  zugestanden  werden. 

Im  Zusammenhange  mit  dieser  Vorschrift  wird  Folgendes  bekannt 
gemacht : 

1.  Nach  der  gegenwärtigen  Ausdehnung  der  östereichischen  Eisenbahnen 
hat  die  erwähnte  Vorschrift,  soweit  nicht  die  unter  Zahl  6  und  7  des  ge- 
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gcnwärtigen  Erlasses  zugestandenen  Ausnahmen  eine  Abweichung  begründen, 
für  nachstehende  Bahnen  in  Anwendung  zu  kommen,  als : 

a)  die  nördliche  Staats-Eisenbahn, 

b)  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn, 

c)  die  Ostbahn  (von  Krakau  und  Dembica  bis  an  die  Gränzen  von  Preusseu 
und  Russisch-Polen), 

d)  die  südliche  Staatsbahn  j  dann  in  Verbindung  mit  den  Bahnen  b  und  d, 

e)  die  südöstliche  Staatsbahn,  und 

f)  die  Wiener-Raaber  Bahn. 

Vgl.  MinUterial-Erlas»  vom  8.  Norember  1861,  It.  G.  Hl.  Nr.  IM,  Punct  1  (V,  B,  4j. 

2.  Folgende  Zollämter  sind  ermächtigt,  die  auf  einer  der  genannten 
Eisenbahnen  in  das  Zollgebiet  eintretenden  Waaren  zur  weiteren  Amtshand- 
lung an  ein  Zollamt  im  inneren  Zollgebiete  oder  nach  den  Bestimmungen  der 
§§.  37  und  38  der  erwähnten  Vorschrift  an  ein  Eisenbahn-Zollamt  an  der 
Zoll-Linie  mittelst  Ansagescheines  anzuweisen  und  in  Absicht  auf  den  Aus- 
tritt von  Ausfuhr-  und  Durchfuhrgütern  die  in  den  §§.  34,  35  und  39  vorge- 
;:eichneten  Amtshandlungen  zu  vollziehen: 

a)  an  der  Gränze  gegen  das  Ausland :  Das  Hauptzollamt  erster  Classc  in 
Bodenbach,  dann  die  Hauptzollämter  zweiter  Classe  in  Oderberg  und 
Szczakowa  ; 

b)  an  der  Zoll-Linie  gegen  den  Triester  Zollanschluss :  das  Hauptzollamt 
erster  Classe  in  Triest. 

Vgl.  Minislerial-Erlaas  vom  8.  Norember  1861 ,  Punct  6  (V,  Fl,  4),  dann  F.  M.-Erlnss  roiu 
13.  Jänner  1868,  It.  G.  Bl.  Nr.  7  (V,  B,  7). 

3.  Folgende  im  inneren  Zollgebiete,  in  Stationsorten  der  unter  Z.  1  ge- 
nannten Eisenbahnen  gelegene  Zollämter  waren  theils  schon  bisher,  oder 
werden  hiemit,  in  Folge  der  Eröffnung  der  ununterbrochenen  Eisenbahnverbin- 
dung zwischen  Wien  und  Triest,  für  die  Zukunft  ermächtigt,  die  von  den 
unter  Z.  2  genannten  Aemtcrn  mittelst  Ansagescheines  angewiesenen  Waaren 
den  unter  §§.  26  —  29  vorgezeichneten  Amtshandlungen  zu  unterziehen,  so- 
wie Ausfuhr-  und  Durchfuhrguter,  nach  den  Bestimmungen  der  §§.  31  —  33 
mittelst  Ansagescheines  an  eines  jener  Aemter  zur  Ueberwachung  und  Be- 
stätigung des  Austrittes  anzuweisen,  als : 

a)  die  Hauptzollämter  erster  Classe  in  Wien,  Prag,  Brünn,  Olmütz,  Krakau, 
Pest,  Gratz  und  Laibach,  und 

b)  die  Hauptzollämter  zweiter  Classe  in  Marburg,  Wiener-Neustadt,  Raab 
und  Pressburg. 

Vgl.  MinitteriMl-Erlats  von»  8.  Norember  1861,  Puuct  6  (V,  B,  4),  dann  F.  M .-Erlau  tooi 
13.  Jinoer  1868  (V,  B,  7). 

Bei  den  unter  b)  genannten  Aemtern  können  jene  Waaren,  deren  Ein- 
gjuigsverzollung  nach  den  Best  immungen  des  Zolltarifes  den  Hauptzollämtern 
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erster  Classc  vorbehalten  ist,  nur  in  soferne  für  den  inländischen  Verbrauch 
verzollt  werden ,  als  dadurch  das  den  Hauptzollämtern  zweiter  Classe  nach 
§.  29  der  Vorerinneruug  zum  Zolltarife  vom  5.  Deceraber  1853  und  nach  dem 
Erlasse  vom  6.  April  1854  (Rcichs-Gcsetz-Blatt  Seite  299)  eingeräumte  Be- 
fugniss  nicht  Uberschritten  wird. 

üebrigens  ist  bei  den  Aemtern,  welche  nicht  unmittelbar  an  der  Eisen- 
bahn liegen,  die  ihnen  eingeräumte  Wirksamkeit  von  der  vorläufigen  Errich- 
tung einer  im  Bahnhofe  exponirten  Gescbäftsabtheilung  abhängig ,  soferne 
nicht  in  einzelnen  Fällen  eine  Abweichung  von  dieser  Regel  ausdrücklich  ge- 
stattet wird. 

Vgl.  Punct  V  der  Vollzugsverordnung  (V,  B,  2). 

4.  Obgleich  die  südliche  Staatsbahn  und  die  damit  in  Verbindung  ste- 
hende Wien-Raaber  Bahn  gegenwärtig  noch  nicht  durch  einen  Schienenstrang 
mit  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  und  den  an  diese  sich  anschliessenden, 
unter  Z.  1  genannten  Eisenbahnen  in  unmittelbare  Verbindung  gesetzt  sind, 
so  werden  doch  alle  unter  Z.  1  genannten  Bahnen  für  die  Anwendung  der 
in  Rede  stehenden  Vorschrift  schon  jetzt  als  ein  zusammenhängender  Complex 
angesehen. 

Bis  zur  Vollendung  der  Wiener  Verbindungsbahn  werden  die  mit  An- 
sageschein von  der  Südbahn  oder  von  der  Wien-Raaber  Bahn  beim  Wiener 
Hauptzollamte  einlangenden,  zur  unmittelbaren  Weiterversendung  mittelst  der 
Nordbahn  bestimmten  Güter,  sowie  jene  Waaren,  welche  mit  Ansagescheinen 
auf  dem  Nordbahnhofe  einlangen  und  zur  unmittelbaren  Weiterbeförderung 
auf  der  Südbahn  oder  auf  der  Wien-Raaber  Bahn  bestimmt  sind,  unter  zoll- 
ämtlicher Aufsicht  auf  gewöhnliche,  jedoch  zur  Anlegung  des  Ladungsraum- 
Verschlusses  eingerichtete  Frachtwägen  überladen  und  mittelst  eines  neuen 
Ansagescheines  an  die  hauptzollämtliche  Abtheilnng  im  Nordbahnhofe  oder 
von  dieser  an  das  Hauptzollamt  Wien  angewiesen  werden. 

Vgl.  Punct  III  der  Vollxugsverordnang  (V,  B,  2),  dünn  Punct  4  des  Ministerial-Erlasaes  vom 
8.  November  1861  (V.  B,  4). 

5.  Das  unter  §§.  37  —  39  der  erwähnten  Vorschrift  vorgezeichnete 
abgekürzte  Durchfuhr-Zollverfahren,  findet  nach  dem  jetzigen  Stande  der 
österreichischen  Eisenbahnen  nur  auf  jene  Durchfuhrgüter  Anwendung,  welche 
von  Triest  auf  Eisenbahnen  Uber  Bodenbach,  Oderberg  oder  Szczakowa  in's 
Ausland  oder  Uber  die  genannten  drei  Stationen  in  den  Zollanschluss  Triest 
versendet  werden. 

Vgl.  .Mi'nisterial-Erlass  Vom  8.  November  1861,  Punct  2  (V,  II,  4). 

6.  Die  zufolge  des  Artikels  99  der  Uebereinkunl't  zwischen  der  kai- 
serlich-österreichischen und  königlich-sächsischen  Regierung  vom  31.  Decem- 
ber  1850  (Reichs-Gesetz-Blatt  vom  J.  1851,  Nr.  80)  über  den  Betriebsan- 
schluss  der  beiderseitigen  Eisenbahnen  vereinbarten  Vollziehungsvorscliriftcu, 
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betreffend  das  zollamtliche  Verfahren  auf  der  österreichisch-sächsichen 
Eisenbahn,  welche  in  Folge  der  Finanzministerial-Verordung  vom  24.  April 
1851,  Z.  10.898-F.  M.,  mit  Erlass  der  böhmischen  Finanz-Landesdirection 
vom  10.  Jnni  1851,  Z.  10.453,  im  Eronlande  Böhmen  kundgemacht  wurden, 
werden  durch  gegenwärtige  Vorschrift  nicht  geändert. 

Hieraus  folgt,  dass  soferne  bisher  die  Ladungslisten  auf  der  öster- 
reichisch-sächsichen Eisenbahn  nur  in  zweifacher  Ausfertigung  und  nach 
einem  anderen  als  dem  zu  §.  18  der  Vorschrift  erwähnten  Formulare  A  aus- 
gefertiget,  eine  Haupttibersicht  B  aber  nicht  tiberreicht  wurde ,  die  bisherige 
Uebung  noch  ferner  beibehalten  werden  kann. 

7.  Auch  die  fiir  den  Verkehr  auf  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  und 
auf  der  Ostbahn  in  Folge  der  provisorischen  Vorschrift  vom  22.  December 
1850,  Zahl  10.058-F.  M.,  eingeführten  Formen  der  Ladungslisten  und  Haupt- 
Übersichten  können  noch  ferner  angewendet  werden. 

8.  Sollten  Streckenzugs-Güter  im  Zuge  Uber  Preussen  zwischen  Szczakowa 
und  Oderberg  vorkommen ,  so  hat  es  hinsichtlich  derselben  bei  dem  bisher 
in  Anwendung  gestandenen  Verfahren  zu  verbleiben. 

9.  Die  Bestimmungen  der  erwähnten  Vorschrift,  welche  mit  Ausnahme 
der  Abtheilung  B  HI,  der  Wesenheit  nach  schon  bisher  für  die  Kaiser  Fer- 
dinands-Nordbahn, die  nördliche  Staatsbahn,  die  Ostbahn  und  die  südöstliche 
Staatsbahn  in  Anwendung  gekommen  sind,  haben  für  die  Übrigen  unter  Z.  1 
genannten  Bahnen  und  die  an  denselben  gelegenen  Zollämter,  sowie  hinsicht- 
lich des  Abschnittes  B  III  mit  dem  Zeitpuncte  in  Wirksamkeit  zu  treten,  mit 
welchem  von  Seite  der  Eisenbahnverwaltungen  den  für  die  zugestandenen 
Erleichterungen  des  Zollverfahrens  festgesetzten  Bedingungen  entsprochen 
werden  wird. 

t 

Vorschrift 

über  das  Zollverfahren  für  den  Verkehr  auf  den  die  Zoll-Linie  berührenden 

österreichischen  Eisenbahnen. 

A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§•  1. 

a)  Eisenbahnen  als  Zolls tr aasen. 

Jene  Eisenbahnen,  welche  die  Zoll-Linie  überschreiten,  werden  für  den 
Bahnbetrieb  als  Zollstrassen  erklärt. 

§.  2. 

b)  Bedingte  Gestattung  des  Nachttransportes. 

Gegen  Beobachtung  der  in  dieser  Vorschrift  vorgezeichneten  Bestim- 
mungen findet  das  Verbot  des  Nachttransportes  (§§.  32  und  336  der  Zoll- 


Digitized  by  Google 


für  die  Ki*«Mil.jihnen. 


325 


und  Staatsmonopols-Orduung)  auf  den  regelmässigen  oder  voraus  angemel- 
deten Eisenbahntransport  keine  Anwendung. 

§.  3. 

c)  Gestattung  des  Ansage  Verfahrens. 
Unter  denselben  Bedingungen  wird  gestattet,  dass  Sendungen  von 
Waaren  und  anderen  Gegenständen  bei  dem  Zollamte  an  der  Gränze  blos  dem 
Ansageverfahren  unterzogen  und  dadurch,  sofern  eine  Umladung  nicht 
stattfindet,  ohne  Stellung  zu  einem  Zwischenamte  im  Eintritte  an  ein  mit 
-dem  erforderlichen  Befugnisse  versehenes  Zollamt  des  an  der  Eisenbahn  ge- 
legenen Bestimmungsortes  zur  Vornahme  des  Zollverfahrens  angewiesen,  in 
der  Ausfuhr  aber,  nachdem  vor  der  Verladung  das  Austritts-  oder  Durch- 
gangs-Zollverfahren bei  dem  Zollamte  des  Abfahrtsortes  gepflogen  worden 
ist,  als  ausgetreten  bestätigt  werden ,  soferne  nämlich  bei  Ausfuhrgütern  die 
Austrittsbestätigung  erforderlich  ist. 

§.  4. 

d)  Besondere  Einrichtung  der  Frachtwägen. 

aa)  Absperrung  durch  Schlösser. 

Für  den  Waaren  -  und  Effcctentransport ,  welcher  bei  Ueberschreitung 
4er  Zoll-Linie  nach  vorstehenden  Bestimmungen  (§.  3)  behandelt  werden  soll, 
■dürfen  in  der  Regel  nur  solche  Frachtwägen  verwendet  werden,  deren  La- 
dungsräume durch  Schlüsser  leicht  und  sicher,  d.  h.  in  der  Art  abgesperrt, 
werden  können,  das«  die  Hinwegnahme  oder  der  Austausch  der  unter  Ver- 
schluss des  Ladungsraumes  gelegten  Waaren  ohne  Anwendung  von  Gewalt 
und  ohne  Hinterlassung  sichtbarer  Spuren  nicht  bewerkstelliget  werden 
kann. 

hb)  Andere  Verschlussmittet. 

Wenn  jedoch  die  Fracht  aus  Gegenständen  besteht,  deren  Umfang  die 
Verladung  in  den  von  festen  Wänden  umschlossenen  Ladungsräumen  nicht 
gestattet,  so  muss  durch  Decken,  Verschlüssle  inen,  Ketten  oder  eiserne 
Stangen  die  leichte  Anlegung  eines  sicheren  zollämtlichen  Verschlusses  ge- 
hörig vorbereitet  sein. 

Weder  in  den  Frachtwägen  noch  in  den  Locomotiven  und  den  dazu  ge- 
hörigen Tendern  dürfen  sich  geheime  oder  schwer  zu  entdeckende,  zur  Auf- 
nahme von  Gütern  oder  Effecten  geeignete  Räume  befinden. 

cc)  Unbedeckte  Frachlwigen. 

Für  den  Transport  von  Gegenständen,  deren  Menge  für  die  Zollbehand- 
lung nach  der  Anzahl  der  Zugthiere  oder  nach  dem  Tragvermögen  des  Trans- 
portsmittels bemessen  zu  werden  pflegt,  dürfen  mit  Bewilligung  der  Finanz- 
Landesdirection  auch  unbedeckte  Frachtwägen  verwendet  werden,  welche 
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nebst  den  Übrigen  Bezeichnungen  mit  der  Angabe  ihres  ämtlich  constätirten 
Tragevermögens  versehen  sein  müssen. 

In  den  Personenwagen  dürfen  ausser  den  gewöhnlichen  Seitentaschenr 
Räume  zur  Aufbewahrung  von  Gütern  und  Effecten  überhaupt  nicht  vorhan- 
den sein. 

dd)  Bezeichnung  der  Frachtwigeo  und  ihrer  gesonderten  Abtheilungen. 

Die  Frachtwägen  sind  mit  fortlaufenden  Nummern  zu  versehen  und  aus- 
serdem, soferne  Wägen  verschiedener  Eisenbahnen  die  Zoll-Linie  überschrei- 
ten ,  mit  der  allenfalls  durch  die  Anfangsbuchstaben  anzudeutenden  Benen- 
nung jener  Eisenbahnunternehmung,  welcher  sie  angehören,  deutlich  zu 
bezeichnen. 

Befinden  sich  in  einem  Frachtwagen  Abtheilungen ,  welche  ganz  abge- 
sonderte Ladangsräume  bilden,  so  sind  solche  Abtheilungen  mit  Buchstaben 
nach  alphabetischer  Reihung  zu  bezeichnen. 

Alle  diese  Bezeichnungen  müssen  so  angebracht  sein,  dass  sie  leicht  in 
die  Augen  fallen. 

§.  5. 

ee)  Prüfung  und  amtliche  Bezeichnung  der  Fracht«- ii^en. 

Die  Frachtwägen  sind  entweder ,  bevor  sie  zu  Fahrten  über  die  Zoll- 
Lipie  verwendet  werden,  von  einem  der  an  der  Bahnlinie  gelegenen  Zoll- 
ämter oder  bei  dem  erstmaligen  Vorkommen  an  der  Gränze  vom  Eintrittszoll- 
amte in  Absicht  auf  das  Vorhandensein  der  vorgeschriebenen  Erfordernisse  zu 
prüfen  und  ämtlich  zu  bezeichnen. 

Diese  Prüfung  hat  in  Folge  einer  von  der  Bahnverwaltung  in  doppelter 
Ausfertigung  einzubringenden  schriftlichen  Anmeldung  stattzufinden ,  worin 
die  Nummern,  Buchstaben  und  sonstigen  Bezeichnungen  der  Wägen  anzugeben 
sind. 

ff)  Deren  »entliehe  Vormerkung. 

Wird  bei  der  Prüfung  ein  Anstand  nicht  erhoben,  so  stellt  das  Amt  eine 
Ausfertigung  der  Anmeldung  nach  beigefügter  Bestätigung  des  Befundes  der 
Bahnverwaltung  zurück,  versieht  den  Wagen  neben  der  fortlaufenden  Nummer 
mit  der  ämtlichen  Bezeichnung,  trägt  denselben  in  eine  eigene  Vormerkung 
unter  Beilegung  der  Anmeldung  ein,  und  verständiget  sämmtliche  an  der  Bahn- 
linie gelegenen  Zollämter  des  Zollgebietes  von  der  geschehenen  Eintragung 
durch  Mittheilung  eines  Auszuges  aus  der  Vormerkung,  worin  die  Benennung 
der  Eisenbahn  welcher  der  Wagen  angehört,  dessen  Nummern,  Anzahl  und 
Buchstaben  seiner  gesonderten  Abtheilungen,  die  ämtliche  Bezeichnung, 
endlich  der  Tag  der  geschehenen  Prüfung  ersichtlich  zu  machen  sind.  Wird 
ein  vorgemerkter  Frachtwagen  dauernd  ausser  Gebrauch  gesetzt,  so  ist  dem 
Amte,  welches  die  Bestätigung  der  geschehenen  Prüfung  ertheilte,  hie  von  die 
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schriftliche  Anmeldung  zu  machen ,  welches  den  Wagen  ausser  Vormerkung 
bringt  und  hievon  die  übrigen  an  der  Bahnlinie  liegenden  Zollämter  verstän- 
diget. 

Die  Zollbehörde  ist  übrigens  berechtiget,  zu  jeder  Zeit  zu  verlangen, 
dass  ihr  sowohl  die  Fracht-  als  die  Personenwagen,  dann  die  Locomotive  und 
Tender,  wenn  sie  nicht  so  eben  im  Gebrauche  stehen,  zur  Besichtigung  ge- 
stellt werden. 

§.  6. 

e)  Anzeige  des  Fahrplanes. 

Hinsichtlich  der  die  Zoll-Linie  berührenden  Fahrten  hat  die  Eisenbahn- 
verwaltung die  Fahrordnung  (den  Fahrplan)  den  Finanz-Landesdirectionen, 
deren  Verwaltungsgebiet  von  der  Bahn  berührt  wird,  schriftlich  anzuzeigen, 
und  derselben  jede  Aenderung  wenigstens  acht  Tage,  bevor  sie  in  Wirksam- 
keit tritt,  zur  Verständigung  der  Unterbehörden  und  Aemter  gleichfalls 
schriftlich  anzumelden.  Sollte  die  Nothwendigkeit  eintreten,  dass  Wagenzüge, 
welche  noch  nicht  zollämtlich  abgefertigte ,  über  die  Zoll-Linie  eingetretene 
Gegenstände  enthalten,  zwischen  der  Gränze  und  ihrem  Bestimmungsorte 
übernachten,  so  darf  dieses  nur  in  einem  Uber  Antrag  der  Bahnverwaltung 
von  der  Finanz-Landesdirection  bestimmten  Bahnhofe  geschehen,  welcher  unter 
gefällsämtliche  Ueberwachung  gestellt  wird. 

§.  7. 

f)  Schleunige  Abfertigung  der  Reise-Effecten  und  der  mit 
demselben  Zuge  weitergehenden  Frachtgüter. 

Die  Abfertigung  der  Reise-Effecten ,  sowie  der  ankommenden  und  mit 
demselben  Zuge  nnter  Ladungsraumverschluss  (§.  8)  weitergehenden  Fracht- 
güter mit  Einscbluss  der  Eilgüter  hat,  ohne  Rücksicht  anf  die  Bestimmungen 
des  §.118  der  Zoll-  und  Staatsmonopols-Ordnung,  gleich  nach  dem  Eintreffen 
des  Zuges  zu  jeder  Zeit  zu  geschehen.  Dagegen  bleibt  in  Absicht  auf  andere 
mit  Eisenbahnzügen  eingelangte  Gegenstände  die  Vollziehung  des  Zollverfah- 
rens auf  die  mit  dem  bezogenen  Gesetzesparagraphe  bestimmte  Zeit  beschränkt. 

§.  8. 

g)  Raumverschluss  der  Frac  htwägen. 

Die  Verschliessung  des  Ladungsraumes  der  Wägen  und  der  abgeson- 
derten Wagenabtheilungen  findet  mit  Ausnahme  der  Fälle,  wo  der  ämtliche 
Verschluss  mittelst  Drahtschnüren  und  Siegelbleien  an  den  dazu  vorbereiteten 
Decken ,  Verschlussleinen ,  Ketten  oder  eisernen  Stangen  angelegt  wird ,  in 
der  Regel  mittelst  besonderer  Schlösser  Statt,  welche  sammt  den  erforderlichen 
Schlüsseln  von  der  Eisen bahnverwaltung  beizuschaffen  sind.   Neben  diesen 

22  • 


Digitized  by  Google 


328 


Finanz-  Vorschriften 


Schlössern  wird  der  zollämtliche  Verschluss  mittelst  Bleisiegel  in  der  Art  an- 
gebracht, dass  die  Drahtschnur  durch  eine  am  unteren  Theile  des  zur  Deckung 
des  Schlüsselloches  bestimmten  Schiebers  und  des  Schlosses  selbst  befindliche 
wagrechte  Oeffnung  gezogen  und  an  den  zu  einem  Knoten  verbundenen  Enden 
vom  Bleisiegel  umschlossen  werde. 

Die  Schlüssel  zu  den  zum  Verschlusse  der  Wägen  verwendeten 
Schlössern  werden  unter  versiegeltem  Umschlage  dem  Zollamte  des  Bestim- 
mungsortes zugesendet 

Vgl.  Punct  I  der  VollzugsrerordnoDg  (V,  B,  2). 

§•  9. 

h)  Aemtliche  Begleitung. 

Es  wird  mittelst  besonderer  Verfügung  bestimmt,  ob  eine  ämtliche  Be 
gleitung  der  Wagenzlige  einzuleiten  ist.  Dieselbe  kann  stattfinden : 

a)  für  den  Zug  vom  Eintrittsamte  bis  zum  Bestimmungsorte  oder  bis  zu 
einem  Amte  im  Zuge  zu  demselben,  oder 

b)  dort,  wo  das  Eintrittszollamt  weder  unmittelbar  an  der  Zoll-Linie  noch 
in  der  Art  gelegen  ist,  dass  von  demselben  aus  die  Bahnstrecke  von  der 
Zoll-Linie  bis  zum  Amte  genau  beobachtet  werden  kann,  für  diese 
Strecke. 

In  dem  ersteren  Falle  hat  das  Zollamt  des  Abfahrtsortes  den  mit  der  Be- 
gleitung beauftragten  Angestellten  der  Finanzwache  die  unter  Siegel  gelegten 
Schlüssel  zu  Ubergeben. 

Den  Begleitern  muss  ein  Sitzplatz  auf  einem  der  Wägen  nach  ihrer 
Wahl  und  bei  der  Rückkehr,  insofern  bei  dieser  ein  Waarentransport  nicht 
zu  Uberwachen  wäre,  ein  Platz  in  einem  Personenwagen  der  zweiten  Classe 
unentgeltlich  eingeräumt  werden.  Sollten  oben  auf  den  Wägen  (auf  deren 
Decke)  keine  Sitze  vorhanden  sein,  so  ist  jedenfalls  den  Begleitern  ein  solcher 
Platz  anzuweisen,  dass  sie  den  ganzen  Zug  zu  tiberschauen  vermögen. 

Findet  eine  ämtliche  Begleitung  nicht  Statt,  so  hat  der  Zugführer  gegen 
Empfangsbestätigung  die  unter  Amtssiegel  gelegten  Schlüssel  zu  Ubernehmen 
und  ist  für  die  mit  unverletztem  Siegel  zu  bewerkstelligende  Ablieferung  der- 
selben, die  ihm  bescheiniget  wird,  verantwortlich. 

§.  10. 

t)  Befugnisse  der  Control-Beamten. 

Jene  Abgeordneten  der  leitenden  Finanzbehörden  und  jene  Beamten  der 
Wachanstalt,  welche  mit  der  Controle  des  Verkehres  auf  der  Eisenbahn  und 
der  die  Abfertigung  desselben  bewirkenden  Zollämter  besonders  beauftragt 
werden,  und  sich  darüber  gegen  die  Angestellten  der  Eisenbahn  durch  eine 
von  der  Finanz-Landesdircction  ausgestellte,  den  Namen  und  die  Dienst- 
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eigenschaft  des  damit  betheilten  Beamten  angebende  Legitimations-Urkunde 
ausweisen,  sind  befngt,  zum  Zwecke  dienstlicher  Revisionen  und  Nachfor- 
schungen die  Wagenzüge  während  des  vorgeschriebenen  Aufenthaltes  an  den 
Stationsplätzen  und  soweit  es  thunlich  ist,  auch  während  der  Fahrt  zu  unter- 
suchen. 

Die  anwesenden  Angestellten  der  Eisenbahn  sind  in  solchen  Fällen  ver- 
pflichtet, dem  Ersuchen  der  Finanzbeamten  um  Auskünfte  und  Hilfeleistung 
bereitwillig  zu  entsprechen. 

Jeder  Inhaber  einer  Legitimationsurkunde  der  erwähnten  Art  muss  in- 
nerhalb der  in  dieser  Urkunde  bezeichneten  Eisenbahnstrecke  in  einem  Per- 
sonenwagen zweiter  Classe,  bei  Lastzügen  aber  im  Conducteurwagen  unent- 
geltlich hin  und  her  befördert  werden. 

Vgl.  über  die  Freifahrten  der  Finanz-Organe  Punct  II  der  Vollzugarerordnang  (V,  B,  2), 
dann  den  Finanz-Uiniaterial-Erlaa*  rom  19.  April  1859,  Z.  11.356  (V,  B,  3). 

§•  IL 

k)  Inwiefern  die  Eisenbahn-Stationsplätze  der  gefällsämt- 
lichen  Aufsicht  (Controlc)  unterliegen. 

Die  auf  den  Stationsplätzen  der  Eisenbahnlinien,  auf  welchen  Güter  und 
Effecten,  die  einer  Zoll-  oder  Control-Amtshandlung  unterliegen,  transportirt 
werden,  vorhandenen  Räume  und  dem  Bahnbetriebe  gewidmeten  Gebäude 
sind  der  gefällsämtlichen  Controle  unterworfen,  daher  auf  dieselben  die  Be- 
stimmungen der  §§.  271,  272  u.  s.  f.  der  Zoll-  und  ßtaatsmonopols-Ordnung 
über  Durchsuchungen  Anwendung  finden. 

§.  12. 

I)  Der  Eintritt  von  Waaren  und  Effecten  auf  derEisenbahn 
über  die  Gränze   hat  in  der  Regel  nur  in  verschlossenen 

Frachtwägen  stattzufinden. 

Sollen  die  aus  dem  Auslande  oder  einem  Zollanschlüsse  auf  der  Eisen- 
bahn Uber  die  Zoll-Linie  eingehenden  Frachtgüter  und  Reise-Effecten  mit  An- 
wendung des  unter  §.  3  zugestandenen  erleichterten  Zollverfahrens  weiter 
befördert  werden,  so  müssen  dieselben  schon  im  Auslande  oder  in  dem  Zoll- 
anschlüsse in  vorschriftsraässig  zur  Anlegung  des  Raumverschlusses  nach  §.4 
eingerichteten  Frachtwägen  verladen  werden. 

Bei  Ueberschreitung  der  Gränze  dürfen  sich  in  den  Personenwagen  nur 
solche  und  zwar  nicht  zollpflichtige  Kleinigkeiten  befinden,  welche  der 
Reisende  in  der  Hand  oder  sonst  unverpackt  unter  eigener  Obhut  bei  sich 
führt. 

Auf  den  Locoraotiven  und  den  dazu  gehörigen  Tendern  dürfen  nur 
solche  Gegenstände  vorhanden  sein ,  welche  die  Angestellten  oder  Arbeiter 
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der  Eisenbahnverwaltung  auf  der  Fahrt  selbst  zu  persönlichem  Gebrauche 
oder  zu  dienstlichen  Zwecken  nothig  haben. 

Waaren  und  Effecten,  welche  sich  anderswo  als  in  den  vorschriftsmässig 
eingerichteten  Frachtwägen  vorfinden,  werden  als  Gegenstände  einer  ver- 
suchten Gefällsverkürzung  behandelt. 

Ausnahmen. 

aa)  Heise«  Sgen. 

Eine  Ausnahme  hievon  findet  hinsichtlich  der  auf  der  Eisenbahn  beför- 
derten Reisewägen  der  mit  demselben  Zuge  ankommenden  Reisenden  in  der 
Art  Statt,  dass  diese  Reisewägen  mit  dem  darauf  befindlichen  Gepäcke  ein- 
gehen dürfen. 

bb)  Verschlossene,  von  aussen  Hn  den  Frachtwlgen  angebrachte  Bebiller. 

Auch  darf  über  Ansuchen  der  Eisenbahnunternehmung  von  der  Finanz- 
Landesdirection  gestattet  werden,  dass  für  Fälle ,  wo  die  Menge  der  abge- 
sondert zu  ladenden  Waaren  oder  Effecten  zu  gering  wäre,  um  einen  Fracht- 
wagen dafür  zu  verwenden,  zur  Anlegung  des  Raumverschlusses  eingerichtete, 
an  der  Aussenseite  der  Personenwägen  anzubringende  Behälter  dafür  benützt 
werden,  auf  welche  in  Absiebt  auf  die  Numerirung,  Prüfung,  Bezeichnung. 
Vormerkung  u.  s.  w.  die  Bestimmungen  der  §§.4,  5  und  8  Anwendung 
finden. 

Vgl.  Panct  I  der  VoIIzugsverorduung  (V,  B,  2). 

§.  13. 

in^AbgesonderteVerpackungder  Waaren  und  Reis e-Effecten. 

In  den  Frachtwägen  müssen  die  Waaren  und  Reise-Effecten  sowohl  nach 
dieser  Eigenschaft  als  nach  den  Bestimmungsorten,  wo  sie  dem  Zollverfahren 
unterzogen  werden  sollen,  abgesondert  verpackt  werden.  Ist  die  Menge  der 
Waaren  und  Reise-Effecten,  welche  nach  einem  und  demselben  Bestimmungs- 
orte abgehen,  so  gering,  dass  für  beide  zusammen  Ein  Wagen  hinreicht,  so 
darf  deren  Verladung  in  Einem  Wagen  stattfinden,  wenn  derselbe  mit  von 
einander  geschiedenen  besonders  verschliessbaren  Abtheilungen  versehen  ist. 

Unter  derselben  Bedingung  der  Verladung  in  gesondert  verschliessbaren 
Abtheilungen  dürfen  auch  Waaren,  dann  Reise-Effecten  verschiedener  Bestim- 
mungsorte in  Einem  und  demselben  Wagen  aufgenommen  werden. 

§.  14. 

n)  Ordnung  der  Wägen. 

Die  einen  und  denselben  Zug  bildenden  Wägen  sollen,  sofern  es  thunlich 
ist,  so  geordnet  werden,  dass 


Digitized  by  Google 


für  die  Eisenbahnen. 


831 


a)  8ämmtliche  vom  Auslande  oder  einem  Zollauss  chlusse  eingehende  Fracht  - 
wägen  ohne  Unterbrechung  durch  andere  Wägen  hintereinander  folgen 
und 

b)  die  bei  den  Zollämtern  aa  der  Gränze  oder  im  Innern  des  Landes  zurück- 
bleibenden Frachtwägen  von  dem  Zuge  leicht  getrennt  werden  können. 

§.  15. 

4t)  Abschliessung  und  Ueberwachung  jenes  Bahnhof- Raumes, 
wo  der  aus  dem  Auslande  eingelangte  Wagenzug  anhält. 

Sobald  ein  Wagenzug  auf  dem  Bahnhofe  des  Oränzzollamtes  angekom- 
men ist,  soll  jener  Theil  des  Bahnhofes,  wo  der  Zug  anhält,  für  den  Zutritt 
anderer  Personen  als  der  des  Dienstes  wegen  anwesenden  Beamten  und  An- 
gestellten der  Staatsbehörden  und  der  Eisenbahn  abgeschlossen  und  der  für 
die  mitgekommenen  Reisenden  bestimmte  Ausgang  aus  diesem  Räume  unter 
gefällsämtliche  Aufsicht  gestellt  werden.  Die  Zulassung  anderer  Personen  in 
clen  abgeschlossenen  Raum  darf  erst  nach  Beendigung  der  Amtshandlung  des 
Zollamtes  stattfinden. 

Vgl.  Punct  XIV  der  Vollzugsverordnung  (V,  B,  2). 

§.  16. 

p)  Bei  welchem  Amte  die  zur  Vornahme  des  Zollverfahrens 
erforderliche  besondere  Bewilligung  beizubringen  ist. 

In  jenen  Fällen,  wo  zur  Vornahme  des  Zollverfahrens  eine  besondere 
Bewilligung  erforderlich  ist  (§.  19  der  Zoll-  und  Staatsmonopols  -  Ordnung), 
soll  dieselbe  bei  jenem  Zollamte  eingebracht  werden,  von  welchem  das  Zoll- 
verfahren gepflogen  wird.  Gegenstände,  deren  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr  einem 
unbedingten  Verbote  unterliegen,  dürfen  auch  nicht  auf  der  Eisenbahn  ein- 
<oder  ausgeführt  werden. 

Mit  dem  Finanz-Ministeriil-Ertssse  vom  16.  Decerober  1858,  Z.  20.431-675,  F.  M.  Vdgl.l 
Nr.  63.  wirksam  für  sämmtliche  Kroolindcr  des  allgemeinen  Zollgebietes,  wurde  neuerlich  erinnert 
data  auil  indischer  roher  oder  f »  brici  r  ter  Ta  bak  auch  im  Ansageschein  verfahren  auf 
Eiseiibuhnen,  ohne  vorliufig  erwirkte  Bezugsbewilligung  nicht  an  ein  Zollamt  im 
.Monopolsgebiete  gesendet  und  bei  demselben  mit  dem  Vorbehalte  der  weiteren  Verfügung  nicht 
«in^eUjjert,  vielmehr  ein  solcher  Tabak  ohne  die  erwihnte  Bewilligung  Ober  die  Zoll-Linie  gar 
nicht  eingeführt  werden  darf.  Diese  Bestimmung,  beziehungsweise  die  Verpflichtung  der 
Partei,  sich  über  die  erwirkte  Bewilligung  zur  Ein-  oiler  Durchfuhr  von  ausländischem  rohen  oder 
fahricirten  Tabak,  schon  bei  dem  zur  Vornahme  des  Ansagescheinverfshrens  berufenen  Grinzamte 
Auszuweisen,  ist  durch  die  Verfügung  des  f.  16  der  Vorschrift  vom  18.  September  1857  (R.U.BI. 
Kr.  175)  nicht  aufgehoben  worden,  dem  zufolge  im  Eisenbahnverkehr  in  jenen  Fallen,  wo  zur 
Vornahme  des  Zollverfahrens  (der  Ein-,  Durch-  oder  Ausfuhr- Verzollung)  eine  besondere  Bewil- 
ligung erforderlich  ist,  dieselbe  bei  jenem  Amte  eingebracht  werden  soll,  welches  diese  Amts- 
handlung vollzieht. 

Mit  dem  Erlasse  des  Finanzministeriums  vom  2.  Februar  1861,  R.G.BI.  Nr.  17,  wurde  für 
aimmtliche  Kronlinder  des  allgemeinen  Zollverbandes,  mit  Ausnahme  des  lomhardisch-venetiani- 
•chen  Königreiches,  von  Tirol  und  Vorarlberg,  dann  der  Militärgrinze,  die  nachstehende  Erliute- 
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rang  des  f.  16  der  Vorschrift  rom  18.  September  1857  fiber  das  Zollverfahren  für  den  Eisenbahn- 
verkehr kundgemacht : 

Mit  Rücksicht  auf  die  Verordnung  rom  11.  Februar  1860,  R.G.BI.  Nr.39,  wonach  Waffen» 
und  Munitionssendungen  sowohl  im  Staatsgebiete  als  bei  der  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  von- 
und  nach  dem  Auslande  mit  Waffen-  oder  Munitions-Geleilscbeincn  begleitet  sein 
müssen,  soferne  es  sich  nicht  um  Sendungen  einer  geringeren,  sechs  Stück  nicht  überschreitenden 
Warenmenge  ron  oder  für  Gewerbetreibende  handelt  (Vorschrift  vom  29.  Jinner  1833,  f.  7r 
R.  G.  Bl.  Nr  16),  wird  der  §.  16  der  Vorschrift  rom  18.  September  1857  (R.G.BI.  Nr.  175),  über 
das  Zollrerfahren  für  den  Verkehr  aur  Eisenbahnen  dahin  erläutert,  dass  in  den  Füllen,  wenn 
Sendungen  ron  Waffen  in  der  Menge  ron  mehr  als  sechs  Stücken  oder  Munitionssendungen,  welche 
auf  Eisenbahnen  aus  dem  Auslande  einlangen,  von  dem  Granzxollamle  mittelst  blossen  Ansage— 
Scheines  an  ein  Zollamt  im  innern  Zollgebiete  zur  Vornahme  des  Zollverfahrens  angewiesen 
werden  sollen,  der  Geleitschein  schon  bei  dem  zur  Anweisung  mittelst  Ansagescheines  berufenen. 
Grinzzollamte  eingebracht  werden  muss,  welches  denselben  dem  Ansagescbeine  beizulegen  hat. 

§•  17- 

q)  Bezeichnung  derAemter,  zwischen  welchen  die  Anweisung 
mittelst  Ansagescheines  stattfindet. 

Zwischen  welchen  Zollämtern  die  Anweisung  der  aus  dem  Auslande  oder 
einem  Zollanschlüsse  einlangenden,  oder  der  aus  dem  Zollgebiete  auszu- 
führenden Güter  mittelst  des  im  §.  3  zugestandenen  abgekürzten  Verfahrens 
(mit  blossen  Ansagescheinen)  stattfindet,  ist  gegenwärtig  durch  die,  gegen- 
wärtiger Vorschrift  vorangehende  Verordnung  festgesetzt  worden,  und  wird 
in  der  Folge  für  jede  die  Zoll-Linie  neuüberschreitende  Eisenbahn  besonders 
bestimmt  werden. 

Vgl  Punct  2  und  3  der  citirten  Verordnung  rom  18.  September  1857 

§.  18. 

r)  Lad ungslisten  und  Hauptübersicht.  Ladungslisten.  Formu- 
lare A.  Hauptübersicht.  Formulare  B. 

üeber  die  für  jede  Abfertigungsstetion  bestimmten  Waaren  und  Reise- 
Effecten  sind  gesonderte  Ladnngslisten  noch  dem  Formulare  A,  und  wenn 
Waaren  für  zwei  oder  mehrere  Abfertigungsstationen  mit  demselben  Zuge 
befördert  werden,  eine  Hauptübersicht  nach  dem  Formulare  B  auszufertigen. 

Die  Ladungslisten  haben  zu  enthalten :  die  fortlaufenden  Nummern  der 
WaarenerklUrungen,  die  Anzahl,  Gattung,  Zeichen  und  Nummern,  dann  das 
Gewicht  und  den  in  der  Waarenerklärung  angegebenen  Inhalt  der  Collienr 
den  Namen  des  Empfängers,  die  Anzahl,  Marken  und  Nummern  der  Fracht- 
wägen, die  Angabe  der  zur  Ladung  gehörigen  Papiere,  als :  die  Anzahl  und 
Nummern  der  ämtlichen  Ausfertigungen  mit  Angabe  des  Zollamtes,  welche 
dieselben  ausstellte,  dann  der  Frachtbriefe  u.  s.  w.,  endlich  die  Anzahl  der 
an  die  Wägen  und  Wagenabtheilungen  angelegten  Schlösser  und  Bleisiegel. 
Ueber  die  Effecten  der  Reisenden,  welche  in  eigenen  Packwägen  aber  gleich- 
zeitig mit  den  Reisenden  befördert  werden,  sind  Ladungslisten,  jedoch  sum- 
marisch nach  der  Collienzahl  zu  verfassen. 
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Die  Angabe  der  Waarengattnngen  und  die  Ausfüllung  der  Rubriken  4 
und  5  der  Ladungsliste  darf  unterbleiben,  wenn  über  die  Waare  bereits  eine 
deren  Gattung  und  Menge  angebende  Ausfertigung  eines  österreichischen 
Zollamtes  vorhanden  ist.  In  diesem  Falle  wird  unter  Rubrik  Nr.  10  die  Gat- 
tung und  Nummer  der  ämtlichen  Ausfertigung  mit  dem  Namen  des  Amtes 
berufen,  die  Zahl  der  dazu  gehörenden  Collien  aber  und  deren  Gesammtgc- 
wicht  Mos  summarisch  angesetzt.  Unter  der  Rubrik  Nr.  7  braucht  dann  blos 
die  allgemeine  Bezeichnung  „Waaren"  angesetzt  zu  werden. 

Der  Inhalt  der  Hauptübersicht  ergibt  sich  aus  dem  Formulare  B. 

B.  Besondere  Bestimmungen. 

I.  Für  den  Eintritt  über  die  Zoll-Linie. 

a)  Verfahren  des  Ei ntrittsamtes  wenn  es  an  der  Fortsetzun  g 

einer  Bahn  gelegen  ist. 

f.  Uebergabe  der  Lidungtliiten  an  das  Ei n tri  l  tsa mt. 
aaj  In  dreifacher  Ausfertigung. 

Unmittelbar  nach  dem  Einlangen  des  Wagenzuges  bei  dem  Eintrittsamte, 
oder  falls  mit  demselben  das  ausländische  Austrittsamt  zusammengelegt  ist, 
nach  geschehener  Abfertigung  von  Seite  des  Letzteren,  hat  der  Bestellte 
der  Eisenbahn  (der  Zugführer)  die  Ladungslisten  in  dreifacher  Ausfertigung 
sammt  den  dazu  gehörenden  Waarcnerklärungen,  Frachtbriefen  u.  s.  w.  und 
in  dem  unter  §.18  erwähnten  Falle  die  Hauptubersicht  (diese  nur  in  ein- 
facher Ausfertigung)  dem  Eintrittsamte  zu  tiberreichen. 

Das  dritte  Pare  der  Ladungslisten  ist  dazu  bestimmt,  nach  geschehener 
Stellung  der  Waare  zu  dem  Zollamte,  an  welches  dieselben  mittelst  Ansage- 
scheines angewiesen  wurden,  nach  beigefügter  Bestätigung  von  dem  Zollamte 
der  Eisenbahnverwaltung  ausgefolgt  zu  werden  (§§.  27  und  39  lit.  b).  Werden 
die  Ladungslisten  nur  in  zweifacher  Ausfertigung  überreicht,  so  unterbleibt 
die  Zurückstellung  eines  Pare. 

Wird  der  Wagenzug  von  der  Gränze  bis  zum  Eintrittsamte  ämtlich 
begleitet,  so  ist  diese  Hauptübersicht  den  Begleitenden  schon  an  der  Gränze 
zu  übergeben. 

§.  20. 

bb)  In  einfacher  Ausfertigung. 

Ueber  jene  Waaren  und  Effecten,  welche  beim  Eintrittsamte  oder  auf  einer 
weiter  landeinwärts  gelegenen  Station,  wo  sich  aber  kein  Zollamt  befindet, 
die  Eisenbahn*  verlassen,  und  die  folglich  beim  Eintrittsamte  vollständig  zoll- 
ämtlich abgcfertiget  werden  sollen,  braucht  die  Ladungsliste  nur  in  einfacher 
Ausfertigung  überreicht  zu  werden. 
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§.  21. 

h)  Verfahren  des  Eintrittszol lamtes  wenn  sich  dasselbe  am 

Anfang  einer  Bahn  befindet. 
Werden  an  einem  Gränzpnncte,  wo  eine  Eisenbahn  anfängt  (also  nicht 
als  die  Fortsetzung  einer  fremden  Eisenbahn  sich  darstellt),  zu  einem  Zoll- 
amte  Güter  behnfs  der  Versendung  in  das  Zollgebiet  oder  durch  dasselbe 
auf  die  Eisenbahn  gebracht,  so  ist  zu  unterscheiden,  ob 

a)  dieselben  vor  der  Uebergabe  an  die  Eisenbahn  dem  ihrer  Bestimmung 
entsprechenden  Zollverfahren  vollständig  unterzogen,  folglich  verzollt 
oder  mittelst  Begleitscheines  angewiesen  und  im  letzteren  Falle,  soweit 
diess  nach  den  bestehenden  Vorschriften  erforderlich  ist,  unter  Collien- 
ver8chln88  gelegt  worden  sind,  oder  ob 

b)  das  im  §.  3  zugestandene  abgekürzte  Verfahren  in  Anwendung  kommen 
soll. 

Zu  a).  Im  ersteren  Falle  bedarf  es  nicht  der  Verladung  solcher  Gü^er 
in  Coulissenwägen  unter  Ladungsraumverschluss. 

Zu  b).  Sollen  aber  solche  Güter,  sofern  diess  nach  den  besonderen,  für 
die  betreffende  Eisenbahn  erflossenen  Bestimmungen  gestattet  ist,  mittelst 
blossen  Ansagescheines  an  ein  Zollamt  im  inneren  Zollgebiete  zur  schliesslichen 
Abfertigung  angewiesen  werden,  so  sind  dieselben  vor  der  Verladung  auf  die 
Eisenbahn  wägen  mit  der  vorgeschriebenen  zweifach  ausgefertigten  Waaren- 
erklärung  zu  dem  Zollamtc  zu  stellen,  welches  die  äussere  Besichtigung  der 
Collien  vornimmt,  sich  dadurch  von  ihrer  Uebereinstimmung  in  Bezug  auf 
Beschaffenheit,  Anzahl  und  Zeichen  mit  den  Angaben  der  Erklärung  Uber- 
zeugt, und  da ss  diese  geschehen,  auf  beiden  Exemplaren  der  Erklärung  be- 
stätigt. Eine  Abwiegung  oder  die  innere  Untersuchung  geschlossener  Collien  ist 
in  der  Regel  nicht  vorzunehmen,  wenn  nicht  der  dringende  Verdacht  einer  un- 
richtigen Angabe  und  eines  beabsichtigten  Unterschleifes  obwaltet.  Von  der 
Richtigkeit  der  Gewichtsangabe  kann  sich  im  Einvernehmen  mit  der  Eisen- 
bahnverwaltung bei  Gelegenheit  der  Gewichtserhebung  zum  Behufe  der  Be- 
messung der  Frachtgebühr  Ueberzeugung  verschafft  werden,  wobei  das  von 
der  Eisenbahnverwaltung  etwa  ermittelte  Wiener  Gewicht  durch  Anwendung 
der  dem  Zolltarife  beigefügten  Tabelle  I,  b  auf  Zollgewicht  zu  reduciren  ist. 
Auch  das  Reisegepäck  ist  auf  ähnliche  Weise  vor  der  Verladung  vom  Zoll- 
amte zu  besichtigen;  doch  wird  hier  in  der  Regel  von  der  Eisenbahnverwal- 
tung selbst  auf  die  vorhergängige  Revision  des  Reisegepäckes  und  Verzollung 
der  darunter  befindlichen  zollpflichtigen  Gegenstände  gedrungen  werden. 

Die  Ausfertigung  des  Ansagescheines  findet  erst  auf  Grund  der  nach, 
unter  zollämtlicher  Aufsicht  geschehenen  Verladung  von  der  Eisenbahnver- 
waltung verfassten  Ladungslisten  Statt,  welche  in  dreifacher  Ausfertigung 
(§.  19)  zu  Uberreichen  sind. 

Vgl.  Punct  III  der  Volltugsrerordnuag  (V,  B,  2). 
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§.  22. 

e)  Verfahren  des  Eintrittsamtes  nach  Uebernahme  der 

Ladungslisten. 

Nach  Uebernahme  der  Ladungslisten  Uberzeugt  sich  das  Zollamt,  und 
zwar,  wenn  mit  demselben  das  ausländische  Austrittsamt  zusammengelegt  ist, 
im  Einvernehmen  mit  diesem  von  der  Beobachtung  der  Bestimmungen  des  §.  4 
durch  Revision  der  Locomotive,  Tender  und  Personenwagen,  von  der  Ueber- 
einstimmung  der  Hauptüb ersieht  B  mit  den  Ladungslisten  A,  so  wie  dieser  mit 
den  ihnen  beigeschlossenen  Urkunden  und  mit  den  Nummern  u.  s.  w.  der 
Wägen. 

Ist  der  Wagenzug  aus  dem  Auslande  unter  Ladungsraumverschluss  ein- 
gelangt, so  hat  das  Amt  auch  von  der  Unverletztheit  dieses  Verschlusses  sich 
zu  überzeugen. 

Nach  Vollziehung  dieser  Prüfung  schreitet  das  Amt  (im  Falle  der  Zu- 
sammenlegung mit  dem  ausländischen  Austrittsamte  nach  vollzogener  Amts- 
handlung des  Letzteren)  zur  Anlegung  des  Verschlusses  der  Ladungsräume 
nach  §.  8.  Der  an  Gegenstände,  welche  auf  offenen  Wägen  unter  Verschluss- 
decken u.  s.  w.  aus  dem  Auslande  einlangten,  von  der  ausländischen  Zoll- 
behörde angelegte  ämtliche  Verschluss  ist,  sofern  derselbe  nicht  von  dem 
ausländischen  Austrittsamte  abgenommen  wurde,  zu  besichtigen  und  wenn 
dieser  Verschluss  unverletzt  und  genügend  befunden  wird,  ungeändert  zu  be- 
lassen und  in  der  Ladungsliste  anzumerken. 

§.  23. 

d)  Ausfertigung  des  Ansage  Scheines. 

Hierauf  fertiget  das  Zollamt  für  jeden  einzelnen  Bestimmungsort  (Wien, 
Brünn,  Pesth  u.  s.  w.)  einen  Ansageschein  (Muster  4  nnd  15  des  Amts- 
unterrichtes vom  Jahre  1853)  aus,  schliesst  ein  Exemplar  der  Ladungsliste 
dem  Ansageschein-Register  bei  und  Ubergibt  den  oder  die  Schlüssel  zum 
Wagenverschlusse,  dann  den  Ansageschein,  dessen  Nummer  und  Datum  auf 
jedem  Exemplare  der  Ladungsliste  ersichtlich  zu  machen  ist,  mit  einem  Exem- 
plare der  Ladungsliste  sammt  den  dazu  gehörigen  Urkunden  unter  versiegeltem, 
an  das  Zollamt  des  Bestimmungsortes  adressirten  Umschlage  oder  in  der  dazu 
bestimmten  versperrten  Tasche,  das  dritte  Exemplar  der  Ladungsliste  aber, 
wenn  ein  solches  überreicht  wurde  (§.  19),  offen  der  Begleitungsmannschaft, 
oder,  wenn  der  Wagenzug  ohne  ämtliche  Begleitung  entlassen  wird,  dem 
Zugführer.  Die  Hauptübersicht  ist  mit  dem  ersten  Ladungsscheine  dem 
Ansageschein-Register  beizuschliessen. 

Vgl.  Punct  III  der  Volliug«rerordnuD?  (V,  B,  2). 
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§.  24. 

e)  Schleunige  Abfertigung. 

Die  Abfertigung  der  unter  Raumverschluss  mittelst  Ansagescheines  an 
ein  anderes  Amt  anzuweisenden  Waaren  und  Reise -Effecten  hat  nach  §.  7  mit 
solcher  Beschleunigung  zu  geschehen,  dass  derZug  nicht  über  die  im  Fahrplane 
bestimmte  Zeit  aufgehalten  werde. 

§.  25. 

f)  Fahrpost-Sendungen. 

Fahrpost-Sendungen  sind  nach  den  bestehenden  Anordnungen  der  Erlässe 
vom  15.  October  1850,  Z.  30.641-1724,  und  vom  27.  Juli  1853,  Z.  448- 
I.  N.  C,  zu  behandeln. 

§.  26. 

g)  Verfahren  des  Zollamtes  am  Bestimmungsorte. 

Unmittelbar,  nachdem  der  Wagenzug  in  dem  Bahnhofe  des  Bestimmungs- 
ortes zum  Stillstehen  gebracht  worden  ist,  übergibt  der  mit  der  ämtlichen 
Begleitung  oder  mit  deren  Leitung  beauftragte  Angestellte  oder  der  Zugführer 
(§.  23)  dem  Zollamte  oder  der  im  Bahnhofe  befindlichen  Abtheilung  des- 
selben sowohl  die  unter  Siegel  gelegten  (oder  in  einer  versperrten  Tasche  be- 
findlichen) Papiere  sammt  Schlüsseln  als  die  ofTen  übernommene  Ladungsliste. 

aaj  Schleunige  Abfertigung  der  gebührenfreien  HeUe-Effecteo. 

Das  Zollamt  überzeugt  sich  von  der  Unverletztheit  des  Kaumverschlusses 
an  den  Frachtwägen  und  von  der  Uebereinstimmung  der  Letzteren  mit  dem 
Ansagescheine  sammt  Ladungslisten,  endlich  von  dem  Vorhandensein  der  in 
diesen  Letzteren  als  beigeschlossen  bezeichneten  Urkunden,  schreitet  dann 
vor  Allem  zur  Eröffnung  des  Wagens,  in  welchem  die  Reise-Effecten  geladen 
sind,  und  stellt  diese,  wenn  bei  deren  Untersuchung  Gegenstände,  welche 
einer  Gcbührenentrichtung  unterliegen,  nicht  vorgefunden  werden,  zur  Ver- 
fügung der  Eisenbahnverwaltung. 

Vgl.  ponet  IV  der  VolltogaTerordnung  (V,  B,  2). 

§•  27. 

bb)  Behandlung  der  übrigen  Fraehtgeg enstbiule. 

Langt  der  Wagenzug  zur  Nachtzeit  ein,  so  bleiben  die  übrigen  Fracht- 
wägen ohne  Eröffnung  des  Raumverschlusses  einstweilen  unter  ämtliche  Auf- 
sicht gestellt,  bis  mit  Rücksicht  auf  den  §.  118  der  Zoll-  und  Staatsmonopols- 
Ordnung,  dann  §.  7  der  gegenwärtigen  Vorschrift  die  weitere  Amtshandlung 
stattfinden  kann,  wo  dann  das  Zollamt  die  Wägen  öffnet,  sich  von  der  Ueber- 
einstimmnng  der  Ladung  in  Absicht  auf  die  Menge  und  äussere  Beschaffen- 
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beit  der  Collien  mit  der  LadungBliste  überzeugt,  auf  der  Rückseite  des  An- 
sagescheines den  Tag  und  die  Stunde  des  Eintreffens  bestätiget,  die  Nach- 
weisung der  weiteren  Vorbuchung  (die  fortlaufende  Zahl  des  Erklärungs- 
registers oder  des  neuen  Ansageschein-Registers)  beifügt  und  dann  den 
eingelangten  Ansageschein  dem  Amte,  welches  denselben  ausstellte,  zurück- 
sendet. 

Die  Waarencollien  werden  unter  Beiziehung  des  dazu  bestimmten 
Angestellten  der  Eisenbahn  unter  ämtlichen  Verschluss  gelegt  und  auf 
Grundlage  der  mit  den  Frachtbriefen  u.  s.  w.  belegten  Ladungsliste  in  die 
ämtlichen  Magazine  aufgenommen,  das  zweite  Exemplar  der  Ladungsliste 
aber,  wenn  ein  solches  mit  dem  Ansagescheine  einlangte  (§§.  19  und  23) 
wird  mit  der  Uebernahmsbestätigung  des  Zollamtes  versehen,  der  Eisenbahn- 
verwaltung ausgefolgt. 

Mit  der  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  2t.  8eptember  1861,  R.  G.  Bl.  Nr.  94, 
gütig  für  «las  allgemeine  Zollgebiet,  betreffend  die  Aufnahme  der  unter  Raumverachluss 
mittelst  Eisenbahnen  hui  dem  Auslande  eingelangten  Waaren  in  die  zoll- 
iretlichen  Magaaine  ohne  Anlegung  des  Amtlichen  Verschlusses,  wurde 
gestattet,  dass  von  der,  im  2.  Absätze  des  $.  27  der  Vorschrift  Gber  das  Zollverfahren  für  den 
Verkehr  auf  den  die  Zolllinie  berührenden  österreichischen  Eisenhahnen  vom  18.  September  1857 
(R.  G.  ßl.  Nr.  175),  lediglich  tum  Behufe  der  Einlagerung  in  die  zollamtlichen  Magazine  ange- 
ordneten, Anlegung  des  imtlichen  Collienverschlusses  an  die  unter  llauoiverscbliiss  mittelst 
Eisenbahnen  aus  dem  Auslande  oder  aus  den  Zollausschlüssen  einlangenden  Waar  abgegangen 
werde.  Wenn  jedoch  die  Anlegung  des  zollamtlichen  Collienverschlusses  an  solche  Waaren  von 
der  Partei,  welche  darüber  zu  verfugen  hat,  gewünscht  wird,  so  hat  dieselbe  zu  geschehen. 

Durch  diese  Uebernahmsbestätigung  übernimmt  jedoch  der  Staatsschatz, 
nach  §.  234  der  Zoll-  und  Staatsmonopols-Ordnung  nur  für  die  Zahl  der 
Packe  oder  Behältnisse,  keineswegs  aber  ftir  die  angegebene  Gattung, 
Beschaffenheit  und  Menge  der  Waaren  oder  Effecten  eine  Haftung. 

Die  mit  den  Eisenbahnzügen  eingelangten  Waaren  sind,  soferne  der 
Fall  ihrer  Verbuchung  im  Niedcrlagsrcgister  eintritt,  in  diesem  Register 
eigen 8  als  solche  mit  Berufung  auf  die  Ladungsliste  ersichtlich  zu  machen. 

Sind  die  Niederlagen  des  Zollamtes  von  dem  Bahnhofe  entfernt,  ohne 
mit  diesem  durch  eine  Schienenbahn  in  Verbindung  zu  stehen,  so  geschieht 
die  Fortschaffung  der  von  den  Eisenbahnwägen .  abgeladenen  Waarencollien 
vom  Bahnhofe  zum  Zollamte  unter  fortwährender  Aufsicht  der  Organe,  sowohl 
der  Fiuanzbchörde  als  der  Eiscnbahnverwaltung,  auf  Wägen  der  Eisenbahn- 
unternehmung mit  Raumverschluss  gegen  Ausstellung  eines  mit  einer  neuen 
nur  in  Einem  Exemplar  auszufertigenden  Ladungsliste  zu  belegenden  Ansage- 
scheines von  Seite  der  im  Bahnhofe  befindlichen  Abtheilung  des  Zollamtes. 

Das  letztere  stellt  die  neue  Ladungsliste  nach  beigefügter  Bestätigung 
des  Eintreffens  und  der  weiteren  Verbuchung  an  die  Bahnhof-Abtheilung 
zurück. 

In  diesem  Falle  sind  die  Waarencollien,  wenn  nach  dem  Erachten  der 
Eisenbahnverwaltung  die  Anlegung  des  ämtlichen  Collienverschlusses  im 
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Bahnhofe  selbst  mit  Rücksicht  auf  die  Raumverhältnisse  des  letzteren  nicht 
ohne  Störung  des  Bahnbetriebes  stattfinden  könnte,  erst  nach  ihrem  Ein- 
langen auf  dem  Amtsplatze  des  Hanptzollamtes  der  Anlegung  der  ämtlichen 
Bleisiegel  zu  unterziehen.  Wenn  das  Amt  in  grosser  Nähe  des  Bahnhofes 
sich  befindet,  kann  mit  Bewilligung  des  Finanzministeriums  von  der  Aus- 
stellung neuer  Ladungslisten  Umgang  genommen  werden. 

Vgl.  Punct  III  der  Vollzugarerordnung  (V,  B,  Z). 

8.  28. 

ee)  Fortsetzung. 

Das  Zollamt  hat  die  auf  die  vorbezeichnete  Art  eingelagerten  Waaren 
jenem  Verfahren  zu  unterziehen,  welches  ihrer  aus  der  vorliegenden  oder 
nachträglich  einzubringenden  Erklärung  entnehmbaren  Bestimmung  ent- 
spricht. 

§.  29. 

dd)  Bedingte  Anwendung  der  für  Fahrpostsendungen  gestatteten  Auanahme  von  den  allgemeinen 

Zollvorschriften  anf  Eisenbahn-Sendungen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  EigenthUmlichkeit  des  durch  die  Eisenbahnen 
vermittelten  Waarentransportes  wird  unter  Vorbehalt  des  Widerrufes  im 
Falle  eines  Missbrauches  gestattet,  dass  die  unter  Beobachtung  der  Bestim- 
mungen dieser  Vorschrift  durch  Eisenbahnzüge  aus  dem  Auslande  oder  einem 
Zollausschusse  eingelangten  Waaren  und  Effecten  in  Absicht  auf  die  für  das 
Anweisungsverfahren  vorgeschriebene  8ieherstellung  und  jene,  welche  aus 
dem  Auslande  einlangen,  auch  in  Absicht  auf  die  Zulässigkeit  einer  nach- 
träglich einzubringenden  Erklärung  oder  der  Verzollung  nach  dem  Ergebnisse 
der  zollamtlichen  Untersuchnng,  auf  gleiche  Art  behandelt  werden,  wie  jene 
Sendungen,  welche  durch  die  Postwagensanstalt  einlangen  und  in  der  Post- 
wagenkarte gehörig  eingetragen  erscheinen  (§.  136  der  Zoll-  und  8taats- 
monopols-Ordnung  und  §.  197  des  Amtsunterriehtes  ftir  die  ausübenden 
Aemter  vom  Jahre  1853).  Dagegen  soll  dieEisenbahriverwaltung  verpflichtet 
sein,  in  jenen  Fällen,  wo  von  der  Partei,  für  welche  eine  Sendung  bestimmt 
ist,  nicht  längstens  binnen  drei  Monaten  vom  Tage  der  ämtlichen  Einlagerung 
dem  Zollamtc  die  Annahme  der  Sendung  angezeigt,  und  die  tarifmässige  Er- 
klärung, soferne  dieselbe  nicht  schon  mit  der  Waare  eingelangt  wäre,  beige- 
bracht wird,  oder  wenn  noch  vor  Verlauf  dieser  Frist  der  im  §.  168  der 
Zoll-  und  Staatsmonopols-Ordnung  vorgesehene  Fall  eintritt,  auf  Verlangen 
des  Zollamtes  die  Sendung  unter  Ladnngsraumverschluss  mit  Beobachtung 
des  für  Durchfuhrgüter  vorgeschriebenen  Verfahrens  unter  eigener  Haftung 
ins  Ausland  zu  schaffen  und  den  Lagerzins  zu  entrichten. 
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II.  Für  den  Auftritt  ron  Ausfuhr-  and  Darobfahrwtaren. 

§.  30. 

a)  Zollämtliche  Abfertigung  der  Ausfuhr-  und  Durchfuhr- 

güter. 

Ausfuhr-  und  Durchfuhrguter,  welche  aus  dem  inneren  Zollgebiete  auf 
der  Eisenbahn  Uber  die  Zoll-Linie  ins  Ausland  oder  in  einen  Zollanschluss 
gesendet  werden  sollen,  ohne  an  der  Zoll-Linie  der  gewöhnlichen  Unter- 
suchung unterzogen  zu  werden,  sind  dem  gesetzlichen  Zollverfahren  schon 
bei  einem  an  der  Eisenbahn  gelegenen  Zollamte  im  inneren  Zollgebiete  zu 
unterziehen. 

§•  31. 

b)  Verfahren  des  Zollamtes  im  Orte  der  Versen  dun g. 

Das  Zollamt  im  Orte  der  Versendung  hat  in  einem  solchen  Falle  die  für 
den  Austritt  von  Ausfuhr-  oder  Durchfuhr-Sendungen  vorgeschriebenen 
Amtshandlungen,  also  nach  Umständen  die  äussere  Besichtigung  und  die 
theilweise  innere  Untersuchung  zu  pflegen,  und  die  betreffenden  Aus- 
fertigungen und  ämtlichen  Bestätigungen  in  der  Art  vorzunehmen,  wie  es  die 
bestehenden  Vorschriften  für  jene  Austrittsämter  vorzeichnen,  vor  denen  noch 
ein  Ansageposten  vor  der  Zoll-Linie  aufgestellt  ist. 

§.  32. 

Befindet  sich  das  Zollamt  nicht  im  Bahnhofe  selbst,  so  ist  die  Sendung 
unter  Ladungsraum  verschluss  und  unter  ämtlicher  Begleitung  in  den  Bahnhof 
zu  schaffen. 

Im  Bahnhofe  wird  zuerst  der  ämtliche  Verschluss,  wenn  derselbe  noch 
an  einem  oder  dem  anderen  Waarenbehältnisse  vorhanden  wäre,  abgenommen, 
worauf  sodann  die  Waaren  unter  ämtlicher  Aufsicht  in  die  zur  Anlegung  des 
Ladungsraumverschlusses  eingerichteten  Eisenbahn-Frachtwägen ,  und  zwar 
die  Durchfuhrwaaren,  sowie  jene  Ausfuhrwaaren,  deren  Austritt  über  die 
Zoll-Linie  erwiesen  werden  muss,  abgesondert  von  anderen  Ausfuhrwaaren 
verladen  und  endlich  die  einzelnen  Wägen  oder  Wagenabtheilungen  unter 
Ladungsraumverschluss  gelegt  werden. 

Vgl.  Ministerial-KriaM  vom  8.  Norember  1861,  R.  G.  Bl.  Nr.  114,  Panct  3  (V,  B,  4). 

I  §.  33. 

Nach  Anlegung  dieses  Verschlusses  weiset  das  Zollamt  auf  Grundlage 
der  von  der  Eisenbahnverwaltung  in  doppelter  Ausfertigung  zu  Ubergeben- 
den Ladungsliste,  auf  welcher  die  dazu  gehörenden  zollamtlichen  Aus- 
fertigungen (Begleitscheine  und  Declarationsscheine)  zu  berufen  sind,  mittelst 
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Eines  Ansagescheines  die  gcsammte  Waarensendung  an  das  Zollamt,  Uber 
welches  der  Austritt  auf  der  Eisenbahn  zu  erfolgen  hat  (Bodenbach,  Oderberg, 
Triest  u.  8.  w.)  an,  hält  jedoch  die  zu  den  einzelnen  Waarenparthien  ge- 
hörenden zollämtlichen  Ausfertigungen  zurück,  und  Ubergibt  dem  FUhrer  des 
Zuges  ein  Exemplar  der  Ladungsliste  offen,  das  andere  sammt  dem  Ansage- 
scheine und  dem  Schlüssel  zum  Wagenverschlusse  unter  versiegeltem  Um- 
schlage oder  in  der  dazu  bestimmten  versperrten  Tasche. 

Vgl.  Puuct  III  der  Vollzugsrerordnang  (V,  B,  2). 

§.  34. 

c)  Verfahren  des  Zollamtes  an  der  Zoll-Linie. 

Das  Zollamt  an  oder  in  der  Nähe  der  Zoll-Linie,  welchem  die  Ueber- 
wachung  des  wirklichen  Austrittes  obliegt,  hat  nach  dem  Einlangen  des  Zuges 
den  Ansage  schein  sammt  Ladungslisten  zu  Ubernehmen,  von  deren  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Anzahl  und  der  Bezeichnung  der  Wägen,  dann  von 
der  Unverletztheit  desLadungsraumesvcrschlusses  der  letzteren  sich  zu  über- 
zeugen, diesen  Verschluss  zu  Öffnen  und  wenn  ein  gegründeter  Anlass  zur 
Untersuchung  der  Ladung  nicht  vorhanden  ist,  dieselbe  Uber  die  Zoll-Linie 
zu  entlassen. 

Dort,  wo  das  Amt  mit  dem  ausländischen  Eintrittsamte  zusammengelegt 
ist,  hat  die  Entlassung  Uber  die  Zoll-Linie  im  Einvernehmen  mit  dem  letzteren 
zu  geschehen  und  ist  daher  die  Sendung  diesem  Amte  zu  Ubergeben. 

Bis  dieses  geschehen  kann,  sind  Wägen  und  Ladung  unter  ämtlicher 
Aufsicht  zu  halten.  Ist  das  Gränzaustrittsarot  so  gelegen,  dass  von  demselben 
aus  die  Eisenbahnstrecke  bis  zur  Zoll-Linie  nicht  genau  beobachtet  werden 
kann,  so  hat  der  Austritt  unter  ämtlicher  Begleitung  zu  geschehen. 

§.  35. 

Das  Gränzaustrittsamt  hat,  und  zwar  unter  Beobachtung  der  etwa  in 
Folge  Uebereinkommen8  mit  dem  Nachbarstaate  vorgeschriebenen  Modalität 
den  wirklich  geschehenen  Austritt  auf  beiden  Exemplaren  der  Ladungsliste 
zu  bestätigen,  und  ein  mit  dieser  Bestätigung  versehenes  Exemplar  der 
Ladungsliste,  unter  Anschluss  des  Ansagescheines,  auf  welchem  derZeitpunct 
des  Eintreffens  anzusetzen  ist,  dem  Zollamte,  welches  den  Ansageschein  aus- 
stellte, zurückzusenden.  Das  zweite  Exemplar  der  bestätigten  Ladungslisto 
ist  der  Vormerkung  beizuschliessen,  welche  das  Amt  über  die  von  inner- 
ländigen  Zollämtern  eingelangten  Ansagescheine  für  den  Verkehr  auf  Eisen- 
bahnen zu  führen  hat. 

Vgl.  Puuct  VII  der  VolUugsrerordnnng  (V,  B,  2). 
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§.  36. 

4)  Schliessliches  Verfahren  des  Zollamtes  im  Orte  der  Ver- 
se n  d  u  n  g. 

Das  Zollamt,  welchem  die  bestätigte  Ladungsliste  und  der  Ansageschein 
zukommen,  hat  beide  der  bezüglichen  Post  seines  Ansageschein-Registers 
beizuschliessen,  dann  auf  Grund  und  mit  Berufung  der  Post  dieses  Registers 
auf  den  zurückbehaltenen  ämtlichen  Ausfertigungen  (Begleitscheinen  oder 
Declarationsscheinen)  und  Bestätigungen  die  vorgeschriebenen  Ergänzungen 
vorzunehmen  und  erst  dann,  wenn  dieses  geschehen,  die  Bestätigungen  über 
Durchfuhr-Sendungen,  dann  über  solche  Ausfuhrgüter,  deren  Austritt  von  der 
Partei  ausgewiesen  werden  muss,  auszuhändigen. 

Vgl.  zu  den  vorstehenden  |$.  30—36  Punct  V  und  VI  der  Volliugsverordnung  (V,  B,  2). 

HL  Für  den  Ein-  and  Austritt  solcher  Dnroofnhr-8endangen,  welohe  du  Zollgebiet  in  nnnnter- 

broohenem  Eisenbahntransporte  dnrobsieben. 

§.  37. 

a)  Gestattung  des  Ansageverfahrens  für  Waaren,  welche 
das  Zollgebiet  in  ununterbrochenem  Eisenbahntransporte 

passire  n. 

Es  wird  gestattet,  Durchfuhrguter,  welche  das  Zollgebiet  in  ununter- 
brochenem Eisenbahntransporte  durchziehen,  mittelst  des  blossen  Ansage- 
schein Verfahrens,  somit  ohne  innere  zollamtliche  Untersuchung  beim  Ein- 
und  Austritte  abzufertigen,  wenn  folgende  Bedingungen  vereint  erfüllt 
werden. 

b)  Bedingungen  dieser  Gestattung. 

oa)  Ladungsrautn-Verschluss. 

a)  Der  Transport  solcher  Durchfuhrgüter  hat  unter  Ladungsrauraverschluss 
in  Wägen,  welche  mit  der  unter  §.  4  vorgeschriebenen  Einrichtung 
versehen  sind,  und  zwar  in  der  Regel  ohne  Umladung  während  des 
Durchzuges  zu  geschehen. 

bb)  Abgesonderte  Verladung. 

b)  Solchen  Durchfuhrgütern  dürfen  andere  im  Zollgebiete  verbleibende 
Waaren  in  demselben  Wagen  oder  in  derselben  verschlossenen  Wagen- 
abtheilung nicht  beigeladen  werden. 

Vgl.  Panct  IX  der  Vollzugsverordnung  (V,  B,  2). 

ce)  Erfordernisse  der  Erklärung. 

e)  Die  in  zweifacher  Ausfertigung  einzubringende  Erklärung  muss  1.  den 
Inhalt  der  Sendung  wenigstens  nach  den  allgemeinen  Benennungen 
der  Tarifsabtheilung  (z.  B.  Baumwollwaarcn,  Seidenwaaren ,  kurze 
Waaren  u.  s.  w.)  der  Wahrheit  gemäss  angeben,  und  2.  die  Verbind- 
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lichkeit  zum  Erläge  des  höchsten,  in  dem  jeweiligen  Zolltarife  fest- 
gesetzten Eingangszolles  (also  nach  dem  Tarife  vom  5.  December  185$ 
zum  Erläge  des  Betrages  von  250  fl.  für  den  Zollcentner)  und  der  hier- 
nach zu  bemessenden  Strafe  für  den  Fall  des  nicht  erwiesenen  Wieder- 
austrittes  der  in  das  Zollgebiet  eingetretenen  Waare  ausdrücken. 

Vgl.  Piinct  X  der  VolUugsverordnung  (V,  B,  2). 

dd)  Haftung  der  Eisenbahn-Verwaltungen. 

d)  Wurde  die  Erklärung  nicht  von  einer  bekannten  sicheren  Person  im 
Sinne  des  §.  134  der  Zoll-  und  Staatsmonopols-Orduung  ausgefertiget, 
oder  ist  die,  wenn  auch  von  einer  sicheren  Person  ausgefertigte 
Erklärung  mit  dem  unter  lit.  c),  Zahl  2,  vorgeschriebenen  Erfordernisse 
nicht  versehen,  so  haften  die  Eisenbahnverwaltungen ,  durch  deren 
Vermittlung  der  Transport  durch  das  Zollgebiet  stattfindet,  für  die 
Erfüllung  der  unter  lit.  c),  Zahl  2,  erwähnten  Verbindlichkeit.  Diese 
Haftung  trifft  zunächst  jene  Bahnverwaltung,  gegen  welche  der  Beweis 
vorliegt,  dass  die  in  ihrer  Ladungsliste  aufgeführte  Waare  zur  Zeit  der 
Uebcrgabe  an  das  die  Sendung  abfertigende  Zollamt  nicht  mehr  vor- 
handen war.  Wenn  jedoch  darüber  ein  Zweifel  obwaltet,  auf  welcher 
Bahnstrecke  die  Waare  in  Verstoss  gerieth  oder  unterschlagen  wurde, 
so  haften  die  erwähnten  Eisenbahnverwaltungen  solidarisch  sowohl 
miteinander  als  mit  dem  Aussteller  der  Erklärung. 

ee)  Entrichtung  de«  höchsten  Durchfuhrzolles  unter  Haftung  der  Eisenbahn-Verwaltungen. 

e)  Der  Durchfuhrzoll  ist,  so  ferne  dessen  Entrichtung  überhaupt  statt- 
findet, mit  dem  höchsten  tarifmässigen  Betrage,  somit  für  Strecken, 
welche  zehn  österreichische  Meilen  überschreiten,  dermal  nach  dem 
Tarife  vom  5.  December  1853  mit  fünfzehn  Kreuzern  Conventions- 
Münze,  für  den  Durchzug  aus  oder  nach  dem  deutschen  Zollvereine 
aber  mit  zehn  Kreuzern  für  den  Zollcentner  und  zwar  in  der  Regel  bei 
dem  Austrittsamte  zu  entrichten  und  es  haften  für  dessen  Entrichtung 
die  Eisenbahnverwaltungen  wie  zu  lit.  d)  solidarisch. 

Wird  der  Durchfuhrzoll  sammt  Nebengebühr  auf  ausdrückliches  Ver 
langen  des  Declaranten  oder  der  Eisenbahnverwaltung  beim  Eintritts- 
amte eingehoben,  so  hat  das  Amt  diese  Gebühren  im  Einnahmeregistcr 
mit  Berufung  auf  die  betreffende  Post  des  Ansageschein-Registers  zu 
verbuchen,  deren  Entrichtung  mittelst  Zollquittung  zu  bestätigen  und  auf 
Einem  Exemplare  der  Erklärung  die  geschehene  Einhebung  und  Ver- 
buchung  ersichtlich  zu  machen.  , 

Die  Durchruhrzölle  und  die  ihre  Stelle  vertretenden  Ausgangssölle  sind  mit  dem  Gesetze 
vom  17.  August  1862,  R.  G.BI.  Nr.  50,  nuf^ehoben  worden. 

ff)  Ueberschrirt  der  Ladnngsliste. 

f)  Die  Uebernahme  der  Verbindlichkeit  zu  der  unter  lit.  d)  und  e)  erwähnten 
Haftung  wird  schon  durch  die  Ueberschrift  der  betreffenden  Ladungs- 
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liste  ausgedrückt,  welche  zu  lauten  hat:  Ladungsliste  Uber 
Waaren,  welche  zur  Durchfuhr  durch  das  österreichische 
Zollgebiet  im  ununterbrochenen  Eisenbahntransporte 
mittelst  Ansageschein- Verfahrens  bestimmt  sind. 

§.  38. 

e)  Verfahren  des  Eintrittsamtes. 

Das  Eintrittsamt  hat  nach  den  Bestimmungen  der  §§.  21,  lit.  b),  und 
rücksichtlich  22  und  23  vorzugehen  und  die  Durchfuhrwaaren  mittelst  An- 
sagescheines an  das  Austrittsamt  anzuweisen. 

Vgl.  Punct  III  der  Vollzugsverordnung  (V,  B,  2). 

§.  39. 

d)  Verfahren  des  Austrittsamtes. 

Das  Austrittsamt  hat  sich  nach  den  Anordnungen  der  §§.  34  und  35, 
jedoch  mit  folgenden  Abweichungen  zu  benehmen ; 

a)  An  das  Eintrittsamt  oder  an  das  Zwischenamt,  von  welchem  der  letzte 
Ansageschein  ausgefertiget  wurde,  ist  nur  der  von  demselben  ausgestellte 
Ansageschein  mit  der  Bestätigung  des  Austrittes  und  der  im  Erklärungs 
register  geschehenen  Verbuchung  versehen  zurückzusenden. 

Vgl.  Puncl  III  der  Vollzugaverordnung  (V,  B,  2). 

Es  ist  nämlich  die  mit  dem  Ansagescheine  zum  Austritte  eingelangte 
Ladung  von  Durchfuhrwaaren  bei  dem  Austrittsamte  sogleich  in  dem  Erklä- 
rungsregister, und  zwar  mit  Beobachtung  des  Finanzministerial-Erlasses  vom 
11.  November  1853,  Zahl  1049-1.  N.  C,  folglich  unter  Einer  Post  des 
genannten  Registers,  jedoch  mit  Unterscheidung  der  einzelnen  Erklärungen 
durch  Beifügung  fortlaufender  Zahlen  zu  verbuchen  und  diese  Post  mit  einem 
Exemplare  der  mit  der  Austrittsbestätigung  versehenen  Ladungsliste  zu 
belegen.  Hinsichtlich  des  weiteren  Verfahrens  ist  zu  unterscheiden : 

1.  ob  die  Sendung  in  der  Durchfuhr  zollfrei  zu  behandeln  ist,  oder  der 
Durchfuhrzoll  bereits  bezahlt  wurde,  oder 

2.  ob  ein  Durchfuhrzoll  einzuheben  ist. 

1.  Da  nach  §.  22,  Zahl  24  der  Vorerinnerung  zum  Zolltarife  vom  5.  De- 
cember  1853,  jene  Durchfuhrwaaren,  welche  Uber  die  Seckiiste  Oesterreichs 
ein-  und  in  was  immer  für  einer  Richtung  austreten,  vom  Durchfuhrzolle, 
folglich  nach  §.  26,  Zahl  2  und  3,  auch  vom  Siegel-  und  Zettelgclde  befreit 
sind,  so  ist  bezüglich  der  von  Triest  im  ununterbrochenen  Eisenbahntransporte 
mittelst  Ansagescheines  Uber  ein  an  der  Eisenbahn  gelegenes  Gränzamt  (der- 
mal Bodenbach,  Oderberg  oder  Szczakowaj  durchgeführten  Waaren  durch  die 
Verbuchung  der  Scuduug  im  Declarationsregister  und  die  Bestätigung  des 
Austrittes  das  Durchfuhrzollverfahren  als  geschlossen  anzusehen,  somit  die 
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betreffende  Post  diese«  Registers  mit  einem  Exemplare  der  Erklärung,  auf 
welchem  der  Zeitpunct  des  geschehenen  Austrittes  ersichtlich  zu  machen  ist, 
zu  belegen,  das  zweite,  gleichfalls  mit  der  Austrittsbestätigung  versehene 
Exemplar  der  Erklärung  aber  ist  der  Eisenbahnverwaltung,  welche  die  Sen 
dung  zum  Austritte  stellte,  auszufolgen.  Auf  gleiche  Art  ist  zu  verfahren,  wenn 
ausnahmsweise  der  Durchfuhrzoll  saramt  Zcttelgeld  bereits  beim  Eintritts- 
amte berichtiget  wurde  f§.  37,  h't.  e),  es  ist  jedoch  in  einem  solchen  Falle 
jenes  Exemplar  der  Erklärung  dem  Declarationsregister  beizuschliessen ,  auf 
welchem  die  geschehene  Verbuchung  dieser  Gebühren  vom  Eintrittaarate 
ersichtlich  gemacht  worden  ist. 

2.  Tritt  der  Fall  der  Einhebung  des  Durchfuhrzolles  ein,  so  ist  auch  das 
Zettelgeld  wie  für  Begleitscheine,  und  zwar  für  jede  mittelst  besonderer 
Erklärung  eingelangte  Sendung,  keineswegs  aber  die  Siegelgcbühr  einzu- 
leben ,  und  mit  Berufung  auf  die  betreffende  Post  des  Einnahmeregisters, 
unter  Beilegung  eines  mit  der  Austrittsbestätigung  versehenen  Exemplares 
der  Erklärung  zu  verbuchen. 

Das  zweite,  mit  der  Bestätigung  des  Austrittes  und  der  geschehenen 
Gebühren-Entrichtung  versehene  Exemplare  der  Erklärung  (der  Declarations- 
schein)  ist  der  Eisenbahn  Verwaltung,  wenn  aber  die  Gebühr  unmittelbar  von 
dem  Declaranten  oder  von  dessen  Bevollmächtigten,  als  welcher  auch  der  in 
der  Erklärung  genannte  Empfänger  derWaare  anzusehen  ist,  entrichtet  wurde, 
diesem  auszufolgen. 

b)  Das  mit  der  Bestätigung  des  Austrittes  versehene  zweite  Pare  der 
Ladungsliste,  wenn  ein  solches  mit  dem  Ansagescheine  einlangte  (§§.  19 
und  23),  ist  der  Eisenbahnverwaltung  jedoch  erst  dann  auszufolgen, 
wenn  die  für  die  einzelnen  mit  besonderen  Erklärungen  durchgeführten 
Waarenparthien  zu  entrichtenden  Durchfuhrzoll-  und  Nebengebühren 
vollständig  berichtiget  worden  sind. 

c)  Da  die  Verbuchung  der  in  ununterbrochenem  Eisenbahntransporte 
mittelst  Ansagescheines  transitirenden  Waaren  beim  Austrittsamte  jeden- 
falls im  Erklärungsregister  stattfindet,  so  sind  solche  Sendungen  in  die 
nach  dem  SchluBssatze  des  §.  35  zu  führende  Vormerkung  nicht  auf- 
zunehmen. 

V»l.  su  den  vorstehenden  %%.  37—39  Pnnct  VIII  der  Volliugsrerordnung  (V,  B,  2). 

4 

§.  40. 

e)  Bei  welchem  Amte  die  zur  Durchfuhr  etwa  erforderliche 
besondere  Bewilligung  einzubringen  ist. 

Soll  ein  Gegenstand,  zu  dessen  Durchfuhr  eine  besondere  Bewilligung 
erforderlich  ist,  auf  die  unter  §.  37  bezeichnete  Art  durchgeführt  werden,  so 
musB  die  Bewilligung  schon  bei  dem  Eintrittsamte  eingebracht  und  von  diesem 
einem  Exemplare  der  Erklärung  beigeschlossen  und  angestämpelt  werden. 


Digitized  by  Google 


für  die  KiseiiLalnuo. 


345 


C.  Sirafbestimmungen. 

§.  41. 

Jener  Bestellte  der  Eisenbahnverwaltung,  unter  dessen  Fertigung  die  in 
dieser  Vorschrift  vorgeschriebenen  Ladungslisten  überreicht  werden,  ist  als 
hiezu  von  der  Eisenbahnverwaltung  bevollmächtiget  anzusehen. 

Dem  Zugführer  eines  nach  den  Bestimmungen  dieser  Vorschrift  zu 
behandelnden  Waarentransportes  liegen,  unter  Haftung  der  Eisenbahnver- 
waltung, die  gesetzlichen  Verpflichtungen  des  Waarenführers  ob,  soferne 
nicht  gegenwärtige  Vorschrift  eine  Ausnahme  festsetzt. 

Uebertretungen  dieser  Vorschrift  sind  nach  dem  für  die  Untersuchung 
und  Bestrafung  von  Zollgefällstlbertretungen  vorgeschriebenen  Verfahren  zu 
behandeln,  und  wenn  darauf  eine  andere  Strafbestimmung  nicht  Anwendung 
findet,  mit  der  im  §.  372  des  Gefällsstrafgesetzes  vom  11.  Juli  1835  fest- 
gesetzten Vermögcnsatrafe  von  zwei  bis  fünfzig  Gulden  zu  ahnden. 

Eisenbahnangestellte,  welche  wegen  Schleichhandels  oder  einer  schweren 
Gefallsübertretung  gegen  die  Vorschriften  Uber  den  Warenverkehr  oder 
wegen  einer  Postgefällsverktirzung  rechtskräftig  verurtheilt  wurden,  dürfen 
bei  Eisenbahnzügen,  welche  die  Zoll-Linie  überschreiten,  nicht  verwendet 
werden. 

Vgl.  PoDct  IV  der  Vollzugsverordnung  (V,  ß,  '»). 

Freiherr  von  Brack  m.  p.        Ritter  von  Tvggenbarg  m.  p. 


Di«  Provinciui-Steuer-birection  in  Breslau  hatte  in  neuester  Zeit  die  Verfügung  getroffen, 
dass  künftig  alle  jene  Wagen  Lei  der  zollfimtlichen  Eingangs-Behandlung  in  Oderberg 
wegen  ungenügenden  R a  ti  m  ve  r s  c  b  1  us  s  es  zur  Umladung  zurückgewiesen  werden  sollen, 
bei  weichet)  eine  der  beiden  Schienen,  in  denen  die  Wagenthör  läuft,  mittelst  darin  angebrachter 
Löcher  auf  die  Bolzen  aufgesteckt  and  nur  üusserlich  mit  Schraubenmuttern  befestigt  ist,  so  dass 
sich  die  Thüre  nach  Alisehrauhung  dieser  Muttern  ohne  Verletzung  des' Raumverschlusses  öffnen 
lässt.  Es  wurde  dem  gemäss  eine  Befestigung  der  Bolzen  im  Innern  des  Wagens  mittelst  Muttern, 
Ton  Aussen  aber  mittelst  flachrunder  und  fest  rerschmiedeter  Nietköpfe  als  allein  zweckent- 
sprechend gefordert.  Ueber  die  anläßlich  dieser  Verfügung  eingebrachte  Beschwerde  wurde  der 
Üirection  der  Kaiser  Kerdinands-Nordbahn  und  dem  Verwaltungsrathe  der  österr.  Staats-Eisen- 
bahngisellschaft  mit  den  Handelsministerial-Erlässen  vom  7.  September  1869  Z.  17.252-2990  und 
vom  3I.Octuber  1869  Z.  20.641-3640,  Centralblatt  Nr.  76,  eröffnet,  dass  das  Handels- Ministerium 
sich  nicht  bestimmt  linden  könne,  die  erbetene  Zulassung  der  nicht  mit  entsprechendem  Raum- 
rerschluase  versehenen  österreichischen  Waggons  bei  der  kgl.  preussischen  Regierung  zu  vermitteln, 
da  die  auch  im  Interesse  des  österr.  Zollgefills  gelegene  Verbesserung  des  Raumverschlusses  sehr 
leicht,  schnell  und  ohne  nennenswert  he  Kosten  durch  Anbringung  einiger  Nieten  statt  der 
Schrauben  bewerkstelligt  werden  kann. 
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2.  Verordnung  des  Finanzministeriums  yom  18.  September  1857r 

Z.  34.145-674, 

F.  M.  Vdg.  Bl.  Nr.  45, 

Ober  die  Vollziehung  der  Vorschrift  vom  18.  September  1857  in  Betreff  des  Zollverfahrens  für  de» 
Verkehr  auf  den  die  Zoll-Linie  berührenden  österreichischen  Eisenbahnen. 

An  die  Finanz-Landea-Directionen  in  Wien,  Prag,  Brünn,  Krakau,  Gra« ,  dann  au  die  ungarischen 
Finans-Landes-Direction»-AbtheiIungen  in  Ofen,  Preaaburg  und  Oedenbarg. 

In  Absicht  auf  die  Vollziehung  der  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k. 
Handelsministerium  laut  der  vorstehenden  Verordnung  vom  18.  September 
1857  erlassenen,  im  Wege  des  Reichsgesetzblattes  allgemein  kundgemachten 
Vorschrift  über  das  Zollverfahren  für  den  Verkehr  auf  den  die  Zoll-Linie 
berührenden  österreichischen  Eisenbahnen,  wird  Folgendes  bedeutet: 

I.  Zu  §.  8  der  Vorschrift:  Iu  jenen  Fällen,  wo  wegen  der  geringen 
Menge  der  für  einen  Ort  bestimmten  Frachtgüter  die  Anwendung  eines 
ganzen  verschliessbaren  Wagens  oder  einer  gesonderten  Wagenabtheilung 
nicht  zulässig  erscheint,  und  auch  die  Benützung  eines  an  der  Aussenseiter 
des  Wagens  anzubringenden  sperrbaren  Behältnisses  (§.  12)  nicht  stattfindet, 
ist  der  Vorsteher  des  Zollamtes  ermächtigt,  zu  gestatten,  dass  der  Collien- 
verschluss  angelegt  werde,  was  in  der  Ladungsliste  anzumerken  ist 

II.  Zu  §.  10  der  Vorschrift :  In  der  unter  §.  10  erwähnten  Legitima- 
tionsurkunde ist,  ausser  dem  Namen  und  Dienstescharakter  des  damit 
betheilten  Beamten,  auch  jene  Eisenbahnstrecke  genau  zu  bezeichnen,  für 
welche  die  Urkunde  zu  gelten  hat.  Sollte  die  Finanz-Landesbehörde  es  für 
nothwendig  erachten,  nicht  nur  aus  speciellen  Anlässen  von  Fall  zu  Fall 
einen  oder  mehrere  Beamte  zur  Vornahme  einer  bestimmten  Amtshandlung 
in  Absicht  auf  die  besondere  Ueberwachung  des  Verkehres  einer  Eisenbahn 
zu  beauftragen,  sondern  einen  oder  mehrere  Beamte  ein  für  allemal  durch 
Ausfertigung  von  Legitimations-Urkunden  zu  ermächtigen,  Revisionen  der 
Waarenzüge  einer  bestimmten  Eisenbahn  im  Sinne  des  bezogenen  Para- 
graphes  zu  vollziehen,  so  hat  dieselbe  von  dem  Inhalte  solcher  allgemein, 
lautenden  Legitimations-Urkunden  gleichzeitig  mit  deren  Ausstellung  die 
bezügliche  Eisenbahn-Verwaltung  in  Kenntniss  zu  setzen  und  auch  hiervon 
die  Anzeige  an  das  Finanzministerium  zu  erstatten. 

Vgl.  Finanx-Ministerial-ErlaM  toi»  19.  April  1839,  Z.  11.350  (V,  B,  3). 

III.  Zu  §§.  21,  23,  27,  33,  38  und  39,  a)  der  Vorschrift,  dann  Z.  4 
der  Verordnung : 

Jene  Zollämter  und  zollämtlichen  Exposituren  in  den  Eisenbahnhöfen, 
welche  in  Vollziehung  der  hier  bezogenen  Bestimmungen  Ansagescheine 
auszufertigen  in  den  Fall  kommen,  haben  zwar  die  Ansageregister  (nach 
§.  237  des  Amtsunterrichtes  vom  Jahre  1853)  monatlich  abzuschliessen, 
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jedoch  mit  den  bestätigten  Parien  der  Ladungslisten,  sowie  mit  den  zurück- 
gelangten Ansagescheinen  belegt,  erst  mit  den  Rechnungen  des  nächst- 
folgenden Monats  an  die  Rechnungs-Censursbchörde  einzusenden. 

IV.  Zu  §§.  26  und  41 :  Sollte  in  Folge  eines  zufälligen  Ereignisses 
(z.  B.  durch  das  Abspringen  einiger  Reife  an  Oelfässern  oder  anderen 
Collien  mit  Flüssigkeiten,  durch  das  Zerplatzen  oder  Aufreiben  von  Säcken 
mit  Kaffee,  Reis  n.  s.  w.)  die  Notwendigkeit  eintreten,  zur  Verhinderung  des 
Weiterumsichgreifens  der  Waarenbeschädigung  den  Rauraverschlnss  abzu- 
nehmen, so  ist  zu  dessen  Abnahme  der  Zugführer  ermächtigt,  jedoch  nur 
gegen  Beiziehung  entweder  eines  Angestellten  der  Finanzverwaltung,  der 
politischen  oder  gerichtliehen  Behörde,  oder  eines  Mitgliedes  des  Gemeinde- 
vorstandes, oder,  wenn  solche  Personen  in  der  Nähe  nicht  vorhanden  sind, 
wenigstens  zweier  Zeugen.  Der  Zugführer  hat  sich  in  einem  solchen  Falle  mit 
einer  schriftlichen  Bestätigung  des  eingetretenen  Ereignisses  von  Seite  der 
beigezogenen  Personen  zu  versehen,  jedenfalls  aber  nach  dem  EintrcfFen  in 
einer  Station,  wo  ein  Zollamt,  eine  Finanzwach-Abtheilung  oder  ein  sonstiges 
Organ  der  Finanzverwaltung  vorhanden  ist,  demselben  den  Vorfall  mit  dem 
Ersuchen  um  Wiederanlegung  des  ämtlichen  Verschlusses,  soferne  dieses 
Organ  mit  den  Mitteln  hierzu  versehen  wäre,  unverzüglich  anzuzeigen. 

V.  Zu  §§.  30—36  der  Vorschrift  und  Z.  3  der  Verordnung: 

Die  Sendungen,  bezüglich  welcher  die  unter  Z.  3  der  Verordnung 
genannten  Hauptzollämter  des  innern  Zollgebietes  als  Austrittsämter  zu 
fungiren  haben,  sind  bei  denselben  entweder 

1.  im  Declarationsregister  oder 

2.  im  Begleitschein-Empfangsregister  verbucht  und  in  letzterem  Falle 
entweder 

a)  solche,  worüber  beim  Amte  Behufs  des  Austrittes  neue  Erklärungen 
zu  Uberreichen  sind,  oder 

b)  solche,  wozu  die  dem  Begleitschein  beiliegenden  Erklärungen  zur 
Austrittsabfertigung  benützt  werden  können. 

Im  Falle  1,  sowie  im  Falle  2,  b)  werden  alle  Posten  des  Declarations- 
ouer  Begleitschein-Empfangsregisters  einfach  durch  die  Berufung  auf  jene 
Post  des  Ansageregisters  erledigt  (dechargirt),  welcher  die  von  dem  an  der 
Zoll-Linie  gelegenen  Amte  mit  der  Bestätigung  des  erfolgten  Austrittes  ver- 
sehene Ladungsliste  und  der  mit  dieser  zurückgelangte  Ansageschein  bei- 
liegt. In  dem  Falle  2,  ajf  sind  die  neuen  Erklärungen  zwar  in  dem 
Begleitschein-Ausfertigungsregister  einzutragen,  jedoch  Begleitscheine  über 
dieselben  nicht  auszufertigen,  indem  die  Erledigung  aller  Posten  des  Begleit- 
schein-Ausfertigungsregisters ebenfalls  durch  die  Berufung  auf  die  eben 
erwähnte  Post  des  Ansagescheinregisters  erfolgt. 
- 
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Die  Bestätigung  des  Austrittes  wird  in  den  Fällen  1  nnd  2,  a),  auf  den 
Erklärungen,  im  Falle  2,  bj,  aber  auf  dem  Begleitscheine  in  der  gewöhn- 
lichen Weise  angesetzt. 

b)  Sind  Durchfuhrzölle,  Niederlagsgebühren  und  Zettelgeld  einzuheben,  so 
geschiebt  deren  Verbuchung  in  den  Fällen  1  und  2,  6)  im  Einnahme- 
registcr  unter  Anschluss  eines  Exemplares  der  (mit  allen  Bestätigungen 
versehenen)  Erklärung,  mit  Hinweisung  auf  die  betreffende  Post  des  Decia- 
rations-  oder  Begleitschein-Empfangsregisters  und  im  Falle  2,  a),  im 
Begleitschein-Ausfertigungsregister.  Auch  im  Declarations-  und  im 
Begleitschein-Empfangsrcgister  ist  die  betreffende  Post  des  Einnahme- 
registers zu  berufen. 

In  den  Fällen  1  und  2,  a)}  ist  das  für  die  Begleitschein-Ausfertigung 
festgesetzte  Zettelgeld  einzuhebeu,  weil  die  Ausfertigung  eines  Begleit- 
scheines, an  dessen  Stelle  der  Ansageschein  tritt,  nur  im  Interesse  der  Partei 
unterbleibt. 

VI.  Zu  §§.  30—36: 

Jene  Durchfuhr-  und  Ausfuhrgüter,  welche  nach  den  Bestimmungen  der 
-§§.  30 — 36  der  Vorschrift  behandelt  werden,  sind  für  die  mit  Erlass  vom 
2.  Dccember  1855,  Z.  19070-F.  M.  (Verordnungsblatt  Seite  473)  vor- 
geschriebenen Verkehrsnachweisungen  nicht  von  dem  Gränzamte,  sondern 
von  jenem  im  innern  Zollgebiete  gelegenen  Amte  in  Evidenz  zu  halten  und 
auszuweisen,  welches  nach  §§.  30,  31,  32,  33  und  36  das  Zollverfahren 
gepflogen  hat. 

VII.  Zu  §.  35:  In  der  von  den  Austrittsämtern  (dermal  Bodenbach, 
Oderberg,  Szczakowa  und  Triest)  zu  führenden  Vormerkung  Uber  die  von 
den  Zollämtern  des  innern  Zollgebietes  eingelangten  Ansagescheine  für  jene 
Aus-  und  Durchfuhrwaaren,  wovon  die  §§.  30—36  handeln,  ist  jeder 
Ansageschein  dieser  Art  in  chronologischer  Reihenfolge  unter  einer  durch 
das  ganze  Verwaltungsjahr  fortlaufenden  Zahl  einzutragen  und  es  ist  diese 
Zahl  sowol  auf  dem  Ansagescheine  als  auf  beiden  Parien  der  dazu  gehörigen 
Ladnngsliste  ersichtlich  zu  machen. 

Diese  Vormerkung  hat  nachstehende  Rubriken  zu  enthalten : 

1.  Die  fortlaufende  Zahl,  unter  welcher  der  eingelangte  (an  das  Anrt, 
welches  denselben  ausstellte,  zurückzusendende)  Ansageschein  vorgemerkt  wird. 

2.  Name  des  Amtes,  welches  den  Ansageschein  ausfertigte. 

3.  Tag  der  Ausfertigung. 

4.  Nummer  des  Ansagescheines. 

5.  Anzahl  (Stückzahl)  der  zum  Ansagescheine  gehörenden  Ladungs- 
listen (in  einfacher  Ausfertigung,  so  dass ,  wenn  z.  B.  zwei  Ladun  gslisten, 
jede  in  zwei  Parien  einlangten,  nur  zwei  Stück  anzusetzen  sind ). 

6.  Tag,  an  welchem  der  Ansageschein  einlangte. 
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7.  Tag,  an  welchem  die  bestätigten  Ladungslisten  (in  einfacher  Aus. 
fertigung)  sammt  dem  Ansagescheine  zurückgesendet  wurden. 

8.  Anmerkung.  % 

Nach  Ablauf  jedes  Verwaltungsquartals  ist  die  Vormerkung  abzu- 
schliessen,  eine  neue  anzulegen  und  nach  Ablauf  eines  weiteren  Monats  (also 
mit  Ende  Februar,  Mai  u.  s.  w.)  sammt  den  beigeschlossenen  Ladungslisten 
mit  den  Zollrechnungen  im  vorgeschriebenen  Wege  an  die  Rechnungs- 
CensursbchÖrde  einzusenden. 

VIII.  Zu  §§.  37—39  der  Vorschrift:  Die  Verkehrsnachweisungen  über 
die  nach  §§.  37—39  mit  Ansagescheinen  im  ununterbrochenen  Eisenbahn- 
transporte Uber  das  Zollgebiet  durchgeführten  Waaren  sind  von  jenen  Zoll- 
ämtern zu  liefern,  Uber  welche  der  Austritt  stattfand. 

IX.  Zu  §.  37  Iii.  b:  Auch  auf  Durchfuhrguter  dieser  Art  kann  die 
Bestimmung  Z.  I  des  gegenwärtigen  Erlasses  angewendet  werden,  jedoch 
nur  Uber  Bewilligung  der  Finanz-Landes-Behörden  und  mit  besonderer  Vor- 
sicht zur  Verhinderung  eines  Austausches  der  Collien,  die  daher  besonders 
genau  zu  beschreiben  und  durch  Gewichtsangaben,  Anhängung  von  Blei- 
oder Wachssiegeln  kennbar  zu  machen  sind. 

X.  Zu  §.  37  lit.  c:  Bei  Durchfuhrgütern,  welche  unter  Ladungsraum- 
Verschluss  aus  dem  Aus  lande  einlangen,  kann  nach  dem  Ermessen  des 
Amtsvorstandes  von  dem  Erfordernisse  der  tarifmässigen,  d.  i.  wenigstens 
der  Tarif8-Abtheilung  entsprechenden  Benennung,  dann  abgegangen,  und 
sich  mit  der  commerciellen  Benennung  oder  mit  Frachtbriefen  begnügt 
werden,  wenn  sich  die  Eisenbahnverwaltung  verpflichtet,  eine  nach  der 
bezogenen  Bestimmung  (§.  37  c)  eingerichtete  Erklärung  bei  dem  Austritts- 
amte beizubringen. 

Das  Austrittsamt  hat  die  Waare  erst  nach  Beibringung  einer  solchen 
Erklärung  abzufertigen. 

XI.  So  lange  wegen  Mangels  einer  Schienenverbindung  zwischen  der 
Kaiger  Ferdinands-Nordbahn  einerseits,  dann  der  SUdbahn  und  der  Wien- 
Raaber  Bahn  andererseits  in  Wien  eine  Umladung  stattfinden  muss,  ist  Uber 
die  in  Wien  mit  Ansageschein  einlangenden,  nicht  zur  Eingangsverzollung 
oder  zur  zollämtlichen  Einlagerung,  sondern  zur  unmittelbaren  Weiterbeför- 
derung mittelst  Eisenbahn-Transportes  im  Wege  des  Ansageschein-Verfahrens 
bestimmten  Waaren  bei  jeder  Umladung  ein  neuer  Ansageschein  auf  Grund 
neuer  Ladungslisten  auszustellen,  nämlich  Uber  die  beim  Hauptzollamte 
einlangenden,  in  nördlicher  Richtung  weiter  gehenden  Sendungen  vom 
Hauptzollamte  an  die  im  Nordbahnhofe  exponirte  hauptzollämtliche  Geschäfts- 
abtheilung und  von  dieser  an  das  Amt  im  Orte  der  Bestimmung  auf  den 
nördlichen  Bahnen,  dann  Uber  die  auf  der  Nordbahn  eingelangten  Waaren 
von  dieser  Expositur  an  das  Hauptzollamt  und  von  dem  Hauptzollamte  an 
das  Amt  im  Orte  der  Bestimmung  an  den  südlichen  Bahnen. 
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XII.  Hierbei  ist  folgendes  Verfahren  zu  beobachten: 

a)  Die  Ansagescheine  zwischen  dem  Wiener  Hauptzollamte  und  seiner 
Expositur  dienen  blos  zur  inneren  Ordnung  des  Amtes  und  dürfen  auf 
den  Verkehr  mit  andern  Aemtern  keinen  Einfluss  üben. 

Die  Aemter  in  nördlicher  Richtung  erhalten  daher  zwar  die 
Ansagescheine  der  Expositur,  ihre  Ansagescheine  aber  werden  durch  die 
Berufung  der  Vormerkungen  und  Register  des  Hauptzollamtes  und  nicht 
der  Expositur  erledigt. 

Die  Aemter  in  südlicher  Richtung  erhalten  dagegen  die  Ansage- 
scheine  des  Hauptzollamtes  selbst,  ihre  Ansagescheine  aber  werden, 
wenn  die  Waaren  in  nördlicher  Richtung  über  Wien  hinausgehen,  durch 
die  Ansagescheine  der  Expositur  und  nicht  des  Hauptzollamtes  erledigt. 

b)  In  der  Regel  ist  der  eingelangte  Ansageschein  sammt  einem 
bestätigten  Pare  der  in  zwei  Exemplaren  eingelangten  Ladungsliste 
bezeichnet  mit  der  fortlaufenden  Zahl,  unter  welcher  die  Sendung  im 
eigenen  Ansageregiater  neuerlich  verbucht  wurde,  an  jenes  Amt  zurück- 
zusenden, welches  den  Schein  ausgefertigt  hatte.  Letzteres  Amt  schliesst 
diese  Belege  der  betreffenden  Post  seines  Ansageregisters  bei,  und  hat 
hiemit  seine  Amtshandlung  in  der  Regel  als  geschlossen  anzusehen. 

c)  Eine  Ausnahme  von  dem  unter  6 )  bezeichneten  Verfahren  tritt  in  dem 
Falle  ein,  wo  dem  Amte,  welches  den  ursprünglichen  Ansageschein  aus- 
stellte, bezüglich  einer  nach  §§.  30—36  zu  behandelnden  Durchfuhrsen- 
dung oder  einer  Ausfuhrwaarc,  deren  Austritt  von  der  Partei  erwiesen 
werden  muss,  die  unter  §.  36  und  unter  Z.  V  des  gegenwärtigen  Er- 
lasses näher  bezeichneten  Amtshandlungen  obliegen. 

In  einem  solchen  Falle  ist  auf  den  Ansagescheinen  und  in  den  Ansage- 
registern des  Wiener  Hauptzollamtes  (beziehungsweise  seiner  Expositur,  je 
nachdem  laut  fit.  a  das  eine  oder  die  andere  mit  dem  Vcrsendungsamtc  in 
Verbindung  steht)  stets  Nummer  und  Datum  des  ursprünglichen  vom  Zollamte 
des  Versendungsortes  (§.  31)  ausgefertigten  Ansagescheines  und  die  Benen- 
nung dieses  Amtes  ersichtlich  zu  machen ;  ferner  ist  das  nicht  zum  eigenen 
Registerbelege  verwendete  Pare  der  mit  diesem  Scheine  eingelangten 
Ladungsliste  nicht  zugleich  mit  dem  ursprünglichen  AnBagescheine  an  das 
Amt,  welches  ihn  ausstellte,  zurückzusenden,  sondern  dem  eigenen  Ansage- 
scheine (au 88 er  den  neuen  Ladungslisten  und  den  dazu  gehörigen  Erklä- 
rungen u.  8.  w.)  beizuschliessen,  und  es  hat  dieses  Pare  den  Transport  bis 
zum  Austrittsamte  (§.  34)  zu  begleiten,  Meiches  in  diesem  Falle,  ausser  der 
ihm  nach  §.  34  obliegenden  Zurücksendung  des  letzten  Ansagescheines 
sammt  Ladungsliste  an  das  letzte  Zwischenamt,  die  mitgekommene  ursprüng- 
liche Ladungsliste,  mit  der  Bestätigung  des  Austrittes  und  mit  der  fort- 
laufenden Zahl  seiner  Vormerkung  (§.  35  der  Vorschrift  und  Z.  VII  des 
gegenwärtigen  Erlasses)  versehen,  an  das  Amt  im  Versendungsorte  (§.  31) 
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direct  zurückzusenden  hat,  damit  dieses  im  Stande  sei,  die  Anordnungen  des 
§.  36  zu  vollziehen,  wozu  der  von  der  ersten  Umladungstation  zurück- 
gelangte ursprüngliche  Ansagesehein  allein  nicht  genügte. 

Zum  leichteren  Verständnisse  dieses  Vorganges  wird  folgendes  Beispiel 
dienen : 

Hätte  das  Zollamt  Krakau  eine  Sendung  inländischen  Branntweines, 
welche  gegen  Steuer  Rückvergütung  über  Triest  austreten  soll,  mittelst 
Ansagescheines  zum  Austritte  über  das  Hauptzollamt  Triest,  unter  den 
obwaltenden,  eine  zweimalige  Umladung  bedingenden  Verhältnissen  jedoch 
zunächst  zur  weiteren  Amtshandlung  an  die  hauptzollämtliche  Abtheilung  im 
Wiener  Nordbahnhofe  angewiesen,  so  wäre  folgendes  Verfahren  zu  beob- 
achten : 

Die  hauptzollämtliche  Expositur  im  Wiener  Nordbahnhofe,  wo  die  erste 
Umladung  stattfindet,  fertiget  über  eine  neue  blos  in  einem  Pare  zu  über- 
reichende Ladungsliste,  zum  Behufe  des  Transportes  in  gewöhnlichen  unter 
Ladungsraum-Verschluss  gelegten  Frachtwagen  einen  neuen  Ansageschein 
an  das  Wiener  Hauptzollamt  aus,  beruft  sich  in  diesem  Scheine  auf  Datum 
und  Nummer  des  Krakauer  Scheines  und  schliesst  dem  eigenen  Ansage- 
scheine nicht  nur  die  neue  Ladungsliste,  sondern  auch  den  ursprüng- 
lichen Ansageschein  von  Krakau  und  beide  Parien  der  Krakauer 
Ladungsliste  bei. 

Das  Hauptzollamt  Wien  erledigt  den  Ansageschein  seiner  Expositur 
blos  durch  Rückschluss  der  bestätigten  neuen  (zweiten)  Ladungsliste,  fertigt 
über  eine  neue  (dritte)  in  zwei  Parien  zu  überreichende  Ladungsliste  zum 
Behufe  des  Eisenbahntransportes  nach  Triest  einen  neuen  (dritten)  Ansage- 
schein aus,  macht  auf  demselben  Datum  und  Nummer  des  ursprünglichen 
(Krakauer)  Ansagescheines  ersichtlich,  und  legt  seinem  eigenen  Scheine 
nicht  nur  beide  Parien  der  neuen  (dritten)  Ladungsliste,  sondern  auch  eines 
der  mit  dem  Scheine  der  Expositur  eingelangten  Parien  der  Krakauer 
Ladungsliste  bei. 

Gleichzeitig  sendet  es  dem  Hauptzollamte  Krakau  dessen  ursprüng- 
lichen mit  der  Eintreffensbestätigung  und  der  Nummer  des  neuen  Scheines 
versehenen  Ansageschein  zur  vorläufigen  Kenntnissnahme  von  dem  Ein- 
treffen der  Waare  in  Wien  zurück. 

Das  zweite  Pare  der  Krakauer  Ladungsliste  bildet  einen  Beleg  des 
Wiener  Ansageregisters. 

Das  Triester  Hauptzollamt  beobachtet  dem  Wiener  Hauptzollamte 
gegenüber  den  unter  §.  35  der  Vorschrift  angedeuteten  Vorgang,  sendet 
aber  ttberdiess  direct  an  das  Hauptzollamt  in  Krakau,  das  mit  dem  Ansage- 
scheine des  Wiener  Hauptzollarates  eingelangte  Pare  der  ursprünglichen 
Ladungsliste,  versehen  mit  der  Bestätigung  des  wirklich  erfolgten  Austrittes 
und  mit  der  fortlaufenden  Zahl,  unter  welcher  der  Ansageschein  des  Wiener 
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Hauptzollamtes  in  der  nach  §.  35  der  Vorschrift  und  Z.  VII  des  gegen, 
wärtigen  Erlasses  zu  führenden  Vormerkung  eingetragen  wurde,  zum  Behufe 
der  unter  §.  36  vörgeschriehenen  Schlussamtshandlungen  zurück.  Unter 
Rubrik  5  der  Vormerkung  ist  auch  das  Einlangen  der  ursprünglichen 
(Krakauer)  Ladungsliste  und  deren  Zurücksendung  nach  Krakau  in  der 
8.  Rubrik  (Anmerkung)  ersichtlich  zu  machen. 

Ein  ähnliches  Verfahren  (lit.  c)  in  umgekehrter  Richtung  wäre  zu  beob- 
achten, wenn  das  Hauptzollamt  Graz  in  den  Fall  käme,  eine  Sendung 
Seidenwaaren,  welche  mittelst  Begleitscheines  dahin  gelangt  und  eingelagert 
worden  wäre,  als  Durchfuhrgut  mittelst  Ansagescheines  zum  Austritte  über 
Oderberg,  zunächst  an  da«  Wiener  Hauptzollamt  anzuweisen. 

Nur  wird  hier  die  Expositur  im  Nordbahnhofe  den  Ansageschein  des 
Grazer  Amtes  zu  verbuchen  und  bestätiget  zurückzusenden  haben  (Z.  XII,  a). 

Wäre  endlich  eine  Waare  von  Oderberg  mit  Ansageschein  zur  Ein- 
lagerung oder  Verzollung  nach  Wien  bestimmt  worden,  so  würde  die 
Expositur  im  Nordbahnhofe  wie  in  dem  ersten  Beispiele  verfahren  und  das 
Wiener  Hauptzollamt  selbst  würde  den  Oderberger  Ansageschein  durch 
Berufung  auf  die  Post  des  Declarationsregisters  erledigen.  Die  Dechargirung 
des  Ansagescheines  der  Expositur  durch  Rücksendung  der  bestätigten  Lade- 
liste derselben  bliebe  aufrecht. 

Handelt  es  sich  um  eine  Ausfuhrwaare,  deren  Austritt  nicht  erwiesen 
zu  werden  braucht,  so  genügt  das  gewöhnliche,  unter  lit  a)  und  b) 
vorgezeichnete  Verfahren.  Aber  auch  in  diesem  Falle  ist,  mit  Rücksicht  auf 
den  §.  163  des  Amtsunterrichtes  vom  Jahre  1853,  von  dem  Zollamte  im 
Innern,  bei  welchem  die  Waare  zur  Ausfuhr  erklärt  wurde,  dieselbe  fiir  die 
Nachweisungen  des  Verkehres  in  Evidenz  zu  halten. 

XIU.  Wenn  beim  l'ebergange  einer  unter  Ladungsranm- Verschluss  mit 
Ansageschein  eingelangten  Sendung  von  einer  Eisenbahn  auf  die  andere 
(z.  B.  von  der  südlichen  Staatsbahn  auf  die  Wien-Raaber  Bahn),  ungeachtet 
der  unmittelbaren  Verbindung  dieser  Bahnen  durch  einen  Schienenstrang  ein 
Wechsel  des  Transportmittels,  folglich  die  Ueberladung  stattfinden  muss,  so 
ist  über  neue  Ladungslisten  ein  neuer  Ansageschein  auszufertigen  und 
hierbei  der  unter  Z.  XI  lit  b)  und  c)  angedeutete  Vorgang  zu  beobachten. 

XIV.  Die  den  Localverhältnissen  angemessenen  Bestimmungen  zur 
Vollziehung  der  allgemeinen  Anordnung  des  §.15  der  Vorschrift  sind  dort, 
wo  es  erforderlich  ist,  von  der  Fimmz-Landes-Behörde  im  Einvernehmen 
mit  der  Eisenbahn- Verwaltung  zu  trefTcn. 

Wien,  den  18.  September  1857. 
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3.  Finanz-Ministerial-Erlass  vom  19.  April  1859,  Z.  11.356-387, 

F.  M.  Vdgbl.  Nr.  10, 

■ 

gütig  für  sfimmttiche  Kronlinder  des  Hllgemeinen  Zollgebietes, 

betreffend  die  Freifahrten  der  Finanz-Organe  auf  Eisenbahnen. 

Der  §.10  der  Vorschrift  vom  18.  September  1857  Uber  das  Zollver- 
fahren für  den  Verkehr  auf  den  die  Zoll-Linie  berührenden  österreichischen 
Eisenbahnen,  sowie  Art.  II  der  gleichzeitigen  Finanz-Ministorial- Verordnung 
über  die  Vollziehung  dieser  Vorschrift  (V.  Bl.  1857,  Nr.  45)  enthalten 
Bestimmungen  bezüglich  der  von  der  Finanz-Landesbehörde  auszustellenden 
Legitimationsurkunden  für  jene  Abgeordneten  der  leitenden  Finanzbehörden 
und  jene  Beamten  der  Finanzwache,  welche  mit  der  Controle  des  Verkehres 
auf  der  Eisenbahn  und  der  die  Abfertigung  desselben  bewirkenden  Zollämter 
besonders  beauftragt  werden. 

Da  diese  Bestimmungen  weder  gleichmässig,  noch  durchaus  richtig  auf- 
gefasst  worden  sind,  so  findet  man  ergänzungsweise  Folgendes  vorzuzeichnen : 

§•  1. 

Die  ämtliche  Legitimations-Urkunde  wird  von  der  dazu 
berufenen  Finanz-Landesbebörde  ausgefertigt  und  muss  den  Namen 
und  den  Dienstcharakter  des  damit  betheilten  Beamten  sowie  jene  Eisenbahn- 
strecke genau  bezeichnen,  für  welche  sie  zu  gelten  hat. 

§•  2. 

Die  in  dieser  Weise  ausgefertigte  Legitimations-Urkunde  ist  von  der 
ausstellenden  Finanz-Landesbehörde  unmittelbar  an  die  betreffende  Eisen- 
bahnverwaltung (Direction)  zu  leiten,  welche  dieselbe  in  Verwahrung  zu 
nehmen,  und  dagegen  ein  den  Einrichtungen  der  betreffenden  Bahn  ent- 
sprechendes Freifahrts  -  Do  cume  nt  unverweilt  auszufertigen  und  der 
Finanz-Landesbehörde  zur  Aushändigung  an  den  betreffenden  Beamten  ein- 
zusenden hat. 

§•  3. 

Dieses  Freifahrts-Documcnt,  auf  welchem  sämmtliche,  den  bezüglichen 
Beamten  betreffende  Daten,  ebenso  wie  in  der  Legitimations-Urkunde  ersicht- 
lich zu  machen  sind,  berechtigt  an  und  für  sich,  und  ohne  vorläufige 
Abstämplung  oder  Lösung  eines  Billets,  den  darin  genannten 
Inhaber  jedesmal,  so  oft  er  in  Uniform  reiset,  zur  freien  Fahrt  bei  Personen- 
zügen in  der  zweiten  Wagenclassc,  bei  Lastzügen  im  Conducteurwagen,  jedoch 
stets  nur  innerhalb  der  im  Documente  bezeichneten  Strecke. 

§•  4. 

Findet  die  Finanz-Landesbehörde  einen  Beamten  von  der  Eingangs 
erwähnten  dienstlichen  Bestimmung  abzuziehen,  so  hat  sie  gleichzeitig  dessen 
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Freifahrts-Document  an  die  betreffende  Eisenbahn- Verwaltung 
unter  Einberufung  ihrer  eigenen  Legitimations-Urkunde  zurückzustellen. 

§•  5. 

Es  bleibt  den  Eisenbahnverwaltungen  freigestellt,  die  Freifahrts-Docu- 
menteauf  unbestimmte  Zeit  und  nur  für  das  laufende  Jahr  aus- 
zustellen. Im  letzteren  Falle  sind  von  der  Eisenbahnverwaltung  (Direction)  die 
für  das  neue  Jahr  ausgefertigten  neuen  Freifahrts-Documonte  vier  Wochen 
vor  dessen  Beginne  der  betreffenden  Finanz-Landesbehörde  einzusenden, 
welche  dafür  die  ausgegoltenen  mit  Beschleunigung  zurückzustellen  haben 
wird. 

§.  6. 

Der  Inhaber  eines  Freifahrts-Documentcs  hat,  wenn  er  dasselbe  zufällig: 
verlieren  sollte,  davon  allsogleich  die  Anzeige  an  seine  vorgesetzte  Finanz- 
Landesbehürde  zu  erstatten,  damit  diese  ungesäumt  bei  der  betreffenden 
Eisenbahnverwaltung  (Direction)  die  Ungiltigerklärung  des  in  Ver- 
stoss gerathenen  Documentes  und  dessen  Ersatz  durch  ein  neu  auszustel- 
lendes bewirke. 

§•  7. 

Diese  Freifahrtscertificate  gelten  nur  allein  für  deren  ausdrücklich  darin 
bezeichneten  Inhaber,  und  auch  für  diesen  nur  dann,  wenn  er  i  n  Uniform 
reiset,  sie  erstrecken  sich  daher  weder  auf  Familienglieder  noch  sonstige 
Begleitung,  und  dürfen  unter  keinem  Vorwande  an  einen  Dritten  abgetreten 
oder  ausgeliehen  werden.  Jeder  solche  oder  sonstige  damit  geübte  Missbrauch 
ist  nach  den  bestehenden  Disciplinarvorschriften  an  dem  oder  den  Schuld- 
tragenden zu  bestrafen. 


4.  Erlass  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels  vom 
8.  November  1861,  R.  0.  Bl.  Nr.  114, 

gütig  für  •immtliclie  Linder  des  allgemeinen  Zollgebiete«, 

hetreQend  einige  nachträgliche  Bestimmungen  zu  rier  Vorschrift  vom  18.  September  1857  über 
das  abgekürzte  Zollverfahren  für  den  Eisenbahnverkehr. 

Die  fortschreitende  Entwicklung  des  österreichischen  Eisenbahnnetzes 
hat  einige  nachträgliche  Bestimmungen  zu  der  Vorschrift  vom  18.  September 
1857  (Rcichs-Gesctz-Blatt  Nr.  175)  Uber  das  abgekürzte  Zollverfahren  für  den 
Verkehr  auf  Eisenbahnen  nothwendig  gemacht,  welche  zum  Zwecke  haben, 
dem  Handel  jede  mit  der  Sicherheit  des  Zollgefälles  vertragliche  Erleichterung 
zu  gewähren. 
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Dieselben  bestehen  in  folgenden: 

1.  Zu  den  in  der  Verordnung  vom  18.  September  1857  (Reichs-Gesetz-Blatt 
Nr.  175,  Seite  495)  unter  Zahl  1  von  a)  bis  f)  angeführten  Eisenbahnen,  welche 
einen  zusammenhängenden  Complex  bilden,  auf  dessen  Verkehr  beim  Vor- 
handensein der  festgesetzten  Bedingungen  das  summarische  Zollverfahren 
mittelst  Ansagescheines  Anwendung  findet,  gehören,  laut  der  inzwischen 
veröffentlichten  Verfügungen,  auch 

g)  die  Kaiserin  Elisabethbahn  (Westbahn), 

h)  die  Nordtiroler  Staatseisenbahn, 

i)  die  lombardisch-venetianische  Eisenbahn,  und 

k)  die  Zittau-Reichenberger  Eisenbahn,  und  diesen  schliesst  sich 
l)  die  Bahnstrecke  Ofen-Pragerhof,  in  Verbindung  mit  der  südlichen 
Staatsbahn,  an. 

2.  Soferne  die  unter  §.37  der  Vorschrift  vom  18.  September  1867 
vorgezeichneten  Bedingungen  erfüllt  werden,  kann  das  unter  den  §§.  37 — 40 
normirte  abgekürzte  Durch  fuhrzoll  verfahren  nach  dem  jetzigen  Stande  der 
Eisenbahnen,  auch  auf  anderen  als  den,  unter  Zahl  5  der  Verordnung  vom 
18.  September  1857  genannten  Routen,  z.  B.  zwischen  Triest,  Salzburg, 
Passau,  Bodenbach,  Zittau,  Oderberg, ,  Szczakowa  einerseits  und  Bazias 
andererseits  oder  umgekehrt,  überhaupt  zwischen  allen  jenen  an  den  Gränzen 
des  Zollgebietes  gelegenen  Zollämtern  stattfinden,  welche  durch  Eisenbahnen 
mit  einander  in  ununterbrochener  Verbindung  stehen. 

3.  Ausnahmsweise  kann  von  der  Bestimmung  unter  §.  32  der  Vorschrift 
vom  18.  September  1857,  wornach  Durchfuhr waaren  und  Ausfuhrwaaren, 
deren  Austritt  über  die  Zoll-Linie  nachgewiesen  werden  muss,  abgesondert 
von  anderen  Austritts  waaren  zu  verladeu  sind,  mit  Bewilligung  des  Vorstehers 
des  Zollamtes,  welches  den  Ansageschein  auszufertigen  hat,  abgegangen 
werden,  wenn  die  Menge  der  Waaren  ersterer  Art  zu  gering  ist,  um  eine 
Wagenabtheilung  zu  füllen. 

4.  Eisenbahnsendangen,  welche  unter  Ansageschein  in  einem  der  beiden 
Bahnhöfe  Pesth  und  Ofen  einlangen,  um  Uber  den  andern  Bahnhof  auf  der 
Eisenbahn  weiter  befördert  zu  werden,  können,  wenn  der  Transport 
zwischen  den  Bahnhöfen  in  Ofen  und  Pesth  unter  ämtlicher  Begleitung  auf 
die,  unter  Zahl  4  der  Verordnung  vom  18.  September  1857  (Reichs-Gesetz- 
Blatt  Nr.  175,  Seite  496)  vorgeschriebene  Art  stattfindet,  mittelst  neuen 
Ansagescheines  von  einem  Bahnhofe  an  den  andern  angewiesen  werden. 
Wenn  hiebei  eine  Theilung  der  in  der  Ladeliste  verzeichneten  Ladung  nicht 
stattfindet,  so  kann  die  Ausstellung  einer  neuen  Ladeliste  unterbleiben.  Den 
Versendern  liegt  ob,  sowohl  in  den  Frachtbriefen,  als  in  den  Erklärungen 
ersichtlich  zu  machen,  ob  die  Waare  zur  vollständigen  zollämtlichen  Abfer- 
tigung in  demjenigen  der  beiden  Bahnhöfe,  zu  welchem  sie  auf  der  Eisenbahn 
gelangt,  oder  zur  Einlagerung  im  Pesther  Hauptzollamte  oder  endlich  zur 
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unmittelbaren  Weiteraendung  mittelst  der  bei  dem  andern  Bahnhofe  beginnen- 
den Eisenbahn  oder  mit  8chiffen  der  Donau  -  Dampfschiffahrtsgesellschaft 
bestimmt  ist. 

5.  Das  schon  bisher  mit Erlass  vom  10.  August  18 58,  Zahl  21.992— 488, 
provisorisch  gestattete  Verfahren,  wonach,  wenn  die  unter  Ladungsrauraver- 
schluss  in  Wien  einlangenden  Waarensendungen  unmittelbar  von  der  Eisen- 
bahn auf  ein  zur  Anlegung  des  Ladungsraumverschlusses  geeignetes  Wasser- 
fahrzeug oder  umgekehrt  übergehen,  für  die  Anwendung  der  Vorschrift  vom 
18.  September  1857  die  Wasserstrasse  als  Fortsetzung  der  Eisenbahn  zu 
betrachten  ist,  wird  hiemit  auf  die,  auf  Eisenbahnen  oder  auf  der  Donau 
unter  Ladungsraumverschluss  in  Ofen  oder  Pesth  einlangenden  Waaren- 
sendungen ausgedehnt. 

Demnach  sind: 

a)  jene  ausländischen  unverzollten  Waaren,  welche  auf  der  Eisenbahn 
unter  Ladungsraumverschluss  in  Wien,  Ofen  oder  Pesth  einlangen  und 
dazu  bestimmt  sind,  mittelst  eines  zur  Anlegung  des  Ladungsraumver- 
schlusses geeigneten  Wasserfahrzeuges  auf  der  Donau  unmittelbar,  d.  i. 
ohne  vorausgegangene  förmliche  Aufnahme  in  die  zollämtlichen  Nieder- 
lagen weiter  befördert  zu  werden,  sowie  jene  Waaren,  welche  unter 
Ladungsraumverschluss  mit  Ansageschein  im  Wassertransporte  in  Wien, 
Ofen  oder  Pesth  einlangen  und  den  Weg  bis  zum  Bestimmungsorte  auf 
der  Eisenbahn  fortsetzen  sollen,  in  Absicht  auf  die  Anwendung  des  mit 
der  Vorschrift  vom  18.  September  1857  vorgezeichneten  Ansageschein- 
Verfahrens  gleich  den  im  ununterbrochenen  Eisenbahntransporte  ver- 
sendeten Waaren  zu  behandeln,  wobei  hinsichtlich  des  Ueberganges 
von  der  Eisenbahn  auf  die  Wasserstrasse  und  umgekehrt  nach  den 
Bestimmungen  unter  Zahl  4  der  Verordnung  vom  18.  September  1857 
(Reichs-Gesetz-Blatt  Nr.  175,  Seite  496)  vorzugehen  ist; 

b)  die  weitere  Anweisung  mittelst  Ansagescheines  findet  bloss  Uber  Antrag 
der  Partei  (der  Transport-Unternehmung)  und  nur  dann  Statt,  wenn 
sich  in  dem  an  der  Donau  und  rücksichtlich  an  der  Eisenbahn,  auf 
welcher  der  Weitertransport  geschehen  soll,  gelegenen  Bestimmungsorte 
ein  zur  Vollziehung  des  gesetzlichen  Zollverfahrens  ermächtigtes  Zollamt 
befindet ; 

c)  das  unter  Zahl  2  des  gegenwärtigen  Erlasses  erwähnte  abgekürzte 
Durchfuhr-Zollverfahren  darf  auch  auf  jene  Durchfuhrsendungen  ange- 
wendet werden,  welche  von  Triest  auf  der  Eisenbahn  nach  Ofen  oder 
Pesth  gelangen,  und  von  dort  unmittelbar  auf  der  Donau  weitergehen, 
um  Uber  Semlin  oder  Orsova  in  das  Ausland  auszutreten,  oder  welche 
von  Orsova  oder  Semlin  auf  der  Donau  nach  Ofen  oder  Pesth  und  von 
dort  auf  der  Eisenbahn  nach  Triest  gehen. 
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Beim  Uebergange  von  der  Eisenbahn  auf  die  Wasserstrasse  und 
umgekehrt  ist  sich  nach  der  unter  lit.  a )  bezogenen  Norm  zu  benehmen. 
6.  In  Folge  vorstehender  Bestimmungen,  welche,  soferne  die  dazu 
erforderlichen  Bedingungen  vorhanden  sind,  mit  dem  Tage,  an  welchem  sie 
den  Zollämtern  bekannt  werden,  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben,  werden 
die  Hauptzollämter  Orsova  und  Semlin,  dann  das  an  der  Donau  im  Innern 
des  Zollgebietes  gelegene  Hauptzollamt  Neusatz  den  in  der  Verordnung  vom 
18.  September  1857,  Zahl  2  und  3,  Seite  495,  genannten,  zur  Anwendung 
des  mit  der  Vorschrift  vom  18.  September  1857  normirten  Ansageschein- 
Verfahrens  ermächtigten  Aemtern  angereiht 

Nachstehend  folgt  ein  Verzeichniss  der  bisher  laut  der  bezüglichen 
Kundmachungen  mit  dieser  Ermächtigung  versehenen  Hauptzollämter  und 
rticksiebtlich  zollämtlichen  Exposituren :  Aussig,  Bazias,  Bodenbach,  Bötzen, 
Brünn,  Gratz,  Innsbruck,  Krakau,  Kufstein,  Laibach,  Lemberg,  Mantua, 
Marburg,  Neusatz,  Oderberg,  Ofen  (Expositur  des  Pesther  Hauptzollamtes), 
Olmütz,  Orsova,  Padua,  Passau  (in  Bayern),  Peschiera,  Pesth,  Prag,  Press- 
burg, Raab,  Reichenberg,  Roveredo,  Salzburg,  Semlin,  Szczaköwa,  Temes- 
var,  Teplitz,  Treviso,  Trient,  Triest,  Troppau,  Udine,  Venedig  (Santa  Lucia), 
Verona,  Vicenza,  Wien,  Wiener  Neustadt,  Zittau  (in  Sachsen). 

t.  Plener  m.  p.  Graf  Wekenborg  m.  p. 

Vgl.  F.-M.-ErhM  Tom  13.  Jinner  1868,  R.G.BI.Nr.7  (V,  B,  7). 


5.  Erlass  der  Ministerien  des  Aeussern  nnd  der  Finanzen  vom 

18.  Aprü  1862,  R.  G.  Bl.  Nr.  23, 

womit  der  Inhalt  der  mit  Preussen,  Bayern  und  Sachsen  geschlossenen  Üebereinkünfte  zur 
Regelung  der  Verhaltnisse  der  Beamten  und  Angestellten  bei  den  zusammengelegten  Zollämtern 

kundgemacht  wird. 

Zur  Regelung  der  aus  dem  Artikel  8  des  Vertrages  vom  19.  Februar 
1853(Reich8-Gesetz-B!attNr.207)  hervorgehenden  Verhältnisse  der  Beamten, 
Angestellten  und  Bediensteten  in  den  bereits  zusammengelegten  oder  noch 
zusammenzulegenden  Zollämtern  längs  der  österreichischen  und  der  zollver- 
einsländischen  Zoll-Linie  sind  zwischen  der  k.  k.  österreichischen  Regierung 
einerseits,  dann 

a)  der  königlich-preussischen, 

b)  der  königlich-bayerischen, 

c)  der  königlich-sächsischen  Regierung  andererseits  Üebereinkünfte  abge- 
schlossen und  sind  die  hierüber  ausgefertigten  Ministerialerklärungen  ddo. 

a)  Berlin  den  7.  August  1861, 

b)  München  den  14.  August  1861,  und 
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c)  Dresden  den  31.December  1861,  gegen  übereinstimmend  lautende  Erklä- 
rungen des  Österreichischen  Ministeriums  des  kaiserlichen  Hauses  und 
des  Aeussern  ausgewechselt  worden. 

Der  mit  einigen  (anmerkungsweise  hervorgehobenen)  Ausnahmen  gleich- 
lautende Inhalt  dieser  drei  Uebereinklinfte  a),  b)  und  e)  wird  hiermit  zur 
öffentlichen  Kenntnis s  gebracht. 

Der  citirte  Artikel  8  des  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen  Oesterreich  und  Preossen 
vom  19.  Februar  1853,  R.  G.  Bl.  Nr.  207,  lautet:  „Die  contrabirenden  Theile  werden  sich  ver- 
einigen ,  ihre  gegenüberliegenden  Gränzzollfimter ,  wo  es  die  Verhältnisse  gestatten,  je  an  einen 
Ort  so  verlegen,  so  dass  die  Amtshandlungen  bei  dem  Uebertritte  der  Waaren  aus  einem  Zoll- 
gebiete in  das  andere  gleichseitig  stattfinden  können".  Diese  Bestimmung  ist  auch  in  dem 
Handels-  und  Zollvertrage  vom  9.  Marz  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  52,  Art.  8,  aufrecht  erhalten  worden. 
Vgl.  weitere  Bestimmungen  des  letzteren  Vertrages  in  dem  die  Staatsvertrige  enthaltenden 
Abschnitte  dieser  Sammlung. 

Artikel  I. 

Die  Unterthans-,  Heimats-  i)  und  Dienstverhältnisse  der  beiderseitigen 
Beamten  und  Angestellten  >)  erleiden  während  des  Aufenthaltes  und  der 
Dienstesbestimmung  in  dem  andern  Gebiete  keine  Veränderung.  Dieselben 
verbleiben  in  Bezug  auf  Disciplin,  Dienstverbrechen  und  Dienstvergehen,  d.  i. 
solche  strafbare  Handlungen  und  Unterlassungen,  welche  sich  auf  die  Aus- 
übung ihres  Amtes  oder  Dienstes  beziehen,  lediglich  den  Behörden  und 
Gesetzen  ihres  Heimatslandes  unterworfen,  und  sind  in  solchen  Fällen  auf 
Verlangen  dieser  Behörden  auszuliefern. 

Artikel  EL. 

Weder  die  in  Rede  stehenden  Beamten  und  Angestellten  *)  selbst,  noch 
ihre  ebenfalls  im  heimatlichen  Staatsverbande  bleibenden  Angehörigen  dürfen 
in  dem  andern  Gebiete  für  Militärdienste  oder  zur  Theilnahmo  an  irgend 
einem  andern  Waffendienste  in  Anspruch  genommen  werden. 

Artikel  III. 

Hinsichtlich  der  öffentlichen  Lasten  werden  dieselben  allen  indirecten 
Staats-  und  Communalabgaben  an  ihrem  Stationsorte  unterworfen  sein,  dagegen 
von  allen  directen  Staats-  und  Communalabgaben  desjenigen  Staates,  in  wel- 
chem sie  fungiren,  frei  bleiben,  es  sei  denn,  dass  sie  diesen  Abgaben  auch 
dann  unterliegen  würden,  wenn  sie  in  ihrem  Heimatlande  oder  anderwärts 
lebten. 

Artikel  IV. 

Mit  der  durch  die  Bestimmung  des  Artikels  I  bedingten  Massgabe,  wonach 
die  in  Rede  stehenden  Beamten  und  Angestellten  »)  wegen  derjenigen  strafbaren 
Handlungen  •),  die  sie  in  ihrer  amtlichen  Eigenschaft  begehen,  dem  Gerichts- 

1)  In  a)  wird  der  .Heimatsverhiltnisse"  nicht  gedacht. 
*)  In  bj  wird  auch  der  „Bediensteten*  erwähnt. 
')  Bei  a)  ist  beigesetzt:  „und  Unterlassungen". 
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stände  ihres  Heimatlandes  unterworfen  bleiben  nnd  mit  der  ferneren  Mass- 
gäbe,  dass  die  Behandlung  der  Verlassenschaften  solcher  Beamten  und  Ange- 
stellten i),  sowie  deren  im  Familienbande  stehenden  Angehörigen,  ferner 
die  Behandlung  der  Vormundschaften  über  dieselben  und  der  Curatelen  Uber 
deren  Vermögen  den  Gerichten  des  Heimatlandes  zusteht,  sollen  im  Uebrigen 
diese  Beamten  und  Angestellten  »),  sowie  ihre  im  Familienbande  stehenden 
Angehörigen  während  der  Dauer  der  Function  im  fremden  Gebiete  ■)  ebenso 
wie  andere  Ausländer  der  Polizei-  und  Justizgewalt  der  Behörden  dieses 
Gebietes  unterworfen  sein,  jedoch  soll  die  gegen  den  exponirten  ■)  Beamten 
oder  Angestellten  von  der  Territorialbehörde  verhängte  Strafamtshandlung, 
sowohl  bei  ihrer  ersten  Einleitung,  als  nach  dem  Schlussergebnisse  im 
geeigneten  Wege  zur  Kenntniss  der  demselben  vorgesetzten  heimatlichen 
Dienstbehörde  gebracht  werden. 

Artikel  V. 

Den  zur  Ausrüstung  des  auf  fremden  Boden  verlegten  Amtes  erforder- 
lichen Geräthen  und  Materialien,  sowie  den  Uebersiedlungseffecten  *)  der  ftlr 
das  Amt  bestimmten  Bediensteten  •)  wird  die  Zollfreiheit  bei  der  Ein-  und 
Wiederausfuhr  gegen  Beibringung  von  Specificationen  und  Certificaten  der 
vorgesetzten  Behörde  und  gegen  Beobachtung  der  für  den  ausnahmsweisen 
zollfreien  Bezug  zollbarer  Gegenstände  vorgezeichneten  Bedingungen  zuge- 
sichert •). 

Auch  sind  diese  Bediensteten  »),  und  nicht  minder  jene,  welche  in  Voll- 
ziehung der  Bestimmungen  der  §§.  4,  5  und  6  des  Zollcartels  vom  19.  Fe- 
bruar 1853  in  den  Fall  kommen,  die  Landesgränze  zu  überschreiten,  dem 
speziellen  passpolizeilichen  Verfahren  nicht  unterworfen,  sondern  es  soll  ihnen 
zu  jeder  Zeit  der  freie  Ein-  und  Austritt  über  die  Gränze,  ohne  Forderung 
einer  Legitimation  durch  gesandtschaftlich  visirte  Pässe  schon  auf  Grund 
einer  ämtlichen  Bescheinigung  ihrer  Diensteseigenschaft  gestattet  sein  •). 

Die  Bestimmungen  der  vorstehend  kundgemachten  Uebereinkünfte  haben 
den  Österreichischen  Behörden  und  Organen  zur  genauen  Nachachtung  zu 
dienen. 

Graf  Rechberg  m.  p.    Plener  m.  p. 

1)  In  b)  wird  auch  der  „Bediensteten"  erwähnt. 

*)  In  a)  „im  Gebiete  des  fremden  Staates". 

*)  In  a)  „vorgedachten*. 

*)  In  a)  „Effecten". 

5)  In  a)  „Beamten  und  Angestellten". 

•)  In  o)  fehlt  der  Zwischensatz;  »and  gegen  Beobachtung  der  für  den  ausnahmsweisen 
zollfreien  Bezug  zollbarer  Gegenstände  vorgezeichneten  Bedingungen". 
')  In  «)  „Beamten  und  Angestellten". 

*)  In  e)  ist  noch  Folgendes  beigefügt:  „Dieselbe  Begünstigung  wird  auch  den  auf  Grund 
der  ZollveretnsvertrSge  im  Königreiche  Sachsen  beglaubigten  Beamten  anderer  Staaten  des 
deutschen  Zollrereins  (für  jetzt  dem  Zollvereins-Bevollmächtigten  und  den  Stationscontroleuren) 
zugestanden". 
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Finanz -Vorschriften 


6.  Erlass  des  Finanzministeriums  vom  2.  Febrnar  1864,  B.  G.  BI. 

Nr.  8, 

über  die  Anwendung  des  Ansagcscheinverfahrens  im  Eisenbahnverkehre  auf  die  im  inländischen 
Verkehre  die  Zoll-Linie  berührenden  Waaren  (sogenannte  Streckenzugsgüter),  und  auf  diejenigen 
ausländischen  unverzollten  Waaren,  welche  im  Ansagescheinverfahren  einen  Theil  des  Weges 

auf  auslandischen  Eisenbahnen  zurücklegen. 

Giltig  für  alle  Kronlinder  des  allgemeinen  Zollgebiete«. 

Die  Zollämter,  welche  Uberhaupt  zur  Vornahme  des  Ansagescheinver- 
fahrens für  den  Eisenbahnverkehr  ermächtigt  sind,  erhalten  hiemit  die  Ermäch- 
tigung, dieses  Verfahren  auch  auf  die  im  inländischen  Verkehre  die  Zoll-Linie 
berührenden  Waaren  (sogenannte  Streckenzugsgüter)  auszudehnen,  soweit 
dieser  Verkehr  für  die  betreffenden  Waaren  und  die  im  Auslande  zurückzu- 
legende Wegesstrecke  Uberhaupt  gestattet  ist,  und  falls  diese  Wegesstrecke 
ohne  Umladung  und  ohne  Verletzung  des  ämtlichen  Verschlusses  zurück- 
gelegt wird. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  unverzollte  ausländische  Waaren,  welche 
im  Ansagescheinverfahren  von  einem  Amte  an  das  andere  angewiesen  werden, 
auf  ihrem  Wege  dahin  unbeanstandet  und  ohne  Aenderung  des  Ansageschein- 
verfahrens  fremdes  Gebiet  berühren,  falls  sie  diesen  Theil  des  Weges  ebenfalls 
in  unmittelbarem  Eisenbahnverkehre,  ohne  Umladung  und  ohne  Verletzung 
des  ämtlichen  Verschlusses,  zurücklegen.  Hiebei  ist  jedoch  Folgendes  zu 
beachten : 

1.  Auf  der  dem  Ansagescheinverfahren  zu  Grunde  liegenden  Ladeliste  und 
den  sie  begleitenden  Papieren  muss  die  durch  das  Ausland  zurückzulegende 
Route  durch  Angabe  des  österreichischen  Aus-  und  Eintrittsamtes  ausdrücklich 
bezeichnet  sein. 

2.  Sowohl  das  an  der  Zwischenstrecke  befindliche  österreichische  Aus- 
tritts- als  Eintrittsamt  hat  die  erwähnte  Sendung  im  Erklärungsregister  zu 
verbuchen,  auf  der  Ladeliste  und  am  Rücken  des  Ansagescheines  den  Austritt, 
bezüglich  den  Eintritt  der  Sendung,  unter  Anführung  der  Verbuchungszahl 
dea  Erklärungsregisters  zu  bestätigen,  und  die  betreffenden  Posten  des 
Erklärungsregisters  durch  den  Beisatz:  „ohne  weitere  Ausfertigung  im  Ver- 
kehre mit  ausländischen  unverzollten  Waaren  an  das  Zollamt  N.N.  entlassen* 
zu  erledigen. 

t.  Plener  m.  p. 
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7.  Erlass  des  Finanzministeriums  yom  13.  Jänner  1868,  B.  G.  Bl. 

Nr.  7, 

womit  Verzeichnisse  jener  an  Eisenbahnen  gelegenen  Zollämter  bekannt  gemacht  werden,  welche 
im  Verkehre  zwischen  Oesterreich  und  dem  deutschen  Zollvereine  zur  Anwendung  eines  erleich- 
terten Zollverfahrens  im  Sinne  des  Artikels  17  des  Vertrages  vom  II.  April  1865  ermächtigt  sind. 

Es  ist  die  Einleitung  getroffen  worden,  dass  jene  Orte,  nach  welchen  die 
aus  dem  deutschen  Zollvereine  nach  Oesterreich  oder  in  umgekehrter  Rich- 
tung eingehenden  Güterzuge  mit  den  im  Artikel  17  des  Vertrages  vom 
11.  April  1865  und  im  §.12  des  Schlassprotokolles  zu  diesem  Vertrage 
i  Reichs-Gesetz-Blatt  Nr.  32)  verabredeten  Erleichterungen  des  Zollverfahrens 
befördert  werden  können,  und  die  zur  Anwendung  dieses  Verfahrens  ermäch- 
tigten Zollämter  von  beiden  vertragenden  Theilen  mitgetheilt  werden. 

Das  in  Folge  dieser  Einleitung  zusammengestellte  Yerzeichniss  A  der  an 
Eisenbahnen  innerhalb  des  deutschen  Zollvereines  gelegenen  Orte,  nach 
welchen  die  aus  Oesterreich  eingehenden  Güterzüge  mit  erleichtertem  Zoll- 
verfahren befördert  werden  können,  sowie  der  Gränzämtcr  uud  Aemter  im 
Innern  des  Zollvereines,  welche  zur  Anwendung  des  erleichterten  Verfahrens 
befugt  sind,  wird  nachstehend  zur  Nachricht  für  die  Handeltreibenden  kund- 
gemacht. 

Zugleich  wird  eine  alphabetische  Uebersicht  B  jener  an  Eisenbahnen 
gelegenen  Zollämter  des  allgemeinen  österreichischen,  beide  Reichstheile 
umfassenden  Zollgebietes  beigefügt,  welche  bisher,  laut  der  hierüber  von  Zeit 
zu  Zeit  durch  das  Reichs-Gesetz-Blatt  veröffentlichten  Kundmachungen  zur 
Anwendung  des  durch  die  allgemeine  Vorschrift  vom  18.  September  1857 
(Reichs-Gesetz-Blatt  Nr.  175j  ausführlich  vorgezeichneten  erleichterten  Zoll- 
verfahrens flir  den  Verkehr  auf  den  die  Zoll-Linie  berührenden  Eisenbahnen 
ermächtigt  worden  sind. 

Brestel  m.  p. 

Die  hier  citirten  Bestimmungen  de«  Handels-  und  Zoll  Vertrages  vom  11.  April  18*5, 
R.  G.  Bl.  Nr.  32,  sind  im  Wesentlichen  in  den  Handels-  und  Zollvertrag  mit  dem  deutschen  Zoll- 
vereine vom  9.  Mini  1868,  R.G.  Bl.  Nr.  52,  Art.  16  und  f.  12  des  Schlussprotocolls  fibergegangen. 
Vgl.  hierüber  den  die  Staatsverträge  enthaltenden  Abschnitt  dieser  Sammlung. 
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Verzeichniss  A 


betreffend  den  Zollverein- 


Zollvereins- 
Staaten 

Eisenbahnlinien, 

an  welchen  die  Abferti- 
gungastellen belegen  sind 

Namen 

der 

Abfertiqunqsstellen 

1.  Preussische. 

1.  Provinz  Ost- 
preussen. 

Ostbahn. 

1.  Hauptateueratnt  an  Königsberg. 

2.  HaoptzoUamt  zu  Eydkuhnen. 

■  2.  Provinz  West- 
•renssen. 

1.  Ostbahn  (Zweigbahn 
von  Dirschaa  nach 
Dauzig). 

Hauptiollamt  zu  Dan  zig.  Abfertignngsstelle  auf 
dem  Bahnhofe  daselbst. 

2.  Bahn    von  Bromberg 

nach  Warschau. 

t.  HauptzoIIamt  zu  Thorn.  Abfertigungsstelle 
auf  dem  Bahnhofe  daselbst. 

2.  Nebenzollamt  1.  zu  Okoczyn. 

3.  Provinz  Posen. 

4.  Prorioz  Pom* 

in  cid* 

Berlin  —  Stettin. 

UaupUteueramt  au  Stettin.  Abfertigungsstelle 
am  Bahnhofe  daselbst. 

5.  Provinz  Schle- 
sien 

1.  Oberscblesiscbe. 

1.  Hanptxollarat  au  My»lowitz. 

2.  Nebenzollamt  I.  zu  Kattowitz  (HaupUinta- 
bezirk  Myalowitz). 

3.  Hauptsteneramt  tu  Breslau.  Abfertigungs- 
atelle auf  dem  Oberschi  esischen  Bahnhofe 
daselbst. 

2.  Cosel  -  Oderberger 
(resp.zwischenBreelau 
und  Oderherg  undzwi- 
schen  Oderberg  und 
Krakau). 

1.  UaupUteueramt  zu  Ratibor.  Abfertigung«- 

a     ■■             m    a            am    *      m_     *       n          aa  a 

atelle  auf  dem  Bahnhofe  daselbst. 

2.  Nebenzollamt  1.  auf  dem  Eisenbahnbofe  zu 
Oesterreichisch  -  Oderberg  (Hanptamtabe- 
zirk  Batibor). 

3.  Verbindungsbahn  zwi- 
schen Neubenin  und 
Oswiecim  (resp.  zwi- 
schen Oderberg  und 
Krakau). 

Nebenzollamt  1.  sn  Oswiecim  (Hauptemts- 
bezirk  Myalowitz). 

4.  Niederschlesiscb-Mir- 
kisebe  Bahn. 

Hauptsteueramt  zn  Breslau.  Abfertigungsstelle 
auf  dem  Niederscblesisch-Mirkischen  Bahn- 
hofe daseibat. 
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Zollvertins- 
Staaten 

Eisenbahnlinien, 

an  welchen  die  Abfertl- 
gungfstellen  belegen  «Ind 

Namen 

der 

Abfertigungsstellen 

5.  Niederschleaiscb-Mär- 
kische  Bahn.  (Zweit- 
bahn Ton  Kohlfort  Ober' 
Görlitz  nach  Dresden). 

Hauptateueramt  zu  Görlitz.  Abfertignngsstelle 
auf  dem  Bahnhofe  daselbst. 

6.  ProTiu  Bran- 
denburg. 

a)  Berlin. 

1.  Berlin-HamburgerBahn 

Hauptateueramt  für  ausländische  Gegenstände 
zu  Berlin.  Abfertigungsatelle  auf  dem  Ber- 
lin-Hamburger Bahnhofe  daaelbet. 

2.  Berlin-Potsdam-  Mag- 
deburger, Berlin- An- 
halt'sche  ,  Berlin  - 
Frankfurter  fNieder- 

m  ■  wa»>iwa  wwn        l  4vl«  ^ava 

achlesisch  -  Märkische 
Bahn). 

Hauptateueramt  für  ansiindische  Gegenstände 
zu  Berlin. 

b)  Regierungs- 

1.  Berlin-HamburgerBahn 

1 .  NebenzoUamt  zu  Wendisch-Warnow( Haupt- 
amts bezirk  Wunow). 

2.  Haupteollamt  zu  Wittenberge.  Abfertigunga- 
stelle  auf  dem  Bahnhofe  daselbst 

2.  Berlin-PoUdam  -  Mag- 
deburger Bahn. 

Hauptateueramt  zu  Potsdam. 

3.  Päse  walk  -  Strasburg - 
Neu-Brandenburg. 

NebenzoUamt  I.  zu  Strasaburg,  auf  dem  Bahn- 
hofe. 

c)  Regieruugs- 
bez.  Frankfurt. 

1.  Niederschlesiach-Mär- 
kiache  Bahn. 

2.  Ostbahn. 

) 

>  Hauptateueramt  zu  Frankfurt. 

Anmerkung  zu  6.  c). 
Bei  dem  Hauptsteuer- 
aiate  zu  Frankfurt  und 
den  Untersteuerimtern 
zu  Fürstenwalde,  Gu- 
ben und  Sorau  an  der 
Niederachlesisch-Mir- 
kiachen  Bahn,  dem 
Hauntslpnemmt  e  cu 
Landsberg  a.  W.  und 
dem  Untersteueramte 
zu  Cüatrin  an  der  Ost- 
bahn und  den  Unter- 
steuerärntern  zu  Arnt- 
walde  undWoIdenberg 
an   der  Oberschlesi- 

sehen,  reap.  Stargard- 
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Zollvereins' 
staafen 

Eisenbahnlinien, 

an  welchen  die  Abfertl- 
gungsitellen  belegen  sind 

Namen 

der 

Abfertigungutellen 

Poeener   Bahn,  kann 
ausnahmsweise  die 
Umladung  verschlos- 
aener    Wagen  ohne 
zollordnungsmässige 
Abfertigung,  aowie 
bei  eintretender  Ver- 
schlussverletzung  die 
Erneuerung  desselben 
zugelassen  werden. 

7.  ProTim  Sachsen. 

1.  Magdeburg  -  Witten- 
berge. 

2.  Magdeburg  -  Halber- 
stadt. 

f  Hauptsteueramt  an  Magdeburg.  Abfertigungs- 
}      stelle  auf  dem  Wittenberg'schen  Bahn- 
I      hofe  daselbst. 

3.  Magdeburg  -  Cöthen  • 
Halle- Leipzig. 

4.  Berlin  -  Potsdam-Mag- 
deburg. 

\   Hauptsteueramt  zu  .Magdeburg. 
( 

5.  Magdeburg  -  Cöthen - 

Holl-  r  «;n,:~ 
naiie-L.eipzig. 

8.  Thüringische. 

(    HüUnUtfMiPra m£  zu  Hall?     Ah  fprtitran  Pastelle 

(      auf  dem  Bahnhofe  daseibat. 

8.  ProTiui  Hao- 

1.  Hannover-Bremen. 

1.  Hauptsteueramt  zu  Hannover. 

nnvor 

2.  Hauptsteueramt  zu  Sebnlsbrfiek. 

3.  Tereinslindischea  Hauptiollamt  sn  Bremen .  1 

2.  Bremen-Geeste. 

1.  Vereinslindisches  Hauplzollamt  zu  Bremen. 

2.  Hauptsollamt  au  Geestemunde. 

3.  Nebenzollamt  I.  au  Burgdamm. 

3.  Burg-Lesum-Vegesack. 

1.  Nebenzollamt  I.  zu  Burgdamm. 

2  N*»h pn/nll jmt  1.  zu  fJrphnflm-Tief 

A> .    llV7UQII«.Ull4llll>     1  *     Ii  »i     Ul  TM  11*1111      1  IG1> 

i.  Hauptsteueramt  sn  Hannover. 

p 

2.  Hauptsteueramt  zu  Lüneburg.  Abfertigunge- 

«tella  am  Rahnhnfa 

3.  Hauptzollamt  zu  Harburg.  AbfertigungssteUe 
om  Bahnhofe. 

5.  Hannorer-Cassel. 

1.  Hauptsteueramt  su  Hannover. 

2.  Hauptsteueramt  zu  Minden.  Abfertigungs- 
stelle am  Bahnhofe. 

6.  Hannover-Emden. 

1.  Hauptsteueramt  zn  Hannover. 
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Zollvereins- 

Eisenbahnlinien, 

Namen 

Staaten 

an  welchen  die  Abferti- 

der 

gungsstellen  belegen  sind 

Abfertigungsstellen 

2.  Haoptsteueramt  za  Osnabrück.  Abfertigungs- 

.1.11.             rj    V     L  /". 

•teile  am  Bannnote. 

3.  Hauptxollamt  so  Leer. 

4.  Haoptsollarot  zu  Emden. 

7   tlttnnnvpr      -  Rratill- 

schweig. 

HauDtateuerarnt  zu  Hannover. 

8.  Hannover-  Hildesbeim 

1.  Haoptateueramt  xu  Hannover. 

(über  Lehrte  nnd  über 

2.  Haaptsteneramt  xn  Hildesbeim. 

Nordstern  men). 

9.  LGneburg-Lauenburg. 

1.  Haaptsteneramt xa  Lüneburg.  Abferligungs- 

stelle  am  Bahnhofe. 

2.  ISebeuzollanit  1.  zu  rlonnston  am  nannnoi  e. 

10.  Almelo-Salsbergen. 

Nebenxollamt  I.  auf  dem  Bahnhofe  xu  Bent- 

■  • 

Anmerkung.  S&mmt- 

heim. 

liche  die  Provinz  Han- 

nover berührende  Ei- 

senbahnen stehen  mit 

• 

einander    in  Verbin* 

dang. 

'.».  Proviox  West- 

Cöln-Minden. 

Haaptsteneramt  zu  Minden.  Abfertigung  auf 

■  ■ 

dem  Bahnhofe  daselbst. 

10.  Rhelnprovlni. 

i.  Saarbrfick-Bexbach. 

Hauptxollamt  xu  Saarbrücken.  Abferiignngs-  II 

stelle  auf  dem  Bahnhofe  an  St.  Johann- 
Saarbrücken. 

2.  Rheioiscbe. 

1.  Nebenxollamt  I.  xu  Herbesthal  (Haaptamts- 

bezirk  Aachen). 

2.  Hauptxollamt  xu  Aachen. 

Anmerkunp.    bei  diesem  n  au  p  tarnte  wirn 

_  »      i         /^i        *J  . ,  |_.    .Iah    Ci« -  nlinhn         ai  aan/1n  n 

auch  das  Uepaelt  der  bisennann-neisenaen 

reviairt. 

3.  Hauptsteueramt  für  ausländische  Gegen- 

stfnde  xn  Cöln.  AbferUgnngsstelle  auf  dem 
Central-GÜterbahnhofe  daselbst. 

Anm  erkung.  Ausuahmsweise  dürfen  bei  die- 

ser Abfertig ungsstelle  Güter,  welche  öber 

Herbesthal  mit  Anaagexettel  und  Ladunga- 

Verxeichniasen  eingeben,  xum  Zwecke  der 

Weitersendung  auf  Ansagexettel  bis  xum 

Erledigungsamte  ohne  sollordnnngsmässige 

Abfertigung  umgeladen  werden. 
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Finanz-Vorschriften 


Zollvereins- 
Staaten 

Eisenbahnlinien, 

an  welchen  die  Abfertl- 
gungsitellen  belegen  sind 

Namen 

der 

Abfertigungsstellen 

■ 

• 

Auseerdem  werden  in  Cöln  bei  der  Abferti- 
gungsatelle  auf   dem  Central-Personen- 
Bahnhofe  die  Effecten  der  in  Cöln  eintreffen- 
den Eiaenbabn-Reiaenden  revidirt. 

3.  Rheinische  (Zweig- 
bahn von  Herbesthal 

1.  NebenaoUamt  I.  au  Herbeathai  (Hauptamts- 
betirk  Aachen). 

m.      mm  \ 

nach  Eupeo). 

2.  NebenaoUamt  1.  au  Eupen.  Abfertigung*- 

„            1  _  — -    T)  A  l,  „  1,  , ,  r  -    jlQ»AlK«f  Stimmt 

stelle  aui  <tem  liahnnole  daseiest,  inaupi- 
atntsbeiirk  Aachen). 

• 

4.  Aachen-Mastricht 

Hauptzollamt  au  Aachen.  Abfertigungsstelle 
auf  dem  Bahnhofe  au Tamplerbend  daseibat. 

5.  Aachen  -  Dusseldorf- 

1.  Hauptsteueramt  au  Iiiisseldorf. 

Ruhrort. 

2.  Hauptsteueramt  au  Ruhrort. 

• 

Anmerkung.  In  Ruhrort  können  Umladun- 
gen  der  unter  Wagen  verschluss  auf  der 
Eisenbahn  beförderten  aum  Ein-  oder  Aua- 
gange  bestimmten  (juter  ohne  zolloranuogs- 
missige  Abfertigung  unter  den  in  der  An- 
weisung vom  21.  September  1852,  Ziffer  il, 
lit.  B,  Torgeschriebenen  Control-Mnss regeln 
erfolgen. 

• 

6.  Aruheim  -  Oberhausen. 

1.  NebenaoUamt  1.  au  Elten  (HauptamUbexirk 
Emmerich). 

1.  Hauptaollamt  au  Emmerich.  Abfertigungs- 
stelle auf  dem  Bahnhofe  daselbst 

Anmerkung.  Bei  dieser  Stelle  wird  auch 
das  Gepäck  der  Eisenbahn-Reisenden  revi- 
dirL 

3.  Hauptsteueramt  au  Wesel. 

7.  Cleve-Zevenare. 

- 

1.  nebenzoiiiuni  i.  zu  tuen  ^Hiuptamuoezira 
Emmerich). 

2.  Hauptzollamt  au  Cleve.  Abfertigungsstelle 
auf  dem  Bahnhofe  daselbst. 

8.  Cöln-Minden. 

1.  Hauptsteueramt  zu  Duisburg ■ 

2.  Hauptsteueramt  au  Düsseldorf. 

• 

8.  Hauptsteneramt  für  ausländische  Gegen  - 
stände  au  Cöln. 

9.  Rubrort-Oberhausen. 

Hauptsteueramt  au  Ruhrort. 

tO.  Cleve-Nim wegen. 

NebenaoUamt  1.  au  Cranenburg  (Hauptzollami 
au  Cleve). 
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Zollvereins- 


an  welchen  die  Abferti- 
gungeslellen  belegen  sind 


1.  Provinz  Hessen, 
Nassau,  Frank 
forta.1. 


Ausserdem : 
Grossherzogth. 


1.  Hannover'ache  Süd- 
bahn (Hannover  -  Caa- 
ael). 

2.  Main  -  Weaer  Bahn 
(Frankfurt  a.  M.-Caa- 
ael). 

3.  Cburfürst  Friedrich 
Wilhelm»  -  Nordbahn 
(nördlich  von  Marburg 
und  südlich  von  Thü- 
ringen). 

4.  Frankfurt  -  Hanauer 
Bahn  (von  Frankfurt 
a.  M.  und  Aachaffen- 
burg). 

Naaaauische  Staatababn. 

Rheinische  Bahn. 

1.  Main- Weserbahn. 

2.  Taunua-Babn. 

3.  Main-Neckar  Bahn. 

4.  Links  -  Mainz  Bahn 
(Verwaltung  der  Lud- 

-  wigsbahn). 

5.  Frankfurt-Hanau  p.  p. 


Brüssel  -  Arlon  -  Luxem- 
burg. 


Brüssel  -  Arlon  - 
barg. 


Hsoptateueramt  xu  Cassel.  Abfertigungastelle 
am  Bahnhofe. 


Hauptsteueramt  au  Hanau. 


Hauptsteueraint  zu  Oberlahnstein. 


Hauptateueramt  zu  Frankfurt  a.  M.  (durch 
die  Verbindungsbahn  mit  den 
Bisenbahnen  verbanden). 


Luxemburg.  Abfertigt)  np 


Hauptzollamt  zu 
stelle  auf  dem 


Nebensollamt  1.  zu  Bettenbarg  (HauptamU- 
bezirk  Luxemburg). 

Nebensollamt  I.  zu  Bettingen  (Hauptamts- 
bezirk Luxemburg). 

Anmerkungen.  1.  Bei  der  Abfertigungs- 
atelle auf  dem  Bahnhofe  zn  Luxemburg  kann 
bei  der  Waarendurchfuhr  auf  der  Eisen- 
bahn eine  Umladung  ohne  zollordnungs- 
mitsige  Abfertigung  stattfinden. 

2.  Bei  dem  Nebenzollamte  I.  zu  Betten- 


burg 


das  mit  der 


direct 
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Finanz-Vorschriften 


Zollvereins- 
staaten 

Eisenbahnlinien, 

an  welchen  die  Abferti- 
guug*«tell«n  belegen  sind 

Namen 

der 

Abfertigungsstellen 

• 

aus  Frankreich  eingehende  Gepäck  der 
nach  Luxemburg  reisenden  Personen  unter 
Wagenrerscbluss  der  Bahnhofs  -  Abferti- 
gungsstelle xu  Luxemburg  zur  Revision 
uberwiesen  werden. 

In  Bettenburg  selbst  findet  nur  die  Ab- 
fertigung der  Effecten  derjenigen  Passa- 
giere  statt,  welche  in  diesem  Orte  oder  in 

den  xwischen  demselben  und  Luxemburg 
belegenen  Stationen  die  Elsenbahn  ver- 
lassen. 

3.  Dasselbe  gilt  auch  in  Bezug  auf  die  bei  dem 
Nebenzollamte  1.  zu  Bettingen  aus  Bel- 
gien eingehenden  Pnssagi  er- Effecten. 

II.  Bayern. 

1.  Ludwigs  -  Söd- Nord- 
bahn. 

1.  Hauptzollamt  zu  Lindau. 

2.  Hauptzollamt  zu  Donauwörth. 

3.  Hauptzollamt  xu  Bamberg.  Abfertigungs- 
stelle am  Bahnhofe. 

4.  Hauptzollamt  zu  Hof.  Abfertigungutelle 
am  Bahnhofe. 

5.  Hauptzollamt  zu  Nürnberg.  Abfertigunga- 

Hfpllc  am  Kahhhofe 

BlCUtr    Hill  UilHUIIVIVt 

2.  Ludwigs-Weatbahn. 

4 

1.  Hauptzollamt  zu  Schweinfurt. 

2.  Hauptzollamt  zu  Marktbreit.  Abfertigungs- 
stelle am  Bahnhofe. 

1.  NebenxoUamt  1.  an  Salzburg. 

2.  Nebenzollamt  1.  zu  Kufstein. 

4.  Königlich  bayerische 
priv.  Ostbahn. 

1.  Hauptzollamt  xu  Passau.  Abfertigungsstelle 
am  Bahnhofe. 

2  HuuDtznllamt  zu  Fürth  a.  W. 

3.  Hauptzollamt  zu  Regensburg.  Abfertigungs- 
stelle Hm  Bahnhofe. 

5.  PfilzischeMaximilians- 
Bfthn. 

Nebenzollamt  1.  zu  Schaidt,  mit  der  Zoll-Ex- 
pedition zu  Weissenburg. 

0.  Pfihiache  Ludwigs- 
Bahn. 

Hauptzollamt  zu  Ludwigsbafen. 

7.  Oberkotzau-Asch-Eger. 

Nebenzollamt  1.  amBahnh.  zu  Asch  in  Böhmen 

Anmerkung.   Das  GepSck  der  Reisenden 
kann  auf  den  Eisenbahnlinien 
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Zollvereint- 
staaten 

Elsenbahnlinien, 

an  welchen  die  Abfertl- 
gungsiteUen  belegen  ilnd 

Namen 

der 

Abfertigt!  ngsste  1 1  e  n 

• 

Fürth  a.  W.-Paaaau 

Fürth-Kafstein 

Fürth-Lindau 

Fürth-Kehl 

Salzburg-Hehl 

Weissenburg,  resp.  Schaidt-Frankfurt 
a.  M. 

und  umgekehrt  tou  den  betreffenden  Grfinz- 
imtern   im  Ansageverfahren  abgefertigt 

III.  Sachsen. 

1.  Löben-Zittau. 

Hauptzollamt  xu  Zittau. 

2.  Zittau-Reichenberg. 

Nebenzollamt  I.  au  Reichenberg  in  Böhmen. 

3.  Sfichaiach-achlesische 
Staatebahn. 

Hauptsteueramt  su  Lübau. 

4.  Siehnaeh  -  böhmische 
Staatabahn. 

t.  Nebenzollamt  1.  au  Bodenbach  in  Böhmen. 

5.  Leipzig-Dresdner  Pri- 
ratbahn. 

ft.  Hauptsteueramt  zu  Dresden. 

\     a)  Zollexpedition  mit  Niederlage  amPack- 

]         hofe  und  Elbequai  zu  Altatadt-Dreaden. 
<     h)  Zollabfertigungestelle  mit  Niederlage  zu 

1  Neustadt-Dresden. 

I     cj  Zollexpedition  am  böhmischen  Bahnhofe 

{         au  Altetadt-Dresden. 

6.  Dieaelbe  und  Nieder- 
erzgebirgiache  Staata- 
bahn. 

Hauptsteueramt  au  Chemnitz,  Zollexpedition 

7.  Westliche  Staatsbahn 
(Leipzig  -  Glauchau- 
Chemnitz). 

Hauptsteueramt  xu  Glauchau. 

8.  Maedeburirer,  Leipzi- 
per  und  Thüring  sehe 
Privatbahnen  ,  aowie 
sächsisch  -  bayerische 

HauDtzolIamt  zu  Leipzig. 

9.  Leipzig-Dreadner-Pri- 
Tatbahn. 

Hauptzollamt  zu  Leipzig,  Zollexpedition  am 
Dreadner  Bahnhofe. 

10.  Voigtlnndiscbe  Staats- 

^*   a               VI         a.    ■              ir    *a  an. 

Nebenzollamt  1.  zu  \ oitersreuth. 

bahn. 

■ 

Anmerkungen.    1.    Ausnahmen  von  der  1 
Regel,  nach  welcher  das  Gepäck  der  Rei-  1 
aenden  bei  dem  Grinzzollamte  au  revidiren  1 
iat,  können  auf  Grund  beaonderer  Ueberein- 
kunft  mit  der  k.  k.  österreichischen  Regie- 
rung  in  Dresden  und  Leipzig  für  die  beiden  | 
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Zollvereins- 
Staaten 

Eisenbahnlinien, 

An  welchen  dio  Abfertl- 
gungsstellen  belegen  sind 

Namen 

i  «ans  as  v  si 

der 

Abfertigungsstellen 

Einbruchslinien   Reichenberg-Zittau  und 
Bodenbach  eintreten. 

2.  Orte,  für  welche  ausnahmsweise  die  Um- 
ladung rerschlossener  Wagen  unterwegs 
zugelassen  worden  ist. 

11.  Sächsisch -böhmische 
Staats-  und  Leipzig- 
Dresdner  Priratbabn. 

Hauptsteueramt  zu  Dresden. 

a)  Zollexpedition  am  Pickhofe  tu  Altstadt- 
Dresden. 

b)  Zollabfertigungsstelle  mit  Niederlage  zu 
Neustadt-Dresden. 

c)  Zollexpedition  am  sächsisch-böhmischen 
Bahnhofe  zu  Altstadt-Dresden. 

12.  Magdeburg  -  Leipzig, 
Dresden  -  Leipzig'  and 
Tbüring'sche  Pritat- 
bahnen.  Sachsisch  - 
bayerische  SUatsbahn. 

1.  Hauptzollamt  zu. Leipzig,  und 

2.  Zollexpedition  am  Dresdner  Bahnhofe  da- 

IV.  Württem- 
berg. 

Staatseiaenbahn  Tom  Bo- 
denaee  (Friedrichs- 
hafen) in  Verbindung 
mit  der  bayerischen 
Eisenbahn  in  Ulm  and 
mit  der  badiseben  Ei- 
senbahn in  Bruchsal. 

1.  Hauptzollamt  zu  Friedrichsharen. 

2.  HaoptzoUamt  zu  Ulm. 

3.  Hauptzoüamt  zu  Stuttgart. 

4.  Hauptzollamt  zu  Heilbronn. 

Anmerkuug.  Auf  die  Nebenzollämter  I.  zu 
Ravensburg  und  Reutlingen  (Staatseisen- 
bahn von  Friedrichshafeo  bis  zum  Anschluss 
an  die  bayerische  Eisenbahn  in  Ulm  und  an 
die  badische  in  Bruchsal)  können  Begleit- 
scheinguter unter  Wagenverschluss  abge- 
fertigt werden. 

V.  Baden, 

Constsoz  -  Basel -Frank- 
furt a.  M    mit  den 

nus  »      an*      *«z«      am*     *■  an 

Zweigbahnen : 

1.  Hauptzollamt  zu  Co ns tanz. 

2.  Nebensoliamt  zu  Thayngen. 

3.  Zollabfertigungsstelle  zu  Schaflnansen. 

4.  Nebenzollamt  I.  zu  Erzingen. 

o, )  von  Basel  nach  Lörrach 
und  Schopfheim  (Wie- 
senthaibabn); 

5.  NebenzoUamt  1.  su  Waldshut. 

6.  Zollabfertigungsstelle  am  Bahnhofe  zu  Basel. 

h) Ton  Appenweier  nach 

7.  Nebenzollamt  su  Lörrach. 

Kehl  und  Strassbnrg; 

8.  Hauptzollamt  zu  Kehl. 
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Zollvereini* 
•tuten 

Eisenbahnlinien, 

an  welchen  die  Abferti- 
guugsstellen  belegen  sind 

Namen 

der 

Abfertigungsstellen 

c)  von  Friedrichsbaren 

1.  Havpt Zollamt  an  Mannheim. 

2.  Zollabfertigungsstelle  am  Bahnhofe  daselbst. 

Anmerkungen.    1.   Auanahmen  von  der 
Regel,  nach  welcher  das  Gepick  der  Rei- 
aenden  bei  dem  Gränzzollamte  au  reridiren 
Ist,  bestehen  im  Grossherzogthume  Raden 
nur  bei  dem  GrSnzxollamte  Kehl  rucksicht- 
lich des  anf  der  Eisenbahnstrecke  Kehl- 
Salzburg  und  vice  versa  den  Zollverein 
transitirenden  Reisegepicks  ond  rficksicht- 
lieh  des  auf  der  Eisenbahnstrecke  K  e  b  1- 
Färth  transitirenden  Gepäcks.  För  beide 
Fälle  ist  die  Abfertigung  im  Ansageverfah- 
ren gestattet. 

2.  In  Betreff  des  directen  Verkehres  mit  der 
französischen  Usllinhn  linden  vorerst  noch 
in  Kehl,  behufs  der  Bildung  der  im  An- 
sageverfahren   abzufertigenden  Waaren- 

llirlltlliroil     lymluilllliirfkriatttitr      ii' a!  1  in  IT 

iHUUi.gui.9  uiniMUUii^tfu  81311,  W ril  in  IVontl^-S- 

hofen  oder  in  Strassburg  diejenigen  Ein- 
richtungen  noch   nicht   getroffen  sind, 
welche  es  ermöglichen,  schon  auf  jenen 
Stationen  Wagenladungen  für  die  Vereins- 
ländischen  Bestimmungsorte  zu  bilden. 

VI.  Grossher- 

7nn)h     U  n  od  Art 

zogtn.  Hessen. 

1.  Hain  -  Weser  Bahn, 
«-.uiu-mi'sstMicr  Mann. 

|  Haaptxollamt  zo  Giessen. 

• 

2.  Frankfurt-Offenbacher 
Bahn. 

Hauptzollamt  zu  Offenbaeb. 

S.Main  -  Neckarbahn, 
Lodwigsbahn. 

1.  Hauptzollamt  zu  DannsUdt. 

2.  ZoUabfertigirogastelleam  Bahnhofe  daselbst. 

4.  Lndwigabahn. 

Hauptzollamt  zu  Mainz. 

5.  Lndwigsbahn. 

Hauptzollamt  in  Worms. 

VII.  ThOringi- 
scber  Verein. 

6.  Frankfurt  a.  M.- Bin- 
gen. 

l.Thfiringer  Eisenbahn. 

Hauptzollamt  zu  Bingen. 

1.  Königlich  preussisebes  Hauptsteueramt  zu 
Erfurt.  Abfertigungsstelle  am  Bahnhofe. 

2.  Grosshenoglich  sächsisches  Steneramt  zu 

8.  Herzoglich  sächsisches  Hauptsteueramt  zu  1 
Gotha  (die  Befugnis,  ruht).  | 

25 
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Finanx-Vorscbriften 


Zollvereins- 
staaten 


Eisenbahnlinien, 

an  welchen  dl«  Abferti- 


2.  Sftchaiach  -  bayerische 
Staatsbahn. 

3-  Wem-,  reap.  Lichten- 
felde-Coburger  Hahn. 


4.  Weissenfeid  -  Geraer 


VIII.  Braun- 
schweig. 

IX.  Oldenburg. 


Braunschweigisehe  Bahn 
(Magdeburg  -  Braun- 
schweig-Haonover). 


Herxogl.  sächsisches  Hauptateueramt  an  Alten- 
burg. AbfertignngMteUe  am  Bahnhofe. 

1.  Grossherzoglich  sächsisches  Steueramt  tu 
Eiaenach. 

2.  Herioglich  sächsisches  HaupUteuerumt  so 
Coburg. 

Fürstlich  reussisches  Steueramt  in  Gera. 

Anmerkung  in  VII.  Auf  die  rorbenannten 
Steuerstellen,  xu  welchen  an  der  Thüringer 
Eisenbahn  noch  die  groasheraoglich  säch- 
sischen Steuerimter  tu  Weimar  und  Apolda 
und  an  der  Werra-,  resp.  Lichtenfeld-Co- 
burger  Bahn  —  noch  das  hereoglich  säch- 
sische Steueramt  zu  .Meiningen  hinzutreten, 
können  Begleitscheingüter  unter  Eisen - 
bnhnrerschlnss  abgefertigt  werden. 

1 .  Hauptsteueramt  xu  Braunschweig.  Abferti- 
gungsstelle am  Bahnhofe. 

2.  Hauptsteueramt  xu  Wolfenbuttel. 
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Verzeichniss  B 


betreffend  Oesterreich. 


1  • 

1  ' 

4 

!; 

1  ' 

1  , 

l,o! 

Kile- 
K»ric  de» 
im  Orte 
biüoJIi- 
(lieaZoll- 
aitites 

Die  Krmii htipoB^-  dpi 
/.ultjinle«  wurde  kund- 
gemacht tnil  Krla«» 

Anmerkung 

«Irr  ll*ttimmuD£n- 
ortc  im  iDDcrn 
Zollgebiete 

dir  Kiiinh.»hii»l;i(ioiui! 
aa  oder  m  der  Nihc 
der  /.oH-Linic  im 

Kann 

n 

o 

M 

II. 

b 

ei 
n 

lulan.ie 

Auslände 

vom 

T  - 
as 

Aitraw 

* 

Kroatien 

1 

4.  Ort.  1N12 

<>S 

• 

AI« 

» 

Tirol 

• 

1 

21.  lS<i7 

116 

Asrh 

Böhmen 

1 

15».  N\,r.  ISrir. 

120 

Böhmen 

1 

N.  Nov. 

tu 

* 

BuLirr 

Iii  _       «      />       i  r  • 

West-Galizten 

1 

Sti.  Frbr.  1M'.3 

'ii 

im  Owi.nmer 

Itahnhufe 

• 

Raa  ins 

Ungarn 

1 

N.  Nor.  1NGI  ') 

II  V 

Boilrnbarli 

Böhmen 

In.  Sfj.t.  1*57 

1*3 

H<itir*n 

Tirol 

N.  >",.»-  IMI 

IM 

• 

Mahren 

: 

IS.  S^.l.  INW 

n« 

• 

Kurr 

■ 

Böhmen 

1 

!!>.  Nu*.  ISf.5 

120 

■ 

* 

Knrih 

Bayern 

1 

13.  S.pt.  INJ- 

f»2 

Ciernowitg 

■ 

» 

Bukowina 

1 

Nuv.  IS«« 

133 

li«n 

• 

* 

Görz 

17.  Nov.  1M1H 

i:i'.t 

traft 

• 

■ 

Steiermark 

i 

IN.  Sipl.  lSj7 

17i 

limslirtirk 

• 

• 

Tirol 

1 

M.  Ati-uit  1*3S 

in 

hlacrnftirt 

Kärnthen 

IN.  Juüi  |N(I3 

hruVao 

Grossherzogthum 

1 

IS.  Sept.  1N57 

17$ 

1 

Krakau 

*)  De*  rnmnlativen  Kaadmachnngen  vom  18.  Septembar  t85T  and  vom  8.  November  1861  gingen,  be- 
aQglich  mehrerer  darin  genannter  Aemter,  apecielle  Kundmachungen  voraoa. 
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Staatsverträge  über  Eisenbahn  -  Anschlüsse  und 
österreichische  Concessionen  auswärtiger  Bahn- 
Unternehmungen. 
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1.  Uebereinkunft  zwischen  der  kaiserlich  •österreichischen  und 
der  königlich -sächsischen  Regierung  Tom  31.  December  1850, 

R.  G.Bl.Nr.  80  ex  1851, 

Qber  den  Betriebs-Anschluss  der  beiderseitigen  Eisenbahnen  untereinander. 


I.  Abschnitt 

Allgemeine  Bestimmungen. 
Art  1. 

Der  zuBode  nb  ach  in  Böhmen  an  der  Elbe  nächst  der  Stadt  Tetschen 
zu  errichtende  Bahnhof  wird  als  alleinige  und  gemeinsame  Wechselstation  für 
den  Eisenbahnbetrieb  der  Bahnverwaltungen  beider  Staaten  auf  der  böhmisch- 
sächsischen  Bahn  zwischen  Prag  und  Dresden  bestimmt,  von  welcher  Bestim- 
mung auch  in  der  Zukunft  einseitig  nicht  abgegangen  werden  darf. 

Art.  2. 

Die  kaiserl.  königl.  österreichische  Uberlässt  der  königl.  sächsischen 
Regierung  dieausschliessende  Benutzung  der  Bahnstrecke  von  Boden- 
bach bis  zur  Landesgränze  und  derjenigen  Thcile  der  erwähnten  Wechsel- 
station (Art.  1),  welche  bloss  für  die  königl.  sächsische  Bahnverwaltung  not- 
wendig erkannt  werden;  bezüglich  derjenigen  Theile  dieser  Wechselstation 
aber,  welche  fttr  die  beiderseitigen  Verwaltungen  nothweudig  werden,  hat 
die  gemeinschaftliche  Benutzung  einzutreten. 

Art.  3. 

Die  volle  Landeshoheit  sammt  der  Ausübung  der  Justiz  und  allgemeinen 
Polizeigewalt  im  Bereiche  des  Bahnhofes  zu  Bodenbach,  sowie  auf  der  zwischen 
demselben  und  der  Landesgränze  gelegenen  Bahnstrecke — verbleibt  der 
kaiserl.  königl.  österreichischen  Staatsregierung. 

Dem  königl.  sächsischen  Staate  bleiben  jedoch  vorbehalten: 
1.  Untersuchungen  gegen  die  auf  diesem  Bahnhofe  und  der  gedachten 
Bahnstrecke  dienstlich  verwendeten  sächsischen  Staatsangehörigen: 
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a)  wegen  etwaiger  von  ihnen  durch  Verletzung  ihrer  dienstlichen  Obliegen- 
heiten auf  der  Eisenbahn  verursachten  Unglücksfälle  und  Beschädigungen 
—  und 

b)  wegen  aller  gegen  den  sächsischen  Staat  begangenen  Verbrechen  oder 
Vergehen;  sowie 

2.  hinsichtlich  der  Giviljustiz: 

a)  die  Kegulirung  der  Nachlässe  (Verlassenschaftsabhandlungen)  jener 
Beamten  und  Diener, 

b)  dieBeschlussfassung  Ober  die  zu  dem  Vermögen  derselben  zu  eröffnenden 
Concurse  und  die  Leitung  der  Letzteren,  wobei  jedoch  der  österreichi- 
sehen  Justizbehörde  die  Einleitung  eines  Particularconcurses  zu  dem  auf 
österreichischem  Staatsgebiete  befindlichen  Theile  solchen  Vermögens 
unbenommen  bleibt.  Die  königl.  sächsische  Regierung  wird  die  Behörde, 
welche  sich  dieser  vorbehaltenen  Gerichtsbarkeit  zu  unterziehen  hat, 
bestimmen. 

Die  k.  k.  österreichische  und  die  k.  sächsische  Regierung1  haben  anter  den  16.  Mai  1863, 
Centraiblatt  Nr.  23,  bezüglich  der  Gerichtscompeteoz  in  Eheaachen  der  auf  dem  Bahn- 
hofe zu  Bodenbach  und  auf  der  von  da  bia  aar  »ficht tachea  Grenze  reichenden  Eiaenbabnstrecke 
dienstlich  verwendeten  sächsischen  Staatsangehörigen  und  der  anf  dem  Bahnhofe  zn  Zittau  und 
auf  der  von  da  bis  zur  österreichischen  Greme  reichenden  Bahnstrecke  dienstlich  verwendeten 
österreichischen  Staatsangehörigen  eine  Uebereinknnft  dahin  getroffen ,  dass  für  Ehesachen  im 
engeren  Sinne,  d.  h.  solche  Proceaaaachen,  bei  denen  es  auf  Entscheidung  über  die  Giltigkeit  der 
Ehe,  über  Fortsetzung  der  ehelichen  Gemeinschaft  oder  Scheidung,  über  Obsorge  für  die  Erzie- 
hung der  Kinder,  Alimentation  der  Ehefrau  und  Kinder  handelt,  die  Gerichte  des  Staates,  welchem 
der  Ehemann  angehört,  zuständig  sein  sollen,  mit  Ausnahme  des  Falles,  wenn  die  Ehefrau  vor 
Eingehnng  der  fraglichen  Ehe  eine  Angehörige  des  anderen  Staates  gewesen  ist,  und  die  Giltigkeit 
dieser  Ehe  angefochten  wird.  In  diesem  Falle  sollen  die  Gerichte  desjenigen  Staates  inständig 
sein,  dem  die  Ehefrau  angehörte. 

Art  4. 

Die  Ausübung  der  besonderen  bahn-  und  betriebspolizeilichen  Aufsicht 
dagegen  soll  der  königl.  sächsischen  Regierung  zustehen,  und  es  sollen  den 
Organen  derselben  diejenigen  Befugnisse,  welche  diessfalls  nach  österreichi- 
schen Gesetzen  den  Betriebsverwaltungen  der  kaiserl.  königl.  österreichi- 
schen Staatseisenbahnen  eingeräumt  sind,  oder  künftig  eingeräumt  werden, 
gleichergestalt  zukommen. 

Die  kaiserl.  königl.  österreichische  Regierung  wird  die  Verfügung  treffen, 
dass  durch  ihre  Organe  der  königl.  sächsischen  Betriebsverwaltung  bei  Hand- 
habung der  Bahn-  und  Betriebspolizei  gegenüber  denjenigen,  welche  von  der 
Bahn  Gebrauch  machen,  oder  sonst  mit  der  Bahnanstalt  in  Beziehung  treten, 
nach  Massgabe  der  dieserhalb  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  die  nöthige 
und  sonst  thunliche  Unterstützung  geleistet  werde. 

Art.  5. 

Die  Ernennung  und  Verpflichtung  der  für  die  Beaufsichtigung  und 
Unterhaltung  der  Bahnstrecke  und  für  die  Handhabung  der  speciellen  Bahn- 
polizei bestimmten,  sowie  der  für  den  Dienst  der  königl.  sächsischen  Ver- 
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waltung  auf  dem  Stationsplatze  zu  Bodenbach  erforderlichen  Beamten  und 
Diener,  sowie  die  Dienst-  und  Disciplinargewalt  über  solche  —  steht  aus- 
schliesslich der  königl.sHchsischen  Regierung  zu.  Auch  ist  dieser  das  Befugnis? 
eingeräumt,  auf  genanntem  Stationsplatze  eine  als  königl.  sächsisches 
Eisenbahnamt  prädicirte,  durch  Aufschrift  und  Wappenschild  nach 
AuBBenhin  sich  ankündigende  Behörde  zu  errichten. 

Die  kaiserl.  königl.  österreichische  und  königl.  sächsische  Staatsregie- 
rungen leisten  sich  gegenseitig  die  Zusage,  für  den  der  getroffenen  Vereinbarung 
gemäss  innerhalb  des  anderseitigen  Staatsgebietes  stattfindenden  Dienst  solche 
Beamte ,  Diener  und  Arbeiter,  welche  wegen  gemeiner  crimineller  Verbrechen 
oder  Vergehen,  wegen  Schleichhandels  oder  schwerer  GefälUübertretungen 
gegen  die  Vorschriften  Uber  den  Verkehr  rechtskräftig  verurtheilt,  oder  welche 
der  Uber  sie  verhängten  Untersuchung  nur  in  Ermanglung  rechtlicher  Beweise 
enthoben  worden  sind,  zum  Dienste  —  beziehungsweise  zur  Arbeit — wissentlich 
nicht  zu  verwenden.  Ueber  das  im  Gebiete  des  einen  der  contrahirenden  Staaten 
conventionsmässig  statiouirte  Amts-  und  Dienstpersonale  des  anderen  Staates 
üben  die  zuständigen  Behörden  des  letzteren  die  Dienst-  und  Disciplinar- 
gewalt ausschliessend  aus. 

Art.  6. 

Das  dienstliche  Verhältniss  der  beiderseitigen  auf  der  Wechselstation  zu 
Bodenbach  in  Thätigkeit  tretenden  Beamten  zu  einander  ist  ein  coordinir- 
tes  und  es  soll  der  Dienstesverkehr  zwischen  denselben  im  Wege  unmittel 
barer  Oommunication  stattfinden.  Allfällige  Vorschriften  wegen  Untersagung 
der  unmittelbaren  Correspondenz  mit  ausländischen  Behörden  —  sollen  auf 
die  zu  Bodenbach  für  die  verschiedenen  Diensteszweige  stationirten  Aemter  in 
dem  dienstlichen  Verkehre  unter  einander  keine  Anwendung  finden. 

Art.  7. 

Beiderseitige  Regierungen  werden  Veranstaltungen  treffen,  dass  nicht 
nur  die  nach  den  Bestimmungen  dieser  Uebereinkunft  im  Dienste  der  einen 
oder  der  anderen  Staatsverwaltung  die  Landesgränzc  bei  Niedergrund  Uber- 
schreitenden, durch  Dienstkleidung  oder  Certificat  des  Vorgesetzten  legitimirten 
Beamten  und  Diener  dem  speciellen  passpolizeilichen  Verfahren  nicht  unter- 
worfen seien,  sondern  dass  auch  allen  beiderseitigen  höheren  Beamten  des 
einen  oder  des  anderen,  der  in  gegenwärtiger  Convention  berührten  Verwal- 
tungszweige, nicht  minder  den  bei  den  königl.  sächsischen  Behörden  ac cre- 
dit irten  Beamten  des  deutschen  Zollvereines,  zu  jeder  Zeit  der  freie  Ein-  und 
Austritt  Uber  die  gedachte  Landesgränzc,  ohne  solche  an  die  Legitimation 
durch  gesandtschaftlich  visirte  Pässe  zu  binden,  vielmehr  schon  auf  Grund 
einer  amtlichen  Bescheinigung  der  Diensteseigenschaft  gestattet  sei. 

Art.  8. 

Den  zur  Ausrüstung  der  verschiedenen  Amtslocalitäten  des  Boden- 
bacher Bahnhofes  und  der  Bahnstrecke  von  da  bis  zur  Landesgränze  säch- 
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Bischer  Seits  zu  beschaffenden,  nicht  minder  allen  zum  Eisenbahnbetriebe 
und  Betriebsdienste  nöthigen  Gegenständen,  insbesondere  auch  den  zur  Unter- 
haltung der  Bahn  und  ihres  Zubehörs,  ingleichen  der  Betriebsmittel  erforder- 
lichen Geräthen  und  Materialien,  endlich  den  Uebersiedlnngseffecten  der 
innerhalb  des  österreichischen  Staatsgebietes  zu  stationirenden  Beamten  — 
wird  von  der  kaiserl.  königl.  österreichischen  Regierung  die  Zollfreiheit  bei 
der  Ein-  und  Wiederausfuhr  gegen  Beibringung  von  Specificationen  und  Cer- 
tificaten  der  sächsischen  Eisenbahndirection,  sowie  gegen  Beobachtung  der 
für  den  ausnahmsweise  zollfreien  Bezug  von  Gegenständen  in  Oesterreich 
vorgezeichneten  Bedingungen  zugesichert.  Die  gleiche  Begünstigung  räumt 
anderseits  die  königl.  sächsische  Regierung  rticksichtlich  der  Ausrüstung  des 
in  Krippen  zu  errichtenden  kaiserl.  königl.  Anweisungs-  und  Stellungsamtes, 
und  bezüglich  der  Uebersiedlnngseffecten  der  im  sächsischen  Gebiete  zu  sta- 
tionirenden kaiserl.  königl.österreichischen  Beamten  ein. 

Art.  9. 

i 

Die  kaiserl.  königl.  österreichisch*  und  königl.  sächsische  Staatsregie- 
rungen werden  darauf  Bedacht  nehmen,  den  auf  den  beiderseitigen  verbundenen 
Staatseisenbahnen  in  Gang  zu  setzenden  Bewegungs-  und  Transportmitteln 
diejenige  Einrichtung  zu  geben,  vermöge  deren  sie  sich  zur  gemeinschaftlichen 
Benutzung  eignen.  Zunächst  soll  diess  auf  die  Transportmittel  für  den  Güter- 
verkehr, deren  directes  Durchgehen  auf  den  beiderseitigen  Staatsbahnen, 
beziehungsweise  zum  weiteren  Uebergehen  auf  Anschlussbahnen,  grundsätz- 
lich erfolgt  (Art.  32),  Anwendung  finden. 

Art.  10. 

Der  kaiserl.  königl.  Österreichischen  Finanzwache,  sowie  der  kaiserl, 
königl.  Gendarmerie  und  anderen  als  solche  sich  legitimirenden  Finanz-  und 
Polizeiorganen,  ist,  wo  und  so  oft  es  der  Dienst  erfordert,  das  Ueberschreiten 
und  Begehen  der  im  Betriebe  der  königl.  sächsischen  Verwaltung  befindlichen 
Eisenbahnstrecko  zu  gestatten. 

Das  Begehen  hat  —  den  Fall  einer  aus  dem  Verzuge  entspringenden 
Dienstesgefährdung  ausgenommen  —  unter  Ansage  bei  den  auf  der  Strecke 
stationirten  Bahnaufsichtsposten  zu  geschehen. 

Bauliche  Herstellung,  TJebergabe,  Benutzung,  Kostenbestreitung  und  Verzinsung, 

Erhaltung. 

Art.  11. 

Die  kaiserl.  königl.  österreichische  Regierung  wird  die  bauliche  Vollen- 
dung der  Eisenbahnstrecke  zwischen  der  Landesgränze  bei  Niedergrund  und 
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dem  Stationsplatze  bei  Bodenbach  einschliesslich  der  im  Dorfe  Niedergrund 
zn  errichtenden  Nebenhaltestelle  auf  ihre  Kosten  im  vollkommen  brauchbaren 
Zustande  und  dergestalt  bewerkstelligen  lassen,  dass  in  Ansehung  der  Art 
und  Weise  der  Ausführung  zwischen  der  gedachten  Strecke  und  dem  säch- 
sischen Eisenbahntracte  von  Dresden  nach  der  sächsisch-böhmischen  Landes- 
gränze  die  für  den  durchgehenden  Betrieb  nöthige  Uebereinstimmung  stattfindet. 

Art.  12. 

In  theilweiser  Abänderung  der  Ministerialerklärungen  vom  19.  und  27. 
December  1843  werden  nachstehende  Bestimmungen  als  vereinbart  ange- 
sehen : 

Die  Schienenhöhe  für  den  Gränzanschluss  wird  mit  3  Fuss  österreichi- 
sches Mass  =  3,35  Fuss  Dresdner  Mass  Uber  dem  Hochwasserstande  des 
Jahres  1845,  sowie  die  Richtung  am  Zusammenstosse  beider  Bahnen  in  einer 
geraden  Linie  festgesetzt. 

Die  gemeinschaftliche  Gränzbrücke  ist  mit  einer  lichten  Weite 
von  18  Fuss  österreichisch  =  20  Fuss  Dresdner  Mass  herzustellen. 

Die  kaiserl.  königl.  Österreichische  Regierung  Ubernimmt  die  Ausführung 
des  Baues  dieser  Gränzbrücke  gegen  die  von  Seite  der  königl.  sächsischen 
Regierung  zu  leistende  Vergütung  der  Hälfte  der  Baukosten,  welche  Hälfte 
7255  fl.  42  kr.  C.  M.  beträgt. 

Der  auf  die  Mitte  dieser  Brücke  fallende  wirkliche  Gränzpunct  ist  durch 
ein  gusseisernes  Postament  zu  bezeichnen ;  es  sind  ferner  auf  den  Parapeten 
Uber  den  Wiederlagern  gegen  Böhmen  der  kaiserl.  königl.  Doppeladler  und 
der  böhmische  Löwe,  gegen  Sachsen  aber  das  königl.  sächsische  Wappen, 
ebenfalls  aus  Gusseisen  angefertiget,  aufzustellen. 

Art.  13. 

Die  kaiserl.  königl.  österreichische  Regierung  wird  der  auf  ihre  Kosten 
herzustellenden  Wechselstation  Bodenbach  in  Uebereinstimmung  mit  den 
diessfölligen  Anträgen  der  königl.  sächsischen  Regierung  denjenigen  Umfang 
und  diejenige  Einrichtung  geben  lassen,  welche  nöthig  erscheinen,  um  den 
Uebergang  des  Verkehres  und  das  rechtzeitige  Ineinandergreifen  des  Be- 
triebes zu  sichern  und  den  Bedürfnissen  der  beiderseits  betheiligten  Verwal- 
tungszweige zu  genügen. 

Ein  aufzustellendes  Bauprogramm  wird  die  nöthigen  näheren  Bestim- 
mungen enthalten. 

Art.  14. 

Die  königl.  sächsische  Regierung  verspricht,  sie  werde  aus  dem  Titel 
eigentümlicher  Einrichtungen  der  sächsischen  Betriebsverwaltung,  ferner  aus 
dem  Titel  der  möglichsten  Abgränzung  der  zum  ausschliesslichen  Gebrauche 
der  königl.  sächsischen  Regierung  bestimmten  Räume  zu  Bodenbach  und 
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überhaupt  bloss  wegen  des  sächsischen  Dienstes  die  kaiserl.  königl.  Österreichi- 
sche Regierung  rücksichtlich  der  baulichen  Horstellungen  und  Einrichtungen 
auf  der  Wechselstation  zu  Bodenbach  —  zu  keinem  grösseren  Bauaufwande 
veranlassen,  als  zur  Durchführung  eines  regelmässigen  Betriebes  in  dieser 
Wechselstation  wirklich  nothwendig  ist. 

Art.  15. 

Die  Eisenbahnstrecke  von  Bodenbach  bis  zur  Landesgränze  wird  der 
königl.  sächsischen  von  der  kaiserl.  königl.  österreichischen  Verwaltung  gehörig 
zu  übergeben  sein. 

Vor  der  Uebergabe  dieser  Eisenbahnstrecke  soll  dieselbe  nach  beiden 
Seiten  vollständig  abgegränzt  und  es  sollen  die  besonderen,  zwischen  diesem 
Eiscnbahntracte  und  dem  anliegenden  Grundbesitze  allfnllig  bestehenden 
Rechtsverhältnisse  festgestellt  werden.  Die  Uber  diese  Feststellung  und  über 
sonstige  den  Anrainern  gegenüber  bestehende  Rechte  und  Verbindlichkeiten, 
sowie  über  den  Gränzzug  selbst  Auskunft  gebenden  Schriften  und  Zeichnun- 
gen sollen  in  Auszug  oder  Copie  der  königl.  sächsischen  Regierung  mitgetheilt 
werden. 

Art.  16. 

Eine  von  beiden  hohen  contrahirenden  Regierungen  dazu  beauftragte  und 
bevollmächtigte,  aus  technischen  Beamten  gebildete  Commission  wird  noch 
vor  Eröffnung  des  regelmässigen  Betriebes  zwischen  Dresden  und  Prag  sich 
von  dem  Zustande  der  zu  übergebenden  Bahnstrecke  und  Zubehör,  dann  der 
bezüglichen  Theile  der  Wechselstation,  sowie  davon  die  Ueberzeugung  ver- 
schaffen, ob  etwa  vorhandene  Mängel  und  Gebrechen  noch  Österreichischer 
Seits  zu  beheben  wären.  Sobald  jedoch  erkannt  worden  ist,  dass  die  in  Rede 
stehenden  Bauobjecte  sich  in  vollkommen  brauchbarem  Zustande  befinden, 
mu8s  von  dem  Momente  der  üeberlassung  der  Bahnstrecke  sammt  Zubehör 
und  der  bezüglichen  Theile  der  Wechselstation  angefangen  —  sich  so  benom- 
men werden,  als  ob  die  Herstellung  aus  den  eigenen  Geldmitteln  der  königl. 
sachsischen  Regierung  bestritten  worden  wäre. 

Art  17. 

Die  aus  der  —  mindestens  vier  Wochen  vor  der  Eröffnung  des  regel- 
mässigen Betriebes  zu  bewirkenden  definitiven  Uebernahme  entspringenden 
Verbindlichkeiten  erstrecken  sich  nicht  auf  solche  aus  dem  Bestehen  der 
Bahn  hergeleiteten  Ansprüche  Dritter,  deren  Ursprung  hinter  den  Zeitpunct 
der  Uebernahme  zurückfällt,  oder  welche  in  der  Art  und  Weise  der  Anlage 
und  Ausführung  der  Bahn  begründet  sind. 

Art.  18. 

Die  königl.  sächsische  Regierung  macht  sich  verbindlich,  ohne  Einver- 
ständniss  der  kaiserl.  königl.  österreichischen  Regierung  sich  der  ausschliess- 
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lieh  nur  für  ihren  Gebrauch  von  Seite  Oesterreichs  hergestellten  Gebäude 
und  Bahnhofeinrichtungen  nicht  entschlagen  zu  wollen. 

Art.  19. 

In  Ansehung  der  Mitbenutzung  der  fiir  den  gemeinschaftlichen 
Dienst  bestimmten  Gebäude  und  Gebäudetheile,  Geleise  und  sonstigen  Bahn- 
hofanlagen auf  der  Wechselstation  Bodenbach  sind  die  beiderseitigen  Be- 
triebsverwaltungen gleichberechtiget. 

Die  näheren  Bestimmungen  hierüber  und  etwa  nöthige  Einschränkungen 
hat  die  aufzustellende  Bahnhofordnung  zu  enthalten. 

Art.  20. 

Die  königl.  sächsische  Regierung  verpflichtet  sich,  der  kaiserl.  königl. 
österreichischen  Regierung  das  auf  die  an  die  erstere  zu  überlassende  Bahn- 
strecke sammt  Zubehör  und  auf  die  zur  ausschliesslichen  säch- 
sischen  Benutzung  einzuräumenden  Theile  des  Bodenbacher 
Bahnhofes  aufgewendete  Baucapital  (Art.  11  und  13)  in  Beiner  ganzen 
Höhe  in  Zwei  vom  Hundert  zu  verzinsen. 

Dieselbe  Verzinsung  zu  Zwei  vom  Hundert  hat  die  königl.  sächsische 
Regierung  von  einem  Dritt  heile  derjenigen  Capitalssumme  zu  leisten, 
welche  für  die  Herstellung  der  zur  g  e  m  e  i  n  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  Benutzung  der 
beiden  Bahnverwaltungen  bestimmten  Theile  der  Wechselstation  erforder- 
lich wird. 

RUcksicbtlich  der  Herstellung  der  nur  zum  ausschliesslichen 
Gebrauche  der  kaiserl.  königl.  österreichischen  Bahnverwaltung  bestimmten 
Theile  des  Bahnhofes  zu  Bodenbach  bleibt  die  königl.  sächsische  Regierung 
von  jeder  Bezahlung  ganz  frei. 

In  die  hiernach  einer  Verzinsung  unterliegenden  Capitalssummen  der 
Kosten  für  die  Bahnhofanlage  zu  Bodenbach  sind  die  Auslagen  für  die 
Herstellung  des  Oberbaues,  der  Hochbauten,  des  Inventars,  sonstigen  Bahn- 
hofeinrichtungen, der  Einfriedungen  und  Uberhaupt  jede  Art  von  Auslagen, 
die  wegen  der  Herstellung  des  Bahnhofes  gemacht  wurden,  einzubeziehen, 
in  das  zu  verzinsende  Baucapital  für  die  Wechselstation  sind  jedoch  die  auf 
Grunderwerbung  und  Planirungsarbeiten  verwendeten  Kosten 
nicht  einzurechnen. 

Art.  21. 

Der  nach  den  Bestimmungen  des  vorstehenden  §.  20  zu  verzinsende 
Gesammtauf  wand  ist  der  königl.  sächsischen  Regierung  in  angemessener  Art 
darzulegen. 

Die  Verzinsung  des  auf  die  Bahnstrecke  zwischen  Bodenbach  und  der 
Landesgränze  aufgewendeten  Capitals  hat  vom  Tage  der  Betriebseröffnung, 
diejenige  des  für  die  definitive  Bahnhofsanlage  bestrittenen  Aufwandes  aber 
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vom  Tage  der  erfolgten  Mitübernähme  der  letzteren  Seitens  der  königl.  säch- 
sischen Verwaltung  an  —  einzutreten. 

Die  Verzinsung  bat  von  der  königl.  sächsischen  an  die  kaiserl.  königl. 
Österreichische  Regierung  in  halbjährigen  verfallenen  (decursiven)  Zahlungs- 
terminen, und  zwar  in  klingender  Münze  des  Vierzehnthalerfusses  bis  zu 
yt  ThalermUnzen  herab  und  in  dem  Verhältnisse  von  vierzehn  Thalern  gleich 
zwanzig  Gulden  Conventions-Silbermünze  zu  gescheiten. 

Art.  22. 

Dieser  Verzinsung  überhaupt  darf  sich  die  königl.  sächsische  Regierung 
eben  so  wenig,  als  der  ihr  zum  ausschliesslichen  Gebrauche  überlassenen 
Bahn-  und  Bahnhofobjecte  (Art.  18)  entschlagen.  Die  dermal  vereinbarte 
Höhe  der  Verzinsung  (Art.  20)  aber  wird  vorläufig  auf  drei  Jahre  vom 
Beginnen  des  Betriebes  mit  dem  Vorbehalte  festgesetzt,  dass  nach  Ablauf 
dieser  dreijährigen  Frist  mit  Rücksicht  auf  die  in  der  Zwischenzeit  gemachten 
Erfahrungen  und  auf  die  sich  zeigende  Entwickelung  der  Betriebsver- 
hältnisse —  zwischen  beiden  hohen  Regierungen  ein  neuerliches  Ueberein- 
kommen  hinsichtlich  der  von  der  königl.  sächsischen  an  die  kaiserl.  königl. 
österreichische  Regierung  zu  leistenden  Verzinsung  des  Baucapitals  verab- 
redet werden  kann.  Erfolgt  sechs  Wochen  vor  Ablauf  der  obengedachten 
dreijährigen  Frist  von  einer  oder  der  anderen  Seite  eine  Anregung  zu  diess- 
fallsiger  Verhandlung  nicht,  so  soll  die  jeweilig  vereinbarte  Verzinsung  als 
jedesmal  auf  fernere  drei  Jahre  fortbestehend  angesehen  werden,  jedem  der 
beiden  hohen  Contrahenten  aber  unbenommen  sein,  spätestens  sechs  Wochen 
vor  dem  Ablaufe  der  also  fortgesetzten  Periode  eine  Acnderung  der  Verzin- 
sungshöhe in  Antrag  zu  bringen. 

Art.  23. 

Die  Ausrüstung  sowohl  der  auf  der  Bahnstrecke  von  der  Landesgränze 
bis  Bodenbach  gelegenen,  als  auch  der  auf  dem  Stationsplatze  zu  Bodenbach 
selbst  befindlichen,  für  den  ausschliesslichen  Gebrauch  der  sächsischen 
Verwaltung  bestimmten  Gebäude  mit  den  nöthigen,  nichtniet-,  nagel- 
und  mauerfesten,  somit  zum  Inventar  im  8inne  dieser  Convention  (Art  20) 
nicht  zu  rechnenden  Gegenständen  an  Werkzeugen,  Expeditions-  und  Haus- 
geräthen  aller  Art  hat  die  königl.  sächsische  Regierung  zu  Ubernehmen  und 
zu  bestreiten.  Dagegen  liegt  die  gleiche  Ausrüstung  aller  im  gemeinschaft- 
lichen Gebrauche  befindlichen  Gebäude  und  Räume  des  Bodenbacher  Stations- 
platzes der  kaiserl.  königl.  österreichischen  Regierung  ob.  Der  dazu  erforder 
liehe  Aufwand  wird  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  und  vertragsmässig 
verzinset. 

Art.  24. 

In  Ansehung  von  Ergänzungsbauten  und  späteren  Herstellungen, 
welche  die  Wcchselstation  zu  Bodenbach  betreffen,  und  schon  in  dem  beider- 
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seits  festgestellten  Bahnhofsgrundplane  als  Theile  dieses  Planes  erklärt 
wurden,  oder  welche  nachträglich  als  nothwendige  Erweiterungen  oder 
Vervollständigungen  des  übereinkünftlich  festgestellten  Programmes  und 
Planes  von  beiden  hohen  contrahirenden  Regierungen  übereinstimmend 
sollten  anerkannt  werden,  findet  alles  dasjenige  Anwendung,  was  bezüglich 
der  ursprünglichen  Anlage  und  Ausführung  in  gegenwärtiger  Convention 
bestimmt  worden  ist. 

Andere  Veränderungen  und  Erweiterungen  des  Bodenbacher  Stations- 
platzes oder  neue  Herstellungen  im  Bereiche  desselben  haben  mit  Ein- 
schluss  des  Aufwandes  für  Grund  und  Boden  ausschliesslich  der- 
jenigen Verwaltung  zur  Last  zu  fallen,  welche  deren  Ausführung  beabsichtiget. 

Sollte  sich  die  königl.  sächsische  Verwaltung  in  diesem  Falle  befinden, 
so  wird  Uber  deren  Antrag  die  Ausführung  zwar  ebenfalls  durch  die  Organe 
der  kaiserl.  königl.  österreichischen  Regierung,  jedoch  gegen  vollständige 
Rückerstattung  der  Auslagen  von  Seite  der  königl.  sächsischen  Regierung 
stattfinden. 

Dergleichen  nachträgliche  Herstellungen  sind  aber  auf  der  einen  wie  auf 
der  anderen  Seite  Uberhaupt  nur  in  soweit  zulässig,  als  dadurch  der  freien 
Bewegung  und  den  Interessen  der  anderseitigen  Betriebsverwaltung  kein 
Eintrag  geschieht. 

Art.  25. 

Hinsichtlich  derjenigen  nachträglichen  Herstellungen  an  der  überwie- 
senen Bahnstrecke  von  Bodenbach  bis  zur  Landesgränze,  welche  als  deren 
Ergänzungen  auf  Anordnung  oder  nach  Entscheidung  der  zustän- 
digen kaiserl.  königl.  österreichischen  Behörden  auszuführen 
sein  sollten,;—  hat  die  kaiserl.  königl.  Österreichische  die  königl.  sächsische 
Regierung  zu  vertreten.  Bilden  diese  Herstellungen  einen  Zuwachs  der  Bahn- 
anlage, so  sind  deren  Kosten  ebenfalls  dem  Baucapitale  zuzurechnen  und 
vertragsmässig  zu  verzinsen. 

Art.  26. 

Die  kaiserl.  königl.  österreichische  Regierung  verspricht  spätestens  zu 
derselben  Zeit,  zu  welcher  sich  die  königl.  sächsische  Regierung  in  dem  Falle 
befinden  wird,  auf  der  Strecke  von  dem  sächsischen  Stationsplatze  bei  Krippen 
bis  zur  Landesgränze  bei  Niedergrund  die  Bahn  mit  einem  zweiten  Geleise  zu 
versehen,  letzteres  auf  Antrag  auch  weiter  auf  der  Strecke  von  der  Landes- 
gränze bis  zum  Stationsplatze  bei  Bodenbach  herstellen  zu  lassen. 

Die  Kosten  dieser  Herstellung  sollen  als  Zuwachs  zu  dem  Anlagc- 
capitale  und  dessen  Verzinsung  betrachtet  werden. 

Art.  27. 

Etwaige  Nebennutzungen  der  Bahnstrecke  zwischen  der  Landesgränze 
und  dem.  Stationsplatze  zu  Bodenbach,  sowie  des  letzteren  selbst,  fallen  der 
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königl.  sächsischen  Verwaltung  in  demselben  Verhältnisse  zu,  in  welchem 
diese  bei  der  Verzinsung  des  Anlagecapitales  der  betreffenden  Bahn  oder 
Bahnhoftheile  zur  Mitleidenheit  kommt. 

Art.  28. 

Die  Erhaltung  der  ausschliesslich  nur  zum  Gebrauche  der  königl. 
sächsischen  Bahnverwaltung  bestimmten  Theile  des  Bahn- 
hofes, sowie  der  Bahnstrecke  von  Bodenbach  bis  zur  Land es- 
gränzesammt  Zubehör  hat  nach  dem  bereits  oben  festgesetzten  Grund- 
sätze (Art.  16)  der  königl.  sächsischen  Regierung  allein  obzuliegen. 

Die  Rosten  der  Erhaltung  der  zur  gemeinschaftlichen  Benutzung 
beider  Bahnverwaltungen  gewidmeten  Theile  des  Bahnhofes  sind  von  der 
kaiserl.  königl.  österreichischen  und  der  königl.  sächsischen  Regieruug 
gemeinschaftlich  zu  gleichen  Hälften  zu  tragen. 

Die  Erhaltung  der  ausschliesslich  von  der  österreichischen  Ver- 
waltung benutzten  Bahn h ofsth eile  wird  die  kaiserl.  königl.  öster- 
reichische Regierung  allein  bestreiten. 

Art.  29. 

Die  kaiserl.  königl.  österreichische  Regierung  sichert  der  königl.  sächsi- 
schen Regierung  die  Herstellung  und  beziehungsweise  die  Vergütung  der- 
jenigen Leistungen  zu,  welche  den  Bauunternehmern  durch  die  mit  ihnen 
abgeschlossenen  Verträge  und  während  der  darin  festgesetzten  Haftungszeit 
obliegen;  sie  steht  ferner  für  Schäden  ein,  welche  an  der  der  königl.  säch- 
sischen Regierung  zur  Benutzung  iibcrlassenen  Bahnstrecke  sammt  Zubehör 
und  Wechselstation  durch  Krieg  oder  Aufruhr  verursacht  werden  sollten. 

Die  Wiederherstellung  aller  übrigen,  wie  immer  gearteten  Beschädi- 
gungen, sie  mögen  aus  Handlungen  oder  Unterlassungen,  aus  Willkür,  Zufall 
oder  Naturereignissen  entspringen,  sie  mögen  zu  gewöhnlichen  oder  ausser- 
gewöhnlichen  gezählt  werden,  —  ist  so  zu  behandeln,  als  ob  die  Beschädi 
gung  an  einem  auf  eigene  Kosten  der  königl.  sächsischen  Regierung  erbau- 
ten Werke  eingetreten  wäre  (Art  16)  und  es  soll  diessfalls  die  kaiserl. 
königl.  österreichische  Regierung  nicht  verpflichtet  sein,  der  königl.  säch- 
sischen Regierung  die  Herstellungskosten  ganz  oder  auch  nur  theil weise  zu 
vergüten. 

Art.  30. 

In  Ansehung  aller  baulichen  Herstellungen,  welche  nach  den 
Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Uebcreinkunft  die  königl.  sächsische  Ver- 
waltung im  Bereiche  der  von  ihr  übernommenen  Bahnstrecke  von  der  Landes- 
gränze  bis  zum  Bodenbacher  Bahnhofe  —  selbst  auszuführen  in  die  Lage 
kommen  sollte,  ebenso  wie  in  Ansehung  der  Unterhaltung  der  Bahn- 
anlage werden  der  königl.  sächsischen  Verwaltung  alle  diejenigen  Berech- 
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tigungen  zustehen,  welche  nach  den  österreichischen  Gesetzen  den  Eisen- 
bahn Unternehmern  eingeräumt  sind. 

Die  kaiserl.  königl.  österreichische  Regierung  wird  verfügen,  dass  der 
königl.  sächsischen  Betriebsverwaltung  das  —  dem  von  der  ersteren  ange- 
nommenen Oberbausysteme  entsprechende,  —  Material  an  Bahnschwellen, 
Schienen,  Unterlagsplatten  und  Nägeln  gegen  Erstattung  der  Selbstkosten 
auf  Verlangen  jederzeit  verabfolgt  werde. 

Art.  31. 

Däfern  die  kaiserl.  königl.  Österreichische  Regierung  nicht  in  der  Lage 
sein  sollte,  mit  den  Stationsanlagen  und  Gebäuden  zu  Bodenbach 
bis  zur  Eröffnung  des  Betriebes  zur  definitiven  Ausführung  zu  gelangen, 
hätte  die  königl.  sächsische  Regierung  zu  den  daselbst  etwa  zu  treffenden 
interimistischen  Einrichtungen  nicht  beitragspflichtig  zu  sein. 

m.  Abschnitt 

Eisenbahnbetrieb. 
Art.  32. 

Auf  der  Station  Bodenbach  hat  der  Wechsel  der  beiderseitigen  Betriebs- 
mittel, soviel  die  Locomotiven,  Tender,  Personen-  und  Gepäckwagen  betrifft, 
der  Regel  nach  zu  geschehen.  Es  soll  jedoch  eine  jede  der  beiderseitigen 
Betriebsverwaltungen  verpflichtet  sein,  der  anderen  in  ausserordentlichen 
Fällen  mit  ihren  Betriebsmitteln  Aushilfe  zur  Deckung  eines  augenblicklichen 
dringenden  Bedarfes  zu  leisten,  soweit  nicht  die  Construction  des  Bahnober- 
baues oder  der  Transportmittel  selbst  die  Verwendung  der  letzteren  auf  der 
fremden  Bahnstrecke  ausschliesst. 

Dagegen  werden  die  Lastwagen  der  einen  Verwaltung  auf  die  Bahn- 
strecke der  anderen  Verwaltung  jederzeit,  sofern  nicht  die  auf  denselben 
transportirten  Gegenstände  aus  anderen  Gründen  eine  Umladung  in  Boden- 
bach zu  erfahren  haben,  ohne  Weiteres  Ubergehen. 

Die  bezüglich  der  gegenseitigen  Betriebsmittelbenutzung  einzuhaltenden 
Grundsätze  und  der  Massstab  für  die  desshalb  zu  leistenden  Vergütungen 
sollen  durch  besonderes  Regulativ  festgesetzt  werden. 

Art.  33. 

Auf  der  Wechselstation  Bodenbach  ist  eine  hinreichende,  nach  Mass- 
gabe des  Bedürfnisses  von  Zeit  zu  Zeit  Ubereinkünftlich  zu  bestimmende  An- 
zahl Transportmittel  von  jeder  der  beiderseitigen  Betriebsverwaltungen  in 
Bereitschaft  zu  halten. 

Nicht  minder  soll  während  derjenigen  Zeit,  in  welcher  regelmässige 
Züge  auf  den  beiderseitigen  Betriebsstrecken  im  Gange  sind,  von  jeder  Ver- 
waltung eine  Locomotive  in  Bodenbach  aufgestellt  und  augeheizt  sein. 
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Art.  34. 

Die  Zahl  der  zwischen  Prag  und  Dresden  in  Gang  zu  setzenden  durch- 
gehenden Personen-  und  Lastzüge  hat  sich  nach  dem  Bedürfnisse  und  nach 
der  Gestaltung  des  Verkehres  zu  richten.  Es  sollen  aber  zunächst  mindestens 
zwei  Personenzüge  und  ein  regelmässiger  Lastzug  alltäglich  die  ganze 
Strecke  zwischen  Prag  und  Dresden  in  jeder  der  beiden  Richtungen  befahren. 

Art.  35. 

Die  in  beiderseitiger  Uebcreinstimmung  zu  bewirkende  Feststellung  der 
jeweiligen  Fahrordnung  für  die  durchlaufenden  Personen-  und  Lastzüge  hat 
unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung  der  von  den  beiderländischen  Postver- 
waltungen vorzuschlagenden  Postcurse  so  zu  geschehen,  dass  damit  die 
nöthigen  von  Prag  und  Dresden  aus  erfolgenden  Anschlüsse  an  die  von  da 
weiter  nach  den  nördlichen  und  südlichen  Verkehrslinien  laufenden  Eisen- 
bahnzüge erzielt  werden. 

Sofern  dadurch  die  Erreichung  dieses  Zweckes  durchaus  bedingt  er- 
scheint, werden  sich  die  beiderseitigen  Staatsregicrungen  der  Einrichtung 
mindestens  eines  Nachtzuges  in  jeder  Richtung  nicht  entziehen. 

Zur  Aufgabe  der  beiderseitigen  Betriebsverwaltungen  soll  es  gemacht 
werden,  durch  zweckentsprechende  Vereinbarungen  mit  den  benachbarten 
Eisenbahnverwaltungen  auf  ein  möglichst  vollkommenes  Ineinandergreifen 
sämmtlicher  Fahrordnnngen,  welche  dem  Bereiche  der  über  Prag  und  Dresden 
laufenden  Hauptverkehrslinie  angehören,  hinzuwirken. 

Art.  36. 

Die  Fahrordnung  für  alle  die  Wechselstation  Bodenbach  überschreitende 
Züge  soll  dergestalt  festgesetzt  werden,  dass  dieselbe  in  der  Regel  jedesmal 
mindestens  für  eine  sechsmonatliche,  von  den  Monaten  April  und  October 
anhebende  Periode  zu  gelten  hat.  Erfolgt  bis  zum  Ablaufe  einer  solchen 
Periode  eine  Abänderung  nicht,  so  wird  angenommen,  dass  die  Fahrordnung 
ohne  Weiteres  in  Geltung  bleibt. 

Art.  37. 

Auf  blosse  Localzüge,  d.  i.  solche  Züge,  welche  sich  nur  entweder  zwi- 
schen Prag  und  Bodenbach  einerseits,  oder  zwischen  Dresden  und  Bodenbach 
andererseits  bewegen,  leiden  die  Bestimmungen  der  vorhergehenden  Artikel 
keine  Anwendung.  Die  Anordnung  solcher  Züge  und  die  Aufstellung  derdiess 
fälligen  Fahrordnungen  steht  vielmehr  jeder  der  beiderseitigen  Regierungen 
für  sich  allein  zu.  Es  dürfen  jedoch  derartige  Localzüge  den  regelmässigen 
Gang  der  durchlaufenden  Hauptzüge  in  keinem  Falle  beeinträchtigen.  Auch 
sollen  die  dafür  aufgestellten  Fahrordnungen  gegenseitig  mitgetheilt  und  auf 
Antrag  zugleich  mit  der  Hauptfahrordnung  veröffentlicht  werden. 
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Art.  38. 

Für  das  höchste  Mass  der  Fahrschnelligkeit  gelten  die  in  den  beider- 
seitigen Territorien  gegebenen  Polizeivorschriften.  Dieselbe  darf  jedoch  nicht 
anter  dasjenige  Mass  herabsinken,  welches  zur  genauen  Einhaltung  der  Fahr- 
ordnung erforderlich  ist. 

Art.  39. 

Bei  Personenzügen,  durch  welche  Anschlüsse  an  weitere  Eisenbahnstrecken 
stattfinden,  hat  die  Aufnahme  und  das  Absetzen  von  Reisenden  an  Nebensta- 
tionen oder  Zwischenhaltestellen  in  soweit  einer  Beschränkung  zu  unterliegen, 
als  es  die  für  jene  Anschlüsse  erforderliche  Abkürzung  der  Fahrzeit  erheischt. 

Art  40. 

Die  Beförderung  der  Eilgüter  ist  von  keinem  regelmässigen  Personen- 
zuge ausgeschlossen. 

Dagegen  soll  die  Beförderung  anderen  Transportgutes  mit  Personenzügen 
nur  in  soweit  stattfinden,  als  dadurch  der  durch  die  Fahrordnung  festgesetzten 
Fahrzeit  kein  Abbruch  geschieht. 

Hinsichtlich  der  Beförderung  von  Personen  mit  den  Güterzügen  tritt  eine 
Beschränkung  nicht  ein. 

Es  ist  jedoch  die  anderseitige  Verwaltung  nicht  verbunden,  die  mit  Per- 
sonenzügen beförderten  gewöhnlichen  Frachtgüter,  oder  die  mit  Güterzügen 
beförderten  Personen  von  der  Wechselstation  Bodenbach  ab  mit  demselben 
Zuge  weiter  zu  befördern. 

Art.  41. 

Der  Aufenthalt  der  Personenzüge  auf  den  Stationen  ist,  so  weit  nicht 
die  Fahrordnung  dafür  bestimmte  Zeiten  vorschreibt,  auf  die  für  die  Abfer- 
tigung der  Reisenden  und  Eilgüter  unbedingt  nöthige  Zeit  zu  beschränken. 

Für  die  Station  Bodenbach  jedoch  soll  behufs  des  Wechsels  der  Trans- 
portmittel und  in  Absicht  auf  die  erforderlichen  Manipulationen  der  Polizei-, 
Post-  und  Zollbehörden,  der  Aufenthalt  soweit  nöthig,  jedoch  keineswegs  Uber 
eine  Stunde,  verlängert  werden. 

Art.  42. 

Die  Kreuzung  der  in  entgegengesetzter  Richtung  sich  bewegenden  Züge 
ist  an  eine  bestimmte  Station  nicht  gebunden.  Es  hat  aber,  so  lange  nicht  die 
betreffenden  Bahnstrecken  mit  Doppelgeleis  versehen  sind,  die  Kreuzung  bo 
zu  geschehen,  dass  der  eine  der  sich  begegnenden  Züge  als  der  bevorzugte  und 
desshalb  zunächst  durchgehende  zu  bezeichnen  ist.  Die  Vereinbarung  hier- 
über soll  bei  jeweiliger  Feststellung  der  Fahrordnung  getroffen  werden. 

Art.  43. 

Das  Zuwarten  durchgehender  Personenzüge  in  Bodenbach  soll  nicht  auf 
mehr  als  eine  halbe  Stunde  über  diejenige  Zeit,  welche  für  den  Abgang  des 


Digitized  by  Google 


396 


SUaUvertrüge 


in  Bodenbach  anschliessenden  Zuges  der  anderen  Verwaltung  festgesetzt  ist, 
ausgedehnt  werden.  Der  nach  dieser  Zeit  eintreffende  verspätete  Zug  wird 
als  Extrazug  weiter  befördert,  sofern  nicht  innerhalb  einer  Stunde,  vom  Ein- 
treffen des  verspäteten  Zuges  an  gerechnet,  ein  regelmässiger  Zug  in  derselben 
Richtung  abgeht. 

Der  im  gedachten  Falle  beförderte  Extrazug  ist  von  derjenigen  Ver- 
waltung, auf  deren  Strecke  die  Verzögerung  stattfand,  der  anderen  nach  den 
wirklichen  Auslagen  für  Brenn-,  Schmier- und  Beleuchtungsmaterial e  des  Zuges 
und  allfällige  Meilengelder  zu  vergüten. 

Art.  44. 

Separat-  oder  Extrazüge  können  zu  jeder  Zeit  stattfinden  und  haben  auf 
Weiterbeförderung  dann  Anspruch,  wenn  dieselben  entweder  durch  einen 
vorhergehenden  Zug  oder  durch  Telegraphirung  mindestens  drei  Stunden  bei 
Tage,  sechs  Stunden  bei  Nacht  vor  dem  Eintreffen  der  Wechselstation  Boden- 
bach angemeldet  worden  sind.  Diese  Anmeldung  vorausgesetzt,  hat  die  ander- 
weitige Verwaltung  einen  angekommenen  Separatzug  unverweilt  weiter  zu 
befördern,  es  wäre  denn,  dass  der  Zug  eine  grössere  Anzahl  Transportmittel, 
als  vertragsmässig  auf  der  Station  Bodenbach  in  Reserve  zu  halten  ist,  in 
Anspruch  nehme,  in  welchem  Falle  die  für  deren  Herbeischaffung  nöthige 
Zeit  gewährt  werden  muss. 

Art.  45. 

Zwischen  den  wichtigeren  Stationen  der  kaiserl.  königl.  österreichischen 
nördlichen  Staatseisenbahn  und  der  anschliessenden  königl.  sächsischen  Staats- 
eisenbahn soll  ein  directer  Billetverkauf  für  den  Personenverkehr  eingeführt 
werden. 

Die  Bestimmung  dieser  mittelst  der  Tarife  und  sonst  bekannt  zu  machen- 
den Stationen  wird  auf  Grund  jeweiliger  besonderer  Uebereinkunft  erfolgen. 

Art.  46. 

Zwischen  sämmtlichen  Stationen  der  kaiserl.  königl.  österreichischen 
nördlichen  Staatseisenbahn  und  der  unmittelbar  anschliessenden  königl.  säch- 
sischen Staatseisenbahn  findet  ein  directer  Güterverkehr  statt. 

Dagegen  bleibt  die  Bestimmung  derjenigen  Eisenbahnlinien,  nach  welchen 
weiterhin  ebenfalls  eine  gegenseitige  directe  Güterbeförderung  eingerichtet 
werden  soll,  vorbehalten  und  es  sollen  die  diessfälligen  Stationen  bekannt 
gemacht  werden. 

Art.  47. 

Für  den  gemeinschaftlichen  Verkehr  auf  den  verbundenen  beiderseitigen 
Staatseisenbahnen  soll  der  Zollcent ner  von  100  Pfund  zu  500  Grammen  die 
Gewichtseinheit  bilden. 
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Auch  werden  die  beiderländigen  Staatsregierungen  alle  diejenigen  Be- 
stimmungen treffen,  welche  erforderlich  sind,  um  die  in  Ansehung  des  Masses 
und  MUnzfusses  obwaltenden  oder  sonst  aus  der  beiderseitigen  Territorial- 
verfassung entspringenden  Verschiedenheiten  fUr  den  gedachten  Verkehr  aus- 
zugleichen. 

Insbesondere  soll  die  Ueberrecfanung  aus  dem  in  den  kaiserl.  königl. 
Österreichischen  Staaten  bestehenden  20  Guldenmünzfusse  in  den  für  das 
Königreich  Sachsen  giltigen  14  Thalermünzfuss  und  umgekehrt  dergestalt 
erfolgen,  dass  hierbei  Ein  österreichischer  Gulden  zu  sechszig  Kreuzern 
Conventions-Münze  gleich  Ein  und  Zwanzig  sächsischen  Neugroschen  gerech- 
net wird. 

Art.  48. 

Alle  Tarifirungen  für  die  Personen-,  Gepäck-,  Equipagen-,  Pferde-,  Vieh- 
und  Güterbeförderung  werden,  soweit  es  sich  nicht  um  einen  blossen  Local- 
verkehr  handelt,  unter  gegenseitiger  Vernehmung  erfolgen. 

Obwohl  eine  völlige  Gleichstellung  der  beiderseitigen  Tarifsätze  von 
keinem  Theile  verlangt  werden  kann,  so  soll  doch  auf  eine  möglichste  gegen- 
seitige Annäherung  Bedacht  genommen  werden. 

Alle  Tarife  für  den  durchgehenden  Verkehr  der  kaiserl.  königl.  öster- 
reichischen nördlichen  Staatseisenbahn  einerseits  und  der  anschliessenden 
königl.  sächsischen  Staatseisenbahn  andererseits  sind  in  den  Währungen 
sowohl  des  kaiserl.  königl.  österreichischen,  als  des  zoll vereinsländischen  MUnz- 
fusses aufzustellen  und  beiderseits  zu  veröffentlichen. 

Bei  Reducirung  der  Transportsätze  der  einen  Verwaltung  auf  die  der 
anderen  hat  eine  Abrundung  dergestalt  zu  erfolgen,  dass  kaiserl.  königl. 
österreichischer  Seite  statt  jedes  Bruchtheilkreuzers  ein  voller  Kreuzer, 
königl.  sächsischer  Seite  aber  statt  jedes  Bruchtheiles  Neugroschens  unter 
i/a  —  ein  halber  Neugroschen,  von  «/3  und  mehr  ein  ganzer  Neugroschen  be- 
rechnet wird. 

Die  durch  diese  Abrundung  gewonnenen  Tarifsätze  sind  auch  bei  den 
gegenseitigen  Betriebsabrechnungen  beizubehalten. 

Art.  49. 

Die  von  der  einen  Verwaltung  an  die  andere  zu  leistenden  Zahlungen 
sollen  in  klingender  MUnze  der  beiderseitigen  Währungen,  jedoch  im  20 
Guldenfusse  mit  nicht  kleineren  MUnzen  als  20  Kr.-Stücken,  im  14  Thaler- 
fusse  mit  nicht  kleinerer  MUnze  als  */,  ThalerstUcken  erfolgen. 

Art.  60. 

Ueber  die  Zeitfristen  für  die  erforderlichen  Betriebsabrechnungen  ge- 
nauere Bestimmung  zn  treffen,  soll  einer  späteren  Vereinbarung  zwischen 
den  beiderseitigen  Betriebsverwaltungen  vorbehalten  bleiben,  jedoch  dUrfen 
keineswegs  längere,  als  vierteljährige  Fristen  angenommen  werden. 
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Art.  51. 

Für  den  im  Bereiche  des  Bodenbacher  Stationsplatzes  vorkommenden 
gemeinschaftlichen  niederen  Dienst  der  beiderseitigen  Betriebsverwaltungen 
wird  das  nöthige  Personale  Seitens  der  kaiserl.  künigl.  österreichischen  Ver- 
waltung angestellt  werden,  und  es  soll  der  königl.  sächsischen  Verwaltung 
Uberlassen  bleiben,  sich,  dafern  sie  nicht  vorzieht,  fttr  ihre  Abtheilung  des 
Dienstes  eigene  Angestellte  zu  verwenden,  diesen  Dienst  den  österreichischen 
Dienern  gegen  Rückerstattung  der  Hälfte  des  diesem  Personale  ausgesetzten 
baren  Dienstgenusses  mit  zu  übertragen. 

Ebenso  soll  der  künigl.  sächsischen  Verwaltung  frei  stehen,  diejenigen 
beim  anderen  Bahnhofdienst  vorkommenden  Verrichtungen,  für  welche  es 
dauernder  Anstellung  bestimmter  Diener  nicht  bedarf,  einzeln  oder  insgesammt 
durch  das  für  die  betreffenden  Functionen  verwendete  Österreichische  Perso- 
nale gegen  entsprechende  Vergütung  mit  besorgen  zu  lassen.  Ueber  die  näheren 
Bestimmungen  für  einen  solchen  gemeinschaftlichen  Dienst  ist  zwischen  den 
beiderseitigen  Betriebsverwaltungen  Vereinbarung  zu  treffen. 

Art.  52. 

Die  Einrichtung  des  ausschliesslich  für  den  Betriebsdienst  bestimmten 
Signalwesens  ist  zwar  einer  jeden  der  beiden  Staatsverwaltungen  unabhängig 
von  der  anderen  Uberlassen.  Jedoch  soll  bezüglich  der  auf  dem  gemeinschaft- 
lichen Stationsplatze  zu  Bodenbach  nöthigen  Signale  eine  solche  Einrichtung 
getroffen  werden,  vermöge  deren  möglichen  Irrthüraern  vorgebeugt  wird.  Die 
Verwendung  eines  Locomotiv-  oder  Zugführers  der  einen  Verwaltung  auf  der 
Bahnstrecke  der  anderen  soll  auch  in  den,  Artikel  32  bezeichneten  Fällen, 
nur  unter  der  Bedingung  erfolgen  dürfen,  dass  demselben  ein  der  Signal- 
instruetionen  und  Bahnverhältnisse  völlig  kundiger  Officiant  der  anderen  Ver- 
waltung zur  Begleitung  beigegeben  werde. 

Art.  53. 

Den  beiderseitigen  Betriebsbearoten  der  Station  Bodenbach  soll  das 
Befugniss  zustehen,  sich  ohne  Entgelt  der  anderseitigen  Betriebstelegraphen- 
Anstalt  zum  Behufe  solcher  Correspondenzen  zu  bedienen,  welche  von  ihnen 
im  Bereiche  des  Eisenbahnbetriebsdienstes  in  der  Richtung  der  anderseitigen 
Linie  etwa  zu  führen  sein  möchten. 

Art.  54. 

Ein  Anspruch  auf  unentgeltliche  Beförderung  im  Betriebsbereiche  der 
einen  Eisenbahnverwaltung  steht  den  Angestellten  der  anderen  Eisenbahn- 
verwaltung nur  dann  zu,  wenn  dieselben  entweder  mit  einer  Freikarte  des 
deutschen  Eisenbahnvercines  versehen  sind,  oder  wenn  die  Fahrt  in  directer 
dienstlicher  Beziehung  zur  anderseitigen  Verwaltung  steht,  und  dass  dieses 
der  Fall,  bescheiniget  ist. 
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Im  Bereiche  der  sächsischen  Betriebsstrecke  zwischen  Krippen  und 
Bodenbach  besteht  für  die  —  Uber  ihre  im  Eisenbahndienste  erfolgte  Sendung 
sich  ausweisenden  Zoll-  und  Polizeibeamten  der  kaiserl.  königl.  österreichi- 
schen Regierung  eben  so,  wie  für  die  gleichen  Beamten  der  sächsischen  Re- 
gierung der  Anspruch  auf  freie  Beförderung  mit  den  gewöhnlichen  Bahn- 
ztigen. 

IV.  Abschnitt 

Poliseiliohe  Pass-  und  Fremdenbehandlung. 
Art.  55. 

Die  kaiserl.  königl.  österreichische  Regierung  wird  gestatten,  dass  die 
königl.  sächsischer  Seite  einzurichtende  polizeiliche  Controle  des  Fremdenver- 
kehres, welche  sich  jedoch  lediglich  auf  diejenigen  Eisenbahnreisenden,  die 
aus  den  kaiserl.  königl.  Staaten  nach  Sachsen  einpassiren,  nicht  aber  auch  auf 
die  nach  Böhmen  Auspassirenden  erstrecken  wird,  zugleich  auf  dem  Bahnhofe 
in  Bodenbach  durch  sächsische  Polizeibeamte  ausgeübt  werde. 

Art.  56. 

Die  fragliche  Controle  soll  in  dem  Masse  ausgeübt  werden,  dass  ein 
sächsischer  an  dem  Bodenbacher  Bahnhofe  zu  stationirender  Polizeibeamter 
den  dasigen  Fremdenverkehr  im  Allgemeinen  überwacht,  bei  der  speciellen 
Passrevision  und  beziehungsweise  Pass  ab  st  ämplung,  welche  durch  österreichi- 
sche Polizeibeamte  vorgenommen  werden  wird,  rücksichtlich  derjenigen 
Eisenbahnreisenden ,  die  aus  Böhmen  nach  Sachsen  einpassiren  wollen ,  zu- 
gegen ist  und  genaue  Einsicht  von  den  vorgezeigten  Reiselegitimationen  nimmt, 
zu  welchem  Behufe  die  kaiserl.  königl.  österreichische  Regierung  ihre  Polizei- 
beamten anweisen  wird,  dass  sie  den  königl.  sächsischen  Polizeibeamten  die 
fortwährende  Gegenwart  bei  der  fraglichen  Passrevision  und  die  specielle  Ein- 
sicht in  die  vorgezeigton  Reiselegitimationen  gestatten. 

Art.  57. 

Dem  aufzustellenden  königl.  sächsischen  Polizeibeamten  wird  von  der 
kaiserl.  königl.  österreichischen  Regierung  ein  Expeditionsiocale  auf  dem 
BodenbacherBahnhofe  angewiesen,  ferner  in  dessen  unmittelbarer  Nähe 
eine  geeignete  Wohnung  verschafft  und  endlich  ein  entsprechendes  Locale 
aufdem  Bahnhofe  zur  Detention  etwa  zu  verhaftender  Personen  einge- 
räumt werden.  —  Das  polizeiliche  Expeditionsiocale  soll  ein  geräumiges, 
heizbares  Zimmer  und  für  die  beiderseitigen  Beamten  gemeinschaftlich, 
jedoch  dergestalt  eingerichtet  sein,  dass  sowohl  der  österreichische  als  der 
sächsische  Polizeibeamte  jeder  ein  besonderes  verschliessbares  Cabinet  darin 
hat. 
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Art.  58. 

Sächsischer  Seits  wird  vor  der  Hand  eine  besondere  Polizeimannschafit 
ausser  dem  gedachten  Beamten  auf  dem  Bodenbacher  Bahnhofe  nicht  weiter 
stationirt;  vielmehr  übernimmt  die  Österreichische  Wachmannschaft  auch  die 
Detention  und  Bewachung  derjenigen  Personen,  deren  etwaige  Verhaftung 
von  dem  königl.  sächsischen  Polizeibeamten  nöthig  erachtet  wird. 

Dergleichen  Inhaftaten  sind  jedoch  von  dem  letzteren  in  der  Regel 
mit  demjenigen  nächsten  Bahnzuge  nach  Dresden  zu  transportiren,  mit 
welchem  ein  besonderer  sächsischer  Polizeiofficiant,  deren  täglich  einer  von 
Dresden  nach  Bodenbach  und  zurückreisen  wird,  in  den  ersteren  Ort  zurück- 
kehrt. Bei  der  Vollziehung  der  erwähnten  Arreturen  wird  übrigens  das 
österreichische  Polizeipcrsonale  nöthigenfalls  die  erforderliche  Assistenz  leisten. 

Art.  59. 

Die  Wirksamkeit  und  der  Geschäftskreis  der  beiderseitigen  Polizei- 
beamten  wird  von  jeder  der  beiden  hohen  contrahirenden  Regierungen  für 
ihr  Personale  durch  besondere  Instructionen  genau  festgestellt  werden. 

Art.  60. 

Die  Passagiere  dürfen  den  Bahnhof  nur  durch  die  ihnen  angewiesenen 
Ausgänge  verlassen.  Die  bezügliche  Bestimmung  hat  im  Einvernehmen  der 
Beamten  der  einschlägigen  Diensteszweige  zu  geschehen. 

Art.  61. 

Die  beiderseitigen  Conducteure  sind  verpflichtet,  so  viel  an  ihnen  ist, 
darüber  ebenfalls  Aufsicht  zu  führen,  dass  die  auf  dem  Bahnhofe  ankommen- 
den Reisenden  nicht  eher  aus  den  Wagen  steigen,  bevor  sie  nicht  ihre 
Reiselegitimationen  an  die  österreichischen  Polizeibeamten  abgegeben  haben. 

Art.  62. 

Für  den  Fall,  dass  in  Niedergrund  ein  Anhaltepunct  errichtet  werden 
sollte  (Artikel  95),  bleibt  den  beiderseitigen  Regierungen  die  Einrichtung 
einer  polizeilichen  Aufsicht  über  den  dasigen  Reiseverkehr,  und  dem  königl. 
sächsischen  Gouvernement  insbesondere  die  Stationirung  eines  Polizeioffici- 
anten  nach  Niedergrund  vorbehalten. 

In  Betreff  der  Uebernahme  und  Weiterbeförderung  der  Schüblinge  auf  der  Prag-Dresdener 
Eisenbahn  wurde  am  16.  August  1853  ein  besonderer  Staatsvvrtrag  ^geschlossen.  Vgl.  Art.  18 
der  Convention  vom  1.  Min  1860  (I,  3). 

V.  Abschnitt. 
Postverbindung. 
Art.  63. 

Mit  dem  Tage  der  Eröffnung  der  sich  in  Bodenbach  berührenden 
österreichischen  und  sächsischen  Eisenbahnstrecken  werden  die  Fahrten  auf 
denselben  zum  Austausche  von  Postsendungen  aller  Art  benutzt. 
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Art.  64. 

Die  Beförderung  wird  auf  jeder  Seite  mittelst  fahrender  Postämter 
(Bnreanx  ambnlants),  und  zwar  bei  jedem  regelmässigen,  zur  Personenbeför- 
derung bestimmten  Eisenbahnzage  geschehen. 

Art.  65. 

Beiderseits  gehen  die  fahrenden  Postämter  bis  und  von  Bodenbach, 
woselbst  ein  Wechsel  der  Wagen  nnd  des  in  denselben  dienstthnenden 
Personales  stattfindet. 

In  Fällen  eintretender  Nothwendigkeit  nnd  Znlässigkeit  werden  die 
Postwaggons  auch  Uber  Bodenbach  hinaus  bis  Prag  oder  Dresden,  jedoch 
mit  gewechseltem  Personale,  durchgehen. 

Von  der  Postanstalt,  welche  den  fremden  Wagen  benutzt,  werden  dafür 
die  Vergütungen  nach  denselben  Grundsätzen  zu  leisten  sein ,  welche 
bezüglich  der  Benützung  fremder  Eisenbahnwagen  überhaupt  festgesetzt 
werden.  (Art.  32.) 

Art.  66. 

Im  Bahnhofe  zu  Bodenbach  wird  neben  einem  kaiserl.  königl.  öster- 
reichischen förmlichen  Postamte  auch  ein  königl.  sächsisches  Postamt  auf- 
gestellt werden,  welches  letztere  den  Platz  eines  sächsischen  Speditionspost- 
amtes einnehmen,  jedoch  weder  eine  Aufgabe,  noch  eine  Abgabe  von  Sen- 
dungen besorgen  wird. 

Art.  67. 

Die  nach  Bodenbach  gelangten  Sendungen  sind  mit  dem  nächsten  im 
Anschlüsse  stehenden  Bahnznge  weiter  zu  befördern.  Ein  Zurücklassen  bis 
zu  einem  späteren  Zuge  darf  nur  als  eine  Ausnahme  eintreten,  welche  durch 
eine  unvermeidliche  Nothwendigkeit  gerechtfertiget  sein  muss. 

VI.  Abschnitt 
Telegraphenanschluss. 

Art.  68. 

Im  Bahnhofe  zu  Bodenbach  wird  sowohl  eine  österreichische  als  säch- 
sische Telegraphenstation  errichtet  und  jede  derselben  von  den  eigenen 
Regierungen  mit  einer,  auch  dem  gegenseitigen  Bedürfnisse  des  Telegra- 
phenbetriebes entsprechenden  Anzahl  von  Telcgraphenorganen  besetzt. 
Für  beide  Stationen  werden  in  diesem  Bahnhofe  die  erforderlichen  Dienstes- 
localitätcn  erbaut  und  diesem  Zwecke  gewidmet  werden. 

Art.  69. 

In  Hinsicht  auf  den  durch  den  diessfallsigen  Telegraphenanschluss  zu 
fördernden  internationalen  Verkehr  zwischen  den  beiden  hohen  Contrahenten 


Digitized  by  Google 


402 


SUaUrerträge 


leiden  die  Bestimmungen  des  unter  den  hohen  Regierungen  von  Oesterreich, 
Preussen,  Baiern  und  Sachsen  wegen  Bildung  eines  deutsch-österreichischen 
Telegraphenvereines  abgeschlossenen  Vertrages  de  dato  Dresden  den  25. 
Juli  1850,  allenthalben  Anwendung. 

Art.  70. 

Die  für  den  Eisenbahnbau  und  Betrieb  der  Wechselstation  Bodenbach 
und  der  Bahnstrecke  von  da  bis  zur  Landesgränzc  vereinbarten  Bestimmun- 
gen hinsichtlich  der  ersten  Herstellung,  Benutzung,  Erhaltung,  Ueberlassung 
des  Erhaltungs-  und  Reservcmaterials  und  der  Vergütung  haben  auch  für  die 
Telegraphenstrecke  von  Bodenbach  bis  zur  Landesgränze  zu  gelten.  —  Beide 
hohe  Regierungen  behalten  sich  vor,  allenfalls  auch  in  einem  abgesonderten 
Uebereinkommen  andere  Bestimmungen  hierüber  festzusetzen. 

Art.  71. 

In  sofern  es  möglich  sein  wird,  noch  vor  Vollendung  des  Bahnhofes  in 
Bodenbach  und  vor  Eröffnung  des  Eisenbahnbetriebes  auf  der  ganzen  Strecke 
von  Prag  bis  Dresden  den  Anschluss  der  beiderseitigen  Telegraphenlinien 
zu  bewerkstelligen,  werden  beide  hohe  contrahirende  Regierungen  sich  ange- 
legen sein  lassen,  jede  auf  ihre  Kosten,  zu  diesem  Behufe  interimistische 
Vorkehrungen  im  gegenseitigen  Einverständnisse  zu  treffen. 

VH.  Abschnitt. 

Zollwesen. 

Art.  72. 

Die  Zollamtshandlungen  für  die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  an  der 
österreichisch-sächsischen  Zoll-Linie  werden  rücksichtlich  des  Eisenbahnver- 
kehres von  Seite  beider  Regierungen  in  den  zu  Bodenbach  zu  errichtenden 
beiderländigen  Zollämtern  stattfinden. 

Art  73. 

Zur  Erleichterung  des  Verkehres  werden  diese  Zollämter  mit  dem 
Befugnisse  von  Hauptzollämtern  versehen.  Rücksichtlich  der  ausser  Handel 
gesetzten  Waaren  erhält  das  Amt  in  Bodenbach  von  Seite  der  österreichischen 
Regierung  Uberdiess  auch  den  Wirkungskreis  einer  GefUllsbezirksbehörde. 

Art.  74. 

Die  kaiserl.  königl.  österreichische  Regierung  behält  sich  vor,  Uber  die 
Ermächtigung  dieser  Aemter  zur  Elbeverzollung  und  vollständigen 
Zollabfertigung  für  den  Schifffahrtsverkehr,  dann  wegen  Herstellung  einer 
angemessenen  Verbindung  zwischen  diesem  und  dem  Verkehre  auf  der 
Eisenbahn  mit  der  königl.  sächsischen  Regierung  in  eine  abgesonderte  Ver- 
handlung zu  treten. 
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Art.  75. 

Das  in  Bodenbach  aufzustellende  sächsische  Zollamt  wird  in  der  für 
derlei  Aemter  üblichen  Weise  mit  dem  königl.  sächsischen  Wappenschilde 
und  der  entsprechenden  Aufschrift  versehen  werden. 

Art.  76. 

Dieses  Amt  wird  in  seiner  Dienstesausttbung  nach  der  sächsischen  und 
beziehungsweise  Zollvereinsgesetzgebung  vorgehen.  Dasselbe  ist  berechtiget, 
in  den  gesetzlichen  Fällen  wegen  der  bei  den  Amtshandlungen  der  Ein-, 
Aus-  und  Durchfuhr  entdeckten  Uobertretungen,  die  Verhaftung  der  dabei 
ergriffenen  Uebertreter  und  die  Beschlagnahme  der  vorhandenen  Waaren, 
sowie  Vernehmungen,  welche  sich  aus  Anlass  des  Zollverfahrens  ergeben 
—  zu  vollziehen.  —  Die  verhafteten  Personen  sind,  in  so  lange  das  Amt  in 
Bodenbach  nicht  mit  dem  Untersuchungsbefugnisse  bekleidet  ist,  an  das  in 
Sachsen  gelegene  Hauptsteueramt  in  Pirna  abzuliefern.  Ueber  Belangen 
dieses  Amtes  wird  das  österreichische  Zollamt  in  Bodenbach  Vernehmungen 
in  jenen  Strafverhandlungen  pflegen  oder  veranlassen,  welche  die  bei  dem 
sächsischen  Amte  in  Bodenbach  ergriffenen  Straffälle  betreffen.  Das  gegen- 
seitige gleiche  Verfahren  wird  von  Seite  dieses  Hauptamtes  in  Betreff  der 
von  dem  österreichischen  Ausweis-  und  Stellungsamte  in  Krippen  ergriffenen 
Gefällstibertretungen  beobachtet  werden.  Die  österreichische  Regierung 
sichert  dem  sächsischen  Zollamte  in  Bodenbach  ^dieselbe  Hilfe  zu,  welche  sie 
ihren  eigenen  Zollämtern  gewährt. 

Art.  77. 

Die  königU  sächsischen  Zollangcstellten  werden  den  Dienst  in  Beien- 
bach, sowie  es  in  Sachsen  geschieht,  in  der  Amtskleidung  und  mit  der  vor- 
geschriebenen Bewaffnung  verrichten. 

Art.  78. 

Dem  nach  dem  weiteren  Inhalte  der  gegenwärtigen  Convention  in 
Sächsisch-Krippen  aufzustellenden  Österreichischen  Ausweis-  und  Stellungs 
amte  werden  von  der  sächsischen  Regierung  wechselseitig  die  gleichen 
Befugnisse  und  Hilfen  zugesichert,  welche  von  der  Regierung  Oesterreichs 
den  sächsischen  Beamten  zu  Bodenbach  eingeräumt  sind.  Das  gleiche  Ver- 
hältniss  tritt  in  Betreff  derjenigen  Zollbeamten  ein,  deren  eventuelle  Auf- 
stellung die  beiden  Regierungen  sich  aus  Anlass  der  Halteplätze  in  Schöna 
und  Niedergruud,  auf  dem  jenseitigen  Gebiete  vorbehalten. 

Art.  79. 

Ueber  die  auf  fremdem  Gebiete  aufgestellten  Zollämterbeamten  und 
deren  Befugnisse  wird  jede  Regierung  im  eigenen  Gebiete  die  entsprechende 
Kundmachung  erlassen. 

Art.  80. 

Mit  Beobachtung  der  Uber  die  Niederlassung  von  Fremden  in  Oester- 
reich bestehenden  Vorschriften  werden  zur  Vermittlung  der  sächsischen 
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Zollabfertigungsgeschäfte  ,als  Spediteure  oder  Zollabrechner  nur  solche  Per- 
sonen zugelassen,  gegen  welche  die  Österreichische  Zollverwaltung  aas 
Gefällsrücksichten  keine  begründete  Einwendung  zu  machen  findet 

Art  81. 

Die  Eisenbahn  wird  für  die  Bahnbetriebsbewegungen  und  unter  den  für 
diese  vorgezeichneten  besonderen  Bedingungen  als  beiderseitige  Zollstrasse 
erklärt  und  auf  derselben  allen  nicht  einem  unbedingten  Ein-,  Aus-  nnd 
Durchfuhrverbote  unterliegenden  Waaren  der  Ein-  und  Austritt,  sowohl  bei 
Tage,  als  bei  der  Nacht,  für  den  vorschriftmässigen  Bahnbetrieb  gestattet. 
Nur  rücksichtlich  der  Einfuhr  von  Gegenständen  der  Staatsmonopole  nach 
Oesterreich  bleibt  die  Bestimmung  des  §.  19,  lit.  a,  der  österreichischen 
Zoll-  und  Staatsmonopolsordnung  aufrecht. 

Art.  82. 

Hinsichtlich  der  aus  Sachsen  nach  Oesterreich  Ubertretenden,  dann  der 
von  Oesterreich  nach  Sachsen  eingehenden  Gegenstände  wird  von  Seite  der 
Zollämter  und  der  Bahnanstalten  in  Bodenbach  ein  solcher  Vorgang  statt- 
finden, dass  das  österreichische  Gefällsamt  dieselben  von  dem  Eintreffen  im 
Bahnhofe,  und  zwar  die  ersteren  bis  zur  Uebernahme  in  die  eigene  Amts- 
handlung und  die  zweiten  bis  zum  Eintreffen  in  Sächsisch-Krippen  zu  con- 
troliren  vermag. 

Die  Abladung,  Aufbewahrung  und  Beamtshandlung  der  Güter  wird,  so 
weit  es  erforderlich  ist,  in  Räumen  bewirkt  werden,  welche  unter  der  gemein- 
schaftlichen Sperre  der  beiderseitigen  Zollämter  stehen. 

Art.  83. 

Für  jedes  der  beiderländigen  Zollämter  wird  zur  gewöhnlichen  Voll- 
ziehung des  zollamtlichen  Verfahrens  nach  Massgabe  der  herzustellenden 
Localitäten  im  wechselseitigen  Einvernehmen  der  beiderländigen  Zollbehör- 
den ein  besonderer  Raum  als  Amtsplatz  bestimmt,  und  als  solcher  bezeichnet 
werden.  Dagegen  wird  der  für  die  Amtshandlungen  beider  Aemter  bestimmte 
Raum  als  gemeinschaftlicher  Amtsplatz  bezeichnet  werden. 

Art  84. 

Den  Oberbeamten  eines  jeden  der  beiden  Zollämter  in  Bodenbach 
wird  das  Recht  zur  Einsichtnahme  in  die  sämmtlichen  Zollregister  des  ande- 
ren Amtes  und  zur  Erhebung  von  Abschriften  und  Auszügen  wechselseitig 
eingeräumt. 

Die  beiden  Zollämter  in  Bodenbach  haben  die  Wahrnehmungen  über 
die  Bedrohungen  der  gegenseitigen  Zoll-Interessen,  Uber  die  Verkürzungen 
der  Zölle,  dann  Uber  die  Uebertretungen  der  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr- 
verbote sich  jederzeit  mitzutheilen. 
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Zwischen  beiden  Aemtern  werden  über  die  Aus-  and  Eintrittsabferti- 
gungen der  gegenseits  ein-  und  ausgehenden  Gegenstände  regelmässige 
Bestätigungen,  und  zwar  auf  kürzestem  Wege,  mittelst  Ansatzes  auf  den 
gegenseitigen  Amtspapieren  gewechselt  werden. 

Endlich  wird  die  wechselseitige  Beiwohnung  der  Zollangestellten  zu 
Bodenbach  bei  der  gegenteiligen  Zollabfertigung  und  bei  der  Verpackung 
der  Gegenstände  in  die  abgehenden  Bahnwagen  zugestanden. 

Art  85. 

Ueber  alle  ein-  und  ausgehenden  Frachtstücke  (einschliesslich  der  Eil- 
güter) haben  die  Bahnanstalten  nach  dem  bekannt  zu  gebenden  Erfordernisse 
des  Zolldienstes  den  beiden  oder  nur  einem  der  in  Bodenbach  aufgestellten 
Zollämter,  und  zwar  hinsichtlich  der  ankommenden  Züge  im  Zeitpuncte  des 
Stillhaltens  der  Züge,  hinsichtlich  der  abgehenden  vor  der  Verladung, 
Ladungsverzeichnisse  nebst  allen  übrigen  auf  die  ein-  oder  ausgehenden 
Waaren  sich  beziehenden  Papieren  zu  übergeben. 

In  den  Ladungsverzeichnissen  ist  die  Anzahl,  Art,  Nummer  und  Be- 
zeichnung der  Wägen  und  ihrer  einzelnen  Abtheilungen,  ferner  die  Zahl  der 
Frachtbriefe  und  übrigen  Papiere,  die  Zahl,  Beschaffenheit,  Bezeichnung  und 
das  Sporcogewicht  der  in  jedem  Wagen  und  in  jeder  Wagenabtheilung 
befindlichen  Colli,  und  zwar  nach  den  Frachtbriefen,  anzugeben,-  falls  die 
Waaren  offen  geführt  werden,  ist  deren  Stückzahl,  Mass,  Gewicht  und 
Gattung  anzugeben.  Die  Bahnanstalt  haftet  für  die  Vollständigkeit  und 
Richtigkeit  dieser  Angaben. 

Ausserdem  ist  bei  jeder  Waarenparthie  der  Empfänger  und  der  angeb- 
liche Inhalt  der  Colli,  die  Bestimmung  der  Waaren  und  die  begleitende,  zur 
Zollamtshandlung  dienende  Urkunde,  anzuführen. 

In  Betreff  dieser  letzteren  Angaben  bleibt  die  Bahnanstalt  nur  für  die  Ueber- 
einstimmung  mit  jenen  der  Frachtbriefe  haftend.  Die  Ladungsverzeichnisse 
sind  getrennt  nach  den  verschiedenen  Bahnstationen  zu  führen,  welche  der 
Bestimmungsort  der  Waaren  sind,  oder  zunächst  an  demselben  liegen. 

Ueber  Effecten  der  Reisenden,  welche  in  eigenen  Packwagen,  aber  gleich- 
zeitig mit  den  Reisenden  befördert  werden,  sind  die  Ladungsverzeichnisse  nur 
summarisch  nach  der  Collizahl  zu  führen,  sie  müssen  jedoch  mit  der  Angabe 
des  Packwagens  oder  der  Abtheilung  desselben,  worin  sie  sich  befinden,  ver- 
sehen werden.  Die  Form  der  Ladungsverzeichnisse  wird  zwischen  beiden 
Staaten  vereinbart. 

Art.  86. 

Da  die  Packwagen  nicht  gewechselt  werden,  so  machen  es  die  beider- 
ländigen  Zollinteressen  im  Allgemeinen,  dann  die  nachstehenden  besonderen 
zollamtlichen  Begünstigungen  nothwendig,  dass  sowohl  die  Art  der  Einrich- 
tung dieser  Packwagen ,  als  jene  der  Anlegung  des  amtlichen  Verschlusses 
an  den  Packwagen  volle  Beruhigung  gewähre. 

27 
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Die  beiden  Regierungen  verpflichten  sich  daher,  dass  diese  Packwagen 
nach  einer  gegenseitig  vereinbarten  Beschaffenheit  angefertiget  und  dass  keine 
Maschinen,  Tender,  Personen-  oder  Lastwagen  im  Gebiete  der  gegenteiligen 
Regierungen  verwendet  werden,  welche  nicht  früher  von  der  eigenen  ZolU 
behörde  geprüft  und  über  den  Umstand,  dass  die  Packwagen  nach  dem  verab- 
redeten Systeme  gebaut  und  zur  vorschriftmässigen  Anlegung  des  ämtlichen 
Verschlusses  geeignet  sind,  dann  so,  wie  die  übrigen  Transportmittel,  keine 
geheimen  Behältnisse  enthalten,  —  gutgeheissen  worden  sind. 

Die  Zollämter  in  Bodenbach  können  verlangen ,  dass  ihnen  die  sämmt- 
lichen  Transportmittel  der  gegenteiligen  Regierungen  bei  dem  Vorkommen 
in  der  ersten  Verwendung  zur  Untersuchung  gestellt  werden. 

Die  Anlegung  des  ämtlichen  Verschlusses  wird  von  beiden  Staaten  ver- 
tragsmässig  auf  gleiche  Weise  geschehen,  und  es  werden  die  Vorlegeschlösser 
mit  den  vereinigten  Wappen  der  beiden  Staaten,  in  welchen  sie  Anwendung 
finden,  versehen  werden. 

Uebrigens  bleibt  jeder  Regierung  neben  und  statt  der  Verschliessung 
mittelst  der  Vorlegeschlösser  auch  die  Anwendung  des  Bleiverschlusses  vor- 
behalten. 

Art.  87. 

Jedem  der  beiden  vertragschliessenden  Theile  wird  das  Recht  einge- 
räumt, stets,  oder  in  einzelnen  Fällen,  die  Begleitung  der  Züge  zwischen  den 
der  Oränze  zunächst  gelegenen  Zollämtern,  d.  i.  derzeit  von  Bodenbach  bis 
Krippen,  in  jeder  Richtung  durch  ihre  Angestellten  eintreten  zu  lassen.  Sollte 
die  Begleitung  bloss  bis  zu  oder  von  der  Gränze  stattfinden,  so  hat  der  Zug 
behufs  der  Absetzung  oder  Aufnahme  der  Begleitungsindividuen  anzuhalten. 
Denselben  wird  im  Falle  des  Erfordernisses  eine  entsprechende  Aufenthalts- 
unterkunft in  dem  Stationsgebäude  des  anderen  Staates  unentgeltlich  einge- 
räumt werden. 

Die  den  Wagenzug  begleitenden  Angestellten  sind  unentgeltlich  auf  dem 
Hin-  und  Rückwege  mitzunehmen,  und  es  ist  ihnen  ein  solcher  Platz  anzu- 
weisen, dass  sie  den  ganzen  Zug  zu  überschauen  vermögen.  — Auch  wird 
ihnen  das  Recht  zum  Eintritte  und  angemessenen  Verweilen  in  allen  Classen 
der  Personenwagen  zugestanden  und  ein  ihrer  Diensteigenschaft  entsprechen- 
der Sitzplatz  sowohl  für  die  Hin-  als  Rückfahrt  eingeräumt. 

Auch  anderen  Beamten  und  Angestellten  der  Gefällsbehörden,  welche  aus 
Dienstesrücksichten  mit  den  Zügen  abgesendet  werden  und  Bich  über  ihre 
dienstliche  Sendung  durch  Certificate  ausweisen,  ist  die  unentgeltliche  Fahrt 
und  Rückfahrt  auf  der  Strecke  zwischen  den  Stationen  Bodenbach  und  Krip- 
pen gestattet. 
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Art.  88. 

Den  Bahnanstalten  liegen  Uberhaupt  die  dnrch  die  Zollvorschriften  jedem 
Transportsvollzieher  auferlegten  Verbindlichkeiten  unter  den  diessfälligen 
Straffolgen,  dann  die  Hilfeleistung  bei  dem  Zollverfahren  ob,  wozu  insbeson- 
dere die  auf  eigene  Kosten  und  Gefahr  stattfindende  Stellung  der  einer  Amts- 
handlung unterliegenden  Gegenstände  zu  dem  betreffenden  Zollamte  und  so- 
hin  auch  die  Verführung  der  Güter  in  jene  einzelnen  Räume  gehört,  in  welcher 
die  in  der  Zeit  aufeinander  folgenden  Amtshandlungen  der  beiderländigen 
Zollämter  stattfinden. 

Die  Bahnanstalten  sind  verpflichtet,  —  von  den  festzustellenden  Fahr- 
plänen und  den  diessfallsigen  Abänderungen,  bevor  solche  zur  Ausführung 
gelangen,  sowohl  den  oberen  Zollbehörden,  als  den  Zollämtern  in  Bodenbach 
stets  die  rechtzeitige  Mittheilung  zu  machen. 

Die  Aufenthaltszeit  der  Züge  in  den  Orten,  wo  Zollamtshandlungen  statt- 
finden, muss  in  einer  solchen  Dauer  bemessen  werden,  dass  deren  vorschrift- 
xnässiger  Vollzug  möglich  ist. 

Die  Verbindlichkeiten  der  Bahnanstalten  sind  von  denselben  gegenüber 
einem  jeden  der  beiderländigen  Zollorgane  ohne  Unterschied  der  Staatsange- 
hörigkeit zu  erfüllen. 

Art.  89. 

Die  sächsische  Regierung  ertheilt  ihre  Zustimmung  zur  Vorkehrung, 
<lass  die  Verschlussanlegung  an  die  nach  Oesterreich  eingehenden  Packwagen 
«chon  an  einer  sächsischen,  der  Gränze  naheliegenden  und  nach  dem  Bedürf- 
nisse des  Eisenbahnbetriebes  zu  bestimmenden  Station,  derzeit  in  Krippen, 
durch  ein  daselbst  zu  errichtendes  kaiserl.  königl.  österreichisches  Anweis-  und 
fitellungsamt,  welchem  österreichische  Wachangestellte  beigegeben  werden,  — 
«Holge,  und  dass  sonach  der  Gränzübertritt  und  die  Fahrt  nach  Bodenbach 
auf  verschlossene  Wagen  beschränkt  werde. 

Die  sächsische  Regierung  verpflichtet  sich,  für  das  erwähnte  österrei- 
chische Gefällsamt  in  dem  Stationsgebäude  eine  unmittelbare,  an  der  Bahnlinie 
gelegene  angemessene  Unterkunft  unentgeltlich  zu  beschaffen. 

Art.  90. 

Eingangs  fr  achtgüter  (mit  Einschluss  der  Eilgüter),  welche  auf  der 
Eisenbahn  in  Bodenbach  anlangen  und  für  Orte  bestimmt  sind,  an  oder  zwischen 
-denen  und  Bodenbach  ein  zur  vollständigen  Abfertigung  ermächtigtes  Zoll- 
amt sich  befindet,  —  gemessen  die  Begünstigung,  dass  sie  in  Bodenbach  keiner 
zollamtlichen  Untersuchung  unterzogen  werden,  sondern  nur  dem  Ansage- 
verfahren  unterliegen  und  auf  Grund  der  sammt  den  übrigen  Papieren 
übernommenen  Ladungsverzeichnisse  in  besondere  Wagen  oder  Wagenabthei- 
lungen unter  ämtlicher  Verechliessung  und  Begleitung  an  das  Zollamt  in  oder 
-vor  dem  Orte  der  Bestimmung  angewiesen  werden. 

27» 
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Die  GränzstatioD  Bodenbach  ist  in  Beziehung  auf  solche  Waaren  als 
Ansageposten,  und  erst  das  Amt,  welches  die  ordentliche  Amtshandlung  vor- 
nimmt, als  Eingangszollamt  zu  betrachten.  Diese  Begünstigung  erstreckt  sich 
vorläufig  nicht  weiter  als  bis  Prag  österreichischer  Seits,  dann  Dresden  oder 
Leipzig  sächsischer  Seite,  an  welchen  Orten  jedenfals  die  nach  Art  der 
Bestimmung  der  Waare  vorgezeichnete  gewöhnliche  Amtshandlung  (Abferti- 
gung) der  Waaren  einzutreten  hat. 

Es  bleibt  jedoch  jeder  der  contrahirenden  Regierungen  die  künftige  Auf- 
nahme der  Verhandlung  wegen  Verlängerung  der  begünstigten  Strecke  vor- 
behalten. 

Art.  91. 

Die  von  den  Reisenden  in  den  Personenwagen  als  ReisebedUrfniss  mit 
sich  geführten  Effecten,  dann  das  in  Packwagen  befindliche  Reisegepäcke, 
welches  nach  Bodenbach  oder  für  solche  Orte  zwischen  Prag  und  Dresden 
bestimmt  ist,  wo  sich  kein  Zollamt  befindet,  ist  in  Bodenbach  der  zollamtlichen 
Untersuchung  zu  unterziehen. 

Das  in  Packwagen  befindliche,  jedoch  für  Orte,  wo  ein  Zollamt  ist, 
bestimmte  Reisegepäck  wird  in  Bodenbach  nur  summarisch  mittelst  Ansagever- 
fahrens behandelt,  und  auf  Grund  der  Ladungsscheine  in  amtlich  verschlos- 
senen Wagen  oder  Wagenabtheilungen  an  das  besonders  zu  bezeichnende 
Gefällsamt  (Zollamt)  im  Bestimmungsorte  angewiesen. 

Das  für  das  Reisegepäck  vorgezeichnete  Verfahren  findet  gleichmässig 
auch  auf  das  mit  den  Personenzügeu  beförderte  Eilgut  Statt,  daher  das  am 
Orte,  wo  sich  kein  Zollamt  befindet,  bestimmte  Eilgut  in  Bodenbach  vollständig 
abgefertiget  wird.  Uebrigens  bleibt  jeder  Regierung  die  zollamtliche  Unter- 
suchung des  auch  für  Orte,  wo  Zollämter  sind ,  bestimmten  Reisegepäckes, 
durch  ihr  Zollamt  in  Bodenbach  unter  der  Voraussetzung  vorbehalten,  dass 
dadurch  kein  Aufenthalt  der  Züge  in  Bodenbach  verursacht  werde. 

* 

Art.  92. 

Die  auf  Innerlandesstationen,  wo  sich  Zollämter  befinden,  zur  Eisenbahn 
aufzugebenden  Aus-  und  Durchfuhrgttter  müssen  bei  diesen  der  vorschrift- 
mässigen  Bcamtshandlung  bereite  vor  der  Aufgabe  unterzogen  sein.  In  An- 
sehung solcher  Güter,  wenn  sie  in  einem  eigenen  Wagen  oder  in  einer  Wagen- 
abtheilung unter  amtlichem  Raumverschlusse  in  Bodenbach  vorkommen,  wird 
das  daselbst  befindliche  Zollamt  die  Amtshandlung  eines  Ansagepostens  für 
den  Austritt  vornehmen. 

Die  österreichische  Regierung  behält  ihrem  Zollamte  in  Bodenbach  die 
weitere  Abfertigung  dieser  Güter,  unter  Belassung  oder  neuer  Anlegung  des 
Raumverschlusses  und  Begleitung  bis  zu  dem  Gelallsamte  in  Sächsisch-Krip- 
pen,  vor. 
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Art.  93. 

Die  Abfertigung  des  Reisegepäckes  wird  bei  den  Zollämtern  in  Bodenbach 
jeder  Zeit  bei  Tag  und  Nacht  nnaufgehalten  erfolgen.  Die  gleiche  unaufge- 
haltene  Abfertigung  der  dem  Ansageverfahren  unterliegenden  Fracht-  und 
Eilgüter,  dann  des  dem  ordentlichen  Verfahren  zu  unterziehenden  Eilgutes, 
wird  nach  Mass  des  wirklichen  Bedürfnisses  und  unter  der  Bedingung  zu- 
gestanden, dass  keine  ausserordentliche  Anhäufung  von  derlei  Sendungen, 
und  keine  Besorgniss  für  die  Zollsicherheit  eintritt. 

Art.  94. 

Dem  für  die  Bahngüter  vorgezeichneten  Verfahren  unterliegen  auch  die 
mit  der  Bahn  beförderten  Poststücke  mit  der  Ausnahme,  dass  statt  der  Lan- 
dungsverzeichnisse die  beiderllindigen  Postkarten  der  Amtshandlung  zu  Grund 
zu  legen  sind.  Die  Einsichtnahme  und  Vergleichung  derselben,  dann  der  Ein- 
tritt in  die  Postwagen,  ist  den  Abgeordneten  eines  jeden  der  in  Bodenbach 
aufgestellten  Zollämter,  ohne  Rücksichtnahme  auf  die  Staatsangehörigkeit, 
gestattet. 

Art.  95- 

Die  Eisenbahnzüge  haben  die  Strecke  zwischen  den  Bahnstationen 
Bodenbach  und  Krippen  in  jeder  Richtung  ununterbrochen  zurückzulegen. 
Ausnahmsweise  wird  in  den  Orten  Niedergrund  (in  Oesterreich)  und  Schöua 
(in  Sachsen)  die  Errichtung  von  Haltestellen  zum  Auf-  und  Absteigen  von 
Reisenden  mit  gänzlicher  Auschliessnng  jeder  Aufnahme  und  Abgabe  von 
Frachtstücken,  gegen  Beobachtung  der  für  das  Gepäcke  der  Reisenden  erfor- 
derlichen Zollvorschriften,  gestattet- 

Der  sächsischen  Regierung  bleibt  zur  Anwendung  derselben  die  Bestel- 
lung eines  Zollorganes  in  Niedergrund  vorbehalten. 

Im  Falle  der  Notwendigkeit  eines  ausserordentlichen  Stillstandes  des 
Zuges  oder  des  Zurücklassens  eines  Theiles  der  Wagen  auf  österreichischem 
Gebiete  ist,  insofern  keine  Begleitung  stattfindet,  die  nächste  Finanzwach- 
postirungzu  benachrichtigen,  welche  die  Bewachung  des  Zuges  oder  der  Wagen 
bis  zur  Fortsetzung  der  Fahrt,  beziehungsweise  bis  zum  Eintreffen  im  Boden- 
bacher Bahnhofe  oder  an  der  Gränzc,  einzuleiten  hat. 

Art.  96. 

Der  Gewerbsbetrieb  der  beiderländigen  )  Eisenbahn  -  Unternehmungen, 
soweit  derselbe  auf  kaiserl.  königl.  Östereichischem  Gebiete  stattfindet  —  wird, 
sammt  den  dazu  gehörigen  Räumen,  unter  amtliche  Aufsicht  (Controle)  der 
österreichischen  Gefällsbehörde  gestellt.  Die  österreichischen  Gefallsbeamten 
und  Wachangestellten  sind  demnach  berechtiget,  in  die  Räume  des  Bahnbe- 
triebes, so  oft  sie  es  erforderlich  finden,  einzutreten,  Nachforschungen  zu 
pflegen,  derGewerbsausübung  beizuwohnen,  den  Stand  der  vorhandenen  Waaren 
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aufzunehmen,  die  vorschriftmässigen  Nachweisungen  Uber  dieselben,  dann: 
die  Einsicht  der  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Bücher  und  Schriften  zu  fordern. 
Zu  diesen  Amtsbandlungen,  soweit  dieselben  in  dem  von  dem  sächsischen» 
Bahnbetriebe  benutzten  Räume  stattfinden,  wird  jederzeit  der  Oberbeamte  der 
sächsischen  Bahnverwaltung  beizuziehen  sein.  Die  Beiziehung  des  Oberbeamten 
des  betreffenden  Dienstzweiges  wird  auch  bei  jenen  Amtshandlungen  zuge- 
standen, welche  von  den  österreichischen  Gefällsbeamten  in  den  übrigen,  von 
der  sächsischen  Regierung  benützten  Räumen  nach  Zulassung  der  österreichi- 
schen Gesetze  vorgenommen  werden. 

Die  Niederlegung  und  Aufbewahrung  unverzollter  ausländischer  Waaren 
ist  in  Bodenbach  nur  in  Räumen  unter  Sperre  des  daselbst  aufgestellten; 
kaiserl.  königl  österreichischen  Zollamtes  gestattet. 

Hierunter  sind  jedoch  diejenigen  Fälle  nicht  begriffen,  in  welchen  die- 
sächsische  Zollregie  genöthiget  ist,  Gegenstände  nur  zeitweilig  in  der  Abfer- 
tigung zurückzuhalten.. 

Art.  97. 

Die  8ämmtlichen  Räume  des  Bahnhofes  sind  durch  ein  Einfriedung  vonr 
Aussen  abzuschliessen,  die  Ein-  und  Ausgänge  nur  auf  das  wirkliche  Bedürf- 
niss  zu  beschränken  und  Veränderungen  in  denselben  jederzeit  der  österrei- 
chischen Zollverwaltung  anzuzeigen.  Diese  behält  sich  die  Bewachung  der  Zu- 
gänge und  anderer  Stellen  des  Bahnhofes  durch  stehende  Finanzwachposten» 
vor. 

Art.  98. 

Insoweit  die  vorstehenden  Vertragsbestimmungen  nicht  eine  Ausnahme 
machen,  bleiben  die  in  den  beiderseitigen  Staaten  geltenden  Zollgesetze  auch; 
rücksichtlich  des  auf  der  Eisenbahn  getriebenen  zollpflichtigen  Verkehres  in 
Kraft. 

Art.  99. 

Jeder  der  beiden  contrahireuden  Regierungen  bleibt  vorbehalten,  die- 
jenigen Anträge  auf  Abänderungen  oder  Ergänzungen  der  hier  vereinbarten 
Zoll-Massregeln  zu  stellen,  welche  theils  im  Interesse  der  Zollsicherheit  oder 
Verkehrs-Erleichterung  wünschenswerth ,  theils  in  Folge  der  beiderseitigen: 
allgemeinen  zollgesetzlichen  Bestimmungen  und  Anordnungen  noth wendig 
erscheinen  sollten. 

Die  hierüber  erforderlichen  commissarischen  Verhandlungen  nnd  Verein- 
barungen sollen  sodann  fördersamst  eingeleitet  werden  und  im  unverho  fiten 
Falle  eintretender  Verhinderung  können  von  dem  betreffenden  Staate  provi- 
sorische Einrichtungen  bis  zu  stattgefundener  Vereinbarung  über  den  frag- 
lichen Gegenstand  getroffen  werden. 

Auf  Grund  der  in  die  gegenwärtige  Convention  aufgenommenen  Be- 
stimmungen werden  gleichzeitig  die  für  beide  Staaten  zu  erlassenden  Vollzugs" 
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Vorschriften  —  Regulative  —  mit  dem  Vorbehalte  ihrer  weiteren  Ausführung 
nach  den  Grundsätzen  der  Convention  vereinbart. 

Uebrigens  werden  die  Zollverwaltungen  beider  Staaten  die  hinsichtlich 
der  Dienste8ausübung  auf  der  österreichisch- sächsischen  Eisenbahn  an  ihre 
Beamten  ergehenden  Instructionen  sich  gegenseitig  mittheilen. 


2.  üebereinkommen  vom  24.  April  1853  wegen  Herstellung  einer 
Eisenbahn  von  Reichenberg  nach  Zittau. 

Von  Sr.  k.  k.  Apoitoliachen  Majestit  Allerhdchat  genehmigt  am  9.  Mai  1853. 

Um  die  zwischen  der  k.  k.  österreichischen  und  der  k.  sächsischen  Re- 
gierung gepflogenen  Verhandinngen  wegen  Herstellung  einer  Eisenbahn  zwi- 
schen den  Städten  Reichenberg  und  Zittau  ihrem  Schlüsse  zuzuführen, 
haben  die  beiden  hohen  Regierungen,  und  zwar  die  k.  k.  österreichische  den 
Sectionschef  im  k.  k.  Handelsministerium,  Herrn  Carl  Freiherrn  v.  Czoernig, 
und  die  k.  sächsische  Regierung  den  hiezu  nach  Wien  abgesendeten  k.  säch- 
sischen Kreis-Director  zu  Bautzen,  Herrn  Eduard  v.  Könncritz  zu  Bevoll- 
mächtigten ernannt,  und  diese  nach  ausgewechselter  gehöriger  Vollmacht 
zwischen  den  beiden  hohen  Regierungen  unter  Vorbehalt  der  Allerhöchsten 
Genehmigung  so  wie  k.  sächsischer  Seits,  so  weit  nöthig,  ständischer  Zustim- 
mung nachstehendes  Üebereinkommen  geschlossen. 

Art.  I. 

Die  kaiserlich  österreichische  Regierung  erklärt  hiemit,  den  Bau  einer 
von  der  im  Markgrafenthume  Oberlausitz  gelegenen  Stadt  Zittau  nach  der 
im  Königreiche  Böhmen  gelegenen  Stadt  Reichenberg  zu  führenden  und 
durch  Dampfkraft  in  Betrieb  zu  setzenden  Eisenbahn,  soweit  sie  österreichi- 
sches Gebiet  berührt,  zu  gestatten,  und  ist  bereit,  falls  sich  eine  sächsische 
Privatgesellschaft  um  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  dieser  Eisenbahn 
bewerben  sollte,  derselben  für  die  auf  österreichisches  Gebiet  fallende  Strecke 
die  Concession  auf  Grundlage  der  in  Oesterreich  bestehenden  Eisenbahn- 
gesetzgebung und  unter  nachstehenden  Bedingungen  zu  erth eilen. 

Vgl.  die  nachfolgende  Concesm'onsurknnde  rom  19.  Sept.  1857. 

1.  Die  k.  k.  österreichische  Regierung  gestattet  der  zu  dem  fraglichen 
Unternehmen  im  Königreiche  Sachsen  gebildeten  Privat- Actiengesellschaft, 
die  von  Zittau  bis  an  die  sächsisch-Österr  eichische  La  ndesgränze 
anzulegende  Eisenbahn  auf  österreichischem  Gebiete  bis  Reichenberg 
fortzuführen. 

Vgl  f.  1  der  nachfolgenden  Concewionturkunde. 
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2.  Diese  Actiengesellschaft  macht  sich  verbindlich,  den  Bau  der  Bahn  von 
Zittau  bis  Reichenberg  längstens  binnen  drei  Jahren  vom  Tage  der  ertheilten 
definitiven  Concession  zu  vollenden  und  selbige  bis  dahin  in  betriebsfähigen 
Zustand  zu  setzen. 

Vgl.  §  2  der  nachstehenden  Conceasionaurkunde. 

3.  Die  k.k.  österreichische  Regierung  leistet  auf  die  Dauer  von  vierzig 
Jahren  vom  Zeitpuncte  der  Betriebseröffnung  an  gerechnet,  für  eine  Verzin- 
sung des  auf  den  Bau  der  Zittau-Reichenberger  Eisenbahn  (soweit  solche  auf 
österreichischem  Staatsgebiete  gelegen)  Seitens  der  sächsischen  Actiengesell- 
schaft aufzuwendenden  Capitals  mit  jährlich  vier  Percent  in  nachstehender 
Weise  Gewähr. 

Vgl.  §.  2  der  nachstehenden  Concesai'onaurkunde. 

4.  Nachdem  a)  üeber  die  Höhe  des  auf  die  Bahnstrecke  von  der  säch- 
sisch-böhmischen LandcsgrKnze  bis  Rcichenberg  mit  Inbegriff  des  Stations- 
platzes in  letzterem  Orte,  dann  des  auf  die  Strecke  von  jener  Grenze  bis 
Zittau  verwendeten  Bauanlage-Capitala  die  sächsische  Actiengesellschaft  der 
k.  österreichischen  Regierung  genügenden  Nachweis  und  zwar  abgesondert 
für  die  Österreichische  und  für  die  sächsische  Bahnstrecke  ertheilt  hat,  wird 
b)  nach  8chluss  jeden  Jahres  das  Brutto-Einkommcn  der  Zittau-Reichenberger 
Bahn  festgestellt  und  von  solchem  filr  alle  wie  immer  Namen  habende  Aus- 
lagen ein  Pauschalbetrag  von  60  Percent  in  Abzug  gebracht,  c)  der  Rest  des 
so  festgestellten  Reinertrages  wird  nach  Massgabe  des  auf  die  beiderseitigen 
Bahnstrecken  verwendeten  Bauanlagecapitais  repartirt,  und  wofern  sich 
ergibt,  dass  der  für  die  auf  österreichischem  Gebiete  gelegene  Bahnstrecke 
hiernach  ausfallende  Reinertrag  noch  nicht  vier  Percent  des  auf  die  Bahn- 
strecke von  der  sächsisch-böhmischen  Landesgränze  bis  Reichenberg  sammt 
dem  Stationsplatze  in  letzterem  Orte  verwendeten  Bau-Anlage-Capitals 
erreicht,  der  Fehlbetrag  alljährlich  drei  Monate  nach  Jahresschluss  von  der 
k.  Österreichischen  Regierung  vergütet. 

Vgl.  g.  10  der  nachstehenden  Cunceasionsurkunde. 

5.  Für  den  Zweck  der  der  k.  österreichischen  Regierung  von  der  säch- 
sischen Actiengesellschaft  nach  Punct4  zu  ertheilenden  Nachweisungen  sollen 
der  ersteren  beglaubigte  Auszüge  aus  den  Büchern  der  Gesellschaft  geliefert 
werden,  und  bleibt  der  k.  österreichischen  Regierung  das  Recht  der  Einsicht 
in  die  Bücher  der  Gesollschaft  vorbehalten. 

Vgl.  f.  10  der  nachstehenden  Conceationsurkunde. 

6.  Die  k.  österreichische  Regierung  ertheilt  der  in  Rede  stehenden  Actien- 
gesellschaft dieZusage,  bei  erfolgter  Ausführung  der  im  Puncte  1  bezeichneten 
Eisenbahn  einen  andern  unmittelbaren  Bahnanschluss  der  Stadt  Reichenberg 
an  die  sächsischen  oder  preussischen  Eisenbahnen  innerhalb  eines  Zeitraumes 
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von  fünf  und  zwanzig  Jahren,  vom  Tage  der  Ertheihing  der  definitiven 
Conce88ion  an  gerechnet,  weder  selbst  auszufuhren  noch  durch  Andere  aus- 
führen lassen  zu  wollen. 

Vgl.  f.  1 1  der  Dachstehenden  Conctssionsnrkunde. 

7.  Die  in  Oesterreich  in  Bezug  auf  die  Errichtung  und  den  Betrieb  der 
Eisenbahnen  bisher  erschienenen  und  noch  erscheinenden  Gesetze  und  Vor- 
schriften, sowie  die  allgemeinen  in  Geltung  stehenden  Gesetze  Oesterreichs 
überhaupt  haben  auch  auf  die  in  Rede  stehende  Eisenbahnunternehmung  volle 
Anwendung. 

Vgl.  §f .  3,  5,  6,  7  nnd  0  der  nachstehenden  Coocessionsurknnde. 

8.  Es  wird  ausdrücklich  erklärt,  dass  der  Gesellschaft  für  den  Bau  der 
Bahn  von  der  Gränze  nach  Reichenberg  das  Recht  der  Expropriation  in 
Gemässheit  des§.  365  des  österreichischen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches in  Ansehung  jener  Räume  verliehen  werde,  welche  nach  Anerkennung 
der  dazu  berufenen  Österreichischen  Behörde  zur  Ausführung  der  Bahnunter- 
nehmung für  unumgänglich  nothwendig  erkannt  werden. 

Bei  der  Wahl  des  Platzes  für  den  Bahnhof  zu  Reichenberg  ist  von  der 
Unternehmung  auf  die  localen  Bedürfnisse  und  Interessen  der  dortigen 
Bewohner  sowie  auf  die  Möglichkeit  einer  Fortsetzung  der  Bahn  Rücksicht 

» 

zu  nehmen. 

Vgl.  §§.  3  and  4  der  nachstehenden  Concessionsurkunde. 

9.  Von  Seite  der  Gesellschaft  wird  die  Verpflichtung  übernommen,  für 
den  innerhalb  des  österreichischen  Staatsgebietes  stattfindenden  Dienst  solche 
Beamte,  Diener  und  Arbeiter,  welche  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen, 
wegen  Schleichhandels  oder  schwerer  Gcfällsübertretungen  gegen  die  Vor- 
schriften über  den  Verkehr  rechtskräftig  verurtheilt,  oder  welche  in  Ermang- 
lung rechtlicher  Beweise  von  der  Untersuchung  enthoben  worden  sind,  zum 
Dienste,  beziehungsweise  zur  Arbeit  wissentlich  nicht  zu  verwenden. 

Vgl.  §.  12  der  nachstehenden  Concessionsurkunde. 

10.  Die  Gesellschaft  wird  zwischen  den  Städten  Zittau  und  Reichenberg 
eine  mindestens  täglich  zweimalige  Verbindung  einrichten,  und  fiir  den  Fall, 
dass  eine  Eisen  bahnverbindung  in  südlicher  Richtung  von  Reichenberg  aus 
nach  der  k.  k.  österreichischen  nördlichen  Staats-Eisenbahn  ins  Leben  treten, 
und  der  Verkehr  es  erfordern  sollte,  auch  Nachtzüge  einzuführen  haben. 

Vgl.  9.  13  der  nachstehenden  Concessionsurkunde. 

11.  In  Ansehung  des  für  diese  Bahn  eintretenden  Tarifes,  dürfen  für 
das  Publicum  keine  ungünstigeren  Bestimmungen  in  Anwendung  kommen  als 
für  die  k.  sächsischen  Staatsbahnen,  und  die  Gesellschaft  verbindet  sich,  die 
hiebei  Seitens  der  k.  österreichischen  Regierung  im  Interesse  ihrer  Staate- 
angehörigen zu  stellenden  Anforderungen  möglichst  zu  berücksichtigen,  in 
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keinem  Falle  aber  die  österreichischen  Staatsangehörigen  bei  der  Benützung 
der  Zittau-Reichenberger  Eisenbahn  ungünstiger  zu  behandeln,  als  die  k. 
sächsischen  ünterthanen. 

Vgl.  §.  14  der  nachstehenden  ConceMionsurkunde. 

12.  Ueber  die  Telegraphenleitung  längs  dieser  Bahnlinie,  Uber  die  polizei- 
liche Pass-  und  Fremdenbehandlung  sowie  Uber  die  Post-  und  zollamtliche 
Gränzmanipulation  werden  von  der  k.  k.  österreichischen  und  k.  sächsischen 
Regierung  die  erforderlichen  Verabredungen  unter  Beachtung  der  örtlichen 
Verhältnisse  gepflogen  werden. 

Vgl.  g.  8  der  nachstehenden  Conceuionsorkunde,  daun  die  unteo  folgende  Convention  vom 
1.  .Min  1860  (I,  31. 

13.  Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  fünfzig  Jahre  festgesetzt, 
nach  deren  Ablauf  das  Eigenthum  der  auf  österreichischem  Gebiete  gelege- 
nen Bahnstrecke  sogleich  Kraft  des  Gesetzes  nach  §.  9  der  allgemeinen 
Bestimmungen  Uber  das  in  Gemässheit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom 
29.  December  1837  und  vom  18.  Juni  1838  zu  beobachtende  Eisenbahn- 
Concessionssytem  ohne  Entgelt  und  unmittelbar  an  den  k.  k.  österreichischen 
Staat  tibergeht. 

Sollte  wider  Erwarten  innerhalb  dieser  für  die  auf  österreichisches 
Gebiet  fallende  Strecke  des  Zittau  Reichenberger  Bahnunternehmens  fest- 
gesetzten Conccssionsdauer  von  fünfzig  Jahren  das  darauf  verwendete 
Anlagecapital  sammt  Zinsen  zu  4  Percent  jährlich  erweislich  (Punct  3  und 
4  der  Concessions-Bedingungen)  noch  nicht  wieder  hereingebracht  worden 
sein,  so  wird  die  k.  k.  österreichische  [Regierung  den  Unternehmern  den  un- 
geschmälerten Betrieb  der  Zittau  -  Reichenberger  Bahn  (soweit  dieselbe  auf 
österreichischem  Staatsgebiet  liegt)  unbeschadet  des  Obigen  zufolge  sodann 
nach  Massgabe  der  österreichischen  Gesetzgebung  an  die  k.  k.  Regierung 
heimgefallenen  Eigenthums  der  Bahn  noch  auf  so  lange  Uberlassen,  bis 
nebst  der  gedachten  Verzinsung  auch  der  Ersatz  jenes  Capitata  erfolgt 
sein  wird. 

Dabei  wird  jedoch  vorausgesetzt,  dass  die  A  et  ien  gesell  sc  haft  oder  die 
von  ihr  substituirte  Betriebsleitung  nicht  durch  Schuld  oder  grobe  Vernach- 
lässigung den  Ertrag  selbst  beeinträchtigt  und  hiedurch  Veranlassung  gege- 
ben hat,  dass  das  Anlagecapital  sammt  Zinsen  noch  nicht  ganz  wieder  ein- 
gebracht worden  ist 

Die  Berechnung  der  Amortisirung  des  Anlagecapitals  wird  in  der  Art 
erfolgen,  das  alle  aus  dem  Ertrage  gezogenen  die  4  Percent  Zinsen  über- 
steigenden Summen,  sammt  ihrer  ebenfalls  zu  4  Percent  berechneten  Ver- 
zinsung als  zur  Abtragung  des  Capitals  bestimmt,  und  in  Anrechnung  zu 
bringen  seien,  so  dass,  wenn  der  Gesammtbetrag  dieser  Ueberschüsse  und 
ihrer  mit  4  Percent  zu  berechnenden  Verzinsung  den  Belauf  des  Anlage- 
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capitata  erreicht  hat,  das  Capital  als  amortisirt  betrachtet  wird.  So  lange  der 
Betrieb  der  Gesellschaft  Uber  die  Concessionsdauer  hinaus  eingeräumt  ist, 
hat  sie  die  Verpflichtung,  die  Bahn  ganz  in  derselben  Weise  im  guten  bau- 
lichen und  betriebsfähigen  Zustande  zu  erhalten,  wie  solches  von  ihr  inner- 
halb der  ursprünglich  fünfzigjährigen  Concessionsperiode  zu  geschehen 
hatte. 

Der  k.  k.  österreichischen  Regierung  bleibt  aber  auch  das  Hecht  vorbe- 
halten, nach  Verlauf  von  fünfundzwanzig  Jahren  vom  Tage  der  ertheil- 
ten  Concession  an  das  Eigenthum  der  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen 
Strecke  der  Zittau-Reichenberge r  Bahn  nach  vorausgegangener  einjähriger 
Kündigung  gegen  Vergütung  des  auf  dieselbe  verwendeten  ersten  Bauanlage- 
capitata  (Punct  3  und  4)  erwerben  zu  können. 

Vgl-  §§•  17  und  18  der  nachstehenden  Cnncessioasurkunde. 

14.  Sollte  die  zu  concessionirende  Gesellschaft  den  Betrieb  der  Bahn  einer 
andern  Privatgesellschaft  contractisch  Uberlassen,  so  bedarf  solches  der  Zu- 
stimmung der  k.  k.  österreichischen  Regierung,  wogegen  die  letztere,  daferne 
der  Betrieb  auf  die  k.  Direction  der  sächsisch-schlesischen  Eisenbahn  über- 
gehen sollte,  sich  im  Voraus  hiemit  rücksichtlich  der  Strecke  zwischen  der 
österreichisch-sächsischen  Landesgränze  und  Reichenberg  einverstanden 
erklärt. 

Vgl.  §.  19  der  nachstehenden  Concessionsurkunde. 

Art.  II. 

Die  Bildung  und  Genehmigung  der  diesfälligen  Gesellschaft  wird  der  k. 
sächsischen  Regierung  anheimgegeben.  Die  k.  österreichische  Regierung 
erkennt  diejenige  Gesellschaft  ata  Concessionswerberin  an,  welche  die  k. 
sächsische  Regierung  ihr  ata  solche  präsentirt.  Die  Bewerbung  um  die  Con- 
cession durch  die  Gesellschaft  erfolgt  durch  die  Vermittlung  der  k.  sächsi- 
schen Regierung;  von  dem  Zeitpuncte  der  ertheilten  Concession  an,  tritt  der 
k.  österreichischen  Regierung  gegenüber  die  erwähnte  Gesellschaft  in  Betreff 
der  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  Bahnstrecke  in  dasselbe  gesetz- 
liche Verhältniss,  wie  jede  andere  im  Inlande  bestehende  Gesellschaft  und 
untersteht  der  bezüglichen  k.  k.  Gesetzgebung.  Die  k.  österreichische  Regie- 
rung sichert  ihr  jede  zulässige  Erleichterung  für  den  Betrieb  ihrer  Geschäfte, 
und  jede  mit  dem  Gesetze  vereinbarliche  von  andern  ähnlichen  Gesellschaften 
genossene  Begünstigung  und  Vorzüge  zu. 

Vgl.  die  nachstehende  Concessionsurkunde  rom  19.  September  1857,  Abs.  1. 

Art.  m. 

Gegenwärtige  in  zwei  Exemplaren  ausgefertigte  Uebereinkunft  soll 
Allerhöchst  genehmigt,  und  die  Auswechslung  der  Genehmigungsurknnden 
sobald  ata  möglich  bewirkt  werden. 
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Des  zu  Urkund  ist  dieser  Vertrag  von  den  beiderseitigen  Bevollmäch- 
tigten unterzeichnet,  und  untersiegelt  worden. 

So  geschehen  Wien,  am  24.  April  1853. 

Carl  Freiherr  v.  Cioernlg  m.  p.  Eduard  v.  luennerlti  m.  p. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Die  Allerhöchste  Genehmigung  Sr.  k,  k.  Apostolischen  Majestät  ist  mit  Allerhöchster  Ent- 
aehlicssnng  vom  9.  Mai  1833,  und  jene  Sr.  kgl.  Majestät  von  Sachsen  am  27.  Mai  1SS3  ertheilt 
worden.  Der  AusUusch  der  beiderseitige«  Ratificationen  hat  sohin  unmittelbar  im  schriftlichen 
Wege  stattgefunden.  (Z.  903-H.  M.  und  1U7-H.  M.  ex  18H3.) 


Concessions-Urkunde 

vom  19.  September  1857  für  die  von  Zittau  nach  Beichenberg  su  fahrende 
Looomotiv-Eisenbahn,  soweit  selbe  auf  österreichisches  Gebiet  fallt. 

(Ausgefertigt  in  GemSssheit  der  Allerhöchsten  Eutscbliessungen  vom   10.  August  und  vom 
19.  September  1857,  kundgemacht  im  H.-M.-Vdg.  Bl.  Nr.  67). 

r* 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich, 
König  von  Ungarn  und  Böhmen,  der  Lombardie  und  Venedigs,  von  Dalma- 
tien,  Croatien,  Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien ;  Erzherzog  von 
Oesterreich,  Grossherzog  von  Krakau;  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg, 
Steyer,  Kärnthen,  Krain,  Ober- und  Nieder-8chlesicn  und  der  Bukowina; 
Grossfiirat  von  Siebenbürgen ;  Markgraf  von  Mähren ;  geforsteter  Graf  von 
Habsburg  und  Tyrol;  Gross wojwode  der  Wojwodschaft  Serbien  etc.  etc. 

Nachdem  die  von  Seiner  Majestät  dem  König  von  Sachsen 
mittelst  Concessions-  undBestätigungs-Decretesddo.  23.  April  1855  genehmigte 
Zittau-Reichenberger  Eisenbahn-Gesellschaft  im  Wege  des 
königlich  -  sächsischen  Finanzministeriums  um  die  definitive  Bau-  und 
Betriebs-Concession  für  die  von  der  im  Markgrafenthume  Ober-Lausitz 
gelegenen  Stadt  Zittau  nach  der  in  Unserem  Königreiche  Böhmen  gele- 
genen Stadt  Reichenberg  zu  errichtende  Locomotiv-Eisenbahn,  insoweit 
diese  Bahn  auf  österreichischem  Gebiete  geführt  werden  soll,  die  Bitte 
gestellt  hat,  so  haben  Wir  Uns  im  Verfolg  des  mit  der  königlich-sächsi- 
schen Regierung  geschlossenen  Uebereinkommens  ddo.  24.  April  1853 
über  den  Antrag  Unseres  Handelsministers  bewogen  gefunden,  der  genann- 
ten Zittau-Reichenberger  Eisenbahn- Gesellschaft  die  angesuchte  Eisenbahn- 
Bau-  und  Betriebs-Concession  mit  Folgendem  zu  ertheilen : 
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Wir  verleihen  demnach  der  Zittau-Rcichenberger  Eisenbahn 
Gesellschaft  das  abschliessende  Recht,  die  von  Zittau  bis  an  die 
sächsisch-österreichische  Landes-Gränze  anzulegende  Locomo- 
tiv-Eisenbahn  auf  österreichischem  Gebiete  bis  Reichenberg  fort- 
zuführen und  ertheilen  dieser  Gesellschaft  das  Recht  zum  Betriebe  dieser 
Eisenbahnstrecke  für  den  Personen-  und  8achentransport. 

Vgl.  Art.  I  de»  Torstehenden  (Jebereinkominens  Tom  24.  April  1833  (1,  2). 


Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  binnen  drei  Jahren,  vom  Tage  der 
gegenwärtigen  Urkunde  an  gerechnet,  den  Bau  der  Eisenbahn  von  Zittau 
nach  Reichenberg  zu  vollenden,  und  diese  Bahnstrecke  ordnnngsmässig  in 
Betrieb  zu  setzen. 

Vgl.  Art.  I,  2  des  vorstehenden  Uebereinkommena. 

§.  3. 

Bei  diesem  Baue  der  Eisenbahnstrecke  von  der  österreichischen  Gränze 
bis  nach  Reichenberg  hat  sich  die  Gesellschaft  genau  an  die,  von  Unseren 
Behörden  genehmigten  Pläne  zu  halten;  daher  die  diessfälligen  Projecte 
rechtzeitig  Unseren  Behörden  vorzulegen  sind. 

Bei  der  Wahl  des  Platzes  für  den  Bahnhof  zu  Reichenberg  ist  von  der 
Unternehmung  auf  die  localen  Bedürfnisse  und  Interessen  der  dortigen 
Bewohner  und  auf  den  unmittelbaren  Anschluss  an  die  von  Uns  concedirte 
süd-norddeutsche  Verbindungsbahn  Rücksicht  zu  nehmen. 

Die  Concessionäre  haben  ferner  die  Pflicht,  die  gedachte  Eisenbahn- 
strecke während  der  Concessionsdauer  in  vollkommen  gutem  Zustande  auf 
eigene  Kosten  zu  erhalten,  und  jederzeit  die  Betriebsmittel  mit  dem  Bedarfe 
des  öffentlichen  Verkehres  in  Verhältniss  zu  bringen. 

Vgl.  Art.  I,  7  und  8  des  vorstehenden  Uebereinkommens. 

§.  4. 

Wir  verleihen  zum  Zwecke  des  Baues  der  gedachten  Eisenbahn  von 
der  österreichischen  Gränze  bis  Reichenberg  der  genannten  Gesellschaft  das 
Hecht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dickfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften,  in  Ansehung  jener  Räume,  welche  nach  Anerken- 
nung der  dazu  zu  berufenden  Österreichischen  Behörden  zur  Ausführung  der 
Bahn-Unternehmung  für  unumgänglich  erkannt  werden. 

Vgl.  Art.  I,  8  des  vorgehenden  Übereinkommen«. 
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§.  5. 

Die  für  Unser  Königreich  Böhmen  in  Bezug  auf  die  Errichtung  und 
den  Betrieb  der  Eisenbahnen  bestehenden,  oder  noch  zu  erlassenden  Gesetze 
und  Vorschriften,  sowie  die  in  Geltung  stehenden  Gesetze  Unseres  Kaiser- 
reiches Uberhaupt  haben  auch  auf  diese  Unternehmung  volle  Anwendung. 
Insbesondere  bleibt  die  Gesellschaft  den  Vorschriften  des  Eisenbahn-Con- 
cessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  und  der  Eisenbahn-Betriebsord- 
nung vom  1.  November  1851  unterworfen,  insoferne  hiervon  in  der  gegen- 
wärtigen Concessions-Urkunde  nicht  eine  ausdrückliche  Ausnahme  gemacht  ist. 

Vgl.  Art.  I,  7  des  vorstehenden  Uebereinkommens. 

§.  6. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post,  nach 
Vorschrift  des  §.68  der  gedachten  Eisenbahn-Betriebsordnung  zu  beför- 
dern, wobei  die  österreichische  Postverwaltung  im  Wege  Unseres  Handels- 
ministeriums für  einen  von  der  Hauptstation  Reichenberg  täglich  abzusenden- 
den Zug  die  Abfahrtsstunden  und  dessen  Geschwindigkeit  zu  bestimmen 
befugt  ist.  So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  vierrädrigen  Waggon  er- 
fordern sollte ,  erhalten  die  Concessionäre  flir  jeden  weiters  beizustellenden 
Waggon  eine  zu  vereinbarende  angemessene  Entschädigung  per  Meile. 

§•  7. 

Rücksichtlich  der  herzustellenden  Staats-Telegraphenleitung 
längs  der  fraglichen  Eisenbahn  haben  die  Concessionäre  die  Verpflichtung, 
nicht  nur  die  Herstellung  nach  Vorschrift  des  erwähnten  Eisenbahn-Conces- 
sionsgesetzes  vom  14.  September  1854  zu  gestatten,  sondern  auch  die 
Bewachung  der  hergestellten  Leitungen  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne 
besonderes  Entgelt  zu  Ubernehmen. 

Dagegen  haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte  für  den 
Betriebs-Telegraphen  an  die  Pfähle  des  Staats-Telegraphen  zu  befestigen ; 
doch  bleibt  die  Benützung  des  ersteren  nur  ausschliesslich  auf  die  den 
Betrieb  betreffenden  Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Be- 
nutzung unter  dem  Einflüsse  und  der  Beaufsichtigung  der  Staatsverwaltung. 

§.  8. 

Ueberhaupt  wird  über  die  Telegraphenleitung  längs  der  fraglichen 
Bahnlinie,  dann  über  die  polizeiliche  Pass-  und  Fremden-Behandlung,  sowie 
Uber  die  post-  und  zollämtliche  Gränzmanipulation  mit  der  königlich-sächsi- 
schen Regierung  die  erforderliche  Verabredung  gepflogen  werden,  welche 
Verabredung  auch  für  die  Concessionäre  Geltung  hat,  und  soviel  es  die 
Concessionäre  betrifft,  von  denselben  in  Erfüllnng  gebracht  werden  muss. 

Vgl.  die  unten  folgend«  Convention  vom  1.  Mirx  1860  (I,  3). 
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§•  9- 

Der  österreichischen  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  die 
Einmündung  anderer  Bahnen  in  die  im  Artikel  1  erwähnte,  auf  österreichi- 
schem Gebiete  hergestellte  Strecke  zu  gestatten,  und  die  Modalitäten  dieser 
Einmündung  und  des  diessfallsigen  Anschlussdienstes  nach  Einvernehmung 
der  Goncessionäre  festzusetzen. 

§.  10. 

Die  österreichische  Staatsverwaltung  leistet  auf  die  Dauer  von  vierzig 
Jahren,  vom  Zeitpuncte  der  Betriebs-Eröffnung  an  gerechnet,  für  eine 
Verzinsung  des  auf  den  Bau  der  Zittau-Reichenberger  Eisenbahn  (soweit 
solche  auf  österreichischem  Staatsgebiete  gelegen)  seitens  der  concessionir- 
ten  Actien-Gesellschaft  aufzuwendenden  Capitales  mit  jährlich  vier  Per- 
cent in  nachstehender  Weise  Gewähr: 

a)  nachdem  über  die  Höhe  des  auf  die  Bahnstrecke  von  der  sächsisch- 
böhmischen  LandesgTänze  bis  Reichenberg  mit  Inbegriff  des  Stations- 
platzes an  letzterem  Orte ,  dann  des  auf  die  Strecke  von  jener  Gränze 
bis  Zittau  verwendeten  Bau-Anlagecapitales  von  der  concessionirten 
sächsischen  Actien-Gesellschaft  der  österreichischen  Regierung  geeigneter 
Nachweis,  und  zwar  abgesondert  für  die  österreichische  und  für  die 
sächsische  Bahnstrecke,  geliefert  sein  wird,  ist 

b)  nach  Schluss  jeden  Jahres  des  Brutto-Einkommen  der  Zittau-Reichen- 
berger Bahn  festzustellen,  und  von  solchem  für  alle,  wie  immer  Namen 
habende  Auslagen  ein  Pauschalbetrag  von  sechzig  Percent  in 
Abzug  zu  bringen ; 

c)  der  Rest  des  so  festgesetzten  Rein-Ertrages  wird  nach  Massgabe  des 
auf  die  beiderseitigen  Bahnstrecken  verwendeten  Bau-Anlagecapitals 
repartirt,  und  woferne  sich  ergibt,  dass  der  für  die,  auf  österreichi- 
schem Gebiete  gelegene  Bahnstrecke  hiernach  ausfallende  Rein -Ertrag 
noch  nicht  vier  Percent  des  auf  die  Bahnstrecke  von  der  sächsisch- 
böhmischen Landesgränze  bis  Reichenberg  sammt  dem  Stationsplatze  in 
letzterem  Orte  verwendeten  Baucapitales  erreicht,  der  Fehlbetrag  drei 
Monate  nach  Jahresschluss  von  der  österreichischen  Finanzverwaltung 
vergütet  ; 

d)  zum  Zwecke  der  vorstehend  erwähnten,  der  österreichischen  Regierung 
von  der  concessionirten  Eisenbahn-Gesellschaft  zu  ertheilenden  Nach 
Weisungen  sind  der  ersteren  beglaubigte  Auszüge  aus  den  Büchern  der 
Gesellschaft  zu  liefern,  und  bleibt  der  österreichischen  Regierung  das 
Recht  der  Einsicht  in  die  Bücher  der  Gesellschaft  vorbehalten. 

Ygi.  Art.  1,  3.  4  and  5  des  vo-stehf ndeo  Uebtrcinkommens. 
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§.  11. 

Der  erwähnten  concessionirten  Actien-Gesellschaft  wird  die  Zusage 
ertheilt,  dass  bei  erfolgter  Ausführung  der  im  Art.  1  bezeichneten  Elisenbahn 
ein  anderer  unmittelbarer  Bahnanschluss  der  Stadt  Reichenberg  an  die 
sächsischen  oder  preussischen  Eisenbahnen  innerhalb  eines  Zeitraumes  von 
25  Jahren,  vom  Tage  der  Ertheilung  der  definitiven  Concession  an  gerech- 
net, seitens  Unserer  Regierung  weder  selbst  ausgeführt,  noch  deren  Aus- 
führung durch  Andere  gestattet  werden  wird. 

Vgl.  Art.  I,  6  des  rorstebenden  (Jebereinkommens. 

§.  12. 

Die  concessionirte  Oesellschaft  hat  die  Verpflichtung,  für  den  innerhalb 
des  österreichischen  Staatsgebietes  stattfindenden  Dienst  solche  Beamte, 
Diener  und  Arbeiter,  welche  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen,  wegen 
Schleichhandel  oder  schwerer  Gefäll s-Uebertretungen  gegen  die  Vorschriften 
über  den  Verkehr  rechtskräftig  verurtheilt,  oder  welche  in  Ermanglung 
rechtlicher  Beweise  von  der  Untersuchung  enthoben  worden  sind,  zum 
Dienst,  beziehungsweise  zur  Arbeit  wissentlich  nicht  zu  verwenden. 

Vgl.  Art.  I,  9  de»  rorstebenden  Uebereiokommens. 

§.  13. 

Die  concessionirte  Gesellschaft  wird  zwischen  den  Städten  Zittau  und 
Reichenberg  eine  mindestens  täglich  zweimalige  Verbindung  einzurichten, 
und  von  der  Zeit  an,  wenn  die  Eisenbahnverbindung  in  südlicher  Richtung 
von  Reichenberg  aus  nach  der  Österreichisch-nördlichen  Staats-Eisenbahn  in 
das  Leben  tritt,  und  der  Verkehr  es  erfordern  sollte,  auch  Nachtzüge  ein- 
zuführen haben. 

Vgl.  Art.  I,  10  de«  rorstebenden  Uebereinkommens. 

§•  14. 

In  Ansehung  des  für  die  fragliche  Bahn  eintretenden  Tarifes  dürfen  für 
das  Publicum  keine  ungünstigeren  Bestimmungen  in  Anwendung  kommen, 
als  für  die  königlich-sächsischen  Staatsbahnen,  und  die  Gesellschaft  ist  ver- 
bunden, die  hierbei  seitens  der  österreichischen  Regierung  im  Interesse  ihrer 
Staatsangehörigen  zu  stellenden  Anforderungen  möglichst  zn  berücksichtigen, 
in  keinem  Falle  aber  die  österreichischen  Staatsangehörigen  bei  der  Benü- 
tzung der  Zittau-Reichenberger  Eisenbahn  ungünstiger  zu  behandeln,  als  die 
königlich-sächsischen  Unterthanen. 

Die  Concessionäre  sind  jedoch  insbesondere  verpflichtet,  rücksichtlich 
jener  Güter,  welche  von  Görlitz  Uber  Zittau  nach  Reichenberg  oder  umge- 
kehrt, sowie  Uber  diese  Stationen  hinaus  befördert  werden  (in solange  die  im 
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Artikel  1 1  festgesetzte  Verzichtleistang  auf  eine  directe  Verbindung  Reiche n- 
bergB  mit  Görlitz  in  Wirksamkeit  besteht),  eine  Ermässigung  der  Beför- 
derungsgebühr eintreten  zn  lassen,  welche  Begünstigung  mindestens  dem 
tarifmässigen  Satze  für  drei  Bahnmeilen  gleichzukommen  hat. 

Vgl.  Art.  I,  1 1  des  ror»teheaden  Uebereinkoramen». 

§.  15. 

Die  Militärtransporte  müssen  auf  der  fraglichen  Eisenbahnstrecke 
von  der  österreichischen  Gränze  bis  Reichenberg  nach  herabgesetzten  Tarif- 
preisen besorgt  werden,  welche  für  Militär  einzeln  oder  in  Körpern  ein 
Drittheil,  für  Pferde,  Wägen,  Gepäck,  Militär-  und  Kriegsmaterial  die 
Hälfte  der  gewöhnlichen  Gebühr  betragen. 

§.  16. 

Staatsbeamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der,  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden 
oder  zur  Wahrung  der  Interessen  der  österreichischen  Staatsverwaltung  in 
Folge  dieser  Concession,  die  Bahn  benützen,  und  sich  mit  dem  Auftrage 
ihrer  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Gepäcke  unentgeltlich  beför- 
dert werden. 

§.  17. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  fünfzig  Jahre  festgesetzt,  nach 
deren  Ablauf  das  Eigenthum  der  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen 
Bahnstrecke  sogleich  kraft  des  Gesetzes  (nach  §.  9  der  Bestimmungen  über 
das  in  Gemässheit  der  Verordnungen  vom  29.  December  1837  und 
18.  Jänner  1838  zu  beobachtende  Eisenbahn-Concessions-System)  ohne  Ent- 
gelt, lastenfrei  und  unmittelbar  an  den  österreichischen  Staat  übergeht. 

Sollte  wider  Erwarten  innerhalb  dieser,  für  die  auf  Österreichisches 
Gebiet  fallende  Strecke  des  Zittau-Reichenberger  Bahn-Unternehmens  fest- 
gesetzten Concessionsdauer  von  fünfzig  Jahren  das  darauf  verwendete  Anlage- 
capital  sammt  Zinsen  zu  vier  Percent  jährlich  erweislich  (Art.  10)  noch  nicht 
wieder  hereingebracht  worden  sein,  so  wird  die  österreichische  Regierung 
den  Unternehmern  den  ungeschmälerten  Betrieb  der  Zittau-Reichenberger 
Bahn  (soweit  dieselbe  auf  österreichischem  Staatsgebiete  liegt)  unbeschadet 
des  Obigen  zu  Folge  sodann  nach  Massgabe  der  österreichischen  Gesetz- 
gebung an  die  österreichische  Regierung  anheimgefallenen  Eigenthuines  der 
Bahn  noch  auf  so  lange  tiberlassen,  bis  nebst  der  gedachten  Verzinsung  auch 
der  Ersatz  jenes  Capitales  erfolgt  sein  wird. 

Dabei  wird  jedoch  vorausgesetzt,  dass  die  Gesellschaft,  oder  die  von 
ihr  substituirte  Betriebsleitung  nicht  durch  Schuld  oder  grobe  Vernach- 
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lässigung  den  Ertrag  selbst  beeinträchtiget,  und  hierdurch  Veranlassung 
gegeben  hat,  dass  das  Anlagecapital  sammt  Zinsen  noch  nicht  ganz  wieder 
hereingebracht  worden  ist. 

Die  Berechnung  der  Amortisirung  des  Anlagecapitales  hat  in  der 
Art  zu  erfolgen,  dass  alle  aus  dem  Ertrage  gezogenen,  die  vierpercentigen 
Zinsen  Ubersteigenden  Summen,  sammt  ihrer  ebenfalls  zu  vier  Percent 
berechneten  Verzinsung  als  zur  Abtragung  des  Capitals  bestimmt,  und  in 
Anrechnung  zu  bringen  seien,  so  dass,  wenn  der  Gesammtbetrag  dieser 
Ueberschüsse  und  ihrer  mit  vier  Percent  zu  berechnenden  Verzinsung  den 
Belauf  des  Anlagecapitals  erreicht  hat,  das  Capital  als  amortisirt  betrachtet 
wird.  So  lange  der  Betrieb  der  Gesellschaft  über  die  Concessionsdauer 
hinaus  eingeräumt  ist,  hat  sie  die  Verpflichtung,  die  Bahn  ganz  in  derselben 
Weise  in  gutem  baulichen  und  betriebsfähigen  Zustande  zu  erhalten,  wie 
solches  von  ihr  innerhalb  der  ursprünglichen  fünfzigjährigen  Concessions- 
dauer zu  geschehen  hat. 

Vgl.  Art.  I,  13  de»  vorstehenden  (Jebereinkommens. 

§.  18. 

Der  österreichischen  Regierung  bleibt  aber  auch  das  Recht  vorbehalten, 
nach  Verlauf  von  fünf  und  zwanzig  Jahren,  vom  Tuge  der  ertheilten 
Concession  an,  das  Eigenthum  der  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen 
Strecke  der  Zittau-Reichenberger  Bahn  nach  vorausgegangener  einjähri- 
gen Kündigung  gegen  Vergütung  des  auf  dieselbe  verwendeten  ersten  Bau- 
capitales  (Art.  10)  erwerben  zu  können. 

Vgl.  Art.  I,  13  des  vorstehenden  (Jebereinkommens. 

§•  19- 

Sollte  die  concessionirte  Gesellschaft  den  Betrieb  der  Bahn  einer 
andern  Gesellschaft  contraetlich  überlassen,  so  bedarf  solches  der  Zustim- 
mung der  österreichischen  Regierung;  es  wird  jedoch,  daferne  der  Betrieb 
auf  die  königliche  Direction  der  sächsisch-schlesischen  Eisenbahn  übergehen 
sollte,  hiezu  schon  im  Voraus  rücksichtlich  der  Strecke  von  der  sächsisch- 
böhmischen  Gränze  bis  Reichenberg  die  Einwilligung  ertheilt. 

Vgl.  Art.  1,  14  des  vorstehenden  (Jebereinkommens. 

§.  20. 

Der  österreichischen  Staatsverwaltung  wird  vorbehalten,  wenn,  unge- 
achtet vorausgegangener  Warnungen,  von  Seite  der  concessionirten  Gesell- 
schaft wiederholte  Verletzungen  oder  Nichtbefolgungen  der  in  der  Privi- 
legiums-Urknndc  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
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kommen  sollten,  die  den  Oesetzen  (namentlich  dem  Eisenbahn-Concessions- 
gesetze  vom  14.  8eptember  1854)  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu 
treffen,  nnd  nach  Umständen  noch  vor  Beendigung  der  Concessionsdauer 
das  gegenwärtige  Privilegium  fiir  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  diesem  Privilegium  ent- 
gegen zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht  einräumen,  wegen  des 
erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen, 
ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl, 
Uber  dieses  Privilegium  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge 
und  sorgfältig  zu  wachen. 

Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
kaiserlichen  grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichs-Haupt-  und  Residenz- 
stadt Wien,  am  neunzehnten  Monatstage  September,  im  Jahre  des  Heils 
Eintausend  achthundert  sieben  und  fünfzig,  Unserer  Reiche  im  neunten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

(L.  S.) 

Ritter  v.  Toggenbnrg  m.  p., 

k.  k.  Handelsminister. 

Auf  ausdrücklichen  Befehl  Seiner 
k.  k.  Apostolischen  Majestät: 
Dr.  Vincenz  Ulaly  m.  p. 


3.  Convention  vom  1.  März  1860 

zwischen  der  k.  k.  österreichischen  und  kön.  sachsischen  Regierung,  die  Telegraphen*,  Polizei* 
Post-  und  zollamtlichen  Verhältnisse  auf  der  Zittau-Reichenberger  Bahn  betreuend. 

Der  Abschluu  dieser  Convention  wurde  im  F.-M.-Vdg.  Bl.  Nr.  23  kundgemacht. 

In  Gemässheit  des  Art.  1,  Absatz  12,  der  zwischen  der  k.  k.  Öster- 
reichischen und  kön.  sächsischen  Regierung  unterm  24.  April  1853 
abgeschlossenen  Uebereinkunft  wegen  Herstellung  einer  Eisenbahn  zwischen 
Zittau  und  Reichenberg  haben  über  die  längs  der  gedachten  Bahnlinie  her- 
zustellende Telcgraphenleitung,  über  die  polizeiliche  Pass-  und  Fremden- 
behandlung, sowie  über  die  Post-  und  zollamtliche  Manipulation  nach 
vorherigen  commissarischen  und  weiteren  unmittelbaren  schriftlichen  Ver- 
handlungen zwischen  den  benannten  hohen  Regierungen,  die  Letzteren  zu 
Abschluss  einer  den  vorgedachten  Verhandlungen  entsprechenden  Verein- 
barung, und  zwar: 
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die  kais.  königl.  österreichische  Regierung:  den  Doctor  der  Rechte  und 
k.  k.  Sections-Rath,  Herrn  Vincenz  Maly; 

die  kön.  sächsische  Regierung:  den  Legations-Secretär  bei  der  kön. 
sächsischen  Gesandtschaft  am  k.  k.  österreichischen  Hofe,  Herrn  Alexander 
Heinrich  von  Villers; 

zu  Commissären  ernannt  und  es  ist  von  diesen  die  nachstehende  Con- 
vention unter  Vorbehalt  der  Ratification  ihrer  Allerhöchsten  Regierungen 
abgeschlossen  worden: 

Erster  Abschnitt. 

Telegraphen-Anschluss  betreffend: 
A.  Staatfl-Teleffraphenleitunjr. 
Artikel  1. 

Jede  der  beiden  contrahirenden  Regierungen  verpflichtet  sich,  längs 
der  concessionirten  Bahnstrecke  —  Zittau-Reichenberg  —  von  ihren 
Vereinsstationen  —  Zittau-Reichenberg  —  aus  bis  zur  sächsisch-öster- 
reichischen Landesgränze  bei  Grottau  eine  Staats-Telegraphenleitnng  auf 
ihre  Kosten  herzustellen  und  zu  unterhalten,  sowie  am  genannten  Gränz- 
punete  für  eine  zweckmässige  Anschlussvorrichtung  Sorge  zu  tragen. 

Artikel  2. 

Bei  der  kön.  sächsischen  Vereinsstation  Zittau  wird  ein  zweiter 
Morse'scher  Schreibapparat  sächsischer  Seite  aufgestellt  werden. 

Die  Vereinsstation  Reichenberg  ist  mittelst Umschaltungsvorrichtung 
in  Zittau  in  den  Stand  zu  setzen,  mit  den  deutsch-österreichischen  Vereins- 
staaten  je  nach  Befinden  über  Dresden  oder  Görlitz  direct  correspondiren  zu 
können. 

Der  zweite  Apparat  in  Zittau  soll  dazu  dienen,  denjenigen  Theil  der 
Leitung,  welcher  während  der  vorbemerkten  Correspondenz  frei  ist,  zur 
telegraphischen  Correspondenz  von  Zittau  nach  Dresden,  beziehentlich 
Görlitz  oder  Reichenberg  und  den  in  dieser  Richtung  weiter  liegenden 
Stationen  zu  benützen. 

Artikel  3. 

So  lange  die  kön.  preussische  Vereinsstation  Görlitz  keinen  per- 
manenten Nachtdienst  hat,  wird  ein  solcher  auch  bei  der  Vereinsstation 
Zittau  nicht  eingeführt.  Der  nach  Inbetriebsetzung  des  Bahnbetriebs- 
telegraphen mit  Nachtdienst  auszustattenden  Vereinsstation  Reichenberg 
wird  jedoch  die  Linie  von  Zittau  nach  Dresden  für  die  Nacht  offen  gehalten 
werden ,   damit  vorkommende  Nachtdepescheu  ungehindert  darauf  nach 
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aämmtlichen  Nachtdienststationen  des  deutsch-österreichischen  Telegraphen- 
vereines befördert  werden  können. 

Artikel  4. 

Wenn  bei  Errichtung  der  Bahn  von  Reichenberg  nach  Pardubitz  die 
»Staatsleitung  dahin  fortgesetzt  werden  sollte,  so  treten  für  die  Vereinsstation 
zu  Reichenberg  dieselben  Dienstfunctionen  ein,  wie  sie  fUr  die  k.  k.  Österr- 
reichische  Grenzstation  Bodenbach  festgesetzt  sind,  und  es  wird  hiernach  in 
Reichenberg  auch  die  gleiche  Apparataufstellung  stattzufinden  haben. 

B.  Die  EIsenbahnbetrlebs-Telrgrraphenlinie  auf  «sterrelehUetaem  Gebiete 

Artikel  5. 

Die  k.  k.  österreichische  Telegraphenverwaltung  Übernimmt  die  Anle- 
gung einer  zweiten  Drahtleitung  von  Reichenberg  bis  zur  sächsisch-Öster- 
reichischen Gränze  bei  Grottau,  wo  der  AnschluBS  an  die  von  Zittau 
herkommende  zweite  Leitung  erfolgt,  auf  den  für  die  Staatsleitung  auf- 
gestellten Säulen  und  übergibt  selbige  der  Betriebsverwaltung  der  Zittau- 
Reichenberger  Eisenbahn  zur  Benutzung  für  die  Zwecke  der  Betriebsmittb ei- 
lungen und  zur  Correspondenzbeförderung,  in  soweit  selbige  nach  Art.  9  gestattet 
ist,  gegen  ein  jährliches  Pauschale  von  Einhundert  neun  und  achtzig  Gulden 
österr.  Währ. 

Dieses  Pauschale  ist  von  dem  Tage,  an  welchem  die  Benutzung  beginnt, 
in  halbjährigen  Vorauszahlungen  an  die  k.  k.  Österreichische  Staats- 
Telegraphencassa  zu  entrichten. 

Artikel  6. 

Diese  Leitung  wird  in  das  Staatstelegraphenamt  in  Reichenberg  sowie 
in  die  Eisenbahnstationen  Reichenberg,  Kratzau  und  Grottau  gefuhrt  werden. 

Artikel  7. 

Die  Eisenbahnbetriebsverwaltnng  wird  auf  österreichischem  Gebiete 
nur  jenes  Apparatsystem,  welches  jeweilig  von  dem  k.  k.  Österreichischen 
Finanzministerium  bestimmt  wird ,  und  zwar  vorläufig  das  Morse'sche 
Schreibapparat-System  in  Anwendung  bringen. 

Die  Aufstellung  der  Apparate  auf  österreichischem  Gebiete  ist  nur 
nach  erfolgter  Genehmigung  des  genannten  k.  k.  österreichischen  Ministeriums 
und  in  der  von  demselben  festgesetzten  Art  und  Weise  vorzunehmen;  es  ist  sich 
ferner  nur  der  bei  den  Österreichischen  Betriebstelegraphenämtern  in  Anwen- 
dung kommenden  Zeichen  zu  bedienen  und  es  sind  die  bestehenden  Vor- 
schriften in  Bezug  des  Aufrufes  der  Stationen  in  Vollzug  zu  setzen. 
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Artikel  8. 

Die  Eisenbahnbetriebsverwaltung  ist  verpflichtet,  bei  jenen  Betriebs- 
ämtern, die  nicht  zur  Privatcorrespondenz  ermächtiget  werden,  nur  solche 
Depeschen  zu  befördern,  welche  im  Interesse  des  Betriebes  Hegen,  rein 
dienstlicher  Natur,  an  Organe  der  Betriebsverwaltung  gerichtet  oder  von 
ihnen  gegeben  sind. 

Jede  beförderte  Depesche  ist  wörtlich  in  ein  Hauptprotokoll  einzu- 
tragen, auch  sind  die  Papierstreifen  sorgfältig  nach  den  Depeschennummern 
aufzubewahren,  welche  beide  von  den  berufenen  Organen  der  öster- 
reichischen Staatsverwaltung  jederzeit  eingesehen  werden  können. 

Für  jede  beförderte  nicht  vertragsmässige  oder  nicht  in  das  Haupt- 
protokoll eingetragene  Depesche  wird  die  Eisenbahnbetriebsverwaltung  die 
nach  dem  Tarife  des  deutsch-österreichischen  Telegraphenvereines  entfal- 
lende Gebühr  an  die  k.  k.  Telegraphencassa  entrichten. 

Kommt  es  hierüber  zu  Meinungsverschiedenheiten,  so  entscheidet  in 
erster  Instanz  die  k.  k.  österreichische  General-Direction  der  Staatstele- 
graphen, in  zweiter  Instanz  das  k.  k.  österreichische  Finanzministerium,, 
dessen  Entscheidung  sich  mit  Ausschliessung  jedes  weiteren  Rechtszuges  zu 
fügen  ist. 

Artikel  9. 

Der  k.  k.  österreichischen  Staatsverwaltung  steht  das  Recht  zu,  die 
Eisenbahnbetriebs-Telegraphenleitung  in  der  Zeit,  wo  sie  für  den  Betriebs- 
dienst nicht  benutzt  wird,  zur  Beförderung  von  Staats-  und  Privatdepeschen 
zu  verwenden.  Es  ist  daher  die  Eisenbahnbetriebsverwaltung  verpflichtet, 
eine  jede  solche  Depesche,  die  nach  Orten,  wohin  sie  durch  Vermittlung 
eines  Staats-Telegraphenamtes  gelangen  kann,  gerichtet  ist,  bei  jeder 
Betriebsstation  zu  Ubernehmen  und  weiter  zu  befördern,  ebenso  jede 
Depesche  ohne  Ausnahme  von  den  8taats-Telegraphenämtern  anzunehmen 
und  an  ihre  Bestimmungsorte  zu  befördern. 

Die  bei  den  Zwischenstationen  Grottau  und  Kratzau  etwa  vorkommenden 
Privatdepeschen  müssen  jederzeit  an  das  k.  k.  Telegraphenamt  Reichenberg 
angemeldet  werden. 

Artikel  10. 

Die  Eisenbahnbetriebsverwaltung  verpflichtet  sich  ferner,  alle  längs 
der  Zittau-Reichenberger  Eisenbahn  auf  österreichischem  Gebiete  aufgege- 
benen Staats  de  peschen  gebührenfrei  anzunehmen  und  abzutelegraphiren. 

Dagegen  wird  derselben  für  jede  abtelegraphirte  oder  aufgenommene 
Privatdepesche ,  falls  die  Vermittlung  des  Staats-Telegraphenamtes  in  Rei- 
chenberg erforderlich  wird,  die  Hälfte,  wenn  jedoch  Privatdepeschen  bloss 
zwischen  hierzu  ermächtigten  Stationen  der  Zittau-Reichenberger  Linie  beför- 
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dert  werden,  die  ganze  Gebühr,  die  filr  die  Beförderung  auf  der  Eisenbahn- 
betriebsleitung entfällt,  zugesichert. 

Die  Taxirung  der  Privatdepeschen  für  den  internen  Verkehr  auf 
österreichischem  Gebiete  hat  dach  den  vom  k.  k.  österreichischen  Finanz- 
ministerium der  Eisenbahnbetriebsverwaltung  mitgetheilten  Tarifen  zu 
geschehen. 

Im  Uebrigen  wird  der  Eisenbahnbetriebsverwaltung  zugesichert,  dass  bei 
eingetretener  Unterbrechung  der  Eisenbahnbetriebsleitung  die  Bahndepeschen, 
falls  keine  Staatsdepeschen  vorliegen,  auf  dem  Staatsdrahte  unentgeltlich 
befördert  werden  sollen. 

Artikel  11. 

Sowie  es  nach  den  Vertragsbestimmungen  des  deutsch-österreichischen 
Telegraphenvereines  jeder  Regierung  zusteht,  die  Telegraphen-Privatcorre- 
spondenz  ganz  oder  in  gewissen  Richtungen  einzustellen,  so  behält  sich  die 
k.  k.  österreichische  Regierung  dieses  Recht  gegenüber  der  Betrieb» 
Verwaltung  der  Zittau-Reichenborger  Eisenbahn  bezüglich  des  ihr  über- 
ladenen Telegraphen  vor. 

Wenn  die  Sperrung  des  Telegraphen  nicht  durch  ein  Verschulden  der 
Eisenbahnverwaltung  hervorgerufen  ist,  und  sie  länger  als  drei  Tage  dauert, 
findet  die  Zahlung  des  für  die  Zeit  der  Sperre  entfallenden  Pauschales  nicht 
Statt. 

Artikel  12. 

Die  Eisenbahnverwaltung  ist  gehalten,  alle  in  Bezug  auf  die  Controle 
bereits  bestehenden  oder  künftig  zu  erlassenden  Normen  der  k.  k.  Tele- 
graphenverwaltung zu  beobachten  und  die  bei  dem  Telegraphen  verwendeten 
Beamten  denselben  Disciplinarstrafen  zu  unterziehen,  die  ftir  die  Beamten 
der  k.  k.  Telegraphenanstalt  festgesetzt  sind,  oder  noch  festgesetzt  werden. 

Artikel  13. 

Der  k.  k.  österreichischen  Regierung  bleibt  es  vorbehalten,  den  Zustand 
des  Bureaus  und  der  Leitungen  jederzeit  zu  inspiciren. 

Von  Seiten  der  Organe  der  Eisenbahnverwaltung  muss  jeder  bemerkte 
Mangel  allsogleich  beseitigt  werden.  Die  vorkommenden  gewöhnlichen  Repa- 
raturen an  den  Leitungen  werden  auf  Kosten  der  k.  k.  österreichischen 
Regierung  und  durch  deren  Organe  vorgenommen.  Die  für  die  Inbetrieb 
setzung  der  Eisenbahnbetriebsstationen  nöthigen  Apparate  und  alle  hierzu 
gehörigen  Vorrichtungen  und  Verbrauchsgegenstände  hat  die  Eisenbahn 
Verwaltung  aus  eigenen  Mitteln  herzustellen  und  für  die  Instandhaltung  der 
gedachten  Apparate  und  Vorrichtungen  auf  eigene  Rosten  zu  sorgen. 
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Artikel  14. 

Die  Eisenbahnbetriebsverwaltung  hat  die  Verpflichtung,  ihre  eigenen 
Organe  zur  Bewachung  der  Telegraphenleitung  in  der  Richtung  anzu- 
weisen, dasa  sie  nach  Kräften  alle  Beschädigungen  an  den  Telegraphen- 
leitungen abhalten;  wenn  aber  solche  oder  wie  immer  geartete  Störungen 
oder  Unterbrechungen  eintreten,  dieselben  und  zwar  nicht  bloss  an  den 
Betriebs-,  sondern  auch  an  den  Staatsleitungen  unverzüglich  zu  beseitigen  und 
sämmtliche  Leitungen  sogleich  in  betriebsfähigem  Zustande  herzustellen. 

Das  Materialo  zu  diesen  Reparaturen  wird  der  Eiaenbahnverwaltung 
von  der  k.  k.  Staats-Telegraphenverwaltung  unentgeltlich  zugestellt  werden. 

Zu  diesem  Zwecke  verpflichtet  sich  die  Betriebsverwaltung,  alle  Vor- 
schriften und  Instructionen,  welche  die  k.  k.  Regierung  zum  8chutze  und 
zur  Erhaltung  der  Telegraphenleitungen  längs  ihrer  eigenen  Eisenbahnen 
in  Vollzug  gesetzt  hat  oder  künftig  in  Vollzug  setzen  wird,  auch  sogleich 
bei  dem  Betriebs-  und  Aufsichtspersonale  der  Zittau-Reichenberger  Eisen- 
bahn in  gleicher  Art  in  Anwendung  zu  bringen  und  gegen  die  in  dieser 
Beziehung  fahrlässigen  Betriebsorgane  die  instructionsmässigen  Strafen  zu 
verfügen,  sowie  diess  der  k.  k.  Staats-Telegraphenverwaltung  nachzuweisen. 

Artikel  15. 

Die  zum  Baue  oder  zur  Reparatur  der  Telegraphenleitungen  erforder- 
lichen Materialien  und  Requisiten  werden  von  der  Eisenbahnbetriebs- 
verwaltung auf  der  Eisenbahn  gebührenfrei  befördert.  Ebenso  wird  dem  k.  k. 
Telegraphenpersonale  bei  Gelegenheit  von  Dienstreisen  die  freie  Fahrt  gegen 
Vorweisen  des  Fahr-Certificates ,  und  zwar  dem  Telegraphendirector ,  den 
Directionsräthen,  Telegrapheninspectoren  und  den  Telegraphencommissären 
in  erster,  den  übrigen  Beamten  in  zweiter,  den  Amtsboten,  den  Leitungs- 
aufsehern  und  Arbeitern  in  dritter  Wagenclasse  zugesichert. 

Artikel  16. 

Die  eingegangenen  Geldstrafen  werden  von  der  Eisenbahnbetriebs- 
verwaltnng  dem  Bahnbeamten-Unterstützungsfonds  überwiesen. 

Artikel  17. 

Das  vorstehende  Uebereinkommen  (Erster  Abschnitt  B.,  5 — 17) 
hat  vorläufig  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren,  von  dem  Tage  gerechnet,  an 
welchem  die  Eisenbahnbetriebsleitung  der  Eisenbahnbetriebsverwaltung  zur 
Benützung  übergeben  wird,  zu  gelten.  •» 

Nach  Verlauf  dieser  Frist  haben  die  vereinbarten  Bestimmungen  so 
lange  in  Kraft  zu  bleiben,  bis  von  der  einen  oder  .der  anderen  Seite  eine 
halbjährige  Aufkündigung  erfolgt,  in  welchem  Falle  über  die  weiterhin  ein- 
tretenden Bestimmungen  eine  neue  Vereinbarung  getroffen  wird. 
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Zweiter  Abschnitt. 
Polixeiliche  Pass-  und  Fremdenbehandlung. 
Artikel  18. 

Die  kön.  sächsische  Regierung  wird  gestatten,  dass  k.  k.  öster- 
reichischer Seits  auf  dem  Bahnhofe  bei  Zittau  ein  mit  der  nöthigen  Wach- 
mannschaft in  der  Stärke  von  8—10  Mann  ausgestattetes  Polizeicommissariat 
errichtet  werde,  welches  in  Gemeinschaft  mit  dem  ebendaselbst  stationirten 
kön.  sächsischen  Polizeicommissär  die  Ueberwacbung  des  dortigen  Fremden- 
verkehres auf  der  Zittau-Reichenberger  Eisenbahn  Ubernehmen  wird. 

Zugleich  wird  festgesetzt,  das  der  Zittauer  Bahnhof  auch  als  gemein 
same  Wechselstation  der  auf  der  Zittau-Reichenberger  Eisenbahn  verkehren- 
den Schubtransporte  zu  betrachten  ist,  wobei  die  in  dem  Staatsvertrage  vom 
16.  August  1853  angenommenen  Principien  ihre  reeiproke  Anwendung  zu 
finden  haben. 

Vgl.  die  Bemerkung  zu  Abechnitt  IV  der  Uebereiokunft  vom  31.  December  1850  (I,  1). 

Ueber  den  Schüblingstransport  »uf  der  Zittau-Reichenberger  Eisenbahn  ist  am  22.  Decem- 
ber  1662  ein  eigener  Staatsvertrag  abgeschlossen  worden. 

In  Bemg  auf  Artikel  3  tub  e  desselben,  sowie  in  Bcmg  »uf  Art.  3  aub  b  des  oben  erwähn- 
te« analogen  Vertrages  vom  16.  August  1853  hinsichtlich  der  Prag-Dresdener  Bahn  haben  die 
k.  k.  österr.  und  die  kgl.  sichsische  Regierung  mit  den  gleichlautenden  Ministerialerklärungen 
ddo.  Dresden  am  8.  September  1863,  (Centralblalt  Nr.  3  ex  1864)  nachträglich  die  Uehereinkunft 
getroffen,  dass  die  Annahme  Ton  gefesselten  Schüblingen  auf  den  beiderseitigen 
Uebernahmastwtionen  ohne  vorhergegangene  besondere  Verhandlung  zwischen  den  beiderseitigen 
Polixei-Cominissariaten  stattfinden  darf,  insofern  zur  Vermeidung  der  Belästigung  des  reisenden 
Publica  ms  und  ans  Scbicklichkeits-Rücksicbten  die  Einrichtung  für  den  Transport  sich  treffen 
lisst,  dass  der  zu  transportirende  Schübling  ausser  aller  nähern  Berührung  mit  dem  reisenden 
Publicum  bleibt.  Bievon  sind  mit  dem  H.-M.-£rla*se  vom  31.  December  1864  Z.  15.739-1390  die 
Verwaltungen  der  österr.  StaaU-Eisenbabngesellschaft  und  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungs- 
bahn behufs  der  entsprechenden  Massnahmen  in  Kenntnis*  gesetzt  worden. 

Artikel  19. 

Für  die  Pass-  und  Fremdenbehandlung  in  dem  Bahnhofe  zu  Zittau  gilt 
der  Grundsatz,  dass  dieser  Bahnhof  ideell  als  Oränzpunct  zwischen  Sachsen 
und  Oesterreich  für  jene  Reisenden  anzusehen  ist,  welche  entweder  mit  der 
Eisenbahn  direct  aus  Böhmen  in  Zittau  anlangen,  oder  welche  mit  den  von 
Zittau  in  der  Richtung  gegen  die  böhmische  Landesgränze  verkehrenden 
Zügen  den  Stationspunct  Zittau  in  der  Absicht  verlassen  wollen,  um  die 
natürliche  Landesgränze  zu  überschreiten. 

Die  Reisenden  erster  Art  sind  als  nach  Sachsen  Einpassirende,  jene  der 
letzteren  als  aus  Sachsen  nach  Oesterreich  Auspassirende  zu  betrachten 
(vergl.  Art.  27  und  34). 

Artikel  20. 

t 

Die  beiderseitigen  Polizeicommissäre,  deren  Wirksamkeit  und  Geschäfts- 
kreis von  jeder  der  beiden  contrabirenden  Regierungen  für  ihr  Personal 
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durch  besondere  Instructionen  festgestellt  werden  wird,  haben  sich  gegen- 
seitig zu  Erreichung  ihrer  dienstlichen  Aufgaben  möglichst  zu  unterstützen 
und  namentlich,  soweit  nöthig,  bei  der  Vollziehung  von  Arreturen  die  erfor- 
derliche Assistenz  zu  leisten. 

Das  dienstliche  Verhältniss  dieser  Beamten  zu  einander  ist  ein  coor- 
dinirtes  und  es  soll  der  Dienstverkehr  zwischen  denselben  im  Wege  der 
unmittelbaren  Communication  stattfinden.  Anfällige  Vorschriften  wegen 
Untersagung  der  unmittelbaren  Gorrespondenz  mit  ausländischen  Behörden 
sollen  auf  die  gedachten  beiden  Polizeibeamten  in  deren  dienstlichem  Ver- 
kehre unter  einander  keine  Anwendung  finden. 

Artikel  21. 

Die  Beförderung  von  Reisenden  mittelst  solcher  Züge,  welche  lediglich 
für  den  Waarentransport  bestimmt  sind,  soll  nicht  gestattet  sein. 

Auch  soll  der  Abgang  der  Züge  in  Zittau  nicht  eher  erfolgen  dürfen, 
als  bis  die  passpolizeiliche  Amtshandlung  beendiget  ist. 

Der  dadurch  entstehende  Aufenthalt  soll  auf  das  möglich  geringste 
Zeitmass  beschränkt  und  keines  Falles  Über  eine  Stunde  verlängert  werden. 

Von  Abänderungen  des  Fahrplanes,  eingetretenen  Verkehrsstockungen, 
ankommenden  und  abgehenden  Extrazügen  aollen  die  beiderseitigen  Polizei- 
commissäre  durch  die  Bahnverwaltung  alsbald  und  beziehentlich  sogleich 
nach  dem  Einlangen  der  betreffenden  telegraphischen  Nachricht  in  Kenntniss 
gesetzt  werden. 

Artikel  22. 

Die  Amtshandlungen  der  beiderseitigen  Polizeicomroissäre  sollen  in  der 
Art  gemeinschaftlich  vorgenommen  werden,  dass  das  k.  k.  österreichische 
Polizeicommissariat  die  speciellc  Revision  der  Reiselegitimationen  und  bezie- 
hentlich deren  Abstämpelung  rUcksichtlich  der  auf  der  genannten  Eisenbahn, 
sowohl  aus  Sachsen  nach  Böhmen,  als  auch  der  aus  Böhmen  nach  Sachsen 
reisenden  Personen  besorgt,  und  dass  dem  kön.  sächsichen  PoUzeicommissär, 
beziehentlich  dem  Assistenten  desselben,  die  stete  Einsicht  in  die,  der  vor- 
gedachten Amtshandlung  Seitens  des  k.  k.  österreichischen  Commissärs 
unterworfeneu  Reiselegitimationen  zustehen  soll,  um  gegen  die  betreffenden 
Reisenden  nach  Befinden  sofort  auch  seiner  Seits  einschreiten  zu  können. 

Artikel  23. 

Die  Manipulation  der  polizeilichen  Fremdenbehandlung  Seitens  des 
k.  k.  österreichischen  Commissärs  wird  im  Allgemeinen  folgende  sein: 

Denjenigen  auf  der  Bahn  aus  der  Richtung  von  Löbau  in  Zittau 
Ankommenden,  welche  auf  dieser  Bahn  in  der  Richtung  nach  Reichenberg 
weiter  reisen  wollen,  werden  auf  ihre  Anmeldung  die  Reiselegitimationen  gegen 
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Recepisse  von  dem  Österreichischen  Wachpersonale  abgenommen,  nnd  nach 
erfolgter  Vidirung  (Abstämpelung) ,  welche  jedoch  bei  Passkarten  entfällt, 
gegen  Rückgabe  der  Recepisse  wieder  eingehändigt. 

Beim  Einsteigen  in  die  Wagen  der  nach  Reichenberg  abgehenden  Züge 
wird  die  Controle  geübt,  dass  jeder  Reisende  mit  einer  von  dem  öster- 
reichischen Polizeicommissär  vidirten  oder  abgestämpelten  Reiselegitimation 
oder  einer  Passkarte  versehen  ist. 

Diejenigen  in  der  Richtung  von  Lübau  ankommenden  Reisenden  aber, 
welche  auf  der  Zittau-Reichenberger  Eisenbahn  nicht  weiter  reisen  wollen, 
werden  österreichischer  Seits  der  Passcontrole  gar  nicht  unterworfen ;  die- 
selben  sind  vielmehr  berechtigt,  den  Bahnhof  unter  Mitnahme  ihres  Gepäckes 
sofort  zu  verlassen,  und  es  wird  die  Ueberwachung  darüber,  dass  sie  ihrer 
vorerwähnten  Absicht  wirklich  nachkommen,  durch  die  obengedachte  Con- 
trole über  die  von  Zittau  aus  nach  Böhmen  abgehenden  Züge  ausgeübt;  wie 
denn  überhaupt  eine  passpolizeiliche  Controle  Seitens  der  k.  k.  öster- 
reichischen Polizeibehörden  anf  die  in  der  Richtung  von  Löbau  her  in  Zittau 
anlangenden  Reisenden  erst  eine  angemessene  Zeit  vor  Abgang  des  Zuges 
weiter  in  der  Richtung  nach  Böhmen  einzutreten  hat. 

Die  in  Zittau  den  Zug  besteigenden  Reisenden  nach  Böhmen  haben  vor 
der  Billetentnahme  ihre  Reiselegitimationen  der  Vidirung  und  beziehentlich 
Abstämplung  durch  den  k.  k.  österreichischen  Polizeicommissär  zu  unter- 
werfen. 

Die  auf  der  Bahn,  in  der  Richtung  von  Reichenberg  her,  in  Zittau 
ankommenden  Reisenden  haben  durchwegs  ihre  Legitimationen  bei  der 
Ankunft  in  Zittau  dem  k.  k.  österreichischen  Wachpersonale  gegen  Recepisse 
einzuhändigen.  Der  österreichische  Polizeicommissär  wird  im  Interesse  der 
unaufgehaltenen  Beförderung  der  Züge  zuvörderst  die  Legitimationen  der- 
jenigen aus  der  Richtung  von  Reichenberg  her  angelangten  Reisenden, 
welche  von  Zittau  aus  auf  der  Bahn  weiter  reisen  wollen,  der  Behandlung 
unterwerfen  und  gegen  Rückgabe  der  Recepisse  wieder  ausantworten.  Nach 
dessen  Erfolg  findet  die  ebenmässige  Behandlung  derer  Statt,  welche  aus 
der  gedachten  Richtung  anlangten  und  von  Zittau  aus  auf  der  Bahn  nicht 
weiter  reisen.  Es  ist  jedoch  auch  bei  dieser  Manipulation  mit  möglichster 
Beschleunigung  zu  verfahren. 

Artikel  24. 

Es  sollen  aber  nicht  nur  die  im  Dienste  der  einen  oder  der  anderen  der 
beiden  contrahirenden  Regierungen  die  Landesgränze  zwischen  Zittau  und 
Reichenberg  überschreitenden,  durch  Dienstkleidung  oder  Certificat  der  Vor- 
gesetzten legitimirten  Beamten  und  Diener  dem  speciellen  passpolizeilichen 
Verfahren  nicht  unterworfen  sein,  sondern  auch  allen  beiderseitigen  höhereu 
Beamten  des  einen  oder  des  anderen  der,  in  der  gegenwärtigen  Convention 
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berührten  Verwaltungszwcige  nicht  minder  den  bei  den  kön.  sächsischen 
Behörden  accreditirten  Beamten  des  deutschen  Zollvereines  zu  jeder  Zeit  der 
freie  Ein-  und  Austritt  über  die  gedachte  Landesgränze,  ohne  solche  an  die 
Legitimation  durch  gesandtschaftlich  visirte  Pässe  zu  binden,  vielmehr  in 
soferne  sie  nicht  ohnehin  dem  betreffenden  Polizeipersonale  von  Person 
bekannt  sind,  schon  auf  Grund  einer  amtlichen  Bescheinigung  der  Dienst- 
eigenscbaft  gestattet  sein. 

Artikel  25. 

Zu  gehöriger  Ausführung  der  im  Vorstehenden  näher  bezeichneten 
polizeilichen  Controle  soll  die  Einrichtung  getroffen  werden,  dass  die  von 
beiden  Richtungen  her  in  Zittau  ankommenden  Passagiere  den  Bahnhof  nur 
durch  einen  einzigen  Ausgang  verlassen  dürfen.  Auch  sollen  die,  die  Züge 
begleitenden  Oonducteure  verpflichtet  sein,  ihrer  Seits,  so  viel  an  ihnen  ist, 
darüber  ebenfalls  Aufsicht  zu  führen,  dass  die  auf  dem  Bahnhofe  ankommen- 
den, zu  Abgabe  ihrer  Legitimationen  verpflichteten  Reisenden  nicht  eher  aus 
den  Wagen  steigen,  bevor  sie  nicht  ihre  Reiselegitimationen  an  die  k.  k. 
österreichischen  Polizeibeamten  abgegeben  haben. 

Artikel  26. 

Jeder  der  beiden  contrahirenden  Staatsregierungen  verbleibt  die  volle 
Landeshoheit  sammt  der  Ausübung  der  Justiz-  und  allgemeinen  Polizeigewalt 
im  Bereiche  der  innerhalb  ihres  Staatsgebietes  gelegenen  Bahnhöfe  und 
Bahnstrecken. 

Jeder  der  genannten  beiden  Regierungen  bleiben  jedoch  vorbehalten : 

1.  Untersuchungen  gegen  ihre  auf  den  im  anderen  Staatsgebiete 
gelegenen  Bahnhöfen  und  Bahnstrecken  verwendeten  Staatsangehörigen : 

a)  wegen  etwaiger  von  ihnen  durch  Verletzung  ihrer  dienstlichen  Obliegen- 
heiten auf  der  Eisenbahn  verursachten  Unglücksfälle  und  Beschä- 
digungen, und 

b)  wegen  aller  gegen  den  Staat,  welchem  sie  angehörig  sind,  begangenen 
Verbrechen  oder  Vergehen ;  sowie 

2.  hinsichtlich  der  Civiljustiz: 

a)  die  Regulirung  der  Nachlässe  (Verlasscnschaftsabhandlungen)  jener 
Beamten  und  Diener,* 

b)  die  Beschlussfassung  über  die  zu  dem  Vermögen  derselben  zu  eröffnen- 
den Concurse,  und  die  Leitung  der  letzteren,  wobei  jedoch  der  Behörde 
des  Aufenthaltsortes  des  Uberschuldeten  Beamten  oder  Dieners  die  Ein- 
leitung eines  Particularconcurses  zu  dem  daselbst  befindlichen  Theile 
solchen  Vermögens  unbenommen  bleibt. 

Jede  der  beiden  contrahirenden  Regierungen  wird  die  Behörde,  welche 
sich  dieser  vorbehaltenen  Gerichtsbarkeit  zu  unterziehen  hat,  bestimmen. 
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Dem  k.  k.  österreichischen  Polizeicommissariate  in  Zittau  soll  die  poli- 
zeiliche Behandlung,  Arretur  und  Abführung  nach  Oesterreich  rücksichtlich 
solcher  auf  der  Bahn  in  Zittau  als  Reisende  ankommenden  Personen,  welche 
dem  kün.  sächsischen  Staatsverbande  nicht  angehören,  gestattet  sein.  Was 
dagegen  diejenigen  Reisenden  auf  der  genannten  Bahn  betrifft,  welche  dem 
Königreiche  Sachsen  als  Unterthanen  angehören,  so  soll  sich  das  k.  k.  öster- 
reichische Polizeicommissariat  auf  die  Prüfung  und  Vidirung  der  Pässe  und 
sonstigen  Legitimationen  derselben,  sowie  in  dem  Falle,  dass  hierbei  diese 
Legitimationen  nicht  von  der  Beschaffenheit  befunden  werden  sollten,  um 
dem  Inhaber  den  Gränzzübertritt  nach  Böhmen  gestatten  zu  können,  darauf 
zu  beschränken  haben,  den  betreffenden  Individuen  die  Weiterreise  auf  der 
Zittau-  Reichenberger  Eisenbahn  zu  versagen. 

Alle  und  jede  sonstige  Amtshandlungen  aber,  wie  namentlich  auch,  mit 
Ausschluss  der  nach  Befinden  etwa  nolh  wendigen  ersten  provisorischen  Handan- 
legung, die  eigentliche  Arretur,  bleiben  daher  in  Betreff  der  dem  sächsischen 
Staatsverbande  angehörenden  Reisenden,  dieselben  mögen  nun  auf  der  ge- 
nannten Eisenbahn  von  Böhmen  aus  nach  Zittau  kommen,  oder  von  dem  letz- 
teren Orte  aus  nach  Böhmen  reisen  wollen,  sowie  ohne  Unterschied  rück- 
sichtlich der  speciellen  Veranlassung  zum  polizeilichen  Einschreiten  im  con- 
creten  Falle,  dem  sächsischen  Polizeicommissariate  dergestalt  überlassen,  dass 
sich  das  k.  k.  österreichische  Polizeicommissariat  darauf  zu  beschränken  hat, 
eintretenden  Falles  bei  dem  sächsischen  Polizeicommissär  und  beziehentlich 
durch  dessen  Vermittlung,  bei  den  weiter  zuständigen  sächsischen  Be- 
hörden diejenigen  besonderen  Anträge  zu  stellen,  zu  welchen  dasselbe  von 
seinem  Standpuncte  aus  in  Vertretung  der  Interessen  des  österreichischen 
Staates  und  der  besonderen  Institutionen  desselben  Veranlassung  findet. 

Vjrl.  Art.  3  der  tebereinkunft  rom  31.  Drcember  1850  (I,  1). 

Artikel  27. 

Die  aus  Oesterreich  auf  dem  Bahnhofe  in  Zittau  Einpassirenden  sind 
erst  dann  als  nach  Sachsen  Ubergetreten  anzusehen  (vergl.  Art.  19),  wenn 
ihr  Uebertritt  nicht  beanständet  und  ihnen  daher  nicht  nur  von  dem  kaiser- 
lich-österreichischen Commissariate  das  Austrittsvisum  ertheilt,  sondern  auch 
die  vidirte  Reiseurkunde,  nachdem  zuvor  noch  das  kön.  sächsische  Polizei- 
commissariat dieselbe  zum  Zeichen  des  Einverständnisses  entweder  mit  einem 
Stämpelabdrucke  oder  mit  einer  Chiffre  oder  nach  Befinden  mit  einem  beson- 
deren Visum  versehen  hat,  ausgefolgt  worden  ist. 

Die  Reiselegitimationen  aller  nach  Sachsen  Einpassirenden  müssen 
daher  dem  kön.  sächsischen  Commissariate  zur  Einsicht  und  resp.  Vidirung 
vorgelegt  werden. 

Ist  der  Uebertritt  vollzogen,  so  treten  bei  der  Behandlung  der  Ein- 
passirten  jene  Grundsätze  ein ,  welche  in  Beziehung  auf  die  im  Innern  des 
Königreiches  8achsen  befindlichen  Personen  gelten. 
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Artikel  28. 

In  den  Fällen,  wo  das  kön.  sächsische  Polizcicommissariat  einem  nach 
Sachsen  Einpassirenden  die  Weiterreise  in  das  Innere  des  Königreiches  nach 
den  in  Sachsen  bestehenden  Vorschriften  nicht  zu  gestatten  findet,  hat  es 
hiervon  dem  kais.  österreichischen  Polizeicommissariate  unter  Eröffuung  der 
Gründe  der  Beanständigung ,  Mittheilung  zu  machen,  und  es  steht  dem 
Letzteren  frei,  hierüber  dem  kön.  sächsischen  Polizeicommissariate  seine 
Ansicht  bekannt  zu  geben. 

Beharrt  letzteres,  ungeachtet  einer  allfälligen  entgegengesetzten  Ansicht 
des  kais.  österreichischen  Polizeicommissariates  bei  seinem  Beschlüsse,  so 
hat  es  denselben  dem  kaiserl.  Commissariate  neuerdings  zu  eröffnen,  sodann 
aber  die  weiteren  Schritte  in  Bezug  auf  die  Behandlung  des  Reisenden 
vorzunehmen.  Die  erwähnten  gegenseitigen  Eröffnungen  haben  stets  in  der 
möglichst  kürzesten  Weise  und  mit  thunlichster  Beschleunigung  stattzufinden. 

Artikel  29. 

Diese  Schritte  können  nach  Massgabe  der  flir  Sachsen  geltenden  Vor- 
schriften entweder  in  der  Uebergabe  des  beanständeten  Reisenden  an  eine 
kön.  sächsische  Behörde  oder  in  einer  Zurückweisung  desselben  über  die 
natürliche  Landesgränze,  oder  endlich  darin  bestehen,  dass  den  Reisenden 
mit  der  nöthigen  Vorsicht  gestattet  wird,  die  Erledigung  der  etwa  vor- 
handenen Formmängel  seiner  Reiseurkunde  in  Zittau  abzuwarten. 

Artikel  30. 

Die  Uebergabe  eines  von  dem  kön.  sächsischen  Polizeicommissär  ange- 
haltenen Reisenden  an  eine  andere  sächsische  Behörde  ist  von  dem  kais. 
österreichischen  Commissariate  in  keiner  Weise  zu  behindern. 

Artikel  31. 

Die  von  dem  kön.  sächsischen  Polizeicommissariate  Zurückgewiesenen 
sind  von  dem  kais.  Österreichischen  Polizeicommissariate  zur  RUckinstxa- 
dirung  zu  übernehmen. 

Wenn  jedoch  das  kais.  Österreichische  Commissariat  in  einzelnen  Fällen 
aus  besonderen,  von  seinem  Standpuncte  massgebenden,  dem  kön.  säch- 
sischen Commissär  vorher  bekannt  zu  gebenden  Gründen  die  Rückinstra- 
dirung  für  unzulässig  erachten  sollte,  so  hat  das  kön.  sächsische  Commis- 
sariat solche  beanständete  Personen,  unter  einstweiliger  Abgabe  derselben 
an  die  betreffende  sächsische  Behörde,  zum  Behuf e  des  weiteren  Verfahrens 
und  unter  Vermeidung  jeder  Collision  mit  den  kais.  österreichischen  Organen 
zwar  zu  behalten,  immer  jedoch  mit  Vorbehalt  des  Kostenvergütungs 
Anspruches  für  den  Fall,  dass  die  sächsischer  Seits  ausgesprochene  Zurück- 
weisung des  Reisenden  durch  die  zu  pflegende  Verhandlung  im  Wege  der 
Oberbehörden  gerechtfertigt  erkannt  würde. 
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Die  Zurückschaffung  beanständeter  Reisender  über  die  natürliche 
Landesgränze  nach  Böhmen  hat  nie  durch  sächsische  Organe  stattzuBnden. 

Artikel  32. 

Wenn  das  kön.  sächsische  Polizeicommissariat  einem  nach  Sachsen 
einpassirenden  Reisenden  gestattet,  die  Erledigung  der  etwa  vorhandenen 
Formmängel  seiner  Reiseurkunde  in  Zittau  abzuwarten,  das  kais.  öster- 
reichische Commissariat  aber  die  Zurückweisung  eines  solchen  Reisenden 
nach  Oesterreich  verlangt,  so  ist  letzterer,  dafern  er  nicht  kön.  sächsischer 
Unterthan  ist,  dem  kais.  Österreichischen  Commissariate  zu  Effectuirung 
dieser  Zurückweisung  zu  Ubergeben. 

Artikel  33. 

Findet  das  kais.  österreichische  Polizeicommissariat  einen  Reisenden  zu 
beanständen  ,  welcher  von  dem  kön.  sächsischen  Commissariate  beim  Ein- 
tritte nach  Sachsen  nicht  beanständet  wird,  so  hat  es  hiervon  dem  kön. 
sächsischen  Commissariate  unter  Eröffnung  der  Gründe  der  Beanständung 
Mittheilung  zu  machen.  Es  bleibt  sodann  dem  kais.  österreichischen  Commis- 
sariate unbenommen,  auch  im  Falle  einer  gegentheiligen  Ansicht  des  kön. 
sächsischen  Polizeicommissariates,  die  einfache  Zurück  Weisung  oder  gefängliche 
Anhaltung  und  Rückinstradirung  des  Reisenden,  in  soferne  derselbe  nicht  kön. 
sächsischer  Unterthan  ist,  vorzunehmen  und  diese  Verfügung  auf  der  bezüg- 
lichen Reiseurkunde  zu  bemerken. 

Wenn  jedoch  das  kön.  sächsische  Commissariat  bei  einer  solchen  Mit- 
theilung eines  Verhaftsgrundes  sich  bestimmt  sehen  sollte,  die  Verhaftung 
des  Reisenden  kraft  eigenen  Amtsberufes  vorzunehmen,  so  gebührt  dem  kön. 
sächsischen  Commissariate  das  Vorrecht  der  Verhaftnahme ,  ausser  in  allen 
den  Fällen,  wo  der  zu  Verhaftende  ein  kön.  sächsischer  Staatsangehöriger 
ist,  auch  dann,  wenn  die  zu  verhaftende  einem  anderen,  als  dem  sächsischen 
Staate  angehörige  Person  nicht  sofort  an  eine  kais.  österreichische  Behörde 
abzuliefern,  sondern  einer  kön.  sächsischen  Behörde  zur  weiteren  Verfügung 
zu  übergeben  ist. 

Artikel  34. 

Bei  der  Behandlung  der  aus  Sachsen  Auspassirenden  hat  der  Grundsatz 
zu  gelten,  dass  dieselben  (vorausgesetzt,  dass  sie  auch  wirklich  mit  dem 
nächsten  Zuge  in  ununterbrochener  Reise  auf  der  Eisenbahn  die  natürliche 
Landesgränze  überschreiten)  dann,  als  nach  Oesterreich  ausgetreten,  zu 
betrachten  sind ;  wenn  ihr  U ebertritt  weder  von  Seiten  des  kön.  sächsischen, 
noch  des  kais.  österreichischen  Polizeicommissariates  beanständet  und  ihnen 
demgemäss  von  dem  letzteren  das  Eintritts- Visum  ertheilt  und  die  vidirte 
Reiseurkunde  ausgefolgt  oder  eine  besondere  zur  Weiterreise  giltige 
Urkunde  eingehändigt  worden  ist.  (Vergl.  Art.  19.) 


Digitized  by  Google 


436 


SUaUverträge 


Artikel  35. 

Findet  das  kais.  österreichische  Polizeicommissariat  einem  Reisenden 
dieser  Art  den  Eintritt  nach  Oesterreich  zu  versagen,  so  hat  es  hiervon  dem 
kön.  sächsischen  Polizeicommissariate  unter  Eröffnung  der  Gründe  Mit- 
theilung zu  machen. 

Artikel  36. 

Wird  von  dem  kais.  österreichischen  Polizeicommissariate  die  Verhaftung 
eines  im  Austritte  aus  Sachsen  begriffenen  Reisenden  für  nöthig  erachtet,  so  hat 
es  solches  dem  kön.  sächsischen  Polizeicommissariate,  gleichfalls  unter  Eröff- 
nung des  Grundes,  mitzutheilen  und  erst  dann  die  Verhaftung,  jedoch  immer 
mit  Ausschluss  der  kön.  sächsischen  Staatsangehörigen,  vorzunehmen,  wenn 
das  kön.  sächsische  Commissariat  nicht,  kraft  seines  eigenen  Rechtes,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des  Reisenden,  die  Arretur  vorzunehmen 
befindet. 

Artikel  37. 

Geht  die  Beanstandung  eines  aus  Sachsen  Auspassirenden  von  dem 
kön.  sächsischen  Polizeicommissariate  aus,  so  hat  dasselbe  nach  den  beste- 
henden Vorschriften  den  Reisenden  entweder  einfach  zurückzuweisen,  oder 
nach  Umständen  zu  verhaften. 

Der  Verhaftete  ist  sodann  nach  den  für  Verhaftungen  in  Sachsen  gelten- 
den allgemeinen  Bestimmungen  zu  behandeln. 

Von  einer  solchen  Beanständung  ist  dem  kais.  österreichischen  Com- 
missariate  Mittheilung  zu  raachen ;  es  steht  jedoch  letzterem  eine  Einsprache 
dagegen  nicht  zu. 

Artikel  38. 

.  Die  Detention  und  Ueberwachung  derjenigen  Personen,  welche  von 
einem  der  beiderseitigen  Polizeicommissarien  verhaftet  worden  sind,  über- 
nimmt in  dem  Bahnhofe  zu  Zittau  resp.  auf  Verlangen  des  kön.  sächsischen 
Polizeicommissärs  zunächst  das  kais.  österreichische  Polizeicommissariat. 

Es  sind  aber  diese  Arrestanten,  soweit  dieselben  von  dem  kais.  öster- 
reichischen Polizeicommissär  inhaftirt  worden  sind,  und  nach  Massgabe  der 
Bestimmungen  unter  Art.  26  ohne  Weiteres  an  die  kais.  Österreichischen 
Behörden  ausgeliefert  werden  können,  in  der  Regel  mit  dem  nächsten 
Bahnzuge  nach  Böhmen  zu  transportiren,  wogegen  die  von  dem  kön.  säch- 
sischen Polizeicommissär  inhaftirten  Individuen,  in  soweit  sie  nicht,  nach 
Art.  31,  dem  kais.  österreichischen  Polizeicommissariate  zur  RUckinstradirung 
übergeben  werden,  mit  der  thunlichsten  Beschleunigung  und  längstens  binnen 
24  Stunden  an  die  betreffende  sächsische  Behörde  zur  weiteren  Amts- 
behandlung  abzuliefern  sind. 
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Artikel  39. 

Die  Verpflegung  der  Arrestnuten  auf  dem  Bahnhofe  hat  auf  Kosten 
derjenigen  Regierung  zu  erfolgen,  deren  Polizeicommissär  die  Arrctur  ver- 
fügt hat,  jedoch  mit  Ausnahme  der  in  Art.  31  im  ersten  Satze  gedachten 
Personen,  deren  Verpflegung  ausschliesslich  auf  Kosten  der  k.  k.  öster- 
reichischen Regierung  erfolgen  wird,  und  mit  Vorbehalt  der  in  Art.  31  im 
zweiten  Satze  enthaltenen  Bestimmung. 

Artikel  40. 

Den  beiderseitigen  Polizeicommissarien  soll  die  Befugniss  zustehen,  sich 
im  Bedarfsfalle,  wenn  der  Staatstelegraph  besetzt  sein  sollte,  jedoch  unbe- 
schadet der  Betriebsdepeschen,  des  Betriebstelegraphen  zu  ihrer  dienstlichen 
€orrespondenz  unentgeltlich  zu  bedienen. 

Artikel  41. 

Den  beiderseitigen  Polizeicommissarien,  deren  Assistenten  und  der 
k.  k.  österreichischen  Wachmannschaft  soll  in  dienstlichen  Angelegenheiten 
die  unentgeltliche  Fahrt  auf  der  ganzen  Bahnstrecke  zwischen  Zittau  und 
Reichenberg  zustehen. 

Artikel  42. 

Königl.  sächsischer  8eits  wird  dafür  gesorgt  werden,  dass  für  den 
beiderseitigen  Polizeidienst  auf  dem  Bahnhofe  zu  Zittau  folgende  Locali- 
täten,  als: 

a)  ein  für  die  beiderseitigen  Polizcicommissäre  bestimmtes  gemeinschaft- 
liches Expeditionszimmer  im  Ausraasse  von  216  □  Ellen, 

b)  zwei  besonders  verschliessbare,  an  das  Zimmer  unter  lit.  a  anstossende 
kleine  Cabinete  von  je  mindestens  36  □Ellen  Flächeninhalt,  von 
welchen  je  eines  für  jeden  der  beiden  Polizeicommissäre  bestimmt  ist, 

c)  ein  im  Erdgeschosse  und  in  der  Nähe  der  Zollamtslocalitäten  gelegenes, 
fiir  den  Gebrauch  des  k.  k.  österreichischen  Polizei-Commissariates  be- 
stimmtes BUcher-Rcvisionszimmer  von  36  □Ellen  Flächeninhalt, 

d)  an  Localitäten  für  die  k.  k.  österreichische  Polizeimannschaft : 

a)  ein  Corporalzimmer  von  mindestens  36  □Ellen  Flächenausmass, 
ß)  ein    für  8  bis  10   Mann   bestimmtes   Mannschaftszimmer  von 

108  □Ellen  Flächeninhalt, 
y  )  eine  KUche  im  Aussmasse  von  36  □Ellen, 
<e)  an  Arrestlocalitäten,  welche  unmittelbar  an  die  Räume  unter  d  anstossen 
müssen  und  nur  durch  die  letzteren  zugänglich  sein  dürfen, 
a)  ein  Zimmer  von  36  □Ellen  Flächeninhalt  für  Arrestanten  aus  den 
gebildeten  Ständen  bestimmt, 
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ß)  ein  für  gewöhnliche  Arrestanten  und  Schüblinge  bestimmtes,  in 
zwei  gleichgroße  Unterabtheilungen  abgetrenntes  Zimmer  von 
zusammen  72  □Ellen  Flächeninhalt,  endlich 
f)  zwei  zu  Unterbringung  des  zn  Beheizung  der  Kanzleien  und  der  Mann- 
schaftslocalitäten  erforderlichen  Brennmaterials  geeignete  Räume, 
unentgeltlich  und  in  passender  Lage  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Artikel  43. 

Auch  soll  für  den  k.  k.  österreichischen  Polizeicommissär  und  eines  von 
den  ihm  untergebenen  Organen  auf  dem  Bahnhofe  bei  Zittau  eine  entsprechende 
Wohnungsunterkunft  beschafft  werden. 

Dritter  Abschnitt. 

Post  Verbindung. 
Artikel  44. 

Gleichzeitig  mit  der  Eröffnung  der  Eisenbahnfahrten  zwischen  Zittau 
und  Reichenberg  werden  die  entsprechenden  Bahnzüge,  und  zwar  mindestens 
in  jeder  Richtung  täglich  zwei  zum  Transporte  und  Austausche  der  beider- 
seitigen Brief-  und  Fahrpostsendungen  benützt. 

Artikel  45. 

Vorerst  wird  die  Beförderung  bei  diesen  Zügen  mittelst  gewöhnlicher 
Postwaggons  unter  Postconductenrs-  (Schaffner-)  Begleitung  erfolgen. 

Ueber  die  künftige  allfällige  Einführung  fahrender  Postämter  (bureaux 
ambulant*)  bleiben  besondere  Vereinbarungen  zwischen  den  beiderseitigen 
Ober-Postbehörden  vorbehalten. 

Artikel  46. 

Die  kön.  sächsische  Postverwaltung  wird  sich  bei  der  Direction  der 
Zittau-Reichenberger  Bahn  dafür  verwenden,  daes  in  dem  Falle,  wenn  bei  ein- 
zelnen anderen  Zügen  eine  Beförderung  von  Briefen  ohne  Conducteurs- 
(Schaffner)  Begleitung  zweckmässig  erscheinen  sollte,  die  bezüglichen  Bahn- 
Officianten  mit  der  Annahme  und  Abgabe  von  Bricfpostbenteln  bei  den  an 
der  Bahnlinie  gelegenen  Postanstalten  beauftragt  werden. 

Artikel  47. 

Oesterreichischer  Seits  wird  in  Reichenberg  und  sächsischer  Seits  in 
Zittau  eine  je  von  der  eigenen  Postverwaltung  abhängige  Bahnhofs-Postexpe- 
dition  errichtet  werden,  zwischen  welcher  und  dem  die  Postzüge  begleitenden 
Postconducteur  (8chaffner)  die  Uebergabe  und  Uebernahme  der  Postsen- 
dungen zu  erfolgen  hat. 
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Artikel  48. 

Zum  Begleitnng8dien8te  bei  den  für  Postzwecke  benfitzten  Eisenbahn- 
ztigen  werden  die  Postconducteure,  welche  von  und  bis  nach  Reichenberg 
und  Zittau  zu  verkehren  haben,  österreichischer  Seits  eingestellt. 

Ueber  die  Entschädigung  für  die  Mitbenutzung  der  anderseitigen  Con- 
ducteure  werden  die  beiderseitigen  Ober- Postbehörden  mit  Rücksicht  auf  die 
bezügliche  Bestimmung  in  dem  österreichisch-sächsischen  Postvereins-An- 
schlussvertrage  oder  sonst  den  Verhältnissen  entsprechend  sich  besonders 
einigen. 

Ebenso  werden  sie  in  Betreff  der  Kartenschllisse  seiner  Zeit  das  Erfor- 
derliche unter  sich  festsetzen. 

Artikel  49. 

Soweit  die  österreichische  Postverwaltung  die  unentgeltliche  Beistellung 
der  Postwaggons  und  die  unentgeltliche  Beförderung  der  Postsendungen 
und  des  hierbei  dienstleistenden  Personales  von  den  Privateisenbahnen  im 
eigenen  Staatsgebiete  nach  den  in  Oesterreich  bestehenden  Oesetzen  zu 
fordern  berechtiget  ist,  hat  sie  solche  auch  bei  der  Zittau-Reichenberger 
Bahn  zu  beanspruchen,  jedenfalls  könnte  ihr  die  Bezahlung  der  Postfracht 
überhaupt  nur  für  den  betreffenden  Theil  der  von  Reichenberg  nach  Zittau 
zu  befördernden  Postgüter  angesonnen  werden. 

Artikel  50. 

Die  in  Zittau  und  Reichenberg  mittelst  der  BahnzUge  oder  mit  Post  ein- 
gehenden Briefe  und  Sendungen  werden,  dafern  sie  zur  Weiterspedition 
bestimmt  sind,  beiderseitig  mit  demselben  Zuge,  mit  dem  sie  einlangten,  oder 
dem  betreffenden  Anschlusszuge,  oder  falls  sie  die  Bahnlinie  an  den  genann- 
ten Orten  verlassen,  mit  nächster  Post  weiter  befördert  werden. 

Artikel  51. 

An  Localitäten  werden  in  Anspruch  genommen: 

A.  Oesterreichischer  Seits  in  dem  Bahnhofe  zu  Reichenberg: 

a)  ein  Expeditionszimmer  von  12  Quadratklafter  Flächenraum, 

b)  ein  daran  stossendes  zweites  Zimmer  mit  demselben  Flächenraume, 

c)  ein  kleines  Zimmer  zur  zeitweiligen  Unterkunft  für  die  einlangenden 
Postbediensteten, 

d)  ein  kleines  Requisitendepot, 

e)  eine  Wohnung  für  einen  Postbeamten,  bestehend  aus  zwei  Zimmern, 
Kammer,  Küche  und  Zubehör, 

f)  eine  Wohnung  für  einen   unverheirateten  Postdiener,  bestehend  aus 
Zimmer  und  Kammer. 

B.  Sächsischer  Seits  im  Bahnhofe  zu  Zittau  wie  A.  a,  b,  c,  rf,  e  und  f. 
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Die  Dienstlocalitäten  müssen  in  beiden  Bahnhöfen  sich  an  einer  für  die 
Postabfertigung  geeigneten  Stelle  der  Personenhalle  befinden. 

Für  die  sub  Ä.  e  und  f  bezeichneten  Wohnungsräume  wird  von  der 
österreichischen  Postanstalt  ein  angemessener  Miethzins  entrichtet 

Artikel  52. 

Die  Postabfertigung  in  Verbindung  mit  der  Zollabfertigung  betreffend 
werden  die  Eisenbahnwaggons  einen  für  die  zollpflichtigen  Poststücke  be- 
stimmten abgesonderten  Packraum  erhalten,  welcher  durch  das  Verschliessen 
einer  einzigen  Thüre  nach  allen  Seiten,  mithin  auch  von  den  übrigen  Wagen 
räumen  ganz  abgesperrt  werden  kann. 

Artikel  53. 

In  Bezug  auf  die  zollamtliche  Gränzabfertigung  in  Zittau  sind  folgende 
Bestimmungen  zu  beobachten : 

a)  Bei  den  Zügen  von  Reichenberg  nach  Zittau  sind  vor  der  Abfahrt  von 
Reichenberg  alle  bei  dem  Austritte  aus  Oesterreich  oder  bei  dem  Eintritte 
in  den  Zollverein  einer  Zollamtshandlung  unterliegenden  Senduugen  in  dem 
im  Artikel  52  bezeichneten  „verschliessbaren"  Wagenraum  zu  hinterlegen. 

Dieser  Wagenraum  wird  von  dem  österreichischen  Zollamte  in  Reichen- 
berg zollamtlich  verschlossen. 

Die  in  Kratzau  und  Grottau  zur  Beförderung  nach  oder  durch  Sachsen 
aufgegebenen,  einer  Zollbehandlung  unterliegenden  Sendungen  können  ohne 
vorläufige  Vornahme  eines  Zollverfahrens  unter  der  Voraussetzung  an  den 
österreichischen  Conducteur  übergeben  werden,  dass  die  bezüglichen  Post- 
karten sogleich  bei  der  Uebernahme  dem  gefällsamtlichen  Zugbegleiter  vor- 
gewiesen, und  dem  letzteren  die  auf  diese  Sendungen  Bezug  nehmenden  Pa- 
piere zur  weiteren  Abgabe  an  die  Zollstellen  in  Zittau  eingehändigt  werden. 

Bei  dem  Einlangen  des  Zuges  auf  dem  Bahnhofe  in  Zittau  haben  sich 
sofort  ein  österreichischer  und  ein  sächsischer  Zollbediensteter,  sowie  der 
sächsische  Postexpedient  und  Schaffner  in  den  Postwaggon  zu  verfügen. 

Der  österreichische  Zollbedienstete  hat  den  amtlichen  Verschluss  des 
Wagenraumes  abzunehmen. 

Zugleich  hat  derselbe  von  dem  österreichischen  Conducteur  die  Be- 
gleitscheine jener  Sendungen,  deren  Austritt  aus  dem  Österreichischen  Zoll- 
gebiete zu  controliren  ist,  in  Empfang  zu  nehmen,  sofort  die  gewöhnliche 
Austrittaamtshandlung  zu  vollziehen  und  die  fraglichen  Papiere  sammt  den  von 
dem  gefällsamtlichen  Zugbegleiter  überkommenen  dem  sächsischen  Zollbedien- 
steten abzutreten. 

Der  österreichische  Conducteur  hat  mittlerweile  die  nach  Zittau  lauten- 
den Briefpackete  und  Fahrpostkarten  sammt  den  dazu  gehörigen  Stücken  dem 
sächsischen  Postexpedienten,  die  über  Zittau  hinauslautenden  Briefpackete 
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und  Fahrpostkarten  sammt  Stücken  aber  unter  Vermittlung  des  letzteren  dem 
sächsischen  Schaffner  zu  tibergeben,  sämmtliche  noch  in  seinen  Händen  befind- 
lichen, auf  zollpflichtige  Sendungen  Bezug  nehmenden  Papiere  aber  dem  säch- 
sischen Postexpedienten  zur  Ausfolgung  an  den  sächsischen  Zollbediensteten 
einzuhändigen. 

Ueber  die  bei  dem  Eintritte  in  Sachsen  einer  Zollamtshandlung  zu  un- 
terwerfenden Sendungen  hat  die  Postexpedition  in  Zittau  mit  Hilfe  der  Post- 
karten die  vorgeschriebenen  summarischen  Frachtzettcl  (Ansagescheine;  aus- 
zufertigen und  die  weitere  zollamtliche  Expedition  der  8endungen  zu  ver- 
anlassen, welche  letztere  von  den  sächsischen  Zollbediensteten  wo  möglich 
im  Postwaggon,  soferne  diess  aber  nicht  anginge,  in  dem  Postexpeditons- 
Locale  zu  vollziehen  ist. 

Von  der  Aufnahme  in  die  Frachtzettel  und  der  weiteren  Behandlung 
sind  aber  jene  Fahrpostsendungen  ausgenommen,  welche  direct  von  Reichen- 
berg abkartirt  wurden,  und  schon  daselbst  der  vollständigen  Zollbehandlung  für 
Sachsen  von  dem  dortigen  sächsischen  Zollamte  unterzogen  worden  sind. 

Nach  vollzogener  Urakartirung  wird  die  Postexpedition  in  Zittau  die  wei- 
ters noch  erforderliche  Uebergabe  an  den  sächsischen  Schaffner  bewerkstelligen. 

b)  Bei  den  von  Zittau  nach  Reichenberg  abgehenden  Zligen  ist  rück- 
sichtlich der  Uebergabe  und  Uebernahme,  dann  der  Zollamtshandlungen  analog 
den  sub  a)  vorgezeichneten  Bestimmungen  vorzugehen. 

Die  Ausfertigung  von  Frachtzetteln  für  die  nach  Oesterreich  eintreten- 
den Sendungen  hat  jedoch  nicht  zu  geschehen,  da  nach  den  in  Oesterreich  gel- 
tenden gesetzlichen  Bestimmungen  die  Postkarten  die  Stelle  der  Ladever- 
zeichnisse ( Frachtzettel)  vertreten. 

Die  nach  Grottau  und  Kratzau  lautenden  zollpflichtigen  Sendungen  sind 
bei  dem  Österreichischen  Zollamte  in  Zittau  der  Eingangsverzollung  zu  unter- 
ziehen und  sofort  weiter  zu  kartiren. 

Die  übrigen  nach  Oesterreich  lautenden  zollpflichtigen  Sendungen  sind 
von  dem  österreichischen  Zollbediensteten  in  Zittau  nach  der  Vorschrift  zu 
behandeln. 

Sollten  in  Zittau  so  viele  Sendungen  für  Oesterreich  einlangen,  dass  die 
Anlegung  des  Zollverschlusses  an  jedes  einzelne  Stück  und  die  Ausstellung 
einzelner  Begleitscheine  innerhalb  des  bemessenen  Aufenthaltes  nicht  zu 
Stande  gebracht  werden  könnte,  so  sind  alle  an  ein  und  dasselbe  Postamt  zu 
spedirenden  Sendungen  —  soferne  sie  überhaupt  einer  Zollamtshandlung 
unterliegen  —  sowie  die  dazu  gehörigen  Documente  im  Beisein  und  unter 
Mitwirkung  des  österreichischen  Zollbediensteten  und  Conducteurs  in  einen 
Korb  zu  legen,  der  von  dem  Postamte  mit  einem  Schlüssel,  von  dem  Zoll- 
amte aber  zollamtlich  zu  verschliessen  und  an  das  betreffende  ös  terreichische 
Zollamt  mittelst  Ansagescheines  anzuweisen  ist,  welcher  letztere  nur  die  An- 
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zahl  der  im  Korbe  verschlossenen  Stücke  enthält.  Bin  weiterer  Rauin- 
ver8chlnss  hat  bei  Abfertigung  des  Postwaggons  von  Zittau  nach  Reichen 
berg  nicht  einzutreten. 

Artikel  54. 

Den  österreichischen  und  sächsischen  Zollbedienstcten  ist  die  Einsicht 
in  die  Postkarten  und  der  Zugang  zu  den  Postwaggons  jederzeit  unverwei- 
gerlich  zu  gestatten. 

Artikel  55. 

Sowohl  hinsichtlich  der  Stellung  der  Postwaggons  in  den  Zügen  als 
hinsichtlich  der  Betriebsmanipulation  auf  den  Bahnhöfen  selbst  sollen  die 
Einleitungen  Seitens  der  Bahnverwaltung  möglichst  den  Interessen  der  Post- 
anstalt entsprechend  getroffen  werden. 

Viertel-  Abschnitt. 

Zollwesen. 
Artikel  56. 

Zur  Vornahme  der  Zollamtshandlungen  für  die  Ein-,  Aus-  und  Durch- 
fuhr an  der  österreichisch-sächsischen  Zoll-Linie  zwischen  Zittau  und  Reichen  - 
berg  werden  auf  den  Bahnhöfen  dieser  Städte  beiderländige,  combinirte,  mit 
den  Hebe-  und  Abfertigungsbefugnissen  eines  Hauptzollamtes,  beziehungs- 
weise in  Oesterreich  eines  Hauptzollamtes  I.  Classe  versehene  Zollstellen  er- 
richtet werden. 

Artikel  57. 

Insbesondere  wird  im  Bahnhofe  zu  Reichenberg  neben  dem  hierzu  dahin 
zu  verlegenden  k.  k.  Hauptzollamte  dieser  Stadt  ein  kön.  sächsisches  Neben- 
zollamt  I.  Classe  aufgestellt,  und  in  Zittau  werden  die  daselbst  bereits  combi 
nirten  beiderseitigen  Ilauptzollämter  in  den  Bahnhof  verlegt  werden.  Es  bleibt 
indess  vorbehalten,  statt  des  k.  k.  Hauptzollamtes  in  Reichenberg  und  der 
beiderseitigen  Hauptzollämter  in  Zittau  nur  Abtheilungen  oder  Exposituren 
dieser  Aemter  in  die  Bahnhöfe  zu  verlegen,  unbeschadet  der,  den  Bahnhof- 
zollstellen nach  Art.  56,  58,  59  zu  ertheilcnden  Hebe-  und  Abfertigungs- 
befugnisse eines  Hauptzollamtes.  beziehungsweise  —  in  Oesterreich  —  eines 
Hauptzollamtes  I.  Classe. 

Nach  Erforderniss  werden  auch  auf  dem  Bahnhofe  zu  Grottau  Angestellte 
der  beiderseitigen  Zollverwaltungen  bei  dem  Ankommen  und  Abgehen  der 
Züge  Controlamtshandlungen  vornehmen. 

Artikel  58. 

Das  kön.  sächsische  Nebenzollamt  I.  Classe  im  Bahnhofe  zu  Reichen- 
berg wird  berechtiget  sein  : 
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a)  Einfuhrvcrzollungeu  für  Waaren  des  gewöhnlichen  Eisenbahn-Frachten- 
verkehrs, die  ihm  colloweise  vorgeführt  werden  und  an  was  immer  für 
einen  Ort  des  Zollvereines  gehen,  vorzunehmen,  auch  eingangszollfreie 
dergleichen  Waaren  zu  revidiren  und  schliesslich  abzufertigen,  so  dass 
beiderlei  Waaren  nach  Ueberschreitung  der  Gränzlinie  ohne  weitere  Re- 
vision in  den  freien  Verkehr  des  Vereinsgebietes  treten  können. 

b)  Durchgangs-  und  Ausgangszölie  zu  erheben,  insoferne,  was  die 
Durchgangszölle  betrifft,  über  den  wirklich  und  ohne  Zollerhebung 
erfolgten  Transit  der  Waaren  durch  das  Vereinsgebiet  ein  Zweifel 
nicht  besteht,  und —  in  Ansehung  der  ausgangszollpflichtigen  Waaren 
—  die  Voraussetzungen  der  Zollentrichtung  beim  Grenz-Ausgangsamte 
vorhanden  sind  (vergl.  Art.  70) ; 

i)  Begleitscheine  an  jedes,  zur  Begleitschein-Erledigung  ermächtigte  Amt 
des  Zollvereines  auszufertigen; 

d)  Begleitscheine  jedes  vereinsländischen  Begleitschein-Ausfertigungsamtcs 
über  nach  Oesterreich  transitirende  Waaren,  ferner  Uebergangs-  und 
Exportscheine  sächsischer  und  vereinsländisehcr  Abfertigungsstellen 
zu  erledigen; 

e)  das  grössere  Gepäck  der  in  Reichenberg  zur  Bahn  kommenden  Reisen- 
den dann  zum  Eingange  abzufertigen,  wenn  dasselbe  so  zeitig  vor 
Abgang  des  betreffenden  Zuges  dem  Nebenzollamte  gestellt  werden 
sollte ,  dass  Seiten  des  Letzteren  die  ordnungsmässige  Revision  und 
Eingangsbehandlung  stattfinden  könnte; 

f)  Abfertigungen  für  den  Durchzug  des  sächsischen  Gebietes  mit  zoll- 
pflichtigen Waaren  auf  den  bereits  genehmigten  oder  künftig  zu  geneh- 
migenden kurzen  Strassenstrecken  zu  bewirken; 

g)  Die  nach  Art.  6  des  Handels-  und  Zollvertrages  vom  19.  Februar  1853 
zur  Veredlung  oder  zum  unbestimmten  Verkauf  eingehenden  Waaren, 
den  dicssfalls  bestehenden  Vorschriften  gemäss,  zum  Ein-  und  Wieder- 
ausgange abzufertigen; 

h)  Waaren,  ven  denen  der  Ausgangszoll  höher  ist  als  der  Durchgangszoll, 
auf  Declaration,  sei  es  zum  unmittelbaren  Durchgange  oder  nach 
Packhofsstädten  im  Zollvereinsgebiete  abzufertigen. 

Die  sub  a  bis  h  aufgezählten  Abfertigungen  werden  auf  Antrag 
der  Bahnverwaltung  oder  der  sonstigen  Waaren-Disponenten  vorgenom- 
men und  kann  durch  dieselben  die  freie'  Entwicklung  des  durchlaufen- 
den Güterverkehres  zwischen  den  grösseren  Eisenbahn-  und  Handels- 
plätzen des  österreichischen  und  sächsischen  oder  vereinsländischen 
Gebietes  auf  der  Linie  Zittau-Pardubitz  nicht  behindert  oder  beein- 
trächtiget werden. 
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Für  diesen  grösseren  und  durchlaufenden  Verkehr  hat,  je  nach, 
den  Bedürfnissen  desselben,  das  Nebenzollamt  Reichenberg  oder  daa 
(sächsische)  Hanptzollamt  Zittau,  dergestalt 
i)  als  Ansageposten  zu  fungiren,  dass  die  in  Österreichischen  Absendungs- 
orten direct  nach  vereinsländischen  Bestimmungsorten  verladenen  Güter, 
sobald  von  der  Eisenbahn-Gttterverwaltung  in  vorschriftmässsiger  Weise 
darauf  angetragen  wird,  in  Reichenberg  oder  Zittau  mit  Ansage- 
sebeinen  versehen  ,  und  unter  Wagenverschluss  auf  das  Amt  am 
Bestimmungsorte  abgelassen  werden. 

Endlich  wird  noch  dem  Nebenzollamte  I  Reichenberg  die  Befug- 
niss  zu 

k)  Post-  und  Eilgüter-Abfertigungen,  insofern  solche  keinen  Aufenthalt 
der  Züge  in  Reichenberg  bedingen,  zur 

t)  Ertheilung  von  Ausgangsbescheinigungen  Uber  die  in  Zittau  oder  von 
landeinwärts  gelegenen  Aemtern  definitiv  zum  Export  abgefertigten 
Begleitschein-  und  Niederlaggüter,  Ubergangssteuerpflichtigen  und  bonifi- 
cationsfähigen  Gegenstände,  in  der  für  den  Ausgang  Uber  Ansage- 
posten vorgeschriebenen  Weise,  insoweit  es  nach  der  Modalität  der 
Ansgangsabfertigung  solcher  Bescheinigungen  überhaupt  bedarf, 
und  zur 

m)  Creditcrtheilung  von  Zollgefällen  unter  den  im  sächsischen  Credit- 
regulative  und  dessen  Nachträgen  vorgeschriebenen  Bedingungen  und 
Voraussetzungen  verliehen. 

Artikel  59. 

Dem  in  Zittau  bestehenden,  künftig  in  den  Bahnhof  zu  verlegenden 
k.  k.  österreichischen  Hauptzollamte  wird  der  Wirkungskreis  eines  Haupt- 
zollamtes I.  Classe,  in  soweit  es  denselben  nicht  bereits  besitzt  und  hin- 
sichtlich der  zu  den  Staatsmonopolen  gehörenden  Gegenstände  der  einer 
Finanz-Bezirksbehörde  eingeräumt.  Auch  ertheilt  die  k.  k.  Regierung  die 
Zusage,  gedachtes  Hauptzollamt  hinsichtlich  der  Zollcreditertheilung  mit 
denjenigen  Befugnissen  zu  verschen,  welche  den  in  der  Beilage  A  zu  dem 
k.  k.  Finanzministcrial-Erlasse  vom  20.  Mai  1856  Über  die  provisorische 
Einführung  der  Creditirung  fälliger  Einfuhrzollbeträge  genannten  k.  k. 
Hauptzollämtcrn  eingeräumt  sind  oder  später  eingeräumt  werden  möchten. 

Ueberhaupt  wird  die  kaiserliche  Regierung  ihrem  Hauptzollamte  Zittau 
jetzt  und  in  der  Folge  nicht  geringere  Abfertigungs-  und  Hebebefugnisse 
einräumen,  als  ihrem  Hauptzollamte  Rcichenberg,  gleichwie  die  kön.  säch- 
sische Regierung  sich  verpflichtet,  ihrem  Amte  in  Reichenberg  nie  geringere 
Abfertigungs-  und  Hebebefugnisse  zuzugestehen,  als  ihrem  Hauptzollamte 
Zittau. 
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Artikel  60. 

Die  kön.  sächsische  Regierung  ist  durch  die  Bestimmungen  des  Art.  57 
nicht  behindert,  in  dem  auf  dem  Bahnhofe  zu  Reichenberg  aufzustellenden 
Nebenzollamte  und  dessen  Befugnissen  diejenigen  Aenderungen  vorzu- 
nehmen, welche  nach  Massgabc  der  sich  herausstellenden  Verkehrsbedürf- 
nisse  als  angemessen  erscheinen  möchten. 

Dasselbe  Recht  behält  sich  die  k.  k.  Regierung  in  Bezug  auf  das 
österreichische  Hauptzollamt  zu  Zittau  vor. 

Auch  wird  österreichischerseits  der  Bestand  der  vereinigten  Zollämter 
in  Reichenberg  nur  so  lange  befürwortet  werden,  als  derselbe  dem  Interesse 
des  Verkehrs  zusagen  und  der  natürlichen  Entwicklung  desselben  förderlich 
sein  wird. 

Jedenfalls  hat  aber,  bevor  eine  Modifikation  der  vorgedachten  Art 
eventuell  die  Wiedereinziehung  des  einen  oder  anderen  der  in  den  Art.  57, 
58  genannten  Zollämter  verfügt  wird,  ein  entsprechendes  Einvernehmen  der 
beiderseitigen  Regierungen  stattzufinden. 

Artikel  61. 

Die  Eisenbahn  zwischen  Zittau  und  Reichenberg  wird  für  den  zoll 
Pflichtigen  Bahnbetrieb  und  unter  den  für  diesen  vorgezeichneten  beson- 
deren Bedingungen  zur  beiderseitigen  Zollstrasse  erklärt,  und  auf  derselben 
allen  nicht  einem  unbedingten  Ein-,  Aus-  und  Durchgangsverbote  unter- 
liegenden Waarcn  der  Ein-  und  Austritt  sowohl  bei  Tag  als  bei  Nacht  für 
den  vorschriftmässigen  Bahnbetrieb  gestattet. 

Rücksichtlich  der  Einfuhr  von  Gegenständen  der  Staatsmonopole  nach 
Oesterreich  bewendet  es  bei  der  Bestimmung  im  §.  19  lit.  a)  der  öster- 
reichischen Zoll-  und  Staatsmonopols-Ordnung. 

Waaren,  welche  aus  Oesterreich  nach  Zittau  oder  aus  Sachsen,  bezie- 
hentlich dem  Vereinsgebiete,  nach  Reichenberg  und  den  Zwischenstationen 
Grottau,  Kratzau  und  Machendorf  gebracht  worden  sind,  und  später  aus 
irgend  einem  Grunde  nach  dem  Absendungsorte  zurückgeführt  werden 
sollen,  sind  vorschriftmässig  als  ausländische  zu  behandeln,  vorbehaltlich 
der  in  hiezu  geeigneten  Fällen  von  den  höheren  Behörden  beider  Zollgebiete 
zu  bewilligenden  abgabenfreien  Ablassung  solcher  Retourwaaren. 

Artikel  62. 

Für  jedes  der  beiderseitigen  Zollämter  in  Zittau  und  Reichenberg  wird 

zur  gewöhnlichen  Vollziehung  des  zollamtlichen  Verfahrens  nach  Massgabe 

der  herzustellenden  Localitäten,    im   wechselseitigen  Einvernehmen  der 

beiderländischen  Zollbehörden,  ein  besonderer  Raum  als  Amtsplatz  bestimmt 

und  als  solcher  bezeichnet,  dagegen  wird  der  für  die  Amtshandlungen  der 
» 
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combinirten  Aerater  bestimmte  Raum  als  gemeinschaftlicher  Amtsplatz 
bezeichnet  werden. 

Artikel  63. 

Da  grundsätzlich  die  Pack-  und  Lastwagen  beim  durchlaufenden  grös- 
seren Güterverkehr  nicht  gewechselt,  übrigens  auch  die  sonstigen  Trans- 
portsmittel der  in  Reichenberg  zusammentreffenden  Bahnen  von  der  Benutzung 
auf  dem  anderen  Gebiete  nicht  ausgeschlossen  werden  sollen,  so  werden 
beide  Regierungen  darauf  hinwirken,  dass  die  Lastwagen  nach  einer  gegen- 
seitig vereinbarten  Beschaffenheit  angefertigt,  und  dass  keine  Maschinen, 
Tender,  Personen-,  Gepäck-  oder  Lastwagen  im  Gebiete  der  gegenteiligen 
Regierung  verwendet  werden,  welche  nicht  früher  von  der  eigenen  Zoll- 
behörde geprüft  und  bezüglich  des  Urastandes,  dass  die  Lastwagen  nach 
dem  verabredeten  Systeme  gebaut  und  zur  vorschriftmässigen  Anlegung  des 
amtlichen  Verschlusses  geeignet  sind,  dann  so  wie  die  übrigen  Transport- 
mittel keine  geheimen  Behältnisse  enthalten,  gutgeheissen  worden  sind. 

Die  Zollämter  in  Zittau  und  Reichenberg  können  verlangen,  dass  ihnen 
die  sämmtlichen  Transportmittel  der  gegenteiligen  Bahnen  bei  dem  Vor- 
kommen in  der  ersten  Verwendung  zur  Untersuchung  gestellt  werden. 

Die  Anlegung  des  amtlichen  Raumverschlusses,  mag  dieselbe  nun  zum 
Behufe  der  Ansage-Abfertigung  oder  der  Instradirung  bereits  abgefertigter 
Waaren  oder  des  Begleitscheinverfahrens  stattfinden,  wird  von  beiden  Staaten 
vertragsmässig  auf  gleiche  Weise  geschehen,  und  es  werden  die  hierbei  zu 
verwendenden,  auf  Kosten  der  Bahnanstalten  anzufertigenden  Kunstschlösser, 
insoweit  solche  österreichischen  oder  sächsischen  Bahnverwaltungen  ange- 
hören, mit  den  vereinigten  Wappen  der  beiden  Staaten,  in  welchen  sie 
Anwendung  finden,  versehen  werden. 

Uebrigens  bleibt  jeder  Regierung  neben  und  statt  der  Anlegung  von 
Vorlegschlössern  an  die  Last-  und  Gepäckwagen  auch  die  Anwendung  des 
Bleiverschlusses  vorbehalten. 

Artikel  64. 

lieber  alle  ein-  und  ausgehenden  Frachtstücke  (einschliesslich  der 
Eilgüter)  haben  die  Bahnanstalten  beziehentlich  nach  dem  Artikel  17  des 
Handels-  und  Zollvertrages  vom  19.  Februar  1853  den  in  Zittau  und 
Reichenberg  aufgestellten  Zollämtern  oder  beziehungsweise  nur  je  einem 
dieser  Aemter  und  zwar  hinsichtlich  der  ankommenden  Züge  während  des 
Haltens  derselben,  hinsichtlich  der  abgehenden  vor  der  Verladung  Ladungs- 
verzeichnisse nebst  allen  übrigen  auf  die  ein-  oder  ausgehenden  Waaren  sich 
beziehenden  Papiere  zu  übergeben. 

In  den  Ladungsverzeichnissen  ist  die  Anzahl,  Art,  Nummer  uud 
Bezeichnung  der  Wagen  und  ihrer  einzelnen  Abtheilungen,  ferner  die  Zahl 
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der  Frachtbriefe  und  Übrigen  Papiere,  die  Zahl,  Beschaffenheit,  Bezeichnung 
und  das  Brutto-  (Roh-  oder  Sporco-)  Gewicht,  sowie  der  angebliche  Inhalt 
der  in  jedem  Wagen  und  in  jeder  Wagenabtheilung  befindlichen  Colli,  und 
zwar  nach  den  Frachtbriefen  anzugeben. 

Falls  die  Waaren  offen  geführt  werden,  ist  deren  Stückzahl,  Mass, 
Gewicht  und  Gattung  zu  bezeichnen.  Die  Bahnverwaltung  haftet  für  die 
Vollständigkeit  und  Richtigkeit  dieser  Eingaben. 

In  Betreff  der  Inhaltsangabe  bleibt  die  Bahnverwaltung  nur  für  die 
Uebereinstimroung  mit  dem  Inhalte  der  Frachtbriefe  verantwortlich.  Die 
Ladungsverzeichnisse  sind,  getrennt  nach  den  verschiedenen  Bahnstationen, 
auszufertigen,  welche  der  Bestimmungsort  der  Waaren  sind  oder  zunächst 
an  demselben  liegen. 

Leber  Effecten  der  Reisenden,  welche  in  eigenen  Packwägen,  aber 
gleichzeitig  mit  den  Reisenden  befördert  werden,  sind  die  Ladungsverzeich- 
nissc  nur  summarisch  nach  der  Collizahl  zu  führen;  sie  müssen  jedoch  mit 
der  Angabe  des  Packwagens  oder  der  Abtheilung  desselben,  worin  sie  sich 
befinden,  versehen  sein. 

Artikel  65. 

Eingangs-Frachtgüter  (mit  Einschluss  der  Eilgüter),  welche  auf  der 
Eisenbahn  in  Zittau  oder  Reichenberg  ankommen,  oder  daselbst  der  Bahn 
übergeben  werden,  und  für  Orte  bestimmt  sind,  an  oder  vor  welchen  ein  zur 
vollständigen  Abfertigung  ermächtigtes  Zollamt  aufgestellt  ist,  unterliegen  in 
den  Bahnhöfen  der  genannten  Städte  keiner  zollämtlichen  Untersuchung:, 
sondern  nur  dem  Ansageverfahren  (welches  in  Ansehung  der  Eingangsgüter 
aus  Oesterreich  nach  Artikel  58  sub  t  auch  erst  in  Zittau  beginnen  kann), 
und  werden  auf  Grund  der  sammt  den  übrigen  Papieren  übergebenen 
Ladungsverzeichnisse  in  besonderen  Wagen  oder  Wagen- Abtheilungen  ver- 
laden und  unter  amtlichem  Verschlusse,  und  soweit  nöthig,  Begleitung  von 
Beamten  (Finanzwach-Angestellten)  an  das  Zollamt  in  oder  vor  dem  Orte 
der  Bestimmung  angewiesen. 

Die  beiderseitigen  Hauptzollämter  zu  Zittau  und  das  sächsische  Neben- 
zollamt zu  Reichenberg  fungiren  in  Beziehung  auf  solche  Waaren  als 
AnsagepoBten,  und  erst  die  Aemter,  welche  die  ordentliche  Amtshandlung 
vornehmen,  z.  B.  das  Hauptzollamt  zu  Reichenberg,  Prag,  Brünn,  Wien, 
Pest  etc.  österreichischer-,  die  Hauptämter  Zittau,  Görlitz,  Dresden, 
Leipzig,  Berlin  etc.  vereinsländischerseits  sind  als  Eingangs-Zolläroter  zu 
betrachten.  Beide  Regierungen  werden  sich  angelegen  sein  lassen,  die 
Verlängerung  der  innerhalb  der  beiderseitigen  Gebiete,  beziehentlich  des 
Zollvereinsgebietes,  beginnenden,  über  Zittau  und  Reichenberg  gehenden 
Linien  des  directen  Güterverkehrs  und  der  Ansageabfertigung  zu  erwirken. 
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Sie  werden  zugleich  den  in  Artikel  17  des  Vertrages  vom  19.  Februar 
1853  und  Separat-Artikel  8  zu  diesem  Vertrage  genehmigten  Vorbehalten 
entsprechend  Vorkehrung  treffen,  dem  unmittelbaren  Transit  zollpflichtiger 
Waaren  durch  ihr  und  beziehentlich  durch  zollvereinsländisches  Gebiet,  in 
sofern  die  Bahnbetriebsverhältnisse  es  gestatten  und  die  diessfälligen  Vor- 
aussetzungen erfüllt  werden,  die  Erleichterung  der  declarations-  und  revi- 
sionsfreien Abfertigung  mit  oder  ohne  Umladung  der  betreffenden  Güter  zn 
Theil  werden  zu  lassen. 

Artikel  66. 

Die  österreichische  und  sächsische  Revision  des  Reisegepäckes  findet 
der  Regel  nach  in  dem  Bahnhofe  zu  Zittau  Statt.  Insbesondere  ist  das 
gesammte  Passagiergut  der  weiter  als  Reichenberg  herkommenden,  oder  in 
den  Zwischenstationen  der  Zittau-Reichenberger  Bahn  aufsteigenden  und 
nach  Sachsen  einpassirenden ,  dann  dasjenige  der  von  Sachsen  aus  in 
Grottau,  Kratzau,  Machendorf  absteigenden  Reisenden  stets  und  unbedingt 
im  Bahnhofe  zu  Zittau  der  sächsischen  und  österreichischen  Ein-  und 
beziehungsweise  Ausgangsbehandlung  zu  unterziehen. 

Dasselbe  gilt  von  den  Effecten,  welche  in  beiden  Richtungen  Reisende 
in  den  Personenwagen  als  unmittelbaren  Reisebedarf  oder  sogenanntes 
Handgepäck  mit  sich  fuhren.  Ausnahmen  von  der  vorstehenden,  als  Regel 
bezeichneten  Gepäcks-Revision  in  Zittau  finden  nur  insoweit  Statt,  als 

a)  beim  Eingange  aus  Oesterreich  nach  Sachsen  Reisenden,  welche  in 
Reichenberg  zur  Bahn  kommen  und  die  Abfertigung  ihres  grösseren 
Gepäckes  bei  dem  dasigen  königlich-sächsischen  Nebenzollamtc  I  bean- 
tragen, selbige  unter  der  Voraussetzung  der  rechtzeitigen  Einliefenmg 
des  Gepäckes  vor  Abgang  des  betreffenden  Zuges  bewilligt  werden 
kann,  und  als 

b)  beim  Eingange  aus  Sachsen  nach  Oesterreich  vorbehalten  bleibt,  das 
nach  den  Hauptstationen  der  Zittau-Reichenberger  und  der  an  selbige 
sich  anschliessenden  Bahnen  bestimmte  grössere  Gepäck  österreichischer 
seits  nicht  in  Zittau,  sondern  auf  Verlangen  der  Reisenden  im  weiter 
landeinwärts  gelegenen  Bestimmungsorte  (z.  B.  in  Reichenberg,  Brünn, 
Prag,  Wien  etc.)  zum  Eingange  behandeln  zu  lassen,  dafern  nämlich  im 
Bahnhofe  dieses  Ortes  eine  zu  den  betreffenden  Abfertigungen  ermäch- 
tigte Zollstelle  vorhanden  ist.  Solchenfalls  wird  dergleichen  Gepäck 
in  Zittau  nur  mittelst  Ansageverfahrens  behandelt  und  auf  Grund  der 
summarisch  ausgestellten  Ladungsverzeichnisse  in  amtlich  verschlos- 
senen Wagen  oder  Wagen-Abtheilungen  an  das  Gefällsamt  im  Bestim- 
mungsorte angewiesen. 

Sächsischerseits  wird  eine  Revision   vom  Reisegepäcke  ander- 
wärts als  in  Zittau  und  ausnahmsweise  in  Reichenberg  nicht  statt- 
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finden,  und  haben  daher  Reisende,  welche  die  Gepäcksrevision  an 
einem  dritten  Orte  vollzogen  zu  sehen  wünschen,  zu  diesem  Behufe  ihr 
Passagiergut  der  Begleitschein-Controle  zu  unterwerfen. 

Auf  die  Begünstigungen  sub  a  und  b  haben  die  Reisendcu  nur 
insoweit  Anspruch,  als  dieselben  nicht  besondere  Erschwerungen  der 
Babnbetriebsverwaltung  zur  Folge  haben  sollten. 

Artikel  67. 

Die  mit  den  Personenzügen  beförderten  Eilgüter  sind  in  der  Regel  in 
Zittau  der  Eingangsbehandlung  zu  unterwerfen;  überhaupt  leiden  die  im 
Artikel  66  hinsichtlich  der  Abfertigung  des  Reisegepäckes  ertheilten  Vor- 
schriften durchgängig  auch  auf  die  Eilgutabfertigung  Anwendung.  Sollten 
Eilgüter  in  solcher  Menge  vorkommen,  dass  sie  ganze  Wagen  oder  Wagen, 
abtheilungen  füllten,  so  würden  sie,  gleich  den  gewöhnlichen  Frachtgütern, 
im  Ansageverfahren  auf  ein  landeinwärts  gelegenes  Zollamt  abzulassen  sein. 

Artikel  68. 

Dem  für  die  gewöhnlichen  Bahnfrachtgtiter  vorgezeichneten  Verfahren 
unterliegen  auch  die  mit  der  Bahn  beförderten  Poststücke,  mit  der  alleinigen 
Ausnahme,  dass  statt  der  Ladungsverzeichnisse  österreichischer  Seits  die 
beiderläudigen  Postkarten  und  sächsischer  Seits  neben  diesen  auch  summa- 
rische Frachtzettel  der  Amtshandlung  zum  Grunde  zu  legen  sind.  Die 
Einsichtnahme  und  Vergleichung  derselben,  dann  der  Eintritt  in  die  Post- 
wagen ist  den  Abgeordneten  eines  jeden  der  in  Zittau  und  Reichenberg 
combinirten  Zollämter,  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  gestattet. 

Artikel  69. 

Die  Abfertigung  des  Reisegepäckes  wird  bei  den  Zollämtern  in  Zittau 
und  respective  Reichenberg  jederzeit  bei  Tag  und  Nacht  unaufgehalten 
erfolgen.  Die  gleiche  unaufgehaltene  Abfertigung  der  dem  Ansageverfahren 
unterliegenden  Fracht-  und  Eilgüter,  dann  des,  dem  ordentlichen  Verfahren 
zu  unterziehenden  Eilgutes  wird,  nach  Massgabe  des  wirklichen  Bedürfnisses 
und  unter  der  Bedingung  zugestanden,  dass  keine  ausserordentliche  Anhäu- 
fung von  dergleichen  Sendungen  und  keine  Besorgniss  für  die  Zollsicherheit 
eintritt. 

Artikel  70. 

Die  auf  Stationen  im  Innern,  wo  sich  Zollämter  befinden,  der  Eisen- 
bahn zu  Ubergebenden  aus-  und  durchgangszollpflichtigen  Güter  und  öster- 
reichischer Seits  auch  zollfreien  Gegenstände,  sind  bei  diesen  Aemtern  der 
vorschriftmässigen  Abfertigung  und  in  der  Regel  auch  der  Aus-  oder  Durch- 
gangsverzollung bereits  vor  der  Verladung  zu  unterziehen. 
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Werden  solche  Güter  in  einem  eigenen  Wagen  oder  in  einer  Wagen - 
abtheilung  nnter  amtlichem  Raumverschlusse  bis  Zittau  oder  Reichenberg 
befördert,  so  bedarf  es  der  Begleitschein-Ertheilung  oder  sonstigen  Anwei- 
sung solcher  Güter  anf  die  dort  befindlichen  Zollämter  nicht,  sondern  es 
genügt,  dass  die  letzteren  nnr  die  Amtshandlung  von  Ansageposten  für  den 
Austritt  (Recognition  und  Lösung  des  Verschlusses  und  hierüber  zu  erthei- 
lende  Bescheinigung)  vornehmen. 

Artikel  71. 

Wie  schon  im  Artikel  58  bezüglich  der  Abfertigungscompetenz  de« 
sächsischen  Nebenzollamtes  Reichenberg  vorbehalten  worden,  darf  im  All- 
gemeinen durch  das  Bestehen  der  combinirten  Zollämter  in  den  Bahnhöfen 
zu  Zittau  und  Reichenberg  der  freien  Bewegung  des  grösseren  und  durch- 
gehenden Verkehrs  auf  der  Eisenbahnlinie  Zittau-Pardubitz  nicht  entgegen- 
gewirkt werden.  Beide  Regierungen  sichern  sich  vielmehr  zu,  den  Durch- 
gang der  Güterwagen  durch  den  Reichenberger  und  eventuell  auch  durch 
den  Zittauer  Bahnhof  ohne  Umladung  mit  den  ihnen  zu  Gebote  stehenden 
Mitteln  fördern,  und  die  Ausdehnung  der  Hauptverkehrs-  und  Ansagelinien 
nach  beiden  Richtungen  hin  begünstigen  zu  wollen  (Artikel  65). 

Artikel  72. 

Die  aus  Sachsen  nach  Oesterreich  gehenden  Waaren  sind,  falls  sie  die 
Bestimmung  haben,  an  einer  der  Stationen  Grottau  und  Kratzau  oder  dem 
Haltepuncte  Machendorf  die  Bahn  zu  verlassen,  im  Bahnhofe  Zittau  der 
sächsischen  Ausgangs-  und  der  österreichischen  Eingangsbehandlung  zu 
unterwerfen.  Die  in  diesen  drei  Bahnhöfen  oder  eventuell  nur  im  Bahnhofe 
zu  Grottau  aufgestellten  Österreichischen  Gefällsorgane  haben  die  dort  unter 
Verschluss  anlangenden  bereits  abgefertigten  Waaren-Collien  nur  zu  con- 
troliren  und  den  Verschluss  abzunehmen. 

Artikel  73. 

Die  in  den  gedachten  Zwischenstationen  zur  Ausfuhr  nach  Sachsen  auf 
die  Bahn  kommenden  Waaren  sind  den  Zollämtern  in  Zittau  zur  Aua-, 
beziehungsweise  Eingangsbehandlung  zu  stellen. 

* 

Artikel  74. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  behält  sich  vor,  die  Verladung  der 
nach  ihrem  Gebiete  bestimmten  Kohlentransporte  der  Werke  zu  Poritscb 
und  Harthau  durch  zu  diesem  Behufe  abzuordnende  Zollbeamte  oder  Finanz- 
wach-Angcstellte  an  Ort  und  Stelle  überwachen  zu  lassen,  um  so  jedem 
Revisionsaufenthalte  der  Kohlenzttge  bei  Ueberschreitung  der  Gränzlinie 
oder  im  Abladungsorte  vorzubeugen  und  die  amtliche  Eingangsbegleitung 
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solcher  Züge  entbehrlich  zu  machen.  Sächsischer  Seite  wird  in  Bezug  auf  die 
leer  zurückgehenden  Kohlenwagen  die  nöthige  Controle  am  Bahnhofe  zu 
Grottau  oder  auf  einem  hiezu  geeigneten  Puncte  des  sächsischen  Gebietes 
gehandhabt  werden.  Personen-  und  Lastzüge  aller  Art  dürfen  auf  der 
Strecke  zwischen  den  Bahnhöfen  zu  Zittau  und  Grottau  nicht  anhalten. 

Artikel  75. 

Jeder  Regierung  bleibt  Überlassen ,  regelmässig  oder  in  einzelnen 
Fällen  die  Begleitung  der  Züge  zwischen  den  Zollämtern  zu  Zittau  nnd 
Reichenberg  in  jeder  Richtung  durch  ihre  Angestellten  eintreten  zu  lassen. 

Findet  die  Begleitung  bloss  zwischen  Zittau  und  Grottau  Statt,  so  hat  der 
Zug  behufs  der  Absetzung  oder  Aufnahme  der  Begleitungsbeamten  (Finanz- 
wach-Angestellten)  daselbst  anzuhalten,  auch  wenn  diess  nach  der  Fahr- 
ordnung ausserdem  nicht  erforderlich  wäre. 

Für  die  sächsischen  Begleitungsbeamten  wird  eine  entsprechende  Auf- 
enthalts-Unterkunft in  dem  Stationsgebäude  zu  Grottau  unentgeltlich  ein- 
geräumt werden. 

Die  den  Wagenzug  begleitenden  Angestellten  sind  unentgeltlich  auf 
dem  Hin-  und  Rückwege  mitzunehmen,  und  es  ist  ihnen  ein  solcher  Platz 
anzuweisen,  von  dem  aus  sie  in  der  Regel  den  ganzen  Zug  zu  übersehen 
vermögen.  Auch  wird  ihnen  das  Recht  zum  Eintritte  und  zum  angemessenen 
Verweilen  in  allen  Classen  der  Personenwagen  zugestanden,  und  ein  ihrer 
Diensteigenschaft  entsprechender  Sitzplatz  sowohl  für  die  Hin-  als  Rückfahrt 
eingeräumt. 

Auch  anderen  Beamten  und  Angestellten  der  Gefällsbehörden,  welche 
aus  dienstlichen  Gründen  mit  den  Zügen  abgesendet  werden,  und  sich  Uber 
den  Charakter  ihrer  Sendung  ausweisen,  ist  die  unentgeltliche  Fahrt  und 
Rückfahrt  auf  der  Strecke  zwischen  Zittau  und  Rcichenberg  gestattet. 

A rtikel  76. 

Die  beiderseitigen  Zollämter  in  den  Bahnhöfen  zu  Zittau  und  Reichen- 
berg sind  als  zusammengelegte  Aemter  im  Sinne  von  Art.  8  des  Handels- 
und Zollvertrages  vom  19.  Februar  1853  zu  betrachten  und  zu  behandeln. 
Alle  auf  diese  Aemter-Zusammenlegungen  und  auf  die  politischen  dienstlichen 
nnd  Abgabenverhältnisse  der  bei  denselben  betheiligten  Beamten  oder  sonsti- 
gen Angestellten  sich  beziehenden,  bereits  bestehenden,  oder  künftig  zu 
treffenden  Vereinbarungen  und  erlassenen  oder  künftig  zu  erlassenden  Vor- 
schriften leiden  auf  die  im  Art.  56  gedachten  Zollabfertigungsstellen  und 
deren  Amtspersonal  ebenmässig  Anwendung. 

Das  österreichische  Hauptzollamt  zu  Zittau  und  das  sächsische  Neben - 
Zollamt  zu  Reichenberg  werden  daher  insbesondere  in  der  für  solche  Aemter 
üblichen  Weise  mit  dem  k.  k.  österreichischen  und  bezüglich  mit  dem 
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k.  sächsischen  Wappenschilde  und  der  entsprechenden  Aufschrift  versehen 
werden,  die  bei  diesen  Aemtern  angestellten  Beamten  und  sonstigen  Bedien- 
steten werden  die  Functionen,  welche  sie  bei  Abfertigungen,  Begleitungen 
zum  Cassenschutze  etc.  zu  vollziehen  haben,  in  der  Amtskleidung  und  mit 
der  vorgeschriebenen  Bewaffnung  verrichten. 

Die  Miethzinsvergütung  für  die  dem  österreichischen  Hauptzollamte  in 
Zittau  und  dem  sächsischen  Nebenzollamte  in  Reichenberg  anzuweisenden 
Expeditions-  und  Wohnungsräume  wird,  insoweit  solche  Räume  nicht  von 
den  beiderseitigen  Bahnanstalten  unentgeltlich  zu  beschaffen  und  einzurichten 
sind,  nach  den  zu  Art.  8  des  Handels-  und  Zollvertrages  vom  19.  Februar 
1853  vereinbarten  allgemeinen  Grundsätzen  ermittelt  und  gewährt  werden. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  sichert  dem  sächsischen  Zollamte 
zu  Reichenberg  und  die  kön.  sächsische  Regierung  dem  österreichischen 
Hauptzollarate  in  Zittau  dieselben  Rechte  und  Hilfen  zu,  welche  den  eigenen 
Zollbeamten  und  Angestellten  eingeräumt  sind. 

Das  gleiche  Verhältniss  tritt  in  Betreff  derjenigen  Zollbeamten  und 
Angestellten  ein,  deren  Abordnung  nach  den  Kohlenwerken  zwischen  Zittau 
und  der  Gränzlinie  bezüglich  nach  dem  Bahnhofe  zu  Grottau  die  beider- 
seitigen Regierungen  sich  nach  Art.  57  und  73  vorbehalten. 

Artikel  77. 

Das  Österreichische  Hauptzollamt  zu  Zittau  und  das  sächsische  Haupt  - 
Zollamt  zu  Reichenberg  haben  in  ihrer  DienstausUbung  die  Zollgesetzc  ihres 
Landes  und  respective  des  Zollvereines  zur  Richtschnur  zu  nehmen.  Sie  sind 
berechtigt,  in  den  gesetzlich  hiezu  geeigneten  Fällen  wegen  der  bei  den 
Amtshandlungen  der  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  entdeckten  Uebertretungen 
die  Verhaftung  der  dabei  ergriffenen  Uebertreter  und  die  Beschlagnahme 
der  vorhandenen  Waaren,  sowie  Vernehmungen,  welche  sich  aus  Anlass  des 
Zollverfahrens  ergeben,  zu  vollziehen. 

Das  Verfahren  der  in  Zittau  und  Reichenberg  aufgestellten  fremd- 
ländischen Zollämter  in  Ansehung  der  Untersuchung  und  Bestrafung  even- 
tuell kürzlichen  Erledigung  von  Zollgesetzübertretungen  (Ablassung  von 
weiterem  Verfahren),  ferner  der  Process-Niederschlagung ,  endlich  der 
Weiterbeförderung  der  diessfälligen  Anzeigen,  Thatbestandsgegenstände  und 
Angeschuldigten  regelt  sich  nach  der  diesen  Aemtern  oder  deren  Vorständen 
verfassungsmässig  zustehenden  Competenz. 

Artikel  78. 

Hinsichtlich  der  aus  Sachsen  nach  Oesterreich  Ubertretenden,  dann  der 
von  Oesterreich  nach  Sachsen  eingehenden  Gegenstände  wird  von  Seite  der 
Zollämter  und  Bahnanstalten  in  Zittau  und  Reichenberg  ein  solcher  Vorgang 
stattfinden,  dass  die  ersteren  alle  Einfuhrgüter  von  dem  Eintreffen  im 
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Bahnhofe  bis  zur  üeberaahnie  in  die  eigene  Amtshandlung  und  beziehentlich 
bis  zur  Uebergabe  an  das  andere  Zollamt  zu  controliren  vermögen.  Als 
Regel  ist  dabei  festzuhalten,  dass  das  Amt  des  Ausgangs  Staates  die  erste 
Amtshandlung  Vorzunehmen,  und  dann  erst  die  Eingangsbehandlung  von 
Seiten  des  Zollamtes  des  Eingangstaates  stattzufinden  hat. 

Die  Abladung,  Aufbewahrung  und  Zollbehandlung  wird ,  in  soweit  es 
erforderlich  ist,  in  Räumen  bewirkt  werden,  welche  unter  zollamtlichem 
Verschlusse  stehen. 

Artikel  79. 

Die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der  in  Zittau  und  Reichenberg 
combinirten  Zollämter  respective  der  bei  letzteren  fungirenden  Oberbeamten 
in  Bezug  auf  die  Einsichtnahme  der  Zollregister  des  anderen  Amtes  und 
Entnahme  von  Abschriften  daraus,  ferner  in  Ansehung  der  Mittheilung  von 
Wahrnehmungen  Uber  Gefährdung  oder  Verletzung  der  anderseitigen 
Gefällsinteressen ,  endlich  in  Betreff  der  Uebergabe  und  der  Uebernahms- 
bestätigung  der  zum  Aus-  und  Eintritt  abgefertigten  Gegenstände,  sind 
durch  das  Zollcartel  vom  19.  Februar  1853  und  die  zu  dessen  Vollziehung 
und  Erläuterung  erlassenen  Vorschriften  bestimmt  und  bezüglich  gewahrt. 

Artikel  80. 

Den  Bahnanstalten  liegen  die  durch  die  Zollvorschriften  jedem  Trans- 
portvollzieher  auferlegten  Verbindlichkeiten  unter  den  diessfälligen  Straf- 
folgen, dann  die  Hilfeleistung  bei  dem  Zollverfahren  ob,  wozu  insbesondere 
die  auf  eigene  Kosten  und  Gefahr  zu  bewirkende  Stellung  der  einer 
Amtshandlung  unterliegenden  Gegenstände  zu  dem  betreffenden  Zollamte 
und  somit  auch  die  Verführung  der  Güter  in  jene  einzelnen  Räume  gehört, 
in  welchen  die  in  der  Zeit  aufeinander  folgenden  Amtshandlungen  der 
beiderseitigen  Zollämter  stattfinden. 

Die  Bahnanstalten  sind  verpflichtet,  von  den  festzustellenden  Fahr- 
plänen und  den  diessfälligen  Abänderungen,  bevor  solche  zur  Ausführung 
gelangen,  sowohl  den  oberen  Zollbehörden  als  den  Zollämtern  in  Reichen- 
berg und  Zittau  stets  rechtzeitig  Mittheilung  zu  machen. 

Die  Aufenthaltszeit  der  Züge  in  den  Orten,  wo  unbedingt  nothwendige 
Zollamtshandlungen  stattfinden,  muss  in  einer  solchen  Dauer  bemessen 
werden,  dass  deren  vorschriftmässigcr  Vollzug  möglich  ist. 

Wegen  Amtshandlungen,  die  vor  Ankunft  der  Züge  vollzogen  werden 
können,  darf  ein  Aufenthalt  der  letzteren  nicht  stattfinden. 

Die  Verbindlichkeiten  der  Bahnanstalten  sind  von  denselben  gegen- 
über jedem  der  combinirten  Zollämter  ohne  Unterschied  der  Staatsangehörig- 
keit zu  erfüllen. 
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Artikel  81. 

Der  Gewerbsbetrieb  der  Zittau-Reichenberger  Bahnuntern  ehinung, 
soweit  derselbe  auf  k.  k.  österreichischem  Gebiete  stattfindet,  wird  sammt 
den  dazu  gehörigen  Räumen  unter  amtliche  Aufsicht  (Controle)  der  öster- 
reichischen Gefällsbehörden  gestellt. 

Die  österreichischen  Gefällsbeamten  und  Wachangestellten  sind  dem- 
nach berechtiget,  in  die  Bahnbetriebs-Localitäten,  so  oft  sie  es  erforderlich 
finden,  einzutreten,  daselbst  Nachforschungen  zu  pflegen,  der  Gewerbe- 
ausUbung  beizuwohnen,  den  Stand  der  vorhandenen  Waaren  aufzunehmen, 
die  vorschriftmä8sigen  Nachweisungen  über  dieselben,  dann  die  Einsicht  der 
den  Bahnbetrieb  betreffenden  Bücher  und  Schriften  zu  fordern. 

Zu  diesen  Amtshandlungen,  soweit  dieselben  in  dem  von  dem  säch- 
sischen Bahnbetriebe  benützten  Räume  stattfinden,  wird  jederzeit  der  Ober- 
beamte der  sächsischen  Bahnverwaltung  zuzuziehen  sein.  Die  Beiziehung 
des  Oberbeamten  des  betreffenden  Dienstzweiges  wird  auch  bei  jenen  Amts- 
handlungen  zugestanden,  welche  von  den  Österreichischen  Gefällsbeamten 
in  den  übrigen  von  der  sächsischen  Bahnverwaltung  benützten  Räumen  nach 
Zulassung  der  österreichischen  Gesetze  vorgenommen  werden. 

Die  Niederlegung  und  Aufbewahrung  unverzollter  ausländischer  Waaren 
ist  in  Reichenberg  nur  in  Räumen  unter  Sperre  des  daselbst  aufgestellten 
k.  k.  österreichischen  Hauptzollamtes,  in  Zittau  nur  unter  Verschluss  des 
dortigen  kön.  sächsischen  Hauptzollamtes  gestattet. 

Hierunter  sind  jedoch  diejenigen  Fälle  nicht  begriffen,  in  welchen  die 
jenseitige  Zollverwaltung  genöthiget  ist,  Gegenstände  nur  zeitweilig  in  der 
Abfertigung  zurückzuhalten. 

Artikel  82. 

Die  sämmtlichen  Räume  der  Bahnhöfe  in  Zittau  und  Reichenberg  sind 
durch  Einfriedungen  von  aussen  abzuschliessen,  die  Ein-  und  Ausgänge  auf 
das  wirkliche  Bedürfniss  zu  beschränken  und  Veränderungen  in  denselben 
jederzeit  der  Zollverwaltung  des  betreffenden  Gebietes  anzuzeigen.  Die 
Bewachung  der  Zugänge  und  anderer  Stellen  der  Bahnhöfe  durch  stehende 
Gränzaufsicht  und  Finanzwachposten  bleibt  vorbehalten. 

Artikel  83. 

Die  beiderseitigen  Staatsregicrungcn  leisten  sich  gegenseitig  die 
Zusage,  für  den  der  getroffenen  Vereinbarung  gemäss  innerhalb  des  ander- 
seitigen  Staatsgebietes  stattfindenden  Dienst  solche  Beamte,  Diener  und 
Arbeiter,  welche  wegen  gemeinen  Verbrechen  oder  Vergehen,  wegen 
Schleichhandels  oder  schweren  Gefällsübertretungen  gegen  die  Vorschriften 
über  den  Verkehr  rechtskräftig  verurtheilt,  oder  welche  der  über  sie  ver- 
hängten Untersuchung  nur  in  Ermanglung  rechtlicher  Beweise  enthoben 
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worden  sind,  zum  Dienste,  bezüglich  zur  Arbeit  wissentlich  nicht  zu  ver- 
wenden oder  verwenden  zu  lassen.  Uebcr  das  im  Gebiete  des  einen  der 
contrahirenrien  Staaten  conventionsmässig  stationirte  Amts-  und  Dienst- 
personal des  anderen  Staates  Üben  die  zuständigen  Behörden  des  letzteren 
die  Dienst-  und  Disciplinargewalt  ausschliessend  aus. 

Auch  werden  mit  Leachtung  der  Uber  die  Niederlassung  von  Ausländern 
in  den  beiderseitigen  Staaten  bestehenden  Vorschriften  zur  Vermittlung  der 
österreichischen  Zollabfertigungsgeschäfte  in  Zittau  und  der  sächsischen  in 
Reichenberg  als  Spediteure  oder  Zollabrechner  nur  solche  Personen  zuge- 
lassen werden,  gegen  welche  die  anderseitige  Zollverwaltung  keine  begrün- 
dete Einwendung  zu  machen  findet. 

Artikel  84. 

Den  österreichischen  Anweisgütern  des  inneren  Verkehres,  welche  auf 
der  Gränzlinie  von  Bregenz  bis  Reichenberg  ein-  oder  austreten,  und  durch 
das  Zollvereinsgebiet  als  zwischenliegendes  Ausland  durchgeführt  werden, 
wird  innerhalb  des  sächsischen  Gebietes  in  beiden  Richtungen  eine  thunlichst 
vereinfachte  und  rasche  Abfertigung  und  Weiterbeförderung  unter  Anwen- 
dung der  in  Artikel  7  des  Handels-  und  Zollvertrages  vom  19.  Februar  1853 
und  Separat-Artikel  5  zu  diesem  Vertrage  verabredeten  Erleichterungen  zu 
Theil  werden. 

Dagegen  wird  auch  die  kais.  österreichische  Regierung  die  Vorschriften 
Uber  das  Anweisverfahren  des  inneren  Verkehres,  in  soweit  solche  auf  die 
Durchfuhr  mit  Benützung  der  Zittau  berührenden  kurzen  Strassenstrecken 
des  sächsischen  Gebietes  Anwendung  finden,  immer  mehr  vereinfachen  und 
hiebei  eine  möglich  erleichterte  Zollabfertigung  im  Anschlüsse  an  die  vereius- 
ländischen  Bestimmungen  über  derartige  Zwischenauslands-Abfertigungen  ein- 
treten lasse«. 

Artikel  85. 

Im  Falle  der  Notwendigkeit  eines  ausserordentlichen  Stillstandes  der 
Züge  oder  der  Zurücklassung  eines  Theiles  der  Wagen  auf  österreichischem 
oder  sächsischem  Gebiete  zwischen  den  Bahnhöfen  zu  Reichenberg  und 
Zittau  ist,  in  sofern e  keine  Begleitung  stattfindet,  oder  die  letztere  dienst- 
unfähig geworden  wäre,  das  nächste  Gefällsamt  oder  der  nächste  Finanzwach- 
beziehentlich  Gränzaufsichtsposten  zu  benachrichtigen,  welche  die  Bewachung 
des  Zuge 8  oder  der  Wagen  bis  zur  Fortsetzung  der  Fahrt,  beziehungsweise 
bis  zum  Eintreffen  in  einem  der  vorgedachten  Bahnhöfe  oder  an  der  Gränze 
einzuleiten  haben. 

Artikel  86. 

In  soweit  die  vorstehenden  Vertragsbestimmungen  nicht  eine  Ausnahme 
machen,  bleiben  die  in  den  beiderseitigen  Staaten  geltenden  Zollgesetze 
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auch  rilcksichtlich  des  auf  der  Eisenbahn  zwischen  Zittau  und  Reichenberg 
sich  bewegenden  zollpflichtigen  Verkehres  in  Kraft  (Artikel  77). 

Artikel  87. 

Ueber  die  auf  fremdem  Gebiete  aufgestellten  Zollämter  zu  Zittau  und 
Reichenberg  und  deren  Befugnisse  wird  jede  Regierung  im  eigenen  Gebiete 
die  entsprechende  Kundmachung  erlassen. 

Artikel  88. 

Jeder  der  beiden  contrahirenden  Regierungen  bleibt,  abgesehen  von 
den  Vorbehalten  im  Artikel  60  unbenommen,  die  im  Interesse  der  Zoll- 
sicherheit oder  Verkehrserleichterung  wilnschenswerthen  oder  durch  die 
beiderseitigen  allgemeinen  zollgesetzlichen  Bestimmungen  und  Anordnungen 
nothwendig  werdenden  Anträge  auf  Abänderung  oder  Ergänzung  der  vor- 
stehend vereinbarten  Zollmassregeln  zu  stellen. 

Ueber  solche  Anträge  sollen  ehebaldigst  Verhandlungen  und  Verein- 
barungen nach  Befinden  auf  commissarischem  Wege  eingeleitet  und  im 
unverhofften  Falle  eintretender  Verhinderung  sollen  von  dem  betreffenden 
Staate  provisorische  Einrichtungen  bis  zur  Vereinbarung  Uber  den  fraglichen 
Gegenstand  getroffen  werden. 

Auf  Grund  der  in  die  gegenwärtige  Convention  aufgenommenen  Bestim- 
mungen werden  gleichzeitig  die  für  beide  Staaten  zu  erlassenden  Vollzugs- 
vorschriften (Regulative)  mit  dem  Vorbehalte  ihrer  weiteren  Ausführung 
nach  den  Grundsätzen  der  Convention  vereinbart. 

Uebrigens  werden  die  Zollverwaltungen  beider  Staaten  die  hinsichtlich 
der  DienstausUbnng  auf  der  Zittau-Reichenberger  Elisenbahn  an  ihre  Beamten 
ergehenden  Instructionen  sich  gegenseitig  mittheilen. 

Zur  Urkund  dessen  ist  gegenwärtige  Convention,  deren  Ratification 
behufs  der  in  längstens  vier  Wochen  zu  Wien  zu  bewirkenden  Auswechslung 
der  Ratifikationsurkunden  alsbald  eingeholt  werden  soll,  in  zwei  gleich- 
lautenden Exemplaren  ausgefertigt  und  von  den  Eingangs  aufgeführten 
beiderseitigen  Commissarien  eigenhändig  vollzogen  werden. 

So  geschehen,  Wien  den  ersten  März  des  Jahres  Eintausend  acht 
hundert  und  sechzig. 

laly  m.  p.  Tillen  m.  p. 
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Regulativ  vom  1.  Marz  18ÖO 

über  die  sollamtliche  Behandlung  des  Personen-  und  Waarenverkehrs  auf  der 

Zittau-Reiohenberger  Eisenbahn. 

Mit  Bezug  auf  den  Art.  88  der  Convention  zwischen  der  k.  k.  österrei- 
chischen und  der  königlich-sächsischen  Regierung  vom  heutigen  Tage  werden, 
zum  Schutz  der  Zollgefälle  und  zur  thunlichen  Erleichterung  des  Verkehrs 
auf  der  Zittau  -  Reichenberger  und  den  anschliessenden  Bahnen,  von  den  bei- 
derseitigen Commissarien ,  welche  obige  Convention  unterzeichneten,  nachste- 
hende Bestimmungen  hiermit  vereinbart: 

* 

§•  i. 

Zollämter  auf  den  Bahnhöfen  zu  Zittau  und  Reichenberg. 

Die  Zollabfertigungen  (Zollamtshandlungen)  für  die  Ein-,  Aus-  und 
Durchfuhr  an  der  österreichisch  -  sächsischen  Zolllinie  zwischen  Zittau  und 
Reichenberg  werden  von  den  auf  den  Bahnhöfen  dieser  Städte  zu  errichten- 
•den  und  zusammenzulegenden  beiderländigen  Zollämtern  vollzogen  werden. 

§•  2. 

Controlamtshandlungen  im  Bahnhofe  zu  Gronau. 

Auf  dem  Bahnhofe  zu  Grottau  werden,  je  nach  Erforderniss,  Angestellte 
der  beiderseitigen  Zollverwaltungen  bei  dem  Ankommen  und  Abgehen  der 
Züge  Controlamtshandlungen  vornehmen. 

§.  3- 

Beruf  der  Zollämter. 

Die  Amtshandlungen  der  beiderseitigen  Hauptzollämter  im  Bahnhofe  zu 
Zittau,  ingleichen  des  Hauptzollamtes  im  Bahnhofe  zu  Reichenberg  werden 
sich  regelmässig  sowohl  auf  den  Eisenbahn-  als  auf  den  gewöhnlichen  Fracht- 
verkehr erstrecken.  Dagegen  wird  das  sächsische  Nebenzollamt  I  zu  Reichen- 
berg, vermöge  der  geographischen  Lage  seines  Aufstellungsortes,  hauptsäch- 
lich nur  Abfertigungen  des  Eisenbahnverkehrs  zu  vollziehen  haben. 

Als  dem  Eisenbahnverkehre  angehörig  sind  diejenigen  Gegenstände  zu 
betrachten,  welche  in  irgend  einer  Richtung : 

a)  in  Reichenberg  auf  der  Bahn  eintreffen  und  auf  derselben  nach  Sach- 
sen weiter  befördert  werden; 

b)  in  Reichenberg  auf  der  Bahn  zwar  eintreffen,  aber  diese  daselbst  ver- 
lassen, um  den  Transport  nach  Sachsen,  beziehentlich  dem  Vereinsge- 
biete auf  anderen  Wegen  fortzusetzen; 
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c)  in  Reichenberg,  in  Folge  unmittelbarer  Absendung  oder  eines  auf  einer 
gewöhnlichen  Landstrasse  vorausgegangenen  Transports  zur  Bahnauf- 
gabc  gelangen,  um  in  Folge  derselben  nach  Sachsen  befördert  zu  werden. 
In  anderen  Fällen  des  gewöhnlichen  Frachtverkehrs,  als  den  ntb  b 
und  c  gedachten,  werden  durch  das  sächsische  Nebenzollamt  zu  Reichenberg- 
auch  in  soweit  Amtshandlungen  vollzogen,  als  sich  ein  Bedürfniss  solcher  Ab- 
fertigungen herausstellt  und  die  Extrahenten  derselben  sich  den  zur  Ver- 
hütung zollpflichtiger  Waarenzuladungen  und  der  Waarenvertauschung  auf 
dem  Transporte  vom  Bahnhofe  zu  Reichenberg  durch  das  österreichische 
Gebiet  bis  zur  sächsischen  oder  Zollvereinsgränze  anzuordnenden  Control- 
mas8regeln  unterwerfen. 

Diese  Controlmassregeln  werden  im  Wesentlichen  im  Colloverschluss 
nicht  bloss  der  Begleitschein-,  sondern  auch  der  durch  Verzollung  oder  spe- 
cielle  Revision  in  den  freien  Verkehr  des  Vereinsgebietes  gesetzten  zollpflich- 
tigen oder  zollfreien  Güter  und  in  deren  Bezettelung  mit  Begleitscheinen,. 
Declarationen,  Zollquittungen,  Legitimationsscheinen  etc.  bestehen. 

§•  4. 

Befugnisse  der  Aemter. 

Die  im  §.  1  gedachten  Zollämter  sind  mit  den  Hebe-  und  Abfertigungs- 
befugnissen eines  Hauptzollamtes,  beziehungsweise  —  in  Oesterreich  —  eines 
Hauptzollamtes  I.  Ciasse,  versehen. 

Insbesondere  ist  dem  k.  k.  österreichischen  Hauptzollamte  im  Bahnhofe 
zu  Zittau  der  Wirkungskreis  eines  Hauptzollamtes  I.  Classe  (und  hinsichtlich 
der  zu  den  Staatsmonopolen  gehörenden  Gegenstände  der  einer  Finanz-Be- 
zirksbehörde) eingeräumt. 

Auch  wird  dasselbe  mit  denjenigen  Befugnissen  versehen,  welche  den 
in  der  Beilage  A.  zu  dem  k.  k.  Finanzministerial-Erlasse  vom  20.  Mai  1856 
über  die  provisorische  Einführung  der  Creditirung  fälliger  Einfuhr-Zollbeträge 
genannten  k.  k.  Hauptzollämtern  eingeräumt  sind,  oder  später  eingeräumt 
werden  möchten. 

Dem  sächsischen  Nebenzollamte  I  zu  Reichenberg  werden  folgende  Be- 
fugnisse verliehen : 

a)  Einfuhrverzollung  für  Waaren  des  gewöhnlichen  Eisenbahn-Frachten- 
verkehrs, welche  ihm  colloweise  vorgeführt  werden  und  an  was  immer 
für  einen  Ort  des  Zollvereins  gehen,  vorzunehmen,  auch  eingangszoll- 
freie, dergleichen  Waaren  zu  revidiren  und  schliesslich  abzufertigen,  so 
dass  beiderlei  Waaren  nach  Ueberschreitung  der  Gränzlinie  ohne  weitere 
Revision  in  den  freien  Verkehr  des  Vereinsgebietes  treten  können; 

b)  Durchgangs-  und  Ausgangszölle  zu  erheben,  in  soferne,  was  die  Durch- 
gangszölle betrifft,  Uber  den  wirklich  und  ohne  Zollerhebung  erfolgten 
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Transit  der  Waaren  durch  das  Vereinsgebiet  ein  Zweifel  nicht  besteht, 
und  —  in  Ansehung  der  ausgangszollpflichtigen  Waaren  —  die  Vor- 
aussetzungen der  Zollcntrichtung  beim  Gränzausgangsamte  vorhanden 
sind  ; 

e)  Begleitscheine  an  jedes  zur  Begleitschein-Erledigung  ermächtigte  Amt 
des  Zollvereins  auszufertigen; 

d)  Begleitscheine"  jedes  vereinsländischen  Begleitschein  -  Ausfertigungs- 
amtes über  nach  Oesterreich  transitirende  Waaren,  ferner  Uebergangs- 
scheine  und  Exportscheine  sächsischer  und  vereinsländischer  Abferti- 
gungsstellen zu  erledigen; 

e)  das  grössere  Gepäck  der  in  Reichenberg  zur  Bahn  kommenden  Reisen- 
den dann  zum  Eingänge  abzufertigen,  wenn  dasselbe  so  zeitig  vor  Ab- 
gang des  betreffenden  Zuges  dem  Nebenzollamte  gestellt  wird,  dass 
Seitens  des  letzteren  die  ordnungsgemässe  Revision  und  Eingangsbe- 
handlung stattfinden  kann; 

f)  Abfertigungen  für  den  Durchzug  des  sächsischen  Gebietes  mit  zollpflich- 
tigen Waaren  auf  den  bereits  genehmigten  oder  künftig  zu  geneh- 
migenden kurzen  Strassenstrecken  zu  bewirken ; 

g)  die  nach  Art.  6  des  Handels-,  und  Zollvertrages  vom  19.  Februar 
1853  zur  Veredelung  oder  auf  unbestimmten  Verkauf  eingehenden 
Waaren,  den  diessfalls  bestehenden  Vorschriften  gemäss,  zum  Ein-  und 
Wiederansgange,  beziehentlich  definitiv  abzufertigen  ; 

h)  Waaren,  von  denen  der  Ausgangszoll  höher  ist  als  der  Durchgangszoll, 
auf  Declaration,  sei  es  zum  unmittelbaren  Durchgange,  oder  auf  Pack- 
hofsstädte im  Zollvereinsgebiete  abzufertigen. 

Ferner  hat  für  den  grösseren  und  durchlaufenden  Verkehr,  je  nach 
den  Bedürfnissen  desselben, 

i)  das  gedachte  Nebenzollamt  oder  eventuell  das  Hauptzollamt  Zittau  der- 
gestalt als  Ansageposten  zu  fungiren,  dass  die  an  österreichischen  Ab- 
sendungsorten nach  vereinsländischen  Bestimmungsorten  verladenen 
Güter,  sobald  die  Eisenbahngüterverwaltung  in  vorschriftmässiger 
Weise  darauf  anträgt,  in  Reichonberg  oder  Zittau,  mit  Ansagescheinen 
versehen  und  unter  Wagenverschluss  auf  das  Zollamt  im  Bestimmungs- 
orte abgelassen  werden ; 

endlich  ist  noch  dem  Nebenzollamte  I  Reichenberg  die  Befugniss  zu 
k)  Post-  und  Eilgüterabfertigungen,  in  soferne  solche  keinen  Aufenthalt 

der  Züge  in  Reichenberg  bedingen,  ferner  zu 
l)  Ertheilung  von  Ausgangsbescheinigungen  über  die  von  Zittau  oder  von 
landeinwärts  gelegenen  Aemtern  definitiv  zum  Export  abgefertigten  Be- 
gleitschein- und  Niederlagegtitern,  übergangssteuerpflichtigen  und  boni- 
ficationsfähigen  Gegenstände,  in  der  für  den  Ausgang  über  Ansage- 
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posten  vorgeschriebenen  Weise,  in  soferne  es  nach  der  Modalität  der 
Ausgangsabfertigung  solcher  Bescheinigungen  überhaupt  bedarf,  in- 
gleichen zur 

m)  Creditertheilung  von  Zollgefällen  nnter  den  im  sächsischen  Crcditregn- 
lative  nnd  dessen  Nachträgen  vorgeschriebenen  Bedingungen  und 
Voraussetzungen  verliehen. 

§.  5. 

Eisenbahn  als  Zollstrasse. 

Die  Eisenbahn  zwischen  Zittau  und  Rcichenberg  wird  für  den  zoll- 
pflichtigen Balmbetrieb  und  unter  den  für  diesen  vorgezeichneten  besonderen 
Bedingungen  zur  beiderseitigen  Zollstrasse  erklärt,  und  auf  derselben  allen 
nicht  einem  unbedingten  Ein-,  Aus-  und  Durchgangsverbote  unterliegenden 
Waaren  der  Ein-  und  Austritt  sowohl  bei  Tage  als  bei  Nacht  für  den  vor- 
schriftmässigen   Bahnbetrieb  gestattet. 

Oesterreichischer  Seits  dürften  die  Gegenstände  der  8taatsmonopole 
mit  Ausschluss  einer  fUnf  Wiener  Pfunde  nicht  Uberschreitenden  Tabakmenge, 
welche  Reisende  zum  eigenen  Gebrauche  mit  sich  führen),  ohne  besondere 
Bewilligung  weder  in  das  Staatsgebiet  ein-,  noch  durch  dasselbe  durchge- 
führt werden. 

Für  jede  Benützung  der  Bahn  zu  anderen  Transporten  als  den  des  fahr- 
planmässigen  Betriebs,  dann  selbst  für  die  Waarenbeförderung  mit  Transport- 
mitteln des  Bahnbetriebs,  jedoch  ausserhalb  der  Fahrordnung,  oder  der  zoll- 
amtlich approbirten  Packwagen,  und  ohne  den  vorschriftmässigen  Verschluss, 
ist  die  Bahnlinie  als  Nebenweg  zu  betrachten. 

Extrazüge  werden,  in  soferne  die  Eisenbahnverwaltung  von  selbigen 
den  in  den  Bahnhöfen  zu  Zittau  und  Reichenberg  aufgestellten  Zollämtern 
so  zeitig  schriftliche  Anzeige  erstattet,  dass  die  erforderlichen  zollamtlichen 
Anordnungen  noch  vor  der  Ankunft  dieser  Züge  getroffen  werden  können, 
als  in  dem  ordnungsmässigen  Bahnbetriebe  begriffen  angesehen. 

Der  Grundsatz,  dass  die,  die  Gränzlinie  Uberschreitende  Zittau-Reichen- 
berger  Bahn  als  beiderseitige  Zollstrasse  zu  betrachten  ist,  leidet  auf  die  beim 
österreichischen  Hauptzollarate  Zittau  oder  dem  sächsischen  Nebenzollamte 
Reichenberg  zum  Eingange  schliesslich  abgefertigten,  oder  unter  Begleitscbein- 
Controle  gesetzten  Waaren,  dann  auf  die  Gegenstände  des  innern  österrei- 
chischen Verkehrs,  welche  ohne  Ueberschreitung  der  Gränzlinie  aus  und  nach 
den  Zwischenstationen  Grottau,  Kratzau  und  Machendorf  versendet  werden, 
keine  Anwendung. 

Waaren,  welche  aus  Oesterreich  nach  Zittau  oder  aus  Sachsen,  beziehent- 
lich dem  Vereinsgebiete ,  nach  Reichenberg  und  den  Zwischenstationen 
Grottau,  Kratzau,  Machendorf  gebracht  worden  sind,  und  rspäter  aus  irgend 
einem  Grunde  nach  dem  Absendungsorte  zurückgeführt  werden  sollen,  sind 
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vorschriftmässig  als  ausländische  zu  behandeln,  vorbehaltlich  der  in  hierzu 
geeigneten  Fällen  von  den  höheren  Behörden  beider  Zollgebiete  zu  bewilligen- 
den abgabenfreien  Ablassung  solcher  Retourwaaren. 

Für  den  Ansageverkehr  in  beiden  Richtungen  kommt  übrigens  auch  den 
weiteren  Bahnstrecken  bis  zu  den  landeinwärts,  theils  im  österreichischen. 
theiU  im  sächsischen  oder  vereinsländischen  Zollgebiete  gelegenen  Erledi- 
gungsämtern die  Eigenschaft  und  Bedeutung  von  Zollstrassen  zu,  von  wel- 
chen mit  den  Ansagegütern  nicht  abgewichen  werden  darf,  welche  vielmehr 
vom  Ansageamte,  ohne  willkürlichen  Aufenthalt,  bis  zu  den  respectiven  Bestim- 
mungsorten, bei  Vermeidung  der  ausserdem  eintretenden  strafgesetzlichen 
Folgen,  eingehalten  werden  müssen. 

§.  6. 

Slationsplätze  und  Haltestellen. 

Die  Puncte,  an  welchen  sich  Stationsplätze  oder  Haltestellen  befinden, 
ßowie  jede  beabsichtigte  Vermehrung,  Verminderung  oder  Verlegung  dersel- 
ben, werden  der  oberen  Zollbehörde,  in  deren  Verwaltungsgebiete  die 
Stationsplätzc  und  Haltestellen  gelegen  sind,  von  der  Eisenbahnverwaltung 
schriftlich  angezeigt. 

Die  Stationsplätze  oder  Haltestellen,  an  denen  Wagenzüge,  auf  welchen 
zollpflichtige,  jedoch  nicht  zollamtlich  abgefertigte  Güter  verladen  sind,  an- 
halten, oder  zum  Zwecke  der  Abladung  oder  Zuladung  von  Gütern  verweilen 
sollen,  unterliegen  der  Genehmigung  der  oberen  Zollbehörde. 

An  anderen  Puncten  dürfen  solche  Wagenzüge  nur  im  Falle  höherer 
Gewalt,  drohender  Gefahr  und  anderer  ausserordentlicher  Ereignisse  anhal- 
ten oder  Waaren  abladen  und  aufnehmen;  jedoch  sind  die  Zugführer  (Ober- 
schaffner) verpflichtet,  von  einem  solchen  Aufenthalt  sogleich  dem  nächsten 
Amte  oder  Aufsichtsposten  oder  in  Ermanglung  eines  solchen  der  nächsten 
politischen  Obrigkeit  oder  dem  nächsten  Gemeinde  vorstände  Meldung  zu 
machen. 

§•  7- 
Transportzeit 

Das  Verbot,  Frachtgüter  und  Passagiereffecten  Uber  die  Zollgränze 
und  innerhalb  des  Gränzbezirks  ausserhalb  der  gesetzlichen  Tageszeit 
zu  transportiren,  leidet  auf  den  ordnungsmäßigen  Bahnbetrieb  keine  An- 
wendung. 

Wagenzüge,  auf  welchen  vom  Auslande  eingegangene,  noch  nicht  zoll- 
amtlich abgefertigte,  sondern  nur  im  Ansageverfahren  abgelassene  Gegen- 
stände verladen  sind,  dürfen  zwischen  der  Zollgränze  und  dem  Bestimmungs- 
orte nur  auf  den  von  der  oberen  Zollbehörde  genehmigten  Bahnhöfen  über- 
nachten und  werden  daselbst  der  nöthigen  Zollaufsicht  unterworfen. 
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Die  Eisenbahnverwaltung  hat  die  von  der  Zollverwaltung  zu  diesem 
Zwecke  für  nöthig  erachteten  Einrichtungen  auf  ihre  Kosten  zu  treffen. 

Von  den  unter  Berücksichtigung  vorstehender  Bestimmung  festzustellen- 
den Fahrplänen,  ingleichen  von  Abänderungen  derselben  hat  die  Eisenbahn- 
verwaltung, bevor  solche  zur  Ausführung  kommen,  der  oberen  Zollbehörde, 
sowie  den  Hauptämtern,  in  deren  Bezirken  sich  die  Stationsplätze  oder  Halte- 
stellen  befinden,  schriftliche  Anzeige  zu  machen. 

Wegen  der  etwa  vorkommenden  Extrazüge  ist  im  §.  5  Verfügung 
getroffen. 

§.  8. 
Amtsplätze. 

FUr  jedes  der  beiderländigen  Zollämter  in  Zittau  und  Reichenberg 
wird  zur  gewöhnlichen  Vollziehung  des  zollamtlichen  Verfahrens  nach 
Massgabe  der  herzustellenden  Localitäten  im  wechselseitigen  Einvernehmen 
der  beiderseitigen  Zollbehörden  ein  besonderer  Raum  als  Amtsplatz  bestimmt 
und  als  solcher  bezeichnet,  dagegen  wird  der  für  die  Amtshandlungen  der 
combinirten  Aemter  bestimmte  Raum  als  gemeinschaftlicher  Amtsplatz  be- 
zeichnet werden. 

§•  9- 

Einrichtung  der  Transportmittel  und  deren  Controle. 

Die  zum  Transport  von  Frachtgütern  und  von  Passagiereffecten  auf  der 
Zittau-Reichenberger  und  den  anschliessenden  Eisenbahnen  bestimmten  Wa- 
gen, welche  die  Zollgränze  Uberschreiten  und  deren  Ladungen  nach  Vor- 
schrift dieses  Regulativs  behandelt  werden  sollen,  müssen  nach  der  zwischen 
beiden  Regierungen  vereinbarten  Beschaffenheit  gebaut  und  insbesondere 
so  eingerichtet  sein,  dass  sie  im  Interesse  des  grösseren  durchlaufenden 
Verkehrs  auf  die  den  letzteren  vermittelnden  Bahnen  im  österreichischen 
und  Zollvereinsgebiet  Ubergehen  und  daneben  von  den  Zollbehörden  durch 
anzulegende  Schlösser  leicht  und  so  sicher  unter  Verschluss  genommen 
werden  können,  dass  ohne  vorherige  Lösung  dieses  Verschlusses  und  Zurück- 
lassung sichtbarer  Spuren  der  Verschlussabnahme  die  Oeffnung  der  Wagen 
nicht  erfolgen  kann. 

Weder  in  diesen  Güterwagen  noch  in  den  Locomotiven  und  Tendern 
dürfen  sich  geheime  oder  schwer  zu  entdeckende,  zur  Aufnahme  von  Gütern 
oder  Effecten  geeignete  Räume  befinden. 

Die  Güter-  und  Gepäckwagen  müssen  insbesondere  mit  festen  und  un- 
abhebbaren  Deckeln,  mit  gut  schliessenden  und  die  Abnahme  ohne  Verschluss 
Öffnung  nicht  gestattenden  Thürvorrichtungen  und  mit  der  möglichst  geringen 
Zahl  von  Oeffnungen  versehen  sein. 
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Die  Zahl  der  Ocffnungen  soll  bei  vier-  bis  sechsrädrigen  Wagen  auf  zwei, 
bei  achträdrigen  Wagen  auf  vier  beschränkt  werden. 

Die,  die  Zollgränze  Uberschreitenden  Wagen  sind  mit  fortlaufenden 
Nummern  und. soferne  sie  verschiedenen  Eisenbahnunternehraungen  angehören, 
mit  einem,  das  Eigenthum  an  denselben  kundgebenden,  auf  den  beiden  Län- 
genseiten anzubringenden  Zeichen,  oder  mit  Buchstaben  zu  bezeichnen. 

Es  sind  ferner  mehrere  Wagen  mit,  von  einander  geschiedenen,  für  sich 
verschliessbaren  Abtheilungen  verfügbar  zu  halten,  um  den  Raumverschluss 
auch  in  jenen  Fällen  anwenden  zu  können,  in  welchen  die  geringe  Zahl  und 
Grösse  der  Gepäckstücke  die  Vollladung  eines  ganzen  Transportswagens  nicht 
thunlich  macht. 

Jede  solche  Abtheilung  ist  durch  einen  Buchstaben  zu  bezeichnen. 

Alle  vorerwähnten  Bezeichnungen  müssen  so  gemacht  werden ,  dass  sie 
leicht  in  die  Augen  fallen. 

Personenwagen,  welche  die  Gränze  Uberschreiten,  dürfen  ausser  den 
gewöhnlichen  Seitentaschen  und  den  zur  Erwärmung  des  Fussbodens  be- 
stimmten Einrichtungen  keine  besonderen ,  znr  Aufnahme  von  Gütern  oder 
Effecten  bestimmten  oder  geeigneten  Räume  enthalten. 

Behältnisse  zur  Erwärmung  des  Fussbodens  müssen  so  beschaffen  sein, 
dass  sie  ohne  Schwierigkeit  einer  Revision  unterworfen  werden  können,  und  es 
muss  darauf  gehalten  werden,  dass  diese  Revision  erfolge. 

Wenn  sich  Personenwagen  mit  solchen  Einrichtungen  in  den  vom  Aus- 
lande eingehenden  Zügen  befinden,  so  sind  dieselben  den  Zollämtern  in  Zittau 
besonders  anzumelden;  auch  müssen  dergleichen  Behältnisse,  sofeme  sie 
dauernd  mit  den  Personenwagen  in  Verbindung  stehen,  während  der  Zeit  der 
NichtVerwendung  zu  dem  angegebenen  Zwecke  unter  amtlichem  Verschlusse 
gehalten  werden. 

Die  Packwagen,  Tender,  Maschinen  und  Personenwagen  sind,  bevor  sie 
in  Gebrauch  genommen  werden,  dem  von  der  oberen  Zollbehörde  des  betref- 
fenden Regierungsgebietes  dazu  bestimmten  Zollamte  unter  Angabe  ihrer 
Nummern,  Buchstaben  oder  sonstigen  Zeichen,  schriftlich  anzumelden,  und 
zur  Prüfung  auf  den  Bahnhof  zu  stellen. 

Die  gleiche  Anmeldung  muss  stattfinden,  wenn  diese  Transportmittel 
dauernd  ausser  Gebrauch  kommen  sollen.  Die  zollamtliche  Prüfung  wird  sich 
bei  den  Güter-  und  Gepäckwagen  auf  die  Bauart  nach  der  vereinbarten 
Beschaffenheit,  auf  die  Verschlussfähigkeit  und  auf  das  Vorhandensein  geheimer 
Behältnisse,  sowie  auf  die  angebrachte  Bezeichnung  erstrecken. 

Die  übrigen  Transportmittel  werden  nur  in  Beziehung  auf  das  Nichtvor- 
handensein geheimer  Behältnisse  und  auf  die  Bezeichnung  geprüft. 

Von  den  in  doppelter  Ausfertigung  einzureichenden  Anzeigen  wird,  wenn 
die  Transportmittel  unbedenklich  befunden  werden,  das  eine  Exemplar,  mit 
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der  Gutheissungsbescheinigung  versehen,  der  Eisenbahnverwaltung  zurück- 
gestellt. 

Die  in  zollamtlicher  Beziehung  unbedenklich  befundenen  Güter-  und 
Gepäckwagen  werden  an  einer  geeigneten  Stelle  mit  einer  zollamtlichen  Marke 
versehen. 

Ueber  sämmtliche  im  Gebrauche  befindliche  Transportmittel  (Güter-,  Ge- 
päck- und  Personenwagen.  Maschinen  und  Tender)  wird  bei  dem  obener- 
wähnten Zollamte  jeder  Regierung  ein  Verzeichnis«  Uber  Bestand,  Zuwachs  und 
Abgang  geführt  werden. 

Von  diesen  Verzeichnissen  werden  sich  die  Zollverwaltungen  beider 
Staaten  zur  Gebrauchsnahme  bei  der  Ueberwachung  gegenseitige  Mittheilung 
machen. 

* 

Es  dürfen  demnach  nur  die  nach  dieser  Bestimmung  zollamtlich  appro- 
birten  Güter-,  Gepäck-  und  Personenwagen,  Maschinen  und  Tender  zum  Grenz- 
tibertritte verwendet  werden. 

Die  Zollbehörde  kann  zu  jeder  Zeit  verlangen,  dass  ihr  sämmtliche.Trana- 
portmittel,  soferne  sie  nicht  gerade  im  Gange  sind,  zur  Besichtigung  gestellt 
werden. 

Die  beiderländigen  Hauptzollämter  in  Zittau  können  ausserdem  verlangen, 
dass  ihnen  die  sämmtlichen  Transportmittel  der  anderseitigen  Bahnverwaltungen 
bei  der  Verwendung  zur  Untersuchung  gestellt  werden. 

Ergeben  sich  bei  der  Besichtigung  und  Untersuchung  Abweichungen  von 
den  vorstehend  ertheilten  Vorschriften,  so  wird  die  fernere  Benützung  des  vor- 
schriftwidrig befundenen  Transportmittels  von  der  Zollbehörde  untersagt. 

Die  häufige  und  sorgfältige  Besichtigung  der  Wagen  ist  den  beiderlän- 
digen Zollämtern  besonders  zur  Pflicht  gemacht. 

§.  10. 

Raumverschluss. 

Unbeschadet  derjenigen  Fälle,  in  welchen  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften der  Collo verschluss  stattfindet,  wird  auf  der  Zittau-Reichenberger 
Bahn  der  Raumverschluss,  d.  h.  die  Verschliessung  der  Wagen  und  einzelner 
Wagenabtheilungen,  sowie  ferner  der  Räume  für  die  Aufbewahrung  von 
Gütern  und  Effecten  mittelst  besonderer  Vorlegeschlösser,  Anwendung  finden. 

Die  Kosten  der  Verschlusseinrichtung  und  der  Schlösser  sammt  Schlüsseln 
haben  die  betheiligten  Bahnverwaltungen  zu  tragen. 

Die  Vorlegeschlösser  werden  mit  den  beiden  Wappen  der  k.  k.  Österrei- 
chischen und  königlich-sächsischen  Regierung  versehen  werden. 

Diese  Schlösser  werden  in  zollamtlicher  Verwahrung  und  Inventarisirung 
stehen,  in  numerirte  Serien  zu  tbeilen  und  mit  den  Seriennummern  zu  versehen 
sein. 
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Jede  Serie  wird  ein  gleiches  inneres  Schlossgesperre  und  nur  einen  Schlüssel 
haben. 

Die  Schlösser  sammt  Schlüsseln  werden  durch  die  Zollbehörde  für  Rech- 
nung der  Bahnverwaltung  gegen  Zuliquidirung  des  Beschaffungspreises  ange- 
schafft werden. 

Uebrigens  bleibt  die  Verwendung  von  anders,  als  mit  den  k.  k.  öster- 
reichischen und  königlich-sächsischen  Wappen  bezeichneten  Schlössern  für 
den  Fall  vorbehalten ,  dass  norddeutsche  Güterwagen  unter  Raumverschluss 
bis  in  das  österreichische  Gebiet  gehen  sollten. 

Wenn  die  geringe  Menge  und  Grösse  der  Gepäckstücke  die  Anwendung 
eines  ganzen  Wagens  oder  einer  Wagenabtheilung  nicht  zulässig  macht,  so 
kann  auf  Antrag  der  Bahnverwaltung  der  Colliverschluss  stattfinden. 

Uebrigens  bleibt  den  Zollämtern  in  Zittau  und  Reichenberg  neben  oder 
statt  der  Verschliessung  mittelst  Vorlegeschlösser  die  Anwendung  des  Bleiver- 
schlusses vorbehalten,  für  welche  die  Schlösser  zugleich  mit  einzurichten  sind. 

§.  11. 
Offene  Güterwagen. 

Sollte  in,  auf  das  unabweisliche  Bedürfniss  zu  beschränkenden  Fällen 
der  Transport  in  verschlossenen  Wagen  vermöge  der  Beschaffenheit  der  La- 
dungsgegenstände nicht  möglich  sein,  indem  manche  Waaren  theils  wegen  ihres 
Volumens,  wie  z.  B.  Maschinentheile,  Dampfkessel,  Rohproducte,  Steine,  grosse 
Fässer  etc.,  theils  wegen  ihrer  sonstigen  Beschaffenheit,  wie  z.  B.  Thran, 
Häringe,  Stein-  und  Braunkohlen  etc.  die  Verladung  in  Coulissenwagen  nicht 
gestatten,  so  ist  die  Benützung  offener  Wagen  zur  Beförderung  solcher  aus- 
ländischen Güter  Uber  die  Zoll-Linie  und  weiter  in  das  Jnnere  nicht  aus- 
geschlossen. Derartige  Transporte  bleiben  aber  an  die  vorher  einzuholende 
Zustimmung  der  beiderländigen  Hauptzollämter  in  Zittau  und  Reichenberg 
und  beziehentlich  des  sächsischen  Nebenzollamtes  in  Reichenberg  gebunden, 
dürfen  die  Grenze  nur  bei  Tag  und  unter  zollamtlicher  Begleitung  Uberschreiten 
und  sind  überhaupt  nur  als  Ausnahme  zu  betrachten  und  insbesondere  nur 
dann  zuzulassen,  wenn  die  Beschaffenheit  der  Waaren  deren  Beförderung  in 
anderen  als  in  offenen  Wagen  durchaus  unmöglich  macht. 

In  Beziehung  auf  den  Verschluss  solcher  Wagen  lässt  sich  eine  allgemein 
giltige  Bestimmung  nicht  treffen.  Die  mit  Thran,  Häringen  und  dergleichen 
beladenen  Wagen  werden  mit  Decken  von  Leder  oder  getheerter  Leinwand 
zu  versehen  und  es  wird  der  amtliche  Verschluss  durch  eiserne  Ketten  oder 
Stäbe,  und  zwar  in  der  Art  zu  bewirken  sein,  dass  nach  Anlegung  desselben 
keine  Gegenstände  unter  den  Decken  verborgen  oder  hervorgezogen  werden 
können ;  andere  Wagen,  auf  welchen  sich  z.  B.  grosse  Maschinentheile  oder 
Dampfkessel  befinden,  werden,  in  soferne  nicht  schon  die  Anlegung  von 
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IdentitUts-  (Erkenuungs-)  Bleien  an  die  Ladungsgegenstände  selbst  genügt, 
mit  einer  amtlichen  Verschnürung  oder  Verbleiung  versehen  werden  können; 
bei  noch  anderen  Transporten  endlich,  z.  B.  von  Stein-  oder  Braunkohlen, 
wird  es  dem  Zollinteresse  entsprechen,  gar  keinen  Verschluss  eintreten  zu 
lassen.  Auch  hinsichtlich  der  zollamtlichen  Abfertigung  der  in  offenen  Wagen 
eingehenden  Waaren  kann  ein  verschiedenes  Verfahren  angemessen  er- 
scheinen. 

Während  es  unbedenklich  ist,  Waaren,  welche  in  der  vorher  ange- 
gebenen Weise  unter  Decken  verschluss  oder  amtliche  Verschnürung  oder 
Verbleiung  genommen,  resp.  identificirt  werden,  bei  der  Abfertigung  ganz 
ebenso  zu  behandeln,  als  ob  sie  in  verschlossenen  Coulissenwagen  befördert 
würden,  wird  darauf  zu  halten  sein,  dass  Waaren,  bei  welchen  ein  Verschluss 
nicht  zweckmässig  erscheint  und  bei  deren  Beförderung  es  auf  besondere 
Schnelligkeit  nicht  ankommt,  z.  B.  Kohlen,  gleich  an  oder  in  unmittelbarer 
Nähe  der  Gränze  in  freien  Verkehr  gesetzt  werden. 

Lässt  sich  auch  bei  anderen  offen  verladenen  Gegenständen  die  Iden- 
titäts-Controlc  entweder  Uberhaupt  nicht  oder  doch  nicht  in  vollständig 
sichernder  Weise  handhaben,  so  sind  solche  Gegenstände  in  der  Art  genau 
zu  beschreiben,  dass  eine  Waaren  vertauschung  nicht  stattfinden  kann;  auch 
ist,  in  soferne  der  Import  aus  mehreren  Stücken  besteht,  deren  Zahl  anzu- 
führen. 

§.  12. 

Amtliche  Begleitung  der  Eisenbahnzüge. 

Vertragsmässig  kann  in  der  Regel  oder  in  einzelnen  Fällen  die  Beglei- 
tung der  Züge  zwischen  den  Zollämtern  zu  Zittau  und  Reichenberg  in  jeder 
Richtung  durch  beiderseitige  Zollangestellte  stattfinden. 

Selbstverständlich  sind  die  Zollbehörden  beider  Staaten  durch  die  eben 
angezogene  Vertragsbestimmung  nicht  behindert,  in  besonderen,  den  Ver- 
dacht eines  ünterschleifs  erweckenden  Fällen  die  amtliche  Begleitung  der 
Eingangsansagcgtiter  in  der  Richtung  nach  dem  Innern  ihres  Gebietes  auch 
Uber  die  Bahnhöfe  Zittau  und  Reichenberg  hinaus  zu  erstrecken. 

Da  der  Eisenbahntract  zwischen  der  Gränzlinie  und  dem  Bahnhofe  zu 
Zittau  von  dem  letzteren  aus  nicht  tiberzeugend  beobachtet  werden  kann, 
wird  sächsischer  Seits  im  Eingange  der  Güterzüge  aus  Oesterreich  stets  vom 
Bahnhofe  zu  Grottau  aus  zollamtliche  Begleitung  stattzufinden  haben,  wäh- 
rend österreichischer  Seits  im  Eingange  aus  8achsen  in  der  Regel  die  Not- 
wendigkeit vorliegen  wird,  die  bereits  zum  Eingange  abgefertigten  Güter, 
zur  Verhütung  von  Zuladungen  auf  der  sächsischen  Gränzstrecke,  bis  in  den 
Bahnhof  Grottau  begleiten  zu  lassen. 

Dasselbe  Motiv  und  die  dem  sächsischen  Nebenzollamte  in  Reichenberg 
bedingungsweise   zugestandene  Befugniss  zur  Ansageabfertigung  können, 
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nach  Beschaffenheit  der  Umstände,  Veranlassung  darbieten,  den  nach  Sachsen 
eintretenden  Güterzügen  bereits  von  Reichenberg  aus  sächsische  Begleitungs- 
beamte  beizugeben. 

Im  Austritt  aus  Sachsen %  und  Oesterreich  wird  die  Entscheidung  der 
Frage :  ob  und  von  welchem  Puncte  an  Begleitung  durch  Aufsichtsbeamte 
oder  Finanzwach-Angestellte  stattzufinden  habe,  wesentlich  davon  abhängig 
sein,  ob  Güter,  deren  Ausgang  amtlich  zu  erweisen  ist,  auf  dem  betreffenden 
Zuge  sich  befinden. 

Was  die  Personenzuge  anlangt,  so  werden  auch  für  deren  Begleitung 
ähnliche  Rücksichten,  wie  die  vorstehend  bezeichneten  massgebend  sein,  und 
wird  insbesondere  die  Instradirungs-Controle  österreichischer  Seits  durch 
Begleitung  der  Personenzüge  auf  der  Strecke  zwischen  Zittau  und  Grottau, 
sächsischer  Seits  durch  Begleitung  auf  dem  ganzen  Tract  von  Reichenberg 
bis  Zittau  zu  handhaben  sein. 

Findet  die  Begleitung  bloss  zwischen  Zittau  und  Grottau  statt,  so  hat 
der  Zug  behufs  der  Absetzung  oder  Aufnahme  der  Begleitungsbeamten 
(Finanzwach-Angestellten)  daselbst  anzuhalten;  auch  wenn  diess  nach  der 
Fahrordnung  ausserdem  nicht  erforderlich  wäre.  Für  die  sächsischen  Beglei- 
tungsbearaten  wird  eine  entsprechende  Aufenthalts  •  Unterkunft  in  dem 
Stationsgebäude  zu  Grottau  unentgeltlich  eingeräumt  werden. 

Die  den  Wagenzug  begleitenden  Angestellten  sind  unentgeltlich  auf 
dem  Hin-  und  Rückwege  mitzunehmen  und  es  ist  ihnen  in  der  Regel  ein  solcher 
Platz  anzuweisen,  von  dem  aus  sie  den  ganzen  Zug  zu  übersehen  oder  sonst 
zu  controliren  vermögen. 

Auch  wird  ihnen  das  Recht  zum  Eintritte  und  zum  angemessenen  Ver- 
weilen in  allen  Classen  der  Personenwagen  zugestanden  und  ein  ihrer  Dienst- 
eigenschaft entsprechender  Sitzplatz  sowohl  für  die  Hin-  als  Rückfahrt 
eingeräumt. 

Auch  anderen  Beamten  und  Angestellten  der  Gefällsbehörden,  welche 
aus  dienstlichen  Gründen  mit  den  Zügen  abgesendet  werden  und  sich  Uber 
den  Charakter  ihrer  Sendung  ausweisen,  ist  die  unentgeltliche  Fahrt  und 
Rückfahrt  auf  der  Strecke  zwischen  Zittau  und  Reichenberg  gestattet. 

Ebenso  wird  den  Beamten  und  Angestellten  der  combinirten  Zollämter 
in  Zittau  und  Reichenberg  gestattet,  die  Bahnstrecke  zwischen  den  Bahn- 
höfen dieser  Städte  zu  betreten  und  zu  begehen.  Sie  haben-  aber  hievon  stets 
—  den  Fall  ausgenommen,  wo  Gefahr  im  Verzuge  liegt  —  den  nächsten 
Bahnwärter  zu  benachrichtigen. 

§.  13. 

Geschäftsbereich  der  beiderländigen  Hauptzollämter  in 

Zittau. 

Die  Amtstätigkeit  der  in  Zittau  aufgestellten  beiderländigen  Hauptzoll- 
amter  wird  durch  den  doppelten  Umstand  bedingt,  dass  das  sächsische 
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Haaptzollamt  Zittau  nach  dessen  Verlegung  in  den  Bahnhof,  resp.  nach  Er- 
öffnung der  Eisenbahnlinie  Zittau-Reichenberg-Pardubitz,  sowohl  für  den 
Waaren-Eingang  aus  den  freien  Städten  Hamburg  (Lübeck)  und  Bremen,  aus 
Holland,  eventuell  aus  Belgien  und  Frankreich  etc.  als  für  den  Eingang  aus 
Oesterreich,  und  zwar  in  letzterer  Beziehung  sowohl  für  den  gewöhnlichen 
Frachtverkehr,  als  für  den  nicht  unmittelbar  durchlaufenden  Eisenbahn- 
verkehr als  Gränz-Eingangsamt  zu  fungiren  hat,  und  dass  ferner  das  zoll- 
dienstliche Interesse  des  k.  k.  österreichischen  Hauptzollamtes  Zittau  an  dem 
in  der  Richtung  nach  Oesterreich  von  Zittau  ausgehenden  oder  diese  Stadt 
sonst  berührenden  Güterverkehr  erst  mit  dem  Zeitpuncte  eintritt,  wo  Ver- 
ladungen von  Eisenbahngütern  in  der  angegebenen  Richtung  stattfinden, 
resp.  die  landeinwärts  mit  Gütern  des  freien  oder  des  bereits  abgefertigten 
gebundenen  Verkehrs  beladenen  Güterwagen  nach  Oesterreich  austreten 
sollen,  oder,  wo  die  auf  anderen  Strassen  mittelst  gewöhnlichen  Fracht- 
geschirres nach  Böhmen  auszuführenden  Güter  gedachtem  Hauptzollamte  zur 
Abfertigung  gestellt  werden. 

Die  Eingangs  bezeichnete  Niederlagsabfertigung  der  bei  den  Zoll- 
ämtern in  Wendisch-Warnow,  Bremen,  Eltern  etc.  auf  Ladungsverzeichnis  sc 
und  Ansagezettel  abgelassenen,  dann  der  von  vereinsländischen  Gränzzoll- 
amtern,  z.  B.  Harburg,  Lindau  u.  s.  w.  unter  Raumverschluss  überwiesenen 
Begleitscheingüter  wird  Seitens  des  sächsischen  Hauptzollamtes  zu  Zittau 
nach  den  Bestimmungen  des  allgemeinen  Eisenbahnregulativs  §.19  flgd. 
der  Vereinszollordnung  und  des  Begleitschein-Regulativs,  sowie  nach  den 
diessfalls  sonst  bestehenden  Vorschriften  bewirkt,*  es  kann  jedoch  auf  Antrag 
der  Eisenbahn  Verwaltungen  die  Ueberweisung  solcher  Begleitschein  güter 
auch  an  das  sächsische  Nebenzollamt  I.  Reichenberg  stattfinden,  welches  dann 
deren  Abfertigung  auf  vorstehende  Art  vollzieht. 

Bei  der  Güterverladung  nach  Oesterreich  hat  das  sächsische  Hauptzoll- 
amt in  Zittau,  abgesehen  von  der  allgemeinen  Festhaltung  auch  des  zoll-  und 
controlfreien  Waarenausgangs,  nur  in  soweit  Amtshandlungen  vorzunehmen, 
als  ausgangszollpflichtige  oder  solche  Güter  in  Frage  stehen,  deren  Ausgang 
amtlich  zu  erweisen  ist 

Diese  letzteren  Güter  hat  gedachtes  Hauptamt  theils  als  Begleitschein, 
resp.  Uebergangsschein,  Empfangs-  und  Niederlagsamt,  theils  als  Abferti- 
gungsstelle oder  Ansageposten  für  den  Ausgang  der  landeinwärts  zur  Bahn 
gekommenen  Begleitscheinguter,  Bonificationsgegenstände  u.  s.  w.  abzufertigen 
und  beziehungsweise  dem  österreichischen  Hauptzollamte  zu  Ubergeben. 

Für  die  von  Norden  her  im  Ansageverfahren  nach  Zittau  gekommenen, 
zum  unmittelbaren  Transit  bestimmten  Güter  hat  das  sächsische  Hauptzollamt 
Zittau  gleichzeitig  als  Ein-  und  Ausgangsamt  zu  fungiren,  und  derartige 
Transitogiitcr  unter  Raumverschluss  und  auf  die  Stelle  von  Begleitscheinen 
vertretende  Declarationen  zum  Export  abzulassen. 
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Bei  der  Abfertigung  der  nach  Oesterreich  Ubertretenden  Waaren  deB  ver- 
einsländischen freien  Verkehrs,  soweit  solche  nicht  ausgangszollpflichtig  sind, 
ist  das  sächsische  Hauptzollamt  zu  Zittau  nicht  betheiligt  f§.  37  der  Vereins- 
zollordnungj ;  die  Verladung  solcher  Güter  in  der  Richtung  nach  Oesterreich 
hat  daher  abschliessend  unter  Controle  des  österreichischen  Hauptzollamtes 
zu  Zittau  stattzufinden  (cfr.  jedoch  §.  24  des  vereinsländischen  Eisenbahn- 
regulativs). 

§.  14. 

Geschäftsbereich  der  beiderseitigen  Zollämter  in 

Reichenberg. 

Die  geschäftlichen  Beziehungen  der  beiderseitigen  Zollämter  im  Bahn- 
hofe zu  Reichenberg  sind  der  Hauptsache  nach  die  nämlichen,  welche  vor- 
stehend hinsichtlich  der  Hauptzollämter  zu  Zittau  dargelegt  worden  sind.  — 
Ansagegttter,  welche  in  das  österreichische  Zollgebiet  aus  dem  nicht  vereins- 
ländischen Auslande  oder  aus  Zollanschlüssen  (z.  B.  Triest)  eingehen,  wer- 
den in  der  Regel  bei  einem  Zollamte  im  Innern,  eventuell  dem  zu  Reichen- 
berg oder  dem  zu  Zittau,  nach  den  in  Oesterreich  für  den  Eisenbahnverkehr 
bestehenden  allgemeinen  Zollvorschriften  der  Ein-,  Aus-  und  Durchgangs- 
behandlung zu  unterziehen  sein  und  ebenso  wie  die  Güter  des  freien  Verkehrs 
von  den  im  österreichischen  Zollgebiet  beginnenden,  nach  den  grösseren 
Handelsplätzen  des  sächsischen  und  vereinsländischen  Gebietes  sich  erstrecken- 
den Ansagelinien,  erst  dann  Gegenstand  der  Ansage-  oder  Begleitschein - 
abfertigung  von  Seiten  des  sächsischen  Zollamtes  zu  Reichenberg  werden 
können,  wenn  eine  hierauf  gerichtete  Anmeldung  bei  letzterem  erfolgt  sein 
wird. 

§.  15. 

üebergabe  von  Ladungsverzeichnissen. 

Ueber  alle  ein-  und  ausgehenden  Frachtstücke,  einschliesslich  der  Eil- 
güter, haben  die  Bahnanstalten  nach  Artikel  1 7  des  Handels-  und  Zollver- 
trages vom  19.  Februar  1853  den  in  Zittau  und  Reichenberg  aufgestellten 
Zollämtern,  und  zwar  hinsichtlich  der  ankommenden  Züge  im  Zeitpuncte  des 
Stillhaltens  —  hinsichtlich  der  abgehenden  vor  der  Verladung  —  Ladungs- 
verzeichnisse in  deutscher  Sprache,  nebst  allen  übrigen  auf  die  ein-  und  aus- 
gehenden Waaren  sich  beziehenden  Papieren  zu  übergeben  (cfr.  jedoch  die 
im  §.  16  näher  bezeichneten  Ausnahmen.) 

In  dem  Ladung sverzeichnisse  ist  die  Anzahl,  Art,  Nummer  und  Bezeich- 
nung der  Wagen  und  ihrer  einzelnen  Abtheilungen,  ferner  die  Zahl  der 
Frachtbriefe  und  der  übrigen  Papiere  i  Waarenerklärungen  oder  Declarationen, 
Einfuhrbewilligungen,  Dcclarationsscheine ,  Zollquittungen,  Begleitscheine 
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Vormerk-  oder  Legitimationsscheine  u.  s.  w.,  die  Zahl,  Beschaffenheit,  Be- 
zeichnung und  das  Brutto-  (Roh-  oder  8porco-)  Gewicht,  sowie  der  angeb- 
liche Inhalt  der  in  jedem  Wagen  und  in  jeder  Abtheilung  befindlichen  Colli, 
und  zwar  nach  den  Frachtbriefen  auch  die  Gesammtzahl  der  Colli  anzugeben. 

Falls  die  Waaren  offen  geführt  werden,  ist  deren  Stückzahl,  Mass, 
Gewicht  und  Gattung  anzugeben.  Die  Bahnanstalt  haftet  für  die  Vollständig- 
keit und  Richtigkeit  dieser  Angaben. 

In  Betreff  der  Inhaltsangabe  bleibt  die  Bahnverwaltung  nur  für  die 
lTeberein8tirarating  mit  dem  Inhalte  der  Frachtbriefe  verantwortlich. 

Jedes  Ladungsverzeichniss  darf  nur  solche  Güter  enthalten,  welche  nach 
einem  und  demselben  Abfertigungsorte  bestimmt  sind,  ebenso  muss  das  Amt, 
bei  welchem  die  Abfertigung  verlangt  wird  und  die  Qualität  der  Ladung  als 
gewöhnliches  Frachtgut  oder  als  Eilgut  bezeichnet  werden. 

Ueber  Effecten  der  Reisenden,  welche  in  eigenen  Packwagen,  aber 
gleichzeitig  mit  den  Reisenden  befördert  werden,  sind  die  Ladungsverzeich- 
nisse nur  summarisch  nach  der  Collizahl  zu  führen;  sie  müssen  jedoch  mit 
der  Angabe  des  Packwagens  oder  der  Abtheilung  desselben,  worin  sie  sich 
befinden,  versehen  werden. 

Als  Passagiergut  werden  nur  diejenigen  Effecten  angesehen,  deren 
Eigenthümer  sich  als  Reisende  im  nämlichen  Wagenzuge  befinden. 

'  Reisegepäck,  welches  ohne  gleichzeitige  Beförderung  seinesJEigenthümers 
auf  der  Bahn  befördert  wird,  gehört  zu  dem  Frachtgute. 

Die  Form  der  beiderseitigen  Ladungsverzeichnisse  ist  aus  den  Beilagen 
A  und  B  zu  ersehen.  8ie  sind  doppelt  auszufertigen  und  der  einen  Abfertigung 
müssen  die  Frachtbriefe  über  die  darin  verzeichneten  Güter  nebst  den  übrigen 
Papieren  beigefügt  sein. 

Waaren,  welche  den  combinirten  Aemtern  sofort  vorschriftsmässig  decla- 
rirt  und  zur  vollständigen  Eingangsabfertigung  gestellt  werden,  sind  nicht 
in  die  Ladungsverzeichnisse  aufzunehmen. 

§.  16. 
Fortsetzung. 

Die  Uebergabe  der  Ladungsverzeichnisse  erfolgt  hinsichtlich  der  durch- 
laufenden Züge  oder  Güterwagen  von  den  Führern  der  aus  dem  Innern  der 
beiderseitigen  Zollgebiete  nach  Zittau  oder  Reichenberg  kommenden  und  als- 
bald weiter  gehenden  Züge;  in  Ansehung  der  Verladungen  aus  den  Bahn 
höfen  der  beiden  Städte  liegt  den  Bahnanstalten  die  Zusammenstellung  und 
Uebergabe  der  Ladungsverzeichnisse  ob. 

Im  Eingange  aus  Sachsen  nach  Oesterreich  sind  die  Ladungsverzeich- 
nisse stets  und  allein  den  im  Bahnhofe  Zittau  aufgestellten  Zollämtern  zu 
übergeben. 
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Dagegen  werden  im  Eingange  aus  Oesterreich  nach  Sachsen  die  über 
alle  jenseits  Reichenberg  herkommenden  oder  in  Reichenberg  zuwachsenden, 
zur  Ausfuhr  Uber  die  österreichische  Zolllinie  bestimmten  Güter  auszufertigen- 
den Ladungsverzeichnisse  dem  k.  k.  österreichischen  Hauptzollamte  und 
.  beziehentlich  dem  sächsischen  Nebenzollamte  zu  Reichenberg  zu  über- 
geben sein. 

Die  Uebergabe  von  Ladungsverzeichnissen  an  das  sächsische  Neben- 
zollamt zu  Reichenberg  hat  nur  so  lange  stattzufinden,  als  das  letztere,  je 
nach  den  sich  erfahrungsmässig  herausstellenden  Bedürfnissen  des  Verkehrs 
mit  der  Ansageabfertigung  der  nach  Sachsen  eintretenden  Waaren  beauftragt 
bleiben  wird. 

Sollte  ein  solches  Bedürfniss  nicht  eintreten,  oder  sich  später  wieder 
«riedigen,  so  würde  die  Uebergabe  der  für  die  sächsische  Zollverwaltung 
bestimmten  Ladungsverzeichnisse  vom  Verkehr  der  Zittau-Reichenberger 
Bahn  ausschliessend  nur  beim  sächsischen  Hauptzollamte  zu  Zittau,  im  Ein- 
gange wie  im  Ausgange,  zu  bewirken  sein. 

In  Ansehung  der  Güter,  welche  aus  den  Zwischenstationen  Grottau, 
Kratzau,  Machendorf  nach  dem  Innern  des  österreichischen  Gebietes  beför- 
dert werden,  oder  welche  zwar  die  Richtung  nach  Sachsen  verfolgen,  aber 
ohne  die  Gränzlinie  zu  überschreiten  nur  aus  Reichenberg  oder  einem  weiter 
landeinwärts  gelegenen  Absendungsorte  nach  einer  der  vorgenannten 
Zwischenstationen,  oder  aus  einer  dieser  Stationen  in  eine  andere  geführt 
werden,  bedarf  es  der  Ausfertigung  und  Uebergabe  von  Ladungsverzeich- 
nissen nicht. 

Dagegen  sind  über  den  Waaren-  etc.  Verkehr  aus  den  Zwischenstationen 
Grottau,  Kratzau,  Machendorf  nach  Sachsen  allerdings  Ladungsverzeichnisse 
von  den  Güterspeditionen  der  betreffenden  Bahnhöfe  auszufertigen,  und  den, 
den  Zug  begleitenden  GrHnzaufsehern  und  Finanzwach-Angestellten  nebst 
allen  dazu  gehörigen  Papieren,  eventuell  dem  alleinigen  (sächsischen  oder 
österreichischen)  Begleiter  des  Zuges,  oder  wenn  eine  zollamtliche  Begleitung 
beiderseitig  nicht  stattfände,  dem  Zugführer  zu  Ubergeben. 

Der  letztere,  wie  der  österreichische  Begleiter  hat  die  für  die  sächsische 
Zollverwaltung  bestimmten  Ladungsverzeichnisse  über  die  in  den  Zwischen- 
stationen aufgeladenen  Waaren  an  den  in  der  Regel  in  Grottau  auftretenden 
sächsischen  Begleitungsbeamten  zur  Weiterbeförderung  an  das  kön.  sächsische 
liauptzollamt  Zittau  zu  Ubergeben. 

Fände  ausnahmsweise  eine  sächsische  Begleitung  von  Grottau  aus  nicht 
statt,  so  ist  der  Zugführer  oder  österreichische  Begleiter  verpflichtet,  die 
Uebergabe  der  Ladungsverzeichnisse  und  sonstigen  Papiere  sofort  nach  seinem 
Eintreffen  im  Bahnhofe  Zittau  an  die  daselbst  aufgestellten  Hauptzollämter 
au  bewirken. 
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Als  Regel  gilt,  dass,  wie  oben  gedacht,  für  den  Innerlandesverkehr  der 
mehrbenannten  Zwischenstationen  die  Verpflichtung  zur  Uebergabe  von 
Ladungsverzeichnissen  entfällt 

Die  combinirten  Zollämter  zu  Reichenberg  und  Zittau  haben  jedoch 
diesen  Verkehr  nach  den  allgemeinen  zollgesetzlichen  Bestimmungen  zu 
überwachen  und  zu  controliren,  und  bleibt  übrigens  sächsischer  Seits  vor- 
behalten, auch  für  den  Verkehr  aus  den  Zwischenstationen  und  überhaupt 
aus  dem  Österreichischen  Gebiete  nach  Zittau  im  Gegensatze  zu  den  über 
Zittau  hinaus  bestimmten  Gütern,  Ladungsverzeichnisse  nicht  zu  erfordern. 

§.17. 

Ansageabfertigung. 

Eisenbahn-Frachtgüter,  welche  auf  der  Zittau-Reichenberger  Bahn  nach 
Oesterreich  oder  nach  Sachsen  eingehen,  und  nach  Reichenberg  oder  Zittau, 
beziehungsweise  nach  landeinwärts  gelegenen  Bestimmungsorten,  an  oder  vor 
welchen  ein  zur  vollständigen  Abfertigung  ermächtigtes  Zollamt  aufgestellt 
ist,  befördert  werden  sollen,  gemessen  als  Ausnahme  von  der  ordentlichen 
Zollabfertigung  die  Begünstigung,  dass  sie  in  Zittau  oder  Reichenberg  keiner 
zollamtlichen  Untersuchung,  sondern  dem  summarischen  Ansageverfahren 
unterliegen,  und  auf  Grund  der  sammt  den  übrigen  Papieren  übernommenen 
Ladungsverzeichnisse  in  den  Wagen  oder  Wagenabtheilungen,  in  welche  ver- 
laden sie  ankommen,  oder  erst  auf  einem  der  beiden  Bahnhöfe  verladen  wer- 
den, unter  amtlichen  Verschluss  gesetzt  und  mit  oder  ohne  Begleitung  durch 
Gränzaufseher  oder  Finanzwachangestellte  an  das  Zollamt  in  oder  vor  dem 
Orte  der  Bestimmung  angewiesen  werden. 

Die  beiderländigen  Hauptzollämter  in  Zittau  und  das  sächsische  Neben- 
Zollamt  zu  Reichenberg  haben  sich  in  Beziehung  auf  solche  Waaren  als 
Ansageposten,  und  erst  die  Aemter,  welche  die  ordentliche  Amtshandlung 
vornehmen,  als  Eingangszollämter  zn  betrachten  und  zu  benehmen. 

§.  18. 

Abfertigung  des  Reisegepäckes. 

Die  österreichische  und  sächsische  Revision  des  Reisegepäckes  findet  der 
Regel  nach  in  dem  Bahnhofe  zu  Zittau  statt.  Insbesondere  ist  das  gcsammte 
Passagiergat  der  weiter  als  Rcichenberg  herkommenden  und  nach  Sachsen 
cinpassirenden,  dann  dasjenige  der  von  Sachsen  aus  in  Grottau,  Kratzan, 
Machendorf  absteigenden  Reisenden  stets  und  unbedingt  im  Bahnhofe  zu 
Zittau  der  österreichischen  und  sächsischen  Aus-  und  beziehentlich  Eingangs- 
behandlung zu  unterziehen. 

Dasselbe  gilt  von  den  Effecten,  welche  Reisende  nach  beiden  Richtungen 
als  unmittelbaren  Reisebedarf  oder  sogenanntes  Handgepäck  mit  sich  führen. 
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Sogleich  nach  ihrer  Ankunft  im  Bahnhofe  zu  Zittau  haben  die  aus 
Oesterreich  kommenden  Reisenden  die  Personenwagen  mit  ihren  etwa  darin 
befindlichen  Reiseeffecten  zn  verlassen  und  von  da  unmittelbar  in  die  Revi- 
sionsballe  sich  zu  begeben. 

Die  hiernach  verlassenen  Wagen  werden,  sowie  die  Gepäckwagen, 
Locomotiven  und  Tender  unter  zollamtliche  Aufsicht  bis  zu  erfolgender  Unter- 
suchung genommen  und  dürfen  erst  nach  deren  Beendigung  hinweggebracht 
werden.  Der  für  die  Passagiere  bestimmte  Ausgang  aus  dem  Bahnhofe  wird 
unter  die  Aufsicht  der  Zollbehörde  gestellt. 

Nachdem  die  Reisenden  aufgefordert  worden,  die  zollpflichtigen  Gegen- 
stände, welche  sie  bei  sich  führen,  zu  declariren,  werden  die  Effecten  derselben 
revidirt  und  nach  bewirkter  Aus-,  beziehentlich  Eingangsverzollung  der  vor- 
gefundenen zollpflichtigen  Gegenstände  in  den  freien  Verkehr  gesetzt.  Die 
Effecten  der  mit  demselben  Zuge  weiter  fahrenden  Reisenden  gehen  bei  dieser 
Abfertigung  den  Effecten  derjenigen  Reisenden  vor,  welche  in  der  Richtung 
nach  Oesterreich  in  Zittau  verweilen,  aber  ihr  Gepäck  sofort  für  einen  späteren 
Zug  wieder  aufgeben,  oder  welche  in  der  Richtung  nach  Sachsen  ihre  Effecten 
in  gleicher  Weise  weiter  landeinwärts  aufgeben  oder  mit  denselben  die  Bahn 
verlassen  wollen. 

Fänden  sich  bei  einzelnen  weitergebenden  Reisenden  zollpflichtige  Gegen- 
stände in  solcher  Mannigfaltigkeit  oder  Menge  vor,  dass  deren  sofortige  Abferti- 
gung mehr  Zeit  erfordern  würde,  als  zum  Verweilen  des  Zuges  bestimmt  ist, 
so  müssen  dergleichen  Gegenstände  einstweilen  zurückbleiben,  um  —  auf 
vorgängige  Declaration  des  Reisenden  oder  eines  Beauftragten  desselben  — 
nach  dem  Abgänge  des  Zuges  mit  Begleitschein  oder  gegen  Eingangsver- 
zollung abgefertigt  und  mit  dem  nächstfolgenden  Wagenzuge  weiter  befördert 
zu  werden. 

Durch  die  Bestimmungen  des  §.  15,  dass  als  Passagiereffecten  nur  die- 
jenigen Effecten  anzusehen  sind,  deren  Eigenthümer  sich  als  Reisende  in 
dem  nämlichen  Wagenzuge  befinden  und  dass  Reiseeffecten,  welche  ohne 
gleichzeitige  Beförderung  ihres  Eigentümers  auf  der  Eisenbahn  transportirt 
werden,  zu  dem  Frachtgute  gehören,  wird  an  den  Uber  die  Zollfreiheit  von 
Reiseeffecten  in  den  beiderseitigen  Zolltarifen  enthaltenen  Vorschriften  nichts 
geändert.  Ausnahmen  von  der  vorstehend  als  Regel  bezeichneten  Gepäcks- 
revision in  Zittau  finden  nur  insoweit  statt,  als: 

a)  beim  Eingange  aus  Oesterreich  nach  Sachsen  Reisenden,  welche  in 
Reichenberg  zur  Bahn  kommen,  und  die  Abfertigung  ihres  grösseren 
Gepäcks  bei  dem  dasigen  königlich-sächsischen  Nebenzollamte  I  bean- 
tragen, selbige  unter  der  Voraussetzung  der  rechtzeitigen  Einljeferung 
des  Gepäcks  vor  Abgang  des  betreffenden  Znges  bewilligt  werden 
kann,  und  als 
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b)  beim  Eingange  ans  Sachsen  nach  Oesterreich  vorbehalten  bleibt,  das 
nach  den  Hauptstationen  der  Zittau -Rcicbenberger  und  der  an  selbig* 
sich  anschliessenden  Bahnen  bestimmte  grössere  Gepäck  österreichischer 
Seits  nicht  in  Zittau,  sondern  auf  Verlangen  der  Reisenden,  im  weiter 
landeinwärts  gelegenen  Bestimmungsorte  oder  zunächst  vor  demselben 
( z.  B.  in  Reichenberg,  Brünn,  Prag,  Wien  etc.)  zum  Eingange  behandeln, 
zu  lassen,  dafern  nämlich  im  betreffenden  Bahnhofe  ein  zu  solchen  Ab- 
fertigungen ermächtigtes  Zollamt  vorhanden  ist. 

Solches,  in  den  Packwagen  befindliche  Gepäck  unterliegt  dem  sum- 
marischen Ansageverfahren  (§.  17  in  Verbindung  mit  §.  15)  und  wird  von 
dem  k.  k.  Hauptzollamte  zu  Zittau,  nach  eventuell  erfolgter  sächsischer  Aus- 
gangsbehandlung, mittelst  Ansagescheines  und  auf  Grund  summarisch  aus- 
gestellter  Ladungsverzeichnisse,  in  verschliessbaren  Wagen  oder  Wagen- 
Abtheilungen  an  die  Zollämter  in  oder  vor  den  Bestimmungsorten,  zunächst 
an  die  zu  Reichenberg,  Prag,  Brünn,  Wien,  Pest  aufgestellten  Bahnhofs- 
Abfertigungsstellen  zur  Untersuchung  und  vereinten  Zoll-  und  Verzehrungs- 
steuer-Abfertigung angewiesen. 

Die  Anwendung  der  Ausnahmsbestimmung  sub  a)  \%t  davon  abhängig, 
dass  die  in  Reichenberg  zur  Bahn  kommenden  und  daselbst  die  österreichische 
Ausgangs-  und  sächsische  Eingangsbehandlung  ihres  Gepäckes  beantragenden 
Reisenden  so  zeitig  vor  Abgang  des  betreffenden  Zuges  sich  bei  dem  säch- 
sischen Nebenzollamte  zu  Reichenberg  anmelden  und  die  Gestellnng  ihres 
Gepäcks  zur  Revision  dieses  Amtes  bewirken,  dass  die  letztere  mit  vollstän- 
diger Sicherheit  stattfinden  kann,  üebrigens  sind  in  dergleichen  Fällen  auch 
die  etwa  durch  die  Abfertigung  erwachsenden  Kosten  des  zollamtlichen  Ver- 
schlusses zu  berichtigen. 

Das  so  abgefertigte  Gepäck  ist  in  der  Regel  unter  Raumverschluss,  nur 
ausnahmsweise  mit  Colloverschluss  unter  Beigabe  einer  Zollquittung  oder  eines- 
Transportscheines,  auf  das  Hauptzollamt  Zittau  zur  Abnahme  des  Verschlusse» 
und  Rückgabe  der  Bezettelung  an  den  betreffenden  Reisenden  anzuweisen. 

Die  betreffenden  Papiere  übernimmt  der  den  Transport  der  Passagier- 
effecten  beaufsichtigende  Angestellte  der  Bahnverwaltung  (Packmeister)  und 
übergibt  derselbe  solche,  nach  dem  Eintreffen  in  Zittau,  sofort  dem  dortigen 
sächsischen  Hauptzollamte.  —  Verschlussverletzung  und  Abhandenkommen 
der  Bezettelung  zieht  für  die  in  Reichenberg  sächsischerseits  abgefertigten 
Passagiereffecten  die  Notwendigkeit  anderweiter  Revision  und  resp.  Ver- 
zollung bei  dem  Hauptzollamtc  Zittau  nach  sich.  Anderwärts  als  in  Zittau, 
oder  —  ausnahmsweise  —  in  Reichenberg,  wird  die  sächsische  Einga  ngs- 
revision  des  auf  der  Zittau-Rcichenberger  Bahn  einzuführenden  Reisegepäcks 
nicht  stattfinden  und  haben  daher  Reisende,  welche  die  Gepäcksrevision  an 
einem  dritten  Orte  vollzogen  zu  sehen  wünschen,  zu  diesem  Behüte  ihr  Passa- 
giergut der  Begleitscheincontrole  unterwerfen.  Indess  bleibt  vorbehal  ten  von 
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der  sächsischen  EingaDgsrevision  des  Reisegepäcks  in  Zittau  dann  Ausnahmen 
zuzulassen,  wenn  diess  im  Interesse  des  Verkehrs  erforderlich  erscheinen 
sollte.  Solchenfalls  würde  dergleichen  Gepäck  im  Ansageverfahren,  auf  nach 
Vorschrift  des  §.15  summarisch  ausgefertigte  Ladungsverzeichnisse  und  ohne 
dass  es  einer  Sonderung  der  unter  Raumverschluss  gesetzten,  nach  verschie- 
denen Bestimmungsorten  anzuweisenden  Reiseeffecten  in  mehrere  Wagen 
bedürfte,  von  dem  Nebenzollamte  Reichenberg,  resp.  dem  Hauptzollamte  in 
Zittau  abzulassen  sein. 

Schliesslich  ist  zu  bemerken,  dass  die  Zurückziehung  der  Begünsti- 
gungen sub  a)  und  b)  für  den  Fall  vorbehalten  bleibt,  dass  dieselben 
besondere  Erschwerungen  der  Bahnbetriebsverwaltungen  zur  Folge  haben 
sollten. 

Die  letztere  ist  indess  verpflichtet,  den  Wünschen  des  Public  ums  soweit 
als  thunlich  zu  entsprechen,  um  durch  zeitigere  Billet-  und  Gepäckschein- 
Ausgabe  in  Reichenberg  die  Revision  des  dort  zur  Bahn  kommenden  und 
nach  Sachsen  bestimmten  Gepäcks  zu  ermöglichen. 

Das  Gepäck  der  in  den  Zwischenstationen  Machendorf,  Kratzau,  Grottau 
zur  Reise  nach  Sachsen  die  Bahnzüge  betretenden  Passagiere  wird  jedenfalls 
unverschlossen  in  den  Bahnhof  gelangen,  jedoch  zur  Sicherung  der  Zoll- 
interessen von  dem  den  Zug  von  Grottau,  eventuell  von  Reichenberg  aus, 
begleitenden  Zollbeamten,  dem  es  vom  Paekmeister  durch  Bezeichnung  des 
betreffenden  Gepäckwagens  zu  übergeben  ist,  in  Aufsicht  genommen 
werden. 

Die  Eingangsabfertigung  dieses  Gepäckes,  welches  unbedingt  in  den 
Gepäckwagen  verladen  werden  muss,  findet,  wie  eben  erwähnt,  beim  säch- 
sischen Hauptzollamte  zu  Zittau,  unter  Intervenirung  des  österreichischen 
Hauptzollamtes  daselbst,  behufs  der  Wahrnehmung  der  Gefällsinteressen 
bezüglich  des  Ausganges  Statt. 

§.  19. 

Eilgutabfertigungen. 

Die  mit  den  Personenzügen  beförderten  Eilgüter  sind  in  der  Regel  in 
Zittau  der  beiderseitigen  Ein-,  eventuell  Ausgangsbehandlung  zu  unterwerfen. 

Ueberhaupt  leiden  die  im  vorhergehenden  Paragraphe  hinsichtlich  der 
Abfertigung  des  Reisegepäcks  ertheilten  Vorschriften  durchgängig  auch  auf 
die  Eilgutabfertigung  Anwendung. 

Demnach  sind  die  weiter  als  Reichenberg  herkommenden  und  die  in 
den  Zwischenstationen  Machendorf,  Kratzau  und  Grottau  zur  Bahnaufgabe 
gelangenden,  dann  die  für  eben  gedachte  Zwischenstationen  von  Sachsen 
aus  bestimmten  Eilgüter  beiderseitig  in  Zittau  zum  Eingange  (eventuell 
Ausgange)  abzufertigen,  wogegen  die  nach  österreichischen  Innerlandsstationen 
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bestimmten  dergleichen  Güter  entweder  mittelst  Ansageschcines  auf  die  dort 
bestehenden  Zollämter  abgelassen,  oder  sogleich  in  Zittau  der  ordentlichen 
Zollamtshandlung  unterzogen  und  die  von  Reichenberg  aus  nach  Sachsen 
eintretenden  Eilgüter  beim  sächsischen  Nebenzollamte  in  Reichenberg  eben- 
falls vollständig  —  durch  Eingangszollerhebung,  Ablassung  in  den  freien 
Verkehr,  Begleitscheinertheilungetc.  zum  Eingange  abgefertigt  werden  können. 

Wegen  der  meist  geringeren  Menge  der  als  Eilgut  beförderten  Colli 
wird  beim  Eingange  nach  Sachsen  in  der  Regel  statt  des  Ansage-  das 
Begleitscheinverfahren  stattzufinden  haben. 

Diese  Amtshandlung  des  ordentlichen  Zollverfahrens  über  weiter  gehende 
Eilgüter  ist  die  einzige,  welche  während  der  Stillstandzeit  der  Züge  in  Zittau 
vorgenommen  werden  soll. 

Bei  grösserer  Anhäufung  solcher  Sendungen  und  bei  sich  herausstellen- 
den Bedenken  haben  die  beiderländigcn  Hauptzollämter  zu  Zittau  die  Abfer- 
tigung der  Eilgüter  erst  nach  dem  Abgange  der  Züge  vorzunehmen. 

Sollten  Eilgüter  in  solchen  Mengen  vorkommen,  dass  sie  ganze  Wagen 
oder  Wagenabtheilungen  füllten,  so  würden  sie  österreichischer  wie  säch- 
sischer Seits  gleich  den  gewöhnlichen  Frachtgütern  im  Ansageverfahren  auf 
ein  landeinwärts  gelegenes  Zollamt  abzulassen  sein. 

§.  20. 

Postgüterabfertigungen. 

Dem  für  die  Banngüter  vorgeschriebenen  Verfahren  unterliegen  auch 
die  auf  der  Bahn  zwischen  Zittau  und  Reichenberg  beförderten  Poststücke, 
mit  der  Ausnahme,  dass  statt  der  Ladungsverzeichnisse  die  beiderländigen 
Postkarten,  beziehentlich  in  Sachsen,  summarische  Frachtzettel,  der  Amts- 
handlung zu  Grund  zu  legen  sind. 

Die  Einsichtnahme  und  Vergleichung  dieser  Papiere,  sowie  der  Eintritt 
in  die  Postwagen  ist  den  Abgeordneten  eines  jeden  der  in  Zittau  und 
Reichenberg  combinirten  Zollämter,  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörig- 
keit, gestattet. 

Die  Postwagen  werden  einen  zur  Aufnahme  der  zollpflichtigen  Post- 
stücke bestimmten  abgesonderten  Packraum  enthalten,  welcher  durch  das 
Verschliessen  einer  einzigen  Thüre  nach  allen  Seiten  hin,  folglich  auch  von 
den  übrigen  Wagenräumen  ganz  abgesondert  werden  kann.  Die  so  her- 
gestellten Wagen  unterliegen  gleich  den  anderen  Wagen  der  zollamtlichen 
Prüfung. 

Bei  den  Zügen  in  der  Richtung  von  Reichenberg  nach  Zittau  sind  vor 
der  Abfahrt  von  Reichenberg  alle  einer  österreichischen  Austritts-  oder  einer 
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sächsischen  Eintrittsamtshandlung  unterliegenden  PoststUcke  in  den  vor- 
gedachten ver8chliessbaren  Wagenraum  zu  bringen. 

Dieser  Wagenraum  wird  vom  österreichischen  Hauptzollamte  zu  Rei- 
chenberg unter  Verschluss  gesetzt;  die  Verschlussanlegung  an  denselben 
von  Seiten  des  sächsischen  Nebenzollamtes  wird  in  der  Regel  unterbleiben 
können,  ist  abeV  vorzubehalten.  Die  in  den  Zwischenstationen  Kratzau  und 
G rottau  (in  Machendorf  werden  Fahrpostgegenstände  weder  aufgenommen, 
noch  abgesetzt  werden)  zur  Beförderung  nach  oder  durch  Sachsen  auf- 
gegebenen zollamtlich  abzufertigenden  PoststUcke  können  unter  der  Bedin- 
gung an  den  österreichischen  Conducteur  Ubergeben  werden,  dass  die 
bezüglichen  Postkarten  sogleich  bei  der  Uebernahme  dem  den  Zug  begleiten- 
den Grenzaufsichtsbeamten  oder  Finanzwachangestellten  vorgezeigt,  und 
selbigem  die  auf  die  betreffenden  Sendungen  Bezug  habenden  Papiere  zur 
weiteren  Abgabe  an  die  Zollämter  in  Zittau  eingehändigt  werden.  Wäre  eine 
zollamtliche  Begleitung  nicht  auf  dem  Zuge,  so  sind  die  bezüglichen  Papiere 
dem  Postconducteur  zur  unverzüglichen  Uebergabe  an  das  österreichische 
Hauptzollamt  Zittau  nach  dem  Eintreffen  des  Zuges  im  dortigen  Bahnhofe 
auszuhändigen. 

Bei  der  Ankunft  des  Zuges  in  Zittau  haben  sich  sofort  ein  k.  k.  österrei- 
chischer und  ein  kön.  sächsischer  Zollangestellter  nebst  den  Postbeamten  in 
den  Postwagen  zu  begeben,  und  nach  Abnahme  des  amtlichen  Verschlusses  der 
von  dem  österreichischen  an  den  sächsischen  Postconducteur  auf  Grund  der 
Postkarten  stattfindenden  Uebergabe  der  Poststücke  beizuwohnen.  Der  öster- 
reichische Zollbeamte  hat  hierbei  von  dem  österreichischen  Conducteur  die 
Begleitscheine  und  sonstigen  zollamtlichen  Ausfertigungen  derjenigen  Sen- 
dungen, deren  Austritt  aus  dem  Österreichischen  Zollgebiete  nachzuweisen 
ist,  in  Empfang  zu  nehmen,  sofort  die  gewöhnliche  Austrittsamtshandlung  zu 
vollziehen  und  die  fraglichen  Papiere ,  sammt  den  von  dem  begleitenden 
Finanzwachangestellten  ausgehändigt  erhaltenen  dem  sächsischen  Zollbeam- 
ten zu  Ubergeben. 

Vom  Österreichischen  Conducteur  werden  mittlerweile  die  nach  Zittau 
bestimmten  Briefpackete  und  Fahrpostkarten  sammt  den  dazu  gehörigen 
Stücken  dem  sächsischen  Postexpedienten,  die  Uber  Zittau  hinaus  lautenden 
Briefpackete  und  Fahrpostkarten  sammt  Stücken  aber  unter  Vermittlung  des 
letzteren  dem  sächsischen  Schaffner  (Conducteur)  übergeben,  sämmtliche, 
noch  in  seinen  Händen  befindliche,  auf  zollpflichtige  Sendungen  Bezug 
habende  Papiere  aber  dem  sächsischen  Postexpedienten  zur  Uebergabe  an 
den  sächsischen  Zollbeamten  eingehändigt. 

Ueber  die  bei  dem  Eintritt  nach  Sachsen  einer  Zollamtshandlung  zu 
unterwerfenden  Sendungen  hat  die  Postexpedition  in  Zittau  mit  Hilfe  der 
Postkarten  summarische  Frachtzettel  auszufertigen  und  die  zollamtliche 
Expedition  der  Sendungen  zu  veranlassen,  welche  vom  sächsischen  Zoll- 
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beamten  der  Regel  nach  im  Postwagen,  falls  diess  aber  nicht  ausführbar 
wäre,  im  Post-,  eventuell  Zollexpeditionslocale  zu  vollziehen  ist. 

Direct  von  Reichenberg  abkartirte  Sendungen  können  daselbst  der  voll- 
ständigen sächsischen  Eingangszollbehandung  unterzogen  werden,  und  sind 
solchenfalls  von  der  Aufnahme  in  die  summarischen  Frachtzettel  ausge- 
schlossen. 

Nach  vollzogener  I'mkartirung  hat  die  Postexpedition  in  Zittau  die 
weiter  erforderliche  Uebergabe  an  den  sächsischen  Schaffner  zu  bewirken. 

In  der  Richtung  von  Zittau  nach  Reichenberg  gelten  rücksichtlich  der 
Uebergabe  und  Uebernahme  der  Postsendungen,  dann  des  Zollabfertigungs- 
verfahrens die  vorstehend  dargelegten  Bestimmungen  mit  der  Ausnahme, 
dass  für  die  nach  Oesterreich  eintretenden  Sendungen  unbedingt  die  Postkarten 
(nicht  summarische  Frachtzettel)  die  Stelle  der  Ladungsverzeichnisse  zu 
vertreten  haben.  Die  nach  Grottau  und  Kratzau  gehenden  zollpflichtigen 
Sendungen  sind  nach  vorausgehender  Avisirung  der  Empfänger  von  Seite 
der  Po8texpedition ,  falls  diess  für  erforderlich  geachtet  wird,  bei  dem 
österreichischen  Hauptzollamte  in  Zittau  der  Eingangsverzollung  zu  unter- 
ziehen, respective  in  den  freien  Verkehr  zu  setzen  und  sofort  weiter  zu 
kartiren. 

Die  übrigen  nach  Oesterreich  bestimmten  zollpflichtigen  Sendungen 
sind  in  Zittau  vorschriftmässig  zu  beamtshandeln. 

Die  weitere  Abfertigung  an  landeinwärts  gelegene  Zollämter  geschieht 
bloss  mittelst  des  summarischen  Ansageverfahrens  auf  Grund  der  Postkarten 
und  unter  Anschluss  der  dazu  gehörigen  Papiere,  und  es  wird  über 
sämmtliche  für  ein  Zollamt  bestimmte  Colli  nur  ein  Ansageschein  aus- 
gefertigt. 

Sollten  in  Zittau  so  viele  für  Oesterreich  bestimmte  Sendungen  vor- 
handen sein,  dass  die  Anlegung  des  Zollverschlusses  an  jedes  einzelne  Post- 
stück innerhalb  des  bemessenen  Aufenthaltes  nicht  zu  Stande  gebracht 
werden  könnte ,  so  sind  alle  an  ein  und  dasselbe  Postamt  zu  spedirenden 
Sendungen,  in  soweit  sie  abfertigungspflichtig,  im  Beisein  und  unter  Mit- 
wirkung des  Österreichischen  Zollbeamten  und  Conducteurs  in  einen  Korb  zu 
legen,  der  von  dem  Postamte  mit  einem  Schlüssel,  von  dem  Zollamte 
zollamtlich  zu  verschliessen  und  mittelst  Ansagescheines  an  das  betreffende 
österreichische  Zollamt  anzuweisen  ist.  Der  Ansageschein  hat  nur  die 
Anzahl  der  im  Korbe  enthaltenen  Stücke  nachzuweisen. 

Ein  weiterer  Raumverschluss  ist  bei  Abfertigung  des  Postwagens  von 
Zittau  nach  Reichenberg  nicht  in  Anwendung  zu  bringen. 

In  die  Fahrpostbeutel  dürfen  nur  zollfreie  Gegenstände,  z.  B.  Geld- 
briefe, Werthpapiere  u.  s.  w.  aufgenommen  werden. 
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§.  21. 

Unaufgehaltcne  Abfertigung  von  Reiaeeffecten,  Eil-,  Post- 
und  gewöhnlichen  Frachtgütern. 

Die  Abfertigung  des  Reisegepäcks  wird  bei  den  Zollämtern  in  Zittau 
und  respective  Reichenberg  jeder  Zeit,  bei  Tag  und  Nacht,  unaufgehalten 
erfolgen.  Gleiche  unaufgehaltene  Abfertigung  wird  im  Eingange  bei  den 
dem  summarischen  Ansageverfahren  unterliegenden  Gegenständen,  und  im 
Ausgange  bei  den  unter  Raumverschluss  eintreffenden  beziehentlich  zu 
gleicher  Veruchlussanlegung  in  Zittau  und  Reichenberg  verladenen,  dann  bei 
den  nach  §.  19  zu  behandelnden  Eilgütern  stattfinden. 

Die  Beschleunigung  der  ordentlichen  (nicht  ansagepostenmässigen)  Abfer- 
tigung von  Eilgütern  wird  nur  unter  den  Voraussetzungen  zugestanden,  dass 
keine  ausserordentliche  Anhäufung  von  dergleichen  Sendungen  und  keine 
Besorgniss  für  die  Zollsicherheit  eintritt. 

§.  22. 

Innerlandsabfertigung  der  Aus  -  und  Durchgangsgüter 

betreffend. 

Die  auf  Stationen  im  Innern,  wo  sich  Abfertigungsstellen  befinden,  der 
Eisenbahn  zu  Ubergebenden  aus-  und  durchgangszollpflichtigen  (im  öster- 
reichischen Gebiete  auch  alle  zollfreien)  Güter  sollen  bei  diesen  Stellen  der 
vorschriftraässigen  Abfertigung  und  —  in  der  Regel  —  auch  Ausgangs- 
oder Durchgangsverzollung  bereits  vor  der  Verladung  unterzogen  werden. 

Werden  solche  Güter  in  einem  eigenen  Wagen  oder  in  einer  Wagen- 
abtheilung unter  amtlichem  Raumverschlusse  bis  Zittau  oder  Reichenberg 
befördert,  so  bedarf  es  der  Begleitschein-Ertheilung  oder  sonstigen  Anwei- 
sung solcher  Güter  auf  die  dort  befindlichen  Zollämter  nicht,  sondern  es 
genügt,  dass  die  letzteren  nur  die  Amtshandlung  von  Ansageposten  für  den 
Austritt  (Recognition  und  Lösung  des  Verschlusses  und  hierüber  zu  erthei- 
lende  Bescheinigung)  vornehmen. 

In  Sachsen  und  überhaupt  im  Vereinsgebiete  dürfen  andere  Güter  in 
die  solchergestalt  verschlossenen  Wagen  oder  Wagenabtheilungsräume  nicht 
mit  verladen  werden. 

Wenn  sächsischer  Seits  anstatt  der  Entrichtung  des  Ausgaugszolles  bei 
dem  Amte  des  Absendungsortes  die  Sicherstellung  desselben  vorgezogen 
wird,  so  hat  der  Versender  bei  der  betreffenden  Bahnabfertigungsstelle  unter 
Anmeldung  und  Gestellung  der  Waaren  einen  Legitimation s-  (Transport- 
Controle-)  Schein  zu  lösen  und  denselben,  mit  der  Bescheinigung  des 
Gränzamtcs  über  die  erfolgte  Gefällsentrichtung  versehen,  innerhalb  bestimm- 
ter Frist  behufs  Löschung  der  gestellten  Sicherheit  zurückzuliefern. 
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Güter,  deren  Ausgang  amtlich  bescheinigt  werden  muss,  dürfen  an 
Stationsorten,  wo  sich  Bahnabfertigungsstellen  befinden,  ohne  Collover- 
schluss,  beziehungsweise  nach  Abnahme  desselben,  unter  Aufsicht  der 
Zollbehörde  in  die  dazu  bestimmten  verschliessbaren  Wagenräume  verladen 
und  in  selbigen  unter  Raumverschluss  gesetzt  werden;  das  Zollamt  am 
Versendungsorte  hat  bezüglich  solcher  Waaren  alle  diejenigen  Handlungen 
vorzunehmen,  welche  instructionsgemäss  dem  Gränzausgangsamte  obliegen. 
Auf  der  amtlichen  Bezettelung  der  Güter  (Begleitscheinen,  Uebergangs- 
scheinen,  Declarationsscheinen ,  Niederlagsabmeldungen,  Begleitscheinaus- 
zügen, Eingangadeciarationen,  Ladungslisten),  welche  dem  Zugführer  zu 
übergeben  ist,  wird  die  Einladung  der  Waaren  und  die  Verschliessung  des 
Wagens  bezüglich  der  Wagenabtheilung,  sowie  der  Abgang  des  Transports 
auf  der  Eisenbahn  von  dem  Amte  des  Versendungsortes,  dagegen  von  einem 
der  Gränzzollämter  Zittau  oder  Reichenberg,  respective  von  den,  den  betref- 
fenden Zug  über  die  Gränzlinie  begleitenden  Zollbeamten  oder  Finanzwach- 
Angestellten  die  mit  unverletztem  Verschlusse  erfolgte  Ankunft  des  Trans- 
portes in  Zittau  oder  Reichenberg,  sowie  der  erfolgte  Ausgang  über  die 
Gränze  bescheinigt. 

Das  bezügliche  Ausgangs-Abfertigungsverfahren  ist  speciell  folgendes : 
a)  Sächsischer,  beziehentlich  vereinsländischer  Seite : 
Von  dem  die  förmliche  Aus-  oder  Durch'gangsbehandlung  vornehmenden 
Zoll-  oder  Steuerbeamten  im  Innern  oder  an  der  Gränze  sind  zum  Zweck 
derselben  Begleitscheine  nicht  auszufertigen,  sondern  es  genügt,  dass,  in 
soweit  nicht  der  Export  auf  den  Begleitscheinen  selbst  attestirt  wird,  die 
Zolldeclarationen,  beziehentlich  Begleitscheinauszüge  und  Abmeldungen  von 
der  Niederlage  an  Stelle  der  Begleitscheine  benutzt,  und  unmittelbar  auf 
ersteren  Dokumenten  die  für  letzteren  vorgeschriebenen  Erklärungen  und 
Bescheinigungen  abgegeben  werden.  Die  fraglichen  Abfertigungspapiere 
haben  schliesslich  als  Belege  des  Declarations-,  beziehentlich  Begleitschein- 
empfangs- und  des  Niederlags-Registers  zu  dienen,  und  sind  durch  das 
Begleitachein-Au8fertigung8-Register  des  betreffenden  Bahnzollamtes,  bezie- 
hentlich Niederlagsamtes  festzuhalten.  Werden  sie  von  der  Niederlage  einer 
besonderen  Bahnabfertigungsstelle  übermittelt,  so  hat  auch  die  Eintragung 
in  das  Begleitschein-Empfangs-Register  dieser  Stelle  stattzufinden. 

Die  Ausgangsbescheinigungen  werden  in  der  Regel  von  dem  sächsischen 
Hauptzollamte  Zittau,  von  welchem  solchenfalls  häufig  die  Functionen  des 
Ansagepostens  für  den  Ausgang  mit  dem  des  Gränzausgangsamtes  zu  ver- 
einigen sein  werden,  respective  von  den  die  Züge  bis  Grottau  begleitenden 
Gränzaufsichtsbeamten  zu  ertheilen  sein.  Die  Wahl,  ob  das  Hauptzollamt 
Zittau  beim  unmittelbaren  Transit  als  Ansageposten  für  den  Ausgang  oder 
als  Ausgangs-  und  Begleitschein-Erledigungsamt  zu  fungiren  habe,  bleibt 
zunächst  den  betreffenden  Absendern  und  Ausgang sdeclaranten,  eventuel 
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aber  der  Bahn  Verwaltung  und  dem  Ermessen  der  betheiligten  Zollabfer- 
tigungsstellen vorbehalten. 

Ansageposten-fiescheinigungen  Uber  vereinsländische  Exportwaaren  kön- 
nen auch  dem  sächsischen  Nebenzollamte  Reichenberg  (§.  4,  1)  übertragen 
werden,  welchenfalls  das  eigentliche  Ausgangsattest  von  diesem  Amte  auszu- 
fertigen sein  würde. 

6)  Oesterreichischer  Seits: 

Die  k.  k.  Hauptzollämter  zu  Wien,  Pest,  Pressburg,  Brünn,  Olmütz, 
Prag,  Reichenberg  etc.  haben  die  für  den  Austritt  der  mittelst  der  Bahnen 
von  Pardubitz  bis  Zittau  das  österreichische  Staatsgebiet  verlassenden  Aus- 
und  Durchfuhrsendungen  vorgeschriebenen  Amtshandlungen,  also  nach  Um- 
ständen die  äussere  Besichtigung  und  die  theüweise  innere  Untersuchung  zu 
pflegen  und  die  betreffenden  Ausfertigungen  und  amtlichen  Bestätigungen  in 
der  Art  vorzunehmen ,  wie  es  die  bestehenden  Gesetze  und  Vorschriften  für 
diejenigen  Austrittsämter  vorzeichnen,  vor  welchen  noch  ein  Ansageposten 
an  der  Zolllinie  aufgestellt  ist. 

Hierauf  wird  die  Waare,  falls  sich  das  Hauptzollamt  nicht  im  Bahnhofe 
befindet ,  unter  Raumverschluss  und  amtlicher  Begleitung  in  den  Bahnhof 
geleitet. 

Im  Bahnhofe  wird  zuerst  der  amtliche  Verschluss,  der  sich  noch  an  einem 
oder  dem  andern  Waarenbehältnisse  befindtn  sollte,  abgenommen,  und  hier- 
auf werden  die  Waaren  auf  den  Eisenbahngüterwagen  verladen  und  endlich 
jeder  einzelne  Wagen  oder  jede  Wagenabtheilung  unter  Raumverschluss 
gelegt. 

Sind  Waaren ,  deren  Ausfuhr  erwiesen  werden  muss ,  nicht  in  solcher 
Menge  vorhanden ,  dass  sie  einen  Eisenbahnwagen,  resp.  eine  Wagenabthei- 
lung vollständig  ausfüllen,  so  ist  gestattet,  diese  Waaren  mit  solchen,  deren 
Austritt  keines  Beweises  bedarf,  vereinigt  in  einem  und  demselben  Eisenbahn- 
wagen, oder  in  einer  und  derselben  Wagenabtheilung  zu  verladen  und  unter 
Raumverschluss  zu  legen. 

Die  Ladelisten  sind  Uber  jede  dieser  beiden  Gattungen  von  Waaren 
gesondert  zu  führen. 

Jene  Collien,  in  welchen  sich  Waaren,  deren  Austritt  erwiesen  werden 
rauss,  befinden,  sind  zum  Behufe  des  leichteren  Auffindens  derselben  an  einer 
in  die  Augen  fallenden  Stelle  mit  beiläufig  zwei  Quadratzoll  grossen,  mit  dem 
kaiserlichen  Doppeladler  bedruckten  Zetteln  zu  bekleben. 

Nach  Anlegung  des  Rauraverschlusses  weiset  das  betreffende  innerlän- 
dige  Zollamt  auf  Grundlage  der  von  der  Eisenbahnverwaltung  in  doppelter 
Ausfertigung  zu  Übergebenden  Ladungsliste,  auf  welcher  die  dazu  gehörigen 
zollamtlichen  Ausfertigungen  (Begleitscheine  oder  Declarationsscheine)  anzu- 
führen sind,  die  gesammte  Waarensendung  mittelst  Ansagescheins  an  das 
österreichische  Hauptzollamt  in  Zittau  an,  hält  die  zur  Sendung  gehörigen 
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zollamtlichen  Ausfertigungen  zurück  und  übergibt  dem  Führer  des  Zuges  die 
eine  Ladeliste  offen,  die  andere  sammt  dem  Ansagescheine  und  dem  Schlüssel 
zum  Waarenverschlusse  unter  versiegeltem  Umschlage  oder  in  der  dazu  be- 
stimmten, amtlich  verschlossenen  Tasche. 

Das  k.  k.  Hauptzollarat  in  Zittau  hat  nach  dem  Einlangen  des  Zuges  den 
Ansageschein  sammt  den  Ladungslisten  zu  übernehmen,  von  deren  Ueberein- 
stimmung  mit  der  Anzahl  und  Bezeichnung  der  Wagen,  dann  von  der  Un- 
verletztheit  des  Raumverschlusses  der  letzteren  sich  zu  Uberzeugen,  diesen 
Verschluss  zu  öffnen ,  und  wenn  ein  gegründeter  Anlass  zur  Untersuchung 
der  Ladung  nicht  vorhanden  ist,  dieselbe  im  Einvernehmen  mit  der  Bahnver- 
waltung dem  kön.  sächsischen  Hauptzollamte  zu  Ubergeben. 

Bis  diess  geschehen  kann,  sind  Wagen  und  Ladung  unter  amtlicher  Auf- 
sicht zu  halten. 

Es  ist  darauf  zu  sehen ,  dass  die  Wagen ,  in  denen  Waaren  solcher  Art 
vorhanden  sind ,  stets  unter  amtlicher  Begleitung  über  die  Gränzlinie ,  also 
mindestens  vom  Bahnhofe  zu  Grottau  aus,  entlassen  werden. 

Das  k.  k.  Hauptzollamt  Zittau  hat,  den  Bestimmungen  des  Zollcartels 
vom  19.  Februar  1853  entsprechend,  gemeinschaftlich  mit  dem  dortigen 
königlich-sächsischen  Hauptzollamte  den  wirklich  erfolgten  Austritt  auf  bei- 
den Exemplaren  der  Ladungslisten  zu  bestätigen,  und  ein  mit  dieser  Bestä- 
tigung versehenes  Exemplar  der  Ladungslisten,  unter  Anschluss  des  Ansa- 
gescheins, dem  innerländigen  Zollamte  welches  den  Ansageschein  ausfertigte, 
zu  übersenden. 

Letzteres  hat  die  bestätigte  Ladeliste  und  den  Ansageschein  dem  Ansa- 
geschein-Register als  Belege  beizuschliessen ,  dann  auf  Grund  und  mit  Beru- 
fung der  Post  des  Ansageschein-Registers  auf  den  zurückbehaltenen  amtli- 
chen Ausfertigungen  (Begleitscheinen  oder  Declarationsscheinen)  und  in  deren 
Bestätigungen  die  vorgeschriebenen  Ergänzungen  vorzunehmen,  und  nun 
erst  die  Bestätigungen  über  die  Durchfuhrsendungen,  dann  über  solche 
Ausfuhrgüter,  deren  Austritt  nachgewiesen  werden  muss,  den  Parteien  aus- 
zuhändigen. 

§.  23. 

GUterverladung;  Verfahren  bei  der  Ansageabfertigung. 
Verschlusscontrole   auf  der  Bahnlinie   von  Zittau  nach 

Reichenberg. 

öämmtliche  Frachtgüter  und  Passagiereffecten ,  welche  auf  der  Zittau- 
Reichenberger  Eisenbahn  die  Zolllinie  nach  Sachsen  überschreiten  sollen,  und 
nicht  erst  in  den  Zwischenstationen  Grottau,  Kratzau  und  Machendorf  zur 
Bahn  kommen,  müssen  schon  in  Zittau,  bez.  Reichenberg,  in  die  Güterwagen 
verladen  werden. 
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Bei  Ueberschreitung  der  Landesgrenze  dürfen  sich  in  den  Personen- 
wagen nur  solche  nichtzollpflichtige  Kleinigkeiten  befinden,  welche  Reisende 
in  der  Hand  odor  sonst  unverpackt  bei  sich  führen. 

Auf  den  Locomotiven  und  in  den  dazu  gehörigen  Tendern  dUrfen  nur 
Gegenstände  vorhanden  sein,  welche  die  Angestellten  oder  Arbeiter  der 
Eisenbahn  Verwaltung  auf  der  Fahrt  selbst  zu  eigenem  Gebrauch  oder  zu 
dienstlichen  Zwecken  nöthig  haben. 

Eine  Ausnahme  hiervon  findet  nur  hinsichtlich  der  auf  der  Eisenbahn 
beförderten  Reisewagen  der  mit  dem  nämlichen  Zuge  reisenden  Passagiere 
dahin  Statt,  dass  die  Reisewagen  mit  dem  darauf  befindlichen  Gepäcke  ein- 
gehen dUrfen. 

Güter  und  Effecten,  welche  sich  ausserdem  anderswo,  als  in  den  Güter- 
wagen vorfinden,  werden  als  Gegenstand  einer  verübten  Zolldefraude 
angesehen. 

Frachtgüter  und  Passagiereffecten,  sowie  Frachtgüter,  welche  an  ver- 
schiedenen Orten  zollamtlich  abgefertigt  werden  sollen,  dUrfen  nicht  in  einen 
und  denselben  Wagen  verladen  werden,  es  sei  denn,  dass  ein  Wagen  gewählt 
werde,  in  welchem  sich  von  einander  geschiedene ,  besonders  verechliessbare 
Abtheilungen  befinden ,  in  welche  Frachtgüter  und  Passagiereffecten ,  bezie- 
hungsweise die  nach  verschiedenen  Abfertigungsorten  bestimmten  Fracht- 
güter gesondert  verladen  werden  können. 

Bei  der  Ansageabfertigung  von  Reisegepäck  auf  innerländische  Zoll- 
ämter dUrfen  sämmtliche  noch  nicht  abgefertigte  Passagiereffecten,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Ort,  an  welchen  sie  zur  Abfertigung  gelangen  sollen,  in 
einen  und  denselben  Wagen  verpackt,  es  muss  jedoch  dem  österreichischen 
Hauptzollamte  Zittau,  eventuell  dem  sächsischen  Hauptzollamte  daselbst  eine 
Anmeldung  über  diese  Effecten  Ubergeben  werden,  welche  dieselben  nach 
der  Stückzahl  und  nach  den  Orten,  wo  deren  Eingangsabfertigung  stattfin- 
den soll,  getrennt  nachweist  (summarisches  Ladungsverzeichniss),  und  welche 
dem  Ansagezettel  beigefügt  wird  (§§.  15,  11). 

Die  von  Sachsen  nach  Oesterreich  austretenden  Güterwagen  werden  im 
Bahnhofe  Zittau  von  k.  k.  österreichischen  und  k.  sächsischen  Zollbeamten  in 
gemeinschaftliche  üeberwachung  genommen,  und  von  dem  Zugführer  bezie- 
hentlich den  Güterexpeditionen,  den  sächsischen  Zollbeamten  die  Ladungs- 
verzeichnisse nebst  den  Begleitscheinen,  Ausgangszoll-Quittungen  etc.  Uber- 
geben werden. 

Aus  den  Übernommenen  Ladungsverzeichnissen,  Begleitscheinen  und 
Ausgangsdocumenten  ersehen  die  sächsischen  Beamten ,  die  Menge  und  Gat- 
tung der  landeinwärts  eingetroffenen,  resp.  in  Zittau  verladenen  Güter,  und 
zwar  in  der  Beziehung,  dass  einige  davon  als  Güter  des  freien  Verkehrs  säch- 
sischer Seits  keiner  weiteren  Amtshandlung  unterliegen,  während  die  Begleit- 
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schein-  und  die  mit  einem  Auggangszoll  behafteten  oder  zoll-  und  steuerver- 
gütungsfahigen  Güter  einer  solchen  unterzogen  werden. 

Die  aus  Oesterreich  nach  Sachsen  zu  befördernden  Güter  werden  nach 
vollzogener  österreichischer  Austrittsbehandlung  in  Reichenberg,  bez.  in 
Zittau,  der  sächsischen  Eingangsabfertigung  unterzogen,  und,  soferne  nicht 
Verzollung  stattfindet,  unter  Verschluss,  und,  nach  Befinden,  Beamtenbeglei- 
tung an  das  betreffende  Erledigungsamt  abgefertigt. 

Tritt  in  Reichenberg  für  die  dort  zur  Bahn  kommenden  Güter  sächsi- 
scher Seits  Begleitschein-Ertheilung  ein,  so  können  hierbei  diejenigen  Er- 
leichterungen, welche  zu  Gunsten  der  am  Grenzeingangsamte  beginnenden 
Bahnen  zugestanden  sind,  gewährt  werden. 

Die  mittelst  Ansageschein-Ertheilung  abfertigenden  Zollämter  in  Rei- 
chenberg und  Zittau  übernehmen  sämmtliche  Ladungsverzeichnisse  nebst  den 
übrigen,  auf  die  Waaren  Bezug  habenden  Papieren  und  geben  dieselben 
nebst  dem  Ansagescheine  und  dem  Schlüssel  des  verschlossenen  Packwagens 
dem  Zollbeamten,  resp.  Finanzwachangestellten,  welcher  die  Ladung  auf  dem 
ganzen  Tract  von  Reichenberg  bis  Zittau  begleitet,  eventuell  dem  Zugführer 
in  verschlossener  Amtstasche  mit.  Zur  Oeffnung  dieser  Amtstasche  befindet 
sich  ein  Schlüssel  bei  dem  Ansageamte  und  ein  Duplicat  desselben  bei  dem- 
jenigen Zollamte,  an  welches  die  Anweisung  geschah.  Zur  Eröffnung  der  Wa- 
gen bei  ausserordentlichen  Ereignissen  wird  dem  Begleiter  oder  Zugführer 
8eitens  des  Österreichischen  Hauptzollamtes  zu  Zittau  ein  Reserveschlüssel 
zur  Tasche  (Triplicat)  mitgegeben,  welcher  aussen  an  der  Tasche  in  einem 
gleichfalls  ledernen  Behältnisse  derart  zu  verwahren  ist.  dass  durch  letzteres 
eine  Schnur  gehe,  die  mittelst  Anlegung  eines  Wachs-  oder  Bleisiegels  die 
Herausnahme  des  Reserveschlüssels  ohne  sichtbare  Verletzung  des  Siegels 
unmöglich  mache. 

Die  Anwendung  des  summarischen  An  sage  Verfahrens  wird  sich  auf  die 
durchlaufenden  Züge  und  Güterwagen  beschränken,  indem  nur  bei  diesen  die 
Rücksicht  der  Vermeidung  jedes  Aufenthaltes  als  Motiv  für  die  Abfertigungs- 
begünstigung eintritt. 

In  Fällen,  wo  die  geringe  Grösse  und  Menge  der  Gegenstände  die  An- 
wendung eines  ganzen  Transportwagens  und  selbst  einer  Wagenabtheilung 
nicht  zulässt,  kann  auf  Antrag  der  Eisenbahnanstalt  der  Colliverschluss,  und 
sohin  Begleitscheinabfcrtigung  stattfinden. 

Was  die  Verschlusscontrole  auf  der  Strecke  von  Zittau  nach  Reichenberg 
anlangt,  so  wird 

das  k.  k.  Österreichische  Hauptzollamt  Zittau  die  von  ihm  vollständig 
abgefertigten  Eingangsguter  bis  zum  Bahnhofe  in  Grottau,  die  Ansagegüter 
bis  zum  resp.  Bestimmungsorte  unter  Raumverschlnss  zu  setzen,  auch  den  an 
die  ausgangszollpflichtigen  und  Durchfuhrsguter  landeinwärts  angelegten  Ver- 
schluss erst  im  Bahnhofe  zu  Zittau  abzunehmen  haben;  während 
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das  sächsische  Nebenzollamt  Reichenberg  sich  in  der  Regel  auf  die 
Verschlussanlegung  an  diejenigen  EisenbahngUterwagen  zu  beschränken 
haben  wird,  in  welchen  von  ihm  mittelst  Ansagescheinen  oder  vollständig  ab- 
gefertigte Ein-  und  Durchgangsgüter  verladen  sind. 

Es  bleibt  jedoch  vorbehalten,  in  Reichenberg,  bez.  Grottau,  sämmtliche 
zur  Einfuhr  nach  Sachsen  bestimmte  Güter-  und  Gepäckswagen  unter  säch- 
sischen Raumverschluss  nehmen ,  resp.  den  gleichen  Verschluss  sächsischer 
und  vereinsländischer  Transit-  und  ausgangszollpflichtiger  Güter  beliebig  in 
Grottau  oder  in  Reichenberg  abnehmen  zu  lassen. 

§.  24. 

Ordnung  der  Wagen  in  den  Zügen. 
Die  einen  Zug  bildenden  Wagen  müssen  möglichst  so  geordnet  werden, 

dass 

1.  sämmtliche  vom  Auslande  eingehende  Güterwagen  ohne  Unterbre- 
chung durch  andere  Wagen  hintereinander  folgen  und 

2.  die  bei  dem  Grenzzollamte  und  an  den  anderen  Abfertigungsorten 
zurückbleibenden  Güterwagen  mit  Leichtigkeit  von  dem  Zuge  getrennt  wer- 
den können. 

§•  25. 

Ordentliches  Zollabfertigungsverfahren.  Instradirungs- 

controle. 

Da  nach  §.  4  die  fremdländigen  Zollämter  in  Zittau  und  Reichenberg 
zur  vollständigen  Eingangsabfertigung  (Verzollung,  Begleitschein-Ertheilung 
Ablassung  in  den  freien  Verkehr  etc.)  aller  für  ihr  Zollgebiet  bestimmten 
Waaren  ermächtigt  sind,  so  tritt  fiir  sie  die  Notwendigkeit  ein,  die  solcher- 
gestalt abgefertigten  Waaren  auf  den  Strecken  von  Zittau  bis  Grottau,  resp. 
von  Reichenberg  bis  zur  Gränzlinie  bei  Grottau  gegen  unlegitimirtc  Zula- 
dungen und  verbotwidrige  Vertauschungen  sicher  zu  stellen.  Zu  diesem  Be- 
hufe  wird  die  Raumverschlusscontrole  mit  Beigabe  entsprechender  Bczette- 
lungen  (Zollquittungen,  Legitimations-,  Controls-,  Transports-Scheinen) 
angewendet. 

Durch  diese  Massregel,  sowie  Uberhaupt  durch  das  anderseitige  Abfer- 
tigungsverfahren darf  keine  der  beiderländigen  Zollverwaltungen  in  Zittau 
und  Reichenberg  an  dem  ordnungsmässigen  Vollzage  ihrer  Dienstobliegen- 
heiten gehindert  werden. 

So  müssen  z.  B.  die  unter  sächsischem  oder  vereinsländischem  Colliver- 
schluss  auf  das  sächsische  Nebenzollamt  Reichenberg  abgefertigten  Begleit  • 
scheingUter,  dafern  solche  etwa  Seitens  des  österreichischen  Hauptzollamtes 
Zittau  unter  Raumverschluss  gesetzt  sein  sollten,  unverzüglich  nach  dem  Ein- 
treffen im  Bahnhofe  zu  Reichenberg  des  letzteren  entledigt,  und  dem  sächsi- 
schen Begleitschein-Empfangsamte  daselbst  übergeben  werden,  und  das  Näm- 
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liebe  gilt  beispielsweise  von  dem  nach  Befinden  in  Grottati  angelegten  süt-h  - 
siseben  Raumverschluss  österreichischer  Ausfall  rsgüter  aus  den  Stationen 
zwischen  Zittau  und  Reichenberg. 

§•  26. 

Transportcontrole  i  ra  Gränzbezirke.  Waarencontrole  im 

Binnenlande. 

Die  beiderseitigen  zollgesetzlichen  Bestimmungen  in  Bezug  auf  Legiti- 
mation der  Transporte  im  Gränzbezirke  und  im  Binnenlande  kommen  auch 
bei  Versendungen  mittelst  der  Zittaa-Reichenberger  Bahn,  mithin  namentlich 
in  Ansehung  derjenigen  Gegenstände,  welche  vor  oder  nach  der  Bahnbeför- 
derung den  Gränzbczirk  passiren,  zur  Anwendung. 

Nur  zum  Bahn  transport  von  Gegenständen  aus  dem  Binnenlande  in 
den  Gränzbezirk  und  innerhalb  des  letzteren  wird  der  vorgeschriebene 
Ausweis  durch  Legitimationsscheine  sächsischer  8eits  nicht  gefordert,  dage- 
gen sind  die  betreffenden  Eisenbahnverwaltungen  auf  Erfordern  verpflichtet, 
ihre  Register  über  die  von  ihnen  beförderten  Frachtgüter  den  Gefällsbehör- 
den zur  Einsicht  und  Entnahme  von  Notizen  vorzulegen. 

In  letzterer  Beziehung  wird,  was  die  auf  Österreichischem  Gebiete  be- 
findliche Strecke  der  Zittau-Reichenberger  Bahn  betrifft,  noch  besonders 
auf  die  Bestimmungen  des  §.  27  verwiesen. 

§.  27. 
Portsetzung. 

Die  Zittau-Reichenberger  Eisenbahnverwaltung  ist  gehalten,  in  soferne 
es  für  nöthig  erachtet  und  von  den  beiderseitigen  Zolldirectivbehörden  an- 
geordnet wird,  innerhalb  des  beiderländigen  Gränzbezirkes  Packereien  zur 
Beförderung  landeinwärts  entweder  allgemein  oder  von  gewissen  Personen 
nur  gegen  eine,  für  jeden  einzelnen  Fall  zu  ertheilende  schriftliche  Erlaub- 
niss  des  namentlich  zu  bezeichnenden  Zollamtes  anzunehmen,  welche  dann 
das  Frachtstück  bis  zum  Bestimmungsorte  begleitet. 

Der  Gewerbebetrieb  der  nämlichen  Eisenbahnunternehmung,  in  soweit 
derselbe  auf  k.  k.  Österreichischem  Gebiete  stattfindet,  wird  sammt  den  dazu 
gehörigen  Räumen  unter  amtliche  Aufsicht  (Controle)  der  österreichischen 
Gefällsbehörde  gestellt.  Die  österreichischen  Gefäll  sbearaten  und  Finanzwach- 
Angestellten  sind  demnach  berechtigt,  in  die  Bahnbetriebs-Localitäten,  so  oft 
sie  es  erforderlich  finden,  einzutreten,  daselbst  Nachforschungen  zu  pflegen, 
der  GewerbsausUbung  beizuwohnen,  den  Stand  der  vorhandenen  Waaren 
aufzunehmen,  die  vorschriftsmässigen  Nachweisungen  über  dieselben ,  dann 
die  Einsicht  der  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Bücher  und  Schriften  zu 
fordern. 

Zu  diesen  Amtshandlungen,  soweit  dieselben  in  dem  von  dem  sächsischen 
Bahnbetriebe  benutzten  Räume  stattfinden,  wird  jederzeit  der  Oberbeamte  der 
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sächsischen  Bahnverwaltung  zuzuziehen  sein.  Die  Beiziehung  des  Oberbeamten 
des  betreffenden  Dienstzweiges  wird  auch  bei  jenen  Amtshandlungen  zugestan- 
den, welche  von  den  Österreichischen  GefallBbeamten  in  den  übrigen,  von  der 
sächsischen  Bahnverwaltung  benutzten  Räumen  nach  Zulassung  der  Öster- 
reichischen Gesetze  vorgenommen  werden. 

Die  Niederlegung  und  Aufbewahrung  unverzollter  und  ausländischer 
Waaren  ist  in  Reichenberg  nur  in  Räumen  unter  Sperre  des  daselbst  aufgestellten 
k.k.  österreichischen  Hauptzollamtes,  in  Zittau  nur  unter  Verschluss  des  dortigen 
sächsischen  Hauptzollamtes  gestattet. 

Hierunter  sind  jedoch  diejenigen  Fälle  nicht  begriffen,  in  welchen  die 
jenseitige  Zollverwaltung  genöthigt  ist,  Gegenstände  nur  zeitweilig  in  der 
Abfertigung  zurückzuweisen. 

§.  28. 

Verpflichtungen  und  Befugnisse  der  combinirten  Zollämter 
und  der  bei  ihnen  angestellten  Oberbeamten. 
Die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der  in  Zittau  und  Reichenberg 
combinirten  Zollämter,  respective  der  bei  letzteren  fungirenden  Oberbeamten 
in  Bezug  auf  die  Einsichtnahme  der  Zollregister  des  anderen  Amtes  und  Ent- 
nahme von  Abschriften  daraus,  ferner  in  Ansehung  der  Mittheilung  von 
Wahrnehmungen  Uber  Gefährdung  oder  Verletzung  der  anderseitigen  Gefälls- 
interessen, endlich  in  Betreff  der  Uebergabs-  und  Uebernahmsbestätigung 
der  zum  Aus-  und  Eintritt  abgefertigten  Gegenstände  sind  durch  das  Zollcartel 
vom  19.  Februar  1853  und  die  zu  dessen  Vollziehung  und  Erläuterung  er- 
lassenen Vorschriften  geregelt. 

§.  29. 

Revision  der  WagenzUge. 

Ausserdem  steht  den  Oberbeamten  der  beiderseitigen  Zollverwaltungen, 
welche  mit  der  Controle  des  Verkehres  auf  der  Eisenbahn  und  der  die  Abfer- 
tigung desselben  bewirkenden  Zollstellen  besonders  beauftragt  werden,  und 
sich  darüber  gegen  die  Angestellten  der  Eisenbahn  ausweisen,  das  Befugniss 
zu,  zum  Zweck  dienstlicher,  besonders  motivirter  Revisionen  oder  Nach- 
forschungen, die  WagenzUge  an  den  Stationsplätzen  und  Haltestellen  so  lange 
zurückzuhalten,  als  die  von  ihnen  für  nöthig  erachtete  und  möglichst  zu  be- 
schleunigende Amtsverrichtung  solches  erfordert 

Die  bei  den  WagenzUgen  oder  auf  den  Stationsplätzen  oder  Haltestellen 
anwesenden  Angestellten  der  Eisenbahnverwaltung  sind  in  solchen  Fällen 
verpflichtet,  auf  die  von  Seiten  der  Zollbeamten  an  sie  ergehende  Anfor- 
derung bereitwillig  Auskunft  zu  ertheilen  und  Hilfe  zu  leisten. 

Nicht  minder  sind  die  solchermassen  ermächtigten  Oberbeamten  befugt, 
innerhalb  der  gesetzlichen  Expeditionszeit  alle  auf  den  Stations-  und  Halte- 
stellen vorhandenen  Gebäude  und  Localien,  soweit  solche  zu  Zwecken  des 
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Eisenbahndienstes  und  nicht  bloss  zu  Wohnungen  benützt  werden,  ohne  die 
Beobachtung  weiterer  Förmlichkeiten  zu  betreten  und  darin  die  von  ihnen  für 
nöthig  erachteten  Nachforschungen  vorzunehmen  (cfr.  §.  26). 

Jeder  zu  solchen  Controlshandlungen  berechtigte  Beamte  auf  der  Zittau- 
Reichenberger  Eisenbahn  muss  in  beiderlei  Richtungen  in  einem  Personen- 
wagen EL.  Clasae  unentgeltlich  befördert  werden. 

§•  30. 

Verpflichtungen  der  Bahnanstalten. 
Den  Bahnanstalten  liegen  die  durch  die  Zollvorschriften  jedem  Trans- 
portvollzieher auferlegten  Verbindlichkeiten  unter  den  diessfälligen  Straffolgen 
dann  die  Hilfeleistung  bei  dem  Zollverfahren  ob,  wozu  insbesondere  die 
auf  eigene  Kosten  und  Gefahr  zu  bewirkende  Stellung  der,  einer  Amtshandlung 
unterliegenden  Gegenstände  zu  dem  betreffenden  Zollamte  und  somit  auch 
die  Verführung  der  Güter  in  jene  einzelnen  Räume  gehört,  in  welchen  die 
in  der  Zeit  auf  einander  folgenden  Amtshandlungen  der  beiderländigen  Zoll- 
ämter stattfinden. 

Die  Verbindlichkeiten  der  Bahnanstalten  sind  von  denselben  gegenüber 
jedem  der  combinirten  Zollämter,  ohne  Unterschied  der  Staatsangehörigkeit  zu 
erfüllen. 

§.  31. 

Oontrolirung  der  Waaren,  welche  von  Zittau  nach  den  Zwi- 
schenstationen vor  Reichenberg  geführt  werden. 
Die  aus  Sachsen  nach  Oesterreich  gehenden  Waaren  sind,  falls  sie  die 
Bestimmung  haben,  an  einer  der  Stationen  Grottau  und  Eratzau  oder  dem 
Haltepuncte  Machendorf  zu  verlassen,  im  Bahnhofe  Zittau  der  sächsischen 
Ausgangs-  und  der  österreichischen  Eingangsbehandlung  zu  unterwerfen.  Die 
im  Bahnhofe  zu  Grottau  aufgestellten  österreichischen  Gefällsorgane  haben 
die  dort  unter  Verschluss  anlangenden,  bereits  abgefertigten  Waaren-Collien 
nur  zu  controliren  und  den  Verschluss  abzunehmen,  soweit  nicht  dessen  Be- 
lassung durch  die  Vorschriften  über  die  Waarencontrole  im  Grenzbezirke 
bedingt  ist. 

§.  32. 

Ausfuhr  von  Waaren  aus  den  Stationen  zwischen  Reichen- 
berg und  Zittau  nach  Sachsen. 

Die  in  den  gedachten  drei  Zwischenstationen  zur  Ausfuhr  nach  Sachsen 
auf  die  Bahn  kommenden  Waaren  sind  den  Zollämtern  in  Zittau  zur  Aus-, 
beziehentlich  Eingangsbehandlung  zu  stellen. 

Österreichischer  Seits  bleibt  diesfalls  vorbehalten,  das  k.  k.  Haupt- 
zollamt in  Zittau  auch  zur  Abfertigung  der  auf  den  Zwischenstationen  einlan- 
genden Waaren  für  den  innern  Verkehr  (nach  Bodenbach,  Rossbach  und 
Asch,  Tirol  und  Vorarlberg,  dann  über  die  sächsischen  kurzen  Strassenstrecken 
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um  Zittau)  zum  Zweck  der  Appretur  oder  des  unbestimmten  Verkaufs  im  Zoll- 
vereinsgebietc  zu  ermächtigen. 

Jedoch  sind  eintretenden  Falls  derlei  Sendungen  einer  Vorabfertigung 
(Ansageschein-Ertheilung)  von  Seite  des  auf  dem  Grottauer  Bahnhofe  aufge- 
stellten Hilfsorgans  zu  unterziehen. 

§.  33. 

Controlirung  der  Kohlentransporte. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  behält  sich  vor,  die  Verladung  der 
nach  ihrem  Gebiete  bestimmten  Kohlentransporte  der  Werke  zu  Pöritzsch 
und  Harlan  durch  zu  diesem  Behufe  abzuordnende  Zollbeamte  oder  Finanz- 
wach-Angcstellte  an  Ort  und  Stelle  überwachen  zu  lassen,  um  so  jedem  Revi- 
sionsaufenthalte der  KohlenzUge  bei  Ueberschreitung  der  Grfinzlinie,  oder 
im  Abladungsorte  vorzubeugen  und  die  amtliche  Eingangsbegleitnng  solcher 
Züge  entbehrlich  zu  machen. 

Sächsischer  Seits  wird  in  Bezug  auf  die  leer  zurückgehenden  Kohlen- 
wagen die  nöthige  Controle  am  Bahnhofe  zu  Grottau  oder  auf  einem  hierzu 
geeigneten  Puncto  des  sächsischen  Gebietes  gehandhabt  werden. 

Diese  Controle  wird  besonders  in  Beschränkung  der  Rückführung 
der  leeren  Kohlenwagen  auf  gewisse  Tage  und  Tagsstunden  bestehen  und 
ihre  specielle  Einrichtung  später  durch  hauptzollamtliche  Verfügung  bekannt 
gemacht  werden. 

Personen-  und  Lastzüge  aller  Art  dürfen  auf  der  Strecke  zwischen  den 
Bahnhöfen  zu  Zittau  und  Grottau  nicht  anhalten. 

§•  34. 

Einfriedung  der  Bahnhöfe. 
Die  sämmtlichen  Räume  der  Bahnhöfe  zu  Zittau  und  Reichenberg  sind 
durch  Einfriedung  von  aussen  abzuscbliessen,  die  Ein-  und  Ausgänge  auf 
das  wirkliche  Bedürfnis»  zu  beschränken  und  Veränderungen  in  demselben 
jederzeit  der  Zollverwaltung  des  betreffenden  Gebietes  anzuzeigen. 

Die  Bewachung  der  Zugänge  und  anderer  Stellen  der  Bahnhöfe  durch 
stehende  Gränzaufsichts-  und  Finanzwachposten  bleibt  vorbehalten. 

§.  35. 

Verfahren  bei  ausserordentlichen  Ereignissen. 
Im  Falle  der  Notwendigkeit  eines  ausserordentlichen  Stillstandes  der 
Züge  oder  der  Zurücklassung  eines  Theiles  der  Wagen  auf  österreichischem 
oder  sächsischem  Gebiete,  zwischen  den  Bahnhöfen  zu  Rcichenberg  und  Zit- 
tau, ist,  in  soweit  keine  Begleitung  stattfindet  oder  die  letztere  dienstunfähig 
geworden  wäre,  das  nächste  Gefällsamt  oder  der  nächste  Finanzwach-,  bezie- 
hentlich Gränzaufsichtsposten  zu  benachrichtigen,  welche  die  Bewachung 
des  Zuges  oder  der  Wagen  bis  zur  Fortsetzung  der  Fahrt  beziehungsweise 
bis  zum  Eintreffen  in  einem  der  vorgedachten  Bahnhöfe  oder  an  der  Gränze 
einzuleiten  haben. 
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Das  Verfahren  bei  Verschlussverletzungen  regelt  sich  nach  den  diess- 
falls  in  beiden  Staatsgebieten  bestehenden  administrativen  und  strafgesetz- 
lichen  Bestimmungen. 

§.  36. 

Kundmachung  derBefugniBse  der  Zollämter. 
Ueber  die  auf  fremdem  Gebiete  aufgestellten  Zollämter  zu  Zittau  und 
Reichenberg  und  deren  Befugnisse  wird  jede  Regierung  im  eigenen  Gebiete 
die  entsprechende  Kundmachung  erlassen. 

§.  37. 
Strafen. 

Die  in  beiden  Zollgebieten  geltenden  allgemeinen  zoll-  und  Strafgesetz- 
liehen  Bestimmungen  kommen  auch  bei  dem  Transporte  auf  der  Zittau-Reichen- 
berger  Bahn  in  Anwendung.  Wegen  Unrichtigkeiten  in  den  Ladung» 
Verzeichnissen,  sowie  in  den  Namens  der  Eisenbahnverwaltung  zu  übergeben- 
den Zolldeclarationen  wird  Derjenige  zunächst  in  Anspruch  genommen,  wel- 
cher jene  Schriftstücke  unterzeichnet  hat  In  Ansehung  der  mit  den  Passa- 
giereffecten  begangenen  Defraudationen  oder  Contraventionen  findet  ein 
Strafanspruch  gegen  die  bei  den  Eisenbahnen  Angestellten  nur  in  dem  Falle 
Statt,  wenn  dieselben  an  der  Defraudation  oder  Contravention  Theil  genom- 
men haben. 

Uebertretungen  der  Vorschriften  dieses  Regulativs  werden,  in  soferne 
nicht  nach  den  Bestimmungen  der  beiderseitigen  Strafgesetze  eine  höhere 
Strafe  verwirkt  ist,  durch  Ordnungsstrafen  von  Einem  bis  zehn  Thalern, 
beziehentlich  2  bis  15  Gulden  Österreichischer  Währung  geahndet. 

§.  38. 

Vorbehalt  von  Abänderungen  des  Regulativs. 
Die  Bestimmungen  dieses  Regulativs  sind  nicht  als  unabänderlich  zu  be- 
trachten, es  bleibt  vielmehr  ausdrücklich  vorbehalten,  diejenigen  Modifica- 
tionen  desselben  eintreten  zu  lassen,  welche  die  Erfahrung  über  den  Verkehr 
auf  der  Zittau-Reichenberger  Eisenbahn  oder  irgend  eine  Veränderung  der 
Zollgesetzgebung,  nach  Befinden  anch  die  bestehenden  Vertragsverhältnisse 
in  dem  einen  oder  anderen  Zollgebiete  als  nothwendig  oder  zweckmässig 
erscheinen  lassen  möchten.  Keine  der  beiden  Regierungen  ist  behindert, 
solche  Modificationen  der  vorstehenden  Regulatiworschriften  auch  einseitig 
vorzunehmen;  nur  soll  gleichzeitig  mit  der  hierauf  bezüglichen  Verfügung  von 
letzterer  auch  der  competenten  Verwaltungsbehörde  des  anderen  Zollgebietes 
entsprechende  Mittheilung  gemacht  werden. 

Wien,  am  ersten  März  Eintausend  achthundert  und  8echzig. 
lalj  m.  p.  Tillen  m.  p. 
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In  Gemässheit  specieller  Ermächtigung  Seiner  k.  k.  Apostolischen 
Majestät  bestätigen  und  ratificiren  Wir  Johann  Bernhard  Graf  von  Rechberg- 
Rothenlöwen,  gedacht  Seiner  Majestät  wirklicher  geheimer  Rath,  Minister- 
präsident und  Minister  des  kaiserlichen  Hauses  und  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten etc.  etc.  anmit  die  zu  Wien  von  dem  Sectionsrath  im  k.  k. 
Finanzministerium  Herrn  Dr.  Vincenz  Maly  einerseits,  und  von  dem  kön. 
sächsischen  Legationssecretär  Herrn  von  Villers  andererseits,  als  ordnungs- 
mässig  hiezu  bevollmächtigt,  am  1.  März  d.  J.  unterzeichnete,  aus  88  Artikeln 
bestehende  üebereinkunftüber  die  Post-,  Telegraphen-,  Polizei- 
und  zollamtlichen  Verhältnisse  auf  der  Reichenberg-Zit- 
tauerEisenbahn,  sowie  das  von  den  genannten  Bevollmächtigten  an 
demselben  Tage  gefertigte,  aus  38  Artikeln  bestehende  Regulativ  über  die 
zollam tli  che  Behandlung  des  Personen-  und  Waaren verkehr s 
aufdieserBahnstrccke,  indem  Wir  zugleich  deren  pünctlichen  und 
getreuen  Vollzug  Seitens  der  Regierung  Seiner  vorgedachten  kaiserlichen 
Majestät  zusichern. 

Urkund  dessen  Unsere  eigenhändige  Fertigung  unter  Beifügung  des 
Siegels  des  Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

So  geschehen  zu  Wien  am  10.  März  des  Jahres  Eintausend  achthundert 
und  Sechzig. 

(L.  S.)  Graf  ftechberg  m.  p. 


4.  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich  und  Sachsen  vom  30.  No- 
vember 1864,  R.  G.  Bl.  Nr.  2  ex  1865, 

über  den  Anschluss  der  Voitersreuth-Egerer  Eisenbahn  an  die  böhmischen  Eisenbahnlinien. 

(Abgeschlouen  zu  Wien  am  30.  Norember  1864.  Von  Seiner  k.  k.  Apoatoliichen  Majestät  ratificirt 
am  18.  Oecember  1864.  Die  beiderseitige  Ratißctrungs-Auswechslung  erfolgte  su  Wien  am 

30.  December  1864.) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich; 
König  von  Ungarn  und  Böhmen ;  König  der  Lombardei  und  Venedigs,  von 
Dalmatien,  Kroatien,  Slawonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyricm;  Erzher- 
zog von  Oesterreich ;  Grossherzog  von  Krakau ;  Herzog  von  Lothringen,  Salz- 
burg, Steyer,  Kärnthen,  Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Schlesien ;  Gross- 
fürst  von  Siebenbürgen;  Markgraf  von  Mahren ;  gefiirsteter  Graf  von  Habsburg 

und  Tirol;  Gross wojwod  der  Wojwodschaft  Serbien  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  zwischen  Unserem  Bevollmächtigten  und  jenem  Seiner  Maje- 
stät des  Königs  von  Sachsen  zum  Zwecke  des  Anschlusses  der  Voitersrcoth- 
E gerer  Eisenbahn  an  die  böhmischen  Eisenbahnlinien  am  30.  November  1864 
zu  Wien  ein  Vertrag  abgeschlossen  und  unterzeichnet  worden  ist,  welcher 
von  Wort  zu  Wort  lautet,  wie  folgt : 
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Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  und  Seine  Majestät  der 
König  von  Sachsen  haben,  von  dem  Wunsche  geleitet,  die  Eisenbahnverbin- 
dungen der  beiderseitigen  Staatsgebiete  zu  vervollständigen  und  zu  diesen» 
Ende  ein  Uebereinkommen  abzuschliessen,  zu  Bevollmächtigten  ernannt: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  : 

Allerhöchst  Ihren  Ministerialrath  im  Ministerium  für  Handel  und  Volks- 
wirtschaft, Dr.  Vincenz  Maly  Ritter  von  Vevanovic. 
Seine  Majestät  der  König  von  Sachsen : 

Allerhöchst  Ihren  ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten: 
Minister  am  kaiserlichen  Hofe,  wirklichen  geheimen  Rath  und  Kammerherrn^ 
Rudolph  von  Könne  ritz,  welche  nach  gegenseitiger  Mittheilung  und  Aner- 
kennung ihrer  Vollmachten  über  folgende  Puncto  übereingekommen  sind : 

Artikel  1. 

Die  königlich-sächsische  Regierung  verpflichtet  sich,  auf  ihre  Kosten 
eine  Eisenbahn  von  dem  sächsischen  Voigtlande  aus  in  der  Richtung  Uber 
Brambach,  Schönberg,  Voitersreuth  und  Franzensbad  nach  Egerzum  Anschluss 
an  die  von  der  bayerischen  Ostbahn-Gesellschaft  herzustellende  Strecke  Wald- 
sassen-Eger  zu  erbauen  und  zu  betreiben;  und  die  k.  k.  österreichische  Re- 
gierung ertheilt  ihre  Einwilligung  zum  Baue  und  Betriebe  der  genannten  Eisen- 
bahn (soweit  dieselbe  auf  österreichisches  Gebiet  fällt)  durch  die  königlich- 
sächsische Regierung  unter  den  nachstehenden  Bedingungen : 

Artikel  2. 

Der  Bau  der  im  Artikel  1  erwähnten  Linie  ist  spätestens  binnen  drei  Jahren, 
vom  Tage  der  Genehmigung  des  Bauprojectes  an  gerechnet,  und  längstens  bi» 
zum  Schlüsse  des  Jahres  1866  zu  vollenden  und  ordnungsmässig  in  Betrieb 
zu  setzen  und  zu  erhalten. 

Mit  der  Allerhöchsten  Entschließung  vom  13.  April  1803,  H.-M.  Z.  5496-430,  dann  8038- 
683,  Centraiblatt  Nr.  23,  wurde  die  Bewilligung  ertheilt,  dass  Ton  der  kgl.  sächsischen  Regierung 
der  Bau  einer  Eisenbahn  von  Eger  Aber  Franzciisbad  bis  xur  öaterr.-sächsiscben  Grinse  bei 
Voitersreuth  unter  Vorbehalt  des  auf  Grundlage  der  bereits  vereinbarten  Bestimmungen  abxa- 
sculiessenden  Staats  Vertrages  in  Angriff  genommen  werden  könne. 

Artikel  3. 

Die  bauten  sind  nach  den  von  der  k.  k.  österreichischen  Staatsver- 
waltung zu  genehmigenden  Plänen  auszuführen. 

Artikel  4. 

Nach  der  commisuionell  festgesetzten  Trace  hat  die  erwähnte  Bahn  bei 
Voitersreuth  die  böhmisch  sächsische  Gränze  zu  überschreiten. 

Artikel  5. 

Die  zu  erbauende  Eisenbahn  hat  auf  beiderseitigen  Gebieten  gleich- 
massig;  eine  Spurweite  von  4  Fuss  8'/8  Zoll  englischen  Masses  im  Lichten  der 
Schienen  zu  erhalten  und  soll  bezüglich  der  Einrichtung  des  Baues  (nament- 
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lieh  auch  rUcksicLtlich  der  Construction  des  Oberbaues),  dann  bezüglich  der 
Betriebsmittel  und  der  8ignalisirungsvorrichtungen  mit  den  diessfälligen,  auf 
den  übrigen  königlich-sächsischen  Bahnen  bestehenden  und  von  der  königlich- 
sächsischen Regierung  genehmigten  analogen  Einrichtungen  Ubereinstimmen. 

Auch  sollen  die  auf  solche  Weise  construirten  Locomotive  und  Waggons 
(welche  die  königlich-sächsische  Regierung  in  Betreff  ihrer  Betriebsfähig- 
keit einer  sorgfältigen  Prüfung  unterwerfen  und  sorgfältig  Uberwachen  wird) 
auch  auf  die  in  Oesterreich  gelegene  Strecke  der  fraglichen  Bahn  übergehen 
dürfen. 

Artikel  6. 

Die  königlich-sächsische  Regierung  Ubernimmt  die  Verpflichtung,  dafür 
zu  sorgen,  dass  die  Voitersreuth-Egerer  und  Asch-Egerer  Bahn  in  der  Strecke 
zwischen  Eger  und  dem  Abzweigungspuncte  der  Voitersreuther  und  Ascher 
Linie  eine  doppelte  Fahrbahn  erhalte,  und  dass  ferner  an  der  Eger-Brticke 
entsprechende  Sprengvorrichtungen  nach  hierüber  vom  k.  k.  Kriegsrainisterium 
unter  Einsendung  der  bezüglichen  Baupläne  einzuholenden  näheren  Be- 
stimmungen angebracht  werden. 

Artikel  7. 

Der  Gränzbahnhof  für  die  im  Artikel  1  erwähnte  Eisenbahn  ist  in 
Voitersreuth  auf  österreichischem  Gebiete  zu  erbauen. 

Artikel  8. 

Die  königlich^ächsische  Regierung  übernimmt  die  Verpflichtung,  in  dem 
Gränzbahnhofo  zu  Voitersreuth  im  Interesse  der  verschiedenen  österreichischen 
Verwaltungszwcige  die  erforderlichen  Amts-  und  Wohnungslocalitäten  herzu- 
stellen und  den  k.  k.  österreichischen  Behörden  unentgeltlich  zur  Verfügung 
zu  übergeben,  und  zwar: 

a)  für  den  Finanzdienst : 

1  Zimmer  für  den  Amtsleiter  pr.  6  Quadratklafter, 
1  Zimmer  für  die  Manipulation  pr.  12  Quadratklafter, 
1  Magazin  pr.  40  Quadratklafter, 
1  Zimmer  für  den  Amtsdiener  4  Quadratklafter, 
1  Zimmer  für  4  Mann  Wache, 

1  Wohnung  für  den  Amtsleiter  (von  3  Zimmern,  1  Kammer,  1  Küche, 
1  Vorhaus)  pr.  50  Klafter ,  zusammen  daher  1 24  Qnadratklaftern  ; 

b)  für  den  Post-  und  Telegraphendienst : 

die  dem  jedesmaligen  Bedürfnisse  entsprechenden  Amtslocalitäten, 
desgleichen 

c)  für  den  Passantendienst,  falls  derselbe  in  der  Folge  nicht  mehr  von  den 
Finanzorganen  besorgt  werden  könnte. 
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Artikel  9. 

RUcksichtlich  der  für  die  verschiedenen  Verwaltungszweige  im  Bahn- 
hofe zu  Eger  erforderlichen  Localitäten  übernimmt  die  königlich-sächsische 
Regierung  die  Verpflichtung  in  Betreff  der  Mitbenutzung  der  von  der  Ver- 
waltung der  königlich-baierischen  Ostbahnen  in  dem  Bahnhofe  zu  Eger  her- 
gestellten Räume  und  Bauten  für  Zwecke  der  im  Artikel  1  erwähnten  Bahn 
mit  der  genannten  Verwaltung  ein  entsprechendes  Uebereinkommen  zu  treffen 
und  derselben  nach  Massgabe  dieser  Mitbetheiligung  eine  angemessene  Ver- 
gütung zu  leisten. 

Nebstbei  aber  hat  die  königlich-sächsische  Regierung  in  dem  Bahnhofe 
zu  Eger  eine  80  Klafter  lange  Rampe  zur  Einwaggonirung  von  Pferden  uud 
Fuhrwerken  zu  erbauen  oder  die  Mitbenutzung  der  von  der  königlich-bayeri- 
schen Ostbahn-Gesellschaft  in  dem  Bahnhofe  zu  Eger  herzustellenden  Rampe 
für  die  Zwecke  der  im  Artikel  1  erwähnten  Bahn  gehörig  und  mit  Zustimmung 
der  k.  k.  österreichischen  Staatsverwaltung  sicherzustellen. 

Artikel  10. 

Zum  Zwecke  des  Baues  der  im  Artikel  1  erwähnten  Eisenbahn  auf  öster- 
reichischem Gebiete  wird  das  Recht  der  Expropripation  nach  den  diessfalls  in 
Oesterreich  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  in  Ansehung  jener  Räume 
zugestanden,  welche  nach  der  Entscheidung  der  hierzu  berufenen  österreichi- 
schen Behörde  für  unumgänglich  nothweiylig  erkannt  werden. 

Artikel  11. 

Die  volle  Landeshoheit  (also  auch  die  Ausübung  der  Justiz-  und  Polizei- 
gewalt) bleibt  in  Ansehung  der  das  kaiserlich-österreichische  Gebiet  und  be- 
ziehungsweise das  königlich-sächsische  Gebiet  durchschneidenden  Bahnstrecken 
auf  dem  österreichischen  Gebiete  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  von  Oesterreich 
und  auf  dem  sächsischen  Gebiete  Seiner  Majestät  dem  Könige  von  Sachsen 
ausschliesslich  vorbehalten. 

Artikel  12. 

Unbeschadet  des  Hoheits-  und  Aufsichtsrechtes  der  contrahirenden  Re- 
gierungen  über  die  in  ihrem  Gebiete  gelegene  Bahnstrecke  soll  die  Bahn- 
betriebspolizei unter  Aufsicht  der  dazu  in  jedem  Staatsgebiete  competenten 
Behörden  und  in  Gemässheit  der  für  jedes  Gebiet  geltenden  Vorschriften  zu- 
nächst durch  die  Beamten  der  Eisenbahnbetriebsverwaltung  gehandhabt  werden, 
welchen  auch  auf  österreichischem  Gebiete  jene  Befugnisse  eingeräumt  werden, 
welche  für  die  Beamten  österreichischer  Bahnen  Geltung  haben.  Auch  wird 
die  kaiserlich  -  Österreichische  Regierung  Vorsorge  treffen,  dass  diese  Bahn- 
beamten auf  der  in  Oesterreich  gelegenen  Strecke  in  Ausübung  der  bahn- 
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poüzeilichen  Amtshandlungen  von  den  Staateorganen  die  nöthige  Unterstützung 
erhalten. 

Artikel  13. 

Die  Ernennung  der  für  den  Betrieb  auf  der  in  Oesterreich  gelegenen 
Strecke  erforderlichen  Beamten  und  Diener  kommt  der  königlich-sächsischcn 
Regierung  zu,  welche  über  dieselben  auch  die  Disciplinargewalt  im  Dienste 
auszuüben  hat. 

Auch  bleibt  derselben  vorbehalten: 

1.  die  Untersuchung  gegen  die  auf  den  Bahnhöfen  zu  Voitersreuth, 
Franzensbad  und  Eger  und  auf  der  bezeichneten  Bahnstrecke  verwendeten 
sächsischen  Staatsangehörigen: 

a)  wegen  etwaigen  von  ihnen  durch  Verletzung  dienstlicher  Obliegenhei- 
ten auf  der  Eisenhahn  verursachten  Unglücksfällen  und  Beschädigungen, 

b)  wegen  der  gegen  den  sächsischen  Staat  begangenen  Verbrechen  und 
Vergehen; 

2.  hinsichtlich  der  Civiljustiz: 

a)  die  Regulirung  der  Nachlässe  jener  Beamten  und  Diener, 

b)  die  Beschlussfassung  über  die  zu  dem  Vermögen  derselben  zu  eröffnen- 
den Concurse  und  die  Leitung  der  letzteren,  wobei  jedoch  der  österrei- 
chischen Justizbehörde  die  Einleitung  eines  Particular-Concurses  zu 
dem  auf  österreichischem  Gebiete  befindlichen  Theile  solchen  Vermö- 
gens unbenommen  bleibt. 

Die  königlich-sächsische  Regierung  wird  die  Behörde,  welche  sich  die- 
ser vorbehaltenen  Gerichtsbarkeit  zu  unterziehen  hat,  bestimmen. 

Das  gesammte  Beamten-,  Diener-  und  Arbeiterpersonale  untersteht  im 
Uebrigen,  während  des  Aufenthaltes  auf  österreichischem  Gebiete  den  öster- 
reichischen Gesetzen  und  Polizeivorschriften. 

Bei  allenfälliger  Verhaftnahme  der  conventionsmässig  auf  österreichi- 
schem Gebiete  aufgestellten  königlich-sächsischen  Eisenbahn-,  Post-  und  Te- 
legraphenbeamten hat  das  in  den  §§.  158  und  321  der  Strafprocessordnung 
vom  29.  Juü  1853  (Nr.  151  des  Reichs-Gesetz-Blattes  vom  Jahre  1853)  vor- 
geschriebene Verfahren  in  Anwendung  zu  kommen. 

Artikel  14. 

Die  königlich-sächsische  Regierung  leistet  die  Zusage,  dass  innerhalb 
des  österreichischen  Gebietes  solche  Beamte,  Diener  und  Arbeiter,  welche 
wegen  gemeiner  Verbrechen  und  Vergehen,  wegen  Schleichhandels  oder 
schwerer  Gefällsübertretungen  verurtheilt  worden  sind,  zum  Dienste  und 
beziehungsweise  zur  Arbeit  wissentlich  nicht  werden  verwendet  werden. 

Artikel  15. 

Bei  dem  Baue  und  Betriebe  der  im  Artikel  1  erwähnten,  auf  österrei- 
chischem Gebiete  gelegenen  Bahnstrecke  ist  sich  nach  dem  Inhalte  des  ge 
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genwärtigen  Vertrages,  sowie-  nach  den  diessfälligen  österreichischen  Ge- 
setzen (namentlich  nach  dem  Eisenbahn-Concessionsgesetze  vom  14.  Septem- 
ber 1854  *)  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851**), 
sowie  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Verordnungen  zu  benehmen. 

Die  Bahnverwaltung  wird  jedoch  der  im  §.  69  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vorgesehenen  Entrichtung  eines  Pauschales  für  die  erhöhten  Kosten 
der  Polizeiaufsicht  und  für  die  gefallsämtliche  Ueberwachung  enthoben. 

Artikel  16. 

Auf  der  gedachten  Strecke  ist  daher  auch  insbesondere  die  Post  nach 
Vorschrift  des  §.  68  der  gedachten  Eisenbahnbetriebsordnung  zu  befördern, 
wobei  die  kaiserlich  österreichische  Postverwaltung  im  Einverständnisse  mit 
der  königlich-sächsichen  Postverwaltung  für  einen  von  der  Station  Eger  täg- 
lich abgehenden  Zug  die  Abfahrtsstunden  und  dessen  Geschwindigkeit  zu 
bestimmen  befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  auf  der  in  Oesterreich  gelegenen  Strecke  mehr 
als  einen  achträdrigen  Wagen  (oder  zwei  vierrädrige)  erfordert,  erhält  die 
Bahnverwaltung  für  jeden  weiteren  beizustellenden  Wagen  eine  zu  verein- 
barende billige  Entschädigung  per  Meile. 

Artikel  17. 

Die  königlich-sächsische  Bahnverwaltung  hat  ferner  die  Verpflichtung, 
längs  der  Bahn  äuf  ihrem  Grund  und  Boden  der  kaiserlich-österreichischen 
Staats-Telegraphenverwaltung  die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen 
ohne  besondere  Vergütung  oder  Entschädigung  zu  gestatten  und  die  Bewa- 
chung der  hergestellten  Leitungen  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne  besonderes 
Entgelt  zu  übernehmen.  Dagegen  hat  auch  die  Bahnverwaltung  das  Recht, 
die  Drähte  für  den  Betriebs-Telegraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen 
zu  befestigen ;  doch  bleibt  die  Benützung  des  Ersteren  ausschliesslich  auf  die 
den  Betrieb  betreffenden  Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese 
Benützung  unter  dem  Einflüsse  und  der  Beaufsichtigung  der  österreichischen 
Staatsverwaltung. 

Artikel  18. 

In  sofern  sich  die  Nothwendigkeit  ergeben  sollte ,  Uber  die  Manipula- 
tion des  Post-  und  Telegraphendienstes,  sowie  die  Zollabfertigung  und  Poli- 
zeieinrichtung (namentlich  auf  der  Gränzstation)  noch  nähere  besondere  Ver- 
abredungen zu  treffen ,  sollen  dieselben  von  Commissarien  der  beiderseitigen 
Regierungen  nachträglich  gepflogen  werden. 


*J  Reichs-GesetE-Blatt  vom  Jahre  1854,  Nr.  238. 
"j  Rekha-GeaeU-Blatt  tob  Jahre  1832,  Nr.  1. 
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Artikel  19. 

Der  k.  k.  österreichischen  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten, 
die  Einmündung  anderer  Bahnen  in  die  im  Artikel  1  erwähnte  auf  Österrei- 
chischem Gebiete  hergestellte  Strecke  zu  gestatten  und  die  Modalitäten  dieser 
Einmündung  und  des  diessfälligen  Anschlussdienstes  nach  gepflogener  Rück- 
sprache mit  der  königlich-sächsischen  Regierung  festzusetzen. 

< 

Artikel  20. 

Die  Festsetzung  der  Tarife  und  der  Fahrordnung  für  die  im  Artikel  1 
erwähnte  Eisenbahn  bleibt  der  königlich-sächsischen  Regierung  vorbehalten, 
welche  jedoch  hierbei  die  Interessen  des  Verkehres  gehörig  berücksichtigen 
wird. 

Die  Tarife  und  Transportbestimmungen  sollen  für  die  in  den  beidersei- 
tigen Gebieten  zu  erbauende  Eisenbahnstreckc  nach  vollkommen  gleichen 
Grundsätzen  festgestellt  werden  nnd  dürfen  für  das  Publicum  keine  ungün- 
stigeren Bestimmungen  in  Anwendung  kommen ,  als  auf  den  im  Königreiche 
Sachsen  befindlichen  Staatsbahnen. 

Artikel  21. 

Die  Militärtransporte  sind  auf  der  in  Oesterreich  gelegenen  Eisenbahn- 
strecke nach  ermäss  igten  Preisen  zu  besorgen ,  welche  für  Militär  einzeln 
oder  in  Körpern  ein  Drittheil,  für  Pferde,  Gepäck,  Militärgüter  und  Kriegs- 
raateriale  die  Hälfte  der  gewöhnlichen  Gebühr  betragen ;  für  Frachtstücke, 
welche  in  keiner  Tarifclasse  angeführt  sind,  wird  die  Fracht  nach  der  für 
Waaren  zweiter  Gasse  bestehenden  Gebühr  bezahlt. 

Diese  Bestimmung  findet  auch  auf  die  k.  k.  Gendarmerie  nnd  Finanz- 
wache Anwendung. 

Artikel  22. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Auf- 
sicht über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  führenden  österreichischen  Be- 
hörde oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  österreichischen  Aerars  in  Folge 
dieser  Convention  oder  aus  Gefällsrücksicbten  die  Eisenbahn  benutzen  und 
sich  mit  dem  Auftrage  ihrer  Behörde  ausweisen,  sind  sammt  ihrem  Gepäck e 
unentgeltlich  zu  befördern. 

Artikel  23. 

Die  im  Artikel  1  erwähnte  Eisenbahn  wird  als  beiderseitige  Zollstrasse 
erklärt  und  auf  derselben  allen  nicht  einem  unbedingten  Ein-,  Aus-  und 
Dnrchfuhrsverbote  unterliegenden  Waaren  der  Ein-  und  Austritt  sowohl  bei 
Tage  als  bei  Nacht  für  den  vorschriftsmässigen  Bahnbetrieb  gestattet. 
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Bloss  rücksichtlich  der  Einfuhr  von  Gegenständen  der  Staatsmonopole 
in  Oesterreich  bleibt  die  Bestimmung  des  §.  19,  lit.  a)  der  österreichischen 
Zoll-  und  Staatsmonopolsordnung  vom  11.  Juli  1835  aufrecht. 

Artikel  24. 

Die  Zollbehandlungen  für  die  Ein-,  Aus*  und  Durchfuhr  mittelst  der  im 
Artikel  1  erwähnten  Bahn  sollen  in  den  Bahnhöfen  zu  Voitersreuth  und  Eger 
vorgenommen  werden. 

Zu  diesem  Ende  soll  (nachdem  in  Eger  ohnehin  in  Folge  des  mit  der 
königlich-baierischen  Regierung  rticksichtlich  der  Strecke  Hof-Eger-Wald 
sassen  geschlossenen  Eisenbahnvertrages  ddo.  17.  Juni  *),  ratificirt  12.  Juli 
1863  ein  königlich-baierisches  und  beziehungsweise  zollvereinsländisches 
Zollamt  aufgestellt  wird,  welches  auch  auf  der  Strecke  Eger- Voitersreuth  die 
erforderlichen  Zollamtshandlungen  vornehmen  kann),  von  den  contrahirenden 
Regierungen  auch  noch  in  dem  Bahnhofe  zu  Voitersreuth  ein  Gränzzollamt 
errichtet  und  beziehungsweise  zusammengelegt  werden. 

Diesem  Gränzzollamte  sind  mindestens  die  durch  die  Bestimmungen 
und  die  Verhältnisse  eines  Gränzbahnhofes  bedingten  Befugnisse  eines  Ne- 
benzollamtes  1.  Classe  mit  Begleitschein-Aus-  und  Abfertigungs-Befugnissen 
einzuräumen,  und  sind  die  Befugnisse  dieses  Amtes  entsprechend  zu  erwei- 
tern, wenn  diess  der  Verkehr  in  der  Folge  erfordern  sollte. 

Die  kaiserlich-österreichische  Regierung  gestattet  Zollfreiheit : 

a)  für  alle  den  königlich-sächsischen  Aemtern  in  den  Bahnhöfen  von  Voi- 
tersreuth, Franzensbad  und  Eger,  sowohl  zur  ersten  Einrichtung,  als 
auch  für  den  laufenden  Dienst  erforderlichen  Gegenstände,  sowie  fiir 
die  Uebersiedelungs-Effecten  der  sächsischen  Bediensteten  ; 

b)  für  alle  zum  Baue,  Bau  Unterhaltung  und  Betriebe  der  Voitersreuth  Ege- 
rer Bahn  auf  österreichischem  Gebiete  benöthigten  Gegenstände,  welche 
von  der  königlich-sächsischen  Eisenbahnverwaltung  aus  ihren  in  Sach- 
sen befindlichen  Magazinen,  Depots  und  Werkstätten  bezogen  werden, 
in  beiden  (ad  a  und  b)  erwähnten  Fällen  jedoch  gegen  Beibringung  von 
Öpecificationen  und  Certificaten  der  einschlägigen  königlich-sächsischen 
Behörden  über  die  Bestimmung  und  Notwendigkeit  der  Verwendung 
der  fraglichen  Gegenstände  auf  der  in  Oesterreich  gelegenen  Strecke 
und  gegen  Beobachtung  der  für  den  ausnahmsweisen  zollfreien  Bezug- 
von  Gegenständen  in  Oesterreich  vorgezeichneten  Bedingungen. 

Die  Controle  Uber  die  Verwendung  dieser  Gegenstände  wird  durch  die 
beiderseitigen  Zollbehörden  im  gegenseitigen  Benehmen  festgesetzt  werden. 


•)  Heicha-GeaeU-Blalt  Tom  Jahre  1868,  Nr.  71.  Vgl.  den  citirteo  Staatarertrag  onter  II,  A,  4. 
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Artikel  25. 

Die  wegen  der  Handhabung  derPass-  und  Fremdenpolizei  bei  Reisen  mit- 
telst der  Eisenbahn  unter  den  beiden  Regierungen  schon  bestehenden  oder 
noch  zu  vereinbarenden  Bestimmungen  sollen  auch  auf  die  in  Rede  stehende 
Eisenbahnverbindung  Anwendung  finden. 

Ueberhaupt  soll  bei  der  Passrevision  jede  nach  den  in  den  beiderseiti- 
gen Staaten  bestehenden  Gesetzen  zulässige  Erleichterung  und  Vereinfachung 
im  Interesse  des  Verkehres  eintreten. 

Artikel  26. 

Von  der  innerhalb  des  österreichischen  Gebietes  gelegenen  Strecke  der 
im  Artikel  1  erwähnten  Eisenbahn  sollen  mit  Rücksicht  auf  deren  geringe 
Ausdehnung  und  Unselbständigkeit  mit  Ausnahme  der  Grundsteuer  für  die 
eingelösten  und  sonst  erworbenen  Gründe  und  sonstigen  Objecte  keinerlei 
Abgaben  und  Steuern  erhoben  werden. 

Die  gedachte  Eisenbahnunternehmung  bleibt  daher  auch  rücksichtlich 
der  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  Strecke  von  der  Stämpel-  und 
Gebührenentrichtung  rücksichtlich  ihrer  Bücher  und  Fahrkarten  und  sonsti- 
gen Schriften  befreit,  und  hat  demnach  bei  derselben  die  Stämpel-  und  Gebüh- 
renentrichtung bloss  hinsichtlich  der  in  Oesterreich  abgeschlossenen  förm- 
lichen Rechtsgeschäfte  und  ausgestellten  eigentlichen  Rechtsurkunden 
einzutreten. 

Artikel  27. 

Die  Dauer  der  von  der  österreichischen  Regierung  zum  Betriebe  der 
fraglichen  Eisenbahnstrecke  ertheilten  Concession  wird  auf  60  Jahre,  vom 
Tage  der  BetriebseröfFnung  an  gerechnet,  festgesetzt,  nach  deren  Verlauf 
das  Eigenthum  der  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  Bahnstrecke  von 
der  sächsisch- böhmischen  Gränze  bei  Voitersreuth  an  sammt  allen  unbeweg- 
lichen Zngehörungen  ohne  Entgelt  lastenfrei  und  unmittelbar  an  den  österrei- 
chischen Staat  übergeht. 

Sollte  innerhalb  dieser  Concessionsdauer  der  Reinertrag  nicht  hinrei- 
chen, das  Anlagecapital  sammt  Zinsen  zu  tilgen,  so  verbleibt  der  königlich- 
sächsischen  Regierung  der  ungeschmälerte  Betrieb  der  Bahn  auf  solange,  bis 
nebst  der  Verzinsung  auch  der  Ersatz  des  Capitals  erfolgt  ist. 

Der  Österreichischen  Staatsverwaltung  bleibt  aber  auch  das  Recht  vor- 
behalten, die  fragliche,  auf  österreichischem  Gebiete  liegende  Bahnstrecke 
zu  jeder  Zeit  nach  vorausgegangener  halbjähriger  Kündigung  gegen  Erlag 
(in  Silber)  der  Anlagekosten  und  der  etwa  hiervon  ausständigen  Zinsen 
einzulösen. 
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Artikel  28. 

Im  Falle  die  gedachte,  auf  österreichischem  Gebiete  gelegene  Bahn- 
strecke nach  Ablauf  der  Concessionsdauer  oder  dnrch  Einlösung  von  der  k.  k. 
österreichischen  Regierung  erworben  werden  sollte,  wird  flir  die  entspre- 
chende Fortführung  des  Betriebes  auf  dieser  Strecke  durch  ein  besonderes 
Uebereinkommen  Vorsorge  getroffen  werden. 

Artikel  29. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  zur  landesherrlichen  Genehmigung  vorge- 
legt und  die  Auswechslung  der  Ratifications-Urkunden  spätestens  binnen 
4  Wochen  in  Wien  bewirkt  werden. 

Zur  Beglaubigung  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diesen  Vertrag 
unterzeichnet  und  besiegelt. 

Wien,  am  30.  November  1864. 

(L.  S.)    Haly  m.  p.  (L.  S.)    R«  v.  llnnerits  m.  p. 

So  haben  Wir  nach  Prüfung  sämmtlicher  Bestimmungen  dieses  aus 
29  Artikeln  bestehenden  Vertrages  denselben  gutgeheissen  und  genehmigt, 
und  versprechen  auch  mit  Unserem  kaiserlichen  Worte,  flir  Cns  und  Unsere 
Nachfolger,  solchen  seinem  ganzen  Inhalte  nach  getreu  zu  beobachten  und 
beobachten  zu  lassen. 

Zu  dessen  Bestätigung  haben  Wir  gegenwärtige  Urkunde  eigenhändig 
unterzeichnet  und  selber  Unser  kaiserliches  Insiegel  beidrticken  laasen. 

So  geschehen  in  Unserer  kaiserlichen  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien 
am  18.  December  im  Jahre  des  Heils  1864,  Unserer  Reiche  im  Siebzehnten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

(L.  s.) 

Alexander  Graf  v.  Hensdorff-Ponillr  m.  p.,  F.  M.  L. 

Auf  Allerhöchsten  Befehl; 
Freiherr  v.  Gagern  m.  p. 


Schluss-Protokoll 

zu    dem  von  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  mit  der  königlich-sächsischen 
Regierung  geschlossenen  Staatsvertrage,  ddo.  30.  November  1864. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  sind  bei  dem  Abschlüsse  des 
Staatsvertrages  in  Betreff  derBrambach-Voitersreuth-Egerer  Eisenbahn  über- 
eingekommen ,  folgende  Erläuterungen  und  Erklärungen  in  dem  gegenwärti- 
gen Schlussprotokolle  niederzulegen. 
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Ad  Artikel  1. 

In  soferne  die  fragliche  Bahn  nach  den  genehmigten  Plänen  noch  vor 
Voitersreuth  an  mehreren  Stellen  das  österreichische  Gebiet  durchschneidet, 
versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Bestimmungen  des  erwähnten  Vertrages 
auch  auf  diese  Strecken  Anwendung  finden,  jedoch  mit  Ausschluss  des 
Artikels  27. 

AdArtikel  7. 

Obgleich  ider  Gränzbahnhof  zu  Voitersreuth  zu  erbauen  und  daselbst 
ein  gemeinschaftliches  Grenzzollamt  zu  errichten  ist,  wird  doch  auch  in 
Brambach  eine  combinirte  Zollstelle  zu  unterhalten  sein. 

Ad  Artikel  8. 

In  Betreff  der  von  der  königlich-sächsischen  Regierung  in  dem  Bahnhofe 
zu  Voitersreuth  herzustellenden  und  den  kaiserlich-österreichischen  Behörden 
zur  Benutzung  zu  Ubergebenden  Localitäten  wird  Folgendes  festgesetzt: 

a)  So  lange  der  Reinertrag  der  fraglichen  Bahn  auf  österreichischem  Ge- 
biete nicht  mindestens  4»/2  Percent  des  Anlagecapitals  erreicht,  sind 
von  der  kaiserlich-Österreichischen  Regierung  fUr  die  ihren  Bediensteten 
eingeräumten  Wohnungslocalitäten  5  Percent  des  zur  Herstellung 
dieser  Wohnungen  gemachten  Kostenaufwandes  als  Miethzins  zu 
vergüten. 

b)  Die  Kosten  der  inneren  Einrichtung,  Erhaltung,  Beheizung,  Beleuch- 
tung und  Reinigung  werden  auf  Rechnung  der  die  Localitäten  benutzen- 
den Verwaltungsbehörde  übernommen. 

Ad  Artikel  10. 

Wenn  die  königlich-sächsische  Regierung  in  der  Folge  für  ihren  eige- 
nen alleinigen  Betrieb  auf  der  Voitersreuth-Egerer  Bahnstrecke  ein  Doppel- 
geleise herstellen  sollte,  so  hat  das  eingeräumte  Expropriationsrecht  auch  auf 
die  Erwerbung  des  hierzu  notwendigen  Areales  Anwendung  zu  finden. 

Ad  Artikel  17. 

wird  erklärt,  dass  durch  die  Bestimmung  des  Vertragsartikels  die  Einrichtung 
eines  telegraphischen  Gränzverkchres  im  Sinne  des  deutsch-Österreichischen 
Telegraphenvereins- Vertrages  nicht  ausgeschlossen  werden  soll. 

Ad  Artikel  22. 

wird  einverständlich  festgesetzt,  dass  unter  den  Staatsbeamten,  Angestellten 
und  Dienern,  welche  auf  der  fraglichen  Bahn  unentgeltlich  zu  befördern  sind, 
die  ausübenden,  im  Dienste  befindlichen  kaiserlichen  Zoll-,  Post-,  Polizei- 
und  Telegraphenbeamten  und  Diener  (mit  Einschluss  der  Finanzwachorgane), 
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sowie  die  Beamten  der  General-Inspection  für  die  österreichischen  Eisenbah- 
nen zu  verstehen  seien,  und  das  frei  zu  befördernde  Reisegepäck  nicht  mehr 
als  Einen  Centner  betragen  soll. 

Ad  Artikel  27. 

Was  die  in  dem  vorliegenden  Vertrage  festgesetzte  Concessionsdauer 
und  deren  eventuelle  Verlängerung  anlangt,  so  wird  vereinbart,  dass  von 
dem  wirklichen  Reinertrage  der  Voitersreuth-Egerer  Bahnstrecke,  welcher 
nach  Abzug  aller  Betriebsauslagen  (wozu  auch  eine  entsprechende  Abschrei- 
bungsquote für  die  Abnutzung  des  Oberbaumateriales  und  der  Transport- 
mittel nach  den  für  die  königlich-sächsischen  Staatseisenbahnen  hiefür  ange- 
nommenen Grundsätzen  zu  rechnen  ist)  Übrig  bleibt,  der  königlich-sächsischen 
Regierung  5  Percent  deB  Anlagecapitales  gutgeschrieben,  der  verbleibende 
Ueberschuss  nebst  den  davon  abfallenden  Zinsen  aber  für  Tilgung  des  Anlage- 
capitales in  Rechnung  gebracht  werden  soll,  und  dass  daher  auch  nach 
dem  Ablaufe  der  Goncessionsfrist  der  ungeschmälerte  gleichmässige  Betrieb 
mit  den  während  der  Concessionsdauer  zustehenden  Befugnissen  und  oblie- 
genden Verpflichtungen  auf  so  lange  sich  zu  erstrecken  hat,  bis  nach  solcher 
Berechnung  die  vollständige  Tilgung  des  Anlagecapitales  und  der  alien- 
fälligen Zinsrückstände  als  nachgewiesen  erscheint. 

Die  königlich-sächsische  Regierung  wird  übrigens  rücksichtlich  der  frag- 
lichen Bahnstrecke  nach  vollendetem  Baue  und  Einrichtung  des  Betriebes 
der  kaiserlich-österreichischen  Regierung  eine  summarische  Nachweisung 
Uber  die  Grösse  des  Anlagecapitales  mittheilen,  sowie  auch  die  jährlichen 
Betriebsergebnisse  seinerzeit  durch  eine  summarische  Uebersicht  zur  Kennt- 
niss  bringen. 

Die  im  gegenwärtigen  Protokolle  niedergelegten  Erklärungen  sollen  als 
ein  integrirender  Theil  des  abgeschlossenen  Staatsvertrages  und  mit  der  Ra- 
tification desselben  als  gleichzeitig  genehmigt  angesehen  werden. 

Schliesslich  ertheilen  sich  die  contrahironden  Regierungen  wechselseitig 
die  Zusicherung,  dass  die  im  Artikel  18  vorbehaltenen  commissionellen  Ver- 
handlungen in  Betreff  der  Manipulation  des  Post-  und  Telegraphendienstes, 
sowie  in  Betreff  der  näheren  Vereinbarungen  Uber  die  Zoll-  und  Polizei- 
Einrichtungen  auf  der  Grenzstation,  nach  Ratification  des  Vertrages  ohne 
Verzug  stattfinden  werden. 

Wien,  am  30.  November  1864. 

laly  m.  p.  R.  v.  lUnnerlti  m.  p. 
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5.  Staatsvertrag  vom  20.  September  1869 
in  Betreff  der  Eisenbahnanscfalüsse  bei  Weipert,  Warnsdorf  und  Georgswalde. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich,  König  von  Böhmen  etc.  uod 
Apostolischer  König  von  Ungarn  und  Seine  Majestät  der  König  von  Sachsen, 

geleitet  von  dem  Wunsche,  die  zwischen  beiden  Staaten  bereits  bestehenden 
Eisenbahnverbindungen  im  Sinne  nachbarlicher  Freundschaft  noch  ferner  zu 
vervollständigen ,  haben ,  um  zu  diesem  Behufe  ein  üebereinkommen  abzu- 
schlie88en,  zu  Bevollmächtigten  ernannt: 

Seine  kaiserliche  und  königlich  Apostolische  Majestät: 

Ihren  wirklichen  geheimen  Rath,  Joseph  Freiherrn  von  Werner,  Gross- 
kreuz des  Leopold-Ordens,  Ritter  des  Ordens  der  eisernen  Krone  erster  Glasse 
und  des  St.  Stephan-Ordens,  Grosskreuz  des  königlich-sächsischen  Albrechts-, 
des herzoglich-Bachsenernestinischen Hausordens  etc.  etc.,  Mitglied  des  Herren- 
hauses im  österreichischen  Reichsrathe,  Seiner  kaiserlichen  und  königlich 
Apostolischen  Majestät  ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten 
Minister  an  dem  königlich-sächsischen  Hofe,  sowie  an  dem  grossherzoglichen 
Hofe  von  Weimar  und  den  herzoglichen  Höfen  von  Meiningen,  Altenburg  und 
Coburg-Gotha; 

Seine  Majestät  der  König  von  Sachsen: 

Ihren  Staatsminister  der  Finanzen  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
Richard  Freiherrn  von  Friesen,  Ritter  des  Hausordens  der  Rautenkrone, 
Grosskreuz  des  Verdienstordens,  Ritter  des  kaiserlichen  und  königlichen 
österreichischen  Ordens  der  eisernen  Krone  erster  Classe,  Grosskreuz  des 
kaiserlichen  und  königlichen  österreichischen  Franz  Joseph  -  Ordens  u.  s.  w. , 

welche  nach  gegenseitiger  Mittheilung  ihrer  richtig  befundenen  Voll- 
machten mit  Vorbehalt  der  Allerhöchsten  Ratification  über  folgende  Pnncte 
Übereingekommen  sind : 

Artikel  I. 

Es  wird  eine  Eisenbahnverbindung  zwischen  Kommotau  und  An- 
naberg über  Weipert  hergestellt. 

Artikel  U. 

Auf  der  böhmischen  Strecke  dieser  Bahn  wird  der  Bau  durch  die  privi- 
legirte  Bnschteh rader  Gesellschaft,  auf  der  sächsischen  Strecke  entweder 
durch  eine  zum  Baue  dieser  Bahn  sich  rechtzeitig  bildende  Gesellschaft,  oder 
nach  ertheilter  ständischer  Bewilligung  auf  Staatskosten  geführt  werden. 
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Artikel  III. 

Die  königlich-sächsische  Regierung  macht  sich  verbindlich,  einer  Gesell- 
schaft die  sich  zu  diesem  Zwecke  bildet,  die  erforderliche  Concession  zu  er- 
theilen,  und  die  Vollendung  des  Baues  bis  zum  1.  Juli  1871  zur  Pflicht  zu 
machen;  im  entgegengesetzen  Falle  aber,  auf  dem  nächsten  Landtage  die  Ge- 
nehmigung des  Baues  dieser  Strecke  bis  zur  Landesgränze  auf  Staatskosten 
zu  beantragen,  und  dafern  die  ständische  Genehmigung  erfolgt,  den  Bau  thun- 
lichst zu  beschleunigen. 

Artikel  IV. 

Der  Gränzbahnhof  auf  dieser  Bahn  wird  bei  Weipert  errichtet. 

Artikel  V. 

Sollte  sich  zum  Baue  einer  Eisenbahn  von  einem  Puncte  der  Chemnitz- 
Annaberger  Staatsbahn  aus  über  Olbernhau  oder  Marienberg  bis 
zum  Anschluss  an  die  Linie  Kommo  tau -Weipert  ein  Unternehmer  finden 
und  die  Concession  der  königlich-sächsischen  Regierung  hiezu  erhalten,  oder 
sollte  der  Bau  einer  solchen  Bahn  von  der  königlich-sächsischen  Regierung 
auf  Staatskosten  beschlossen  werden,  so  wird  die  kaiserliche  und  königliche 
Regierung  dem  Zustandekommen  dieser  Bahn  und  dem  Anschlüsse  derselben 
an  die  Linie  Kommotau- Weipert  nicht  nur  kein  Hinderniss  entgegenstellen, 
sondern  förderlich  zu  sein  sich  bestreben,  unter  dem  Vorbehalte,  dass  die 
diess fällige  Concession  zum  Baue  auf  österreichischem  Gebiete  der  königlich- 
sächsischen Regierung  oder  einer  sächsischen  Gesellschaft  nur  in  dem  Falle 
ertheilt  werden  würde,  wenn  sich  zu  diesem  Behnfe  nicht  ein  österreichischer 
Unternehmer  bereit  finden  sollte. 

Artikel  VI. 

Es  wird  ferner  in  möglichst  kürzester  Zeit  eine  Eisenbahnverbindung 
hergestellt  zwischen  Grossschönau  einer-  und  Warnsdorf  andererseits, 
mit  Aufstellung  des  Gränzbahnhofes  im  letztgenannten  Orte. 

Artikel  VII. 

Da  die  königlich-sächsische  Regierung  die  Weiterführung  dieser  Bahn 
über  österreichisches  Gebiet  vom  Bahnhofe  bei  W  a  r  n  s  d  o  r  f  bis  zur  böhmisch- 
sächsischen Gränze  bei  Seifhennersdorf  beabsichtigt  und  den  Bau  der 
Bahn  übernehmen  will,  so  ertheilt  die  kaiserliche  und  königliche  Regierung 
ihre  Genehmigung  hiezu  unter  nachstehenden  Bedingungen: 

a. 

Der  königlich-sächsischen  Regierung  wird  auf  Österreichischem  Gebiete 
das  Recht  der  Expropriation  nach  den  diessfalls  in  Oesterreich  geltenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  zugestanden. 
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b. 

Unbeschadet  des  Hoheits-  und  Aufsichtsrechtes  der  contrahirenden  Re- 
gierungen Uber  die  in  ihren  Gebieten  gelegenen  Bahnstrecken  soll  die  Bahn- 
betriebspolizei dnrch  die  Beamten  der  königlich-sächsischen  Eisenbahnbetriebs- 
verwaltung auch  anf  österreichischem  Gebiete  gehandhabt  nnd  denselben 
jene  Befugnisse  eingeräumt  werden,  welche  ftir  die  österreichischen  Bahnen 
Geltung  haben. 

Auch  wird  die  kaiserliche  königliche  Regierung  Vorsorge  treffen,  dass 
.  diese  Bahnbeamten  auf  der  in  Oesterreich  gelegenen  Strecke  in  Ausübung 
der  bahnpolizeilichen  Amtshandlungen  von  den  Staatsorganen  die  nöthige 
Unterstützung  erhalten. 

c. 

Die  Ernennung  der  für  den  Betrieb  auf  der  in  Oesterreich  gelegenen 
Strecke  erforderlichen  Beamten  und  Diener  kommt  der  königlich-sächsischen 
Regierung  zu,  welche  über  dieselben  auch  die  Disciplinargewalt  im  Dienste 
auszuüben  hat. 

Derselben  bleibt  vorbehalten : 

1.  Die  Untersuchung  gegen  die  auf  der  bezeichneten  Bahnstrecke  und 
dem  Bahnhofe  zu  Warnsdorf  verwendeten  sächsischen  Staatsangehörigen 

a)  wegen  etwaiger,  von  ihnen  durch  Verletzung  dienstlicher  Obliegen- 
heiten auf  der  Eisenbahn  verursachten  Unglücksfalle  und  Beschädigungen, 

ß)  wegen  der  gegen  den  sächsischen  Staat  begangenen  Verbrechen  und 
Vergehen. 

2.  Hinsichtlich  der  Civiljustiz : 

et)  die  Regnlirung  der  Nachlässe  jener  Beamten  und  Diener, 
ß)  die  Beschlussfassung  über  die  zu  dem  Vermögen  derselben  zu  eröffnen- 
den Concurse  und  die  Leitung  der  Letzteren,  wobei  jedoch  der  österrei- 
chischen Justizbehörde  die  Einleitung  teines  Particularconcurees  zu 
dem  auf  österreichischem  Gebiete  befindlichen  Theile  solchen  Vermögens 
unbenommen  bleibt. 

Die  königlich-sächsische  Regierung  wird  die  Behörde,  welche  sich  dieser 
vorbehaltenen  Gerichtsbarkeit  zu  unterziehen  hat,  bestimmen. 

d. 

Die  königlich-sächsische  Staatseisenbahn  -  Verwaltung  wird  von  der  in 
§.  89  der  österreichischen  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November 
1861  vorgesehenen  Entrichtung  eines  Pauschales  für  die  erhöhten  Kosten 
der  Polizeiaufsicht  und  für  die  gefällsämtliche  Ueberwachung  enthoben. 

e. 

Die  königlich-sächsische  Staatseisenbahn- Verwaltung  hat  das  Recht,  die 
Drähte  für  den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstelegraphen  zu 
befestigen. 
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f. 

Die  Festsetzung  der  Tarife  und  der  Fahrordnungen  für  die  erwähnte 
Eisenbahn  bleibt  der  königlich-sächsischen  Regierung  vorbehalten. 

g- 

Von  der  innerhalb  des  Österreichischen  Gebietes  gelegenen  Strecke  der 
in  Rede  stehenden  Eisenbahn  sollen  mit  Rücksicht  auf  deren  geringe  Aus- 
dehnung und  UnSelbstständigkeit  mit  Ausnahme  der  Grundsteuer  für  die  ein- 
gelösten und  sonst  erworbenen  Gründe  und  sonatigen  Objecte  keinerlei  Ab- 
gaben und  Steuern  erhoben  werden. 

h. 

Die  Dauer  der  von  der  kaiserlichen  und  königlichen  österreichischen 
Regierung  zum  Betriebe  der  fraglichen  Eisenbahnstrecke  ertheilten  Conces- 
sion  wird  auf  Sechzig  Jahre,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  an  gerechnet, 
festgesetzt,  nach  deren  Verlauf  das  Eigenthum  der  auf  österreichischem  Gebiete 
gelegenen  Strecke  sammt  allen  unbeweglichen  Zubehörungen  ohne  Entgelt 
kostenfrei  und  unmittelbar  an  den  österreichischen  Staat  übergeht. 

Sollte  innerhalb  dieser  Concessionsdauer  der  Reinertrag  nicht  hinreichen, 
das  Anlagecapital  sammt  Zinsen  zu  tilgen,  so  verbleibt  der  königlich  sächsischen 
Regierung  der  ungeschmälerte  Betrieb  der  Bahn  auf  so  lange,  bis  nebst  der 
Verzinsung  auch  der  Ersatz  des  Capitals  erfolgt  ist. 

Der  kaiserlichen  und  königlichen  österreichischen  Staatsverwaltung  bleibt 
aber  auch  das  Recht  vorbehalten,  die  fragliche,  auf  österreichischem  Gebiete 
liegende  Bahnstrecke  zu  jeder  Zeit,  nach  vorausgegangener  halbjähriger  Kündi- 
gung gegen  Erlag  (in  Silber)  der  Anlagekosten  und  der  etwa  hievon  aus- 
ständigen Zinsen  einzulösen. 

1. 

Im  Falle  die  gedachte,  auf  österreichischem  Gebiete  gelegene  Bahnstrecke 
nach  Ablauf  der  Conccssionsdauer  oder  durch  Einlösung  von  der  kaiserlichen 
und  königlichen  österreichischen  Regierung  erworben  werden  sollte,  wird  für 
die  entsprechende  Fortführung  des  Betriebes  auf  dieser  Strecke  durch  ein 
besonderes  Uebcreinkommen  Vorsorge  getroffen  werden. 

Die  Feststellung  der  näheren  Modalitäten,  unter  welchen  auf  der  ganzen 
Strecke  der  zollämtliche  Abfertigungsdienst  stattfinden  soll,  wird  einem  Ueber- 
einkommen  der  beiderseitigen  Finanzbehörden  vorbehalten. 

Sollte  sich  in  der  Folge  das  Bedtirfniss  einer  Haltestelle  für  den  Per- 
sonenverkehr zwischen  Warnsdorf  und  Seifhennersdorf  zeigen,  so  wird  selbe 
im  beiderseitigen  Einverständnisse  errichtet  werden. 

Artikel  VIII. 

Der  Betrieb  auf  der  im  böhmischen  Gebiete  gelegenen  Strecke  von  "der 
Landesgränzc  nach  Warnsdorf  zu  bis  zur  Landesgränze  in  der  Richtung  nach 
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Seifhennersdorf  wird  von  der  königlich-sächsischen  Staatseisenbahn- Verwal- 
tung auf  eigene  Rechnung  und  nach  Massgabe  der  für  den  Betrieb  auf  den 
sächsischen  Staatsbahnen  bestehenden  Vorschriften  geführt. 

Letztere  besorgt  auch  die  Unterhaltung  der  Bahn ,  die  Anstellung  und 
Instruirung  der  Bahnwärter  und  überhaupt  aller  zum  Betriebe  und  zum  Behufc 
der  Bahnunterhaltung  nöthigen  Officianten  und  Arbeiter. 

Die  böhmische  Nordbahngesellschaft  wird  der  sächsischen  Staatsbahn- 
verwaltung die  Mitbenutzung  ihres  Warnsdorfer  Bahnhofes  unter  Einräumung 
der  nöthigen  Bctriebslocalitätcn  und  Einrichtungen  gestatten. 

Die  specielle  Regulirung  dieser  Verhältnisse  bleibt  einem  besonderen 
Vertrage  zwischen  der  sächsischen  Staatsbahnverwaltung  und  dem  Verwal- 
tungsrathe  der  böhmischen  Nordbahn  vorbehalten. 

Artikel  IX. 

Die  kaiserliche  und  königliche  Regierung  gestattet  die  zollfreie  Einfuhr 
aller  sowohl  zur  ersten  Anlage  der  Betriebseinrichtungen  im  weitesten  Sinne 
(also  einschliesslich  der  Betriebstelegraphen,  der  Signalvorrichtungen  u.  s.  w.j, 
sowie  zur  Unterhaltung  derselben  und  der  Bahnunterhaltung  Uberhaupt  erfor- 
derlichen Materialien,  Utensilien,  Uebersiedlungseffecten  der  sächsischen 
Bediensteten  und  sonstigen  Einrichtungsgegenstände. 

Artikel  X. 

Die  kaiserliche  und  königliche  österreichisch-ungarische  Regierung  ver- 
spricht die  zollfreie  Durchfuhr  aller  Gegenstände  auf  der  böhmischen  Strecke 
zu  gestatten  und  derselben  keine  Erschwernngen  entgegenzustellen,*  als  solche, 
die  zurSicher8tellung  gegen  etwaige  Einschwärzungsversuchenoth wendig  sind. 

Insbesondere  wird  dieselbe  auf  dieser  Strecke  von  den  Fahrbillets,  welche 
von  ausserösterreichischen  Stationen  auf  solche  ausgestellt  worden  sind,  in- 
gleichen von  Frachtbriefen,  Büchern  und  sonstigen  Schriften  der  innerhalb 
des  österreichischen  Gebietes  befindlichen  sächsischen  Eisenbahnverwaltung 
keine  Stämpel-  und  sonstige  Abgabe  erheben,  dergestalt,  dass  von  der  säch- 
sischen Bahnverwaltung  Stämpel-  und  GebUhrenentrichtung  blos  hinsichtlich 
der  in  Oesterreich  abgeschlossenen  förmlichen  Rechtsgeschäfte  und  ausge- 
stellten eigentlichen  Rechtsurkunden  zu  erfolgen  hat. 

Artikel  XI. 

Die  Bestimmungen  unter  VII,  VIII,  IX  und  X  finden  ihre  Anwendung 
auch  auf  die  kurze  böhmische  Strecke  bei  F  u  g  a  u. 

Artikel  XII. 

Ferner  wird  einer  von  Rum  bürg  aus  Uber  Georgs  w  aide  kommen- 
den, von  der  böhmischen  Nordbahnge  Seilschaft  zu  bauenden  Eisen- 
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bahn  der  Anschlags  an  die  Süd-Lau  sitz  er  Staatebahn  bei  Ebersbach 
gestattet  und  die  Concession  zum  Bane  bis  dahin  ertheilt  werden. 

Dagegen  wird  die  königlich-sächsische  Regierung  die  von  ihr  nach  der 
Lobau-Zittauer  Bahn  in  der  Richtung  auf  Lob  au  zu  erbauende  eingeleisige 
Zweigbahn  ebenfalls  bei  Ebersbach  anschliessen  und  deren  Bau  dergestalt 
beschleunigen  lassen,  dass  derselbe  bis  zum  31.  October  1872,  und  wenn  es 
sein  kann,  noch  früher  beendet  sein  wird. 

Artikel  XIII. 

Der  Gränzbahnhof  auf  dieser  Linie  wird  zwischen  Georgswalde  und 
Ebersbach  auf  königlich-sächsischem  Staatsgebiete  möglichst  nahe  an  der 
Landesgränze  und  an  der  von  Georgswalde  nach  Ebersbach  führenden  Strasse 
angelegt. 

Es  wird  der  böhmischen  Nordbahngesellschaft  die  Mitbenutzung  diese» 
Bahnhofes  unter  denselben  Modalitäten  gestattet  werden,  die  ihrerseits  nach 
Artikel  VIII  dieses  Vertrages  der  sächsischen  Staatsbahnverwaltung  in  Warns- 
dorf eingeräumt  werden  sollen. 

Ein  näheres  Uebereinkomranen  hierüber  wird  zwischen  den  beider- 
seitigen Bahnverwaltungen  abgeschlossen  werden. 

Der  Verkehr  der  Bewohner  von  Georgswalde  soll  durch  die  Zollmani- 
pulation auf  dem  gemeinschaftlichen  Bahnhofe  möglichst  wenig  beeinträchtigt 
und  auf  diesen  Zweck  in  dem  zwischen  den  beiderseitigen  Zollbehörden  un- 
mittelbar abzuschlie8senden  Uebereinkommen  speciell  Rücksicht  genommen 
werden. 

iArtikel  XIV. 

Zu  Weipert,  Warnsdorf  und  Georgswaide-Ebersbach  auf 
den  daselbst  zu  errichtenden  Gränzbahnhöfen,  endlich  zu  Rumburg  sollen 
combinirte  Gränzabfertigungsstellen,  soweit  thunlich,  mit  gleichen  Befugnissen 
errichtet  werden. 

Alle  näheren  Bestimmungen  in  dieser  Beziehung  bleiben  der  speciellen 
Festsetzung  durch  Beauftragte  der  beiderseitigen  Zollverwaltungen  überlassen. 

Artikel  XV. 

Ebenso  werden  rücksichtlich  des  Post-  und  Telegraphendienstes  auf  den 
neu  zu  erbauenden  Bahnstrecken,  endlich  in  Bezug  auf  die  in  den  Gränz- 
bahnhöfen gemeinschaftlich  aufzustellenden  Polizeiorgane  zwischen  beiden 
Staaten  die  näheren  Bestimmungen  auf  Grundlage  der  Verhältnisse,  wie  sie 
in  den  bereits  zwischen  beiden  Staaten  bestehenden  Eisenbahn  vertragen  vom 
31.  December  1850,  vom  1.  März  1860  und  vom  30.  November  1864  geregelt 
sind,  demnächst  vereinbart  werden. 

Vgl.  die  citirten  SUattvertrlge  nnter  I,  lt  3  and  4. 
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Artikel  XVI. 

Die  königlich-sächsische  Regierang  verpflichtet  sich,  den  Anschluss- 
verkehr  der  beiderseitigen  Eisenbahnlinien  Uber  Warnsdorf  und  Rumburg 
thunlichst  zu  begünstigen,  und  insbesondere  einerseits  die  sächsischen  Eisen- 
bahnlinien in  den  directen  Frachtenverkehr  mit  der  böhmischen  Nordbahn 
eintreten  zu  lassen,  andererseits  derselben  einen  gleichen  directen  Frachton- 
verkehr  mit  den  anderen  Anschlussbahnen  zu  gestatten. 

Von  Seite  der  böhmischen  Nordbahngesellschaft  und  der  übrigen  böhmi- 
schen Bahnen,  so  weit  sie  hierbei  in  Frage  kommen,  wird  den  sächsischen 
Bahnen  gegenüber  ganz  dasselbe  Verfahren  eingehalten  werden. 

Artikel  XVII. 

Die  volle  Landeshoheit  bleibt  in  Ansehung  der  auf  österreichisches  Gebiet 
treffenden  Bahnstrecken  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  von  Oesterreich  und  in 
Ansehung  der  auf  sächsisches  Gebiet  treffenden  Bahnstrecken  Seiner  Majestät 
dem  Könige  von  Sachsen  ausschliesslich  vorbehalten. 

Artikel  XVIII. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  baldthunlichst  zur  Allerhöchsten  Ratification 
vorgelegt  und  die  Auswechslung  der  Ratifikationsurkunden  in  Dresden  bewirkt 
werden. 

So  geschehen  Dresden,  am  29.  September  1869. 
Joseph  Freih.  v.  Werner  m.  p.  Friesei  m.  p. 


Schluss-Protokoll 

zu  dem  wegen  weiterer  Vervollständigung  der  Eisenbahnverbindungen  swisohen 
Oesterreich  und  Sachsen  abgeschlossenen  Vertrage. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  sind  bei  Unterzeichnung  des  Ver- 
trages über  die  weitere  Vervollständigung  der  Eisenbahnverbindungen 
zwischen  Oesterreich  und  Sachsen  vom  heutigen  Tage  übereingekommen,  fol- 
gende Erklärungen  in  gegenwärtiges  Schlüge  Protokoll  niederzulegen. 

1. 

Zu  Artikel  IX,  X,  XI  und  XVIII. 

Von  der  kaiserlichen  und  königlichen  Regierung  ist  rücksichtlich  der 
zugestandenen  Abgaben-  und  Gebührenfreiheit  die  Zustimmung  der  betreffen- 
den legislativen  Körperschaften  vorbehalten  worden. 

Es  wird  daher,  um  diesen  Vorbehalt  nicht  in  den  Vertrag  aufzunehmen, 
im  gegenseitigen  Einverständnisse  festgesetzt,  dass  die  Ratification  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  nicht  eher  erfolgen  soll,  als  bis  der  Vorbehalt  erledigt, 
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die  Zustimmung  der  erwähnten  legislativen  Körperschaften  erfolgt  und  davon 
der  königlich-sächsischen  Regierung  von  der  kaiserlichen  und  königlichen 
Regierung  Nachricht  ertheilt  ist. 

Ebenso  wird  sächsischerseits  erklärt,  dass  die  königlich-sächsische  Rati- 
fication des  gegenwärtigen  Vertrages  auf  so  lange  ausgesetzt  sein  soll,  bis 
zwischen  der  königlichen  Eisenbahnverwaltung  und  dem  Verwaltungsrathe 
der  böhmischen  Nordbahngesellschaft  über  alle  zwischen  ihnen  noch  zu  re- 
gelnden Puncte  eine  beiderseits  befriedigende  Vereinbarung  zu  Stande  ge- 
kommen ist. 

Die  hier  vorausgesetzte  Zustimmung  ist  von  Seite  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes 
bereit«  am  2.  April  1870  ertheilt  worden.  Ebenso  ist  die  sfichsischerseiU  vorausgesetxte  Verein- 
baniug  zwischen  der  kgl.  Eisenbahn-Verwaltung  und  der  böhmischen  Nordbabngesellichaft  in- 
zwischen su  Stande  gekommen. 

2. 

Zu  Artikel  XIV. 

Die  königlich-sächsische  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  nach 
diesem  Artikel  in  Rumburg  zu  errichtende  sächsische  Zollabfertigungsstelle 
dann  wieder  einzuziehen,  wenn  Seiten  des  Bundesrates  des  Zollvereins  die 
Uebernahme  der  Kosten  derselben  auf  den  Verein  abgelehnt  werden  sollte, 
und  ist  dieser  Vorbehalt  Seiten  des  kaiserlichen  und  königlichen  Bevollmäch- 
tigten zugestanden  worden. 

3. 

Wenn  österreichischerseits  darauf  verzichtet  wird,  die  Frage  wegen  der 
Errichtung  einer  gemeinschaftlichen  Zollabfertigungsstelle  in  Tetschen  mit 
in  den  gegenwärtigen  Vertrag  einzubeziehen,  so  muss  man  sich  von  Seite 
der  kaiserlichen  und  königlichen  Regierung  vorbehalten,  den  fraglichen  Ge- 
genstand mit  der  königlich-sächsischen  Regierung  im  Interesse  der  Beförde- 
rung des  wechselseitigen  Verkehrs  in  eine  spätere  abgesonderte  Verhandlung 
zu  nehmen. 

Dresden,  den  29.  September  1869. 

Joseph  Freih.  v.  Werner  m.  p.  Friesen  m.  p. 

(L.  8.)  (1.  S.) 
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IL  Staatsverträge  zwischen  Oesterreich  und  Bayern,  dann  auch  der 

Schweiz. 


A.  Zwischen  Oesterreich  und  Bayern  allein. 

1.  Staatavertrag  vom  21.  Juni  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  31  ex  1852,  betreffend  den 
Anschluss  der  auf  den  beiderseitigen  Gebieten  zu  erbauenden  Eisenbahnen  bei 
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I.  Allgemeine  Bestimmungen  (Art.  1 — 22)  .114 

II.  Bauliche  Herstellung,  Obergabe,  Benützung,  Kostenbestreitung  und 
Verzinsung,  Erhaltung  (Art.  23—41)   520 

ni.  Eisenbahnbetrieb  (Art.  42-60)  525 

IV.  Polizeiliche  Pass-  und  Fremden-Behandlung  (Art  67—73)   533 
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A.  Staatsverträge  zwischen  Oesterreich  und  Bayern  allein, 

1.  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich  und  Bayern  Tom  21.  Jnni 

1851,  B.  G.  Bl.  Nr.  31  ex  1852, 

betreffend  Jen  Anschlags  der  auf  den  beiderseitigen  Gebieten  zu  erbauenden  Eisenbahnen. 

(Unterzeichnet  tod  den  respectiren  Bevollmächtigten  so  Wien  am  2t.  Juni  1851,  und  in  den 
beiderseitigen  Ratificationen  ausgewechselt  ebendaselbst  am  3.  August  1851.) 

Wir  Franz  Joseph  I.,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich;  König  von 
Hangarn  und  Böhmen,  König  der  Lombardei  und  Venedigs,  von  Dalmatien, 
Croatien,  81avonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Ulyrien;  König  von  Jerusalem 
etc.,  Erzherzog  von  Oesterreich;  Grossherzog  von  Toscana  und  Krakau; 
Herzog  von  Lothringen,  von  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen,  Krain,  und  der 
Bukowina;  Grossfttrst  von  Siebenbürgen;  Markgraf  von  Mähren,  Herzog  von 
Ober-  und  Nieder- Schlesien,  von  Modena,  Parma,  Kacenza  und  Guastalla, 
von  Auschwitz  und  Zator,  von  Teschen,  Friaul,  Ragusa  und  Zara;  geforsteter 
Graf  von  Habsburg,  von  Tirol,  von  Kyburg,  GÖrz  und  Gradiska;  Fürst  von 
Trient  und  Brixen;  Markgraf  von  Ober-  und  Nieder-Lausitz  und  in  Istrien; 
Graf  von  Hohenembs,  Feldkirch,  Bregenz,  Sonnenberg  etc. ;  Herr  von  Triest, 
von  Cattaro  und  auf  der  windischen  Mark ;  Grosswoiwod  der  Woiwodschaft 

Serbien  etc.  etc.  etc. 

thun  kund  und  bekennen  anmit: 

Nachdem  zwischen  Unseren  Bevollmächtigten  und  jenen  Seiner  Majestät 
des  Königes  von  Bayern,  zum  Zwecke  der  Sicherstellung  und  der  Regelung 
des  Anschlusses  und  der  Verbindung  der  auf  dem  österreichischen  und  dem 
bayerischen  Gebiete  zu  erbauenden  Eisenbahnen  am  21.  Juni  1.  J.  ein  Vertrag 
zu  Wien  abgeschlossen  und  unterzeichnet  worden  ist,  welcher  von  Wort  zu 
Wort,  wie  folgt,  lautet: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich,  König  von  Ungarn  und 
Böhmen  etc.  etc.  und  Seine  Majestät  der  König  von  Bayern  etc.  etc.,  von  dem 
Wunsche  beseelt,  den  Verkehr  zwischen  Ihren  respectiven  Staaten  durch  die 
Verbindung  der  auf  den  beiderseitigen  Gebieten  zu  erbauenden  Eisenbahnen 
möglichst  zu  erleichtern  und  hierdurch  solchen  immer  mehr  zu  vervielfältigen 
und  auszudehnen,  haben  in  gemeinsamer  Uebereinstimmung  beschlossen,  Alles 
auf  diese  Verbindung  Bezügliche  durch  einen  besonderen  Vertrag  zu  regeln 
und  festzustellen. 
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Zur  Unterhandlung  und  zur  Abschliessung  dieses  Vertrages  haben  gedacht 
Ihre  Majestäten  Bevollmächtigte  ernannt,  und  zwar : 
Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich 

Uerrn  Andreas  Ritter  von  Baumgartner,  Ritter  des  kaiserl.  öster- 
reichischen Leopold-Ordens  und  des  königl.  sächsischenVerdienst-Ordens,  Dr. 
der  Philosophie,  Allerhöchst  Ihren  wirkliehen  geheimen  Rath  und  Minister 
für  Handel,  Gewerbe  und  Öffentliche  Bauten  etc. ;  und 

Herrn  Franz  Ritter  von  Kalchbe  rg,  Ritter  des  kaiserl.  österreichi- 
schen Leopold  •  Ordens,  Commandeur  des  grossherzogl.  toscanischen  St. 
Joseph-Ordens,  Allerhöchst  Ihren  Ministerialrath  und  Sectionsleiter  im  Mini- 
sterium für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten; 

und  Seine  Majestät  der  König  von  Bayern 

Herrn  Maximilian  Grafen  von  Le  rchenfeld- KÖfering,  Grosskreuz 
des  bayerischen  Verdienst-Ordens  vom  heiligen  Michael,  Grosscommenthur 
des  bayerischen  Haus-Ritter-Ordens  vom  heiligen  Georg  und  Commenthur  des 
Verdienst-Ordens  der  bayerischen  Krone,  Ritter  des  kaiserl.  russischen  8t. 
Annen-Ordens  1.  Classe  in  Brillanten  und  des  königl.  preussischen  rothen 
Adler-Ordens  1.  Classe  in  Diamanten,  Cotnmandeur-Grosskreuz  des  königl. 
schwedischen  Nordstern-Ordens,  Grosskreuz  des  königl.  portugiesischen 
Christus-Ordens  und  des  königl.  sardinischen  Ordens  vom  heil.  Moriz  und 
Lazarus,  dann  Grosscommenthur  des  königl.  griechischen  Erlöser-Ordens, 
Allerhöchst  Ihren  Kämmerer  und  erblichen  Reichsrath  des  Königreiches 
Bayern,  ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister  am 
kaiserl.  österreichischen  Hofe  etc.  etc. ,  und 

Herrn  Wilhelm  Webe  r,  Ritter  deB  bayerischen  Verdienst-Ordens  vom 
heiligen  Michael  und  des  Verdienst-Ordens  der  königl.  würtembergischen 
Krone,  Allerhöchst  Ihren  Ministerialrath  im  Staatsministerium  des  königl. 
Hauses  und  des  Aeussern,  dann  des  Handels  und  der  Öffentlichen  Arbeiten; 
welche,  nachdem  sie  ihre  in  guter  und  gehöriger  Form  befundenen  Vollmachten 
sich  gegenseitig  mitgetheilt,  über  nachstehende  Artikel  sich  vereiniget  haben : 

I.  Abschnitt. 
Aligemeine  Bestimmungen. 
Artikel  1. 

Die  k.  bayerische  Regierang  verpflichtet  sich,  eine  Eisenbahn  von 
München  Uber  Rosenheim  an  die  Österreichische  Grtinze  bei  Salzburg, 
und  von  Rosenheim  an  die  österreichische  Gränze  bei  Kuf  st  ein  herstellen 
zu  lassen. 

Artikel  2. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  verpflichtet  sich  dagegen,  im  unmit- 
telbaren Anschlüsse  an  die  im  Artikel  1  genannten  Bahnlinien  eine  Eisenbahn 
von  der  Gränze  bei  Salzburg  bis  in  die  österreichische  Hauptbahn  bei 
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Bruck  an  der  Mur,  und  von  der  Gränze  bei  Kufstein  bis  Inn s brück 
herzustellen. 

Vgl.  Art.  1  des  StaatsTertrages  tori  2t.  April  1886  (II,  A,  2). 

Artikel  3. 

Die  k.  bayerische  Regierung  verpflichtet  sich  ferner,  die  von  Frankfurt 
am  Main  über  Aschaffenburg,  Würzburg,  Bamberg  nach  Nürnberg  theils 
vollendete,  theils  im  Baue  begriffene  Eisenbahn  von  Nürnberg  aus  Uber 
Regensburg  an  die  Gränze  des  Kronlandes  Oesterreich  ob  der  Enns  zu 
führen ,  und  zu  diesem  Ende  sofort  die  nöthigen  technischen  Untersuchungen 
anzuordnen. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  übernimmt  dagegen  die  Verpflich- 
tung, im  unmittelbaren  Anschlüsse  an  obige  Bahn  eine  Eisenbahn  von  der 
bayerischen  Gränze  nach  Linz  herzustellen,  welche  später  bis  Wien  verlängert 
werden  soll. 

Beide  contrahirende  Regierungen  werden  sich  gegenseitig  das  Resultat 
ihrer  diessfalls  anzuordnenden  technischen  Erhebungen  längstens  bis  zum 
Schlüsse  des  Jahres  1852  mittheilen,  und  nach  Massgabe  derselben  die 
nähere  Vereinbarung  über  den  Anschlusspunct  beider  Bahnabtheilungen,  den 
Vollendungstermin  und  die  sonstigen  Verhältnisse  derselben,  sowie  über  eine 
Verbindungsbahn  mit  der  Salzburger  Linie  treffen.  Dieselben  werden  ferner 
die  nöthigen  Voruntersuchungen  bezüglich  einer  Verbindung  des  bayerischen 
Bahnsystemes  mit  den  k.  k.  Eisenbahnen  in  Böhmen  vornehmen  lassen,  und 
sodann  hierüber  die  geeignete  Vereinbarung  treffen. 

Hiebei  sollen  die  durch  gegenwärtigen  Vertrag  vereinbarten  Grundsätze 
in  analoge  Anwendung  kommen. 

Vgl.  Art.  6,  12  und  t4  des  Staatavertrage»  vom  21.  April  1856  (II,  A,  2). 

Artikel  4. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  verpflichtet  sich,  die  lombardisch- 
venetianische  Eisenbahn  von  Verona  nach  Bötzen  fortzuführen  und  bis  zum 
Schlüsse  des  Jahres  1858  zu  vollenden,  sowie  sie  zugleich  erklärt,  die  einge- 
leiteten Vorarbeiten  zu  der  beabsichtigten  Verbindung  der  Puncte  Bötzen 
und  Innsbruck  fortzusetzen. 

Vgl.  Art.  4  des  Staatsvertragea  vom  21.  April  1856  (II,  A,  2). 

Artikeln 

Der  unmittelbare  Anschluss  der  beiderseitigen  Bahnabtheiluugen  soll  an 
der  Gränze  bei  Salzburg  zu  Kiesheim,  an  der  tirolischen  Gränze  aber  auf 
dem  linken  Innufer  in  der  Nähe  von  Kiefersfelden  stattfinden. 

Ueber  die  wirklichen  Verbindungspuncte  an  den  beiderseitigen  Landes- 
gränzen  und  den  Anschluss  der  beiderseitigen  Bahnen  in  horizontaler  wie 
verticaler  Richtung  werden  gemeinschaftlich  von  den  beiderseitigen  Bau- 
behörden detaillirte  Entwürfe  gefertiget,  und  der  Genehmigung  der  beiden 
Regierungen  längstens  bis  zum  letzten  September  1852  unterstellt  werden. 
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Der  Bau  der  Gränzbrücke  Uber  die  Saale  bei  Kiesheim  wird  nach  einem 
später  zu  treffenden  Uebereinkommen  von  der  einen  oder  der  anderen  Regie- 
rung abschliessend  zurAusführung  gegen  entsprechende  Abrechnung  und  bare 
Rückvergütung  des,  die  andere  Regierung  treffenden  Kostenantheiles  übernom- 
men werden. 

Artike  1  6. 

Die  durch  gegenwärtigen  Vertrag  festgestellten  Bahnen  werden  in  beiden 
Staaten  in  Bezug  auf  Grunderwerbungen  und  Kunstbauten  sogleich  für  ein  Dop- 
pelgeleise vorbereitet  werden,  so  dass  das  zweite  Geleise,  soweit  es  nicht  schon 
bei  Eröffnung  des  regelmässigen  Bahnbetriebes  hergestellt  sein  sollte,  ohne 
Schwierigkeit  gelegt  werden  kann,  sobald  der  zunehmende  Verkehr  auf  der 
Bahn  solches  erheischen  wird.  Die  Entscheidung  jedoch,  ob  die  Zunahme  des 
Verkehres  die  Legung  eines  zweiten  Geleises  erfordere,  steht  jeder  der  beiden 
Regierungen  für  die  in  ihrem  Gebiete  liegenden  Bahnstrecken  zu.  Die  Breite 
der  Bahn  wird  für  die  k.  k.  österreichischen  Bahnstrecken  zu  25  Schuh 
Wiener  Mass,  und  für  die  k.  bayerischen  Bahnstrecken  zu  4*3'  1"  1" 
bayerisches  Mass  bestimmt. 

Artikel  7. 

Die  in  beiden  Staaten  fllr  alle  Eisenbahnen  bereits  festgestellte  Spur- 
weite von  4  Fuss  8»/8  Zoll  englisches  Mass  (4'  6"  6"'  Wiener  Mass  oder  5' 
11"  Y"  bayerisches  Mass)  gilt  auch  für  die  in  den  Artikeln  1  bis  4  genannten 
Bahnen. 

Die  Entfernung  zwischen  einem  Geleise  und  dem  anderen  auf  die  innere 
Geleiskante  gemessen,  ist  für  die  k.  k.  österreichischen  Eisenbahnstrecken 
auf  6'  7"  Wiener  Mass  festgesetzt,  und  soll  auf  den  k.  bayerischen  Bahn- 
strecken mindestens  1*  1'  1"  7  "  bayerisches  Mass,  der  Abstand  von  einer 
Bahn  zur  anderen  in  den  Bahnhöfen,  welcher  für  die  k.  k.  Österreichische 
Staatseisenbahn  mit  10'  Wiener  Mass  vorgeschrieben  ist,  auf  den  k.  bayeri- 
schen Bahnhöfen  mindestens  1°  4'  10"  bayerisches  Mass  betragen. 

A  rtikel  8. 

Die  beiden  contrahirenden  Regierungen  verpflichten  sich  gegenseitig,  die 
Uber  die  beiderseitigen  Eisenbahnstrecken  wegführenden  Brücken  und  son- 
stigen Ueberbauungen  in  einer  Höhe  von  mindestens  16'  Wiener  Mass  =  2° 
h'  4"  bayerisches  Mass  von  der  Mitte  der  Geleise  an  gerechnet  herzustellen. 

Artik  el  9. 

In  Betreff  der  zum  Betriebe  auf  den  in  den  Artikeln  1  bis  4  benannten 
Bahnen  anzuwendenden  Zugkraft  wird  festgesetzt,  dass  für  den  eigentlichen 
regelmässigen  Bahnbetrieb  zwischen  den  beiderseitigen  Staaten  die  Verwen- 
dung von  Locomotiven  mit  Dampfkraft  und  mit  Ausschluss  der  Pferdekraft 
stattfinden,  hiedurch  aber  eine  nach  Betinden  künftig  vertragsmäßig  fest- 
zustellende Vereinbarung  wegen  Anwendung  einer  anderen  physisch-mecha- 
nischen Kraft  als  der  Dampfkraft,  keineswegs  ausgeschlossen  sein  soll. 
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Artikel  10. 

Bezüglich  der  Fahrbetriebsmittel  soll  die  Gleichmäßigkeit  in  der  Weise 
hergestellt  werden,  dass  dieselben  ohne  Hinderniss  von  der  Bahn  des  einen 
Staates,  auf  die  Bahn  des  anderen  übergehen  können,  nnd  sich  zur  gemein- 
schaftlichen Benutzung  eignen. 

Artikel  11. 

Zur  Erzielung  der  nöthigen  Ucbereinstimraung  in  den  Constructionsver- 
hältnissen  der  beiderseitigen  Eisenbahnen  und  ihres  Zubehöres  sollen  die 
diessfalls  berufenen  Behörden  und  technischen  Organe  sich  gegenseitig  die 
detaillirten  Baupläne  über  die  betreffenden  Bahnstrecken  und  sonstige  hierauf 
bezügliche  Nachweise  mittheilen,  auch  während  des  Baues  in  stetem  Beneh- 
men mit  einander  bleiben. 

Artikel  12. 

Die  k.  bayerische  Regierung  verpflichtet  sich  die  Arbeiten  dergestalt  zu 
fördern,  dass  die  Bahnlinien  zwischen  München  und  der  österreichischen 
Gränze  bei  Salzburg,  dann  zwischen  Rosenheim  und  der  österreichischen 
Gränze  bei  Kufstein  bis  1.  März  1856  vollständig  vollendet,  d.  h.  in  unun- 
terbrochen befahrbaren  Zustand  versetzt,  und  dem  Verkehre  Ubergeben 
werden  können. 

Die  k.  k.  Österreichische  Regierung  verpflichtet  sich,  die  Bahnlinien 
zwischen  der  Gränze  bei  Kiesheim  und  Salzburg,  dann  zwischen  der  Gränze  bei 
Kufstein  bis  Innsbruck  zu  gleicher  Zeit,  jene  aber  zwischen  Salzburg  und 
Brack  an  der  Mur  bis  1.  März  1858  in  gleicher  Weise  zu  vollenden. 

Es  wird  übrigens  vorbehalten,  im  gemeinschaftlichen  Einverständnisse 
nachträglich  auch  einen  früheren  Zeitpunet  für  die  Vollendung  festzusetzen. 

Vgl.  Art.  4  und  Ii  de«  StaaUvertrag«  todi  21.  April  1856  (11,  A,  Z). 

Artikel  13. 

Der  zu  Salzburg  zu  errichtende  Bahnhof  wird  als  alleinige  und  gemein- 
same Wechselstation  für  den  Eisenbahnbetrieb  der  Bahnverwaltungen  beider 
Staaten  auf  der  Salzburger  Linie  bestimmt,  von  welcher  Bestimmung  auch  in 
der  Zukunft  einseitig  nicht  abgegangen  werden  darf. 

Artikel  14. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  überlässt  der  k.  bayerischen  Regie- 
rung die  Benützung  der  Bahnstrecke  von  Salzburg  bis  zur  LandesgrUnze  und 
derjenigen  Theile  der  erwähnten  Wechselstation  (Artikel  13),  welche  bloss 
für  die  k.  bayerische  Bahnverwaltung  nothwendig  erkannt  werden. 

Andere  Theile  dieser  Wechsclstation  werden  zum  gemeinschaftlichen 
Gebrauche  der  beiderseitigen  Bahnverwaltungen  bestimmt  werden,  sowie  ein 
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dritter  Theil  zum  ausschli essenden  Gebrauche  der  k.  k.  Österreichischen  Bahn- 
verwaltung verbleiben  wird. 

Artikel  15. 

Die  volle  Landeshoheit  sammt  der  Ausübung  der  Justiz-  und  Polizeige- 
walt im  Bereiche  des  Bahnhofes  zu  Salzburg,  sowie  auf  der  zwischen  demsel- 
ben und  der  Landesgränze  gelegenen  Bahnstrecke,  verbleibt  der  k.  k.  öster- 
reichischen Staatsregierung. 

Artikel  16. 

Die  Ausübung  der  besonderen  Bahn-  und  betriebspolizeilichen  Aufsicht  auf 
der  Bahnstrecke  zwischen  dem  Bahnhofe  zu  Salzburg  und  der  Landesgränze, 
dann  auf  den  der  k.  bayerischen  Regierung  zur  ausschliessenden  Benützung 
Uberlassenen  Theilen  des  salzburgischen  Bahnhofes,  soll  der  k.  bayerischen 
Regierung  zustehen,  und  es  sollen  den  Organen  derselben  diejenigen  Befug- 
nisse, welche  diess falls  nach  österreichischen  Gesetzen  den  Betriebsverwal 
tungen  der  k.  k.  Österreichischen  Staatseisenbahn  eingeräumt  sind,  oder  künftig 
eingeräumt  werden,  gleicher  Gestalt  zukommen. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  wird  die  Verfügung  treffen,  das* 
durch  ihre  Organe  der  k.  bayerischen  Betriebsverwaltung  bei  Handhabung 
derBahn-  und  betriebspolizeilichen  Aufsicht  gegenüber  denjenigen,  welche  von 
der  Bahn  Gebrauch  machen,  oder  sonst  mit  der  Bahnanstalt  in  Beziehung 
treten ,  nach  Massgabe  der  diessfalls  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften 
die  nöthige  Unterstützung  geleistet  werde. 

Artikel  17. 

Die  Ernennung  und  Verpflichtung  der  für  die  Beaufsichtigung  und  Unter- 
haltung der  Bahnstrecke  und  für  die  Handhabung  der  speciellen  Bahnpolizei- 
aufsicht bestimmten,  sowie  der  für  den  Dienst  der  k.  bayerischen  Verwaltung 
auf  dem  Stationsplatze  zu  Salzburg  erforderlichen  Beamten  und  Diener,  steht 
ausschliesslich  den  competenten  bayerischen  Behörden  zu. 

Das  gesammte  bayerische  Personale  ist  übrigens  während  seines  Aufent- 
haltes auf  k.  k.  österreichischem  Territorium  den  österreichischen  Gesetzen 
und  Polizeianordnungen  unterworfen. 

Bei  der  Verbaftnahme  der  conventionsmäasig  auf  österreichischem  Ge- 
biete aufgestellten  bayerischen  Eisenbahn-Betriebs-,  Telegraphen-  und  Post- 
beamten hat  das  mit  Verordnung  des  k.  k.  Österreichischen  Justizministerium» 
vom  18.  December  1850  (Nr.  472  des  allgemeinen  Reichsgesetz-  und  Regie- 
rungsblattes fttr  das  Kaiserthum  Oesterreich  vom  Jahre  1850)  vorgezeichnete 
Verfahren  gleichmässig  in  Anwendung  zu  kommen. 

Die  k.  k.  österreichische  und  k.  bayerische  Staatsregierung  leisten  sich 
gegenseitig  die  Zusage,  flir  den,  der  getroffenen  Vereinbarung  gemäss,  inner- 
halb des  andereeitigen  Staatsgebietes  stattfindenden  Dienst  solche  Beamte, 
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Diener  und  Arbeiter,  welche  wegen  gemeiner  Verbrechen  oder  Vergehen,  we- 
gen Schleichhandels  oder  schwerer  Gefällstibertretungen  gegen  die  Vor- 
schriften Uber  den  Verkehr  rechtskräftig  vernrtheilt  worden  sind,  zum  Dienste 
beziehungsweise  zur  Arbeit  wissentlich  nicht  zu  verwenden. 

Ueber  das  im  Gebiete  des  einen  der  contrahirenden  Staaten  Conventions- 
massig  stationirte  Amts-  und  Dienstpersonale  des  anderen  Staates  üben  die 
zuständigen  Behörden  des  letzteren  die  Dienst-  und  Disciplinargewalt  ab- 
schliessend aus. 

Artikel  18. 

Das  dienstliche  Verhältniss  der  beiderseitigen,  auf  der  Wechselstation 
zu  Salzburg  in  Thätigkeit  tretenden  Beamten  zu  einander  ist  ein  coordinirtes, 
und  es  soll  der  Dienstesverkehr  zwischen  denselben  im  Wege  unmittelbarer 
Communication  in  der  Art  stattfinden,  wie  solche  zwischen  den  gleichen  Be- 
hörden des  eigenen  Landes  geschieht. 

Artikel  19. 

Beide  Regierungen  werden  Veranstaltungen  treffen,  dass  nicht  nur  die 
nach  den  Bestimmungen  dieser  Uebereinkunft  im  Dienste  der  einen  oder  der 
anderen  Verwaltung  die  Landesgränze  bei  Kiesheim  überschreitenden  durch 
Dienstkleidung  oder  ämtliches  Certificat  legitimirten  Beamten  und  Diener  dem 
speciellen  passpolizeilichen  Verfahren  nicht  unterworfen  seien,  sondern  dass  auch 
allen  beiderseitigen  Beamten  des  einen  oder  des  anderen  der  in  gegenwärtiger 
Convention  berührten  Verwaltungazweige  zu  jeder  Zeit  der  freie  Ein-  und 
Austritt  über  die  gedachte  Landesgränze,  ohne  solche  an  die  Legitimation 
durch  gesandtschaftlich  visirte  Pässe  oder  andere  nach  Passvorschriften  erfor- 
derliche Ausweise  zu  binden,  vielmehr  schon  auf  Grund  einer  ämtlichen  Be- 
scheinigung der  Diensteseigenschaft  gestattet  sei. 

Artikel  20. 

Den  zur  Ausrüstung  der  verschiedenen  Amtslocalitäten  des  Salzburger 
Bahnhofes  und  der  Bahnstrecke  von  da  bis  zur  Landesgränze  bayerischer 
Seits  zu  beschaffenden,  nicht  minder  allen  zum  Eisenbahnbetriebe  und  Be- 
triebsdienste nöthigen  Gegenständen,  insbesondere  auch  den  zur  Unterhal- 
tung der  Bahn  und  ihres  Zubehörs,  ingleichen  der  Betriebsmittel,  erforderlichen 
Geräthe  und  Materialien,  endlich  den  Uebersiedlungseffecten  der  innerhalb 
des  österreichischen  Staatsgebietes  zu  stationirenden  Beamten,  wird  von  der 
k.  k.  österreichischen  Regierung  die  Zollfreiheit  bei  der  Ein-  und  Wiederaus- 
fuhr gegen  Beibringung  von  Specificationen  und  Certificaten  der  bayerischen 
Eisenbahn- Verwaltung,  sowie  gegen  Beobachtung  der  für  den  ausnahmsweisen 
zollfreien  Bezug  von  Gegenständen  in  Oesterreich  vorgezeichneten  Bedingun- 
gen zugesichert. 

34« 
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Die  gleiche  Begünstigung  räumt  andererseits  die  k.  bayerische  Regie- 
rung rücksichtlich  der  Ausrüstung  des  in  einer  der  Gränze  nahen  bayerischen 
Station  zu  errichtenden  k.  k.  Anweisungs-  und  Stellungsamtes  und  bezüglich 
der  Uebersicdlungseffecten  der  im  bayerischen  Gebiete  zu  stationirenden 
k.  k.  österreichischen  Beamten  und  Angestellten  ein. 

Artikel  21. 

Der  k.  k.  Österreichischen  Finanz  wache,  sowie  der  k.  k.  österreichischen 
Gendarmerie  und  anderen  als  solche  sich  legitimirenden  Finanz-  und  Polizei- 
orgauen ist,  wo  und  so  oft  es  der  Dienst  erfordert,  das  Ueberschreiten  und 
Begehen  der  im  Betriebe  der  bayerischen  Verwaltung  befindlichen  Öster- 
reichischen Eisenbahnstrecke  zu  gestatten.  Das  Begehen  hat,  den  Fall  einer 
aus  dem  Verzuge  entspringenden  Dienstesgefährdung  ausgenommen,  unter  An- 
sage bei  dem  auf  der  Strecke  stationirten  Bahnaufsichtsposten  zu  geschehen. 

Artikel  22. 

Auf  der  Bahnlinie  von  Rosenheim  nach  Innsbruck  wird  der  Bahnhof  zn 
Kufstein  als  alleinige  und  gemeinsame  Wechselstation  für  den  Eisenbahnbe- 
trieb der  Bahn  Verwaltungen  beider  Staaten  bestimmt,  und  es  überläset  die 
k.  k.  österreichische  der  k.  bayerischen  Regierung  die  Beuutzung  der  Bahn- 
strecke von  Kufstein  bis  zur  Landesgränze  bei  Kiefersfelden  und  derjenigen 
Theile  der  Wechselstation  Kufstein,  welche  bloss  für  die  k.  bayerische  Bahn- 
verwaltung nothwendig  erkannt  werden,  sowie  rücksichtlich  derjenigen  Theile 
dieser  Wechselstation,  welche  für  die  beiderseitigen  Verwaltungen  nothwen- 
dig werden ,  die  gemeinschaftliche  Benützung  einzutreten  hat 

Alle  Bestimmungen,  welche  rücksichtlich  der  Verhältnisse  des  Bahn- 
hofes in  Salzburg,  und  der  Bahnstrecke  von  dort  an  die  Landesgränze  bei 
Kiesheim  getroffen  sind  (Artikel  13 — 21),  finden  auf  den  Bahnhof  in 
Kufstein,  und  auf  die  Bahnstrecke  von  Kufstein  an  die  Landesgränze  gleich- 
massige  Anwendung. 

II.  AJt>8chnitt. 

Bauliche  Herstellung,  Uebergabe,  Benützung,  Kostenbestreitung  und  Verzinsung,  Erhaltung. 

Artikel  23. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  wird  die  bauliche  Herstellung  und 
Vollendung  der  Eisenbahnstrecke  zwischen  der  Landesgränze  bei  Kiesheim 
and  dem  8tationsplatze  bei  Salzburg  auf  ihre  Kosten  im  vollkommen  brauch- 
baren Zustande  und  dergestalt  bewerkstelligen  lassen,  dass  in  Ansehung  der 
Art  und  Weise  der  Ausführung  zwischen  der  gedachten  Strecke  und  den 
bayerischen  im  Artikel  1  erwähnten  Bahnlinien  die  für  den  durchgehenden 
Verkehr  nöthige  Uebereinstimmung  stattfindet. 
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Artikel  24. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  wird  der  auf  ihre  Kosten  herzustel- 
lenden Wechselstation  Salzburg  in  Uebereinstimmung  mit  den  diessfalls  zu 
gewärtigenden  Anträgen  der  k.  bayerischen  Regierung  denjenigen  Umfang, 
und  diejenige  Einrichtung  geben  lassen,  welche  nöthig  erscheinen,  um  den 
Uebergang  des  Verkehres  und  das  rechtzeitige  Ineinandergreifen  des  Betriebes 
zu  sichern,  nnd  den  Bedürfnissen  der  beiderseits  betheiligten  Verwaltungs- 
zweige zu  genügen.  * 

Ein  aufzustellendes  Bauprogramm  wird  die  nöthigen  näheren  Bestim- 
mungen enthalten. 

Artikel  25. 

Die  k.  bayerische  Regierung  verspricht,  sie  werde  aus  dem  Titel  eigen- 
thtimlicher  Einrichtungen  der  k.  bayerischen  Betriebsverwaltung,  ferner  aus 
dem  Titel  der  möglichsten  Abgränzung  der  zum  ausschliesslichen  Gebrauche 
der  k.  bayerischen  Verwaltung  bestimmten  Räume  zu  Salzburg,  und  über- 
haupt bloss  wegen  des  k.  bayerischen  Dienstes  die  k.  k.  österreichische 
Regierang  rücksichtlich  der  baulichen  Herstellungen  und  Einrichtungen  auf 
der  Wechselstation  Salzburg  zu  keinem  grösseren  Bauaufwande  veranlassen, 
als  zur  Durchführung  eines  regelmässigen  Betriebes  in  der  Wechselstation 
wirklich  nothwendig  ist. 

Artike  1  26. 

Die  Eisenbahnstrecke  von  Salzburg  bis  zur  Landesgränze  bei  Kiesheim 
wird  der  k.  bayerischen  von  derk.  k.  österreichischen  Verwaltung  bis  zu  dem  im 
Artikel  12  für  die  Vollendung  der  München-Salzburger  Eisenbahn  bestimmten 
Termine  in  vollkommen  betriebsfähigem  Zustande  tibergeben  werden. 

Die  Über  die  Feststellung  der  zwischen  dieser  Bahnstrecke  und  dem 
anliegenden  Grundbesitze  allfällig  bestehenden  besonderen  Rechtsverhält- 
nisse, und  Uber  sonstige,  den  Anrainern  (Adjacenten)  gegenüber  bestehenden 
Rechte  und  Verbindlichkeiten,  sowie  über  den  Gränzzug  Auskunft  gebende 
8chriften  und  Zeichnungen,  sollen  in  Auszug  oder  Copic  der  k.  bayerischen 
Regierung  mitgetheilt  werden. 

Artikel  27. 

Eine  von  den  beiden  hohen  contrahirenden  Regierungen  dazu  beauf- 
tragte und  bevollmächtigte,  aus  technischen  Beamten  gebildete  Commission 
wird  noch  vor  Eröffnung  des  regelmässigen  Bahnbetriebes  sich  von  dem 
Zustande  der  zu  Ubergebenden  Bahnstrecke  und  Zubehör,  dann  der  bezüglichen 
Theile  der  Wechselstation,  sowie  davon  die  Ueberzeugung  verschaffen,  ob 
etwa  vorhandene  Mängel  und  Gebrechen  noch  österreichischer  Seits  zu  behe- 
ben wären. 
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Von  dem  Momente  der  Ueberlassung  der  Bahnstrecke  sammt  Zngehör 
und  der  bezüglichen  Theile  ber  Wechselstation  angefangen,  tritt  die  k.  baye- 
rische Regierung  bezüglich  der  ferneren  Unterhaltung  dieser  Strecke  und 
der  bezüglichen  Theile  der  Wechsel  Station,  sowie  aller  sonstigen  Rechtsver- 
hältnisse —  soweit  nicht  etwa  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertra- 
ges eine  Abänderung  enthalten,  in  alle  Verpflichtungen  eines  Nutzniessers 
(uaufrucivart)  ein. 

Artikel  28. 

Die  aus  der  mindestens  vier  Wochen  vor  der  Eröffnung  des  regelmässi- 
gen Betriebes  zu  bewirkenden  definitiven  Uebernahme  entspringenden  Ver- 
bindlichkeiten erstrecken  sich  nicht  auf  solche  aus  dem  Bestehen  der  Bahn 
hergeleitete  Ansprüche  Dritter,  deren  Ursprung  hinter  den  Zeitpunct  der 
Uebernahme  zurückfällt,  oder  welche  in  der  Art  und  Weise  der  Anlage  und 
Ausführung  der  Bahn  begründet  sind. 

Artikel  29. 

Die  k.  bayerische  Regierung  macht  sich  verbindlich,  ohne  Einverständ- 
niss  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  sich  der  ausschliesslich  nur  für 
ihren  Gebrauch  von  Seite  Oesterreichs  hergestellten  Gebäude  und  Bahnhof- 
einrichtungen nicht  entschlagen  zu  wollen. 

Artikel  30. 

In  Ansehung  der  Mitbenutzung  der  für  den  gemeinschaftlichen  Dienst 
bestimmten  Gebäude  und  Gebäudetheile,  Geleise  und  sonstigen  Bahnhof- 
anlagen auf  der  Wechselstation  Salzburg,  sind  die  beiderseitigen  Betriebs- 
verwaltungen gleichberechtiget. 

Die  näheren  Bestimmungen  hierüber  und  etwa  nöthigen  Einschränkun- 
gen hat  die  von  der  österreichischen  nach  Einvernehmung  mit  der  baye- 
rischen Verwaltung  aufzustellende  Bahnhofordnung  zu  enthalten. 

Artikel  31. 

Die  k.  bayerische  Regierung  verpflichtet  sich,  der  k.  k.  Österreichischen 
Regierung  das  auf  die  an  die  erstere  zu  Uberlassende  Bahnstrecke  von  Salz- 
burg bis  zur  Landesgränze  sammt  Zubehör  und  auf  die  zur  ausschliesslichen 
bayerischen  Benützung  einzuräumenden  Theile  des  salzburgischcn  Bahnhofes 
aufgewendete  Baucapital  (Art.  23  und  24)  in  seiner  ganzen  Höhe  mit  zwei 
vom  Hundert  zu  verzinsen. 

Dieselbe  Verzinsung  zu  zwei  vom  Hundert  hat  die  k.  bayerische  Regie- 
rung von  einem  Drittheile  derjenigen  Capitalssumme  zu  leisten,  welche  für 
die  Herstellung  der  zur  gemeinschaftlichen  Benützung  der  beiden  Bahnver- 
waltungen bestimmten  Theile  der  Wechselstation  erforderlich  wird. 
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Rücksichtlich  der  Herstellung  der  nur  zum  ausschliesslichen  Gebrauche 
der  k.  k.  österreichischen  Bahnverwaltung  bestimmten  Theile  des  Bahnhofes 
zu  Salzburg  bleibt  die  k.  bayerische  Regierung  von  jeder  Bezahlung  ganz  frei. 

Artikel  32. 

■ 

Der  nach  den  Bestimmungen  des  vorstehenden  Artikels  31  zu  verzin- 
sende Gesammtaufwand  ist  der  k.  bayerischen  Regierung  in  angemessener 
Art  darzulegen  und  zur  näheren  Prüfung  der  Bausummen  mitzutheilen. 

Die  Verzinsung  des  auf  die  Bahnstrecke  zwischen  Salzburg  und  der 
Landesgränze  aufgewendeten  Capitales  hat  vom  Tage  der  Uebergabe  der- 
selben an  die  k.  baierische  Verwaltung,  diejenige  des  für  die  Anlage  des 
Bahnhofes  zu  Salzburg  bestrittenen  Aufwandes  aber  vom  Tage  der  erfolgten 
Mitübernähme  der  letzteren,  Seitens  der  k.  bayerischen  Verwaltung  an  ein- 
zutreten. 

Die  Verzinsung  hat  von  der  k.  bayerischen  an  die  k.  k.  Österreichische 
Regierung  in  halbjährigen  verfallenen  (decursiven)  Zahlungsterminen,  und 
zwar  in  conventionsmässig  ausgeprägter  SilbermUnze  nach  der  auf  diese 
Währung  gebrachten  Summe  zu  geschehen ,  wobei  der  Gulden  Conv.  Münze 
zu  1  fl.  12  kr.  rheinisch  anzunehmen  ist. 

Artikel  33. 

Dieser  Verzinsung  überhaupt  wird  sich  die  k.  bayerische  Regierung 
eben  so  wenig,  als  der  ihr  zum  ausschliesslichen  Gebrauche  Uberlassenen 
Bahn-  und  Bahnhofobjecte  (Artikel  29)  entschlagen. 

Die  dermal  vereinbarte  Höhe  der  Verzinsung  (Art.  31)  aber  wird  vor- 
läufig auf  fünf  Jahre  vom  Zeitpuncte  des  Eintretens  derselben  festgestellt. 

Erfolgt  Ein  Jahr  vor  Ablauf  dieser  Periode  keine  weitere  Verständi- 
gung, so  soll  die  obige  Bestimmung  Uber  die  Höbe  der  Verzinsung  auch 
fernerhin  auf  unbestimmte  Zeit  bis  sechs  Monate  nach  der  von  der  einen  oder 
anderen  Seite  erfolgten  Kündigung  gelten. 

Artikel  34. 

Die  Ausrüstung  sowohl  der  auf  der  Bahnstrecke  von  der  Landesgränze 
bis  Salzburg  gelegenen,  als  auch  der  auf  dem  Stationsplatze  zu  Salzburg 
selbst  befindlichen ,  für  den  ausschliesslichen  Gebrauch  der  k.  bayerischen 
Verwaltung  bestimmten  Gebäude  mit  den  nöthigen  nicht  niet-,  nagel-  und 
mauerfesten ,  somit  zum  Inventar  im  Sinne  dieser  Convention  nicht  zu  rech- 
nenden Gegenständen  an  Werkzeugen ,  Expeditions-  und  Hausgeräthen  aller 
Art  hat  die  k.  bayerische  Regierung  zu  übernehmen  und  zu  bestreiten.  Dage- 
gen liegt  die  gleiche  Ausrüstung  aller  im  gemeinschaftlichen  Gebrauche  befin- 
dlichen Gebäude  und  Räume  des  8alzburger  Stationsplatzes  der  k.  k.  öster- 
reichischen Regierung  ob.  Der  dazu  erforderliche  Aufwand  wird  dem  Anlage- 
capital  zugerechnet  und  vertragsmässig  verzinset. 
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Artikel  35. 

In  AnBehang  von  Ergänzungsbauten  und  späteren  Herstellungen,  welche 
die  Wechselstation  zn  Salzburg  betreffen ,  und  schon  in  dem  beiderseits  fest- 
zustellenden Bauprogramme  als  Theile  dieses  Bahnhofsgrundplanes  erklärt 
werden,  oder  welche  nachträglich  als  angemessene  Erweiterungen  oder  Ver- 
vollständigungen des  UbereinkUnftlich  festgestellten  Programmes  und  Planes 
sollten  anerkannt  werden,  findet  alles  dasjenige  Anwendung,  was  bezüglich  der 
ursprünglichen  Anlage  und  Ausführung  in  gegenwärtiger  Convention  bestimmt 
worden  ist. 

Nachträgliche  Herstellungen  sind  auf  der  einen,  wie  auf  der  anderen 
Seite  Uberhaupt  nur  in  so  weit  zulässig,  als  dadurch  der  freien  Bewegung* 
und  den  Interessen  der  anderseitigen  Betriebsverwaltung  kein  Eintrag 
geschieht. 

Artikel  36. 

Hinsichtlich  derjenigen  nachträglichen  Herstellungen  an  der  überwiese- 
nen Bahnstrecke  von  Salzburg  bis  zur  Landesgränze,  welche  als  deren  Ergän- 
zungen auf  Anordnung  oder  nach  Entscheidung  der  zuständigen  k.  k.  öster- 
reichischen Behörden  auszuführen  sein  sollten,  hat  die  k.  k.  österreichische 
die  k.  bayerische  Regierung  zu  vertreten. 

Bilden  diese  Herstellungen  einen  Zuwachs  der  Bahnanlage,  so  sind 
deren  Kosten  ebenfalls  dem  Baucapitale  zuzurechnen  und  vertragsmässig  zu 
verzinsen. 

Artikel  37. 

Etwaige  Nebennutzungen  der  Bahnstrecke  zwischen  der  Landesgränze 
und  dem  Stationsplatze  zu  Salzburg  fallen  der  k.  bayerischen  Verwaltung  zu. 
Nebennutzungen  des  Stationsplatzes  Salzburg  selbst  fallen  lediglich  der 
österreichischen  Verwaltung  zu. 

Artikel  38. 

Die  Erhaltung  der  ausschliesslich  nur  zum  Gebrauche  der  k.  bayerischen 
Bahnverwaltung  bestimmten  Theile  des  Bahnhofes,  sowie  der  Bahnstrecken 
von  Salzburg  bis  zur  Landesgränze  sammt  Zubehör  hat  nach  dem  bereits 
oben  festgesetzten  Grundsatze  (Art.  27)  der  k.  bayerischen  Regierung  allein 
obzuliegen. 

Die  Kosten  der  Erhaltung  der  zur  gemeinschaftlichen  Benützung  beider 
Bahnverwaltungen  gewidmeten  Theile  des  Bahnhofes  6ind  von  der  k.  k. 
österreichischen  Regierung  mit  zwei  Drittheilen,  von  der  k.  bayerischen  Regie- 
rung mit  einem  Drittheile  zu  tragen. 

Die  Erhaltung  der  ausschliesslich  von  der  österreichischen  Verwaltung 
benutzten  Bahnhofstheilc  wird  die  k.  k.  österreichische  Regierung  alleiu 
bestreiten. 
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Artikel  39. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  wird  der  k.  bayerischen  Regierung 
in  Ansehung  der  Herstellung  und  beziehungsweise  Vergütung  derjenigen 
Leistungen,  welche  den  Bauunternehmern  durch  die  mit  ihnen  zu  schliessen- 
den  Verträge  und  während  der  darin  festzusetzenden  Haftungszeit  obliegen, 
die  ihr  aus  den  Verträgen  zustehenden  Rechte  den  Bauunternehmern  gegen- 
über, abtreten. 

Die  Wiederherstellung  aller  wie  immer  gearteten  Beschädigungen,  sie 
mögen  aus  Handlangen  oder  Unterlassungen,  aus  Willkür,  Zufall  oder 
Natur -Ereignissen  entspringen,  sie  mögen  zu  gewöhnlichen  oder  ausser- 
gewöhnlichen  gezählt  werden,  ist  so  zu  behandeln,  als  ob  die  Beschädigung 
an  einem  auf  eigene  Kosten  der  k.  bayerischen  Regierung  erbauten  Werke 
eingetreten  wäre  (Art.  27)  und  es  soll  diesfalls  die  k.  k.  österreichische 
Regierung  nicht  verpflichtet  sein,  der  k.  bayerischen  Regierung  die  Her- 
stellungskosten ganz  oder  auch  nur  zum  Theile  zu  vergüten. 

Artikel  40. 

Alle  baulichen  Herstellungen,- welche  nach  den  Bestimmungen  der 
gegenwärtigen  Uebereinkunft  einen  Zuwachs  der  Bahnanlage  bilden,  und 
deren  Kosten  dem  Baucapitale  zugeschlagen  werden,  sind  von  der  k.  k. 
österreichischen  Regierung  auszuführen. 

In  Ansehung  jener  Baulichkeiten  und  Erhaltungsarbeiten ,  welche  der 
k.  bayerischen  Verwaltung  obliegen,  werden  derselben  alle  diejenigen  Be- 
rechtigungen zustehen,  welche  nach  den  österreichischen  Gesetzen  den 
Eisenbahnunternehmungen  eingeräumt  sind. 

Artikel  41. 

Alle  Bestimmungen,  welche  rticksichtlich  des  Verhältnisses  des  Bahn- 
hofes in  Salzburg  und  der  Bahnstrecke  von  dort  an  die  Landesgränze  bei 
Kiesheim  getroffen  sind  (Art.  23—40),  finden  auf  den  Bahnhof  in  Kufstein 
und  auf  die  Bahnstrecke  von  Kufstein  an  die  Landesgränze  (Art.  22) 
gleichmässige  Anwendung. 

III.  Abschnitt. 

Kisenhahnbclrieb. 
Artikel  42. 

Auf  den  Stationen  Salzburg  und  Kufstein  hat  der  Wechsel  der  beider- 
seitigen Betriebsmittel  rücksichtlich  der  Locomotive,  Tender,  Personen-  und 
Gepäckwagen  der  Regel  nach  zu  geschehen.  Es  soll  jedoch  eine  jede  der 
beiderseitigen  Verwaltungen  verpflichtet  sein ,  der  anderen  in  ausserordent- 
lichen Fällen  mit  ihren  Betriebsmitteln  gegen  besonders  zu  vereinbarende 
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Vergütung  Aushilfe  zur  Deckung  eines  augenblicklichen  dringenden  Bedarfes 
zu  leisten. 

Dagegen  werden  die  Lastwagen  der  einen  Verwaltung  auf  die  Bahn- 
strecke der  anderem  Verwaltung  jederzeit,  soferne  nicht  die  auf  denselben 
transportirten  Gegenstände  aus  anderen  Gründen  eine  Umladung  in  den 
Wechselstationen  zu  erfahren  haben,  ohne  Weiteres  übergehen. 

Die  bezüglich  der  gegenseitigen  Betriebsmittelbenutzung  einzuhalten- 
den Grundsätze  und  der  Massstab  für  die  desshalb  zu  leistenden  Vergütun- 
gen sollen  durch  besonderes  Regulativ  im  gemeinsamen  Einverständnisse 
festgesetzt  werden. 

Artikel  43. 

Auf  den  Wechselstationen  ist  eine  hinreichende,  nach  Massgabe  des  Be- 
dürfnisses von  Zeit  zu  Zeit  Ubereinkünftlich  zu  bestimmende  Anzahl  Trans- 
portmittel von  jeder  der  beiderseitigen  Betriebsverwaltungen  in  Bereitschaft 
zu  halten. 

Nicht  minder  soll  während  der  Zeit ,  in  welcher  regelmässige  Züge  auf 
den  beiderseitigen  Betriebsstrecken  im  Gange  sind,  von  jeder  Verwaltung 
eine  Locomotive  in  den  Wechselstationen  aufgestellt  und  angeheizt  sein. 

Die  beiden  contrahirenden  Regierungen  verpflichten  sich  gegenseitig,  so 
viel  Betriebsmittel  anzuschaffen  und  im  brauchbaren  Stande  zu  erhalten ,  als 
sie  für  ihren  Verkehr  bedürfen  würden ,  wenn  eine  gegenseitige  Benützung 
derselben  nicht  stattfände. 

Artikel  44. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  ist  berechtiget,  Locomotive  und 
sonstiges  Betricbsmateriale  in  der  Richtung  von  Salzburg  nach  Kufstein  und 
umgekehrt  mittelst  der  bayerischen  Züge  zu  befördern.  Sie  hat  hie  für  ledig- 
lich eine  später  zu  vereinbarende,  nach  der  Bahnlänge  und  der  Zahl  der 
Achsen  zu  bemessende  Vergütung  zu  entrichten. 

Die  k.  k.  Österreichische  Regierung  ist  ferner  befugt,  beladene  Perso- 
nen-, Gepäcks -und  andere  Lastwägen,  die  von  einer  österreichischen  Sta- 
tion nach  einer  anderen  österreichischen  Station  ohne  Aufenthalt  durch 
Bayern  in  den  vorbezeichneten  Richtungen  transitiren ,  mittelst  der  bayeri- 
schen Züge  zu  befördern.  Derselben  steht  es  in  einem  solchen  Falle  frei,  die 
Vergütung  für  die  in  dieser  Art  beförderten  Passagiere  und  Sendungen  an 
dio  bayerische  Verwaltung  entweder  nach  der  Meilenzahl,  der  Zahl  der  Ach- 
sen und  dem  Ladungsgewichte  der  Wägen  zu  leisten,  oder  die  für  die  bayeri- 
sche Bahnstrecken  bestehenden  jeweiligen  Tarifsätze  zu  berichtigen,  in 
welch  letzterem  Falle  die  Vergütung  filr  die  Wagenbenützung  bayerischer 
Seits  zu  leisten  ist. 
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Der  k.  k.  österreichischen  Regierung  bleibt  es  auch  anheimgestellt ,  der- 
lei durch  Bayern  aus  oder  nach  Tirol  transitirende  Transporte  durch  eigenes 
Zugbegleitungspersonale  begleiten  zu  lassen. 

Ueber  die  Vergütung  nach  Achsen  und  Ladungsgewicht  behalten  die 
beiden  contrahirenden  Regierungen  sich  vor,  die  näheren  Bestimmungen  zu 
verabreden. 

Artikel  45. 

Die  Zahl  der  zwischen  München  und  Kufstein ,  zwischen  Salzburg  und 
München,  dann  zwischen  Salzburg  und  Kufstein  in  Gang  zu  setzenden,  im 
weiteren  Anschlüsse  stehenden  Personen-  und  Lastzüge  hat  sich  nach  dem 
Bedürfnisse  und  nach  der  Gestaltung  des  Verkehres  zu  richten. 

Es  sollen  aber  mindestens  zwei  Personenzüge  und  Ein  Lastzug  alltäg- 
lich in  jeder  Richtung  zwischen  München  und  Kufstein,  München  und  Salz- 
burg, Salzburg  und  Kufstein  im  weiteren  Anschlüsse  verkehren,  und  darunter 
sich  ein  Personenzug  von  Salzburg  nach  München,  ein  Personenzug  von 
München  nach  Kufstein,  dann  ein  Personenzug  von  Salzburg  nach  Kufstein 
—  und  umgekehrt  —  sämmtlich  ohne  Wagenwechsel  in  Rosenheim  durch- 
laufend befinden. 

Artikel  46. 

Die  in  beiderseitiger  Uebereinstimmung  zu  bewirkende  Feststellung  der 
jeweiligen  Fahrordnung  für  die  durchlaufenden  Personen-  und  Lastzüge  hat 
unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung  der  von  den  beiderländigen  Postver- 
waltungen vorzuschlagenden  Postcurse  so  zu  geschehen,  dass  damit  die 
nöthigen  von  München  und  Salzburg,  beziehungsweise  von  Innsbruck  aus  er- 
folgenden Anschlüsse  an  die  von  da  weiter  laufenden  Postcurse  und  Eisen- 
bahnzüge und  sonstigen  Verkehrsmittel  erzielt  werden. 

Die  beiderseitigen  Verwaltungen  werden  sich,  falls  die  Erreichung 
dieses  Zweckes  dadurch  bedingt  ist,  der  Einrichtung  von  Nachtzügen  nicht 
entschlagen. 

Zur  Aufgabe  der  beiderseitigen  Betriebsverwaltungen  soll  es  gemacht 
werden,  dnreh  zweckentsprechende  Vereinbarungen  mit  den  benachbarten 
Eisenbahnverwaltungen,  insoferne  diess  erforderlich  ist,  oder  durch  eigene 
Einleitungen  auf  ein  möglichst  vollkommenes  Ineinandergreifen  sämmtlicher 
Fahrordnungen,  welche  dem  Bereiche  der  über  Kufstein  und  Salzburg  aus 
und  nach  Bayern  laufenden  Hauptverkehrslinien  angehören ,  hinzuwirken. 

Artikel  47. 

Die  Fahrordnung  für  alle  die  Wechselstationen  Salzburg  und  Kufstein 
Uberschreitenden  Züge  soll  dergestalt  festgesetzt  werden,  dass  dieselbe  in 
der  Regel  jedesmal  mindestens  für  eine  sechsmonatliche  von  den  Monaten 
April  und  October  beginnende  Periode  zu  gelten  hat. 
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Erfolgt  bis  zum  Ablaufe  einer  solchen  Periode  eine  Abänderung  nicht, 
so  wird  angenommen,  dass  die  Fahrordnung  ohne  Weiteres  in  Geltung  bleibt. 

Artikel  48. 

Auf  blosse  Localzüge,  d.  i.  solche  Züge,  welche  sich  nur  zwischen 
Salzburg  beziehungsweise  Kufstein  und  einer  österreichischen  oder  bayeri- 
schen Station  ohne  weiteren  Anschluss  in  den  Wechselstationen  bewegen, 
leiden  die  Bestimmungen  der  vorhergehenden  Artikel  keine  Anwendung.  Die 
Anordnung  solcher  Züge  und  die  Aufstellung  der  diessfälligen  Fahrordnun- 
gen steht  vielmehr  jeder  der  beiderseitigen  Regierungen  für  sich  allein  zu. 
Es  dürfen  jedoch  derartige  Localzüge  den  regelmässigen  Gang  der  durch- 
laufenden Hauptzüge  in  keinem  Falle  beeinträchtigen.  Auch  sollen  die  dafür 
aufgestellten  Fahrordnungen  gegenseitig  mitgetheilt  und  auf  Antrag  zugleich 
mit  der  Hauptfahrordnnng  veröffentlicht  werden. 

Artikel  49. 

Für  das  höchste  Mass  der  FahrschneUigkeit  gelten  die  in  den  beider- 
seitigen Territorien  gegebenen  Polizeivorschriften.  Dieselbe  darf  jedoch  nicht 
unter  dasjenige  Mass  herabsinken,  welches  zur  genauen  Einhaltung  der 
Fahrordnung  erforderlich  ist. 

Artikel  50. 

Bei  Personenzügen,  dnreh  welche  Anschlüsse  an  weitere  Eisenbahn- 
strecken stattfinden ,  hat  die  Aufnahme  und  das  Absetzen  der  Reisenden  an 
Nebenstationen  oder  Zwischenhaltsstellen  insoweit  einer  Beschränkung  zu 
unterliegen,  als  es  die  für  jene  Anschlüsse  erforderliche  Abkürzung  der 
Fahrzeit  erheischt. 

Artikel  51. 

Die  Beförderung  der  Eilgüter  hat  regelmässig  mit  dem  nächsten  Zuge 
zu  geschehen. 

Ein  Aufschub  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  derselbe  durch  die  notwen- 
dige Zollbehandlung  unvermeidlich  wird. 

Bezüglich  der  anderen  Transportgüter  werden  die  beiderseitigen  Be- 
triebsverwaltungen sich  später  über  eine  Frist  verständigen ,  innerhalb  wel- 
cher dieselben  befördert  werden  müssen. 

Die  Beiladung  solcher  Güter  zu  den  regelmässigen  Personenzügen  ist 
nur  dann  zulässig,  wenn  hiedurch  der  durch  die  Fahrordnung  festgesetzten 
Fahrzeit  kein  Abbruch  geschieht. 

Es  ist  die  anderseitige  Verwaltung  nicht  verbunden ,  die  mit  Personen- 
zügen beförderten  gewöhnlichen  Frachtgüter  von  den  Wechselstationen  ab 
mit  demselben  Zuge  weiter  zu  befördern. 
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Artikel  52. 

Der  Aufenthalt  der  Personenzuge  auf  den  Stationen  ist,  soweit  nicht  die 
Fahrordnung  dafür  bestimmte  Zeiten  vorschreibt,  auf  die  für  die  Abferti- 
gung der  Reisenden,  Eilgüter  und  Postsendungen  unbedingt  nöthige  Zeit 
zu  beschränken. 

Artikel  53. 

Für  die  Stationen  Salzburg  und  Kufstein  soll  Behufs  des  Wechsels  der 
Transportmittel  und  in  Absicht  auf  die  erforderlichen  Verrichtungen  der 
Polizei-,  Post-  und  Zollbehörden  der  Aufenthalt  soweit  nöthig,  jedoch  nicht 
Uber  eine  Stunde  verlängert  werden. 

Artikel  54. 

Die  Kreuzung  der  in  entgegengesetzter  Richtung  sich  bewegenden  Züge 
ist  an  eine  bestimmte  Station  nicht  gebunden. 

Es  hat  aber,  so  lange  nicht  die  betreffenden  Bahnstrecken  mit  Doppcl- 
geleisen versehen  sind,  die  Kreuzung  so  zu  geschehen,  dass  der  eine  der 
sich  begegnenden  Züge  als  der  bevorzugte  und  desshalb  zunächst  durchge- 
hende zu  bezeichnen  ist.  Die  Vereinbarung  hierüber  soll  bei  jeweiliger  Fest- 
stellung der  Fahrordnung  getroffen  werden. 

Aftikel  55. 

Das  Zuwarten  durchgehender  Personenzüge  in  Salzburg  und  Kufstein 
soll  nicht  auf  mehr  als  eine  halbe  Stunde  über  diejenige  Zeit,  welche  für  den 
Abgang  des  sich  anschliessenden  Zuges  der  anderen  Verwaltung  festgesetzt 
ist,  ausgedehnt  werden.  Der  nach  dieser  Zeit  eintreffende  verspätete  Zug 
wird  als  Extrazug  weiter  befördert,  soferne  der  nächste  regelmässige  Zug  in 
derselben  Richtung  erst  nach  Einer  Stunde ,  vom  Eintreffen  des  verspäteten 
Zuges  an  gerechnet,  abgeht. 

Der  im  gedachten  Falle  beförderte  Extrazug  ist  von  derjenigen  Verwal- 
tung, auf  deren  Strecke  die  Verzögerung  stattfand,  der  anderen  nach  den 
wirklichen  Auslagen  für  Brenn-,  Schmier-  und  Beleuchtungsmateriale  des 
Zuges  und  allfallige  Meilengelder  zu  vergüten. 

Artikel  56. 

Separat-  oder  ExtrazUge  können  zu  jeder  Zeit  stattfinden,  und  haben 
auf  Weiterbeförderung  dann,  Anspruch ,  wenn  dieselben  durch  einen  vorher- 
gehenden Zug  oder  durch  Telegraphirung  mindestens  drei  Stunden  bei  Tage, 
sechs  Stunden  bei  Nacht  vor  dem  Eintreffen  der  Wechselstation  Salzburg 
beziehungsweise  Kufstein  angemeldet  worden  sind. 

Diese  Anmeldung  vorausgesetzt,  hat  die  anderseitige  Verwaltung  einen 
ankommenden  Separatzug  unverweilt  weiter  zu  befördern,  es  wäre  denn, 
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dass  der  Zug  eine  grössere  Anzahl  Transportmittel,  als  vertragsmassig  auf 
den  Stationen  Salzburg  und  Kufstein  in  Reserve  zu  halten  ist ,  in  Anspruch 
nehme,  in  welchem  Falle  die  für  deren  Herbeischaffung  nöthige  Zeit  gewährt 
werden  muss. 

Insbesondere  werden  für  Transporte  von  Truppen  und  Militäreffecten, 
sowie  sonstigen  Aerarialglitern  der  k.  k.  österreichischen  Regierung,  welche 
von  Salzburg  nach  Tirol  und  umgekehrt  bestimmt  sind ,  auf  Verlangen  nö- 
tigenfalls mit  Zuhilfenahme  österreichischer  Locomotive  und  Tender  beson- 
dere Fahrten  veranstaltet  werden ,  für  die ,  falls  die  Wägen  der  österreichi- 
schen Verwaltung  benutzt  werden,  die  Vergtitungsleistung  nach  den  im 
Artikel  44  enthaltenen  Bestimmungen  entweder  nach  dem  bayerischer  Seits 
bestehenden  Tarife  für  Aerarialgüter  und  beziehungsweise  Truppen-  und 
MilitärgUter,  oder  nach  der  Zahl  der  Achsen  und  dem  Ladungsgewichte 
erfolgt.  Es  ist  jedoch  bei  der  vorbehaltenen  näheren  Bestimmung  auch  das 
Minimum  der  Achsen  und  des  Ladungsgewichtes,  oder  die  Minimalvergütung 
im  Gelde  anzugeben,  welche,  im  Falle  ein  Extrazug  von  der  k.  k.  Österrei- 
chischen Regierung  verlangt  wird ,  zu  leisten  ist. 

Für  den  Fall  der  Verwendung  bayerischer  Wägen  wird  die  Zahlung 
jedenfalls  nach  dem  bezüglichen  Tarife  geleistet. 

Bei  gemischter  Verwendung  österreichischer  und  bayerischer  Wägen 
gelten  rücksichtlich  der  österreichischen  Wägen  und  ihrer  Ladung  die  für 
dieselben  verabredeten  besonderen,  rücksichtlich  der  Ladung  in  bayerischen 
Wägen  die  dem  bezüglichen  Tarife  entsprechenden  Bestimmungen. 

Artikel  57. 

Zwischen  den  wichtigeren  Stationen  der  k.  k.  österreichischen  Staats- 
eisenbahn nnd  der  k.  bayerischen  aneinanderstossenden  Bahnen  soll  ein 
directer  Billetverkauf  für  den  Personenverkehr  eingeführt  werden.  Die  Be- 
stimmung dieser  mittelst  der  Tarife  und  sonst  bekannt  zu  machenden  Sta- 
tionen wird  auf  Grund  jeweiliger  besonderer  Uebereinkunft  erfolgen. 

Artikel  58. 

Zwischen  sämmtlichen  Stationen  der  k.  k.  österreichischen  und  der  k. 
bayerischen  aneinanderstossenden  Bahnen  findet  ein  directer  Güterverkehr 
Statt. 

Dagegen  bleibt  die  Bestimmung  derjenigen  Eisenbahnlinien ,  nach  wel- 
chen über  die  bayerische  Eisenbahn  und  die  österreichische  Staatseisenbahn 
hinaus  eine  gegenseitige  directe  Güterbeförderung  eingerichtet  werden  soll, 
vorbehalten,  und  es  sollen  die  diessfälligen  Stationen  bekannt  gemacht 
werden. 
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Artikel  59. 

Für  den  gemeinschaftlichen  Verkehr  auf  den  verbundenen  beiderseiti- 
gen Bahnen  soll  der  Zollcentncr  von  100  Pfund  zu  500  Grammen  die  Ge- 
wichtseinheit bilden. 

Die  Ueberrechnung  aus  dem  in  dem  österreichischen  Kaiserreiche  beste  - 
henden  20  Gulden  Münzfusse  in  den   für  das  Königreich  Bayern  giltigen 
Münzfuss  und  umgekehrt  soll  dergestalt  erfolgen ,  dass  hiebei  Ein  Österrei- 
chischer Gulden  zu  sechzig  Kreuzer  C.  M.  gleich  Einem  Gulden  12  kr.  rhei- 
nisch gerechnet  wird. 

Artikel  60. 

Obwohl  eine  völlige  Gleichstellung  der  beiderseitigen  Tarifsätze  von 
keinem  Theile  verlangt  werden  kann,  so  soll  doch  auf  eine  möglichst  gegen- 
seitige Annäherung  Bedacht  genommen  werden. 

Jedenfalls  wird  festgesetzt,  dass  zwischen  den  beiderseitigen  Untertha- 
nen  weder  in  Ansehung  der  Beförderungspreise,  noch  hinsichtlich  der  Abfer- 
tigung ein  Unterschied  gemacht  werden  soll.  Diess  gilt  auch  namentlich,  in- 
soweit nicht  die  Artikel  44  und  56  eine  andere  Bestimmung  enthalten,  von 
den  Transporten  von  Truppen  und  Militäreffecten ,  welche  aus  einem  Staate 
in  den  anderen  übergehen  und  nach  denjenigen  Normen  behandelt  werden 
sollen,  welche  für  die  eigenen  Transporte  gelten. 

Alle  Tarife  für  den  durchgehenden  Verkehr  der  k.  k.  österreichischen 
Staatseisenbahn  einerseits,  und  der  k.  bayerischen  Bahnen  andererseits,  sind 
in  den  Währungen  sowohl  des  k.  k.  österreichischen,  als  des  in  Bayern  gilti- 
gen MUnzfusses  aufzustellen  und  beiderseits  zu  veröffentlichen. 

Bei  Reducirung  der  Transportsätze  der  einen  Verwaltung  auf  die  der 
anderen  hat  eine  Abrundung  dergestalt  zu  erfolgen,  dass  k.  k.  österreichi- 
scher und  k.  bayerischer  Seits  statt  jedes  Bruchtheilkreuzers  ein  voller  Kreu- 
zer berechnet  wird. 

Die  durch  diese  Abrundung  gewonnenen  Tarifsätze  sind  auch  bei  den 
gegenseitigen  Betriebsabrechnungen  beizubehalten. 

Artikel  61. 

Die  von  der  einen  Verwaltung  an  die  andere  zu  leistenden  Zahlungen 
sollen  in  conventionsmässig  ausgeprägter  Silbermlinze  nach  der  auf  diese 
Währung  gebrachten  Summe  geschehen,  wobei  der  Gulden  C.  M.  zu  1  fl.  12 
kr.  rheinisch  anzunehmen  ist. 

Artikel  62. 

Ueber  die  Zeitfristen  für  die  erforderlichen  Betriebsabrechnungen  ge- 
nauere Bestimmung  zu  treffen,  soll  einer  späteren  Vereinbarung  zwischen 
den  beiderseitigen  Betriebsverwaltungen  vorbehalten  bleiben ,  jedoch  dürfen 
keine  längere  als  vierteljährige  Fristen  angenommen  werden. 
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Artikel  63. 

Für  den  im  Bereiche  der  Stationsplätze  zu  Salzburg  und  Kufstein  vor- 
kommenden gemeinschaftlichen  niederen  Dienst  der  beiderseitigen  Betriebs- 
verwaltungen wird  das  nöthige  Personale  Seitens  der  k.  k.  Österreichischen 
Verwaltung  angestellt  werden,  und  es  soll  der  k.  bayerischen  Verwaltung 
überlassen  bleiben,  sich,  daferne  sie  nicht  vorzieht,  für  ihre  Abtheilung  des 
Dienstes  eigene  Angestellte  zu  verwenden,  diesen  Dienst  den  österreichischen 
Dienern  gegen  Rückerstattung  der  Hälfte  des  diesem  Personale  ausgesetzten 
baren  Dienstgenusses  mit  zu  Ubertragen. 

Ebeuso  soll  der  k.  bayerischen  Verwaltung  frei  stehen,  diejenigen  beim 
niederen  Bahnhofdienst  vorkommenden  Verrichtungen,  für  welche  es  dauern- 
der Anstellung  bestimmter  Diener  nicht  bedarf,  einzeln  oder  iusgesammt 
durch  das  für  die  betreffenden  Functionen  verwendete  österreichische  Perso- 
nale gegen  entsprechende  Vergütung  mit  besorgen  zu  lassen.  Ueber  die  nä- 
heren Bestimmungen  für  einen  solchen  gemeinschaftlichen  Dienst  ist  zwischen 
den  beiderseitigen  Betriebsverwaltungen  Vereinbarung  zu  treffen. 

Artikel  64. 

Die  Einrichtung  des  ausschliesslich  lür  den  Betriebsdienst  bestimmten 
Signalwcsens  ist  zwar  einer  jeden  der  beiden  Staatsverwaltungen  unabhängig 
von  der  anderen  Uberlassen,  jedoch  soll  bezüglich  der  auf  den  gemeinschaft- 
lichen Stationsplätzen  zu  Salzburg  und  Kufstein  nöthigen  Signale  eine  solche 
Einrichtung  getroffen  werden,  vermöge  deren  möglichen  Irrthümern  vorge- 
beugt wird. 

Die  Verwendung  eines  Locomotiv-  oder  Zugführers  der  einen  Verwal- 
tung auf  der  Bahnstrecke  der  anderen,  soll  auch  in  den,  Artikel  42  bezeich- 
neten Fällen  nur  unter  der  Bedingung  erfolgen  dürfen,  dass  demselben  ein 
der  Signal-Instructionen  und  Bahnverhältnisse  völlig  kundiger  Angestellter 
der  anderen  Verwaltung  zur  Begleitung  beigegeben  werde. 

Artikel  üf>. 

Den  beiderseitigen  Betriebsbeamten  der  Stationen  Salzburg  und  Kuf- 
stein soll  die  Befugrniss  zustellen,  sich  ohne  Entgelt  der  anderseitigen  Betriebs- 
telcgraphen- Anstalt  zum  Behufe  solcher  Correspondenzcn  zu  bedienen,  welche 
von  ihnen  im  Bereiche  des  Eisenbahnbetriebsdienstes  in  der  Richtung  der 
anderseitigen  Linie,  und  was  die  österreichischen  Betriebsbeamten  betrifft, 
auch  an  die  Stationen  Kufstein  und  beziehungsweise  Salzburg  zu  führen  sein 
möchten. 

Artikel  66. 

Ein  Anspruch  auf  unentgeltliche  Beförderung  im  Betriebsbereiche  de 
einen  Eisenbahnverwaltung  steht  den  Angestellten  der  anderen  Eisenbahn- 
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-Verwaltung  dann  zu,  wenn  die  Fahrt  in  directer  dienstlicher  Beziehung  zur 
.anderseitigen  Verwaltung  steht. 

Die  k.  bayerische  Verwaltung  gestattet  den  Angestellten  der  k.  k.  öster- 
reichischen Eisenbahnverwaltung,  welche  im  Dienste  von  Kufstein  nach  Salz- 
burg oder  in  entgegengesetzter  Richtung  reisen,  ferner  den  in  diesen  Rich- 
tungen übersiedelnden  Beamten  und  Dienern  der  österreichischen  Betriebs- 
verwaltung, sobald  sich  dieselben  durch  ein  Certificat  der  competenten  Be- 
hörden über  ihre  Sendung  ausweisen,  die  unentgeltliche  Fahrt  in  der  Strecke 
zwischen  Kufstein  und  Salzburg. 

Der  Anspruch  auf  freie  Beförderung  mit  den  gewöhnlichen  Zügen 
wird  übrigens  k.  bayerischer  Seits  in  den  Strecken  zwischen  Kufstein  und  dem 
auf  einer  nahen  bayerischen  Station  aufzustellenden  österreichischen  Anweis- 
amte, dann  zwischen  Salzburg  und  dem  auf  einer  nahen  bayerischen  Station 
aufzustellenden  österreichischen  Anweisamte  den  Uber  ihre  im  Eisenbahn- 
dienste erfolgte  Sendung  sich  ausweisenden  Zoll-  und  Polizeibeamten  der 
Je  k.  Österreichischen  Regierung  gewährt. 

IV.  AJtmclinitt. 
Polizeiliche  Pias-  und  Fremdenbehindlung. 

Artikel  67. 

Diefk.  k.  Österreichische  Regierung  wird  gestatten,  dass  die  k.  bayerischer 
Seits  einzurichtende  polizeiliche  Controle  des  Fremdenverkehres,  welche  sich 
jedoch  lediglich  auf  diejenigen  Eisenbahnreisenden,  die  aus  Oesterreich  nach 
Baiern  auspassiren,  nicht  aber  auch  auf  die  nach  Oesterreich  Einpassiren  den 
erstrecken  wird,  zugleich  auf  den  Bahnhöfen  in  Salzburg  und  Kufstein  durch 
bayerische  Polizeibeamte  ausgeübt  werde. 

Artikel  68. 

Diese  Controle  soll  in  der  Art  ausgeübt  werden,  dass  ein  bayerischer,  in 
jedem  der  gedachten  Bahnhöfe  zu  stationirender  Polizeibeamte  den  dortigen 
Fremdenverkehr  im  Allgemeinen  Uberwache,  bei  der  speciellen  Passrevision 
und  beziehungsweise  Passabstempelung,  welche  durch  österreichische  Polizei  - 
beamte  vorgenommen  werden  wird,  rücksichtlich  derjenigen  Eisenbahnreisen- 
den,  die  aus  Oesterreich  nach  Bayern  einpassiren  wollen,  zugegen  ist,  und 
genaue  Einsicht  von  den  vorgezeigten  Reiselegitimationen  nimmt,  zu  welchen 
Behufe  die  k.  k.  österreichische  Regierung  ihre  Polizeibeamten  anweisen 
wird,  dass  sie  den  k.  bayerischen  Polizeibeamten  die  fortwährende  Gegenwart 
bei  der  fraglichen  Passrevision  und  die  specielle  Einsicht  in  die  vorgezeigten 
Reiselegitimationen  gestatten. 

35 
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Artikel  69. 

Den  aufzustellenden  k.  bayerischen  Polizeibeamten  wird  von  der  k.  k. 
österreichischen  Regierung  ein  Expeditionslocale  auf  den  Bahnhöfen  zu  Salz- 
burg und  Kufstein  angewiesen  werden.  Die  polizeilichen  Expeditionslocalien 
sollen  je  aus  einem  geräumigen  heizbaren  Zimmer  bestehen,  und  für  die 
beiderseitigen  Beamten  gemeinschaftlich,  jedoch  dergestalt  eingerichtet  »ein, 
dass  sowohl  der  österreichische,  als  der  bayerische  Polizeibeamte  jeder  ein  be- 
sonderes verschliessbares  Cabinet  darin  hat. 

Artikel  70. 

Bei  der  Vollziehung  vorkommender  Inhaftirungen  wird  das  österrei- 
chische Polizeipersonale  nötigenfalls  die  erforderliche  Assistenz  leisten. 

Artikel  71. 

Die  Wirksamkeit  und  der  Geschäftskreis  der  beiderseitigen  Polizei- 
beamten wird  von  jeder  der  beiden  hohen  contrahirenden  Regierungen  für  ihr 
Personale  durch  besondere  Instructionen  genau  festgestellt  werden. 

Artikel  72. 

Die  Passagiere  dürfen  die  Bahnhöfe  zu  Salzburg  und  Kufstein  nur  durch 
die  ihnen  angewiesenen  Ausgänge  verlassen.  Die  bezügliche  Bestimmung  hat 
Im  Einvernehmen  der  Beamten  der  einschlagigen  Dienstzweige  zu  geschehen. 

Artikel  73. 

Die  Conducteure  sind  verpflichtet,  so  viel  an  ihnen  ist,  darüber  ebenfalls 
Aufsicht  zu  führen,  dass  die  auf  den  Bahnhöfen  zu  Salzburg  und  Kufstein 
ankommenden  Reisenden  nicht  eher  aus  dem  Wagen  steigen,  bevor  sie  nicht 
ihre  Reiselegitimationen  an  die  österreichischen  Polizeibeamten  abgegeben 
haben. 

"V.  At>Molinitt. 

Postverbindung. 
Artikel  74. 

Mit  der  Eröffnung  der  sich  in  Salzburg  und  Kufstein  berührenden  öster- 
reichischen und  bayerischen  Eisenbahnstrecken  werden  die  Fahrten  auf  den- 
selben zum  Austausche  von  Postsendungen  aller  Art  benutzt. 

Artikel  75. 

Die  Beförderung  wird  auf  jeder  Seite  mittelst  fahrender  Postämter 
(Bureaux  ambulante)  und  zwar  bei  jedem  regelmässigen  zur  Personenbe- 
förderung bestimmten  Eisenbahnzuge  geschehen. 
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Artikel  76. 

In  der  Regel  gehen  die  fahrenden  Postbnreaux  bis  zu  und  von  den 
Wechselstationen  Salzburg  und  Kuf stein,  woselbst  ein  Wechsel  der  Wägen 
und  des  in  denselben  diensttuenden  Personales  stattfindet 

In  Fällen  eintretender  Noth wendigkeit  und  Zulässigkeit  werden  die 
Postwaggons  auch  über  jene  Wechselstationen  hinaus  bis  Innsbruck  und 
Bruck  einerseits,  und  München  anderseits,  jedoch  mit  gewechseltem  Personale 
durchgehen. 

Von  der  Postanetalt,  welche  den  fremden  Wagen  benutzt,  werden  dafür 
die  Vergütungen  nach  denselben  Grundsätzen  geleistet,  welche  bezüglich  der 
Benützung  fremder  Eisenbahnwägen  überhaupt  festgesetzt  werden.  (Art.  42.) 

Die  Bestimmung  des  Artikels  44  findet  jedenfalls  auf  Postwaggons  aller 
Art  gleichmässige  Anwendung. 

Artikel  77. 

In  jedem  der  Bahnhöfe  Salzburg  und  Kufstein  wird  neben  einem  k.  k. 
österreichischen  förmlichen  Postamte  auch  ein  k.  bayerisches  Postbureau  auf- 
gestellt werden,  welches  letztere -den  Platz  eines  bayerischen  Speditionspost- 
amtes einnehmen,  jedoch  weder  eine  Aufnahme,  noch  eine  Abgabe  von  Sen- 
dungen besorgen  wird. 

Artikel  78. 

Die  nach  den  Wechselstationen  Salzburg  nnd  Kufstein  gelangten  Post- 
sendungen sind  mit  dem  nächsten  im  Anschlüsse  stehenden  Babnzuge  weiter  zu 
befördern.  Ein  Zurücklassen  bis  zu  einem  späteren  Zuge  darf  nur  als  eine 
Ausnahme  eintreten,  welche  durch  eine  unvermeidliche  Nothwendigkeit  ge- 
rechtfertiget sein  muss. 

VI.  Abschnitt. 
Telegraphen-Anschluss. 
Artikel  79. 

Jede  der  contrahirenden  Regierungen  macht  sich  verbindlich,  längs 
ihrer  Bahnstrecke  eine'Telegraphendrahtleitung  zunächst  und  vorzüglich  für 
den  Betriebsdienst  zu  führen. 

In  den  Bahnhöfen  zu  Salzburg  und  Kufstein  wird  sowohl  je  eine  öster- 
reichische, als  bayerische  Bahnbetriebs-Telegraphenstation  errichtet,  und  jede 
derselben  von  der  betreffenden  Regierung  mit  einer  auch  dem  gegenseitigen 
Bedürfnisse  des  Bahntelegraphenbetriebes  entsprechenden  Anzahl  von  Tele- 
graphenorganen besetzt  werden.  Für  beide  Stationen  werden  in  den  Bahn 
höfen  die  erforderlichen  Diensteslocalitäten  erbaut  und  diesem  Zwecke  ge- 
widmet werden. 
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Artikel  80. 

In  Hinsicht  auf  den  Telegraphen-Anschluss  bezüglich  der  Staats-  and 
Privatcorrespondenz  leiden  die  Bestimmungen  des  unter  den  hohen  Regierun- 
gen von  Oesterreich,  Preussen,  Bayern  und  Sachsen  wegen  Bildung  eines 
deutsch-österreichischen  Telegraphenvereines   abgeschlossenen  Vertrages, 

ddo.  Dresden  den  25.  Juli  1850,  allenthalben  Anwendung. 

» 

Artikel  81. 

Die  für  den  Eisenbahnbau  und  Betrieb  der  Wechselstarionen  Salzburg 
und  Kufstein,  so  wie  der  Bahnstrecke  von  da  bis  zu  den  Landesgränzen 
vereinbarten  Bestimmungen  hinsichtlich  der  ersten  Herstellung,  Benützung, 
Erhaltung  und  der  Vergütung  haben  auch  für  die  Bahnbetriebs-Telegraphen- 
strecken  von  den  Wechselstationen  bis  zur  Landesgränze  zu  gelten. 

Beide  hohe  Regierungen  behalten  sich  vor,  allenfalls  auch  in  einem  ab- 
gesonderten üebereinkommen  andere  Bestimmungen  hierüber  festzusetzen. 

Sollte  längs  der  Bahnstrecken  von  den  Wechselstationen  bis  zur  Landes- 
gränze eine  Telegraphenlinie  Mir  den  Staatsdienst  bestehen,  so  ist  die  bayeri- 
sche Verwaltung  verpflichtet,  Alles  aufzubieten,  was  in  ihren  Kräften  steht, 
um  sowohl  Beschädigungen  an  den  Telegraphenleitungen  abzuhalten,  als  auch 
eingetretene  Störungen  durch  Berührung  oder  Unterbrechung,  oder  wie 
immer  geartet,  mit  möglichster  Beschleunigung  zu  heben. 

VII.  A.l>selinitt. 

Zollwesen. 

Artikel  82. 

Die  Eisenbahn  wird  an  den  Puncten  und  in  den  Richtungen,  wo  und  in 
welchen  sie  die  bayerisch-österreichische  Gränze  erreicht  und  Überschreitet,  fiir 
die  Bahnbetriebsbewegungen  und  unter  den  für  diese  vorgezeichneten  beson- 
deren  Bedingungen  als  beiderseitige  Zollstrasse  erklärt,  und  auf  derselben 
allen,  nicht  einem  unbedingten  Ein-  Aus-  und  Durchfuhrsverbote  unterlie- 
genden Waaren  der  Ein-  und  Austritt,  sowohl  bei  Tag  als  bei  Nacht  für 
den  vorschriftmässigen  Bahnbetrieb  gestattet.  Nur  rücksichtlich  der  Einfuhr 
von  Gegenständen  der  Staatsmonopole  nach  Oesterreich  bleibt  die  Be- 
stimmung des  §.  19,  lit.  a,  der  österreichischen  Zoll-  und  Staatsmonopols- 
Ordnung  aufrecht. 

Artikel  83. 

Die  k.  bayerische  Regierung  verpflichtet  sich  für  den  unmittelbaren  Güter- 
transit zwischen  Salzburg  und  Tirol  auf  der  Bahnstrecke  von  Salzburg  nach 
Kufstein  und  umgekehrt,  Freiheit  von  allen  Durchgangs  Abgaben  eintreten 
zu  lassen. 


Digitized  by  Google 


mit  Bayern. 


537 


Artikel  84. 

Die  Zollbehandlungen  fttr  die  Ein-,  Ans-  und  Durchfuhr  mittelst  der 
Eisenbahn  sollen  in  den  Bahnhöfen  zu  Salzburg  und  Kufstein  vorgenommen 
werden.  Zu  diesem  Ende  wird  die  bayerische  Regierung  in  beiden  Bahnhöfen 
ein  bayerisches  Zollamt  bestellen,  und  mit  denjenigen  Befugnissen  versehen, 
welche  zur  vollständigen  zollämtlichen  Abfertigung  nach  den  nachfolgenden 
näheren  Bestimmungen  nothwendig  sind. 

Artikel  85. 

Die  erwähnten  bayerischen  Zollämter  werden  in  der  für  derlei  Aemter 
üblichen  Weise  mit  dem  k.  bayerischen  Wappenschilde  und  der  entsprechen- 
den Aufschrift  versehen  werden.  Diese  Aemter  werden  in  ihrer  Dienstesaus- 
übung nach  der  bayerischen  Gesetzgebung  vorgehen.  Dieselben  sind  berech- 
tiget, in  den  gesetzlichen  Fällen  wegen  der  bei  den  Amtshandlungen  der 
Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  entdeckten  Uebertretungen  die  Verhaftung  der  dabei 
ergriffenen  Uebertreter  und  die  Beschlagnahme  der  vorhandenen  Waaren, 
sowie  Vernehmungen,  welche  sich  aus  Anlass  des  Zollverfahrens  ergeben, 
zu  vollziehen.  Die  verhafteten  Personen  sind,  wenn  das  auf  der  Wechselstation 
aufgestellte  bayerische  Zollamt  mit(demUntersuchungsbefugnisse  nicht  versehen 
werden  sollte,  an  das  nächstgelegene  bayerische  Hauptamt  abzuliefern.  Ueber 
Belangen  dieses  Amtes  wird  das  österreichische  Zollamt  in  der  betreffenden 
Wechselstation  Vernehmungen  in  jenen  Strafverhandlungen  pflegen,  oder 
veranlassen,  welche  die  bei  dem  bayerischen  Amte  der  WechseUtation  er- 
griffenen Straffälle  betreffen.  Das  gegenseitige  gleiche  Verfahren  wird  von 
Seite  des  nächsten  bayerischen  Hauptamtes  in  Betreff  der  von  dem  der  Wech- 
selstation gegenüber  auf  bayerischem  Gebiete  aufgestellten  österreichischen 
Anweis-  und  Stellungsamte  ergriffenen  GefällsUbertretungcn  beobachtet  werden. 
Die  österreichische  Regierung  sichert  den  bayerischen  Zollämtern  in  den  Wech- 
selstationen dieselbe  Hilfe  zu,  welche  sie  ihren  eigenen  Zollämtern  gewährt. 

Artikel  86. 

Die  k.  bayerischen  Zollangestellten  werden  den  Dienst  auf  den  Wech- 
selstationen, sowie  es  in  Bayern  geschieht,  in  der  Amtakleidung  und  mit  der 
vorgeschriebenen  Bewaffnung  verrichten. 

Artikel  87. 

Den  nach  dem  weiteren  Inhalte  der  gegenwärtigen  Convention  auf  baye- 
rischem Gebiete  auf  den  noch  näher  zu  bestimmenden,  der  Gränze  zunächst 
gelegenen  Stationen  der  zur  Gränze  führenden  Bahnlinie  aufzustellenden 
Österreichischen  Anweis-  und  Stellungsämtern  werden  von  der  bayerischen 
Regierung  wechselseitig  die  gleichen  Befugnisse  und  Hilfen  zugesichert, 
welche  von  der  Regierung  Oesterreichs  den  bayerischen  Beamten  auf  öster- 
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reichischem  Gebiete  eingeräumt  sind.  Das  gleiche  Verhältniss  tritt  in  Betreff 
derjenigen  Zollbeamten  ein,  deren  eventuelle  Aufstellung  die  beiden  Regie- 
rungen aut  dem  jenseitigen  Gebiete  sich  vorbehalten,  falls  irgendwo  auf  öster- 
reichischem Gebiete  zwischen  der  Gränze  und  der  Wechselstation,  und  auf 
bayerischem  Gebiete  zwischen  der  Gränze  und  dem  Standorte  des  Österrei- 
chischen Anweis-  und  Stellungsamtes  Haltplätze  errichtet  werden  sollten. 

Artikel  88. 

Ueber  die  auf  fremdem  Gebiete  aufgestellten  Zollämter,  Beamten  und 
deren  Befugnisse  wird  jede  Regierung  im  eigenen  Gebiete  die  entsprechende 
Kundmachung  erlassen. 

Artikel  89. 

Mit  Beobachtung  der  über  die  Niederlassung  von  Fremden  in  Oester- 
reich bestehenden  Vorschriften  werden  zur  Vermittlung  der  bayerischen  Zoll- 
abfertigungs-Geschäfte als  Spediteure  oder  Zollabrechner,  Güterschafifner, 
nur  solche  Personen  zugelassen,  gegen  welche  die  österreichische  Zollver- 
waltung aus  Gefällsrücksichten  keine  gegründete  Einwendung  zu  machen 
findet. 

Artikel  90. 

Hinsichtlich  der  aus  Bayern  nach  Oesterreich  übertretenden,  dann  der 
von  Oesterreich  nach  Bayern  eingehenden  Gegenstände  wird  von  Seite  der 
Zollämter  und  der  Bahnanstalten  in  Salzburg  und  Kufstein  ein  solches  Ver- 
fahren stattfinden,  dass  das  Österreichische  Gefällsamt  dieselben  von  dem 
Eintreffen  im  Bahnhofe,  und  zwar  die  ersteren  bis  zur  Uebernahme  in  die 
eigene  Amtshandlung,  und  die  zweiten  bis  zum  Eintreffen  in  dem  auf  bayeri- 
schem Gebiete  mit  einem  Ausweise-  und  Stellungsamte  besetzten  Stations- 
platze  zu  controliren  vermag. 

Die  Abladung,  Aufbewahrung  und  Beamtshandlung  der  Güter  wird, 
soweit  es  erforderlich  ist,  in  Räumen  bewirkt  werden,  welche  unter  der  ge- 
meinschaftlichen Sperre  der  beiderseitigen  Zollämter  stehen. 

Artikel  91. 

Für  jedes  der  beiderländigen  Zollämter  wird  zur  gewöhnlichen  Voll- 
ziehung des  zollämtlichen  Verfahrens  nach  Massgabe  der  herzustellenden 
Localitäten  im  wechselseitigen  Einvernehmen  der  beiderländigen  Zollbehör- 
den ein  besonderer  Raum  als  Amtsplatz  bestimmt,  und  als  solcher  bezeichnet 
werden. 

Dagegen  wird  der  für  Amtshandlungen  beider  Aemter  bestimmte  Raum 
als  gemeinschaftlicher  Amtsplatz  bezeichnet  werden. 
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Artikel  92. 

Dem  Oberbeamten  eines  jeden  der  beiden  Zollämter  in  den  Wechsel- 
Stationen  wird  das  Recht  zur  Einsichtnahme  in  die  sämmtlichen  Zollregister 
des  anderen  Amtes  nnd  zur  Erhebung  von  Abschriften  und  Auszügen  wech- 
selseitig eingeräumt.  Die  beiden  Zollämter  in  den  Wechselstationen  haben  die 
Wahrnehmungen  Uber  die  Bedrohungen  der  gegenseitigen  Zoll-Interessen, 
über  die  Verkürzungen  der  Zölle,  dann  Uber  die  Uebertretungen  der  Ein-, 
Aus-  und  Durchfuhrverbote  sich  jederzeit  mitzutheilen. 

Zwischen  beiden  Aeratern  werden  Uber  die  Aus-  und  Eintritts- Abferti- 
gungen der  gegenseits  ein-  und  ausgehenden  Gegenstände  regelmässige  Be- 
stätigungen, und  zwar  auf  kürzestem  Wege  mittelst  Ansatzes  auf  den  gegen- 
seitigen Amtspapieren  gewechselt  werden. 

Endlieh  wird  die  wechselseitige  Beiwohnung  der  Zollangestellten  auf 
den  gemeinschaftlichen  Wechselstationen  bei  der  gegenteiligen  Zollabferti- 
gung und  bei  der  Verpackung  der  Gegenstände  in  die  abgehenden  Bahn- 
wägen zugestanden. 

Artikel  93. 

Ueber  alle  ein-  und  ausgehenden  Frachtstücke  (einschliesslich  der  Eil- 
güter) haben  die  Bahnanstalten  nach  dem  bekannt  zu  gebenden  Erforder- 
nisse des  Zolldienstes  den  beiden,  oder  nur  einem  der  in  der  bezüglichen 
Wechselstation  aufgestellten  Zollämter,  und  zwar  hinsichtlich  der  ankommen- 
den Züge  im  Zeitpuncte  des  Stillhaltens  der  Züge,  hinsichtlich  der  abgehenden 
vor  der  Verladung  Ladungsveizeichnisse  nebst  allen  übrigen  auf  die  ein-  und 
ausgehenden  Waaren  sich  beziehenden  Papiere  zu  Ubergeben. 

In  den  Ladungsverzeichnissen  ist  die  Anzahl,  Art,  Nummer  und  Bezeich- 
nung der  Wägen  und  ihrer  einzelnen  Abtheilungen,  ferner  die  Zahl  der  Fracht- 
briefe und  übrigen  Papiere,  die  Zahl,  Beschaffenheit,  Bezeichnung  und  das 
Sporco-Gewicht  der  in  jedem  Wagen  und  in  jeder  Wagenabtheilung  befind- 
lichen Colli,  und  zwar  nach  den  Frachtbriefen  anzugeben;  falls  die  Waaren 
offen  geführt  werden,  ist  deren  Stückzahl,  Mass  und  Gewicht  und  Gattung 
anzugeben. 

Die  Bahnanstalt  haftet  für  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  dieser  An- 
gaben. 

Ausserdem  ist  bei  jeder  Waarenpartie  der  Empfänger  und  der  angebliche 
Inhalt  der  Colli,  die  Bestimmung  der  Waaren  und  die  begleitende,  zur  Zoll- 
amtshandlung dienende  Urkunde  anzuführen. 

In  Betreff  dieser  letzteren  Angaben  bleibt  die  Bahnanstalt  nur  für  die 
Uebereinstiramuog  mit  jenen  der  Frachtbriefe  haftend.  Die  Ladungsverzeich- 
nisse  sind  getrennt  nach  den  verschiedenen  Bahnstationen  zu  führen,  weiche 
der  Bestimmungsort  der  WTaaren  sind  oder  zunächst  an  demselben  liegen. 
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lieber  Effecten  der  Reisenden,  welche  in  eigenen  Packwagen  aber 
gleichzeitig  mit  den  Reisenden  befördert  werden,  sind  die  Ladungsverzeich- 
nisse nur  summarisch  nach  der  Colli-Zahl  zu  führen,  sie  mlissen  jedoch  mit 
der  Angabe  des  Packwagens,  oder  der  Abtheilung  desselben,  worin  sie  sieht 
befinden,  versehen  werden.  Die  Form  der  Ladungsverzeichnisse  wird  zwischen 
beiden  Staaten  vereinbart. 

Artikel  94. 

> 

Da  die  Packwagen  nicht  gewechselt  werden  sollen,  so  machen  es  die 
beiderländigen  Zoll-Interessen  im  Allgemeinen,  dann  die  nachstehenden  be- 
sonderen zollämtlichen  Begünstigungen  nothwendig,  dass  sowohl  die  Art  der 
Einrichtung  dieser  Packwagen,  als  jene  der  Anlegung  des  äratlichen  Ver- 
schlusses an  den  Packwagen  volle  Beruhigung  gewähren. 

Die  beiden  Regierungen  verpflichten  sich  daher,  dass  diese  Packwagen 
nach  einer  gegenseitig  vereinbarten  Beschaffenheit  angefertiget,  und  dass  keine 
Maschinen,  Tender,  Personen-  oder  Lastwagen  im  Gebiete  der  gegenteiligen 
Regierungen  verwendet  werden,  welche  nicht  früher  von  der  eigenen  Zollbe- 
hörde geprüft,  und  Uber  den  Umstand,  dass  die  Packwagen  nach  dem  verab- 
redeten Systeme  gebaut  und  zur  vorschriftmässigen  Anlegung  des  ämtlichen 
Verschlusses  geeignet  sind,  dann  so  wie  die  übrigen  Transportmittel  keine  ge- 
heimen Behältnisse  enthalten,  gutgeheissen  worden  sind. 

Die  Zollämter  auf  den  Wechselstationen  können  verlangen,  dass  ihnen 
die  sümmtlichen  Transportmittel  der  gegentheiligen  Regierungen  bei  dem 
Vorkommen  in  der  ersten  Verwendung  zur  Untersuchung  gestellt  werden. 
Die  Anlegung  des  ämtlichen  Verschlusses  wird  von  beiden  Staaten  vertrags- 
mässig  auf  gleiche  Weise  geschehen,  und  es  werden  die  Vorlegeschlösser  mit 
dem  vereinigten  Wappen  der  beiden  Staaten,  in  welchen  sie  Anwendung  findeny 
versehen  werden. 

Uebrigens  bleibt  jeder  Regierung  neben  und  statt  der  Verschliessung 
mittelst  der  Vorlegeschlösser  auch  die  Anwendung  des  Bleiverschlusses. 
vorbehalten. 

Artikel  95. 

Jedem  der  beiden  vertragschliessenden  Theile  wird  das  Recht  einge- 
räumt, stets  oder  in  einzelnen  Fällen  die  Begleitung  der  Züge  zwischen  den 
der  Gränze  zunächst  gelegenen  Zollämtern  in  jeder  Richtung  durch  ihre  An- 
gestellten eintreten  zu  lassen. 

Sollte  die  Begleitung  blos  bis  zu  oder  von  der  Gränze  stattfinden,  so  hat 
der  Zug  Behufs  der  Absetzung  oder  Aufnahme  der  Begleitungs  Individuen  an- 
zuhalten. Denselben  wird  im  Falle  des  Erfordernisses  eine  entspre- 
chende Aufenthaltsnnterkunft  in  dem  Stationsgebäude  des  anderen  Staates, 
unentgeltlich  eingeräumt  werden. 
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Die  den  Wagenzng  begleitenden  Angestellten  sind  unentgeltlich  auf  dem 
Hin-  und  Rückwege  mitzunehmen,  und  es  ist  ihnen  ein  solcher  Platz  anzu- 
weisen, das«  sie  den  ganzen  Zug  zu  überschauen  vermögen.  Auch  wird  ihnen 
das  Recht  zum  Eintritte  und  angemessenen  Verweilen  in  allen  Classen  der 
Personenwagen  zugestanden,  und  ein  ihrer  Diensteigenschaft  entsprechender 
Sitzplatz  sowohl  für  die  Hin-  als  Rückfahrt  eingeräumt.  Auch  anderen  Beam- 
ten und  Angestellten  der  Gefällsbehörden,  welche  aus  Dienstesrücksichten 
mit  den  Zügen  abgesendet  werden,  und  sich  über  ihre  dienstliche  Stellung 
durch  Certificate  ausweisen,  ist  die  unentgeltliche  Fahrt  und  Rückfahrt  auf 
der  Strecke  zwischen  den  Wcchselstationen  und  den  auf  jenseitigem  Gebiete 
befindlichen  correspondirenden  österreichischen  Anweis-  und  Stellungsämtera 
gestattet. 

Artikel  96. 

Den  Bahnanstalten  liegen  überhaupt  die  durch  die  Zollvorschriften 
jedem  Transportvollzieher  auferlegten  Verbindlichkeiten  unter  den  diess- 
fälligen  Straffolgcn,  dann  die  Hilfeleistung  bei  dem  Zollverfahren  ob,  wozu 
insbesondere  die  auf  eigene  Kosten  und  Gefahr  stattfindende  Stellung  der 
einer  Amtshandlung  unterliegenden  Gegenstände  zu  dem  betreffenden  Zoll- 
amte und  soliin  auch  die  Verführung  der  Güter  in  jene  einzelne  Räume  ge- 
hört, in  welchen  die  in  der  Zeit  aufeinander  folgenden  Amtshandlungen  der 
beiderseitigen  Zollämter  stattfinden. 

Die  Bahnanstalten  sind  verpflichtet,  von  den  festzustellenden  Fahrplänen 
und  den  diessfälligen  Abänderungen  bevor  solche  zur  Ausführung  gelangen, 
sowohl  den  oberen  Zollbehörden,  als  den  Zollämtern  in  den  gemeinschaft- 
lichen Wechselstationen  stets  die  rechtzeitige  Mittheilung  zu  machen. 

Die  Aufenthaltszeit  der  Züge  in  den  Orten,  wo  Zoll-Amtshandlungen 
stattfinden,  musa  in  einer  solchen  Dauer  bemessen  werden,  dass  deren  vor- 
schriftmässiger  Vollzug  möglich  ist. 

Die  Verbindlichkeiten  der  Bahnanstalten  sind  von  denselben  gegenüber 
einem  jeden  der  beiderländigen  Zoll-Organe  ohne  Unterschied  der  Staats- 
angehörigkeit zu  erfüllen. 

Artikel  97. 

Die  bayerische  Regierung  ertheilt  ihre  Zustimmung  zur  Vorkehrung,  dass 
die  Verschlussanlegung  an  die  nach  Oesterreich  eingehenden  Packwagen 
schon  an  bayerischen,  der  bezüglichen  Grünze  nahe  liegenden  und  nach  dem 
Bedürfnisse  des  Eisenbahnbetriebes  zu  bestimmenden  Stationen  durch  daselbst 
zu  errichtende  k.  k.  Österreichische  An  weis-  und  Stellungsämter,  welchen 
österreichische  Wach-Angestellte  beigegeben  werden,  erfolge,  und  dass  sonach 
der  Gränzübertritt  und  die  Fahrt  nach  den  Wechselstationen  auf  österreichi- 
schem Gebiete  auf  verschlossene  Wagen  beschränkt  werde. 
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Die  bayerische  Regierung  verpflichtet  sich,  für  die  erwähnten  österrei- 
chischen Gefällsämter  in  den  Stationsgebäuden,  die  es  betrifft,  eine  unmittel, 
bar  an  der  Bahnlinie  gelegene  angemessene  Unterkunft  unentgeltlich  zu  be- 
schaffen. 

Artikel  98. 

Eingangsfrachtgüter  (mit  Einschluss  der  Eilgüter,  welche  auf  der  Eisen- 
bahn in  Salzburg  oder  Rufstein  anlangen,  und  für  Orte  bestimmt  sind,  an 
oder  zwischen  denen  und  der  bezüglichen  gemeinschaftlichen  Wechselstation 
ein  zur  vollständigen  Abfertigung  ermächtigtes  Zollamt  sich  befindet)  ge- 
messen die  Begünstigung,  dass  sie  in  der  gedachten  gemeinschaftlichen  Wech- 
selstation keiner  zollämtlichen  Untersuchung  unterzogen  werden,  sondern 
nur  dem  Ansageverfahren  unterliegen,  und  auf  Grund  der  sammt  den  übrigen 
Papieren  übernommenen  Ladungsverzeichnisse  in  besonderen  Wagen  oder 
Wagcnabtheilungcn  unter  ämtlicher  Verschliessung  und  Begleitung  an  das 
Zollamt  in  oder  vor  dem  Orte  der  Bestimmung  angewiesen  werden. 

Die  gemeinschaftliche  Wechselstatiou  (Salzburg,  Kufstein)  ist  in  Be- 
ziehung auf  solche  Waaren  als  Ansageposten  und  erst  das  Amt,  welches  die 
ordentliche  Amtshandlung  vornimmt,  als  Eingangs-Zollamt  zu  betrachten. 
Diese  Begünstigung  erstreckt  sich  bis  Innsbruck  und  Brack  an  der  Mur  öster- 
reichischer Seits,  bis  München  und  Augsburg  bayerischer  Seits,  an  welchen 
Orten  jedenfalls  die  nach  Art  der  Bestimmung  der  Waare  vorgezeichnete  ge- 
wöhnliche Amtshandlung  (Abfertigung)  der  Waare  einzutreten  hat. 

Es  bleibt  jedoch  jeder  der  contrahirenden 'Regierungen  die  künftige  Auf- 
nahme der  Verhandlung  wegen  Verlängerung  der  begünstigten  Strecken  vor- 
behalten. 

Artikel  99. 

Die  von  den  Reisenden  in  den  Personenwagen  als  Reisebedürfniss  mit  sich 
geführten  Effecten,  dann  das  in  Packwagen  befindliche  Reisegepäcke,  welches 
nach  der  bezüglichen  Ankunfts- Wechselstation  v Salzburg,  Kufstein)  oder  für 
solche  Orte  zwischen  den  im  Artikel  98  bezeichneten  Endpuncten  der  begün- 
stigten Strecken,  wo  sich  kein  Zollamt  befindet,  bestimmt  ist,  ist  auf  der 
Wechselstation  der  zollämtlichen  Untersuchung  zu  unterziehen.  Das  im  Pack- 
wagen befindliche,  jedoch  für  Orte,  wo  ein  Zollamt  ist,  bestimmte  Reisege- 
päcke wird  auf  den  Wechselstationen  nur  summarisch  mittelst  Ansagever- 
fahrens behandelt,  und  auf  Grund  der  Ladungsscheine  in  ämtlich  verschlos- 
senen Wagen  oder  Wagenabtheilungen  an  das  besonders  zu  bezeichnende 
Gefällsamt  (Zollamt)  im  Bestimmungsorte  angewiesen. 

Das  für  das  Reisegepäcke  vorgezeichnete  Verfahren  findet  gleichmässig 
auch  auf  das  mit  Personenzügen  beförderte  Eilgut  Anwendung,  daher  das  an 
Orte,  wo  sich  kein  Zollamt  befindet,  bestimmte  Eilgut  auf  den  gemeinschaft- 
lichen Wechselstationen  vollständig  abgefertigt  wird. 
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Uebrigens  bleibt  jeder  Regierung  die  zollämtliche  Untersuchung  des 
auch  für  Orte,  wo  Zollämter  sind,  bestimmten  Reisegepäckes  durch  ihr  Zoll- 
amt in  der  Wechselstation  unter  der  Voraussetzung  vorbehalten,  dass  dadurch 
kein  Aufenthalt  der  Züge  in  dieser  Station  verursacht  werde. 

Artikel  100. 

Die  auf  Innerlandesstationen,  wo  sich  Zollämter  befinden,  zur  Eisenbahn 
aufzugebenden  Aus-  und  Durchfuhrgütcr  müssen  bei  diesen  der  vorschrift- 
mässigen  Beamtshandlung  bereits  vor  der  Aufgabe  unterzogen  sein. 

In  Ansehung  solcher  Güter,  wenn  sie  in  einem  eigenen  Wagen  oder  in 
einer  Wagenabtheilung  unter  ämtlichem  Raum  verschlusse  auf  einer  der 
Wechselstationen  vorkommen,  wird  das  daselbst  befindliche  Zollamt  die  Amts- 
handlung eines  Ansagepostens  für  den  Austritt  vornehmen.  Die  österreichische 
Regierung  behält  ihren  Zollämtern  in  den  Wechselstationen  die  weitere  Ab- 
fertigung  dieser  Güter  unter  Belassung  oder  neuer  Anlegung  des  Raumver- 
schlusses und  Begleitung  bis  zu  dem  auf  der  gegenüberstehenden  bayerischen 
Eisenbahnstation  aufgestellten  Gefällsamte  (Artikel  97)  vor. 

Artikel  101. 

Die  Abfertigung  des  Reisegepäckes  wird  bei  den  Zollämtern  in  den 
gemeinschaftlichen  Wechselstationen  jederzeit  bei  Tag  und  Nacht  unauf- 
gehaltcn  erfolgen.  Die  gleiche  unaufgehaltene  Abfertigung  der  dem  Ansage- 
verfahren  unterliegenden  Fracht-  und  Eilgüter,  dann  des  dem  ordentlichen 
Verfahren  zu  unterziehenden  Eilgutes,  wird  nach  Mass  des  wirklichen  Bedürf- 
nisses und  unter  der  Bedingung  zugestanden,  dass  keine  ausserordentliche 
Anhäufung  von  derlei  Sendungen  und  keine  Besorgniss  für  die  Zollsicherheit 
eintritt. 

Artikel  102. 

Die  k.  bayerische  Regierung  ertheilt  die  Zusicherung,  dass  der  österrei- 
chisch -gefällsämtliche  Verschluss  auf  jenen  Waaren,  welche  auf  der  Eisenbahn 
aus  einem  Theile  des  österreichischen  Gebietes  in  das  andere  befordert  werden 
(Streckenzugsgüter),  von  den  bayerischen  Zollorganen  nicht  abgenommen,  und 
auch  die  österreichischen  Ausweisbolleten  nicht  eingezogen,  sondern  den 
Eisenbahn-Betriebsorganen  zur  weiteren  Abgabe  an  das  betreffende  öster- 
reichische Zollamt  belassen  werden.  Dasselbe  gilt  von  den  Wagen  und 
Wagenabtheilungen,  welche  unter  Raumverschluss  aus  einem  Theile  des 
österreichischen  Gebietes  auf  den  bayerischen  Bahnlinien  in  einen  andern 
Theil  des  österreichischen  Gebietes  verkehren.  Die  bayerischen  Betriebs- 
organe haben  die  bei  dem  Abgange  aus  Oesterreich  auszufertigenden,  auf  die 
Streckenzugsgüter  Bezug  nehmenden  Verzeichnisse  und  zollämtlichen  Papiere 
dem  österreichischen  Zollamte  an  der  Einbruchsstation  zu  tibergeben.  Die 
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•  mit  StreckenzugsgUt ern  beladenen  Wagen  müssen  durch  Bayern  unaufgehalten 
nach  der  Fahrordnung  durchgeführt  werden.  Diese  Streckenzugsgüter  werden 
von  Seite  Bayerns  einer  speciellen  Zollrevision  nicht  unterzogen,  sondern 
entweder  unter  Beachtung  des  Raumvcrschlusses  oder  mit  Personalbegleitong 
abgefertiget.  Oesterreich  hat  auch  das  Recht  der  Begleitung. 

Artikel  103. 

Dem  für  die  Bahngüter  vorgezeichneten  Verfahren  unterliegen  auch  die 
mit  der  Bahn  beförderten  Poststücke  mit  der  Ausnahme,  dass  statt  der  Ladungs- 
verzeichnisse die  beiderländigen  Postkarten  der  Amtshandlung  zu  Grumle  zu 
legen  sind. 

Die  Einsichtnahme  und  Vergleichung  derselben,  dann  der  Eintritt  io 
die  Postwagen  ist  den  Abgeordneten  eines  jeden  der  in  den  gemeinschaft 
liehen  Wechselstationen  aufgestellten  Zollämter  ohne  Rücksicht  auf  die  Staats- 
angehörigkeit gestattet. 

Artikel  104. 

Die  EisenbahnzUge  haben  die  Strecken  zwischen  den  gemeinschaft- 
lichen Wechselstationen  und  den  auf  dem  gegenüber  liegenden  bayerischen 
Gebiete  mit  einem  Österreichischen  Gefallsamte  besetzten  Stationen  in  jeder 
Richtung  ununterbrochen  zurückzulegen.  Sollte  in  diesen  Strecken  eine 
Haltstation  errichtet  werden,  so  kann  diess  nur  für  das  Absteigen  von  Reisen- 
den mit  gänzlicher  Ausschliessung  jeder  Aufnahme  und  Abgabe  von  Fracht- 
stücken gegen  Beobachtung  der  für  das  Gepäcke  der  Reisenden  erforderlichen 
Zollvorschriften  geschehen. 

Im  Falle  der  Noth wendigkeit  eines  ausserordentlichen  Stillstandes  des 
Zuges  oder  des  Zurücklassens  eines  Theiles  der  Wagen  auf  österreichischem 
Gobiete  ist,  in  soferne  keine  Begleitung  stattfindet,  die  nächste  Finanzwachpo- 
stirung  zu  benachrichtigen,  welche  die  Bewachung  des  Zuges  oder  der  Wagen 
bis  zur  Fortsetzung  der  Fahrt,  beziehungsweise  bis  zum  Eintreffen  im  gemein- 
schaftlichen Wechselstationshofe  oder  an  der  Gränze  einzuleiten  hat. 

Artikel  105. 

Der  Gewerbsbetrieb  der  beiderländigen  Eisenbahnunternehmungen,  so- 
weit derselbe  auf  k.  k.  österreichischem  Gebiete  stattfindet,  wird  saramt  dazu 
gehörigen  Räumen  unter  ämtliche  Aufsicht  (Controle)  der  österreichischen 
Gefällsbehörde  gestellt.  Die  österreichischen  Gefällsbeamten  und  Wachange- 
stellten sind  demnach  berechtiget,  in  die  Räume  des  Bahnbetriebes,  so  oft  sie 
es  erforderlich  finden,  einzutreten,  Nachforschungen  zu  pflegen,  der  Gewerbs- 
ausübnng  beizuwohnen,  den  Stand  der  vorhandenen  Waaren  aufzunehmen, 
die  vorschriftmässigen  Nachweisungen  Uber  dieselben,  dann  die  Einsieht  der 
den  Bahnbetrieb  betreffenden  Bücher  und  Schriften  zu  fordern.  Zu  diesen 
Amtshandlungen,  soweit  dieselben  in  den  von  dem  bayerischen  Bahnbetriebe 
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benutzten  Raum  stattfinden,  ist  jederzeit  der  Oberbeamte  der  bayerischen 
Babnverwaltung  beizuziehen. 

Die  Beiziehung  des  Oberbeamten  des  betreffenden  Dienstzweiges  soll 
auch  bei  jenen  Amtshandlungen  stattfinden,  welche  von  den  österreichischen 
Gefällsbeamten  in  den  übrigen  von  der  bayerischen  Verwaltung  benutzten 
Räumen  nach  Zulassung  der  österreichischen  Gesetze  vorgenommen  werden. 

Die  Niederlegung  und  Aufbewahrung  unverzollter  ausländischer  Waaren 
ist  in  den  gemeinschaftlichen  Wechselstationen  nur  in  Räumen  unter  Sperre 
der  daselbst  aufgestellten  k.  k.  österreichischen  Zollämter  gestattet. 

Hierunter  sind  jedoch  diejenigen  Fälle  nicht  begriffen,  in  welchen  die 
bayerische  Zollverwaltung  genöthiget  ist,  Gegenstände  nur  zeitweilig  in  der 
Abfertigung  zurückzuhalten. 

Artikel  106. 

Die  sämmtlichen  Räume  der  Bahnhöfe  zu  Salzburg  und  Rufstein  sind 
durch  eine  Einfriedung  von  Aussen  abzuschliessen,  die  Ein-  und  Ausgänge 
nur  auf  das  wirkliche  Bedttrfniss  zu  beschränken,  und  Veränderungen  in  den- 
selben jederzeit  der  österreichischen  Zollverwaltung  anzuzeigen.  Diese  behält 
sich  die  Bewachung  der  Zugänge  und  anderer  Stellen  der  gedachten  Bahn- 
höfe durch  stehende  Finanzwachposten  vor. 

Artikel  107. 

In  soweit  die  vorstehenden  Vertragsbestimmungen  nicht  eine  Ausnahme 
machen,  bleiben  die  in  den  beiderseitigen  Staaten  geltenden  Zöllgesetze  auch 
rücksichtlich  des  auf  den  Eisenbahnen  getriebenen  zollpflichtigen  Verkehres 
in  Kraft. 

Artikel  108. 

Jeder  der  contrahirenden  Regierungen  bleibt  vorbehalten,  diejenigen 
Anträge  auf  Abänderungen  oder  Ergänzungen  der  hier  vereinbarten  Zoll- 
massregeln zu  stellen,  welche  theils  im  Interesse  der  Zollsicherheit  oder  Ver 
kehrserleichterung  wünschenswert!),  theils  in  Folge  der  beiderseitigen  allge- 
meinen zollgesetzlichen  Bestimmungen  und  Anordnungen  nothwendig 
erscheinen  sollten. 

Die  hierüber  erforderlichen  commissarischen  Verhandlungen  und  Verein- 
barungen sollen  sodann  fördersamst  eingeleitet  werden,  und  im  unverhofften 
Falle  eintretender  Verhinderung  können  von  dem  betreffenden  Staate  provi- 
sorische Einrichtungen  bis  zur  stattgefundenen  Vereinbarung  über  den  frag- 
lichen Gegenstand  getroffen  werden. 

Auf  Grund  der  vorstehenden  das  Zollwesen  berührenden  Bestimmungen 
werden  seiner  Zeit  die  für  beide  Staaten  zu  erlassenden  Vollzugsvorschriften 
(Regulative)  vereinbart  werden.  Uebrigens  werden  die  Zollverwaltungen  bei- 
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der  Staaten  die  hinsichtich  der  Dienstesausübung  auf  den  österreichisch 
bayerischen  Eisenbahnen  an  ihre  Beamten  ergehenden  Instructionen  sich 
gegenseitig  mittheilen. 

Vni.  Abschnitt. 

SchlussbestimmuDg. 
Artikel  109. 

Der  k.  bayerischen  Regierung  bleibt  es  nach  ihrem  Ermessen  überlassen, 
den  Bau  oder  den  Betrieb  der  in  dem  Artikel  1  berührten  Eisenbahnlinien 
selbst  zu  übernehmen  oder  an  Private  zu  Uberlassen. 

Im  letzteren  Falle  ist  sie  jedoch  verpflichtet,  bei  Festsetzung  der  Con- 
cessions-  oder  Ueberlassungsbedingungen  die  nüthige  Vorsorge  für  die 
Beobachtung  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages  zu  treffen,  und 
sich  hiernach  die  geeignete  Einwirkung  auf  die  künftigen  Betriebs-Anord- 
nungen zu  sichern. 

Auch  soll  in  diesem  Falle  an  die  österreichische  Regierung  von  der 
ertheilten  Concession  oder  der  sonst  getroffenen  Verfügung  nebst  den  Bedin- 
gungen derselben  Mittheilung  erfolgen. 

Jedenfalls  werden  sich  in  diesem  Falle  die  näher  zu  verabredenden  Be- 
stimmungen zum  Zwecke  des  Vollzuges  der  vereinbarten  oder  noch  zu  verein- 
barenden Bestimmungen  in  Sachen  des  wechselseitigen  Bahnbetriebes  und 
namentlich  hinsichtlich  der  Betriebs-Abrechnungen  insbesondere  in  Absicht 
auf  die  Garantie  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  für  die  ihr  gebührenden 
Zahlungsleistungen  vorbehalten. 

Anhänge-Artikel  (nicht  im  Reichsgesetzblatte  publicirt).  Der  kgl.  bayerischen  Regie- 
rung bleibt  vorbehalten,  diejenigen  Maisregeln  zum  Vollzuge  des  obigen  Vertrages,  welche  nach 
den  bestehenden  verfassungsmässigen  Bestimmungen  einer  legislativen  Feststellung  bedürfen,  der 
Zustimmung  der  Kammern  zu  unterziehen,  welche  sie  bis  zum  8chlusse  dieses  Jahres  nachzo- 


Artikel  110. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  ratificirt  und  die  Ratificationen  binnen 
Einem  Monate  in  Wien  ausgewechselt  werden. 

Dessen  zur  Urkunde  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  gegen- 
wärtigen Vertrag  in  zwei  gleichlautenden  Ausfertigungen  unter  Beidrückung 
ihrer  Insiegel  unterzeichnet. 

So  geschehen  zu  Wien  am  Ein  und  zwanzigsten  Juni  des  Jahres  Ein- 
tausend achthundert  fünfzig  und  Eins. 

A.  Baumgartner  m.  p.  Graf  v.  Lerehenfeld  m.  p. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Frani  Ritter  v.  Ealchberg  m.  p.  |.  Weber  m.  p. 

(L.  S.)  (L.  8.) 
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Als  haben  Wir  nach  vorgenommener  genauer  Prüfung  und  Erwägung 
der  säramtlichen  110  Artikel  dieses  Vertrages  solche  ohne  Ausnahme  gut- 
geheissen  und  genehmiget,  und  versprechen  mit  Unserem  kaiserlichen  Worte, 
für  Uns  und  Unsere  Nachfolger,  dieselben  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  getreu 
zu  beobachten  und  deren  Bestimmungen  pünctlich  vollziehen  zu  machen. 

Urkund  dessen  haben  Wir  gegenwärtiges  Ratifications-Instrument  eigen- 
händig unterzeichnet  und  demselben  Unser  kaiserliches  Insiegel  beidrucken 
lassen. 

So  geschehen  in  Unserer  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am  19.  Juli 
im  Jahre  des  Herrn  Eintausend  achthundert  Ein  und  fünfzig,  Unserer  Reiche 
im  Dritten. 

Franz  Joseph. 

(L.S.) 

Schwanenberg  m.  p. 


2.  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich  und  Bayern  vom  21.  April 

1856,  R.  G.  Bl.  Nr.  100, 

wegen  Verbindung  der  beiderseitigen  Eisenbahnen. 

(Geschlossen  xu  München  an  21.  April  1856,  in  den  beiderseitigen  Ratificirungen  ausgewechselt 

ebendaselbst  am  23.  Mai  1856.) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oester- 
reich; König  von  Ungarn  und  Böhmen,  König  der  Lombardei  und  Venedigs, 
von  Dalmatien,  Croatien,  81avonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Myrien; 
Erzherzog  von  Oesterreich;  Grossherzog  von  Krakau;  Herzog  von  Lothringen, 
Salzburg,  Steyer,  Kärnthen,  Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Schlesien  ,* 
Grossfürst  von  Siebenbürgen;  Markgraf  von  Mähren;  geforsteter  Graf  von 
Habsburg  und  Tirol  etc.  etc. 

Thun  kund  und  bekennen  anmit: 

Nachdem  zwischen  Unserem  Bevollmächtigten  und  jenem  Seiner  Majestät 
des  Königs  von  Bayern,  —  zum  Zwecke  der  Beseitigung  der  Schwierigkeiten, 
welche  der  Ausführung  des  am  21.  Juni  1851  abgeschlossenen,  die  Verbin- 
dung der  beiderseitigen  Eisenbahnen  betreffenden  Vertrages  entgegenstanden, 
—  zu  München  unterm  21.  April  1.  J.,  ein  aus  18  Artikeln  bestehender  Ver- 
trag abgeschlossen  und  unterzeichnet  worden  ist,  welcher  von  Wort  zu  Wort 
wie  folgt  lautet: 

Seine  Apostolische  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  und  Seine  Maje- 
stät der  König  von  Bayern  in  der  Absicht,  die  Schwierigkeiten,  welche  sich 
im  Vollzüge  des  unterm  21.  Juni  1851  wegen  Verbindung  der  beiderseitigen 
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Eisenbahnen  abgeschlossenen  Staatsvertrages  ergeben  haben,  durch  Abän- 
derung einiger  Vertragsbestimmungen  zu  beseitigen,  haben  zu  diesem  Ende 
Bevollmächtigte  ernannt  und  zwar: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  etc.  etc.  etc. 

Allerhöchst  Ihren  ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten 
Minister  am  königlich-bayerischen  Hofe,  Grafen  Rudolph  Apponyi,  k.  k. 
wirklichen  geheimen  Rath  und  Kämmerer,  Grosskreuz  des  grossherzoglich  - 
badischen  Hausordens  der  Treue,  Commandeur  erster  Classe  des  const&ntini- 
schen  St.  Georgs-Ordens  von  Parma  etc.  etc. 

und 

Seine  Majestät  der  König  von  Bayern  etc.  etc.  etc. 

Allerhöchst  Ihren  Staatsminister  des  königlichen  Hauses  und  des  Aeussern, 
Freiherrn  Ludwig  von  der  Pfordt en,  Grosskreuz  des  Verdienstordens  der 
bayerischen  Krone,  des  k.  k.  österreichischen  St.  Stephan-Ordens  und  des 
k.  k.  österreichischen  Leopold-Ordens  etc.  etc.,  von  welchen  nach  gegen- 
seitiger Anerkennung  ihrer  Vollmachten  nachfolgende  Artikel  vereinbart 
worden  sind: 

Artikel  1. 

Nachdem  die  Resultate  der  von  der  k.  k.  österreichischen  Regierung 
vorgenommenen  Vorarbeiten  für  die  im  Artikel  2  des  Vertrages  vom  21.  Juni 
1851  festgestellte  Bahnlinie  von  Salzburg  nach  Bruck  die  Ueberzeugung 
begründet  haben,  dass  die  Ausführung  der  projectirten  Bahnlinie  mit  unver- 
hältnissmässigen  Kosten,  Schwierigkeiten  und  Gefahren  für  den  künftigen 
Betrieb  verbunden  sein  würde,  so  soll  es  von  der  Verpflichtung  der  öster- 
reichischen Regierung  zur  Herstellung  der  Bahn  von  Salzburg  nach  Bruck 
sein  Abkommen  erhalten. 

Die  k.  k.  Österreichische  Regierung  wird  jedoch  die  Studien  über  diese 
Bahn  fortsetzen,  um  wo  möglich  eine  günstigere  Linie  zu  ermitteln  und  im 
Falle  diess  gelingen  sollte,  zu  seiner  Zeit  wieder  die  Frage  Uber  den  Bau  der 
gedachten  Strecke  in  Verhandlung  zu  bringen. 

Vgrl.  Art.  2  de»  SUatavertrap»  vom  21.  Juni  1851  (II,  A,  1). 

Artikel  2. 

Dagegen  verpflichtet  sich  die  k.  k.  österreichische  Regierung,  schon 
dermalen  eine  directe  Eisenbahn  von  der  österreichischen  Gränze  bei  Salz- 
burg nach  Linz  und  von  danach  Wien  herstellen  zu  lassen. 

Artikel  3. 

Die  ganze  Bahnstrecke  von  Salzburg  Uber  Linz  nach  Wien  soll  längstens 
innerhalb  eines  Zeitraumes  von  fünf  Jahren  (vom  Tage  der  Auswechslung 
der  Ratificationen  dieses  Vertrages  gerechnet)  vollendet  und  dem  Betriebe 
Ubergeben  werden. 
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Artikel  4. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  verpflichtet  sich  ferner,  die  Bahn- 
linie von  Innsbruck  bis  znr  bayerischen  Gränze  bei  Kiefersfelden,  sowie  jene 
von  Verona  nach  Bötzen  bis  zum  1.  October  1858  zu  vollenden  und  in  Betrieb 
zu  setzen. 

Vgl.  Art.  4  und  12  des  Staatavertrages  vom  21.  Juni  1831  (II,  A,  1). 

Artikel  5. 

Die  königlich-bayerische  Regierung  verpflichtet  sich  dagegen,  statt  der 
im  Artikel  12  des  Vertrages  vom  21,  Juni  1851  übernommenen  Verbindlich- 
keiten, die  Bahnlinien : 

1.  von  München  über  Rosenheim  bis  zur  Gränze  bei  Kiefersfelden  eben- 
falls bis  zum  1.  October  1858; 

2.  von  Rosenheim  nach  Salzburg  innerhalb  des  im  Artikel  3  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  bezeichneten  Termines; 

herzustellen  und  in  Betrieb  zu  setzen. 

Vgl.  Art.  12  des  citirten  StaaUvertrages  (II,  A,  1). 

Artikel  6. 

Der  Zusage  des  Vertrages  vom  21.  Juni  1851  gemäss,  verpflichtet  sich 
die  k,  k.  österreichische  Regierung  zur  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Linz 
an  die  bayerische  Gränze  bei  Pas  sau;  wogegen  die  königlich -bayerische 
Regierung  die  Verbindlichkeit  Ubernimmt,  im  unmittelbaren  Anschlüsse  an 
diese  österreichische  Bahn  eine  Eisenbahn  von  Nürnberg  über  Regens- 
burg nach  P  a  s  s  a  u  und  bis  an  die  österreichische  Gränze  zu  erbauen. 

Vgl.  Art.  3  des  citirten  StaaUvertrages  (II,  A,  I). 

Artikel  7. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  verbindet  sich,  die  Eisenbahnstrecke 
von  Linz  an  die  bayerische  Gränze  bei  Passau  in  derselben  Zeitfrist  im  Baue 
zu  vollenden  und  dem  Betriebe  zu  übergeben,  in  welcher  die  königlich- 
bayerische Regierung  die  ganze  Strecke  von  Nürnberg  Uber  Regensburg  und 
Passau  an  die  österreichische  Gränze  vollendet  und  dem  Betriebe  tibergeben 
haben  wird.  Dieser  Vollendungstermin  soll  jedoch  in  keinem  Falle  kürzer 
als  der  im  Artikel  3  des  gegenwärtigen  Vertrages  bestimmte  Termin  von 
5  Jahren  und  in  keinem  Falle  länger  als  7  Jahre  angenommen  werden. 

Zur  Sicherung  des  Vollzuges  dieser  Bestimmung  verpflichten  sich  die 
beiderseitigen  Regierungen,  sich  vom  Jahre  1858  an  jährlich  summarische 
Nachweisungen  über  die  Fortschritte  der  Arbeiten  an  den  beiderseitigen 
Bahnabtheilungen  mitzutheilen. 

Artikel  8. 

Der  bereits  ausgearbeitete  Entwurf  über  den  wirklichen  Verbindungs- 
punct  der  im  Artikel  6  erwähnten  beiderseitigen  Bahnen  an  der  Landesgränze 
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bei  Passau  und  Uber  den  Anschluss  derselben  in  horizontaler  und  verticaler 
Richtung  soll  sofort  der  Prüfung  und  Genehmigung  der  beiden  contrahirenden 
Regierungen  unterstellt  und  die  Entscheidung  hierüber  längstens  bis  zum 
1.  October  d.  J.  gegenseitig  mitgetheilt  werden. 

Artikel  9. 

Der  in  Passau  zu  errichtende  Bahnhof  wird  als  alleinige  und  gemein- 
same Wechselstation  für  den  Eisenbahnbetrieb  beider  8taaten  auf  der 
Regensburg-Passau-Linzer  Linie  bestimmt,  von  welcher  Bestimmung  einseitig 
nicht  abgegangen  werden  kann. 

Artikel  10. 

Die  königlich-bayerische  Regierung  überlässt  der  k.  k.  österreichischen 
Regierung  und  bezüglich  den  von  der  Letzteren  allenfalls  zu  bestellenden 
Concessionären  (Artikel  15)  die  Benützung  der  Bahnstrecke  von  Passau  bis 
an  die  österreichische  Landesgränze  und  derjenigen  Theile  der  Wechselstation 
Passau,  welche  bloss  für  die  österreichische  Bahnverwaltung  nothwendig 
erkannt  werden,  und  gestattet  ferner  der  Letzteren  die  Mitbenützung  derjenigen 
Theile  der  genannten  Wechselstation,  welche  zum  gemeinschaftlichen  Gebrauche 
der  beiderseitigen  Bahnverwaltungen  bestimmt  werden. 

Artikel  11. 

Auf  die  bauliche  Herstellung,  die  Erhaltung,  Kostenbestreitung  und 
Verzinsung  des  Baucapitales,  dann  auf  die  Benützung  der  Bahnstrecke  von 
Passau  an  die  Österreichische  Gränze,  sowie  der  Bahnhofs-Anlagen  der 
Wechselstation  Passau  haben  übrigens  diejenigen  Bestimmungen  analoge  und 
bezüglich  reciproke  Anwendung  zu  finden,  welche  in  dem  Staatsvertrage  vom 
21.  Juni  1851  —  Artikel  13  bis  inclusive  21  und  Artikel  23  bis  inclusive 
40  —  rücksichtlich  des  Verhältnisses  des  Bahnhofes  in  Salzburg,  und  der 
Bahnstrecke  von  dort  an  die  Landesgränze  bei  Klesheira  festgesetzt  worden 
sind,  und  es  räumt  daher  die  königlich-bayerische  Regierung  der  k.  k.  öster- 
reichischen Regierung  und  ihren  allenfallsigen  Concessionären  rücksichtlich 
deß  Bahnhofes  zu  Passau,  und  der  Bahnstrecke  von  da  an  die  österreichische 
Gränze  alle  jene  Rechte  und  Befugnisse  ein,  welche  in  dem  Staatsvertrage 
vom  21.  Juni  1851  der  königlich-bayerischen  Regierung  bezüglich  des  Bahn 
hofes  zu  Salzburg  und  bezüglich  der  Eisenbahnstrecke  von  dort  bis  zur 
bayerischen  Gränze  zugestanden  worden  sind,  sowie  anderseits  die  k.  k. 
Österreichische  Regierung  rücksichtlich  des  Stationsplatzes  zu  Passau  und 
der  Bahnstrecke  von  diesem  Stationsplatze  bis  zur  österreichischen  Landes- 
gränze auf  analoge  Weise  alle  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen  hat,  welche  von 
der  königlich-bayerischen  Regierung  in  dem  Vertrage  vom  21.  Juni  1851 
rücksichtlich  des  Bahnhofes  in  Salzburg  und  rücksichtlich  der  Bahnstrecke 
von  Salzburg  bis  zur  Landesgränze  bei  Kiesheim  übernommen  worden  sind. 
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Auf  gleiche  Weise  haben  die  rücksichtlich  des  Eisenbahn-Betriebes,  der 
polizeilichen  Pass-  nnd  Fremdenbehandlung,  der  Postverbindung,  des  Tele- 
graphen-Anschlusses und  des  Zollwesens  in  den  Artikeln  42  bis  inclusive  108 
des  Vertrages  vom  21.  Juni  1851  vereinbarten  Bestimmungen  auch  für  die 
Strecke  Regensburg-Passau-Linz  analoge  und  bezüglich  reciproke  Geltung. 

Vgl.  den  citirten  Staatsvertrag  (II,  A,  i). 

Artikel  12. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  Ubernimmt  ferner  die  Verbindlich- 
keit der  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Prag  Uber  Pilsen  an  die  böhmisch- 
bayerische Gränze,  wogegen  anderseits  die  königlich-bayerische  Regierung 
sich  verpflichtet,  den  unmittelbaren  Anschluss  der  von  Nürnberg  nach 
Regensburg  zu  führenden  Eisenbahn  an  die  oben  erwähnte  Linie  durch  eine 
bis  an  die  Landesgränze  reichende  Bahn  zu  bewerkstelligen. 

Vgl.  Art.  3  dea  Staatsvertragea  vom  21.  Juni  1831  (II,  A,  1).  dann  die  nachfolgende  Ueber- 
einknnft  rom  20.  S«ptember  1858,  betreffend  den  Anschluss  der  Eisenbahnen  an  der  böhmisch- 
bayerischen  <>rfinte  (II,  A,  3). 

Artikel  13. 

Längstens  innerhalb  eines  Jahres,  von  dem  Tage  der  Auswechslung 
der  Ratificationen  des  gegenwärtigen  Vertrages  gerechnet,  soll  rUcksichtlich 
der,  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  beiderseitigen  Bahnen  im  wechsel- 
seitigen Einverständnisse  der  k.  k.  österreichischen  mit  der  königlich- 
bayerischen Regierung  nach  vorgegangener  technischer  Untersuchung  durch 
beiderseitige  Commissäre  der  eigentliche  Anschlusspunct  an  der  böhmisch - 
bayerischen  Gränze  und  der  Termin  zu  der  jedenfalls  gleichzeitig  zu  bewerk- 
stelligenden Vollendung  für  die  beiden  Bahnstrecken  vertragsmässig  festgesetzt 
werden. 

Vgl.  Art  I  und  III  der  oben  citirten  Uebereinkunft  vom  20.  September  1856  (II.  A.  3). 

Artikel  14. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  erklärt  sich  geneigt,  zur  gelegenen 
Zeit  eine  Eisenbahn  von  Pilsen  nordwärts  überEger  an  die  bayerische  Gränze 
herstellen  zu  lassen;  für  diesen  Fall  erklärt  die  königlich-bayerische 
Regierung  die  Bereitwilligkeit,  den  gleichzeitigen  Anschluss  der  bayerischen 
Bahnen  an  die  gedachte  österreichische  Bahn  zu  gestatten. 

In  dieser  Beziehung  soll  seinerzeit  von  den  gedachten  beiden  Regie- 
rungen die  geeignete  nähere  Vereinbarung  getroffen  werden. 

Vgl.  den  nachfolgende«  Staatsvertrag  vom  17.  Juni  1863  über  die  Eisenbahnverbindungen 
von  Hof  über  Asch  nach  Eger  und  von  Eger  nach  Waldsassen  (II,  A,  4). 

Artikel  15. 

Sowohl  die  k.  k.  österreichische  als  die  königlich -bayerische  Regierung 
behalten  sich  rUcksichtlich  Aller  in  dem  Staatsvertrage  vom  21.  Juni  1851 
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und  dem  gegenwärtigen  Nachtragsvertrage  besprochenen,  in  den  respectiven 
Lande8theilen  zu  errichtenden  Eisenbahnen  ausdrücklich  vor,  nach  freiem 
Ermessen  den  Bau  oder  den  Betrieb  oder  beides  zugleich  der  fraglichen 
Eisenbahn-Linien  vom  Staate  selbst  zu  übernehmen  oder  an  Private  zu  über- 
lassen. 

Im  letzteren  Falle  ist  jedoch  in  der  diessfälligen  Concessions-Urkunde 
oder  in  den  Ucberlassungs-Bedingungen  die  nöthige  Vorsorge  für  die  Beob- 
achtung der  Bestimmungen  der  oben  gedachten  Verträge  zu  treffen. 

Auch  werden  sich  die  beiden  Regierungen  von  den  diessfalls  ertheilten 
Concessionen  die  Mittheilung  machen  und  hernach  die  allenfalls  noch  erfor- 
derlichen näheren  Massnahmen  zum  Vollzuge  der  vereinbarten  oder  noch  zu 
vereinbarenden  Bestimmungen  in  Sachen  des  wechselseitigen  Bahnbetriebes 
und  namentlich  hinsichtlich  der  Betriebs-Abrechnungen  und  der  wechselseitigen 
Zahlungsleistungen  verabreden. 

Artikel  16. 

Alle  Bestimmungen  des  Vertrages  vom  21.  Juni  1851,  welche  durch 
gegenwärtigen  Nachtragsvertrag  nicht  ausdrücklich  aufgehoben  oder  abge- 
ändert werden,  verbleiben  in  voller  Kraft  und  Giltigkeit  und  finden  auch  auf 
die  durch  gegenwärtigen  Vertrag  festgesetzten  Bahnlinien  analoge  Anwendung. 

Artikel  17. 

Der  im  Additional-Artikel  zum  Vertrage  vom  21.  Juni  1851  enthaltene 
Vorbehalt  der  bayerischen  Regierung  wird  insbesondere  auch  auf  die  Bestim- 
mungen des  gegenwärtigen  Vertrages  in  der  Art  ausgedehnt,  dass  statt  der 
daselbst  bestimmten  Frist  der  1.  August  d.  J.  angenommen  wird. 

Vgl.  den  Anhanga-Artikel  bei  Art.  109  des  StaaUvertrage«  vom  21.  Juni  1851  (II,  A,  1). 

Artikel  18. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  beiderseits  zur  Allerhöchsten  Ratification 
vorgelegt  und  die  Auswechslung  der  Ratifications-Urkunden  innerhalb  vier 
Wochen  in  München  vorgenommen  werden. 

Zur  Urkunde  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  gegen- 
wärtigen Vertrag  in  zwei  gleichlautenden  Ausfertigungen  unter  Beidrückung 
ihres  Insiegels  unterzeichnet. 

So  geschehen,  München  den  21.  April  Eintausend  achthundert  sechs  und 
fünfzig. 

(L.  S.)    Graf  App«avi  m.  p. 

(L.  S.)    Freiherr  von  der  Pftrdtei  m.  p. 
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So  haben  Wir  nach  Prüfung  sämmtlicher  Bestimmungen  dieses  Vertrages 
denselben  gutgeheissen  und  genehmiget;  versprechen  auch  mit  Unserem 
kaiserlichen  Worte,  für  Uns  und  Unsere  Nachfolger,  solchen  seinem  ganzen 
Inhalte  nach  getreu  zu  beobachten  und  beobachten  zu  lassen. 

Zu  dessen  Bestätigung  haben  Wir  gegenwärtige  Urkunde  eigenhändig 
unterzeichnet  und  selber  Unser  kaiserliches  Insiegel  beidrücken  lassen. 

80  geschehen  in  Unserer  kaiserlichen  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien 
am  18.  Mai  im  Jahre  des  Heils  1856,  Unserer  Reiche  im  achten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

(L.  S.)  m 

Graf  Bool-Schaaenstelu  m.  p. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung 
Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät: 

J.  litter  Liehmann  von  Palmrode  m.  p., 

k.  k.  Hof-  und  Ministerialrat«. 


3.  Uebereinkunft  zwischen  der  kaiserlich-königlich-ßsterreichi- 
sehen  nnd  königlich-bayerischen  Regierung  Tom  SO.  September 

1858,  K.  G.  Bl.  Nr.  236, 

betreffend  den  Anschluss  der  Eisenbahnen  an  der  böhmisch-bayerischen  Gräme. 

(Geschlossen  tu  Wien  am  20.  September  1858;  die  Auswechslung  der  beiderseitigen  Ratificirungen 

hat  in  Wien  am  15.  November  1858  stattgefunden.) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oester- 
reich ;  König  von  Ungarn  nnd  Böhmen,  König  der  Lombardei  und  Venedigs, 
von  Dalmatien,  Croatien,  81avonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien; 
Erzherzog  von  Oesterreich;  Grossherzog  von  Krakau ;  Herzog  von  Lothringen, 
Salzburg,  Steyer,  Kärnthen,  Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-8chlesien ; 
Orossflirst  von  Siebenbürgen;  Markgraf  von  Mähren;  geftlrsteter  Graf  von 

Habsburg  und  Tirol  etc.  etc. 

Nachdem  zwischen  Unserem  Bevollmächtigten  und  jenem  8einer  Maje- 
stät des  Königs  von  Bayern  in  Ausführung  der  Artikel  12  und  13  des  zu  Mün- 
chen am  21.  April  1856  über  die  Verbindungen  der  beiderseitigen  Eisen- 
bahnen abgeschlossenen  Staatsvertrages,  in  Wien  am  20.  September  1858 
apeciell  wegen  des  Anschlusses  an  der  böhmisch-bayerischen  Gränze  eine, 
auf  zwei  derselben  beigefügten  Pläne  gegründete,  Uebereinkunft  in  4  Arti- 
keln abgeschlossen  und  unterzeichnet  worden  ist,  welche  von  Wort  zu  Wort 
lautet,  wie  folgt: 
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Uebereinkunft 

zwischen  der  kais.  königl.  österreichischen  und  königl.  bayerischen  Regierung 
betreffend  den  Anschluss  der  Eisenbahnen  an  der  böhmisch-bayerischen 

Gränze. 

Nachdem  gemäss  Art.  13  des  Staats  -  Vertrages  zwischen  Oesterreich 
und  Bayern  vom  21.  April  1856  *),  die  Verbindung  der  beiderseitigen 
Eisenbahnen  betreffend,  rUcksichtlich  der  in  dem  Artikel  12  ebendesselben 
Staats-Vertrages  erwähnten  beiderseitigen  Eisenbahnen  zwischen  Prag  und 
Nürnberg  der  eigentliche  Anschluss  an  der  böhmisch-bayerischen  Gränze 
und  der  Termin  zur  Bauvollendung  der  respectiven  Bahnstrecken  durch  be- 
sondere Commissäre  vertragsmässig  festgesetzt  werden  soll;  so  haben  die 
beiderseitigen  Regierungen  zu  diesem  Behufe  als  ihre  Commiasäre  bestellt: 

die  kais.  österreichische  Regierung  den  k.  k.  Sectionsrath  im  Ministe- 
rium für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten,  Vincenz  Maly,  Doctor  der 
Rechte,  Ritter  des  Verdienst-Ordens  der  bayerischen  Krone  etc.  etc., 

die  königl.  bayerische  Regierung  den  königl.  Ministerialrath  im  Staata- 
mini8terium  des  königl.  Hauses  und  des  Aeussern,  Dr.  Franz  Sebastian  von 
Daxenberger,  Ritter  des  königl.  bay r.  Verdienst-Ordens  der  Krone  und 
vom  heil.  Michael,  Ritter  des  königl.  bayr.  Maximilian-Ordens,  Comthur  des 
kais.  österr.  Franz  Joseph-Ordens,  Comthur  I.  Classe  des  königl.  spanischen 
Ordens  Carls  III.,  Ritter  des  königlich-preussischen  rothen  Adler-Ordens 
IV.  Classe,  Officier  des  königl.  griechischen  Erlöser  -  Ordens  etc.  etc.y 
welche  Commissäre  dahier  zu  Wien  zusammengetreten  und  nach  Austausch 
ihrer,  in  guter  und  gehöriger  Ordnung  befundenen  Vollmachten  über  nach- 
stehende Artikel,  vorbehaltlich  der  Ratification  ihrer  höchsten  Regierungen, 
am  heutigen  Tage  übereingekommen  sind : 

Artikel  I. 

Als  Anschluss-Punct  der  in  den  Art  12  und  13  des  Staats -Vertrages 
zwischen  Oesterreich  und  Bayern  vom  21.  April  1856  besagten,  von  Böhmen 
nach  Bayern  führenden  Eisenbahn  wird  die  bayerische  8tadt  Furth  bestimmt, 
und  es  soll  der  L  ebergang  der  Bahn  über  die  Gränze  der  beiderseitigen  Staaten 
bei  dem  österreichischen  Orte  Piassendorf  Statt  haben  und  dabei  die 
Anschluss-Linie  im  Ganzen,  sowie  in  ihren  einzelnen  Theilen  und  in  allen  Moda- 
litäten, namentlich  auch  was  die  Steigungs-Verhältnisse  betrifft,  so  eingehalten 
werden,  wie  sie  in  den,  der  gegenwärtigen  Uebereinkunft  angehefteten  zwei 
Plänen  verzeichnet  ist. 

Artikel  U. 

Als  gemeinsame  Wechsel-Station  wird  die  bayerische  Stadt  Furth  be- 
stimmt. Der  k.  k.  österreichischen  Regierung  und  bezüglich  der  von  derselben 


•)  Reichs-GeseU-BIutt  Nr.  100.  (II,  A,  2.) 
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concessioniiien  Gesellschaft  ftlr  die  Erbauung  der  Prag-Pil  Bener  Eisenbahn 
wird  die  Mitbenutzung  des  in  der  genannten  Stadt  Furth  zu  errichtenden 
Bahnhofes  eingeräumt  und  der  Betrieb  der  Bahnstrecke  von  Furth  bis  zur 
österreichisch-bayerischen  Gränze  gegen  die  Verpflichtung  tiberlassen,  die 
Bahnstrecke  im  guten  Stande  zu  erhalten  und  das  gesammte,  auf  die  zur  aus- 
schliesslichen Benützung  der  österreichischen  Regierung  und  bezüglich  öster- 
reichischen conce8sionirten  Eisenbahn-Gesellschaft  Uberlassenen  Objecte  ver- 
wendete Baucapital  mit  4«/,  o/0  zu  verzinsen. 

Dieselbe  Verzinsung  ist  von  einem  Drittheile  derjenigen  Capitals-Summe 
zu  leisten,  welche  für  die  Herstellung  des  zur  gemeinschaftlichen  Benutzung 
der  beiden  Bahn-Verwaltungen  bestimmten  Theiles  der  Wechsel-Station  erfor- 
derlich sein  wird. 

Die  derart  verabredete  Höhe  dieser  Verzinsung  wird  vorläufig  vom  Zeit- 
puncte  des  Eintretens  derselben  auf  fünf  Jahre  festgesetzt.  Erfolgt  ein  Jahr 
vor  Ablauf  dieser  Periode  keine  weitere  Verständigung,  so  soll  die  bisherige 
Verzinsung  auch  fernerhin  auf  unbestimmte  Zeit  bis  sechs  Monate  nach  der 
von  der  einen  oder  anderen  Seite  erfolgten  Kündigung  fortbestehen. 

Es  versteht  sich  hiebei,  dass,  wenn  die  Betriebs-Eröffnung  von  Furth 
ab  gegen  Pilsen  über  die  im  Artikel  1U  besagte  Vollendungsfrist  hinaus  sich 
verzögern  sollte,  nach  Ablauf  dieser  Frist  die  bayerische  Bahnstrecke  von 
Furth  bis  zur  Gränze,  sobald  sie  vertragsmässig  ausgebaut  ist,  übernommen 
werden  müsse,  und  dass  die  Capitata- Verzinsung  und  Unterhaltungs- Verbind 
lichkeit  vom  Tage  der  Uebernahme  an  laufen. 

Im  Uebrigen  soll  hinsichtlich  der  Bedingungen,  unter  welchen  die  Mit- 
benützung des  Bahnhofes  und  der  obenberührte  Bahn-Betrieb  bis  zur  Gränze 
Statt  finden  soll,  analog  nach  jenen  Bestimmungen  verfahren  werden,  welche 
in  dem  zwischen  Oesterreich  und  Bayern  bestehenden  Staats-Vertrage  vom 
21.  Juni  1851  *),  den  Anschluss  der  auf  den  beiderseitigen  Gebieten  zu  er- 
bauenden Eisenbahnen  betreffend,  und  zwar  speciell  in  den  Artikeln  13  bis 
einschliesslich  21,  und  23  bis  einschliesslich  40  enthalten  sind. 

Artikel  IH. 

Als  End-Termin  für  die  Bauvollendung  der  genannten  beiderseitigen 
Bahnen  wird  das  Jahr  1862  festgesetzt,  und  die  beiderseitigen  Regierungen 
werden  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  beiden  Bahnen  von  Prag  bis  Nürn- 
berg längstens  bis  Ende  Juni  1862  dem  allgemeinen  Verkehre  Ubergeben 
werden. 

Zur  Sicherung  des  Vollzuges  dieser  Bestimmung  wollen  dieselben  sich 
vom  Jahre  1859  an  jährlich  summarische  Nach  Weisungen  Uber  die  Fort- 

•)  Reicb«-Geteti-BlaU  vom  Jahre  1852,  Nr.  31.  (II,  A,  I.). 
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schritte  der  Bauten  an  den  beiderseitigen  Bahn-Abtheilungen  wechselweise 
mittheilen. 

Jeder  der  beiderseitigen  Regierungen  wird  vorbehalten,  für  die  im  eigenen 
Reiche  zu  erbauende  Bahnstrecke  zu  bestimmen,  an  welchem  Zeitpuncte  ein 
zweites  Geleise  herzustellen  ist,  sowie  ob  und  welche  Objecte  schon  im  Vor- 
aus auf  zwei  Geleise  vorzubereiten  sind. 

Artikel  IV. 

Die  gegenwärtige  Uebereinkunft  soll  einen  integrirenden  Bestandtheil 
des  Eingangs  erwähnten  Staats- Vertrages  vom  21.  April  1856  bilden,  und  so 
angesehen  werden,  als  ob  die  vorstehenden  Artikel  I,  II  und  III  in  dem  ge- 
nannten Haupt- Vertrage  selbst  enthalten  wären. 

Dieses  üebereinkommen  soll  ferner  auch  für  die,  in  den  beiderseitigen 
Gebieten  concessionirten  bezüglichen  Eisenbahn-Gesellschaften  verbindlich 
sein. 

Zur  Urkunde  dessen  haben  die  beiderseitig  bevollmächtigten  Ministerial- 
Commissäre  den  gegenwärtigen  Vertrag  in  zwei  gleichlautenden  Ausferti- 
gungen unter  Beidrückung  ihrer  Insiegel  unterzeichnet. 

So  geschehen  zu 

Wien,  am  20.  September  1858. 

Halj  m.  p.  van  Daieafcerger  m.  p. 

So  haben  Wir  nach  Prüfung  sämmtlicher  Bestimmungen  dieser  Ueber- 
einkunft, dieselbe  gut  geheissen  und  genehmiget;  versprechen  auch  mit 
Unserem  kaiserlichen  Worte  für  Uns  und  Unsere  Nachfolger  solche  ihrem 
ganzen  Inhalte  nach  getreu  zu  beobachten  und  beobachten  zu  lassen.  Zu  deren 
Bestätigung  haben  Wir  gegenwärtige  Urkunde  eigenhändig  unterzeichnet  und 
selber  Unser  kaiserliches  Insiegel  beidrucken  lassen. 

So  geschehen  in  Unserer  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien  am  1.  October 
im  Jahre  des  Heils  1858,  Unserer  Reiche  im  Zehnten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

(L.  8.) 

Graf  Bual-Schanensteln  m.  p. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung 
Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  : 

Hai  Freikerr  van  tiagera  m.  p., 

k.  k.  Ministerialnith. 
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4.  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich  und  Bayern  vom  17.  Juni 

1863,  R.  G.  Bl.  Nr.  71, 

Ober  die  Eisenbahnverbindungen  von  Hof  über  Asch  nach  Eger  und  von  Eger  nach  Waldsassen. 

(Abgeschlossen  tu  München  am  17.  Juni  1863;  ratificirt  am  12.  Juli  1863.  Die  Ratificationen 
wurden  am  31.  Juli  1863  in  München  ausgewechselt.) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich; 
König  von  Ungarn  und  Böhmen,  König  der  Lombardei  und  Venedigs,  von 
Dalmatien,  Croatien,  Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  IUirien;  Erz- 
herzog von  Oesterreich;  Grossherzog  von  Krakau;  Herzog  von  Lothringen, 
Salzburg,  Steyer,  Kärnthen,  Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Schlesien ; 
GrossfUrst  von  Siebenbürgen;  Markgraf  von  Mähren;  gefUrsteter  Graf  von 

Habsburg  und  Tirol  etc.  etc. 

Nachdem  zwischen  Unserem  Bevollmächtigten  und  jenen  8einer  Majestät 
des  Königs  von  Bayern  zum  Zwecke  des  Anschlusses  der  Hof-Egerer  und 
der  Waldsassen. Egerer  Eisenbahn  an  die  böhmischen  Eisenbahnlinien  am 
17.  Juni  1.  J.  zu  München  ein  Vertrag  abgeschlossen  und  unterzeichnet 
worden  ist,  welcher  von  Wort  zu  Wort  lautet,  wie  folgt: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  und  Seine  Majestät  der 
König  von  Bayern,  von  dem  Wunsche  geleitet,  die  Eisenbahn-Verbindungen 
der  beiderseitigen  Staatsgebiete  zu  vervollständigen,  haben  zum  Zwecke 
einer  hierüber  zu  treffenden  Vereinbarung  zu  Bevollmächtigten  ernannt: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich : 

Herrn  Vincenz  Maly  Ritter  von  Vevanovic,  Ritter  des  Ordens  der 
eisernen  Krone  IU.  Classe,  des  Verdienstordens  der  königlich-bayerischen 
Krone  und  des  königlich-preussischen  rothen  Adler -Ordens  II.  Classe, 
Gomthur  des  königlich -sächsischen  Albrecht-Ordens,  kaiserlich  -  königlicher 
Ministerialrath  im  Ministerium  für  Handel  und  Volkswirtschaft,  Doctor  der 
Rechte  etc.  etc. 

8eine  Majestät  der  König  von  Rayern : 

Herrn  Wilhelm  von  Weber,  Ritter  des  Verdienstordens  der  königlich- 
bayerischen Krone  und  des  bayerischen  Verdienstordens  vom  heiligen 
Michael,  Gomthur  des  kaiserlich  -  Österreichischen  Franz  Joseph-Ordens,  des 
herzoglich  Sachsen-Ernestinischen  Hausordens  und  des  grossherzoglich  Sach- 
sen-Weimar'schen  Ordens  vom  weissen  Falken,  Officier  der  französischen 
Ehrenlegion,  Ritter  des  Ordens  der  königlich -württembergischen  Krone, 
Ministerialrath  im  Staatsministerium  des  königlichen  Hauses  und  des  Aeus- 
sern,  und 
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Herrn  Dr.  Johann  Michael  Diepolder,  Ritter  des  kaiserlich-könig- 
lichen Ordens  der  eisernen  Krone  III.  Classe,  Ministerialassessor  im  könig- 
lichen Staatsministerinm  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten,  welche 
nach  geschehener  Mittheilung  und  gegenseitiger  Anerkennung  ihrer  Voll- 
machten über  folgende  Puncte  übereingekommen  sind : 

Artikel  I. 

Die  kaiserlich  -  königlich  -  österreichische  und  die  königlich  -  bayerische 
Regierung  verpflichten  sich,  den  Bau  der  Eisenbahnstrecken : 

a)  von  H o f  beziehungsweise  Oberkotzau  über  Asch  und  Franzens 
bad  nach  Eger; 

b)  von  Eger  an  die  böhmisch-bayerische  Gränze  bei  Waldsassen  zum 
Anschlüsse  an  die  bayerische  Ostbahn  zu  gestatten  und  zu  fördern. 

Artikeln. 

Zu  diesem  Zwecke  ertheilen  die  kaiserlich-königlich-österreichische  und 
die  königlich  -  bayerische  Regierung  jede  für  die,  in  ihrem  Staatsgebiete 
gelegene  Strecke  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiv- 
Eisenbahn  für  die  im  Artikel  I  ad  a)  erwähnte  Linie  dem  zu  Hof  gebildeten 
Eisenbahn-Consortium,  und  für  die  im  Artikel  I  ad  h)  erwähnte  Linie  der 
königlich-privilegirten  Actiengesellschaft  der  bayerischen  Ostbahnen. 

Vgl.  die  österreichischen  Concessionsurkunden  vom  4.  Juni  1863  für  diese  Bahnstrecken 
unter  II,  A,  4,  a  und  6. 

Artikel  III. 

Ueber  diese  ertheilten  Concessionen  werden  sich  die  beiden  contra- 
hirenden  Regierungen  unter  Anschluss  von  Copien  der  diessfalls  angefertigten 
Urkunden  gegenseitig  Mittheilung  machen. 

Vgl.  das  SchluMprotokoll  vom  17.  Juni  tö63,  Punct  1  (II,  A,  4). 

Artikel  IV. 

Nach  der  bisher  commissionell  festgestellten  Trace  hat  die  im  Artikel  I 
ad  a)  erwähnte  Bahn  bei  Wildenau  und  die  im  selben  Artikel  ad  6j 
bezeichnete  Bahn  bei  Schön  lind  die  böhmisch  -  bayerische  Landesgränze 
zu  tiberschreiten. 

Artikel  V. 

Die  nach  diesem  Vertrage  zu  erbauenden  Eisenbahnen  haben  gleich- 
mässig  eine  Spurweite  von  4  Fuss  8'/,  Zoll  englischen  Masses  im  Lichten 
der  Schienen  zu  erhalten  und  sollen  bezüglich  der  Einrichtungen  des  Baues 
(namentlich  auch  rücksichtlich  der  Construction  des  Oberbaues),  dann  bezüg- 
lich der  Betriebsmittel,  der  Signalisirungs-Vorrichtungen  und  sonstigen 
Betriebseinrichtungen  mit  den  diessfälligen ,  auf  den  übrigen  bayerischen 


Digitized  by  Google 


mit  Bayern.  559 

Bahnen  bestehenden  und  von  der  königlich  -  bayerischen  Regierang  geneh- 
migten analogen  Einrichtungen  Ubereinstimmen. 

Auch  sollen  die  auf  solche  Weise  construirten  Locomotive  und  Wag- 
gons (welche  die  königlich-bayerische  Regierung  in  Betren*  ihrer  Betriebs- 
fahigkeit  einer  sorgfältigen  Prüfung  unterwerfen  und  gehörig  Uberwachen 
wird)  ohne  weiteres  auf  die  in  Oesterreich  gelegenen  Strecken  dieser 
Bahnen  Ubergehen  dürfen. 

Artikel  VI. 

Die  volle  Landeshoheit  (also  auch  die  Ausübung  der  Justiz  und 
Polizcigewalt)  bleibt  in  Ansehung  der,  das  kaiserlich  -  österreichische  Gebiet 
und  beziehungsweise  das  königlich -bayerische  Gebiet  durchschneidenden 
Bahnstrecken  auf  dem  österreichischen  Gebiete  Sr.  Majestät  dem  Kaiser  von 
Oesterreich,  und  auf  dem  bayerischen  Gebiete  Sr.  Majestät  dem  Könige  von 
Bayern  ausschliesslich  vorbehalten. 

Artikel  VII. 

Unbeschadet  des  Hoheits-  und  Aufsichtsrechts  der  contrahirenden 
Regierungen  Uber  die  in  ihrem  Gebiete  gelegenen  Bahnstrecken  soll  die 
Bahnbetriebspolizei  unter  Aufsicht  der  dazu  in  jedem  Staatsgebiete  com- 
petenten  Behörden,  in  Gemässheit  der  für  jedes  Gebiet  geltenden  Vor- 
schriften, zunächst  durch  die  Beamten  der  Eisenbahn-Betriebsverwaltung 
gehandhabt  werden,  welchen  auch  auf  österreichischem  Gebiete  jene  Befug- 
nisse eingeräumt  werden,  welche  für  die  Beamten  österreichischer  Bahnen 
Geltnng  haben. 

Auch  wird  die  kaiserlich  -  österreichische  Regierung  Vorsorge  treffen, 
dass  diese  Bahnbeamten  auf  der  in  Oesterreich  gelegenen  Strecke  in  Ausübung 
der  bahnpolizeilichen  Amtshandlungen  von  den  Staatsorganen  die  nöthige 
Unterstützung  erhalten. 

Artikel  VIII. 

Die  Ernennung  der  für  den  Betrieb  auf  den  in  Oesterreich  gelegenen 
Strecken  erforderlichen  Beamten  und  Diener  kommt  ausschliesslich  der 
bayerischen  Regierung,  beziehungsweise  der  einschlägigen  bayerischen 
Eiseubahnverwaltung  zu,  welche  auch  Uber  dieselben  die  Disciplinargewalt 
im  Dienste  auszuüben  hat.  Das  gesammte  Beamten-,  Diener-  und  Arbeiter- 
Personale  untersteht  jedoch  während  des  Aufenthaltes  auf  österreichischem 
Territorium  den  österreichischen  Gesetzen  und  Polizei- Verordnungen. 

Bei  allenfallsiger  Verhaftnahrae  der  conventionsmässig  auf  österreichi- 
schem Gebiete  aufgestellten  bayerischen  Eisenbahn-,  Post-  und  Telegraphen- 
beamten hat  das  mit  Verordnung  des  kaiserlich-königlich  -  österreichischen 
Justizministeriums  vom  18.  December  1850  (Nr.  472  des  Reichs-Gesetz- 


Digitized  by  Google 


560  Staatsrertrfige 

Blattes  vom  Jahre  1850)  vorgezeichnete  Verfahren  in  Anwendung  zn 
kommen. 

Artikel  IX. 

Die  königlich -bayerische  Regierang  leistet  die  Zusage,  dass  innerhalb 
des  österreichischen  Gebietes  solche  Beamte,  Diener  und  Arbeiter,  welche 
wegen  gemeiner  Verbrechen  oder  Vergehen,  wegen  Schleichhandels  oder 
schwerer  GefällsUbertrctungen  rechtskräftig  verurtheilt  worden  sind,  zum 
Dienste  und  beziehungsweise  zur  Arbeit  wissentlich  nicht  werden  verwendet 
werdeu. 

Artikel  X. 

Die  Festsetzung  und  beziehungsweise  Genehmigung  der  Tarife  und 
der  Fahrordnungen  für  die  in  diesem  Vertrage  ad  Artikel  I  besprochenen 
Eisenbahnen  bleibt,  jedoch  unbeschadet  der  in  den  Concessions-Urkunden 
diessfalls  getroffenen  besonderen  Bestimmungen,  der  königlich  -  bayerischen 
Regierung,  in  deren  Gebiete  sich  das  Hauptunternehmen  befindet,  vor- 
behalten, welche  hiebei  die  Interessen  des  Verkehrs  gehörig  berücksichtigen 
wird. 

Die  Tarife  und  Transportbestimmungen  sollen  für  die  in  den  beider- 
seitigen Gebieten  zu  bauenden  Eisenbahnstrecken  nach  vollkommen  glei- 
chen Grundsätzen  festgestellt  werden. 

Ueberhaupt  soll  sowohl  hinsichtlich  der  Beförderungspreise,  als  der 
Zeit  der  Abfertigung  bezüglich  der  Bewohner  beider  contrahirenden  Staaten 
und  bezüglich  der  aus  dem  Gebiete  des  einen  Staates  in  das  Gebiet  des 
andern  Staates  Ubergehenden  Transporte  kein  Unterschied  gemacht  werden. 

Artikel  XI. 

Die  Eisenbahn  von  Hof  Uber  Eger  nach  Waldsassen  wird  als  beider- 
seitige Zollstrasse  erklärt  und  auf  derselben  allen  nicht  einem  unbedingten 
Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrverbote  unterliegenden  Waaren  der  Ein-  und 
Austritt  sowohl  bei  Tag  als  bei  Nacht  für  den  vorschriftmässigen  Bahnbetrieb 
gestattet. 

Nur  rücksichtlich  der  Einfuhr  von  Gegenständen  der  Staatsmonopole 
nach  Oesterreich  bleibt  die  Bestimmung  des  §.  19,  lit.  a)  der  österreichischen 
Zoll-  und  Staatsmonopols-Ordnung  aufrecht. 

Artikel  XII. 

Die  Zollbehandinngen  für  die  Ein-,  Aus  und  Durchfuhr  mittelst  jener 
Bahn  sollen  in  den  Bahnhöfen  zu  Asch  und  Eger  vorgenommen  werden.  Zu 
diesem  Zwecke  wird  von  den  contrahirenden  Regierungen  in  den  gedachten 
beiden  Bahnhöfen  je  ein  Gränzzollamt  errichtet  und  beziehungsweise  zusam- 
mengelegt. 
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Diesen  Gränzzollämtern  sind  mindestens  die  Befugnisse  eines  Neben- 
zollamtes I.  Classe  mit  Begleitschein-,  Aus-  und  Abfertigungs-Befugnissen 
einzuräumen,  und  sind  die  Befugnisse  dieser  Aemter  entsprechend  zu  erwei- 
tem, wenn  der  Verkehr  diess  in  der  Folge  erfordern  sollte. 

Artikel  XIII. 

Die  kaiserlich  königlich-österreichische  Regierung  wird  für  den  unmit- 
telbaren Giitertransit  durch  ihr  Gebiet  auf  jener  Bahn  die  Freiheit  von  allen 
Durchgangsabgaben  aufrecht  erhalten. 

Waaren,  welche  in  vorschriftmässig  verschliessbarcn  Eisenbahnwägen 
auf  der  genannten  Eisenbahn  aus  Bayern  durch  österreichisches  Gebiet  nach 
Bayern  ohne  Umladung  durchgeführt  werden,  sollen  in  Oesterreich  von  der 
Declaration,  Abladung  und  Revision,  sowie  vom  Colloverschlusse  frei  blei- 
ben, in  soferne  dieselben  durch  Uebergabe  der  Ladungsverzeichnisse  und 
Frachtbriefe  zum  Durchgange  angemeldet  werden. 

Im  Uebrigen  haben  für  diese  Bahn  diejenigen  Bestimmungen  reeiproke 
und  beziehungsweise  analoge  Anwendung  zu  finden,  welche  im  Staats- 
vertrage Uber  Eisenbahnverbindungen  vom  21.  Juni  1851  ")  in  den 
Artikeln  85 — 108  rucksichtlich  des  Zollwesens  und  insbesondere  für  die 
Bahnstrecken  zwischen  Salzburg  und  Kufstein  vereinbart  sind. 

Artikel  XIV. 

Die  kaiserlich-königlich-österreichische  Regierung  gestattet  Zollfreiheit : 

a)  für  alle  den  bayerischen  Aemtern  in  den  Bahnhöfen  zu  Asch  und  Eger 
sowohl  zur  ersten  Einrichtung  als  auch  für  den  laufenden  Dienst 
erforderlichen  Gegenstände,  sowie  ftir  die  üebersiedlungseffecten  der 
bayerischen  Bediensteten  ; 

b)  für  alle  zum  Baue,  Bauunterhalte  und  Betriebe  der  Hof-Eger-Wald- 
sassener  Bahn  auf  österreichischem  Gebiete  benöthigten  Gegenstände, 
welche  von  den  bayerischen  Eisenbahn-Verwaltungen  ans  ihren  in 
Bayern  befindlichen  Magazinen,  Depots  und  Werkstätten  bezogen  wer- 
den, in  beiden  (ad  a  und  b)  erwähnten  Fällen  jedoch  gegen  Beibringung 
von  Specificationen  und  Certificaten  der  einschlägigen  königlich-bayeri- 
schen Behörde  und  filr  die  bayerische  Ostbahn  des  bei  derselben 
bestellten  königlichen  Oommissärs  über  die  Bestimmung  und  Not- 
wendigkeit der  Verwendung  der  fraglichen  Gegenstände  auf  der  in 
Oesterreich  gelegenen  Strecke  und  gegen  Beobachtung  der  für  den 
ausnahmsweisen  zollfreien  Bezug  von  Gegenständen  in  Oesterreich 
vorgezeichneten  Bedingungen. 

Die  Controle  über  die  Verwendung  dieser  Gegenstände  wird  durch  die 
beiderseitigen  Zollbehörden  im  gegenseitigen  Benehmen  festgesetzt  werden. 

•>  Rtichs-GeieU-BUU  vom  Jahre  1852,  Nr.  »1.  (Ut  A,  1.) 
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Artikel  XV. 

Die  wegen  der  Handhabung  der  Pass-  und  Fremden-Polizei  bei  Reisen 
mittelst  der  Eisenbahnen  unter  den  beiden  Regierungen  schon  bestehenden 
oder  noch  zu  vereinbarenden  Bestimmungen  sollen  auch  auf  die  in  Rede 
stehenden  Eisenbahn -Verbindungen  Anwendung  finden. 

üeberhaupt  soll  bei  der  Pass-Revision  jede,  nach  den  in  beiden 
Staaten  bestehenden  Gesetzen  zulässige  Erleichterung  und  Vereinfachung  im 
Interesse  des  Verkehrs  eintreten. 

Artikel  XVI. 

In  soferne  sich  die  Notwendigkeit  ergeben  sollte,  Uber  die  Manipula  - 
tion  des  Post-  und  Telegraphendienstes  auf  den  Grenzstationen  noch  beson- 
dere nähere  Verabredungen  zu  treffen,  sollen  dieselben  von  Commissären 
der  beiderseitigen  Regierungen  nachträglich  gepflogen  werden. 

Vgl.  Puoct  5  dea  Dachstehenden  Schlasaprotokolls  vom  17.  Juni  186S  (II,  A,  4). 

Artikel  XVII. 

Von  den  innerhalb  des  österreichischen  Gebietes  gelegenen  Strecken 
der  im  Artikel  I  erwähnten  Eisenbahnen  sollen  mit  Rücksicht  auf  deren 
geringe  Ausdehnung  und  UnSelbstständigkeit,  mit  Ausnahme  der  Grundsteuer 
für  die  eingelösten  oder  sonst  erworbenen  Grllnde  und  sonstigen  Objecte, 
keinerlei  Abgaben  und  Steuern  erhoben  werden. 

Die  gedachten  Eisenbahnunternehmungen  bleiben  daher  auch  rück- 
sichtlich  der  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  Strecken  von  der 
Stempel-  und  Gebührenentrichtung  rücksichtlich  ihrer  Bücher,  Fahrkarten 
und  sonstigen  Schriften  befreit  und  hat  demnach  bei  ihnen  die  Stempel-  und 
GebUhrenentrichtung  bloss  hinsichtlich  der  in  Oesterreich  abgeschlossenen 
förmlichen  Rechtsgeschäfte  und  ausgestellten  eigentlichen  Rechtsurkunden 
einzutreten. 

Artikel  XVIII. 

Im  Falle  die  gedachten  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  Bahn- 
strecken nach  Ablauf  der  Concessionsdauer  oder  durch  Einlösung  von  der 
österreichischen  Regierung  erworben  werden  sollten,  wird  für  die  entspre- 
chende Fortführung  des  Betriebes  auf  diesen  Strecken  durch  ein  besonderes 
Uebereinkommen  Vorsorge  getroffen  werden. 

Artikel  XIX. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  zur  landesherrlichen  Genehmigung  vor- 
gelegt und  die  Auswechslung  der  Ratifikationsurkunden  spätestens  binnen 
vier  Wochen  in  München  bewirkt  werden. 
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Zur  Beglaubigung  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diesen  Vertrag 
unterzeichnet  und  besiegelt. 

München,  den  17.  Juni  1863. 

laly  m.  p.  Weber  m.  p.  Dr.  Diepolder  m.  p. 

(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  8.) 

So  haben  Wir  nach  Prüfung  sämmtlicher  Bestimmungen  dieses  aus 
19  Artikeln  bestehenden  Vertrages  denselben  gutgeheissen  und  genehmiget, 
und  versprechen  auch  mit  Unserem  kaiserlichen  Worte  für  Uns  und  Unsere 
Nachfolger,  solchen  seinem  ganzen  Inhalte  nach  getreu  zu  beobachten  und 
beobachten  zu  lassen. 

Zu  dessen  Bestätigung  haben  Wir  gegenwärtige  Urkunde  eigenhändig 
unterzeichnet,  und  selber  Unser  kaiserliches  In  sie  gel  beidrücken  lassen. 

So  geschehen  in  Unserer  kaiserlichen  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien 
am  zwölften  Juli  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  achthundert  sechzig  und 
drei,  Unserer  Reiche  im  fünfzehnten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

(L.  S.) 
Graf  von  Irchberg  m.  p. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung 
Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät : 

Maximilian  Freiherr  von  Magern  m.  p., 

k.  k.  Hof-  uod  Ministerialrat!». 


ScMixss-JProtolioll  vom  IT.  Juni  1863, 

in  dem  Staatarertrage  vom  17.  Jnni  1863  zwischen  Oesterreich  und  Bayern. 

über  die  Eisenbahn-Verbindungen  von  Hof  über  Asch  nach  Eger  und  von  Eger  nach  Waldsassen. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  sind  bei  dem  heutigen  Abschlüsse 
des  Staatsvertrages  Uber  die  Eisenbahn-Verbindungen  von  Hof  Uber  Asch 
nach  Eger  und  von  Eger  nach  Waldsassen  übereingekommen,  diejenigen 
Nebenbestimmungen,  Erläuterungen  und  Erklärungen,  welche  sich  nicht 
wohl  zur  Aufnahme  in  die  eigentliche  Vertragsurkunde  eignen,  in  gegen- 
wärtigem Schluss-Frotokolle  niederzulegen. 

1.  Der  kaiserlich-königlich-österreichische  Commissär  legte  die  öster- 
reichischen Concessions-Urkunden  für  die  Bahnstrecken  von  Eger  an  die 
G  Hinze  bei  Asch  und  von  Eger  an  die  Gränze  bei  Waldsassen  in  beglau- 
bigter Abschrift  vor. 
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Die  königlich- bayerischen  Commissäre  theilten  demselben  einen  be- 
glaubigten Abdruck  der  von  ihrer  hohen  Regierung  an  die  königlich  -  pri- 
vilegirte  Actiengesellschaft  der  bayerischen  Ostbahnen  schon  am  3.  Ja- 
nuar 1862  ausgefertigten  Concessions-Urkunde  zum  Bau  einer  Eisenbahn 
von  Schwandorf  Uber  Weiden  nach  Baireuth  und  Eger  mit  und  bemerkten, 
dass  wegen  Ertheilung  der  bayerischen  Concession  zum  Baue  der  Eisenbahn 
von  Hof,  beziehungsweise  Oberkotzau  an  die  Gränze  bei  Asch,  ungesäumt 
die  erforderlichen  Verfügungen  werden  getroffen  werden,  wobei  in  Aussicht 
genommen  sei,  dass  das  Hofer  Eisenbahn-Consortium  die  Concession  an  die 
Stadtgemeinde  Hof  tibertragen  kann,  und  dass  die  bayerische  Staatseisen- 
bahn-Verwaltung nach  den  mit  dem  Eisenbahn-Consortium  getroffenen  Ver- 
abredungen den  Betrieb  der  ganzen  Bahn  von  Hof  Uber  Asch  bis  Eger  über- 
nimmt, und  eventuell  sich  auch  vorbehält,  die  Concessions-Rechte  mit  den  in 
der  österreichischen  Concessions-Urkunde  enthaltenen  Verpflichtungen  an 
sich  zu  lösen. 

In  ähnlicher  Weise  wird  der  königlich  -  bayerischen  Staatsregierung  mit 
Rücksicht  auf  §.  20,  Ziffer  6  der  bayerischen  Concession  für  die  bayerischen 
Ostbahnen  vom  12.  April  1856  das  Recht  vorbehalten,  falls  sie  die  Ost- 
bahnen einlösen  sollte,  auch  die  Concessionsrechte  für  die  Waldsassen-Egerer 
Bahnstrecke  mit  den  in  der  österreichischen  Concessions-Urkunde  enthaltenen 
Verpflichtungen  an  sich  zu  nehmen. 

Der  kaiserlich-königlich-österreichische  Coramissär  erklärte,  dass  gegen 
den  in  Aussicht  genommenen  Uebergang  der  Concession  der  Hof-Egerer 
Bahn  an  die  Stadtgemeinde  Hof  und  eventuell  an  die  bayerische  Staats- 
eisenbahn-Verwaltung, sowie  gegen  den  eventuellen  Uebergang  der  Con- 
cession der  österreichischen  Bahnstrecke  von  Eger  nach  Waldsassen  an  die 
bayerische  Staatseisenbahn-Verwaltung  (versteht  sich  unter  Aufrechthaltung 
aller  in  den  Concessions-Urkunden  enthaltenen  Verpflichtungen)  keine  Er- 
innerung von  Seite  seiner  hohen  Regierung  bestehe,  dass  dieselbe  jedoch 
seiner  Zeit  eine  Anzeige  Uber  einen  derartigen  Uebergang  gewärtige,  und 
dass  für  den  in  Aussicht  genommenen  Uebergang  der  Österreichischen  Con- 
cession an  die  Stadtgemeinde  Hof,  beziehungsweise  an  die  bayerische 
Staatseisenbahn-Verwaltung,  dem  Wunsch  der  letzteren  gemäss,  keine  Taxe, 
Stempel-  oder  Besitzveränderungs-GebUhr  in  Oesterreich  erhoben  werden 
würde. 

Vgl.  die  österreichischen  Concessionsurkunden  Tom  4.  Juni  1863  für  die  genannten  beiden 
Bahnstrecken  unter  II,  A,  4,  a  und  6. 

2.  Zum  §.  2  der  österreichischen  Concessions-Urkunden. 

RUcksichtlich  des  Vollendungs-Termines  der  Hof-Egerer  Bahnstrecke 
wird  vereinbart,  dass  der  Bau  der  Hof-Egerer  Bahnstrecke  sogleich  nach 
Genehmigung  der  Pläne  allseitig  in  Angriff  genommen  und  möglichst  rasch 
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vollendet  werde,  so  dass,  venu  nicht  eine  gleichzeitige  Eröffnung  der  beiden 
Bahnstrecken  Hof-Eger  und  Waldsassen-Eger  stattfinden  könnte,  doch  jeden- 
falls, ganz  unvorhergesehene  Ereignisse  abgerechnet,  die  Strecke  Hof-Eger 
spätestens  in  Jahresfrist  nach  der  Vollendung  der  Waldsassen-Egerer  Bahn, 
gleichfalls  dem  öffentlichen  Verkehre  Ubergeben  werden  wird. 

3.  Zum§.  3  der  österreichischen  Concessions -Urkunden. 
Die  BahnhofBanlagen  in  Eger  sollen  so  hergestellt  werden,  dass  die 

von  Hof  nnd  von  Waldsassen  einmündenden  Bahnen  mit  ihren  Bahnhofs- 
Localitäten  sich  unmittelbar  aneinander  anschliessen. 

4.  Zum  §.  4  der  österreichischen  Concessions-Urkunden. 
In  Erläuterung  des  §.  4  der  österreichischen  Concessions-Urkunden 

für  die  Hof-Egerer  und  Eger-Waldsassener  Eisenbahn  wird  hiemit  einver- 
ständlich festgesetzt,  dass  in  den  Bahnhöfen  zu  Asch  und  Eger  folgende 
Amts-  und  Wohnungs-Localitäten  herzustellen  sind: 

I.   Für   die   kaiserlich  -  königlich  -  Österreichischen  Vcr- 

waltungszweige. 
a)  Für  den  Zolldienst: 
im  Bahnhofe  zu  Asch: 

1  Manipulationsbureau  .   .   12  QKlafter, 

1  Amtsleiterbureau   6  n 

1  Waarenmagazin  ....   40  „ 

1  Amtsdiener- Wohnung    .   .  ^  .      .    .   .   .     4  „ 

1  Finanzwach-Zimmer  ,   .   .    12  „ 

1  Vorstands- Wohnung  mit  3  Zimmern,  1  Küche, 

1  Kammer  nnd  Vorhaus     ......    50  n 

Zusammen  .   .124  □Klafter; 

im  Bahnhofe  zu  Eger: 

1  Manipulationsbureau  12  □Klafter, 

1  Zimmer  für  den  Amtsleiter   6 

1  Waarenmagazin  40  „ 

1  Zimmer  für  den  Amtsdiener   .   .  4  „ 

1  Zimmer  für  3 — 5  Mann  Finanzwache     .   .    12  „ 
1  Wohnung  für  den  Vorstand  mit  3  Zimmern, 
1  Küche,  Kammer  und  Vorhaus  50  „ 

Zusammen  .  .124  □Klafter; 
b)  Für  den  Polizeidienst: 
im  Bahnhofe  zu  Asch: 

1  geräumiges  Amtszimmer   20  QKlafter, 

durch  eine  Barriere  in  zwei  Hälften  getheilt,  und  den  zollämtlichen  Localitäten 
so  nahe  als  möglich  gelegen,  dann  in  Verbindung  mit  diesem  Amtszimmer 
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1  Cabinet  für  den  Amtsleiter  von  4QKJafber, 

1  Mannschaftszimmer  10  „ 

ferner  für  den  Amtsdiener: 

1  Kammer  mit   4  „ 

1  Küche  mit    3  „ 

alles  im  Erdgeschosse. 

cj  Für  den  Postdienst: 

im  Bahnhofe  zu  Asch: 

1  Manipulationszimmer  von   9 

1  Wohnung  mit  3  Zimmern,  Küche  etc. 

im  Bahn  hofe  zu  Eger: 

1  Zimmer  von   6  , 

1  Requisitenkammer, 


1  Vorrichtung  zum  Schutze  der  Postwägen  während  der 

Auf-  und  Abladung, 
1  Wagenschupfe. 

d)  Für  den  Telegraphendienst: 
imBahnhofe  zu  Asch: 
1  Zimmer   von    .  . 
1  Zimmer  .... 
1  Material-Depot 
1  offener  Platz  von 

im  Bahnhofe  zu  Eger: 
dieselben  Räume. 

II.  Für  die  königlich-bayerischen  Verwaltungszweige. 

Die  für  den  königlich-bayerischen  Zoll-,  Post-  und  Telegraphendienst  in 
den  Bahnhöfen  zu  Asch  und  Eger  erforderlichen  Amts-  und  Wohnungs-Loca- 
litäten  werden  der  einschlägigen  Eisenbahn-Verwaltung  durch  die  betheilig- 
ten königlichen  Verwaltungen  bezeichnet. 

In  Bezug  auf  diese  nach  Ziffer  I  und  II  herzustellenden  Localitäten 
wird  folgende  Vereinbarung  getroffen : 

Die  Localitäten  im  Bahnhofe  zu  Asch  sind  von  den  Concessionären  der 
Hof-Egerer  Bahn,  die  Localitäten  im  Bahnhofe  zu  Eger  von  der  privilegir- 
ten  Actien-Gesellschaft  der  bayerischen  Ostbahnen  herzustellen,  und  der  öster- 
reichischen beziehungsweise  bayerischen  Staatsregierung  ohne  Entgelt  zur 
Benützung  während  der  Concessionsdauer  zu  überlassen,  jedoch  unter  nach- 
stehenden näheren  Bestimmungen : 


a  „ 
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a)  So  lange  der  Reinertrag  der  genannten  Österreichischen  Bahnstrecken 
nicht  mindestens  4  >/a  Percent  des  Anlagecapitals  erreicht,  werden  der 
einschlägigen  Eisenbahn-Verwaltung  von  der  kaiserlich  •  königlich- 
österreichischen  und  königlich  -  bayerischen  Regierung  für  die  ihren 
Bediensteten  eingeräumten  Wohnungs-Localitäten  fünf  Percent  des 
für  Herstellung  dieser  Wohnungen  gemachten  Kostenaufwandes  als 
Miethzins  jährlich  vergütet; 

b)  die  Kosten  der  inneren  Einrichtung,  Erhaltung,  Beheizung,  Beleuchtung 
und  Reinigung  werden  auf  Rechnung  der  die  Localitäten  benutzenden 
Verwaltungsbehörde  übernommen ; 

cj  der  Verwaltung  der  bayerischen  Ostbahnen  wird  vorbehalten,  falls  noch 
andere  Bahnen  in  den  Bahnhof  zu  Eger  einmünden  sollten,  welchen  die 
hergestellten  erwähnten  Amts-  und  Wohnungs-Localitäten  im  Bahnhofe 
zu  Eger  zu  Oute  kommen,  von  den  Verwaltungen  dieser  Eisenbahnen 
nach  Massgabe  ihrer  Betheiligung  an  dem  von  der  bayerischen  Ostbahn- 
Verwaltung  hergestellten  Räume  des  Egerer  Bahnhofes  diessfalls  eine 
angemessene  Vergütung  anzusprechen,  in  welcher  Beziehung  bei  Er- 
theilung  neuer  im  gegenwärtigen  Vertrage  noch  nicht  in  Aussicht 
genommenen  Concessionen  für  die  in  Eger  einmündenden  Bahnen  von 
der  kaiserlich-königlich-österreichischen  Regierung  Vorsorge  getroffen 
werden  wird. 

5.  Zum  §.  7  der  Österreichischen  Concessionen  und 
Artikel  16  des  Vertrages. 

Die  Einrichtung  des  Postdienstes,  insbesondere  die  Bestellung  der 
Postconducteure  zu  den  Bahnzügen  und  die  wechselseitige  Vergütung  hiefür 
soll  von  den  beiderseitigen  Postverwaltungen  im  gegenseitigen  Benehmen 
geregelt  werden,  jedoch  wird  schon  jetzt  vereinbart,  dass 

a)  die  Postconducteure  zwischen  Eger  und  Hof  einerseits,  dann  zwischen 
Eger  und  Schwandorf  oder  Weiden  anderseits  und  umgekehrt,  durch- 
laufen sollen  und  eine  üebergabe  der  Postsendungen  von  einer  Verwal- 
tung an  die  andere  unterwegs  im  Interesse  der  Beschleunigung  des  Post- 
dienstes nicht  Platz  greifen  soll,  dass  aber  diese  Conducteure  den 
Localverkehr  zu  vermitteln  haben ; 
b)  für  jeden  Eisenbahnwagen,  welcher  für  den  Postdienst  zu  dem  nach  §.  7, 
Absatz  2  der  österreichischen  Concessions-Urkunden  unentgeltlich  ge- 
gebenen noch  weiters  beizustellen  ist,  wird  von  der  österreichischen  Post- 
verwaltung bis  auf  etwaige  weitere  Vereinbarung  eine  Entschädigung 
von  acht  Neukreuzern  österreichischer  Währung  Silber  pro  Axe  und 
Meile  an  die  Eisenbahn- Verwaltung  geleistet. 

6.  Zjum  §.  14  der  österreichischen  Concessionen. 

Es  wird  einverständlich  festgesetzt,  dass  unter  den  im  §.  14  der  öster- 
reichischen Concessions-Urkunden  erwähnten  Staatsbeamten,  Angestellten 
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und  Dienern,  welche  auf  den  fraglichen  Bahnen  unentgeltlich  zu  befördern 
sind,  die  ausübenden  im  Dienste  befindlichen  kaiserlichen  Zoll-,  Post-,  Polizei 
und  Telegraphen-Beamten  und  Diener  (mit  Einschluss  derFinanzwach-Organe) 
wie  die  Beamten  der  General-Inspection  ftlr  die  Österreichischen  Eisenbahnen 
zu  verstehen  seien,  und  das  frei  zu  befördernde  Reisegepäck  nicht  mehr  als 
1  Centner  betragen  soll. 

7.  Zum  §.  15  der  österreichischen  Concessionen. 

Wa8die  im  §.  15  der  österreichischen  Concessions-Urkunden  festge- 
setzte Concessions-Dauer  und  deren  eventuelle  Verlängerung  anbelangt,  so 
wird  hierzu  die  Vereinbarung  getroffen,  dass  von  dem  wirklichen  Reinertrage 
der  einschlägigen  österreichischen  Bahnstrecke  (welcher  nach  Abzug  aller 
Betriebs-Ausgaben,  wozu  auch  ein  entsprechender  Beitrag  zu  den  Kosten  der 
Oberleitung  und  eine  entsprechende  Abschreibungsquote  Mir  die  Abnützung 
der  Betriebsmittel  und  insbesondere  des  Fahrmaterials,  sowie  der  Ersatz 
der  allfällig  vorkommenden  Beschädigungen  gehört,  übrig  bleibt),  der  baye- 
rischen Eisenbahn- Verwaltung  jährlich  5o/0  Zins  des  Anlage-Capitals  für 
Bahnbau  und  Betriebseinrichtung  zugetheilt,  beziehungsweise  gutgeschrieben, 
der  hiernach  verbleibende  Ueberschuss  aber  nebst  den  daraus  entfallenden 
Zinsen  für  Tilgung  des  Anlage-Capitals  in  Rechnung  gebracht  werden  soll, 
und  dass  daher  auch  nach  dem  Ablaufe  der  Concessionsfrist  der  ungeschmälerte 
gleichmässige  Betrieb  mit  den  während  der  Concessionsdauer  zustehenden 
Befugnissen  und  Verpflichtungen  auf  so  lange  sich  zu  erstrecken  hat,  bis  nach 
solcher  Berechnung  die  vollständige  Tilgung  des  Anlage-Capitals  und  der 
allenfallsigen  Zinsrückstände  als  nachgewiesen  erscheint. 

Die  königlich-bayerische  Regierung  wird  übrigens  rücksichtlich  beider 
gedachten  Bahnstrecken  nach  vollendetem  Bau  und  Einrichtung  des  Betriebes 
der  kaiserlich-königlich-österreichischen  Regierung  eine  summarische  Nach- 
weisung Uber  die  Grösse  desAnlage-Capitales  mittheilen,  sowie  auch  die  jähr- 
lichen Betriebsergebnisse  seiner  Zeit  durch  eine  summarische  Uebersicht  znr 
Kenntniss  bringen. 

8.  Zum  §.  16  der  österreichischen  Concessionen. 

Im  Falle,  dass  die  bayerischen  Eisenbahnverwaltungen  beim  Baue  oder 
Betriebe  der  österreichischen  Bahnstrecken  von  Eger  an  die  Gränze  bei  Asch 
und  bei  Waldsassen  wider  Erwarten  einer  Vorschrift  der  österreichischen 
Gesetze  oder  Concessions-Urkunden  nicht  nachkommen  sollten,  wird  die  kaiser- 
lich-königlich-österreichische  Regierung  ohne  Einverständniss  mit  der  könig- 
lich-bayerischen Regierung  keine  solche  Massregel  treffen,  durch  welche 
einer  bayerischen  Eisenbahnverwaltung  der  Genuss  der  österreichischen 
Bahnstrecke  entzogen  würde. 
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Die  im  gegenwärtigen  Protokolle  niedergelegten  Erklärungen  und  Ver- 
abredungen sollen  als  ein  integrirenderTheilde8  heute  abgeschlossenen  Staats- 
vertrages und  mit  der  Ratification  dieses  Vertrages  als  gleichzeitig  genehmigt 
angesehen  werden. 

München,  den  17.  Juni  1863. 

lily  m.  p.  Weier  m.  p.  Dr.  Dlepolder  ra.  p. 

(L.  8.)  (L.  8.)  (L.  S.) 


Concessionen  für  die  mit  dem  Staatsvertrage  vom  17.  Juni  1863  vereinbarten 
Eisenbahnverbindungen  von  Hof  Uber  Asch  nach  Eger  und  von  Eger  nach 

Waldsassen. 

a)  Concessions-Urkunde  vom  4.  Juni  1863, 

für  die  Elsenbahn  Ton  Eger  bis  zur  bayerischen  ttrinze  bei  Asch. 

(Ausgefertigt  in  Gemässheit  der  Allerhöchsten  Entschließung  vom  27.  Mai  1863;  kundgemacht  im 

Centralblatt  Nr.  U.) 

§•  i. 

Die  kaiserlich-königlich  -  Österreichische  Regierung  verleiht  dem  Eisen- 
bahn-Consortium  zu  Hof,  bestehend  aus  den  Herren:  Münch  Carl 
Hermann,  Bürgermeister;  8teinhaeuser  Moriz,  Fabrikant;  8toeckeI 
Friedrich,  Fabrikant;  Prinzing  Georg,  Grosshändler;  Fachler  Johann 
Jakob,  Kaufmann;  St  im  er  Emil,  königl.  Ingenieur;  Gebhardt  Albrecht, 
Fabrikant;  Walz  Adolf,  Banquier;  Münch  Gustav,  Fabrikant;  Wirth 
Christian,  Lehrer;  Dr.  Arnheim  Fischel,  k.  Advokat;  — auf  Grund  des 
Eisenbahn-Concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854  das  Recht  zum 
Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Eger  über  Franzens- 
bad nr.d  Asch  bis  zur  böhmisch-bayerischen  Gränze. 

Den  Concessionären  wird  die  Berechtigung  zur  Uebertragung  dieser 
Concession  an  die  Stadtgemeinde  Hof  vorbehalten. 

§.  2. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  dieser  Strecke  sobald  als 
möglich,  spätestens  aber  binnen  drei  Jahren  vom  Tage  der  Genehmigung 
des  Bauprojectes  an  gerechnet ,  zu  vollenden,  und  diese  Bahnstrecke  ord- 
nungsmassig in  Betrieb  zu  setzen. 

Vgl.  Pnnct  2  des  Scblossprotokoll.  sunt  SUaUvertrage  Tom  17.  Juni  1863  (II,  A,  4). 
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Die  Bauten  werden  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigen- 
den Plänen  auszuführen  sein.  Insbesondere  wird  eine  Sprengvorrichtung  im 
ersten  Mittelpfeiler  vom  rechten  Ufer  der  Egerbrticke  herzustellen  kommen. 

Vgl.  Punct  3  des  roratehenden  Schlnaaprotokolls. 

Im  Interesse  der  verschiedenen  Verwaltungszweige  übernehmen  die 
Concessionäre  die  Verpflichtung,  im  Bahnhofe  zu  Asch  die  erforderlichen 
Amts-  und  Wohnungslocalitäten  herzustellen  und  im  Bahnhofe  zu  Eger  in 
der  Errichtung  einer  achtzig  Klafter  langen,  zur  Einwaggonirung  von  Pfer- 
den und  Fuhrwerken  geeigneten  Rampe  nach  Verhältniss  ihrer  Betheiligung 
beizutragen. 

Vgl.  Puoct  4  des  vorstehenden  Schlussprotokolls. 

§.  5. 

Den  Concessionären  wird  zum  Zwecke  des  Baues  der  gedachten  Eisen- 
bahnstrecke das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diess- 
fälligen  gesetzlichen  Vorschriften  in  Ansehung  jener  Räume  zugestanden, 
welche  nach  der  Entscheidung  der  hiezu  berufenen  Behörden  fttr  unumgäng- 
lich nothwendig  erkannt  werden. 

§.  6. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten  Bahnstrecke  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
Urkunde,  sowie  nach  den  diessfalls  bestehenden  Oesetzen  (namentlich  nacb 
dem  Eisenbahn-Concessions-Gesetze  vom  14.  September  1854,  und  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung vom  16.  November  1851),  sowie  nach  den  etwa  künftig 
zu  erlassenden  Verordnungen  zu  benehmen.  —  Die  Concessionäre  werden 
jedoch  der  im  §.  89  der  Eisenbahnbetriebs- Ordnung  vorgesehenen  Entrich- 
tung eines  Pauschales  für  die  erhöhten  Kosten  der  Polizeiaufsicht  und  für  die 
gefällsämtliche  Ueberwachung  enthoben. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  nach  Vor- 
schrift des  §.  68  der  gedachten  Eisenbahnbetriebs-Ordnung  zu  befördern, 
wobei  die  kaiserlich-österreichische  Postverwaltung  im  Einverständnisse  mit 
der  königlich-bayerischen  Postverwaltung  für  einen  von  der  Station  Eger  täg- 
lich abzusendenden  Zug  die  Abfahrtsstunden  und  dessen  Geschwindigkeit  zu 
bestimmen  befugt  ist.  —  So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  vierrädrigen 
Wagen  erfordert,  erhält  die  Eisenbahnverwaltung  für  jeden  weiters  beizu- 
stellenden Wagen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Vgl.  Puoct  5  des  vorstehenden  Scblussprotokotls. 
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§.  8. 

Die  Concessionäre  haben  ferner  die  Verpflichtung,  der  Staats-Telegraphen- 
verwaltnng  die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn  auf  ihrem 
Grunde  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu  gestatten,  und  die 
Bewachung  der  hergestellten  Leitung  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne  beson- 
deres Entgelt  zu  übernehmen.  —  Dagegen  haben  auch  die  Concessionäre  das 
Recht,  die  Drähte  für  den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  des  Staatstele- 
graphen zu  befestigen,  doch  bleibt  die  Benützung  desErsteren  nur  ausschliess- 
lich auf  die  den  Betrieb  betreffenden  Mittheilungen  beschränkt,  und  steht 
daher  diese  Benützung  unter  dem  Einflasse  und  der  Beaufsichtigung  der  Staats- 
verwaltung. 

§.  9. 

Ueberhaupt  wird  über  die  Telegraphenleitung  längs  der  fraglichen 
Bahnlinie,  dann  Uber  die  polizeiliche  Pass-  und  Fremdenbehandlung,  sowie 
über  die  Post-  und  zollämtlicheGränz-Manipulation  mit  der  königlich-bayerischen 
Regierung  die  erforderliche  Verabredung  gepflogen  werden,  welche  Verab- 
redung auch  für  die  Concessionäre  Geltung  hat,  und  so  viel  es  die  Conces- 
sionäre betrifft,  von  denselben  in  Erfüllung  gebracht  werden  muss. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  die  Einmündung 
anderer  Bahnen  in  die  im  Art.  1  erwähnte,  auf  österreichischem  Gebiete  her- 
gestellte Strecke  zu  gestatten,  und  die  Modalitäten  dieser  Einmündung  und 
des  diessfallsigen  Anschlussdienstes  nach  Einvernehmung  der  Concessionäre 
festzusetzen. 

§.  11. 

In  Ansehung  des  für  die  fragliche  Bahn  eintretenden  Tarifes  dürfen  im 
Allgemeinen  für  das  Publicum  keine  ungünstigeren  Bestimmungen  in  Anwen- 
dung kommen,  als  für  die  bayerischen  Staatseisenbahnen.  Auch  sind  jeden- 
falls die  Transporte  auf  der  österreichischen,  wie  auf  der  bayerischen  Strecke 
der  Hof-Egerer  Bahn  vollkommen  gleich  zu  behandeln. 

§.  12. 

Insoferne  auf  der  Hof-Egerer  Bahn  für  die  Kohlentransporte  aus  Sachsen 
besondere  Begünstigungen  eingeräumt  werden  sollten,  haben  dieselben  auch 
auf  die  Kohlentransporte  aus  Böhmen  gleichmässige  Anwendung  zu  finden. 

§.  13. 

Die  Militärtransporte  müssen  auf  der  österreichischen  Eisenbahnstrecke 
nach  ermässigten  Tarifpreisen  besorgt  werden,  welche  auf  keinen  Fall  höher 
sein  dürfen,  als  bei  Transporten  des  königlich-bayerischen  Militärs  auf  den 
bayerischen  Staatsbalinen.  Diese  Bestimmung  für  Militärtransporte  findet  auch 
auf  die  Gendarmerie  Anwendung. 
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Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Auf- 
sicht Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde 
oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Aerars  in  Folge  dieser  Concession  odei 
aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  dem  Auftrage 
ihrer  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich 
befördert  werden. 

Vgl.  Punct  6  des  vorstehenden  Schlussprotokolls. 

§.  15. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  Sechzig  Jahre,  vom  Tage  der 
Betriebseröffnung  an  gerechnet,  festgesetzt,  nach  deren  Ablauf  das  Eigenthum 
der  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  Bahnstrecke  sammt  allen  unbe- 
weglichen Zugehörungen  ohne  Entgelt  lastenfrei  und  unmittelbar  an  den 
Österreichischen  Staat  übergeht.  Sollte  innerhalb  dieser  Concessionsdauer 
der  Reinertrag  nicht  zureichen,  das  Anlagecapital  sammt  Zinsen  zu  tilgen, 
so  verbleibt  den  Concessionären  der  ungeschmälerte  Betrieb  der  Bahn  auf  so 
lange,  bis  nebst  der  Verzinsung  auch  der  Ersatz  des  Capitals  erfolgt  ist 
Der  Österreichischen  Staatsverwaltung  bleibt  aber  auch  das  Recht  vorbehalten, 
diese  Bahnstrecke  zu  jeder  Zeit  nach  vorausgegangener  halbjähriger  Kündigung 
gegen  Erlag  der  Anlagekosten  nebst  den  etwa  rückständigen  Zinsen  hiervon 
in  Silber  einzulösen. 

Vgl.  Panct  7  des  vorstehenden  Schlussprotokolle. 

§.  16. 

Der  österreichischen  Staatsverwaltung  wird  vorbehalten,  wenn  unge- 
achtet vorausgegangener  Warnungen  von  Seite  der  Concessionäre  wiederholte 
Verletzungen  oder  Nichtbefolgungen  der  in  der  Conccssions-Urkunde  oder 
in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den 
Gesetzen  (namentlich  dem  Eisenbahn-Concessionsgesetze  vom  14.  September 
1854)  entsprechenden  Maasregeln  dagegen  zu  treffen. 

Vgl.  Punct  8  des  vorstehenden  Schiassprotokolls. 

Wien,  am  4.  Juni  1863. 

Seiner  k.  k.  Apost.  Majestät  wirklicher  geheimer  Rath  und  Minister  für 

Handel  und  Volkswirtschaft 

Graf  Wicken  birg  m.  p. 
(L.  S.)  Ad.  litter  ? .  .Schuld  m.  p., 

k.  k.  Ministerialrat!). 
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b)  Concessions-Urkunde  vom  4.  Juni  1863, 

für  die  Eisenbahn  von  Eger  bis  zur  bayerischen  Gränze  bei  Waldsassen. 

(Ausgefertigt  in  Gemissheit  der  Allerhöchsten  Erschliessung  vom  13.  April  1863;  kundgemacht 

in  CentralbUtt  Nr.  34.) 

§•  t- 

Die  k.  k.  österreichische  Staatsverwaltung  verleiht  der  königlich-privi- 
legirten  Actiengesellschaft  der  bayerischen  0 s t b a h n e n  auf  Grund  des 
Eisenbahn-Concessions-Gesetzes  vom  14.  September  1854  das  Recht  zum 
Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiv  -  Eisenbahn  von  E  g  e  r  bis  zur 
bayerischen  Gränze  bei  Waldsassen,  zum  Anschlüsse  an  die 
bayerische  Ostbahn. 

§.  2. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  dieser  Strecke  sobald  als  mög- 
lich, spätestens  aber  binnen  drei  Jahren,  vom  Tage  der  Genehmigung  des 
Bauprojectes  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  diese  Bahnstrecke  ordnungs- 
mässig  in  Betrieb  zu  setzen. 

Vgl.  Punct  3  des  Schlussprotokolls  zum  StaatsT ertrage  vom  17.  Juni  1863  (II,  A,  4). 

§.  3. 

Die  Bauten  werden  nach  den  von  der  Staateverwaltung  zu  genehmigen- 
den Plänen  auszuführen  sein. 

Vgl.  Punct  3  de«  vorstehenden  Schlussprotokolls. 

§.  4. 

Im  Interesse  der  verschiedenen  Verwaltungszweige  Ubernimmt  die  Gesell- 
schaft die  Verpflichtung,  im  Bahnhofe  zu  Eger  die  erforderlichen  Amts-  und 
Wohnungs-Localitäten  und  eine  80  Klafter  lange  zur  Einwaggonirung  von 
Pferden  und  Fuhrwerken  geeignete  Rampe,  nach  Verhältniss  ihrer  Betheili- 
gung herzustellen. 

Vgl.  Punct  4  des  vorstehenden  Schlussprotokolls. 

§.  5. 

Der  Gesellschaft  wird  zum  Zwecke  des  Baues  der  gedachten  Eisenbahn- 
strecke das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften  in  Ansehung  jener  Räume  zugestanden,  welche 
nach  der  Entscheidung  der  hierzu  berufenen  Behörden  für  unumgänglich 
nothwendig  erkannt  werden. 

§.  6. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der  concessionirten 
Bahnstrecke  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions  Urkunde,  so- 
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wie  nach  den  diessfalls  bestehenden  Gesetzen  (namentlich  nach  dem  Eisen- 
bahn-Concessions-Gesetze  vom  14.  September  1854  und  der  Eisenbahn- 
Betriebs- Ordnung  vom  16.  November  1851),  sowie  nach  den  etwa  künftig  zu 
erlassenden  Verordnungen  zu  benehmen.  —  Die  Gesellschaft  wird  jedoch  der 
im  §.  89  der  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung  vorgesehenen  Entrichtung  eines 
Pauschales  für  die  erhöhten  Kosten  der  Polizeiaufsicht  und  für  die  gefälls- 
ämtliche  Ueberwachung  enthoben. 

fr  7. 

Die  Gesellschaft  hat  daher  auch  insbesondere  die  Post  nach  Vorschrift  des 
§.  68  der  gedachten  Eisenbahnbetriebsordnung  zu  befördern,  wobei  die  kais. 
österreichische  Postverwaltung  im  Einverständnisse  mit  der  kön.  bayerischen 
Post- Verwaltung  für  einen  von  der  Station  Eger  täglich  abzusendenden  Zug  die 
Abfahrtsstunden  und  dessen  Geschwindigkeit  zu  bestimmen  befugt  ist  —  So  oft 
der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder  zwei  vierräderige  Wägen 
erfordert,  erhält  die  Gesellschaft  für  jeden  weiters  beizustellenden  Wagen 
eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Vgl.  Punct  5  des  vorstehende!)  Schlussprotokolls. 

fr  8. 

Die  Gesellschaft  hat  ferner  die  Verpflichtung,  der  Staats-Telegraphen- 
Verwaltnng  die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn  anf 
ihrem  Grunde  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu  gestatten, 
und  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne 
besonderes  Entgelt  zu  Ubernehmen.  —  Dagegen  hat  auch  die  Gesellschaft  das 
Recht,  die  Drähte  für  den  Betriebs-Telegraphen  an  die  Pfähle  des  Staats- 
Telegraphen  zu  befestigen,  doch  bleibt  die  Benützung  des  Ersteren  nur  aus- 
schliesslich auf  die  den  Betrieb  betreffenden  Mittheilungen  beschränkt,  und 
steht  daher  diese  Benützung  unter  dem  Einflüsse  und  der  Beaufsichtigung  der 
Staatsverwaltung. 

fr  9. 

Ueberhaupt  wird  über  die  Telegraphenleitung  längs  der  fraglichen 
Bahnlinie,  dann  Uber  die  polizeiliche  Pass-  und  Fremdenbehandlung,  sowie 
Uber  die  post-  und  zollämtliche  Gränz-Manipulation  mit  der  königlich-bayerischen 
Regierung  die  erforderliche  Verabredung  gepflogen  werden,  welche  Verab- 
redung auch  für  die  Gesellschaft  Geltung  hat,  und,  so  viel  es  die  Gesellschaft 
betrifft,  von  derselben  in  Erfüllung  gebracht  werden  muss. 

§.  10. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  vorbehalten,  die  Einmündung 
anderer  Bahnen  in  die  im  Artikel  1  erwähnte,  auf  österreichischem  Gebiete 
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hergestellte  Strecke  zu  gestatten  and  die  Modalitäten  dieser  Einmündung  and 
des  diesBfallsigen  Anscblussdienstes  nach  Einvernehmung  der  Gesellschaft 
festzusetzen. 

§.  11. 

In  Ansehung  des  für  die  fragliche  Bahn  eintretenden  Tarifes  dürfen  für 
das  Publicum  keine  ungünstigeren  Bestimmungen  in  Anwendung  kommen, 
als  für  die  bayerischen  Ostbahnen. 

§.  12. 

Weiters  verpflichtet  sich  die  concessionirte  Gesellschaft,  den  mit  der 
Actiengesellschaft  der  böhmischen  Westbahn  unterm  20.  August  1862  ver- 
einbarten Tarif  flir  Kohlen-Transporte  sofort  in  Wirksamkeit  zu  setzen. 

§.  13. 

Die  Militärtransporte  müssen  auf  der  österreichischen  Eisenbahnstrecke 
nach  ermässigten  Tarifpreisen  besorgt  werden,  welche  für  Militärs  einzeln 
oder  in  Körpern  ein  Drittheil,  für  Pferde,  Gepäck,  Militärgüter  oder  Kriegs- 
Materiale  die  Hälfte  der  gewöhnlichen  Gebühr  betragen.  —  Für  Frachtstücke, 
welche  in  keiner  Tarifclasse  angeführt  sind,  wird  die  Fracht  nach  der  für 
"Waaren  zweiter  Glasse  bestehenden  Gebühr  bezahlt.  Diese  Bestimmung 
findet  auch  auf  die  k.  k.  Gendarmerie  Anwendung. 

§.  14. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Auf- 
sicht Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden 
Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Aerars  in  Folge  dieser  Con- 
cession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benutzen,  und  sich  mit 
dem  Auftrage  ihrer  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke 
unentgeltlich  befördert  werden. 

Vgl.  Panct  6  des  vorstehenden  SchlussprotokolJt. 

§.  15. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  Sechzig  Jahre,  vom  Tage  der 
Betriebseröffnung  an  gerechnet,  festgesetzt,  nach  deren  Ablauf  das  Eigenthum 
der  auf  Österreichischem  Gebiete  gelegenen  Bahnstrecke  sammt  allen  unbe- 
weglichen Zugehörungen  ohne  Entgelt  lastenfrei  und  unmittelbar  an  den 
österreichischen  Staat  Übergeht.  —  Sollte  innerhalb  dieser  Concessionsdauer 
der  Reinertrag  nicht  zureichen,  das  Anlagecapital  sammt  Zinsen  zu  tilgen, 
so  verbleibt  der  Gesellschaft  der  ungeschmälerte  Betrieb  der  Bahn  auf  so 
lange,  bis  nebst  der  Verzinsung  auch  der  Ersatz  des  Capitals  erfolgt  ist.  — 
Der  österreichischen  Staatsverwaltung  bleibt  aber  auch  das  Recht  vorbehalten 
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diese  Bahnstrecke  zu  jeder  Zeit,  nach  vorausgegangener  halbjähriger  Kündi 
gung  gegen  Erlag  der  Anlagekosten,  nebst  den  etwa  rückständigen  Zinsen  hier- 
von, in  Silber  einzulösen. 

Vgl.  Punct  7  des  vorstehenden  Schlussprotokolls. 

§.  16. 

Der  österreichischen  Staatsverwaltung  wird  vorbehalten,  wenn  — 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  —  von  Seite  der  concessionirten 
Gesellschaft  wiederholte  Verletzungen  oder  Nichtbefolgungen  der  in  der  Con- 
cessions-Urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkom- 
men sollten,  die  den  Gesetzen  (namentlich  dem  Eisenbahn-Concessions- 
Gesetze  vom  14.  September  1854)  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu 
treffen. 

Vgl.  Punct  8  de«  vorsiehenden  Schlussprotokolls. 

Wien,  am  4.  Juni  1863. 

Seiner  k.  k.  Apost.  Majestät  wirklicher  geheimer  Rath  und  Minister  für 

Handel  und  Volkswirtschaft 

Graf  Wickeibarg  m.  p. 

(L.  S.)  Ad.  lltter  t.  Schuld  m.  p., 

k.  k.  Miniaterialrath. 


5.  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich  und  Bayern  vom  4.  Juni 

1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  92, 

über  den  Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahn  von  München  über  Braunau  zum  Anschlüsse  an  dit 

Kaiserin  Elisabethbahn  bei  Neumarki. 

(Abgeschlossen  zu  Wien  am  4.  Juni  1867;  von  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majeslit  ratificirt  an 
29.  Juni  1867.  Die  Auswechslang  der  Ratificationen  hat  in  Wien  am  3.  Juli  1867  stattgefunden.) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich  ; 
König  von  Ungarn  und  Böhmen,  von  Dalmatien,  Croatien,  Slavonien,  Galizien. 
Lodomerien  und  Dlyrien  ,*  Erzherzog  vpn  Oesterreich ;  Grossherzog  von  Krakau  ; 
Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen,  Krain,  Bukowina,  Ober- 
und  Nieder-Schlesien ;  GrossfUrst  von  Siebenbürgen ;  Markgraf  von  Mähren  ; 
gefürsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol;  Grosswojwod  der  Wojwodschaft 

Serbien  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  zwischen  Unserem  Bevollmächtigten  und  jenem  Seiner  Majestät 
des  Königs  von  Bayern  Uber  den  Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahn  von  München 
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Uber  Braunau  zum  Anschlüsse  an  die  Kaiserin  Elisabethbahn  bei  Neumarkt 
am  4.  Juni  1867  zu  Wien  ein  Vertrag  abgeschlossen  und  unterzeichnet  worden 
ist,  welcher  von  Wort  zu  Wort  lautet,  wie  folgt: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  und  Seine  Majestät  der  König 
von  Bayern,  von  dem  Wunsche  geleitet,  eine  weitere  Eisenbahn- Verbindung 
zwischen  den  beiderseitigen  Staatsgebieten  herzustellen,  haben  zum  Zwecke 
einer  hierüber  zu  treffenden  Vereinbarung  Bevollmächtigte  ernannt,  und 
zwar: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  den  Ministerialrath  im  Mini- 
sterium für  Handel  und  Volkswirtschaft  Dr.  Vincenz  Ritter  von  Maly, 

Seine  Majestät  der  König  von  Bayern  den  Ministerialrath  im  kön. 
Staatsministerium  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten  Michael  von 
Suttner,  und  den  Ministerial-Asscssor  im  kön.  Staatsministerium  des  kön. 
Hauses  und  des  Aeussern  Rudolf  Gombart, 

welche,  nach  geschehener  Mittheilung  und  gegenseitiger  Anerkennung 
ihrer  Vollmachten,  über  folgende  Puncte  übereingekommen  sind : 

Artikel  1. 

Es  soll  eine  Eisenbahn  von  München  in  östlicher  Richtung  an  die 
bayerisch-österreichische  Gränze  bei  Simbach-Braunau  und  von  da  zum 
Anschlüsse  an  die  Kaiserin  Elisabetbbahn  bei  Neu  markt  hergestellt  werden. 

Artikel  2. 

Die  Bahnabtheilung  auf  bayerischem  Gebiete  wird  von  der  kön.  baye- 
rischen Regierung  als  Staatsbahn  hergestellt  werden. 

Artikel  3. 

Für  die  auf  österreichischem  Gebiete  liegende  Strecke  dieser  Bahn  hat 
die  k.  k.  österreichische  Regierung  unterm  22.  August  1865  einem  Consortium 
die  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  dieser  Eisenhahnstrecke  bereits  erthcilt. 

Die  beiden  contrahirenden  Regierungen  werden  sich  gegenseitig  einer- 
seits die  ertheilte  Concession,  andererseits  das  von  der  kön.  bayerischen 
Regierung  mit  den  Unternehmern  der  Bahn  über  Unterstützung  des  Unter- 
nehmens getroffene  Abkommen  mittheilen. 

Vgl.  die  Concessions-Urkunde  vom  VI.  August  1865,  R.  0.  Bl.  Nr.  132,  für  die  Eisenbahn 
von  Neumarkt  über  Ried  nach  Braunau  im  besonderen  Theile  dieser  Sammlung  unter  den  Consti- 
tntiv-Urkunden  der  einseinen  Bahn-Unternehmungen. 

Artikel  4. 

Die  Bahn  soll  zwischen  Simbach  und  Braunau  die  beiderseitige  Lan- 
desgränze  überschreiten.  Die  Bestimmung  der  speciellen  Richtung  der  Bahn 
und  der  Stationsplätze,  sowie  die  Genehmigung  der  Bauprojecte  bleibt  in  jedem 
der  beiden  Gebiete  der  betreffenden  Landesregierung  vorbehalten.  Jedoch 
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soll  hiebei  im  Interesse  des  grossen  internationalen  Verkehres  die  möglichst 
gerade  Linie  eingehalten,  und  jeder,  nicht  durch  die  Terrain- Verhältnisse 
gebotene  Umweg  vermieden  werden. 

Artikel  5. 

Die  Unternehmer  der  Bahnabtheilung  auf  österreichischem  Gebiete  sollen 
verpflichtet  werden,  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  längstens  Einem  Jahre, 
vom  Tage  der  Ratifications-Auswechslung  an  gerechnet,  den  Bahnbau  zu  be- 
ginnen, und  innerhalb  drei  Jahren  diese  Bahnstrecke  in  vollkommen  betrieb- 
fähigem Zustande  herzustellen. 

Die  kön.  bayerische  Regierung  wird  innerhalb  des  gleichen  Zeitraumes 
die  Bahnstrecke  von  München  bis  zur  österreichisch- bayerischen  G ranze 
vollenden  lassen. 

Artikel  6. 

Die  Bahn  soll  auf  beiden  Territorien  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  eine 
Spurweite  von  4  Fuss  8«/t  Zoll  englischen  Masses  im  Lichten  der  Schienen 
erhalten. 

Hinsichtlich  der  weiteren  Constructions- Verhältnisse  der  beiderseitigen 
Bahnstrecken  und  ihres  Zubehörs  haben  die  Bestimmungen  des  Art.  1 1  des 
Staatsvertrages  vom  21.  Juni  1851  gleichmässige  Anwendung  zu  finden. 

Die  Signalisirungs- Vorrichtungen  und  sonstigen  Betriebseinrichtungen 
auf  beiden  Bahnstrecken  sollen  möglichst  in  Uebereinstimmung  gebracht 
werden. 

Artikel  7. 

Die  volle  Landeshoheit  (also  auch  die  Ausübung  der  Justiz-  und  Polizei- 
gewalt) bleibt  jeder  der  beiden  contrahirenden  Regierungen  für  den  auf  ihr 
Gebiet  treffenden  Antheil  der  Bahn  vorbehalten. 

Artikel  8. 

Durch  die  in  Folge  des  von  der  kön.  bayerischen  Regierung  mit  den 
Concessionären  abzuschliessenden  Uebereinkommens  in  Aussicht  genommene 
allenfallsige  Uebernahme  des  Baues  der  auf  österreichischer  Seite  gelegenen 
Hälfte  der  Brücke  über  den  Innfluss  und  der  Bahnstrecke  bis  zum  Stations- 
platze  von  Braunau,  sowie  durch  die  etwaige  Uebernahme  des  Fahrdienstes 
auf  der  Strecke  von  der  österreichischen  Gränze  bis  zum  Anschlüsse  an  die 
Kaiserin  Elisabethbahn  bei  Neumarkt  von  Seite  der  bayerischen  Eisenbahn- 
verwaltung, soll  weder  die  Landesgränze  noch  das  Hohcitsverhältniss  in  irgend 
einer  Weise  alterirt  werden. 

Die  kön.  bayerische  Eisenbahn  Verwaltung  tritt  in  dieser  Beziehung 
gegenüber  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  lediglich  in  die  Rechte  und 
Verpflichtungen  der  Concessionäre. 


Digitized  by  Google 


mit  Bayern.  579 

Die  fraglichen  Bauten  (beziehungsweise  die  diessfälligen  Projecte  und 
Pläne)  unterliegen  demnach  der  Genehmigung  der  k.  k.  Regierung,  und  sind 
überhaupt  nach  den  in  Oesterreich  für  Eisenbahnbauten  geltenden  Normen 
herzustellen,  daher  auch  insbesondere  die  Eisenbahnbrlicke  Uber  den  Inn 
auf  österreichischer  Seite  mit  den  erforderlichen,  nach  Angabe  des  k.  k. 
Kriegsministeriums  herzustellenden  Demolirungsminen  zu  versehen  sein  wird. 

In  soferne  die  kön.  bayerische  Eisenbahnverwaltung  den  Fahrdienst 
auf  der  Strecke  von  der  österreichischen  Gränze  bis  zur  Einmllndung  in  die 
Kaiserin  Elisabethbahn  bei  Neumarkt  Ubernehmen  würde,  sollen  unbeschadet 
des  Aufsichts-  und  Hoheitsrechtes  der  kais.  österreichischen  Regierung 
die  Amtshandlungen,  in  soweit  solche  zur  Ausübung  des  Fahrdienstes  erfor- 
derlich sind,  nach  den  diessfalls  in  Oesterreich  bestehenden  Vorschriften 
zunächst  durch  das  Dienstpersonale  der  kön.  bayerischen  Eisenbahnverwal- 
tung vorgenommen  werden.  Die  kais.  österreichische  Regierung  wird 
Vorsorge  treffen,  dass  dieses  Dienstpersonale  in  Ausübung  der  betreffenden 
Amtshandlungen  von  den  Staatsorganen  die  nöthige  gesetzliche  Unterstützung 
erhalte. 

Angehörige  des  bayerischen  Staates,  welche  in  Folge  einer  solchen  Bau- 
oder Fahrdienst-Uebernahme  auf  k.  k.  österreichischem  Gebiete  als  Bedien- 
stete verwendet  werden,  erleiden  hiednreh  keine  Veränderung  ihrer  bisherigen 
Unterthansverhältnisse. 

Vgl.  du  nachstehende  Sohlussprotokoll  vom  4.  Juni  186?  (II,  A.  5). 

Artikel  9. 

Die  Festsetzung  und  respective  Genehmigung  der  Tarife  und  Fahrord- 
nungen richtet  sich  bezüglich  jeden  Gebietes  nach  den  daselbst  geltenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  und  Verordnungen. 

Es  soll  hierbei  auf  die  Bedürfnisse  des  internationalen  Verkehres  die 
thunlichste  Rücksicht  genommen  werden. 

Artikel  10. 

Die  Bahn  soll  an  ihren  beiden  Endpuncten,  in  München  sowohl,  wie  in 
Neumarkt,  mit  den  daselbst  mündenden  Bahnen  in  unmittelbare  Schienenver- 
bindung gesetzt  werden.  Insbesondere  übernimmt  es  die  k.  k.  österreichische 
Regierung,  nötigenfalls  den  unmittelbaren  Anschluss  der  neuen  Bahn  an  die 
Kaiserin  Elisabethbahn  in  oder  bei  Neumarkt,  sowie  gegen  entsprechende 
Entschädigungsleistung  die  Mitbenutzung  des  dortigen  Bahnhofes  zu  vermitteln. 

Das  Fahrmaterial  für  beide  Strecken  soll  in  der  Weise  hergestellt  werden, 
dass  dasselbe  ohne  Hinderniss  von  der  Bahn  des  einen  Staates  auf  jene  des 
anderen  Staates  Ubergehen  kann,  und  sich  nach  seiner  Gonstruction  zur  ge- 
meinsamen Benützung  eignet. 
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Artikel  11. 

Die  Concessionäre  der  österreichischen  Balmabtheilung  sind  verpflichtet, 
bei  Braunau  einen  Stationsplatz,  sowohl  flir  den  Personen-  als  für  den  Güter- 
verkehr herzustellen. 

Artikel  12. 

Die  gesammte  Baiin  wird  als  beiderseitige  Zollstrasse  erklärt,  und  auf 
derselben  allen  nicht  einem  unbedingten  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhrverbote 
unterliegenden  Waaren  der  Ein-  und  Anstritt  sowohl  bei  Tag  wie  bei  Nacht 
Mir  den  vorschriftmässigen  Bahnbetrieb  gestattet.  Rücksichtlieh  der  Einfuhr 
von  Gegenständen  der  Staatsmonopole  nach  Oesterreich  bleibt  die  Bestimmung 
des  §.  19,  lit.  a,  der  österreichischen  Zoll-  und  Staatsmonopols-Ordnung  in 
Giltigkeit. 

Artikel  13. 

Die  Vornahme  der  Zollbehandlung  für  die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr 
soll  auf  der  Station  Simbach  von  einem  daselbst  zusammenzulegenden  öster- 
reichisch-bayerischen Gränzzollamte  erfolgen,  welches  mit  den,  dem  Bedürf- 
nisse de«  jeweiligen  Verkehres  entsprechenden  Abfertigungsbefugnissen  zu 
versehen  ist. 

Uebrigens  sollen  für  die  Zollabfertigung  alle  diejenigen  Bestimmungen 
reciproke  und  beziehungsweise  analoge  Anwendung  finden,  welche  bereits  in 
<len  Staatsverträgen  zwischen  Oesterreich  und  Bayern,  ddo.  21.  Juni 
1851  (bezüglich  der  Salzbnrg-Kufsteiner)  und  ddo.  17.  Juni  1863  (bezüglich 
der  Hof-Egerer  Bahnanschlüsse)  vereinbart  worden  sind. 

Vgl.  die  citirten  Staataverträge  oben  unter  II,  A,  1  und  II,  A,  4;  dann  das  nachstehend' 
Schluaaprotokoll  vom  4.  Juni  1867. 

Artikel  14. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  ertheilt  in  Erwägung,  dass  für  die 
betreffende  Bahnabtheilung  keinerlei  Subvention  in  Aussicht  genommen  ist, 
den  Concessionären  der  Bahn  Stempel-  und  Gebührenfreiheit  in  Betreff  der 
Concession,  der  Emanirung  der  Actien,  Actien-Interimsscheine  und  Prioritäts- 
Obligationen,  dann  der  Geschäftsbücher,  Fahrkarten  und  sonstigen  Schriften, 
bezüglich  letzterer  (der  Schriften)  mit  Ausnahme  der  in  Oesterreich  abgeschlosse- 
nen förmlichen  Rechtsgeschäfte  und  ausgestellten  eigentlichen  Rechtsurkunden. 

Auch  wird  denselben  die  Befreiung  von  den  bei  den  Grundeinlösungen 
auflaufenden  Uebertragungsgebühren  zugestanden. 

Ingleichen  soll  das  Bauunternehmen  und  dessen  Betrieb  während  eines 
Zeitraumes  von  20  Jahren  von  Entrichtung  der  Gewerbs-,  Betriebs-  und  Ein- 
kommensteuer sammt  Zuschlägen,  beziehungsweise  der  Erträgnisssteuer  von 
Actien  und  Prioritäten,  sowie  von  jeder  neuen  Eisenbahnsteuer,  die  etwa  durch 
neue  Gesetze  eingeführt  wird,  befreit  sein. 
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Artikel  15. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierang  gestattet  ferner  Zollfreiheit : 

a)  für  alle  allenfallsigen  Uebersiedlungs-Effecten  bayerischer  Bediensteten, 
welche  auf  Österreichischem  Gebiete  bei  der  Bau-  oder  Betriebsverwaltung 
stationirt  sind ; 

b)  für  alle  zum  Bau  und  zur  erstmaligen  Einrichtung  der  auf  österrei- 
chischem Gebiete  liegenden  Strecke  der  im  §.  1  erwähnten  Bahn  erforder- 
lichen und  wirklich  verwendeten  Schienen  und  Baumaterialien ; 

c)  für  dasjenige  Fahrmateriale  der  bayerischen  Betriebsverwaltung,  welches 
gemäss  des  mit  den  Goncessionären  getroffenen  Uebereinkommens  den 
letzteren  zeitweilig  überlassen,  oder  im  Dienste  derselben  verwendet  wird ; 

sämmtliche  Zollbegünstigungen  (ad  a,  b  und  c)  jedoch  unter  jenen  Vorsichten 
und  Bedingungen,  welche  in  analoger  Weise  in  dem  bereits  oben  erwähnten 
Eisenbahnvertrage  ddo.  17.  Juni  1863  verabredet  worden  sind. 

Artikel  16. 

Die  von  der  bayerischen  Betriebsverwaltung  an  die  Concessionäre  über- 
lassenen  oder  für  dieselben  verwendeten  Locomotive,  sowie  sonstiges  Betriebs- 
materiale  können,  wenn  sie  in  Bayern  bereits  der  vorschriftmässigen  Prüfung 
unterzogen  und  als  diensttauglich  erkannt  worden  sind,  und  von  der  kön. 
bayerischen  Eisenbahnverwaltung  rücksichtlich  der  fortwährenden  Betriebs- 
fähigkeit gehörig  überwacht  werden,  auf  österreichischem  Gebiete  verwendet 
werden,  ohne  einer  nochmaligen  Untersuchung  zu  bedürfen. 

Artikel  17. 

Die  wegen  Handhabung  der  Pass-  und  Fremden-Polizei  bei  Reisen  mit- 
telst der  Eisenbahnen  unter  den  beiden  Regierungen  schon  bestehenden  oder 
noch  zu  vereinbarenden  Bestimmungen  sollen  auch  auf  die  durch  gegenwärtigen 
Vertrag  berührte  Eisenbahn  Anwendung  finden. 

Insbesondere  gestattet  die  kön.  bayerische  Regierung,  dass  vorbehalt- 
lich der  vollen  Landeshoheit  in  dem  Hauptstationsplatze  Simbach  eine  kais. 
österreichische  Polizei-Expositur  mit  dem  erforderlichen  Beamten-  und  Wach- 
personale errichtet  werde. 

Artikel  18. 

In  soferne  sich  die  Notwendigkeit  ergeben  sollte,  Uber  die  Manipu- 
lation des  Post-,  Polizei-  und  Telegraphen-Dienstes  und  namentlich  in  Betreif 
der  Errichtung,  Erhaltung,  Benützung  und  Gontrolirung  der  Telegraphenlei- 
tungen für  den  Eisenbahnbetrieb,  sowie  in  Betreff  des  in  Anwendung  zu  brin- 
genden Apparaten-Systems  noch  besondere  nähere  Verabredungen  zu  treffen, 
sollen  dieselben  von  Commissarien  der  beiderseitigen  Regierungen  nachträg- 
lich gepflogen  werden. 

Artikel  19. 

Im  Falle  die  auf  österreichischem  Gebtete  gelegene  Bahnstrecke  nach  Ab- 
lauf der  Concessionsdauer  oder  durch  Einlösung  von  der  k.  k.  österreichischen 
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Regierung  erworben  werden  sollte,  wird  ftir  die  entsprechende  Fortführung 
des  Betriebes  auf  diesen  Strecken  durch  ein  besonderes  Uebereinkommen 
Vorsorge  getroffen  werden. 

Artikel  20. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  zur  landesherrlichen  Genehmigung  vorgelegt, 
und  es  sollen  die  Ratification- Urkunden  binnen  vier  Wochen  in  Wien  aus- 
gewechselt werden. 

Wien,  den  4.  Juni  1867. 

(L.  s.)    Malj  m.  p.        (L.  S.)       Sittier  m.  p. 

(L.  S.)    K.  Gtmbart  m.  p. 

so  haben  Wir  nach  Prüfung  sämmtlicher  Bestimmungen  dieses  aus  20  Artikeln 
bestehenden  Vertrages,  sowie  des  Schlussprotokolls,  denselben  gutgeheissen 
und  genehmigt,  und  versprechen  auch  mit  Unserem  kaiserlichen  Woxte  für 
Uns  und  Unsere  Nachfolger,  solchen  seinem  ganzen  Inhalte  nach  getreu  zu 
beobachten  und  beobachten  zu  lassen. 

Zu  dessen  Bestätigung  haben  Wir  gegenwärtige  Urkunde  eigenhändig 
unterzeichnet,  und  selber  Unser  kaiserliches  Insiegel  bei  drücken  lassen. 

So  geschehen  in  Unserer  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien  am  29.  Juni 
im  Jahre  des  Heils  Eintausend  achthundert  sechzig  sieben,  Unserer  Reiche 
im  neunzehnten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

(L.  s.) 
Freiherr  von  Beist  m.  p. 

Auf  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  Allerhöchsten  Befehl : 
Maximilian  Freiherr  von  Sägern  m.  p., 

k.  k.  Hof-  and  Minirierialrath. 


Schluss-Protokoll  vom  4.  Juni  1867, 

~&.  G.  BL  IVr.  93, 

zum  Staatsvertrage  zwischen  Oesterreich  and  Bayern  vom  4.  Juni  1867  (R.  G.  Bl.  Nr.  92),  über 
den  Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahn  ton  München  über  Braunau  zum  Anschlösse  an  die  Kaiserin 

Elisabethbahn  bei  Neumarkt. 

Zur  näheren  Erläuterung  einiger  Bestimmungen  des  gleichzeitig  ab- 
geschlossenen Staatsvertrages  über  den  Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahn 
von  München  Uber  Braunau  zum  Anschlüsse  an  die  Kaiserin  Elisabethbahn 
bei  Neumarkt,  wurde  Folgendes  festgesetzt : 

Ad  Art.  8  und  13  des  8taatsvertrages. 
Die  für  die  Ausübung  des  Zoll-,  Telegraphen-  und  Polizei-Dienstes  auf 
der  Station  Bimbach  erforderlichen  Amtslocalitäten  werden  von  der  kön. 
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bayerischen  Eisenbahnverwaltung  hergestellt  und  den  betreffenden  Dienst- 
zweigen  zur  unentgeltlichen  Benützung  überlassen. 

Der  auf  das  notwendige  Mass  zu  beschränkende  Bedarf  hiefttr  wird  von 
den  beiderseitigen  betreffenden  Dienstverwaltungen  einverständlich  festgesetzt. 

WUrde  sich  die  Notwendigkeit  ergeben,  ausser  diesen  Amtslocalitäten 
auch  noch  Wohnungen  für  österreichische  Bedienstete  herzustellen,  so  soll 
die  Eisenbahnverwaltung  zwar  zu  deren  Herstellung  verpflichtet  sein,  es  wird 
aber  derselben  der  hiefUr  gemachte  Aufwand  von  der  betreffenden  öster- 
reichischen Verwaltungsbehörde  mit  jährlich  5  Percent  in  Form  eines  Mieth- 
zinses  vergütet  werden. 

Uebrigens  behält  sich  die  kön.  bayerische  Regierung  bevor,  für  die 
Mitbenutzung  deB  Stationsplatzes  in  Bimbach  in  dem  mit  den  Concessionären 
der  österreichischen  Bahnabtheilung  abzuschliessenden  Uebereinkommen  eine 
angemessene  Vergütung  festzusetzen. 

Die  Einrichtung  des  Postdienstes  sowohl  in  der  Station  Simbach  als 
auf  der  auf  österreichischem  Gebiete  liegenden  Bahnstrecke  soll  von  den 
beiderseitigen  Postverwaltungen  im  gegenseitigen  Benehmen  geregelt  werden. 

Auf  Seite  der  kön.  bayerischen  Regierung  besteht  kein  Anstand, 
dass  die  Uebergabe  und  Uebernahme  der  Postsendungen  auf  der  Station 
Simbach  stattfindet. 

Im  Falle  die  bayerischen  Bahnpostwagen  auf  die  österreichische  Bahn- 
strecke Ubergehen  sollten,  behält  sich  die  kön.  bayerische  Regierung  vor, 
eine  angemessene  Vergütung  von  den  gedachten  Concessionären  in  dem  mit 
denselben  zu  treffenden  Uebereinkommen  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Für  den  Fall  die  Uebernahme  des  Fahrdienstes  auf  der  Strecke  von 
der  österreichischen  Gränze  bis  zur  Einmündung  in  die  Kaiserin  Elisabeth- 
bahn von  Seite  der  kön.  bayerischen  Staatseisenbahn- Verwaltung  nicht 
stattfinden  oder  in  der  Folge  wieder  aufhören  sollte,  wird  Simbach  als  gemein- 
schaftliche Wechselstation  erklärt 

Unter  Fahrdienst,  dessen  Uebernahme  und  Besorgung  durch  die 
bayerische  Staatseisenbahn-Verwaltung  im  Art.  8  des  Staatsvertrages  in 
Aussicht  genommen  wird,  ist  jedoch  lediglich  die  Stellung  der  Zugkraft  mit 
den  erforderlichen  Transportwagen  und  des  zum  Zuge  gehörigen  Dienst- 
personales  zu  verstehen,  und  wird  daher  der  gesammte  übrige  Betriebs- 
dienst mit  allen  baulichen  Einrichtungen,  insbesondere  auch  der  gesammte 
Stations-  und  Aufsichtsdienst,  wie  die  Unterhaltung  der  Bahn  nebst  Apper- 
tinenzen  abschliessend  der  von  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  con- 
cessionirten  Gesellschaft  obliegen. 

Ad  §.  16  der  Concessionsurkunde. 
Nach  den  Österreichischen  Vorschriften  haben  jene  Abgeordneten  der 
leitenden  Finanzbehörden  und  jene  Finanzwachbeamten,  welche  mit  der 
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Controle  des  Verkehres  auf  der  Eisenbahn  und  der  die  Abfertigung  desselben 
bewirkenden  Zollämter  betraut  sind,  Anspruch  auf  ständige  Freifahrts 
Certificate;  daher  die  Concessionäre  verpflichtet  sind,  gegen  die  Legiti- 
mationsurkunden der  Finanzlandesbehörde  die  nach  dem  Ermessen  derselben 
erforderliche  Anzahl  dieser  Freifahrts-Documente  fiir  die  auf  österreichischem 
Gebiete  liegende  Strecke  zu  verabfolgen. 

Ad  §.  19  der  Concessionsurkunde. 

Den  Concessionären  soll  gestattet  sein,  bei  Bildung  der  Actienge- 
sellschaft  das  Anlagecapital  auf  6,400.000  fl.  österr.  Währung  Silber  fest- 
zustellen. 

Vgl.  die  oben  citirte  Conceasions-Urkunde  rom  22.  Auguit  1S6S,  R.  G.  Bl.  Nr.  132. 

Die  beiden  contrahirenden  Regierungen  behalten  sich  fiir  gegenwärtigen 
Staatsvertrag  die  Zustimmung  der  Reichs-,  beziehungsweise  Landesvertretung, 
soweit  dieselbe  erforderlich  sein  sollte,  vor. 

Die  im  gegenwärtigen  Schlussprotokolle  niedergelegten  Verabredungen 
sollen  als  ein  integrirender  Theil  des  heute  abgeschlossenen  Staatsvertrages 
und  als  gleichzeitig  mit  der  Ratification  dieses  Vertrages  genehmigt  angesehen 
werden. 

Wien,  den  4.  Juni  1867. 

(L.  S.)    Malj  m-  p.        (L.  S.)    t.  Sittoer  m.  p. 

(L.  S.)    k  Goiabart  m.  p. 


B.  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich,  Bayern  und  der  Schweiz. 


Staatsvertrag  vom  5.  Augast  1865,  B.  G.  Bl.  Nr.  138, 

zwischen  Oesterreich,  Bayern  und  der  Schweiz, 

über  die  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Lindau  über  Bregen«  nach  SU  Margarethen,  sowie  von 

Rfithi  nach  Feldkirch. 

(Abgeachloaaen  10  München  am  5.  Augoat  1865;  ron  Seiner  k.  k.  Apoatoliachen  Majestät  ratificirt 
»  Wien  am  20.  November  1665.   Die  Auawechatung  der  Ratificationen  erfolgte  zu  Wien  am 

13.  Oeoember  1865.) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich; 
König  von  Ungarn  und  Böhmen ;  König  der  Lombardei  und  Venedigs,  von 
Dalmatien,  Croatien,  Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illyrien;  Erz- 
herzog von  Oesterreich;  Grossherzog  von  Krakau;  Herzog  von  Lothringen, 
Salzburg,  Steyer,  Kärnthen,  Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Schlesien; 
Grossflirst  von  Siebenbürgen;  Markgraf  von  Mähren,  geforsteter  Graf  von 
Habsburg  und  Tirol;  Grosswojwod  der  Wojwodschaft  Serbien  etc.  etc.  etc. 
thun  kund  und  bekennen  hiemit: 
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Nachdem  zwischen  Unserem  Bevollmächtigten  und  jenen  Seiner 
Majestät  des  Königs  von  Bayern  und  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
zum  Zwecke  der  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Lindau  über  Bregenz 
nach  St.  Margarethen,  sowie  von  RUthi  nach  Feldkirch  am  5.  August  1865 
zu  München  ein  Vertrag  abgeschlossen  und  unterzeichnet  worden  ist, 
welcher  von  Wort  zu  Wort  lautet  wie  folgt : 

Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich,  Bayern  und  der  Schweiz, 

über  die  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Lindau  über  Bregenz  nach  St.  Margarethen,  sowie  von 

Rüthi  nach  Feldkirch. 

Die  Regierangen  von  Oesterreich  und  Bayern,  sowie  der  schweizerische 
Bundesrath  Namens  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  des  Cantons 
St.  Gallen,  in  der  Absicht,  eine  Vervollständigung  des  Eisenbahnnetzes  in 
den  an  dem  Bodensee  gelegenen  Gebietstheilen  zu  bewerkstelligen,  haben 
zum  Zwecke  einer  hierüber  zu  treffenden  Vereinbarung  Bevollmächtigte 
ernannt : 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich: 

Den  Ministerialrath  im  k.  k.  Ministerium  für  Handel  und  Volks- 
wirthschaft,  Herrn  Dr.  Vincenz  Ritter  von  Maly; 
Seine  Majestät  der  König  von  Bayern : 

Den  Ministerialrath  im  königlichen  Staatsministerium  des  königlichen 
Hauses  und  des  Aeussern,  Herrn  Wilhelm  Weber,  und  den  Ministerialrath 
im  königlichen  Staatsministerium  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten, 
Herrn  Michael  Snttner; 

Der  schweizerische  Bundesrath  Namens  der  Eidgenossenschaft  und  des 
Cantons  St.  Gallen : 

Den  Regierungsrath  Herrn  Franz  Hagenbuch  von  Zürich; 

Den  Landamtmann  Herrn  Arnold  Otto  Aepli  von  St.  Gallen, 
welche  nach  geschehener  Mittheilung  und  gegenseitiger  Anerkennung  ihrer 
Vollmachten  über  folgende  Puncte  übereingekommen  sind: 

Artikel  1. 

Es  soll: 

a)  eine  Eisenbahn  von  Lindau  nach  Bregenz  und  von  da  nach  St.  Mar- 
garethen zur  Verbindung  mit  den  vereinigten  Schweizerbahnen ; 

b)  eine  Bahn  von  Feldkirch  gegen  RUthi,  gleichfalls  zum  Anschluss 
an  die  vereinigten  Schweizerbahnen,  hergestellt  werden. 

Artikel  2. 

Die  ad  a)  erwähnte  Bahn  soll  sowohl  in  Lindau  als  an  ihrem  anderen 
Endpuncte  auf  schweizerischem  Gebiete  mit  den  dort  mündenden  Eisenbahnen 
in  unmittelbare  Verbindung  gesetzt,  und  daher  in  die  bereits  bestehenden 
oder  noch  zu  errichtenden  Bahnhöfe  eingeführt  werden. 
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Im  Falle  auf  österreichischem  Gebiete  Eisenbahnen  mit  der  Richtung 
auf  Bregenz  erbaut  werden,  sollen  diese  mit  der  Bahn  Lindau-Bregens  - 
8t  Margarethen  vereinigt  werden. 

Artikel  3. 

Die  kön.  bayerische  Regierung  wird  dem  Concessionär  der  Bahn 
die  Mitbenutzung  des  Bahnhofes  Lindau  unter  angemessenen  Bedingungen 
gestatten. 

Dieselbe  Mitbenutzung  wird  dem  Concessionär  in  den  Bahnhöfen  zu 
St.  Margarethen  und  bei  RUthi  von  Seiten  der  schweizerischen  Bahnver- 
waltung gestattet  werden,  und  es  wird  die  Regierung  von  St.  Gallen  hiefür 
nöthigen  Falles  die  geeignete  Vorsorge  treffen. 

Artikel  4. 

Die  Bestimmung  der  speciellen  Bahnlinie,  sowie  der  Stationsplätze 
bleibt  jeder  Regierung  auf  ihrem  Gebiete  vorbehalten,  jedoch  soll,  so  viel 
möglich,  die  kürzeste  Linie  zwischen  den  im  Artikel  1  genannten  Haupt- 
puncten  der  Bahn  eingehalten  werden. 

Der  unmittelbare  Anschluss  der  einzelnen  Babnabtheilungen  an  der 
Landesgränze  in  horizontaler  wie  verticaler  Linie,  bleibt  einer  nachträglichen 
Vereinbarung  auf  Grund  technischer  Untersuchung  vorbehalten. 

Zu  diesem  Ende  sollen  die  Detailpläne  der  Gränzstrecken  vor  Beginn 
der  Ausführung  gegenseitig  mitgetheilt  werden,  auch  die  bauführenden 
Techniker  während  des  Baues  dieser  Strecken  sich  in  fortwährendes  Be- 
nehmen setzen. 

Artikel  5. 

Der  Bau  der  im  Art.  1,  od  a)  erwähnten  Bahn  wird  auf  bayerischer 
Strecke  von  der  kön.  bayerischen  Staatsregierung  übernommen  werden. 

Der  Bau  der  Bahnabtheilung  auf  schweizerischem  Gebiete  ist  von  der 
Regierung  des  Cantons  St.  Gallen  und  beziehungsweise  von  der  Bundes- 
versammlung der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  bereits  im  Jahre  1863 
den  Herren  P.  Talabot,  Ed.  Hentsch  und  Ed.  Blount  übertragen 
worden. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung  beabsichtigt  den  Bau  der  Bahn- 
strecke  auf  österreichischem  Gebiete  demselben  Gonsortium  zu  übertragen, 
und  wird  seiner  Zeit  von  der  ertheilten  Concession  den  beiden  mitcontra- 
hirenden  Regierungen  Mittheilung  machen. 

Die  hier  in  Aussicht  genommene  Concessionirung  der  auf  österreichischem  Gebiete  gele- 
genen Bahnstrecke  an  das  Consortium  Tnlahot  ist  nicht  zu  Stande  gekommen,  da  dieses  Consortium 
die  demselben  zugesicherte  Concession  nicht  übernommen  hat;  dagegen  ist  kraft  der  ConcessioM- 
orkunde  toid  17.  August  186»,  R.  G.  Bl.  Nr.  169,  dem  Handelskaromer-Präsidenten  Carl  Gtnahl 
uud  Co n sorten  die  Concession  zum  Baue  and  Betriebe  einer  LocomoHv-Eisenbabn  ron  Blödem 
über  Feldkirch  und  Bregenz  an  die  österr.-bajeriache  Gränze  bei  Laiblach  mit  Zweigbahnen  von 
Feldkirch  au  die  Rheingränze  bei  Buchs  und  ron  Lautrach  an  die  österr.-schweizerische  Gräme 
b«i  St.  Margarethen  erthp.lt  worden. 
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Artikel  6. 

Der  Bau  der  genannten  Bahnstrecken  soll  in  der  Art  betrieben  werden, 
dass  dieselben  längstens  innerhalb  3  Jahren  von  dem  Tage  der  Ratification 
des  gegenwärtigen  Vertrages,  resp.  der  Ertheilnng  der  Concession  für  die 
Österreichische  Bahnstrecke,  falls  letztere  später  erfolgen  sollte,  an  ge- 
rechnet, dem  regelmässigen  Betriebe  übergeben  werden  können. 

Artikel  7. 

Um  den  Betrieb  der  ganzen  Bahnstrecke  von  Lindan  bis  St.  Marga- 
rethen so  einheitlich  wie  möglieh  zu  machen,  soll  derselbe  nur  einer  einzigen 
Betriebsverwaltung  übertragen  werden. 

Zu  diesem  Ende  erklärt  sich  die  kön.  bayerische  Regierung  bereit, 
den  Betrieb  auf  der  Bahnstrecke  von  Lindau  bis  zur  bayerisch-österreichischen 
Gränze  den  Concessionären,  und  beziehungsweise  im  Falle  der  Uebertragnng 
der  Betriebsrechte  an  die  vereinigten  Schweizer  Bahnen,  diesen  letzteren 
gegen  eine  angemessene  Pachtrente  zu  Uberlassen.  Die  näheren  Bestimmungen 
hierüber,  sowie  Uberhaupt  Uber  die  Verhältnisse  des  gemeinschaftlichen 
Bahndienstes  im  Bahnhofe  zu  Lindau  werden  durch  einen  besonderen 
Vertrag  der  beiderseitigen  Betriebsverwaltungen  geregelt  werden. 

Artikel  8. 

Die  gesammten  Bahnstrecken  sollen  gleichmässig  eine  Spurweite  von 
4  Fuss  8 »/,  Zoll  englischen  Masses  im  Lichten  der  Schienen  erhalten. 

Das  für  den  durchgehenden  Verkehr  bestimmte  Transportmaterial  soll 
so  eingerichtet  sein,  dass  es  ohne  alle  Behinderung  sowohl  auf  die  kön. 
bayerische  Staatsbahn,  als  auch  auf  die  vereinigten  Schweizer  Bahnen, 
sowie  auf  die  von  Lautrach  in  der  Folge  über  Dornbirn  oder  Feldkirch 
hinaus  zu  erbauende  österreichische  Eisenbahn  übergehen  kann. 

Die  sonstigen  Betriebseinrichtungen  sollen  ebenfalls  soviel  möglich  in 
üebereinstimmung  mit  den  bereits  bestehenden  gebracht  werden. 

Die  von  einer  der  contrahirenden  Regierungen  in  Betreff  ihrer  Betriebs- 
fähigkeit  gehörig  geprüften  Locomotiven  und  Waggons  sollen  ohne  weiters 
auch  auf  die  in  dem  Gebiete  der  anderen  Staaten  liegenden  Strecken  der  im 
Art.  1  erwähnten  Bahnen  übergehen  können. 

Artikel  9. 

In  Bezug  auf  die  zu  erbauenden  Rheinbrücken  wird  festgesetzt,  dass 
die  Ueberbrückung  des  Rheines  auf  der  Linie  St.  Margarethen  Bregenz-Lindan 
bei  Brugg,  jene  auf  der  Linie  Rtithi-Feldkirch  in  thunlichster  Nähe  bei  der 
Station  RUthi  zu  geschehen  hat. 

Diese  Brückenbauten  sind  mit  den  Rhein-Correctionsbauten  in  beider- 
seitig entsprechende  üebereinstimmung  zu  bringen,  und  nach  den  von  den 
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Regierungen  Oesterreichs  und  der  Schweiz  einverständlich  zu  genehmigenden 
Plänen  zu  construiren,  wobei  diese  Regierungen  gegenseitig  die  Anbringung 
von  Trottoirs  von  1  i/a  Meter  Breite  für  Fussgänger  gestatten. 

Es  geben  ferner  die  k.  k.  österreichische  und  die  Regierung  des 
Cantons  Sf.  Gallen,  letztere  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  der  Bundes- 
behörde, ihre  Zustimmung,  dass  die  gedachten  beiden  Rheinbrucken  entweder 
gleich  ursprünglich  dermassen  construirt  oder  in  der  Folge  erbreitert  werden 
dürfen,  dass  dieselben  auch  für  gewöhnliche  Fuhrwerke  benutzt  werden 
können. 

Artikel  10. 

Die  volle  Landeshoheit  (also  auch  die  Ausübung  der  Justiz-  und 
Polizeigewalt)  bleibt  jeder  Regierung  für  die  auf  ihrem  Gebiete  befindlichen 
Bahnstrecken  unbedingt  und  ausschliesslich  vorbehalten. 

Artikel  11. 

Die  Ausübung  der  Bahnbetriebs -Polizei  soll  unter  Aufsicht  der  dazu 
in  jedem  Staatsgebiete  competenten  Behörden  und  in  Gemässheit  der  für 
jedes  Gebiet  geltenden  Vorschriften  zunächst  durch  die  Beamten  der  Eisen- 
bahnbetriebsverwaltung gehandhabt  werden,  welchen  sowohl  in  Oesterreich 
als  in  Bayern  und  der  Schweiz  diejenigen  Befugnisse  eingeräumt  werden, 
welche  dort  im  Allgemeinen  fllr  die  Beamten  anderer  Privatbahnen  Geltung 
haben. 

Artikel  12. 

Die  Ernennung  des  Betriebspersonales  steht,  vorbehaltlich  der  hierüber 
in  den  Concessionsurkunden  getroffenen  Bestimmungen,  der  Betriebsver- 
waltung zu. 

Das  gesammte  Beamten-,  Diener-  und  Arbeiterpersonale  untersteht 
den  Gesetzen  und  Polizeiverordnungen  desjenigen  Staates,  in  welchem  sie  sich 
befinden. 

Bei  allenfallsigen  Verhaftnahmen  soll  jedoch  in  Fällen,  in  welchen  ein 
Verzug  mit  keinerlei  Gefahr  verbunden  ist,  auf  die  Erfordernisse  des  Dienstes 
billige  Rücksicht  genommen  und  auch  die  Oberbetriebsbehörde  hievon  in 
Kenntniss  gesetzt  werden. 

Artikel  13. 

Personen,  welche  wegen  gemeiner  Verbrechen  oder  Vergehen,  wegen 
Schleichhandels  oder  schwerer  Gefällsübertretungen  rechtskräftig  verurtheilt 
worden  sind,  dürfen  auf  den  in  gegenwärtigem  Vertrage  genannten  Bahn- 
strecken nicht  verwendet  werden. 

Artikel  14. 

Die  Festsetzung  der  Tarife  und  Fahrordnungen  bleibt,  in  soferne  es 
die  von  Oesterreich  und  der  Schweiz  ertheilten  Concessionen  oder  die  in 
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den  drei  contrahirenden  Staaten  bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen 
Uber  den  Betrieb  von  Eisenbahnen  vorschreiben,  der  Genehmigung  der 
betreffenden  Regierungen  bezüglich  ihrer  Bahnstrecken  vorbehalten. 

Es  soll  sowohl  hinsichtlich  der  Beförderungspreise  als  der  Zeit  der 
Abfertigung  kein  Unterschied  zwischen  den  Bewohnern  der  contrahirenden 
Staaten  gemacht  werden;  namentlich  sollen  die  aus  dem  Gebiete  des  einen 
Staates  in  das  Gebiet  eines  anderen  Staates  übergehenden  Transporte  weder 
in  Beziehung  auf  die  Abfertigung,  noch  rücksichtlich  der  Beförderungspreise 
ungünstiger  behandelt  werden,  als  die  aus  dem  betreffenden  Staate  ab- 
gehenden oder  darin  verbleibenden  Transporte. 

Artikel  15. 

Die  Unternehmung  der  im  Art.  1  erwähnten  Bahnen  ist  verpflichtet, 
anderen  schweizerischen  Bahnunternehmungen  den  Betriebsanschluss  in  der 
Weise  zu  gestatten,  dass,  soweit  solches  im  Interesse  eines  zusammen- 
hängenden Betriebes  nothwendig  erscheint,  durchgehende  Wagen  für  den 
Güterverkehr  (wobei  die  Wagen  der  fahrenden  Postbureaux  inbegriffen  sind) 
und  directe  Personen-,  Gepäck-  und  Waarenexpeditionsscheine  zugelassen 
werden;  sowie  dass  die  Tarifsätze  nicht  zu  Ungunsten  der  einmündenden 
Bahnlinien  ungleich  gehalten  werden. 

Der  eingangserwähnten  Bahnunternehmung  wird  hinwieder  die  gleiche 
Berechtigung  in  allen  vorgenannten  Beziehungen  gegenüber  den  schwei- 
zerischen Bahnunternehmungen  zugesichert. 

Artikel  16. 

Die  Bahn  zwischen  Lindau  und  St.  Margarethen,  sowie  jene  von 
Feldkirch  Uber  Rttthi  nach  St.  Margarethen  werden  in  allen  drei  betreffenden 
Gebieten  als  allgemeine  Zollstrasse  erklärt  und  auf  denselben  allen  nicht 
einem  für  alle  Strassenzüge  jener  Gegend  giltigen  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr- 
verbote unterliegenden  Waaren  der  Ein-  und  Austritt  sowohl  bei  Tag  als 
bei  Nacht  ohne  Unterschied  der  Wochen-,  Sonn-  oder  Festtage  für  den 
vorschriftsmässigen  Bahnbetrieb  gestattet. 

Für  Gegenstände,  welche  in  den  contrahirenden  Staaten  zu  den  Staats- 
monopolien  gehören,  bleiben  bei  der  Einfuhr  die  einschlägigen,  in  jedem 
Staate  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  massgebend. 

Die  Durchfuhr  solcher  Gegenstände  unterliegt  lediglich  den  allgemeinen 
zollordnungsmässigen  Controlen. 

Artikel  17. 

Für  den  Gütertransit  auf  den  vorgenannten  Bahnstrecken  tritt  Freiheit 
von  allen  Durchgangsabgaben  ein,  und  es  soll  der  Verkehr  auf  denselben 
bezüglich  der  Zollbehandlung  in  jeder  zulässigen  Weise  begünstigt  werden. 

Die  Regierung  der  Schweiz  gestattet  daher  insbesondere  den  aus 
Oesterreich  kommenden  Gütern,  welche  mit  Begleitschein  im  Streckenzuge 
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aus  Bayern  in  Bregenz  eintreffen,  den  freien  Durchzug  auf  der  Strecke 
St.  Margarethen-Feldkirch,  und  ebenso  denjenigen  Gütern,  welche  umgekehrt 
von  Feldkirch  Uber  Bregenz  durch  Bayern  nach  Oesterreich  transitiren. 

Auch  sollen  die  aus  dem  deutschen  Zollvereine  über  die  gedachte 
Strecke  nach  Oesterreich  und  umgekehrt  von  Oesterreich  nach  dem  deutschen 
Zollvereine  gehenden  Güter  dieselben  Begünstigungen  gemessen,  als  wenn 
dieselben  unmittelbar  aus  dem  Zollverein  in  Oesterreich  und  beziehungs- 
weise von  Oesterreich  in  den  Zollverein  eintreten  würden. 

Artikel  18. 

Die  Zollbehandlung  an  der  bayerisch-Österreichischen  Gränze  hat 
bayerischer  Seits  in  Lindau,  österreichischer  Seits  in  Bregenz  stattzufinden, 
wobei  jedoch,  wenn  die  Bedürfnisse  des  Verkehres  in  der  Folge  eine  andere 
Einrichtung  erfordern  sollten,  weitere  Verabredungen  der  Regierungen  von 
Bayern  und  Oesterreich  vorbehalten  bleiben. 

An  der  österreichisch-schweizerischen  Gränze  sollen  für  die  Zollbe- 
handlung vereinigte  (österreichisch-schweizerische)  Zollämter  zu  Lautrach 
und  auf  der  Station  Rüthi  mit  den  erforderlichen  Befugnissen  errichtet 
werden. 

An  den  gleichen  Orten  hat  auch  die  Passrevision  und  überhaupt  die 
Handhabung  der  Pass-  und  Fremdenpolizei  stattzufinden. 

Die  Eisenbahnverwaltung  ist  verpflichtet,  auf  den  genannten  Stationen 
die  für  den  Zoll-,  Post-,  Telegraphen-  und  Polizeidienst  von  den  betheiligten 
Regierungen  erforderlich  anerkannten  Localitäten  den  gedachten  Aemtern 
zur  unentgeltlichen  Benützung  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Jeder  der  betreffenden  Zollbehörden  steht  es  frei,  die  Züge  innerhalb 
des  Landes  und  bis  zur  nächsten  Station  des  Nachbarlandes  durch  Zoll- 
bedienstete  begleiten  zu  lassen. 

Die  Eisenbahn  Verwaltung  ist  verpflichtet,  für  dieses  Personale  das 
erforderliche  Unterkunftslocal  herzustellen,  und  demselben  die  nöthigen 
Sitzplätze  auf  einem  der  Wagen  in  der  Art,  dass  der  ganze  Zug  übersehen 
werden  kann,  und  den  von  der  Begleitung  zurückkehrenden  Bediensteten 
in  einem  der  Personenwagen  mittlerer  Classe  die  unentgeltliche  Rückreise 
zu  gewähren. 

Auch  wird  diesem  Begleitungspersonale  das  Recht  zum  Eintritte  und 
angemessenen  Verweilen  in  allen  Glassen  der  Personenwagen  zugestanden. 

Artikel  19. 

Waaren,  welche  in  vorschriftmässig  mit  Plomben  oder  Schlössern 
geschlossenen  Coulissenwagen  oder  in  plombirten  Blachenwagen  unter- 
gebracht sind,  werden  von  Bayern  aus  direct  an  alle  Stationsplätze  Oesterreichs 
und  der  Schweiz,  die  an  Eisenbahnen  liegen  und  an  welchen  sich  eine 
competente  Zollabfertigungsstelle  befindet ,  und  ebenso  umgekehrt  von 
Oesterreich  und  der  Schweiz  aus  nach  allen  dergleichen  Stationsplätzen 
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des  Zollvereines  befördert,  ohne  dass  an  den  Landesgränzen  oder  Zwischen  - 
platzen  eine  Umladung  oder  Waarenrevision  eintritt,  soferne  die  in  den 
Wagen  befindlichen  Güter  für  einen  nnd  denselben  Bestimmungsort  gehören, 
und  soweit  nicht  ein  dringender  Verdacht  eines  Unterschleifes  vorliegt; 
jedoch  unterliegen  diese  Waaren  bei  den  Zollämtern  an  den  bayerischen, 
beziehungsweise  schweizerischen  Gränzübertrittspuncten,  dem  zollamtlichen 
Ansageverfahren ,  wogegen  der  unmittelbare  Transit  dieser  Güter  durch 
Oesterreich  von  jeder  zollamtlichen  Behandlung  daselbst  unberührt  und  nur 
der  nöthigen  Aufsicht  zur  Verhütung  von  Defraudationen  unterstellt  bleibt. 

Jede  Zollbehörde  respectirt  hiebei  den  von  den  Zollbehörden  eines  der 
contrahirenden  Staaten  angelegten  Zollverschlass,  so  lange  derselbe  den 
vorschriftmässigen  Bedingungen  entspricht  nnd  unter  dem  Vorbehalte,  den 
eigenen  Verschluss  beizufügen,  wenn  sie  es  für  angemessen  erachtet. 

Die  Verschlussanlage  der  Zollbehörden  anderer  mit  Bayern  oder 
Oesterreich  zollgeeinigter  Staaten,  wird  jener  der  Zollbehörden  Bayerns 
oder  Oesterreichs  gleichgeachtet. 

Artikel  20. 

Jeder  Wagenzug  mit  Gütern  muss  mit  einem  nach  dem  Bestimmungs- 
orte ausgeschiedenen  Ladungsverzeichnisse  in  doppelter  Ausfertigung  be- 
gleitet werden,  welches  die  richtige  Benennung  der  Waaren,  die  Zahl  nnd 
Bezeichnung  der  Colli  und  das  Bruttogewicht  nebst  den  Frachtbriefen  und 
anderen  Belegen  zu  enthalten  hat,  und  von  der  Eisenbahnverwaltung,  welche 
die  Güter  übernimmt,  nach  demjenigen  Formulare  auszustellen  ist,  welches 
die  Zollverwaltungen  der  betheiligten  Regierungen  im  wechselseitigen  Ein- 
verständnisse festsetzen  werden. 

Artikel  21. 

Die  näheren  Förmlichkeiten  der  zollamtlichen  Abfertigung  der  ein-  und 
ausgehenden  Güter,  der  Passagiereffecten  und  des  Reisegepäckes,  sowie  die 
Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  der  Transportmittel  und  die  Be- 
handlung etwa  vorkommender  Verschlussverletzungen,  sollen  von  den  Zoll- 
verwaltungen der  betheiligten  8taaten  ein  verständlich  festgesetzt  werden, 
wobei  im  Interesse  der  Förderung  des  Verkehres  jede  nach  den  Gesetzen 
der  contrahirenden  Staaten  zulässige  Erleichterung  und  Vereinfachung 
stattfinden  soll. 

Artikel  22. 

Die  im  Artikel  1  erwähnten  Bahnen  sollen  auch  zur  Beförderung  der 
Postsendungen  benützt  werden.  Zu  diesem  Zwecke  werden  die  Postver- 
waltungen von  Bayern,  Oesterreich  und  der  8chweiz  das  Einverständniss 
pflegen,  um  für  Einen  von  jeder  Hauptstation  täglich  abgehenden  Zug  die 
Abfahrtstunden  und  dessen  Geschwindigkeit  zu  bestimmen. 

Längs  der  erwähnten  Bahnen  soll  eine  Telegraphenleitung  für  den 
Bahnbetrieb  angelegt  werden.  In  soferne  rücksichtlich  der  Manipulation  des 
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Post-  und  des  Tclegraphendienstes  noch  besondere  Verfügungen  nothwendlg 
sein  sollten,  werden  dieselben  von  den  Post-  und  Telegraphenverwaltungen 
der  betheiligten  Staaten  verabredet  werden. 

Artikel  23. 

Reisende,  welche  auf  der  durch  gegenwärtigen  Vertrag  bestimmten 
Eisenbahn  durch  Oesterreich  ohne  Aufenthalt  transitiren,  sollen  während 
ihres  Verweilens  in  den  Bahnhöfen,  soferne  sie  dieselben  nicht  verlassen, 
keiner  speciellen  Passcontrole  unterzogen  werden. 

Im  Uebrigen  bleibt  die  polizeiliche  Fremdencontrole  jeder  Regierung 
auf  ihrem  Gebiete  vorbehalten. 

Artikel  24. 

Im  Falle  die  gedachten  auf  österreichischem  oder  schweizerischem 
Gebiete  gelegenen  Eisenbahnstrecken  durch  Einlösung  (Rückkauf)  oder 
Heimfall  von  den  bezüglichen  Regierungen  erworben  werden  sollten,  wird 
für  die  entsprechende  Fortführung  des  Betriebes  auf  diesen  Strecken  durch 
ein  besonderes  Uebereinkommen  geeignete  Vorsorge  getroffen  werden. 

Artikel  25. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  in  Oesterreich  und  Bayern  der  landes- 
herrlichen, in  der  Schweiz  der  Genehmigung  der  Bundesbehörden  unterstellt 
werden. 

Die  Auswechslung  derRatiflcationsurkunden  wird  innerhalb  vier  Monaten 
zu  Wien  vorgenommen  werden. 

So  geschehen  München,  den  5.  August  1865. 

(L.  S.)    laly  m.  p.       (l.  g.)    Weber  m.  p.       (L.  S.)    Hagenbixh  m.  p. 

(L.  8.)    Sittner  m.  p.     (L.  8.)    Aepll  m.  p. 

so  haben  Wir  nach  Prüfung  sämmtlicher  Bestimmungen  dieses  aus  25  Artikeln 
bestehenden  Vertrages  denselben  gutgeheissen  und  genehmigt,  und  ver- 
sprechen auch  mit  Unserem  kaiserlichen  Worte  für  Uns  und  Unsere  Nach- 
folger, solchen  seinem  ganzen  Inhalte  nach  getreu  zu  beobachten  und  be- 
obachten zu  lassen. 

Zu  dessen  Bestätigung  haben  Wir  gegenwärtige  Urkunde  eigenhändig 
unterzeichnet,  und  seibor  Unser  kaiserliches  Insiegel  beidrücken  lassen. 

So  geschehen  in  Unserer  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien  am  20.  No- 
vember im  Jahre  des  Heils  1865,  Unserer  Reiche  im  Siebzehnten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

(L.  S.) 

Alexander  Graf  lensdorff-Nttllly  m.  p.,  F.  M.  L. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät : 

Max  Freiherr  von  fragern  m.  p., 

k.  k.  Hof-  und  Ministerialrat!!. 
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III.  Staatsverträge  zwischen  Oesterreich  und  Pre 


Seit« 

1.  Eisenbahn-Vertrag  vom  23.  Februar  1861,  R.  G.  fil.  Nr.  50,  über  den  Anschluss 
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1.  Eisenbahn-Vertrag  zwischen  Oesterreich  nnd  Prenssen  vom 

23.  Februar  1861,  R.  G.  Bl.  Nr.  50. 

(Geschlossen  su  Berlin  am  23.  Februar  1881.  Die  beiderseitigen  Ratificirnngen  worden  ebenda- 

•elbst  am  25.  Min  1861  »usgeweenaelt) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich; 
König  von  Ungarn  und  Böhmen,  König  der  Lombardei  nnd  Venedigs,  von 
Dalmatien,  Croatien,  Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Illvrien ;  Erzherzog 
von  Oesterreich;  Grossherzog  von  Krakau;  Herzog  von  Lothringen,  Salz- 
burg, Steyer,  Kärnthen,  Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Schlesien ; 
Gro88für8t  von  Siebenbürgen ;  Markgraf  von  Mähren ;  geforsteter  Graf  von 

Habsburg  und  Tirol  etc.  etc. 
Nachdem  zwischen  Unseren  Bevollmächtigten  und  jenen  Seiner  Majestät 
des  Königs  von  Preussen  zum  Zwecke  des  Anschlusses  der  Myslowitz-Beruner 
und  der  Nicolai-Plesser  Eisenbahn  an  die  österreichische  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  am  23.  Februar  laufenden  Jahres  zu  Berlin  ein  Vertrag  abge- 
schlossen und  unterzeichnet  worden  ist,  welcher  von  Wort  zu  Wort  lautet, 
wie  folgt: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  und  Seine  Majestät  der  König 
von  Preussen,  von  dem  Wunsche  geleitet,  die  Eisenbahn- Verbindungen  zwi- 
schen den  beiderseitigen  Staatsgebieten  zu  erweitern,  haben  zum  Behufe 
einer  hierüber  zu  treffenden  Vereinbarung  zu  Bevollmächtigten  ernannt : 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich: 

Allerhöchsteren  ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten 
Minister  am  königlich- preussischen  Hofe,  Grafen  Alois  Karolyi,  und 

AilerhÖchstihren  Sectionsrath  im  Finanzministerium,  Dr.  Vincenz  M  a  1  y 
Ritter  von  Vevanovic; 

Seine  Majestät  der  König  von  Preussen: 

AilerhÖchstihren  wirklichen  geheimen  Legationsrath  Alexander  Max 
Philippsborn, 

AilerhÖchstihren  geheimen  Ober-Finanzrath  Friedrich  Leopold  Hen- 
ning, und 

AilerhÖchstihren  geheimen  Regierungsrath  Arnold  Albert  Maybach, 
welche  nach  geschehener  Mittheilung  und  gegenseitiger  Anerkennung  ihrer 
Vollmachten  unter  dem  Vorbehalte  der  Ratification  über  folgende  Puncte 
übereingekommen  sind : 
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Artikel  1. 

Die  kaiserlich -königlich  -  Österreichische  und  die  königlich-preussische 
Regierung  verpflichten  sich,  den  Bau  von  Eisenbahnen 

1.  von  Neuberun  nach  Oswieczim  zum  Anschlüsse  an  die  Ober- 
schlesische  Eisenbahn  und  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn ; 

2.  von  einem  Puncto  in  der  Gegend  von  Nicolai  Uber  Pless  nach 
Dziedzitz  zur  Verbindung  der  Nendza-Katto witzer  Bahn  mit  der  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  zu  gestatten  und  zu  fördern. 

Artikel  2. 

Die  kaiserlich-königlich-österreichische  Regierung  wird  der  in  Breslau 
domicilirenden  Oberschlesischen  Eisenbahn-Gesellschaft,  welcher  Seitens  der 
königlich  -  preussischen  Regierung  bereits  die  Concession  für  die  in  ihrem 
Gebiete  belegene  Strecke  der  Eisenbahn  unter  1.,  Artikel  1,  ertheilt  ist,  auch 
ihrerseits  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  der  in  Oesterreich  belegenen 
Strecke  dieser  Eisenbahn  alsbald  nach  Ratification  dieses  Vertrages  nach 
Massgabe  desselben  und  unter  Zugrundelegung  der  in  der  Anlage  A  ersicht- 
lichen Bestimmungen  ertheilen. 

Vgl.  die  nachfolgende  Concesaions-Urkunde  vom  3.  Juli  1861  für  die  Eisenbahn  von  Neo- 
bemn  nach  Oswiectim  (III,  I,  a). 

Artikel  3. 

Die  königlich-preussische  Regierung  wird  die  Concession  für  den  auf 
ihrem  Gebiete  belegenen  Theil  der  Eisenbahn  unter  2.,  Artikel  1,  einer  in 
Preussen  domicilirenden  Gesellschaft  oder  einem  Privatunternehmer  ertheilen, 
und  nachdem  dieses  geschehen,  davon  der  kaiserlich-königlich-österreichischen 
Regierung  Mittheilung  machen,  welchem  nächst  die  Letztere  alsbald  demselben 
Unternehmer  nach  Massgabe  dieses  Vertrages  mit  Festsetzung  eines  ange- 
messenen Vollendungstermines,  und  unter  analogen  nicht  minder  günstigen 
Bestimmungen,  wie  dieselben  in  der  Anlage  A  ersichtlich  sind,  die  Concession 
Mir  den  in  Oesterreich  belegenen  Theil  dieser  Eisenbahn  ertheilen  und  davon 
der  königlich-preussischen  Regierung  Kenntniss  geben  wird. 

Vgl.  die  nachfolgende  Concessions-Urkunde  vom  £4.  Jlnner  1867  für  die  Eisenbahn  to« 
Emanaeltegen  bis  DsiedsiU  (III,  1,  b). 

Artikel  4. 

Die  kaiserlich  -  königlich  -  österreichische  Regierung  wird  den  nach 
Artikel  2  und  3  von  ihr  concessionirten  Gesellschaften,  beziehungsweise 
Unternehmern,  dieselben  Erleichterungen  zu  Theil  werden  lassen,  welche  die 
in  Oesterreich  etwa  künftig  zu  erlassenden  Verordnungen  für  andere  ohne 
Zinsengarantie  des  Staates  unternommene  Eisenbahnen  im  Allgemeinen  und 
grundsätzlich  einräumen  werden.  Es  sollen  auch  alle  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, welche  vom  Tage  des  Abschlusses  dieses  Vertrages  an  gerechnet  m 
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Beziehung  auf  Eisenbahn-Unternehmungen  von  der  kaiserlich-königlich  öster- 
reichischen Regierung  erlassen  .werden,  auf  die  in  Rede  stehenden  Eisen- 
bahnen, für  die  Dauer  der  Goncessionsfrist  nur  Anwendung  finden,  soweit 
jene  Bestimmungen  mit  diesem  Vertrage  und  der  Concession  nicht  im  Wider- 
spruche stehen. 

Artikel  5. 

Die  Puncte,  wo  die  Eisenbahnen  die  Landesgränzen  überschreiten  wer- 
den, sollen  auf  Grund  der  von  den  betreffenden  Eisenbahn-Bauverwaltungen 
auszuarbeitenden  Projecte  nötigenfalls  durch  desshalb  abzuordnende  tech- 
nische Commissarien  näher  bestimmt  werden. 

Artikel  6. 

Die  Spurweite  der  zu  erbauenden  Eisenbahnen  soll  in  Uebereinstimmung 
mit  den  anschliessenden  Bahnen  tiberall  gleichmässig  vier  Fuss  acht  und 
einen  halben  Zoll  englischen  Masses  im  Lichten  der  Schienen  betragen. 

Auch  im  Uebrigen  sollen  die  nach  diesem  Vertrage  zu  bauenden  Eisen- 
bahnen und  deren  Betriebsmittel  dergestalt  nach  gleichmässigen  Grundsätzen 
hergestellt  werden,  dass  Letztere  von  und  nach  den  anschliessenden  Bahnen 
ungehindert  übergehen  können. 

Es  sollen  ferner  die  Einrichtungen  des  Baues  und  Betriebes,  die  Con- 
struetion  des  Oberbaues  der  Bahn  und  die  Signaleinrichtungen  unbeschadet 
der  Concessionsbestimmung  unter  c  der  Anlage  A  mit  denjenigen  Einrich- 
tungen, welche  in  diesen  Beziehungen  für  die  auf  königlich-preussischem 
Gebiete  belegenen  Strecken  des  betreffenden  Hauptunternehmens  genehmigt 
werden,  Ubereinstimmen,  auch  die  Dampfwagen  und  Fahrzeuge  auf  die  im 
Oesterreichischen  belegenen  Strecken  der  gedachten  Bahnen  ohne  Weiteres 
übergehen  dürfen.  Die  königlich-preussische  Regierung  wird  diese  Dampf- 
wagen und  Fahrzeuge  in  Bezug  auf  ihre  Betriebssicherheit  einer  sorgfältigen 
Prüfung  unterwerfen  und  die  erforderliche  Ueberwachung  eintreten  lassen. 

Artikel  7. 

Die  im  Artikel  1  unter  1.  genannte  Bahnstrecke  wird  in  den  Bahnhof 
Oswieczim,  die  im  Artikel  1  unter  2.  bezeichnete  Bahn  in  den  Bahnhof  Dziedzitz 
eingeführt  werden.  —  Die  hohen  contrahirenden  Regierungen  erklären  gegen- 
seitig ihre  Bereitwilligkeit,  thunlichst  die  Hand  dazu  zu  bieten,  dass  zwischen 
den  Unternehmern  beider  Bahnen  und  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn- 
gesellschaft  Uber  die  erforderliche  gemeinschaftliche  Benützung  der  beiden 
Bahnhöfe  und  deren  Betriebsanlagen  ein  angemessenes  Uebereinkommen  zu 
Stande  kommt. 

Artikel  8. 

Die  volle  Landeshoheit  (also  auch  die  Ausübung  der  Justiz-  und  Polizei- 
gewalt) bleibt  in  Ansehung  der  das  kaiserlich-königlich  österreichische  und 
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beziehungsweise  das  königlich-preussiscbe  Gebiet  durchschneidenden  Bahn- 
strecken auf  dem  österreichischen  Gebiete  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  von 
Oesterreich  und  auf  dem  preussischen  Gebiete  Seiner  Majestät  dem  Könige 
von  Preussen  ausschliesslich  vorbehalten. 

Artikel  9. 

Die  hohen  Regierungen  werden  zur  Handhabung  des  ihnen  Uber  die 
Bahnstrecken  in  ihrem  Gebiete  zustehenden  Hoheits-  und  Aufsichtsrechts 
beständige  Commissarien  bestellen,  welche  die  Beziehungen  ihrer  Regie- 
rungen zu  den  Eisenbahnverwalrungen  in  allen  denjenigen  Fällen  zu  ver- 
treten haben,  welche  nicht  zum  directen  gerichtlichen  oder  polizeilichen  Ein 
schreiten  der  competenten  Landesbehörden  geeignet  sind. 

Artikel  10. 

Unbeschadet  des  Hoheits-  und  Aufsichtsrechts  der  hohen  contrahirenden 
Regierungen  über  die  in  ihren  Gebieten  belegenen  Bahnstrecken  und  den  dar- 
auf stattfindenden  Betrieb  verbleibt  die  Ausübung  des  Oberaufsichtsrechts  über 
die  den  Betrieb  führenden  Eisenbahngesellschaften  oder  Eisenbahn  Verwaltungen 
im  Allgemeinen  derjenigen  Regierung,  in  deren  Gebiete  dieselben  ihren  Sitz 
haben. 

Artikel  11. 

Die  (Artikel  2  und  3  genannten)  Eisenbahnverwaltungen  haben  wegen 
der  Entschädigungsansprüche,  die  ausAnlass  der  Anlage  und  beziehungsweise 
des  Betriebes  der  von  ihnen  ausserhalb  des  Gebietes  der  königlich-preussischen 
Regierung  gebauten  und  beziehungsweise  in  Betrieb  genommenen  Bahn- 
strecken gegen  sie  erhoben  werden  möchten,  sich  der  kaiserlich-königlich 
österreichischen  Gerichtsbarkeit  und  den  österreichischen  Landesgesetzen  zu 
unterwerfen. 

Artikel  12. 

Preussische  Unterthanen,  welche  die  Eisenbahnverwaltungen  beim 
Betriebe  der  Bahnstrecke  im  kaiserlich-königlich  österreichischen  Gebiete 
anstellen  werden,  scheiden  dadurch  nicht  aus  dem  preussischen  ünterthanen- 
verbande.  Die  Stellen  der  Localbeamten  auf  diesen  Strecken,  mit  Ausnahme 
der  Bahnhofsvorstände,  der  Erhebungs-  und  Telegraphenbeamten,  sollen 
jedoch  thunlichst  mit  Angehörigen  des  österreichischen  Staates  besetzt  wer- 
den. Die  Betriebsbeamten  sind,  ohne  Unterschied  des  Ortes  der  Anstellung, 
rUcksichtlicli  der  Disciplinarbehandlong  nur  der  Anstellungsbehörde,  im 
Uebrigen  aber  den  Gesetzen  und  Behörden  des  Staates,  in  welchem  sie  ihren 
Wohnsitz  haben,  unterworfen. 

Artikel  13. 

Die  Genehmigung  der  Fahrpläne  und  Tarife  soll  mit  Beachtung  der  für 
die  auf  österreichischem  Gebiete  belegenen  Bahnstrecken  gegebenen  Con- 
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cessionsbestimmungen  derjenigen  Regierung  vorbehalten  bleiben,  in  deren 
Gebiete  die  betreffende  Eisenbahnverwaltung  ihren  Site  hat. 

Die  Tarifsätze  für  die  in  den  beiderseitigen  Gebieten  zu  bauenden  Bahn- 
strecken sollen  nach  gleichen  Grundsätzen  festgestellt  werden. 

Artikel  14. 

Es  soll  sowohl  hinsichtlich  der  Beförderungspreise  als  der  Zeit  der 
Abfertigung  kein  Unterschied  zwischen  den  Bewohnern  beider  Staaten 
gemacht  werden;  namentlich  sollen  die  aus  dem  Gebiete  des  einen  Staates 
in  das  Gebiet  des  anderen  Staates  übergehenden  Transporte  weder  in  Bezie- 
hung auf  die  Abfertigung  noch  rucksichtlich  der  Beförderungspreise  ungün- 
stiger behandelt  werden,  als  die  aus  dem  betreffenden  Staate  abgehenden 
oder  darin  verbleibenden  Transporte. 

Artikel  15. 

Die  Bahnpolizei  wird  unter  Aufsicht  der  dazu  in  jedem  Staatsgebiete 
kompetenten  Behörden  in  Gemässheit  der  für  jedes  Gebiet  geltenden  Vor- 
schriften und  Grundsätze  zunächst  durch  die  Beamten  der  Eisenbahnverwal- 
tung gehandhabt  werden. 

Artikel  16. 

Der  Betricbswechsel  soll  auf  den  Anschlussstationen  Oswieczim,  bezie- 
hungsweise Dziedzitz  stattfinden  und  mit  Rücksicht  auf  den  dadurch  verur- 
sachten unvermeidlichen  Aufenthalt  bis  zur  anderweiten  Vereinbarung  an  jede 
der  genannten  Stationen  zur  Erreichung  des  im  Artikel  8  des  Zoll-  und  Han- 
delsvertrages zwischen  den  beiden  hohen  contrahirenden  Regierungen  vom 
19.  Februar  1853  *)  bezeichneten  Zweckes,  von  beiden  Seiten  je  Ein  Grenz- 
zollamt gelegt  und  beziehungsweise  zusammengelegt  werden. 

Diesen  Gränzzollämtern  zu  Oswieczim  und  Dziedzitz  sind  mindestens 
die  Befugnisse  eines  Nebenzollamtes  erster  Casse  mit  Begleitschein-Aus-  und 
Abfertigungsbefugniss  einzuräumen ,  und  sind  die  Befugnisse  des  Amtes  zu 
Oswieczim  zu  erweitern ,  wenn  dieses  der  Verkehr  in  der  Folge  erfordern 
sollte. 

Artikel  17. 

In  Betreff  der,  durch  beiderseitige  Commissäre  seiner  Zeit  noch  näher 
zu  verabredenden  Förmlichkeiten  der  zollamtlichen  Revision  und  Abfer- 
tigung des  Passagiergepäcks  und  der  ein-  und  ausgehenden  Güter,  sowie  der 
Passrevision  ertheilen  beide  Regierungen  sich  die  Zusicherung,  dass  die 
Artikel  1  erwähnten  Eisenbahnen  nicht  minder  günstig  als  irgend  eine  andere 
in  das  Ausland  Ubergehende  Eisenbahnroute  behandelt  werden  sollen ,  und 
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dass  im  Interesse  der  Förderung  des  Verkehrs  dabei  jede  nach  den  in  beiden 
Staaten  bestehenden  Gesetzen  zulässige  Erleichterung  und  Vereinfachung- 
eintreten soll. 

Artikel  18. 

Die  wegen  der  Handhabung  der  Pass-  und  Fremdenpolizei  bei  Reisen 
mittelst  der  Eisenbahn  unter  beiden  Regierungen  schon  bestehenden  oder 
noch  zu  verabredenden  Bestimmungen  sollen  auch  auf  die  in  Rede  stehenden 
Eisenbahnverbindungen  Anwendung  finden. 

* 

Artikel  19. 

Um  den  beiderseitigen  Regierungen  die  Benützung  der  mehrgedachten 
Eisenbahnen  zur  Vermittlung  des  Brief-  und  Fahrpostverkehrs,  ingleichen 
zur  Anlegung  von  Telegraphenlinien,  in  angemessener  Weise  zu  sichern, 
sollen  (unbeschadet  der  Bestimmungen  der  für  die  auf  österreichischem  Ge- 
biete belegenen  Strecken  ertheilten  Concession)  die  den  Unternehmern  jener 
Eisenbahnstrecken  für  die  königlich-preussische  Betriebsstrecke  auferlegten, 
beziehungsweise  noch  aufzuerlegenden  desfallsigen  Verpflichtungen  auch  für 
die  im  kaiserlich- königlich  österreichischen  Gebiete  belegene  Eisenbahnstrecke 
Geltung  haben.  Eine  etwa  erforderliche  besondere  Regulirung  des  Post-  und 
Telegraphenbetriebes  auf  der  österreichischen  Strecke  von  der  Gränze  bis 
zu  den  betreffenden  Anschlussbahnhöfen  bleibt  der  besonderen  Vereinbarung 
vorbehalten. 

Artikel  20. 

Von  den  innerhalb  des  kaiserlich-königlich  österreichischen  Gebietes- 
gelegenen  Bahnstrecken  sollen  mit  Rücksicht  auf  deren  sehr  geringe  Ausdeh- 
nung und  Unselbststäudigkeit  (mit  Ausnahme  der  Grundsteuer  fiir  die  einge- 
lösten oder  sonst  erworbenen  Gründe)  keinerlei  Abgaben  und  Steuern  erhoben 
werden. 

Artikel  21. 

Sollte  die  königlich-preussische  Regierung  sich  veranlasst  finden,  die 
Actien  der  Oberschlesischen  Eisenbahngcsellschaft  aus  ihren  Mitteln  allmälig 
zu  amortisiren,  so  gehen  nach  vollendeter  Amortisation  sämmtlicher  Actien 
auch  die  Concessionsrechte  hinsichtlich  der  auf  kaiserlich-königlich  österrei- 
chischem Gebiete  belegenen  Strecke  der  im  Artikel  1  unter  1.  bezeich- 
neten Eisenbahn  auf  die  königlich-preussische  Regierung  Uber,  welche  sodann 
die  mit  dieser  Concession  verbundenen  Verpflichtungen  Ubernimmt 

Für  den  Fall,  dass  die  königlich-preussische  Regierung  sich  cntschliessen 
sollte,  das  erwähnte  Eisenbahnunternehmen  anzukaufen,  wird  die  kaiserlich- 
königlich österreichische  Regierung  zu  der  Einlösung  der  Concessionsrechte 
der  auf  ihrem  Gebiete  belegenen  Strecke  ihre  Zustimmung  nicht  versagen. 
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Die  kaiserlich-königlich  österreichische  Regierung  behält  sich  jedoch 
das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von  30  Jahren,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung 
an  gerechnet,  oder  auch  später,  in  Folge  einer  mindestens  Ein  Jahr  vorher 
zu  machenden  Ankündigung,  die  vorbezeichnete,  in  ihrem  Gebiete  belegene 
Bahnstrecke  gegen  Erstattung  der  Anlagekosten  in  Eigenthum  zu  übernehmen. 
Sowohl  in  diesem  Falle  als  nach  dem  Ablauf  der  für  die  auf  österreichischem 
Gebiete  belegenen  Strecken  der  Artikel  1  bezeichneten  Bahnen  bestimmten 
Concessionsfristen  soll  zwischen  den  hohen  contrahirenden  Regierungen  Uber 
die  Fortführung  des  Betriebes  auf  diesen  Strecken  ein  dem  Verkehre  und  den 
beiderseitigen  Interessen  entsprechendes  besonderes  Uebereinkommen  getroffen 
werden. 

Artikel  22. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  zur  landesherrlichen  Genehmigung  vorgelegt 
und  die  Auswechslung  der  (Ja rüber  auszufertigenden  Ratifikationsurkunden 
spätestens  binnen  vier  Wochen  in  Berlin  bewirkt  werden.  Zur  Beglaubigung 
dessen  haben  die  Bevollmächtigten  denselben  unterzeichnet  und  besiegelt. 

So  geschehen  Berlin  den  23.  Februar  1861. 

(L.  S.)  Käraljrl  m.  p.      (L.  S.)  Alexander  Max  Philippsborn  m.  p. 
(L.  S.)  Maly  m.  p.        (L.  S.)  Friedrich  Leopold  lenalag  m.  p. 

(L.  S.)  Arnold  Albert  Maybach  m.  p. 

So  haben  Wir  nach  PrUfung  sämmtlicher  Bestimmungen  dieses  aus 
22  Artikeln  bestehenden  Vertrages  denselben  gutgeheissen  und  genehmigt; 
versprechen  auch  mit  Unserem  kaiserlichen  Worte,  Air  Uns  und  Unsere  Nach- 
folger, solchen  seinem  ganzen  Inhalte  nach  getreu  zu  beobachten  und  be- 
obachten zu  lassen. 

Zu  dessen  Bestätigung  haben  Wir  gegenwärtige  Urkunde  eigenhändig 
unterzeichnet,  und  selber  Unser  kaiserliches  Insiegel  beidrucken  lassen. 

So  geschehen  in  Unserer  kaiserlichen  Haupt-  und  Residenzstadt  Wien 
am  15.  März  im  Jahre  des  Heils  1861,  Unserer  Reiche  im  Dreizehnten. 

Franz  Joseph  m.  p.   (l.  s.) 

Graf  von  Rechberg  m.  p. 

Auf  Allerhöchsten  Befehl  Seiner  k.  k. 
Apostolischen  Majestät: 

M.  Freiherr  von  Cragera  m.  p., 

k.  k.  Hof-  und  Minuteriilralh. 
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Anlage  A.. 

Bestimmungen  der  Concessionirung  der  Eisenbahnstrecke  von  Berun  nach 
Oswieczim,  in  soweit  dieselbe  auf  Österreichisches  Gebiet  fällt. 

a)  Der  Bau  dieser  Bahnstrecke  ist  innerhalb  dreier  Jahre,  vom  Tage 
der  Concessionsertheilung  gerechnet,  zu  vollenden  nnd  die  Strecke  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  Ubergeben. 

b )  Das  diessfällige  Bauproject  und  die  Detailpläne  sind  den  österrei- 
chischen Behörden  znr  Genehmigung  vorzulegen,  und  ist  sich  bei  dem 
Bau  genau  nach  diesen  behördlich  genehmigten  Plänen  zu  benehmen. 

Bei  Verfassung  des  Projectes  ist  die  Ueberschreitung  der  von 
Kenty  Uber  Oswieczim  nach  Preussen  führenden  Hauptzollstrasse  auf 
österreichischem  Gebiete  thunlichst  zu  vermeiden. 

Die  EisenbahnbrUcke  Uber  die  Weichsel  ist  jedenfalls,  soweit  sie 
auf  österreichischem  Gebiete  liegen  wird,  mit  Sprengminen  zu  versehen, 
Uber  deren  Anlage  der  Eisenbahn- Gesellschaft  bei  Genehmigung  der 
Pläne  die  nähere  Mittheilung  zukommen  wird. 

c)  Rücksichtlich  der  Einmündung  der  fraglichen  Bahn  iu  die  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn,  dann  in  Betreff  der  aus  diesem  Anlasse  erforder- 
lichen Herstellungen  und  Bauten  auf  dem  Stationsplatze  zu  Oswieczim 
und  in  Betreff  der  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  daselbst  hat  die 
Oberschlesische  Eisenbahngesellschaft  das  Einverständniss  mit  der 
Direction  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  zu  pflegen.  Das  diessfällige 
Uebereinkommen  ist  der  österreichischen  Regierung  zur  Genehmigung 
vorzulegen,  welcher  es  auch  vorbehalten  bleibt,  im  Falle,  dass  in  einer 
oder  der  andern  Beziehung  kein  Einverständniss  der  beiden  genannten 
Bahn-Unternehmungen  erzielt  werden  sollte,  nach  Masagabc  der 
bestehenden  Gesetze  und  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  der 
königlich-preussi8chen  Regierung  die  Entscheidung  zu  treffen.  Jedenfalls 
hat  die  Oberschlesische  Eisenbahngesellschaft  die  Verpflichtung,  dafür 
zu  sorgen,  dass  auf  dem  Stationsplatze  zu  Oswieczim  für  die  beider- 
seitigen Zollämter  und  Zollbeamten,  dessgleichen  das  Österreichische 
Postamt,  Polizeicommissariat  und  allenfalls  in  der  Folge  daselbst  zu 
errichtende  Staats-Telegraphenamt,  die  von  den  beiderseitigen  Regie- 
rungen in  Folge  der  Ausführung  der  Anschlussbahn  von  Neuberun  nach 
Oswieczim  nach  Massgabe  der  jeweiligen  Verkehrsverhältnisse  als 
nothwendig  anerkannten  Amtsmanipulations-  und  Wohnungslocalitäten, 
letztere  für  die  erforderlichen  beiderseitigen  Zollbeamten,  sowie  die 
österreichischen  Post-,  Polizei-  und  (für  den  Fall  der  Errichtung  eines 
Telegraphenamtes  auch  die)  österreichischen  Telegraphenbeamten  und 
Diener,  dessgleichen  für  das  entsprechende  Zoll-  und  das  österreichische 
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Polizei-Aufsichtspersonal  hergestellt  und  den  erwähnten  Aemtern, 
Beamten,  Dienern  und  dem  Aufsichtspersonale  —  und  zwar  hinsichtlich 
der  österreichischen  Aemter  u.  s.  w.  zur  unentgeltlichen  Benützung 
eingeräumt  werden. 

d)  Bei  dem  Bau  und  Betriebe  der  fraglichen  Eisenbahnstrecke  von  der 
österreichischen  Gränze  bis  Oswieczim,  bleibt  die  Oberschlesische 
Eisenbahngesellschaft  den  diessfalls  bestehenden  oder  noch  zu  erlas- 
senden österreichischen  Gesetzen  (in  soferne  sich  dieselben  mit  der 
abgeschlossenen  Convention  nicht  im  Widerspruche  befinden)  unter- 
worfen.  Insbesondere  hat  sich  daher  die  genannte  Gesellschaft  (unter 
der  angeführten  Beschränkung)  nach  den  Vorschriften  der  Eisenbahn- 
betriebs-Ordnung vom  16.  November  1851  *)  und  dem  Eisenbahn- 
Concessionsgesetze  vom  14.  September  1854  **)  zubenehmen,  und  hat 
daher  auch  namentlich  die  Pflicht,  die  Post  nach  Vorschrift  des  §.  68 
der  Eisenbahnbetriebs-Ordnung  zu  befördern. 

e)  Der  genannten  Gesellschaft  wird  zum  Zwecke  des  Baues  der  gedachten 
Eisenbahnstrecke  von  der  österreichischen  Gränze  bis  Oswieczim  das 
Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen 
gesetzlichen  Vorschriften  in  Ansehung  jener  Räume  zugestanden,  welche 
nach  der  Entscheidung  der  hierzu  berufenen  österreichischen  Behörden 
zur  Ausführung  der  fraglichen  Bahn  für  unumgänglich  nothwendig 
erkannt  werden. 

f)  Die  concessionirte  Gesellschaft  hat  die  Verpflichtung,  für  den,  innerhalb 
des  österreichischen  Staatsgebietes  stattfindenden  Dienst  solche  Beamte, 
Diener  oder  Arbeiter,  welche  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen,  wegen 
Schleichhandel  oder  schwerer  Geföllsübertretungen  rechtskräftig 
verurtheilt  oder  bloss  wegen  Mangel  rechtlicher  Beweise  von  der 
Untersuchung  enthoben  worden  sind,  zum  Dienste  und  beziehungsweise 
zur  Arbeit  wissentlich  nicht  zu  verwenden  x 

g)  Die  concessionirte  Gesellschaft  hat  ferner  die  Verpflichtung,  die  Her» 
Stellung  einer  Staats  und  Betriebs-Telegraphenleitung  längs  der  frag- 
lichen Bahn  bis  zur  österreichischen  Gränze  auf  ihrem  Grund  nnd 
Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu  gestatten,  und  die  Be- 
wachung der  hergestellten  Leitung  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne 
besonderes  Entgelt  zu  tibernehmen. 

Die  Betriebs-Telegraphenleitung  bis  zur  österreichischen  Gränze 
wird  von  der  österreichischen  Staatsverwaltung  hergestellt  werden, 
wogegen  das  diessfällige  Anlagecapital  von  Seiten  der  Eisenbahngesell- 
schaft der  österreichischen  Regierung  mit  5  Percent  zu  verzinsen,  und 


)  Heich«-(iesetz-Blntt  vom  Jahre  1652,  Nr.  1. 
°)  Reicbs-Gesetz-flUtt  vom  Jubre  1854,  Nr.  238. 
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für  die  Instandhaltung  dieser  Leitung  ein  von  der  Österreichischen  Re- 
gierung zu  bestimmender  billiger  jährlicher  Pauschalbetrag  zu  entrichten 
ist.  Bei  der  Benützung  dieser  Betriebsleitung  bleibt  jedoch  die  Eiseo- 
bahngesellschaft  auschliesslich  auf  Mittheilungen  beschränkt,  welche 
sich  auf  den  Eisenbahnbetrieb  beziehen  und  wird  sie  in  dieser  Bezie- 
hung von  der  österreichischen  Staatsverwaltung  Uberwacht.  Zu  diesem 
Ende  ist,  soferne  nicht  eine  andere  von  der  österreichischen  Staatsver- 
waltung für  genügend  erachtete  Controleinrichtung  hergestellt  werden 
sollte,  die  Telegraphenleitung  bis  in  das  Staats-Telegraphenamt  in  Bietitz 
fortzuführen,  woselbst,  unbeschadet  der  pünctlichen  Beförderung  der 
Depeschen,  der  Controlsapparat  aufgestellt  werden  wird.  Die  erforder- 
lichen Apparate  für  die  Betriebsleitung  (und  zwar  bis  auf  eine  etwaige 
bessere  Erfindung  nach  dem  Morse'schen  System)  hat  die  Eisenbahnge- 
scllschaft  aus  Eigenem  anzuschaffen  und  zu  erhalten.  Sollte  die  öster- 
reichische Staatsverwaltung  von  der  Betriebsleitung  zur  Beförderung 
von  Staats-  oder  Privatdepeschen  <  soweit  diess  ohne  Störungdes  Betriebs- 
dienstes geschehen  kann  )  mit  Zustimmung  der  königlich  preussischen  Re- 
gierung und  unter  dem  Beding  der  Gegenseitigkeit  ftir  die  königlich- 
preuasischen  Staats-  und  Privatdepeschen   hinsichtlich  der  auf  öster- 
reichischem Gebiete  belegenen  Bahnstrecke,  Gebrauch  machen  wollen,  so 
sind  diese  Depeschen  von  den  Betriebs-Telegraphenbeamten.  und  zwar 
die  Staatsdepeschen  bis  zur  nächsten  Station  auf  preussischem  Gebiete, 
ohne  besonderes  Entgelt  zu  befördern,  wogegen  das  gesetzliche  Entgelt 
für  die  Privatdepeschen,  in  soferne  dasselbe  auf  die  Strecke  der  Be- 
triebsleitung entfällt,  der  Eisenbahngesellschaft  Überlassen  bleibt. 
h)  In  Ansehung  des  für  die  fragliche  Bahnstrecke  eintretenden  Tarifes 
dürfen  keine  höheren  Tarifgebühren  und  überhaupt  keine  ungünstigeren 
Bedingungen  festgesetzt  werden,  als  auf  den  sonstigen  Strecken  der  Ober- 
schlesischen  Bahn. 

0  Wenn  die  Strecke  von  Oswieczim  bis  zur  österreichischen  Gränze  etwa 
für  Militärtransporte  benützt  werden  sollte,  sind  dieselben  nach  herabge- 
setzten Preisen  zu  befördern,  welche  für  Militärpersonen  Einzeln  oder 
in  Körpern,  ein  Drittheil,  für  Pferde,  Wägen,  Gepäck,  Kriegsmaterial 
und  Militärgut  die  Hälfte  der  gewöhnlichen  Preise  nicht  überschreiten 
dürfen. 

Die  Verwendung  von  Beamten  und  Betriebsmitteln  der  Oberschle- 
sischen  Eisenbahn  zu  solchen  Transporten  unterliegt  der  Zustimmung 
der  königlich-preu8si8chen  Regierung. 
k)  Die  Concession  wird  auf  90  Jahre  vom  Tage  der  Ausfertigung  der  Con- 
cessionsurkunde  verliehen  werden. 

« 

Nach  Beendigung  dieser  Concessionsdauer  hat  die  fragliche  Bahn- 
strecke von  der  österreichischen  Gränze  bis  Oswieczim  mit  allem  unbe- 
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weglichen  Zubehöre  in  das  freie  unbelastete  Eigenthum  der  Österreichi- 
schen Staatsverwaltung  Uberzugehen. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  in  die  nachfolgende  Conce»Mon»urkunde  vom  3.  Juli 
1S6I  (III,  1,  a),  §§.  2-11  aufgenommen  worden. 


Berlin,  23.  Februar  1861. 

SclUuss-Protokoll. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  traten  heute  zusammen,  um  den 
verabredeten  Vertrag  wegen  Herstellung  einer  Eisenbahnverbindung  zwischen 
Neuberun  und  Oswieczim,  sowie  zwischen  Dziedzitz  und  einem  in  der  Gegend 
von  Nicolai  belegenen  Puncto  der  Nendza-Kattowitzerbahn  zu  vollziehen. 
Es  wurden  hierbei  noch  folgende  Erklärungen  abgegeben : 

1.  Die  in  den  Artikeln  2  und  3  des  Vertrages  bezeichneten  Eisenbahn- 
verwaltungen erhalten  für  die  Benützung  der  von  ihnen  auf  Österreichischem 
Gebiete  beschafften,  respective  noch  zu  beschaffenden  Wohnungsräume  für  die 
preußischen  Zollbeamten  nur  die  von  diesen  Beamten  zu  entrichtenden  regle- 
mentsmässigen  Miethsabzlige  Uberwiesen ;  für  die  Benutzung  der  Amts-  und 
Abfertigungs-Räume  für  die  preussischen  Zollämter  aber  keine  Vergütung. 

2.  Die  königlich-preussischen  Commissarien  sprachen  den  Wunsch  aus. 
dass  die  kaiserlich-königlich  österreichische  Regierung  der  Oberschlesischen 
Eisenbahngesellschaft  schleunigst  die  Inangriffnahme  des  Baues  der  Weich- 
selbrUcke  in  dem  Tractus  der  im  Artikel  2  des  Vertrages  bezeichneten  Eisen- 
bahnstrecke gestatten  möge,  damit  durch  diesen  Bau  die  Ausführung  der  Bahn 
nicht  unnöthig  verzögert  werde. 

Die  kaiserlich-königlich  österreichischen  Bevollmächtigten  erklärten  sich 
bereit,  diesen  Wunsch  befürwortend  zur  Kenntniss  ihrer  Regierung  zubringen, 
wobei  dieselben  Übrigens  bemerkten,  dass  es  im  Interesse  der  beschleunigten 
Ausführung  der  fraglichen  Verbindungsbahnen  wUnschenswerth  sei,  dass  die 
kaiserlich-königlich  Österreichische  Regierung  möglichst  bald  in  den  Besitz 
des,  die  Eisenbahnbrücken  Uber  die  Weichsel  betreffenden  Projects  gelange, 
damit  durch  die  rechtzeitige  Entscheidung  Uber  die  Anlage  von  Minenkam- 
mern der  Weiterbau  der  Pfeiler,  in  welchen  dieselben  nach  dem  massge- 
benden Wasserstande  und  der  Cousfruction  der  Bauten  angebracht  werden 
müssen,  keine  Behinderung  erfahre. 

Von  ßeiten  der  königlich-preussischen  Commissarien  wurde  die  Bereit- 
willigkeit ausgesprochen,  dahin  zu  wirken,  dass  die  Vorlage  des  Projects  der 
fraglichen  BrUcken  an  die  kaiserlich-königlich  österreichische  Regierung 
sobald  als  möglich  erfolge. 
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3.  Die  kaiserlich-königlich  österreichischen  Bevollmächtigten  stellten 
ferner  das  Ersuchen  in  Gemässheit  des  Absatzes  b)  der  dem  Vertrage  ange- 
schlossenen Concessions-Bedingungen,  die  bezüglichen  Bahnunternehmer 
anweisen  zu  wollen,  die  Projecte  über  die  in  den  Bahnhöfen  zu  Oswiecziin 
und  Dziedzitz  vorzunehmenden  Bauten  (beziehungsweise  Zu-  und  Umbautem 
baldthunlichst  der  kaiserlich-königlich  österreichischen  Regierung  zur  Prü- 
fung vorzulegen. 

Hiernächst  wurde  der  Vertrag  in  deutscher  Sprache  in  doppelter  Ausfer- 
tigung vollzogen  und  besiegelt. 

Jeder  Theil  nahm  das  für  seine  Regierung  bestimmte  Exemplar  in 
Empfang. 

Karolyl  m.  p.  Philippsborn  m.  p. 

laly  m.  p.  Henning  m.  p. 

Maybach  m.  p. 


Concessionen  zum  Vollzuge  des  vorstehenden  Eisen bahnvertrages. 

a.  Concesslonsurkunde  Tom  8.  Juli  1S61  für  die  Eisenbahn  von  Neubernn  nach 

Oswieczim. 

Kundgemacht  im  Notizenblxtte  Nr.  39. 

Wir  Franz  Josef  der  Erste  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich ;  König 
von  Ungarn  und  Böhmen,  der  Lombardie  und  Venedigs,  von  Dalmatien, 
Kroatien,  Slawonien,  Galizien,  Lodomerien  und  Hlirien;  Erzherzog  von 
Oesterreich ;  Grossherzog  von  Krakau ;  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg, 
Steyer,  KHrnthen,  Krain,  Ober-  und  Nieder-Schlesien  und  der  Bukowina; 
Grossfürst  von  Siebenbürgen ;  Markgraf  von  Mähren ;  geforsteter  Graf  von 
IIab8burg  und  Tirol;  Grosswojwode  der  Wojwodschaft  Serbien  etc.  etc. 

Nachdem  die  in  Breslau  domicilirende  Oberschlesische  Eisen- 
bahn-Gesellschaft, welcher  Seitens  der  königlich  preussischen  Regierung 
die  Concession  für  die  in  ihrem  Gebiete  gelegene  Strecko  der  von  Neuberun 
nach  Oswieczim  zu  führenden  Eisenbahn  bereits  ertheilt  ist,  um  die  definitive 
Bau-  und  Betriebs-Concession  für  diese  Eisenbahn,  insoweit  dieselbe  auf 
österreichischem  Gebiete  geführt  werden  soll,  die  Bitte  gestellt  hat,  so  haben 
Wir  Uns  im  Verfolge  des  mit  der  königlich-preussischen  Regierung  geschlos- 
senen Eisenbahn- Vertrages  vom  23.  Februar  1861  Uber  Antrag  Unseres  Han- 
delsministers bewogen  gefunden,  der  genannten  Eisenbahn- Gesellschaft  die 
angesuchte  Eisenbahn-Bau-  und  Betriebs-Concession  mit  Folgendem  zu  er- 
theilen. 

Vgl.  den  vorstehenden  Eisenbahn-Vertrag  vom  23.  Februar  1861  (III,  1 ). 
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§•  1. 

Wir  verleihen  demnach  der  Obers ch lesischen  Eisenbahn-Ge- 
sellschaft das  ansschliessende  Recht,  die  von  Neuberunbis  an  die  preos- 
sisch-österreichische  Landesgränze  anzulegende  Locomotiv-Eisenbahn  auf 
österreichischem  Gebiete  bis  Oswieczim  zum  Anschlüsse  an  die  Kaiser-Fer- 
dinands-Nordbahn  fortzuführen,  und  ertheilen  dieser  Gesellschaft  das  Recht 
znm  Betriebe  dieser  Eisenbahn  für  den  Personen-  und  Sachen- Transport. 

Vgl.  Art.  1  und  2  des  vorstehenden  Eisenbahn- Vertrages  (III,  1). 

§.  2. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  dieser  Bahnstrecke  innerhalb 
dreier  Jahre,  vom  Tage  der  gegenwärtigen  Urkunde  gerechnet,  zu  vollenden 
und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  Ubergeben. 

Vgl.  Punct  a.  der  dem  obigen  Staatsvertrage  als  Anlage  A  beigefügten  Bestimmungen  für 
die  Concessionirang  der  Eiseabahnstrecke  von  Beron  nach  Oswieczim.  1 

§.  3. 

Das  diesefällige  Bauproject  und  die  Detail-Pläne  sind  Unseren  Behörden 
zur  Genehmigung  vorzulegen,  und  ist  sich  bei  dem  Baue  genau  nach  diesen 
behördlich  genehmigten  Plänen  zu  benehmen. 

Bei  Verfassung  des  Projectes  ist  die  Ueberschreitung  der  von  Kenty 
Uber  Oswieczim  nach  Preussen  führenden  Hauptzollstrasse  auf  Österreichi- 
schem Gebiete  thunlichst  zu  vermeiden. 

Die  Ei8enbahnbrücko  Uber  die  Weichsel  ist  jedenfalls,  soweit  sie  auf 
Österreichischem  Gebiete  liegen  wird,  mit  Sprengminen  zu  versehen,  über 
deren  Anlage  der  Eisenbahn-Gesellschaft  bei  Genehmigung  der  Pläne  die 
nähere  Mittheilung  zukommen  wird. 

Vgl.  Punct  6.  der  angeführten  Bestimmungen  (Anlage  A). 

§•  4. 

RUcksichtlich  der  Einmündung  der  fraglichen  Bahn  in  die  Kaiser  Fcrdi- 
nands-Nordbahn,  dann  in  Betreff  der  aus  diesem  Anlasse  erforderlichen  Her- 
stellungen und  Bauten  auf  dem  Stationsplatze  zu  Oswieczim  und  in  BetrefT 
der  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  daselbst  hat  die  Oberschlesische  Eisen- 
bahn-Gesellschaft das  Einverständniss  mit  der  Direction  der  Kaiser  Ferdi- 
nands-Nordbahn  zu  pflegen. 

Das  diessfällige  Uebereinkommen  ist  Unserer  Regierung  zur  Genehmi- 
gung vorzulegen,  welcher  es  auch  vorbehalten  bleibt ,  im  Falle,  dass  in  einer 
oder  der  anderen  Beziehung  kein  Einverständniss  der  beiden  genannten 
Bahnunternehmungen  erzielt  werden  sollte,  nach  Massgabe  der  bestehenden 
Gesetze  und  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  der  königlich -preussischen 
Regierung,  die  Entscheidung  zu  treffen. 
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Jedenfalls  hat  die  Oberschlesische  Eisenbahn-Gesellschaft  die  Verpflich- 
tung, dafür  zu  sorgeu,  dass  auf  dem  Stationsplatze  zu  Oswieczim  für  die  bei- 
derseitigen Zollämter  und  Zollbeamten,  dessgleichen  für  das  österreichische 
Postamt,  Polizei-Commissariat  und  allenfalls  in  der  Folge  daselbst  zu  errich- 
tende Staats-Telegraphenamt,  die  von  den  beiderseitigen  Regierungen  in  Folge 
der  Ausführung  der  Anschlussbahn  von  Neuberun  nach  Oswieczim  nach 
Massgabo  der  jeweiligen  Verkehrsverhältnisse  als  nothwendig  anerkannten 
Amtsmanipulationa-  und  Wohnungslocalitäten,  letztere  für  die  erforderlichen 
beiderseitigen  Zollbeamten,  sowie  die  österreichischen  Post-,  Polizei-  und  (für 
den  Fall  der  Errichtung  eines  Telegraphenamtes  auch  die)  österreichischen 
Telegraphenbeamten  und  Diener,  dessgleichen  für  das  entsprechende  Zoll-  und 
das  österreichische  Polizei-Aufsichtspersonale  hergestellt,  und  den  erwähn- 
ten Aemtern,  Beamten,  Dienern  und  dem  Aufsichtspersonale,  und  zwar  hinsicht- 
lich der  österreichischen  Aemter  u.  8.  w.  zur  unentgeltlichen  Benützung  ein- 
geräumt werden. 

Vgl.  Punet  c.  der  angeführten  Bestimmungen  (Anlage  A). 

§.  5. 

Bei  dem  Baue  und  Betriebe  der  fraglichen  Eisenbahnstrecke  von  der 
österreichischen  Gränze  bis  Oswieczim  bleibt  die  Oberschlesische  Eisenbahn- 
Gesellschaft  den  diessfalls  bestehenden  oder  noch  zu  erlassenden  österreichi- 
schen Gesetzen  (insoferne  sich  dieselben  mit  der  abgeschlossenen  Convention 
nicht  im  Widerspruche  befinden)  unterworfen.  —  Insbesondere  hat  sich  daher 
die  genannte  Gesellschaft  (unter  der  angeführten  Beschränkung)  nach  den 
Vorschriften  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November  1851  und 
dem  Eisen bahn-Concessions-Gesetze  vom  14.  September  1854  zu  benehmen 
und  hat  daher  auch  namentlich  die  Pflicht,  die  Post  nach  Vorschrift  des  §.  68 
der  Eisenbahn-Betriebs-Ordnung  zu  befördern. 

Vgl.  Punet  d.  der  angeführten  Bestimmungen  (Anlage  A). 

§.  6. 

Der  genannten  Gesellschaft  wird  zum  Zwecke  des  Baues  der  gedachten 
Eisenbahnstrecke  von  der  Österreichischen  Gränze  bis  Oswieczim  das  Recht 
der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen  gesetzlichen 
Vorschriften  in  Ansehung  jener  Räume  zugestanden,  welche  nach  der  Ent- 
scheidung Unserer  hierzu  berufenen  Behörden  zur  Ausführung  der  fragli- 
chen Bahn  für  unumgänglich  nothwendig  erkannt  werden. 

Vgl.  Punet  e.  der  angeführten  Beatimmungen  (Anlage  A). 

§•  7. 

Die  concessionirte  Gesellschaft  hat  die  Verpflichtung,  für  den  inner- 
halb des  österreichischen  Staatsgebietes  stattfindenden  Dienst  solche  Beamte, 
Diener  oder  Arbeiter,  welche  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen ,  wegen 
Schleichhandel  oder  schwerer  GefallsUbertretungen  rechtskräftig  verurtheilt 
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oder  bloss  wegen  Mangel  rechtlicher  Beweise  von  der  Untersuchung  enthoben 
worden  sind,  zum  Dienste  und  beziehungsweise  zur  Arbeit  wissentlich  nicht 
zu  verwenden. 

Vgl.  Pnnrt  f.  der  angefahrten  Beatiromungen  (Anlage  A). 

§  8- 

Die  concessionirte  Gesellschaft  hat  ferner  die  Verpflichtung,  die  Herstel- 
lung einer  Staats-  und  Betriebs-Telegraphenleitung  längs  der  fraglichen 
Bahn  bis  zur  österreichischen  Gränzc  auf  ihrem  Grunde  und  Boden  ohne 
besondere  Vergütung  desselben  zu  gestatten,  und  die  Bewachung  der  herge- 
stellten Leitung  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne  besonderes  Entgelt  zu 
übernehmen. 

Die  Betriebs-Telegraphenleitung  bis  zur  österreichischen  Gränze  wird 
von  der  österreichischen  Staatsverwaltung  hergestellt  werden,  wogegen  das 
diessflillige  Anlagecapital  von  Seiten  der  Eisenbahn-Gesellschaft  der  öster- 
reichischen Regierung  mit  5  Percent  zu  verzinsen,  und  für  die  Instandhaltung 
dieser  Leitung  ein  von  der  österreichischen  Regierung  zu  bestimmender 
billiger  jährlicher  Pauschalbetrag  zu  entrichten  ist. 

Bei  der  Benützung  dieser  Betriebsleitung  bleibt  jedoch  die  Eisenbahn- 
Gesellschaft  ausschliesslich  auf  Mittheilungen  beschränkt,  welche  sich  auf  den 
Eisenbahnbetrieb  beziehen,  und  wird  sie  in  dieser  Beziehung  von  der  Österrei- 
chischen Staatsverwaltung  überwacht.  Zu  diesem  Ende  ist,  soferne  nicht  eine 
andere  von  der  österreichischen  Staatsverwaltung  für  genügend  erachtete 
Control-Einrichtung  hergestellt  werden  sollte,  die  Telegraphenleitung  bis  in 
das  Staats-Telegraphenamt  in  Bielitz  fortzuführen,  woselbst,  unbeschadet  der 
pünrtlichen  Beförderung  der  Depeschen,  der  Controls-Apparat  aufgestellt 
werden  wird. 

Die  erforderlichen  Apparate  für  die  Betriebsleitung  (und  zwar  bis  auf 
eine  etwaige  bessere  Erfindung  nach  dem  Morse'schen  Systeme)  hat  die 
Eisenbahn-Gesellschaft  aus  Eigenem  anzuschaffen  und  zu  erhalten. 

Sollte  die  österreichische  Staatsverwaltung  von  der  Betriebsleitung 
zur  Beförderung  von  Staats-  oder  Privat-Depeschen  (soweit  diess  ohne 
Störung  des  Betriebsdienstes  geschehen  kann)  mit  Zustimmung  der  königlich- 
preussischen  Regierung  und  unter  dem  Beding  der  Gegenseitigkeit  für  die 
königlich-preussischen  Staats-  und  Privat-Depeschen  hinsichtlich  der  auf 
österreichischem  Gebiete  gelegenen  Bahnstrecke  Gebrauch  machen  wollen, 
so  sind  diese  Depeschen  von  den  Betriebs-Telegraphenbeamtcn,  und  zwar  die 
Staatsdepeschen  bis  zur  nächsten  Station  auf  preussischem  Gebiete,  ohne 
besonderes  Entgelt  zu  befördern,  wogegen  das  gesetzliche  Entgelt  für  die 
Privatdepeschen,  insofernc  dasselbe  auf  die  Strecke  der  Betriebsleitung 
entfällt,  der  Eisenbahn-Gesellschaft  überlassen  bleibt. 

Vgl.  Punct  g.  der  angeführten  Bestimmungen  (Anlage  A). 
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§.  9. 

In  Ansehung  des  für  die  fragliche  Bahnstrecke  eintretenden  Tarife« 
dürfen  keine  höheren  Tarifgebühren  und  Uberhaupt  keine  ungünstigeren 
Bedingungen  festgesetzt  werden,  als  auf  den  sonstigen  Strecken  der  Ober- 
schlesischen  Bahn. 

Vgl.  Puncl  A.  der  angeführten  Bestimmungen  (Anlage  A). 

§.  10. 

Wenn  die  Strecke  von  Oswieczim  bis  zur  «österreichischen  Gränze  etwa 
für  Militärtransporte  benutzt  werden  sollte,  sind  dieselben  nach  herabgesetzten 
Preisen  zu  befördern,  welche  Mir  Militärpersonen  Einzeln  oder  in  Körpern 
ein  Drittheil,  für  Pferde,  Wägen,  Gepäck,  Kriegsmaterial  und  Militärgut  die 
Hälfte  der  gewöhnlichen  Preise  nicht  Uberschreiten  dUrfen. 

Die  Verwendung  von  Beamten  und  Betriebsmitteln  der  Oberschlesischen 
Eisenbahn  zu  solchen  Transporten  unterliegt  der  Zustimmung  der  königlich - 
preussischen  Regierung. 

Vgl.  Punct  i.  der  angeführten  Bestimmungen  (Anlage  A). 

§.H. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  Neunzig  Jahre  —  vom  Tage  der 
Ausfertigung  dieser  Urkunde  gerechnet  —  festgesetzt.  —  Nach  Beendigung 
dieser  Concessions-Dauer  hat  die  fragliche  Bahnstrecke  von  der  österreichi- 
schen Gränze  bis  Oswieczim  mit  allem  unbeweglichen  Zubehör  in  das  freie 
unbelastete  Eigenthum  der  Österreichischen  Staatsverwaltung  Uberzugehen. 

Vgl.  Punct  A\  der  angeführten  Bestimmungen  (Anlage  A). 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  diesem  Privilegium  zuwider 
zu  handeln,  und  der  concessionirten  Gesellschaft  das  Recht  einräumen,  wegen 
des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen, 
ertheilen  Wir  sämmtlichcn  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl, 
Uber  dieses  Privilegium  und  allen  darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge 
und  sorgfältig  zu  wachen. 

Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem  kaiser- 
lichen grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichs-IIaupt-  und  Residenzstadt  Wien 
am  dritten  Juli  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Achthundert  Ein  und  Sechzig, 
Unserer  Reiche  im  Dreizehnten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

^  Graf  Wlekenburg  m.  p. 

Auf  ausdrücklichen  Befehl  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät : 
Adalbert  Ritter  von  Schmld  m.  p. 
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b.  Concessfonsarknnde  vom  24.  Jänner  1807,  R.  G.  Bl.  Nr.  62, 

zum  Bau  und  Beirieb  einer  Locomotiv-Bahn  von  Kmanuelsegen  bis  Dzietlzilz. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich; 
König  von  Ungarn  und  Böhmen,  von  Dalmatien,  Kroatien,  Slawonien,  Galizien, 
Lodomerien  und  Illyrien;  Erzherzog  von  Oesterreich;  Grossherzog  von  Kra- 
kau; Herzog  von  Lotbringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen,  Krain,  Bukowina, 
Ober-  undNieder-Schlesien;Gros8flirst  von  Siebenbürgen ;  Markgraf  von  Mäh 
ren;  geflirsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol;  Grosswojwod  der  Wojwod- 

schaft  Serbien  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  in  Breslau  doraicilirende  0 p p e  1  n-T arnowitzerEisen- 
bahn-G  es  eil  schaft,  welcher  Seitens  der  königlich-preussischcn  Regierung 
die  Concession  fUr  die  in  ihrem  Gebiete  belegene  Strecke  der  von  Emanuel- 
segen  Uber  Paprotzan  und  Pless  nach  Dziedzitz  zu  führenden  Eisenbahn  bereits 
ertheilt  ist,  um  die  definitive  Bau-  und  Betriebs  Concession  für  diese  Eisen- 
bahn —  in  so  weit  dieselbe  auf  österreichischem  Gebiete  gefuhrt  werden  soll 
—  die  Bitte  gestellt  hat,  so  haben  Wir  Uns  im  Verfolge  des  mit  der  königlich- 
preus8ischen  Regierung  geschlossenen  Eisenbahn- Vertrages  vom  23.  Februar 
1861*)  Uber  Antrag  Unseres  Handelsministers  bewogen  gefunden,  der  ge- 
nannten Eisenbahn-Gesellschaft  die  angesuchte  Eisenbahn-Bau-  und  Betriebs- 
Concession mit  Folgendem  zu  ertheilen : 

§•  1. 

Wir  verleihen  demnach  der  Oppeln-Tarnowitzer  Eisenbahn- 
Gesellschaft  das  ausschliessende  Recht,  die  von  Emanuelsegen  Uber 
Paprotzan  und  Pless  bis  an  die  preussisch-Östcrreichrsche  Landesgränze 
anzulegende  Locomotiv-Eisenbahn  auf  österreichischem  Gebiete  bis  Dzied- 
zitz zum  Anschlüsse  an  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  fortzuführen,  und 
ertheilen  dieser  Gesellschaft  das  Recht  zum  Betriebe  dieser  Eisenbahn  für  den 
Personen-  und  Sachen-Transport. 

§.  2. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  dieser  Bahnstrecke  innerhalb 
dreier  Jahre,  vom  heutigen  Tage  gerechnet,  zu  vollenden,  und  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  übergeben. 

§.  3. 

Das  diessfällige  Bauproject  und  die  Detailpläne  sind  Unseren  Behörden 
zur  Genehmigung  vorzulegen,  und  ist  sich  bei  dem  Baue  genau  nach  diesen 
behördlich  genehmigten  Plänen  zu  benehmen. 

Die  Eisenbahnbrücke  Uber  die  Weichsel  ist  jedenfalls  —  soweit  sie  auf 
Österreichischem  Gebiete  liegen  wird  —  mit  Sprengminen  zu  versehen,  Uber 


°)  Reichs-Geaetx-Blatt  rom  Jahre  1801,  Nr.  50  (III,  1). 
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deren  Anlage  der  Eisenbahn-Gesellschaft  bei  Genehmigung  der  Pläne  die 
nähere  Mittheilung  zukommen  wird. 

§.  4. 

Rücksichtlich  der  EinraUndung  der  fraglichen  Bahn  in  die  Kaiser  Fer- 
dinands-Nordbahn,  dann  in  Betreff  der  aus  diesem  Anlasse  erforderlichen  Her- 
Stellungen  und  Bauten  auf  dem  Stationsplatze  Dziedzitz  und  in  Betreff  der 
Einrichtung  des  Betriebsdienstes  daselbst  hat  die  Oppeln-Tarno witzer  Eisen 
bahn-Gesellschaft  das  Einverständniss  mit  derDirection  der  Kaiser  Fcrdinands- 
Nordbahn  zu  pflegen. 

Das  diessfUllige  Uebereinkommen  ist  Unserer  Regierung  zur  Genehmigung 
vorzulegen,  welcher  es  auch  vorbehalten  bleibt,  im  Falle,  dass  in  einer  oder 
der  anderen  Beziehung  ein  Einverständniss  der  beiden  genannten  Bahnunter- 
nehmungen nicht  erzielt  werden  sollte,  nach  Massgabe  der  bestehenden  Gesetze 
und  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  der  königlich-preussischen  Regie- 
rung die  Entscheidung  zu  treffen. 

Jedenfalls  hat  die  Oppeln-Tarnowitzer  Eisenbahn-Gesellschaft  die  Ver- 
pflichtung, dafür  zu  sorgen,  dass  auf  dem  Stationsplatze  zu  Dziedzitz  die  von 
den  beiderseitigen  Regierungen  in  Folge  der  Ausführung  der  Anschlussbahn 
von  Pless  nach  Dziedzitz  nach  Massgabe  der  jeweiligen  Verkehrsverhältnisse 
für  den  Zoll-,  Post-,  Polizei-  und  Staatstelegraphen -Dienst  als  nothwendig 
anerkannten  Amts-,  Manipulations-  und  Wohnungs-Localitäten  —  letztere  für 
die  allenfalls  erforderlichen  beiderseitigen  Zollbeamten,  sowie  für  die  öster- 
reichischen Post-,  Polizei-  und  Telegraphen-Beamten  und  Diener,  dessgleichen 
für  das  entsprechende  Zoll-  und  das  österreichische  Polizei-Aufsichtspersonale 
—  hergestellt,  und  den  erwähnten  Aemtern,  Beamten,  Dienern  und  dem  Auf- 
sichtspersonale, und  zwar  hinsichtlich  der  österreichischen  Aerater  u.  s.  w.  zur 
unentgeltlichen  Benutzung,  eingeräumt  werden. 

§.  5. 

Bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  fraglichen  Eisenbahnstrecke  von  der  öster- 
reichischen Gränze  bis  Dziedzitz  bleibt  die  Oppeln-Tarnowitzer  Eisenbahn- 
Gesellschaft  den  diessfalls  bestehenden  oder  noch  zu  erlassenden  österreichi- 
schen Gesetzen  (in  soferne  sich  dieselben  mit  der  abgeschlosseneu  Convention 
nicht  im  Widerspruche  befinden)  unterworfen.  Insbesondere  hat  sich  daher 
die  genannte  Gesellschaft  (unter  der  angeführten  Beschränkung)  nach  den 
Vorschriften  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November  1851  *)  und 
dem  Eisenbahn-Concessionsgesetze  vom  14.  September  1854**)  zu  benehmen, 
und  hat  daher  auch  namentlich  die  Pflicht,  die  Post  nach  Vorschrift  des  §.  68 
der  Eisenbahn-Betriebsordnung  zu  befördern. 


3)  Reichs-iiefletx-BlaM  vom  Jahre  1852,  Nr.  1. 
<*°)  Reicha-r,e»etx-BlaU  vom  Jahre  1854,  Nr.  238. 
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§.  6. 

Der  genannten  Gesellschaft  wird  zum  Zwecke  des  Baues  der  gedachten 
Eisenbahnstrecke  von  der  österreichischen  Gränze  bis  Dziedzitz  das  Recht 
der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen  gesetzlichen  Vor  - 
Schriften  in  Ansehung  jener  Räume  zugestanden,  welche  .nach  der  Entschei- 
dung Unserer  hierzu  berufenen  Behörden  zur  Ausführung  der  fraglichen  Bahn 
für  unumgänglich  nothwendig  erkannt  werden. 

§•  7. 

Die  concessionirte  Gesellschaft  hat  die  Verpflichtung,  für  den  innerhalb 
des  österreichischen  Staatsgebietes  stattfindenden  Dienst  solche  Beamte,  Die- 
ner oder  Arbeiter,  welche  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen,  wegen  Schleich- 
handels oder  schwerer  Gefällsübertretungen  rechtskräftig  verurtheilt  oder 
bloss  wegen  Mangels  rechtlicher  Beweise  von  der  Untersuchung  enthoben 
worden  sind,  zum  Dienste,  beziehungsweise  zur  Arbeit,  wissentlich  nicht  zu 
verwenden. 

§.  8. 

Die  concessionirte  Gesellschaft  hat  ferner  die  Verpflichtung,  die  Her- 
stellung einer  Staatstelegraphenleitung  längs  der  fraglichen  Bahn  bis  zur 
österreichischen  Gränze  auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung 
desselben  zu  gestatten  und  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung  durch 
ihr  Bahnpersonale  ohne  besonderes  Entgelt  zu  Ubernehmen. 

Die  näheren  Bestimmungen  bezüglich  der  Herstellung  und  Erhaltung 
der  Betriebstelegraphenleitung,  sowie  bezüglich  der  Ausübung  des  Tele- 
graphendienstes im  Allgemeinen,  werden  einem  besonderen,  zwischen  der 
Oppeln-Tarnowitzer  Eiaenbahn-Gesellschaft  und  derk.  k.  8taatstelegraphen- 
Direction  abzuschliessendcn  Uebereinkommen  vorbehalten. 

§.  9. 

Für  den  Transport  auf  der  fraglichen  Bahnstrecke  dürfen  keine  höheren 
Tarifgebühren  und  überhaupt  keine  ungünstigeren  Bedingungen  festgesetzt 
werden,  als  auf  den  sonstigen  Strecken  der  Oppeln-Tarnowitzer  Eisenbahn  - 
Gesellschaft. 

§.  10. 

Wenn  die  Strecke  von  Dziedzitz  bis  zur  österreichischen  Gränze  etwa 
für  Militärtransporte  benützt  werden  sollte,  sind  dieselben  zu  herabgesetzten 
Preisen  zu^befördern,  welche  für  Militärpersonen  Einzeln  oder  in  Körpern  ein 
Drittheil,  für  Pferde,  Wägen,  Gepäck,  Kriegsmaterial  und  Militärgut  die  Hälfte 
der  gewöhnlichen  Preise  nicht  überschreiten  dürfen. 

Die  Verwendung  von  Beamten  und  Betriebsmitteln  der  Oppeln-Tar- 
nowitzer Eisenbahn  zu  solchen  Transporten  unterliegt  der  Zustimmung  der 
königlich-preUssischen  Regierung. 

40 
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§.  11. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  Neunzig  Jalire,  vom  heutigen  Tage 
gerechnet,  festgesetzt.  Nach  Beendigung  dieser  Concesssionsdauer  hat  die 
fragliche  Bahnstrecke  von  der  österreichischen  Gränze  bis  Dziedzitz  mit  allem 
unbeweglichen  Zugehör  in  das  freie  unbelastete  Eigenthum  der  österreichi- 
schen Staatsverwaltung  überzugehen. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  diesem  Privilegium  zu- 
wider zu  handeln,  und  der  concessionirten  Gesellschaft  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen, 
ertheilen  Wir  säramtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl, 
Uber  dieses  Privilegium  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und 
sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
kaiserlichen  grösseren  Insiegel ,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  24.  Jänner  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  achthundert  sechzig  und 
sieben,  Unserer  Reiche  im  Neunzehnten  Jahre. 

Franz  Joseph  m.  p.   (l.  8.) 

Freiherr  von  leost  m.  p.        Freiherr  von  WfillersUrf  m.  p. 

Auf  Allerhöchsten  Befehl  8einer  k.  k. 
Apostolischen  Majestät: 

Johann  Pfeiffer  m.  p. 

k.  k.  Strtionsrath. 


2.  Ministerial-Erklärung  vom  27.  August  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  104, 

am  30.  August  1866  io  Prag  ausgewechselt  gegen  eine  gleichlautende  königl.  preußische 

Mlnisterial-ErkllroDg, 

betreffend  die  Vermehrung  der  Eisenbahn-Verbindungen  zwischen  Oesterreich  und  Preussen. 

Nachdem  die  aus  Anlass  der  Friedens- Verhandlungen  in  Prag  anwesen- 
den Bevollmächtigten  Oesterreichs  und  Preussens  gleichzeitig  mit  dem  Frie- 
dens-Instrumente noch  ein  die  Herstellung  der  beiderseitigen  Eisenbahn-Ver- 
bindungen betreffendes  Document  unterzeichnet  haben,  welches  von  Wort 
zu  Wort  lautet: 

Die  Regierungen  von  Oesterreich  und  Preussen  von  dem  Wunsche  ge- 
leitet, die  Eisenbahn-Verbindungen  zwischen  ihren  beiderseitigen  Gebieten 
zu  vermehren,  haben  aus  Anlass  der  Friedens- Verhandlungen  die  unterzeich- 
neten Bevollmächtigten  beauftragt,  nachstehende  Erklärung  abzugeben, 
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welche  am  heutigen  Tage  in  doppelter  Ausfertigung  unterzeichnet  und  aus- 
gewechselt wurde : 

1.  Die  königl.  preussische  Regierung  verpflichtet  sich,  die  Herstellung 
einer  Eisenbahn  von  einem  geeigneten  Puncte  derschlesischenGebirgs- 
bahn  bei  Landshut  nach  der  österreichischen  Gränze  bei  Lieb  au  in  der 
Richtung  auf  Schwad  owitz  zuzulassen  und  zu  fordern,  wogegen  die  k.  k. 
österreichische  Regierung  ihrerseits  die  Herstellung  einer  Eisenbahn  von 
einem  geeigneten  Puncte  der  Prag-BrUnner  Eisenbahn  bei  Wilden- 
schwert  bis  zur  preussischen  Gränze  bei  Mittel w aide  in  der  Richtung 
auf  Gl  atz  in  gleicher  Weise  gestatten  und  fordern  wird. 

2.  Die  k.  k.  österreichische  Regierung  wird,  wenn  die  königl.  preussi- 
ache  es  in  ihrem  Interesse  finden  sollte ,  die  Führung  der  schlesischen  Ge- 
birgsbahn nach  Glatz  Uber  Braunau  gestatten,  ohne  eine  Einwirkung  auf  die 
Leitung  des  Betriebes  der  in  ihrem  Gebiete  belegenen  Strecke  dieser  Bahn 
in  Anspruch  zu  nehmen,  wobei  jedoch  die  Ausübung  aller  Hoheitsrechte  vor- 
behalten bleibt. 

3.  Die  zur  Ausführung  dieser  Eisenbahnen  erforderlichen  Einzelbestim- 
mungen werden  in  einem  besonderen  Staatsvertrage  zusammengefasst  werden, 
zu  welchem  Behufe  Bevollmächtigte  beider  Regierungen  in  kürzester  Frist 
an  einem  noch  näher  zu  vereinbarenden  Orte  zusammentreten  werden. 

VKI.  den  nachfolgenden  SUatorertrag  vom  5.  August  ISS?  (III,  3). 

Prag,  den  23.  August  1866. 

Brenner  m.  p.  Werther  m.  p. 

so  erklären,  in  Gemässheit  specieller  Allerhöchster  Ermächtigung,  Wir,  Ale- 
xander Graf  von  Mensdorff-Pouilly,  Seiner  Majestät  Fcldmarschall-Lieutcnant, 
wirklicher  geheimer  Rath,  Minister  des  kaiserlichen  Hauses  und  der  auswär- 
tigen Angelegenheiten,  hiemit  das  vorgelegte  Document  im  Namen  der  Regie- 
rung Seiner  Majestät  des  Kaisers  für  bestätigt  und  ratificirt ,  indem  Wir  zu- 
gleich die  pünetliche  Vollziehung  dessen  Inhaltes  Seitens  der  kaiserlichen 
Regierung  zusichern. 

Urkund  dessen  Unsere  eigenhändige  Fertigung  unter  Beifügung  des 
Siegels  des  Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

So  geschehen  zu  Wien,  am  27.  August  des  Jahres  Eintausend  Acht- 
hundert 8echs  und  Sechzig. 

Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  Minister  des  kaiserlichen  Hauses  und 

des  Aeussern: 

(L.  S.)         Alexander  Graf  von  HensdorfT-Psaillv  m.  p.,  F.  M.  L. 
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3.  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  vom  5.  August 

1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  128, 

wegen  Herstellung  der  Eisenbahnverbindungen  Landshut-Schw»dowiU  und  Wildenschwert- Glau. 

(Abgeschlossen  zu  Berlin  am  5.  August  1867.  Von  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majeatit  ratifirirt 
am  16.  September  1867.  Die  Auswechslung  der  Ratifioirungen  hat  zu  Berlin  am  4.  October  1867 

stattgefunden.) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich; 
König  von  Ungarn  und  Böhmen,  von  Dalmatien,  Kroatien,  Slawonien,  Gali- 
zien,  Lodomerien  and  lllyrien ;  Erzherzog  von  Oesterreich ;  Grossherzog  von 
Krakau ;  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer,  Kärnthen,  Krain,  Buko- 
wina, Ober-  und  Nieder-  Schlesien ;  GrossfUrst  von  Siebenbürgen ;  Markgraf 
von  Mährenj  geforsteter  Graf  von  Habsburg  und  Tirol;  Grosswojwod  der 

Wojwodschaft  Serbien  etc.  etc.  etc. 
Nachdem  zwischen  Unserem  Bevollmächtigten  und  jenen  Seiner  Majestät 
des  Königs  von  Preussen,  wegen  der  Herstellung  der  Eisenbahnverbindungen 
Landshut-Schwadowitz  und  Wildenschwert-Glatz,  in  Berlin  am  5.  August  1.  J. 
ein  Vertrag  unterzeichnet  worden  ist,  welcher  von  Wort  zu  Wort  lautet, 
wie  folgt: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  und  Seine  Majestät  der 
König  von  Preussen,  von  dem  Wunsche  geleitet,  die  Eisenbahnverbindungen 
zwischen  den  beiderseitigen  Staatsgebieten  zu  erweitern,  haben  zur  Vereinba- 
rung des  bei  dem  Prager  Friedensschlüsse  in  der  Erklärung  ddo.  Prag  23.  Au- 
gust 1866  vorbehaltenen  Staatsvertrages  zu  Bevollmächtigten  ernannt: 

- 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich : 

Allerhöchstihren  Ministerialrat  und  Generalinspector  der  Eisenbahnen 
Johann  Ferdinand  Wagner  Ritter  von  Wagensburg; 

Seine  Majestät  der  König  von  Preussen : 

Allerhöchstihren  geheimen  Ober  -  Regierungsrath  Ludwig  August  Wil- 
helm H  eise,  und 

Allerhöchstihren  wirklichen  Legationsrath  Paul  Ludwig  Wilhelm  Jordan, 
welche  nach  geschehener  Mittheilung  und  gegenseitiger  Anerkennung  ihrer 
Vollmachten,  unter  dem  Vorbehalte  der  Ratification,  über  folgende  Puncte 
übereingekommen  sind: 

Artikel  I. 

Nach  der  bei  Unterzeichnung  des  Friedensvertrages  zwischen  Oester- 
reich und  Preussen  vollzogenen  Erklärung,  ddo.  Prag  den  23.  August  1866  hat 

1.  die  königlich-preussische  Regierung  sich  verpflichtet,  die  Herstel- 
lung einer  Eisenbahn  von  einem  geeigneten  Puncte  der  schlesischenGebirgs- 
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bahn  bei  Lands  Ii  ut  nach  der  österreichischen  Gränze  bei  Lieb  an  in  der 
Richtung  anf  Schwadowitz  zuzulassen  und  zu  fördern,  wogegen 

2.  die  kaiserlich-königliche  österreichische  Regierung  ihrerseits  die  Her- 
stellung einer  Eisenbahn  von  einem  geeigneten  Puncte  der  Prag-Brünner 
Eisenbahn  bei  Wildenschwert  bis  zur  preussischen  Gränze  bei 
M  i  1 1  e  1  w  a  1  d  e  in  der  Richtung  auf  G 1  a  t  z  in  gleicher  Weise  gestatten  und 
fördern  wird. 

Vgl.  die  vorstehende  Ministerial-ErkHrnng  rom  23.  August  1866  (III,  2). 

Artik el  II. 

Für  die  im  Artikel  I  sub  1  genannte  Bahn  ist  Seitens  der  k.  k.  Österrei- 
chischen Regierung  rücksichtlich  der  in  ihrem  Gebiete  belegenen  Strecke 
bereits  die  Concession  an  eine  Gesellschaft  ertheilt,  und  ist  der  Bau  dieser 
Strecke  in  Ausführung  begriffen. 

Vgl.  die  Concessionsurkunde  für  die  Eiienhahn  von  Schwadowitx  bis  sur  Landesgrinse  bei 
Köoigshain  Tom  22.  August  1865,  R.  0.  Bl.  Nr.  79.  welche  im  besonderen  Tbeile  dieses  Werkes 
anter  den  Constitutir-Urkunden  der  Süd-Norddeutschen  Verbindungsbahn  nachfolgt.  Die  Eröffnung 
dieser  Strecke  hat  bereits  im  1.  August  1668  stattgefunden. 

Die  königl.  preussische  Regierung  wird  die  in  ihrem  Gebiete  belegene 
Strecke  entweder  als  einen  Theil  der  schlesischen  Gebirgsbahn  auf  Staats- 
kosten ausfuhren  oder  einem  geeigneten  Unternehmer  die  Bauconcession 
ertheilen. 

Falls  die  königl.  preussische  Regierung  die  vorgedachte  Bahnstrecke  auf 
Staatskosten  ausflihrt,  wird  sie  dieselbe  binnen  thunlichst  kurzer  Zeit,  und 
zwar  spätestens  bis  zum  31.  December  1869  vollenden  und  dem  Betriebe 
übergeben. 

Die  Kisenbahnstrecke  Ruhbank-Liebau-Ssterr.  Grinse  ist  nls  Theil  der  schlesischen  Gebirgs- 
bahn von  der  preussischen  Regierung  auf  Staatskosten  ausgeführt  und  gleichzeitig  mit  der  An- 
scblusstrecke  Königshain-preussische  Grinse,  welche  durch  die  Süd-Norddeutsche  Verbindungs- 
bahn hergestellt  wurde,  am  20.  December  1869  dem  Betriebe  übergeben  worden. 

Falls  die  königl.  preussische  Regierung  die  Bauconcession  dafür  einem 
Unternehmer  ertheilt,  wird  sie  letzterem  die  Verpflichtung  auferlegen,  und 
ihn  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  dazu  anhalten,  die  vorbezeich- 
nete Frist  für  die  Vollendung  des  Bahnbaues  und  die  Betriebseröffnung 
einzuhalten. 

Für  den  Fall,  dass  wider  Erwarten  die  königl.  preussische  Regierung 
bis  zum  1.  Juli  1868  weder  in  der  Lage  sein  sollte,  sich  zur  Herstellung 
der  hier  in  Rede  stehenden  Bahnstrecke  auf  Staatskosten  zu  verpflichten, 
noch  einem  preussischen  Unternehmer  die  Concession  zur  Ausführung  dersel- 
ben zu  ertheilen,  wird  die  königl.  preussische  Regierung  mit  einem  ihr  Seitens 
der  k.  k.  österreichischen  Regieruug  zu  bezeichnenden  Concessionsbewerber 
wegen  Ertheilung  der  Concession  für  den  Bau  und  Betrieb,  unter  den  in 
Prcussen  üblichen  Bedingungen,  und  so  weit  diess  in  ihrer  Einwirkung  liegt, 
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unter  Pesthaltung  des  oben  bezeichneten  Vollendungs-Termines,  unverweilt 
in  Verhandlung  treten. 

Vgl.  Punct  I  de»  Scblusaprotokolls  vom  5.  August  1867  (III,  3). 

Artikel  III. 

Für  die  im  Artikel  I  sub  2  genannte  Eisenbahn  wird  die  königl.  preussi- 
sche  Regierung  rücksichtlich  des  auf  ihrem  Gebiete  belegenen  Theiles  der 
Bahn  einem  in  Preusscn  domicilirenden  Unternehmer  die  Concession  ertheilen, 
und  nachdem  diess  geschehen,  davon  der  k.  k.  österreichischen  Regierung 
unter  Bezeichnung  der  in  der  Concession  für  die  Vollendung  der  preussischen 
Bahnstrecke  festgesetzten  Frist  Mittheilung  machen. 

Die  bezüglich»  Notification,  laut  welcher  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Eisenbahn  von  Breslau  über  Glatt  bis  zur  Landesgrinze  in  der  Richtung  nach  Wildenachwert  an» 
7.  Juli  1869  der  Oberschleaiachen  Eisenbahn- Gesellschaft  ertheilt  and  der  Vollenduogstermin 
auf  den  31.  December  1872  festgesetzt  wurde,  ist  am  1.  August  1869  erfolgt. 

Sollte  die  k.  k.  österreichische  Regierung  den  in  Oesterreich  belegenen 
Theil  dieser  Bahn  auf  Staatskosten  ausführen,  oder  einer  österreichischen 
Unternehmung  die  Concession  dafür  ertheilen  wollen,  so  wird  sie  hievon  die 
königl.  preussische  Regierung  vor  Ablauf  einer  von  dem  Empfange  der  vorge- 
dachten Mittheilung  ablaufenden  Frist  von  sechs  Monaten  benachrichtigen, 
und  im  Falle  der  Ausführung  auf  Staatskosten  die  Vollendung  des  Baues  und 
die  Eröffnung  des  Betriebes  bis  zu  demselben  Zeitpuncte  herbeiführen,  zu 
welchem  die  preussische  Strecke  ausgebaut  und  dem  Betriebe  Ubergeben  sein 
wird ;  zur  Einhaltung  derselben  Frist  für  die  Vollendung  der  österreichischen 
Bahnstrecke  und  fttr  die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  derselben  wird  die  k.  k. 
österreichische  Regierung  auch  die  von  ihr  concessionirte  österreichische 
Privat-Unternehmung  verpflichten  und  anhalten,  der  im  Uebrigen  keine 
Bedingungen  auferlegt  werden  sollen,  welche  ungunstiger  wären,  als 
die  aus  der  Anlage  A  ersichtlichen  Concessionsbedingungen. 

Sollte  die  k.  k.  Österreichische  Regierung  bis  zum  Ablaufe  der  vorge- 
dachten sechsmonatlichen  Frist  der  königl.  preussischen  Regierung  weder 
ihre  Erschliessung  zum  Ausbau  der  österreichischen  Bahnstrecke  auf  Staats- 
kosten, noch  die  erfolgte  Concessionirung  einer  österreichischen  Privat-Unter- 
nehmung notificirt  haben,  oder  sollten  sie  bereits  früher  auf  die  Ausführung 
auf  Staatskosten  und  auf  die  Concessionirung  einer  österreichischen  Privat- 
Unternehmung  durch  eine  gegen  die  königl.  preussische  Regierung  abgege- 
bene Erklärung  verzichten,  so  wird  sie  alsdann  unverweilt  demselben  Unter- 
nehmer, welcher  für  den  preussischen  Theil  der  Bahn  die  Concession  erhalten 
hat,  nach  Massgabe  dieses  Vertrages  und  unter  Zugrundelegung  der  aus  der 
Anlage  A  ersichtlichen  Bestimmungen,  mit  Festsetzung  des  den  obigen 
Abreden  entsprechenden  Vollendungs-Termines,  die  Concession  auch  für  den 
in  Oesterreich  belegenen  Theil  dieser  Eisenbahn  ertheilen  und  davon  der 
königl.  preussischen  Regierung  Kenntniss  geben. 
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Unter  denselben  Voraussetzungen  wird  die  k.  k.  österreichische  Regie- 
rung auch  der  könig).  preussischen  Regierung,  falls  dieselbe  sich  etwa  ent- 
schlossen haben  sollte,  die  hier  in  Rede  stehende  Bahn  in  ihrem  Gebiete 
als  Staatsbahn  herzustellen  und  zu  betreiben,  auf  einen  entsprechenden 
Antrag  die  Concession  zum  Bau  und  Betriebe  der  in  das  k.  k.  österreichische 
Gebiet  fallenden  Bahnstrecke  unter  gleich  günstigen  Bedingungen  ertheilen. 

Vgl.  Puoct  II  de»  ScbiuMprotokolb  vom  5.  Aagiut  1867  (III,  3). 

Artikel  IV. 

Die  k.  k.  österreichische  Regierung,  sowie  die  königl.  preussische 
Regierung  werden  den  nach  Artikel  II  und  III  von  ihnen  etwa  zu  concessio- 
nirenden  österreichischen,  beziehungsweise  preussischen  Unternehmern  diesel- 
ben Erleichterungen  zu  Theil  werden  lassen,  welche  die  in  den  betreffenden 
Staaten  bestehenden  oder  etwa  künftig  zu  erlassenden  Verordnungen  für 
andere,  ohne  Zinsengarantie  des  Staates  unternommene  Eisenbahnen  im 
Allgemeinen  und  grundsätzlich  einräumen  oder  künftig  einräumen  werden. 
Es  sollen  auch  alle  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche,  vom  Tage  des 
Abschlusses  dieses  Vertrages  an  gerechnet,  in  Beziehung  auf  Eisenbahn- 
unternehmungen von  der  königl.  preussischen,  respective  k.  k.  österreichi- 
schen Regierung  erlassen  werden,  auf  die  in  Rede  stehenden  Eisenbahnen 
für  die  Dauer  der  Concessionsfrist  nur  Anwendung  finden,  soweit  jene 
Bestimmungen  mit  diesem  Vertrage  und  der  Concession  nicht  im  Wider- 
spruche stehen. 

Artikel  V. 

Die  Puncte,  wo  die  im  Artikel  I  genannten  Eisenbahnen  die  Landes- 
gränzen  tiberschreiten  werden,  sollen  auf  Grund  der  von  den  betreffenden 
Eisenbahnverwaltungen  auszuarbeitenden  Projecte,  nötigenfalls  durch  dess- 
halb  abzuordnende  technische  Commissarien,  näher  bestimmt  werden. 

Artikel  VL 

Die  Spurweite  der  zu  erbauenden  Eisenbahnen  soll  in  Uebereinstimmung 
mit  den  anschliessenden  Bahnen  vier  Fuss,  acht  und  Einen  halben  Zoll  engli- 
schen Masses  im  Lichten  der  Schienen  betragen. 

Auch  im  Uebrigen  sollen  die  nach  diesem  Vertrage  zu  bauenden  Eisen- 
bahnen und  deren  Betriebsmittel  dergestalt  nach  gleichmäßigen  Grund- 
sätzen hergestellt  werden,  dass  letztere  von  und  nach  den  anschliessenden 
Bahnen  ungehindert  übergehen  oder  auch  gemeinschaftlich  benützt  werden 
können. 

Die  von  einer  der  contrahirenden  hohen  Regierungen  geprüften  Betriebs- 
mittel werden  ohne  nochmalige  Prüfung  auch  auf  den  in  dem  Gebiete  der 
anderen  liegenden  Bahnstrecken  zugelassen  werden. 
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Artikel  VII. 


Die  beiden  contrahirenden  hohen  Regierungen  verpflichten  sich,  zuzu- 
lassen und  anzuordnen,  dass 


1.  die  Schwadowitz-Landshuter  Bahn  mit  der  schlesischen  Gebirgsbahn, 

2.  die  Glatz- Wildenschwerter  Bahn  mit  der  Prag-Brünner  Eisenbahn, 

in  unmittelbare,  den  Uebergang  der  Betriebsmittel  gestattende  Schienen- 
verbindung gesetzt  wird,  und  wird  eine  jede  der  contrahirenden  hohen 
Regierungen  in  ihrem  Gebiete  dafür  Sorge  tragen,  dass  für  die  Herstellung 
des  betreffenden  Anschlusses  keine  Bedingungen  gestellt  werden,  welche 
das  Zustandekommen  des  Unternehmens  selbst  erschweren  würden. 

Sollten  die  respectiven  Unternehmer  die  vorerwähnten  Bahnen  in  die 
bestehenden  Bahnhöfe  zu  Ruhbank,  beziehungsweise  Wildenschwert,  einzu- 
führen beabsichtigen,  so  werden  die  beiderseitigen  Regierungen  thunlichst 
darauf  hinwirken,  dass  Uber  die  erforderliche  gemeinschaftliche  Benützung 
der  genannten  beiden  Bahnhöfe  und  deren  Betriebsanlagen  ein  angemessenes 
Uebereinkommen  zu  Stande  gebracht  werde. 


Die  volle  Landeshoheit  (also  auch  die  Ausübung  der  Justiz-und  Polizei  - 
gewalt)  bleibt  in  Ansehung  der  das  k.  k.  österreichische  und  beziehungsweise 
das  königl.  preussische  Gebiet  durchschneidenden  Bahnstrecken  auf  dem 
österreichischen  Gebiete  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  von  Oesterreich  und  auf 
dem  preussischen  Gebiete  Seiner  Majestät  dem  Könige  von  Preussen  aus- 
schliesslich vorbehalten. 


Die  hohen  Regierungen  werden  zur  Handhabung  des  ihnen  Uber  die 
Bahnstrecken  in  ihrem  Gebiete  zustehenden  Uoheits-  und  Aufsichtsrechtes 
beständige  Oommissarien  bestellen,  welche  die  Beziehungen  ihrer  Regierungen 
zu  den  Eisenbahnverwaltungen  in  allen  denjenigen  Fällen  zu  vertreten  haben, 
welche  nicht  zum  directen  gerichtlichen  oder  polizeilichen  Einschreiten  der 
competenten  Landesbehörden  geeignet  sind. 


Unbeschadet  des  Hoheits-  und  Aufsichtsrechtes  der  contrahirenden  hohen 
Regierungen  über  die  in  ihren  Gebieten  belegenen  Bahnstrecken  und  den 
darauf  stattfindenden  Betrieb  verbleibt  die  Ausübung  des  Oberaufsichtsrechtes 
Uber  die  den  Betrieb  führenden  Eisenbahngesellschaften  oder  Eisenbahn- 
verwaltungen im  Allgemeinen  derjenigen  Regierung,  in  deren  Gebiete  diesel- 
ben ihren  Sitz  haben. 


Artikel  VIII. 


Artikel  IX. 


Artikel  X. 
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A rtikel  XL 

Sollte  eine  österreichische  Unternehmung  innerhalb  des  königl.  preußi- 
schen Landesgebietes,  oder  ein  prenssischer  Unternehmer  innerhalb  des  k.  k. 
Österreichischen  Landesgebietes  den  Bau  oder  den  Betrieb  einer  der  im  Artikel  I 
gedachten  Eisenbahnen  ganz  oder  theilweise  übernehmen,  so  hat  sich  derselbe 
rücksichtlich  aller  aus  der  Anlage  und  beziehungsweise  dem  Bahnbetriebe 
herzuleitenden  Entschädigungsansprüche  der  Gerichtsbarkeit  und  den  Gesetzen 
des  Staates  zu  unterwerfen,  in  welchem  die  Schadenszufügung  stattge- 
funden hat. 

Artikel  XII. 

Unterthanen  des  einen  der  contrahirenden  Staaten,  welche  von 
den  Eisenbahn  Verwaltungen  beim  Betriebe  der  Bahnstrecke  im  Gebiete 
des  anderen  Staates  angestellt  werden,  scheiden  dadurch  nicht  aus  dem 
Unterthanenverbande  ihres  Heimatslandes  aus.  Die  Stellen  der  Localbe- 
araten,  mit  Ausnahme  der  Bahnhofsvorstände,  der  Telegraphen-  und  derje- 
nigen Beamten,  welche  mit  der  Erhebung  von  Geldern  betraut  sind,  sollen 
jedoch  thunlichst  mit  einheimischen  Staatsangehörigen  besetzt  werden.  Die 
Betriebsbeamten  sind  ohne  Unterschied  des  Ortes  der  Anstellung  rücksichtlich 
der  Disciplinarbehandlung  nur  der  Anstellungsbehörde,  im  Uebrigen  aber 
den  Gesetzen  und  Behörden  des  Staates,  in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz 
haben,  unterworfen. 

Artikel  XIII. 

Die  Feststellung  und  Genehmigung  der  Fahrpläne  und  Tarife  bleibt 
derjenigen  Regierung  vorbehalten,  in  deren  Gebiete  die  betreffende  Eisen- 
bahnverwaltung ihren  Sitz  hat. 

Die  Tarifsätze  für  die  in  den  beiderseitigen  Gebieten  zu  bauenden, 
von  ein  und  derselben  Betriebsverwaltung  geleiteten  Bahnstrecken  sollen  nach 
gleichen  Grundsätzen  festgestellt  werden. 

Es  wird  ferner  darauf  Bedacht  genommen  werden,  dass  auf  jeder  der 
beiden  in  Frage  stehenden  Eisenbahnen  in  jeder  Richtung  mindestens  zwei 
durchgehende,  Personen  befördernde,  eine  möglichst  bequeme  Reiseverbindung 
mit  den  Anschlussbahnen  gewährende  Züge  eingerichtet,  sowie  dass  die  son- 
stigen Betriebsanordnungen  den  Verkehrsinteressen  ensprechend  regulirt 
werden,  zu  welchem  Zwecke  sich  die  contrahirenden  hohen  Regierungen  bei 
Ertheilung  der  Conccssionen  die  erforderliche  Einwirkung  auf  die  Betriebs- 
verwaltung sichern  werden. 

Artikel  XIV. 

Es  soll  sowohl  hinsichtlich  der  Beförderungspreise  als  der  Zeit  der 
Abfertigung  kein  Unterschied  zwischen  den  Bewohnern  beider  Staaten  gemacht 
werden ;  namentlich  sollen  die  aus  dem  Gebiete  des  einen  Staates  in  das  Gebiet 
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des  anderen  Staates  übergehenden  Transporte  weder  in  Beziehung  auf  die 
Abfertigung  noch  rücksichtlich  der  Beförderungspreise  ungünstiger  behandelt 
werden,  als  die  aus  dem  betreffenden  Staate  abgehenden  oder  darin  ver- 
bleibenden Transporte. 

Artikel  XV. 

Die  Bahnpolizei  wird  unter  Aufsicht  der  dazu  in  jedem  Staatsgebiete 
competenten  Behörden  in  Gemässheit  der  für  jedes  Gebiet  geltenden  Vor- 
schriften und  Grundsätze  zunächst  durch  die  Beamten  der  Eisenbahn  Verwal- 
tung gehandhabt  werden. 

Artikel  XVI. 

Däfern  die  eine  oder  die  andere  der  im  Artikel  I  genannten  Eisenbahnen 
nicht  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  von  einem  und  demselben  Unternehmer  aus- 
geführt wird,  soll  der  Betriebswechsel 

1.  auf  der  Landshut- Schwado witzer  Bahn  in  der  Station  Liebau, 

2.  auf  der  Wildenschwert-Glatzer  Bahn  in  der  Station  Mittelwalde 
stattfinden. 

Die  kpnigl.  preussische  Regierung  wird  in  diesem  Falle  dem  von  ihr 
zu  concessionirenden  Unternehmer  die  Verpflichtung  auferlegen,  den  Betrieb 
auf  der  Strecke  von  der  österreichisch-preussischenG^inze  bis  zu  der  Wechsel  - 
Station  Liebau,  beziehungsweise  Mittelwalde ,  an  diejenige  Unternehmung  zu 
Uberlassen ,  welcher  die  Ausführung  des  Baues  und  Betriebes  innerhalb  des 
Österreichischen  Staatsgebietes  übertragen  worden  ist. 

Die  Einrichtungen  des  Baues  und  Betriebes,  die  Construction  des  Ober- 
baues der  Bahn  und  die  Signaleinrichtungen  von  der  österreichischen  Gränze 
bis  zu  den  Bahnhöfen  zu  Liebau  und  Mittel walde  sollen  alsdann  mit  denje- 
nigen Einrichtungen,  welche  in  diesen  Beziehungen  für  die  auf  österreichischem 
Gebiete  belegene  Strecke  dieser  Bahnen  genehmiget  werden,  übereinstimmen. 

Die  Anlage  und  Ausrüstung  der  Bahnhöfe  in  Liebau  und  Mittelwalde 
selbst  erfolgt  nach  den  in  Preussen  geltenden  Grundsätzen. 

Artikel  XVII. 

Ueber  die  näheren  Bedingungen  der  im  zweiten  Absätze  des  Artikels  XVI 
gedachten  Betricbs-Ucberlassung  bleibt  eine  Verständigung  zwischen  den 
Eigentümern  der  betreffenden  Bahnstrecke  und  der  den  Betrieb  auf  derselben 
tibernehmenden  Verwaltung  vorbehalten,  doch  soll  die  den  Betrieb  überneh- 
mende Verwaltung  durch  die  Concessionsbedingungen  oder  in  einer  anderen 
geeignet  erscheinenden  Weise  Seitens  der  k.  k.  österreichischen  Regierung 
jedenfalls  bindend  verpflichtet  werden,  die  ordnungsmäßige  Instandhaltung 
der  ihr  in  Betrieb  gegebenen  Strecke  nebst  allen  Zubehörnngen  einschliesslich 
der  nach  allgemeinen  preussischen  Verwaltungsgrundsätzee  erforderlich  wer- 
denden Erneuerungen  auf  eigene  Kosten  zu  übernehmen  und  den  Eigen 
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thümern  das  auf  die  betreffende  Strecke  verwendete  und  nachzuweisende 
Aulagecapital  mit  jährlich  (5%)  fünf  Percent  zu  verzinsen.  Erweiterungen 
der  ursprünglichen  Bahnanlage,  welche  die  königl.  preussisehc  Regierung  im 
Interesse  des  Verkehrs  für  geboten  erachten  möchte,  werden  auf  Kosten  der 
Eigenthümer  der  betreffenden  Bahnstrecke  ausgeführt  werden,  doch  sollen  die 
nachzuweisenden  Kosten  solcher  Erweiterungen  dem  von  der  betriebsflihren- 
den  Verwaltung  zu  verzinsenden  Anlagecapitale  hinzutreten. 

Wegen  Mitbenützung  der  Bahnhöfe  und  Bahnhofsanlagen  in  Liebau, 
beziehungsweise  Mittelwalde,  und  wegen  der  den  Eigenthümern  dafür  zu 
leistenden,  besonderen  Entschädigung  haben  die  beiderseitigen  Bahnverwal- 
tungen unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  ihrer  resp.  Regierungen  gleichfalls 
ein  Abkommen  mit  einander  zu  treffen. 

Beim  Mangel  eines  Einverständnisses  haben  sich  die  Bahnverwaltungen 
den  nach  vorgängiger  Verständigung  gemeinschaftlich  zu  treffenden  Anord- 
nungen der  contrahirenden  hohen  Regierungen  zu  fügen. 

Artikel  XVIII. 

Auf  den  im  Artikel  XVI  bezeichneten  beiden  Stationen  wird  zur  Errei- 
chung des  im  Artikel  8  des  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen  Oesterreich 
und  den  Staaten  des  deutschen  Zoll-  und  Handelsvereines  vom  11.  April  1865 
bezeichneten  Zweckes  von  beiden  Seiten  je  Ein  Grenzzollamt  gelegt  und 
beziehungsweise  zusammengelegt  werden.  Diesen  Grenzzollämtern  zu  Liebau 
und  Mittelwalde  sind  mindestens  die  Befugnisse  eines  Nebenzollamtes  erster 
Classe  mit  Begleitschein- Ans-  und  Abfertigungsbefugniss  einzuräumen,  und 
erklären  sich  die  contrahirenden  hohen  Regierungen  bereit,  diese  Befugnisse 
seinerzeit  auch  zu  erweitern,  wenn  die  Ausdehnung  des  Verkehres  diess  er- 
fordern sollte. 

Artikel  XIX. 

In  Betreff  der  durch  beiderseitige  Commissarien  seiner  Zeit  noch  näher 
zu  verabredenden  Förmlichkeiten  der  zollämtlichen  Revision  und  Abfertigung 
des  Passagiergepäcks  und  der  ein-  und  ausgehenden  Güter,  sowie  der  Pass- 
revision ertheilen  beide  Regierungen  sich  die  Zusicherung,  dass  die  Artikel  I 
erwähnten  Eisenbahnen  nicht  minder  günstig  als  irgend  eine  andere  in  das 
Ausland  Ubergehende  Eisenbahnroute  behandelt  werden  sollen,  und  dass  im 
Interesse  der  Förderung  des  Verkehrs  dabei  jede  nach  den  in  beiden  Staaten 
bestehenden  Gesetzen  zulässige  Erleichterung  und  Vereinfachung  eintreten 
soll. 

Artikel  XX. 

Die  wegen  der  Handhabung  der  Pass-  und  Fremdenpolizei  bei  Reisen 
mittelst  der  Eisenbahn  unter  beiden  Regierungen  schon  bestehenden  oder  noch 
zu  verabredenden  Bestimmungen  sollen  auch  auf  die  in  Rede  stehenden  Eisen- 
bahnverbindungen Anwendung  finden. 
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Ueber  die  den  k.  k.  österreichischen  Polizeibeamten,  welche  auf  den 
Bahnhöfen  in  Liebau  und  Mittelwalde  stationirt  werden  möchten,  beizulegen- 
den Amtsbefugnisse  bleibt  eine  besondere  Verständigung  unter  den  contrahi- 
renden  hohen  Regierungen  vorbehalten. 

Die  diessfällige  Verhandlung  soll  mindestens  drei  Monate  vor  Inbetrieb- 
setzung der  betreffenden  Eisenbahn  eröffnet,  und  vor  der  Eröffnung  des  Be- 
riebs  thunlichst  vollständig  zum  Abschlüsse  gebracht  werden. 

Artikel  XXI. 

Die  Regulirung  des  Post-  und  des  Telegraphenbetriebes  auf  den  im 
Artikel  1  genannten  Eisenbahnen  bleibt  der  besonderen  Verständigung  zwischen 
den  beiderseitigen  Post-  und  Telegraphenverwaltungen  vorbehalten. 

Bei  der  Regulirung  des  Postbetriebes  wird  davon  ausgegangen  werden, 
dass  der  Betriebswechsel  an  denselben  Puncten  stattfinden  soll,  welche  nach 
Artikel  XVI  für  den  Eisenbahnbetriebswechsel,  resp.  nach  Artikel  XVIII  für 
die  Zollabfertigung  in  Aussicht  genommen  sind ,  und  dass  die  Kosten  des  Post- 
transportes jederseits  bis  zu  diesen  Puncten  und  beziehungsweise  von  diesen 
Puncten  ab  bestritten  werden. 

Artikel  XXII. 

Es  werden  die  königL  preussische  Regierung  den  von  einer  österreichi- 
schen Unternehmung  auf  preussischem  Gebiete  geleiteten  Betrieb,  und  die  k.  k. 
österreichische  Regierung  den  von  einem  preussischen  Unternehmer  auf  öster- 
reichischem Gebiete  geleiteten  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieses  Vertrages 
bildenden  Eisenbahnen  mit  keinen  anderen  oder  höheren  Abgaben  belegen 
als  solchen ,  welche  den  Bahnbetrieb  der  Eisenbahn  -  Actiengesellschaften 
in  dem  betreffenden  Staate  im  Allgemeinen  treffen.  Derselbe  Grundsatz  soll 
Anwendung  finden  für  den  Fall,  dass  der  Betrieb  auf  der  preussischen  Strecke 
der  Landshnt-Schwado witzer  Bahn  von  der  k.  k.  österreichischen  Regierung, 
sowie  für  den  Fall,  dass  der  Betrieb  auf  der  Österreichischen  Strecke  der 
Wildenschwert-Glatzer  Bahn  von  der  königl.  preussischen  Regierung  geleitet 
werden  möchte. 

Artikel  XXIII. 

Für  den  Fall,  dass  die  preussische  Strecke  der  Landshut-Scbwadowitzer 
Bahn  von  einer  österreichischen  Unternehmung  gebaut  werden  sollte,  und  die 
k.  k.  österreichische  Regierung  in  der  Folge  diese  Bahn  anzukaufen  beab- 
sichtigen möchte,  wird  die  königl.  preussische  Regierung  ihre  Zustimmung 
hierzu  nicht  versagen. 

In  gleicher  Weise  wird  für  den  Fall,  dass  die  königl.  preussische  Regie- 
rung sich  entschliessen  sollte,  die  von  einem  preussischen  Privatunternehmer 
gebaute  Wildenschwert-Glatzer  Eisenbahn  anzukaufen,  die  k.  k.  österreichi- 
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sehe  Regierang  zu  der  Einlösung  der  Concessionsrächte  der  auf  ihrem  Gebiete 
belegenen  Strecke  ihre  Zustimmung  nicht  versagen. 

Vgl.  Punct  II  des  ScbluaaprotokolU  rom  S.  Juni  1867  (III,  3). 

Für  den  Eintritt  des  einen  oder  anderen  der  vorerwähnten  beiden  Fälle 
behalten  sich  jedoch  beide  contrabirende  hohe  Regierungen  gegenseitig  das 
Recht  vor,  nach  Ablauf  von  30  Jahren,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  an 
gerechnet,  oder  auch  später  in  Folge  einer  mindestens  Ein  Jahr  vorher  zu 
machenden  Ankündigung,  eine  Jede,  die  in  ihrem  Gebiete  belegene  Bahn- 
strecke gegen  Erstattung  der  Anlagekosten  in  Eigenthum  zu  Ubernehmen. 

Es  soll  alsdann,  und  auch  ebenso  nach  dem  Ablauf  der  fttr  die  auf  Öster- 
reichischem Gebiete  belegenen  Strecken  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Bahnen 
bestimmten  Concessionsfristen,  zwischen  den  contrahirenden  hohen  Regie- 
rungen Uber  die  Fortführung  des  Betriebes  auf  den  den  Gegenstand  dieses 
Vertrages  bildenden  Bahnstrecken  ein  dem  Verkehre  und  den  beiderseitigen 
Interessen  entsprechendes  besonderes  Uebereinkommen  getroffen  werden. 

Artikel  XXIV. 

GegenwärtigerVertrag  soll  zur  landesherrlichen  Genehmigung  vorgelegt 
und  die  Auswechslung  der  darüber  auszufertigenden  Ratifikationsurkunden 
spätestens  binnen  vier  Wochen  in  Berlin  bewirkt  werden.  Zur  Beglaubigung 
dessen  haben  die  Bevollmächtigten  denselben  unterzeichnet  und  besiegelt. 

So  geschehen  Berlin,  am  5.  August  1867. 

(L.  8.)  Johann  Ferdinand  Wagoer  Ritter  von  Wagensburg  m.  p. 
(L.  8.)  Ludwig  August  Wilhelm  leise  m.  p. 
(L.  8.)  Paul  Ludwig  Wilhelm  Jerdaa  m.  p. 


Anlage  A.. 

Bestimmungen  der  Concessionirung  der  Eisenbahnstrecke  von  einem  geeig- 
neten Puncte  der  nördlichen  Staatsbahn  bei  Wildenschwert  bis  zur  preussi- 

schen  Gränze  bei  Mittelwalde. 

a)  Die  Fristen,  innerhalb  deren  vom  Tage  der  Concessionsertheilung  ab 
gerechnet  der  Bau  dieser  Strecke  begonnen,  gefördert  und  vollendet, 
und  bis  zu  welcher  die  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  wer- 
den muss,  werden  von  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  mit  Rück- 
sicht auf  die  in  dem  Artikel  III  des  Staatsvertrages  mit  der  königl.  preus- 
sischen  Regierung  vom  5.  August  1867  getroffene  Vereinbarung  fest- 
gesetzt werden. 
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b)  Das  diessfällige  Bauproject  und  die  Detailpläne  sind  den  competenten 
österreichischen  Behörden  zur  Genehmigung  vorzulegen,  und  ist  sich 
beim  Baue  der  Strecke  genau  nach  diesen  behördlich  genehmigten 
Plänen  zu  benehmen. 

Es  soll  insbesondere  bei  der  Festlegung  der  Trace  und  der 
Ausführung  des  Bahnbaues  den  militärischen  Anforderungen  volle 
Rechnung  getragen,  und  jene  Theile  der  Kunstbauten,  bei  denen  es 
verlangt  wird,  mit  Sprengvorrichtungen  versehen  werden. 

Ueberdie88  aber  haben  die  betreffenden  Concessionäre  sich  den  Mir 
den  Eisenbahnbau  in  Oesterreich  allgemein  geltenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, und  zwar  insbesondere  den  Normen  zu  unterwerfen,  welche 
der  §.  10  des  Eisenbahn -Concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854 
(Reichs-Gesetz-Blatt  vom  Jahre  1854,  Nr.  238)  hinsichtlich  der  bei  den 
Begehungscommissionen  festzustellenden  Vorkehrungen  gegen  Feuers- 
gefahr und  sonstige  Beschädigungen,  dann  in  Betreff  der  Herstellung 
von  durch  den  Eisenbahnbau  unbenutzbar  gewordenen  Wegen,  Brücken 
und  sonstigen  Communicationsmitteln,  ferner  der  Herstellung  besonderer 
früher  nicht  vorhandener,  durch  die  in  Folge  des  Eisenbahnbaues  aber 
eintretende  Communicationsstörung  etwa  nothwendig  werdenden  Bauten 
an  Strassen,  Brücken  und  Dämmen,  dann  Einfriedungen  oder  Absper- 
rungen anordnet 

Vgl.  Punct  III.  dn  ScbliiMprotokoll«  vom  5.  Auput  1867  (III,  3). 

c)  Den  Concessionären  wird  zum  Zwecke  des  Baues  der  gedachten  Eisen- 
bahnstrecke auf  österreichischem  Gebiete  das  Recht  der  Expropriation 
nach  den  Bestimmungen  der  diessfälligen  gesetzlichen  Vorschriften  in 
Ansehung  jener  Räume  zugestanden,  welche  nach  der  Entscheidung  der 
hierzu  berufenen  österreichischen  Behörden  zur  Ausführung  der  fragli- 
chen Bahn  för  unumgänglich  nothwendig  erkannt  werden. 

d)  Die  Concessionäre  haben  die  Errichtung  von  Staatstelegraphenleitungen 
längs  der  Eisenbahnstrecke  und  auf  ihrem  Grund  und  Boden  unentgelt- 
lich zu  gestatten. 

Im  Falle  solche  Leitungen  erbaut  werden  sollten,  gestattet  die 
Staatsverwaltung  andererseits  die  Anbringung  der  Bahnbetriebstelegra- 
pbenleitung  an  ihren  Säulen. 

Was  die  näheren  Modalitäten  der  Errichtung,  Erhaltung  und  Be- 
nützung der  Betriebsleitung  des  Bahntelegraphen  anbelangt,  so  sind  die 
Concessionäre  gehalten,  diessfalls  mit  der  k.  k.  8taatstelegraphenanstalt 
seinerzeit  ein  eigenes  Uebereinkommen  zu  treffen,  um  der  Staatsver- 
waltung den  Einfluss  auf  die  Handhabung  des  Betriebstelegraphen- 
dienstes und  die  Ueberwachung  desselben  zu  ermöglichen  und  zu  sichern. 

e)  Rücksichtlich  der  Einmündung  der  in  Rede  stehenden  Bahn  in  die  Linie 
der  nördlichen  Staatsbahn  bei  Wildenschwert,  dann  in  Betreff  der  aus 
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diesem  Anlasse  erforderlichen  Herstellungen  und  Bauten  auf  dem  Stations- 
platze Wildenschwert  oder  in  der  Nähe  desselben,  und  in  Betreff  der 
Einrichtung  des  Betriebsdienstes  daselbst  haben  die  Ooncessionäre  das 
Einverständniss  mit  der  k.  k.  privilegirten  österreichischen  Staatseiscn- 
bahngesellschaft  zu  pflegen,  wie  dies»  bezüglich  des  Dienstes  in  der 
WechBelstation  Mittelwalde  in  analoger  Weise  im  Artikel  XVII  des 
Staatsvertrages  vorgesehen  ist.  Das  diessfällige  Uebereinkommen  ist  der 
österreichischen  Regierung  zur  Genehmigung  vorzulegen,  welcher  es 
auch  vorbehalten  bleibt,  im  Falle,  dass  in  einer  oder  der  anderen 
Beziehung  kein  Einverständniss  der  beiden  Bahnunternehmungen  erzielt 
werden  sollte,  nach  Massgabe  der  bestehenden  Gesetze  und  unter  Berück- 
sichtigung der  Bestimmungen  des  Staatsvertrages  die  Entscheidung  zu 
treffen. 

Was  insbesondere  die  Besorgung  des  Gränzdienstes  in  der  Wech- 
sel- und  üebergangsstation  Mittelwalde  betrifft,  so  wird  durch  Special- 
verhandlungen der  betreffenden  Verwaltungszweige  beider  Staaten  sei- 
nerzeit noch  näher  festgestellt  werden,  in  welcher  Zahl  und  Ausdehnung 
in  der  genannten  8tation  nach  Massgabe  der  jeweiligen  Verkehrsverhält- 
nisse Amts-  und  Manipulations-Localitäten  für  den  österreichischen  Zoll-, 
Polizei-,  Post-  und  8taat8telegraphendienst ,  und  eventuell  auch  Woh- 
nungsräume für  die  anständige  Unterkunft  der  österreichischen  Zoll-  und 
Polizeibeamten  und  Diener  nnd  der  k.  k.  österreichischerseits  dort  etwa 
stationirten  Finanzwach-Angestellten,  deren  Zahl  in  keinem  Falle  die  bei 
anderen  k.  k.  österreichischen  Gränzzollämtern  mit  gleichen  Abferti- 
gungsbefugnissen übliche  Anzahl  Uberschreiten  wird,  zu  beschaffen  und 
zu  erhalten  seien.  Die  Ausführung  der  so  ermittelten  Herstellungen  wird 
im  directen  Einvernehmen  der  beiderseitigen  Regierungen  erfolgen,  es 
haben  jedoch  die  Ooncessionäre  derEiseubahnstrecke  von  einem  geeig- 
neten Puncte  der  nördlichen  Staatsbahn  bei  Wildenschwert  bis  zur 
österreichisch-preussischen  Gränze  bei  Mittelwalde  die  Verpflichtung  auf 
sich  zu  nehmen,  den  jährlichen  Miethzins,  mit  welchem  die  k.  k.  öster- 
reichischen Aemter  für  die  gedachten  Amts-  und  Wohnungsraume  in 
Anspruch  genommen  werden  sollten,  regelmässig  an  den  Österreichi- 
schen Staatsschatz  zurückzu vergüten. 

Vgl.  Punct  IV.  de«  SchloMprotokolls  vom  5.  August  1867  (Ul,  3). 

f)  Bei  der  Ausführung  des  Betriebes  auf  der  in  Rede  stehenden  Eisenbahn 
strecke  haben  sich  die  Ooncessionäre  den  diessfalls  bestehenden  oder 
noch  zu  erlassenden  österreichischen  Gesetzen  (in  soferne  sich  dieselben 
mit  dem  abgeschlossenen  Staatsvertrage  nicht  im  Widerspruche  befin- 
den) zu  unterwerfen.  Insbesondere  haben  sich  dieselben  nach  den  Vor 
Schriften  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851 
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(Reich8-Gesetz-Blatt  vom  Jahre  1852,  Nr.  1)  zu  benehmen,  und  daher 
auch  zu  nachfolgenden  Leistungen  zu  verpflichten : 

1.  Dem  hohen  österreichischen  Aerar  ist  der  den  Verkehrsverhält- 
nissen entsprechende  Mehraufwand  zu  ersetzen ,  welcher  demselben  aus 
Anlass  der  bezüglichen  Bahn  für  die  gefall  sämtliche  Ueberwachnng 
und  die  eigentliche  Polizeiaufsicht  zur  Last  fällt,  auch  ist  nach  Mass- 
gabe des  §.  88  des  vorbezeichneten  Gesetzes  den  Beamten  der  betroffe- 
nen Verwaltungszweige  bei  den  in  Angelegenheit  der  Eisenbahn  vor- 
kommenden Dienstreisen  die  freie  Fahrt  zu  gewähren. 

2.  Die  Concessionäre  haben  allen  Anforderungen  zu  entsprechen, 
welche  zur  Befriedigung  der  nachstehend  bezeichneten  Befugnisse  der 
k.  k.  Postanstalt  Seitens  der  k.  k.  Eisenbahn-Aufsichtsbehörde  an  die- 
selben gestellt  werden. 

Die  k.  k.  Post  ist  unentgeltlich  zu  befördern,  und  hat  die  Postver- 
waltung für  je  einen  Zug  in  jeder  Richtung  die  Abfahrtsstunden  und  die 
Fahrgeschwindigkeit  zu  bestimmen,  kann  weiters  aber  selbst  jene  Züge, 
deren  Abfakrts-  und  Ankunftsstunden  lediglich  von  der  Bahnverwal- 
tung bestimmt  werden,  eventuell  unentgeltlich  zur  Postbeförderung 
benutzen. 

Die  k.  k.  Postverwaltung  ist  ferner  berechtiget ,  entweder  die  Bei- 
stellung zu  Postzwecken  vollkommen  eingerichteter  Hüttelwagen  von 
Seite  der  Bahnverwaltung  zu  verlangen  oder  sich  eigener  Postwaggons 
zu  bedienen,  und  die  unentgeltliche  Beförderung  der  einen  oder  ande- 
ren dieser  Postwaggons,  sowie  der  die  Postsendungen  begleitenden 
Beamten  und  Diener,  die  gute  Instandhaltung  und  die  gehörige  Bewah- 
rung und  Beaufsichtigung  dieser  Waggons  in  den  Räumen  und  auf 
Kosten  der  Bahnanstalt,  endlich  die  unentgeltliche  Beleuchtung  dersel- 
ben von  der  letzteren  zu  fordern. 

Wenn  die  k.  k.  Postverwaltung  auf  der  in  Oesterreich  concessio- 
nirtcn  Bahnstrecke  eine  ambulante  Post  einzuführen  findet,  so  sind  an- 
statt der  achträdrigen  oder  vierrädrigen  gewöhnlichen  Wägen  die  hiezu 
erforderlichen  acht-  oder  vierrädrigen,  nach  den  Anforderungen  der 
Postanstalt  eingerichteten  Postambulancewägen  von  den  Concessionären 
ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  erhalten. 

Sollte  bei  irgend  einem  für  die  Beförderung  von  Briefpacketen 
oder  Postsendungen  bestimmten  Zuge  kein  Postwaggon  beigestellt 
werden,  und  keine  Begleitung  durch  Postbedienstete  stattfinden,  so 
sind  die  Bahnbediensteten  zu  verpflichten,  auch  die  Uebernahme  und 
Uebergabe  der  mit  dem  betreffenden  Zuge  zu  befördernden  Posteffecten 
zu  pflegen  und  dieselben  während  des  Transportes  gehörig  zu  verwahren. 
Wenn  bei  Fällen  dieser  Art  Postsendungen  durch  Verschulden  der 
Bahnbedicnsteten  in  Verlust  gerathen  oder  beschädigt  werden  sollten, 
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so  haben  die  Coneessionäre  zur  Erlangung  des  Ersatzes  von  dem 
Schnldtragcnden  behilflich  zu  sein. 

In  jenen  Bahnhöfen,  welche  in  der  Nähe  von  Postorten  erbant 
und  zu  welchen  von  den  nächstgelegenen  Postämtern  Postverbindungen 
voraussichtlich  eingerichtet  werden,  sollen  Kammern  zur  einstweiligen 
sicheren  Aufbewahrung  der  Postsendungen  eingeräumt  werden. 

In  jenen  Fällen,  wo  der  Postdienst  auf  der  in  Oesterreich  gelege- 
nen Strecke  mehr  als  Einen  achträdrigen  (oder  zwei  vierrädrige)  Wagen 
erfordern  würde,  hat  übrigens  die  Bahnverwaltung  für  jeden  weiter 
beizustellenden  Wagen  auf  eine  billige  Entschädigung  pr.  Bahnmeile 
Anspruch. 

3.  Wenn  die  Strecke  von  einem  Puncto  der  nördlichen  Staatsbahn 
bei  Wildenschwert  bis  zur  österreichisch-preussischen  Gränze  bei  Mittel- 
walde für  österreichische  Militärtransporte  benützt  werden  sollte,  sind 
dieselben  nach  herabgesetzten  Preisen  zu  befördern,  und  haben  die 
Coneessionäre  dem  am  10.  December  1860  zwischen  dem  k.  k.  Kriegs- 
ministerium und  den  grösseren  Eisenbahnanstalten  Oesterreichs  abge- 
schlossenen Uebereinkommen  über  die  Tarifsätze  aller  Gattungen  von 
solchen  Transporten  beizutreten. 

g)  In  Ansehung  des  für  die  fragliche  Bahnstrecke  Überhaupt  eintretenden 
Tarifes  dürfen  keine  höheren  Tarifgebühren  und  keine  ungünstigeren 
Transportsbedingungen  festgesetzt  werden,  als  auf  den  Linien  der 
nördlichen  Staatsbahn. 

h)  Die  Coneessionäre  haben  die  Verpflichtung  für  den  innerhalb  des  öster- 
reichischen Staatsgebietes  stattfindenden  Dienst  solche  Beamte,  Diener 
oder  Arbeiter,  welche  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen,  wegen  Schleich- 
handel oder  schwerer  Gefällsübcrtrctungen  rechtskräftig  verurtheilt  oder 
bloss  wegen  Mangel  rechtlicher  Beweise  von  der  Untersuchung  enthoben 
worden  sind,  zum  Dienste  und  beziehungsweise  zur  Arbeit  wissentlich 
nicht  zu  verwenden. 

i)  Die  Coneessionäre  verzichten  von  vorneherein  auf  jede  Ersatzleistung 
oder  Vergütung  für  solche  Bahnzerstörungen,  welche  in  Kriegsfällen 
aus  militärischen  Gründen  etwa  vorgenommen  werden  müssten. 

k)  Die  Concession  wird  auf  neunzig  Jahre  vom  Tage  der  Ausfertigung 
der  Concessionsurkunde  verliehen  werden. 

Nach  Ablauf  dieser  Concessionsdauer  hat  die  fragliche  Bahnstrecke 
von  einem  Puncte  der  nördlichen  Staatsbahn  bei  Wildenschwert  bis  zur 
österreichisch-preussischen  Gränze  bei  Mittelwalde  mit  allem  bewegli- 
chen Zubehöre  in  das  freie  unbelastete  Eigenthum  der  Österreichischen 
Staatsverwaltung  überzugehen. 
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Schluss-Protokoll. 

Die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  sind  heute  zusammengetreten, 
um  den  wegen  der  Herstellung  der  Eisenbahnverbindungen  Landshut-Schwa- 
dowitz  und  Wildenschwert-Olatz  vereinbarten  Staatsvertrag  unterschriftlich 
zu  vollziehen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sind  in  das  gegenwärtige  Schluss-Protokoll  noch 
die  folgenden  Erklärungen  aufgenommen  worden,  welche,  ohne  dass  es 
einer  besonderen  ausdrücklichen  Ratification  derselben  bedarf,  mit  dem  Ver- 
trage selbst,  sobald  dieser  ratificirt  sein  wird,  gleiche  Kraft  und  Giltigkeit 
haben  sollen. 

L 

Sollte  der  im  Artikel  II  des  Vertrages  vorgesehene  Fall  eintreten,  dass 
die  königl.  preussische  Regierung  für  den  Bau  und  Betrieb  der  preussischen 
Strecke  der  Landshut-Schwadowitzer  Bahn  einer  Österreichischen  Unterneh- 
mung die  Concession  ertheilt,  so  wird  bei  der  Feststellung  dieser  Conces- 
sion  das  königl.  preussische  Gesetz  vom  3.  November  1838  und  der  gegen- 
wärtige Staatsvertrag  zum  Anhalt  dienen,  und  es  sollen  hierbei  keine  er- 
schwerenderen Bedingungen  gestellt  werden,  als  der  Berlin-GÖrlitzer  Eisen- 
bahngesellschaft in  dem  unter  dem  18.  Mai  1864  landesherrlich  bestätigten 
Statute  gestellt  worden  sind. 

Der  hier  rorgesehene  Fall  ist  nicht  eingetreten;  rgl.  die  Anmerkung  zu  Art.  II,  Abs.  3 
des  Staatsrertrages  vom  5.  August  1867  (III,  3). 

II. 

Sollte  der  im  letzten  Absätze  des  Artikel  III  des  Vertrages  vorgesehene 
Fall,  oder  einer  der  in  den  ersten  beiden  Absätzen  des  Artikel  XXIII  des 
Vertrages  vorgesehenen  Fälle  eintreten,  so  verbleiben  auch  alsdann  einer 
jeden  der  contrahirenden  hohen  Regierungen  auf  der  in  ihrem  Gebiete  bele- 
genen Bahnstrecke  alle  Hoheitsrechte  völlig  ungeschmälert,  und  wird  keine 
derselben  auf  der  im  fremden  Gebiete  von  ihr  betriebenen  Bahnstrecke  an- 
dere Rechte,  welcher  Art  es  auch  sei,  in  Anspruch  nehmen ,  als  die  ihr  nach 
der  betreffenden  Bau-  und  Betriebs-Concession  zustehenden  Befugnisse. 

III. 

Hinsichtlich  der  unter  dem  Buchstaben  b)  in  der  Anlage  A  des  Vertra- 
ges formulirten  Concessionsbestimmungen  sind  die  contrahirenden  hohen 
Regierungen  darüber  einverstanden,  dass  die  Rosten  besonderer,  für  den 
Bahnbau  als  solchen  nicht  erforderlichen  Anlagen,  welche  im  fortifieato Ti- 
schen Interesse  Seitens  der  Territorial  -  Regierung  für  erforderlich  erachtet 
werden  möchten,  den  Unternehmern  weder  in  Beziehung  auf  den  A  usbau 
der  preussischen  Strecke  der  Landshut-Schwadowitzer  Bahn,  noch  in  Bezie- 
hung auf  den  Ausbau  der  österreichischen  Strecke  der  Wildenschwert- 
Glatzer  Balm  zur  Last  gelegt  werden  sollen. 
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Die  königl.  preussische  Regierung  wird  dafür  Sorge  tragen,  dass\ 
den  Stationen  Liebau  und  Mittelwalde  durch  die  Unternehmer  der  betreffenv 
den  preussischen  Bahnstrecken  die  unter  dem  Buchstaben  e)  der  Concessions- 
be Stimmungen  (Anlage  A  des  Vertrages)  erwähnten  Locali täten  für  die  Zwecke 
des  k.  k.  österreichischen  Zoll-,  Polizei-,  Post-  und  Staatstclcgraphendienstcs 
nach  Massgabe  des  Ergebnisses  der  vorbehaltenen  Specialverhandlungen 
zwischen  den  betreffenden  Verwaltungszweigen  beider  Staaten  hergestellt 
werden.  Diese  Localitäten  werden  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  Uber- 
wiesen werden,  und  sollen  wegen  Unterhaltung,  Reinigung,  Erleuchtung 
und  Heizung  derselben,  sowie  wegen  der  dafür  von  der  k.  k.  österreichischen 
Regierung  dem  preussischen  Unternehmer  zu  gewährenden  Miethsentschädi- 
gung  die  in  dem  Abschnitte  II,  §§,  14—23  der  reglementarischen  Bestim- 
mungen des  königl.  preussischen  Handelsministeriums  Uber  die  Verhältnisse 
der  Post  zu  den  Staatseisenbahnen  vom  13.  September  1856  getroffenen 
Festsetzungen,  einschliesslich  der  zu  jj.  18  unter  dem  13.  Juni  1857  erlas 
aenen  Nachtragsbestimmung  Uberall  Anwendung  finden. 

Die  mit  dem  vereinbarten  Entwürfe  Ubereinstimmend  befundenen  zwei 
Ausfertigungen  des  Vertrages  nebst  Anlage  und  des  gegenwärtigen  Schluss- 
Protokolles  sind  hierauf  von  den  beiderseitigen  Bevollmächtigten  unterzeich- 
net und  lintersiegelt  worden ,  und  es  haben  der  k.  k.  österreichische  und  die 
königl.  preussischen  Bevollmächtigten  je  eine  Ausfertigung  des  Vertrages 
und  des  8chlu88-ProtokoUes  entgegen  genommen. 

So  geschehen  Berlin,  den  5.  August  1867. 

(L.  8.)  Wagier  m.  p.  (L.  8.)  Heise  m.  p. 

(L.  8.)  Jordai  m.  p. 

so  haben  Wir,  nach  Prüfung  sämmtlicher  Bestimmungen  dieses  aus  24  Arti- 
keln und  einer  Anlage  A  bestehenden  Vertrages,  sowie  des  Schluss-Proto- 
kolles,  denselben  gutgeheissen  nnd  genehmigt,  und  versprechen  auch  mit 
Unserem  kaiserlichen  Worte  für  Uns  und  Unsere  Nachfolger,  solchen  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  getreu  zu  beobachten  und  beobachten  zu  lassen. 

Zu  dessen  Bestätigung  haben  Wir  gegenwärtige  Urkunde  eigenhändig- 
unterzeichnet, und  selber  Unser  kaiserliches  Insiegel  beidrucken  lassen. 

So  geschehen  in  Ischl  den  sechzehnten  September  im  Jahre  des  Heils 
Gintausend  achthundert  sechzig  sieben ,  Unserer  Reiche  im  neunzehnten. 

Franz  Joseph  m.  p.   (L.  8.) 

Ferdinand  Freiherr  von  Beugt  m.  p. 

Auf  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  Allerhöchsten  Befehl : 
Maximilian  Freiherr  von  Sägern  m.  p., 

k.  k.  Huf-  und  Ministerialrat!). 

II« 
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^  58  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen  Seiner 

^       m  tat,  zugleich  in  Vertretung  des  souveränen 

itenstein  einerseits,  und  Seiner  Majestät  dem 
n  im  Namen  des  norddeutschen  Bundes  und 
e  nicht  gehörenden  Mitglieder  des  deutschen 
reines,  nämlich :  der  Krone  Bayern,  der  Krone 
nuraemoerg,  des  Grossherzogthums  Baden  und  des  Grossherzog- 
thums Hessen  für  dessen  südlich  des  Main  belegenen  Theile  sowie 
in  Vertretung  des  Ihrem  Zoll-  und  Steuersysteme  angeschlossenen 
Grossherzogthums  Luxemburg  andererseits,  vom  9.  März  1868, 

R.  G.  Bl.  Nr.  52. 

(Geachlossen  za  Berlin  am  9.  Min  1868.  Von  Sr.  k.  k.  Apostolischen  Majestät  ratificirt  zu  Wien 
am  26.  Mai  1868  und  in  den  beiderseitigen  Ratificirungen  zu  Berlin  ausgewechselt  an  30.  Mai 

1868.) 

Artikel  16. 

Auf  Eisenbahnen  sollen  in  Beziehung  auf  Zeit,  Art  und  Preise  der  Be- 
förderungen die  Angehörigen  des  anderen  Theiles  und  deren  Güter  nicht 
ungünstiger  als  die  eigenen  Angehörigen  und  deren  Güter  behandelt  werden. 

Für  Durchfuhren  nach  oder  aus  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  soll 
kein  Staat  höhere  als  diejenigen  Eisenbahnfrachtsätze  erheben  lassen,  welchen 
auf  derselben  Eisenbahn  die  in  dem  eigenen  Gebiete  auf-  oder  abgeladenen 
Güter  verhältnissmässig  unterliegen. 

Artikel  17. 

Die  vertragenden  Theile  werden  dahin  wirken,  dass  die  Waarcnbeför- 
derung  auf  den  Eisenbahnen  in  ihren  Gebieten  durch  Herstellung  unmittelbarer 
Schienenverbindungen  zwischen  den  an  einem  Orte  zusammentreffenden  Bahnen 
und  durch  CebcrfUhrung  der  Transportmittel  von  einer  Bahn  auf  die  andere 
möglichst  erleichtert  werde. 

8ie  werden  ferner,  wo  an  ihren  Gränzen  unmittelbare  Schienenver- 
bindungen vorhanden  sind  und  ein  Uebergang  der  Transportmittel  stattfindet. 
Waaren,  welche  in  vorschriftsmassig  verschliessbaren  Wagen  eingehen  und  in 
denselben  Wagen  nach  einem  Orte  im  Innern  befördert  werden,  an  welchem 
sich  ein  zur  Abfertigung  befugtes  Zoll-  oder  Steueramt  befindet,  von  der 
Declaration,  Abladung  und  Revision  an  der  Gränze,  sowie  vom  Colloverschlusse 
frei  lassen,  in  soferne  jene  Waaren  durch  Uebergabe  der  Ladungsverzeichnisse 
und  Frachtbriefe  zum  Eingang  angemeldet  sind. 

Waaren,  welche  in  vorschriitsmässig  verschliessbaren  Eisenbahnwagen 
durch  das  Gebiet  eines  der  vertragenden  Theile  aus-  oder  nach  dem  Gebiete 
des  anderen  ohne  Umladung  durchgeführt  werden,  sollen  von  der  Decla- 
ration, Abladung  und  Revision,  sowie  vom  Colloverschlusse  sowohl  im  Innern 
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als  an  den  G ranzen  frei  bleiben,  in  soferne  dieselben  dnrcb  Uebergabe  der 
Ladungsverzeichnisse  und  Frachtbriefe  zum  Durchgange  angemeldet  sind. 

Die  Verwirklichung  der  vorstehenden  Bestimmungen  ist  jedoch  dadurch 
bedingt,  dass  die  betheiligten  Eisenbahn-Verwaltungen  für  das  rechtzeitige 
Eintreffen  der  Wagen  mit  unverletztem  Verschlusse  am  Abfertigungsamte  im 
Innern  oder  am  Ausgangsamte  verpflichtet  seien. 

In  soweit  von  einem  der  vertragenden  Theile  mit  dritten  Staaten  in  Betreff 
der  Zollabfertigung  weitergehende,  als  die  hier  aufgeführten  Erleichterungen 
vereinbart  worden  sind,  finden  diese  Erleichterungen  auch  bei  dem  Verkehr 
mit  dem  andern  Theil,  unter  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit,  Anwendung. 


Bestimmungen  des  Schlussprotokolles  ddo.  Berlin»  9.  März  1868. 
11.  Zu  Artikel  17  des  Vertrages. 

1.  Die  im  Artikel  17  enthaltenen  Bestimmungen  erstrecken  sich  auch 
auf  den  Fall,  wo  eine  Umladung  durch  Verschiedenheit  der  Bahngeleise  nöthig 
wird.  Obgleich  dieselben  auf  sonstige  Umladungen  von  Eisenbahn -Transporten 
nicht  ausgedehnt  werden  konnten,  so  wird  doch  anerkannt,  dass,  wo  durch 
sehr  grosse  Entfernung  der  Auf-  und  Abladungsorte  eine  Umladung  nöthig 
wird,  die  Ausdehnung  jener  Begünstigungen  auf  Fälle,  wo  eine  gehörig  beauf- 
sichtigte Umladung  stattfindet,  nicht  auszuschliessen  sei. 

2.  Postsendungen,  welche  auf  Eisenbahnen  durch  das  Gebiet  eines 
der  vertragenden  Theile  aus  oder  nach  dem  Gebiete  des  anderen  durch- 
geführt werden,  sollen,  wenn  ihre  Beförderung  in  gehörig  verschliessbaren 
Behältnissen  erfolgt,  und  die  Zahl,  der  Inhalt  und  das  Rohgewicht  der  Post, 
atttcke  aus  den  der  Zollbehörde  zugänglichen  Postpapieren  ersichtlich  sind, 
von  der  Declaratiou  und  Revision  sowohl  im  Innern  als  an  der  Gränze,  sowie 
von  dem  zollamtlichen  Verschlusse  der  einzelnen  Poststücke  auch  in  dem  Falle 
frei  bleiben,  wenn  sie  zum  Zwecke  des  Ueberganges  von  einer  Eisenbahn  auf 
eine  andere  umgeladen  werden. 

Die  Angabe  des  Iuhaltes  der  Poststücke  darf  hinsichtlich  der  mit  der 
Ueberlandpost  beförderten  Gegenstände  unterbleiben. 

3.  Man  ist  darüber  einverstanden,  dass  durch  die  im  dritten  Alinea  des 
Artikels  17  und  die  vorstehend  unter  2.  vereinbarte  Befreiung  der  auf 
Eisenbahnen  transitirenden  Güter  nnd  Postsendungen  von  der  zollamtlichen 
Revision,  die  Ausführung  einer  solchen  Revision  nicht  ausgeschlossen  sein  soll, 
wenn  Anzeigen  oder  begründete  Vermuthungen  einer  beabsichtigten  Zollüber- 
tretung  vorliegen. 
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12.  Zu  Artikel  17  des  Vertrages. 
Man  war  darüber  einverstanden,  das 8,  wo  auf  einzelnen  den  Zollverein 
mit  Oesterreich  verbindenden  Eisenbahnen  weitere  als  die  im  Artikel  1 7  und 
vorstehend  unter  Nr.  11,  Ziffer  1  und  2,  verabredeten  Erleichterungen  im 
Sinne  der  Bestimmungen  dieses  Vertrages  zulässig  erscheinen,  die  Verstän- 
digung Uber  die  dazu  erforderlichen  Einrichtungen  zwischen  Oesterreich  tind 
dem  betheiligten  Zollvereinsstaate  erfolgen  könne,  soweit  jene  Erleichterungen 
mit  den  im  Zollvereine  bestehenden  Verabredungen  vereinbar  sind. 
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IV.  Einschlägige  Bestimmungen  der  Staatsverträge  zwischen 

Oesterreich  und  Italien. 


Stite 

1.  Bestimmungen  des  Friedens-Tractates  vom  10.  November  1859«  R.G.BI.  Nr.  214, 

in  Bezug  auf  die  lombardischen  Eisenbahnen  637 

2.  Bestimmungen  des  Friedens-Tractates  vom  3.  October  1866,  R.G.BI.  Nr.  116,  in 
Bezug  auf  die  beiderseitigen  Eisenbahnen  638 

3.  Bestimmungen  des  Handels-  und   Schiffahrt*  vertrag  es  vom  23.  April  1867, 

R.  G.  Bl.  Nr.  108,  in  Bezug  auf  das  Eisenbahnwesen  640 

Zusatz-Artikel  zum  Handels-  und  Schiffahrts-Vertrage  641 

a.  Uebereinkommen,  betreffend  den  Eisenbahnverkehr  auf  den  Anschlusspune- 
ten  an  der  österr. -italienischen  Grenze  und  die  Errichtung  zusammengelegter 

Zoll-  und  Polizeiimter  auf  den  internationalen  Wechselstationen  642 

».  Bestimmungen,  betreffend  die  Zollabfertigung  des  Verkehres  mittelst  der 
Oesterreich  mit  Italien  verbindenden  Eisenbahnen  651 

4.  Bestimmungen  des  Schlussprotokolls  vom  23.  April  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  110,  sn 
dem  obigen  Handels-  und  Schiffahrt»-,  sowie  zudem  gleichseitig  abgeschlossenen 
Postvertrage,  Aber  Eisenbahn-Anschlüsse   .  655 
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1.  Bestimmungen  des  Tractates  zwischen  Oesterreich,  Frankreich 
und  Sardinien  vom  10.  NoYember  1859,  R.  G.  Bl.  Nr.  214, 

in  Beiug  *uf  die  loni  bardischen  Eisenbahnen. 

(Unterzeichnet  su  Zürich  den  10.  November  und  in  den  Ralificirangea  daselbst  ausgewechselt  den 

21.  November  1859.) 

Uebersetzung  des  französischen  Urtextes. 

Artikel  X. 

Die  Regiernng  Seiner  Majestät  des  Königs  von  Sardinien  anerkennt  nnd 
bestätigt  die  von  der  österreichischen  Regierang  auf  dem  abgetretenen  Gebiete 
ertheilten  Eisenbahn-Concessionen  in  allen  ihren  Bestimmungen  und  auf 
deren  ganze  Dauer,  namentlich  jene  Concessiouen,  welche  aus  den  am 
14.  März  1856,  8.  April  1857  und  23.  8eptember  1858  abgeschlossenen 
Contracten  hervorgehen. 

Von  der  Auswechslung  der  Ratificationen  des  gegenwärtigen  Tractates 
an,  wird  die  sardinische  Regierung  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
eingesetzt,  welche  für  die  österreichische  Regierung  bezüglich  der  auf  dem 
abgetretenen  Gebiete  gelegenen  Eisenbahnstrecken  auf  Grundlage  der  vorer- 
wähnten Concessionen  erwachsen  sind. 

In  Folge  dessen  wird  das  Heimfallsrecht,  welches  der  österreichischen 
Regierung  bezüglich  jener  Eisenbahnen  zustand,  an  die  sardinischc  Re- 
gierung Ubertragen. 

Die  Zahlungen,  welche  auf  die  dem  Staate  von  Seite  der  Concessionäre 
Kraft  des  Contractes  vom  14.  März  1856  als  Aequivalent  der  Baukosten  der 
genannten  Bahnen  schuldige  Summe  zu  leisten  sind,  werden  vollständig  an 
den  österreichischen  Staatsschatz  entrichtet  werden. 

Die  Forderungen  der  Bauunternehmer  und  Lieferanten,  sowie  die  Ent- 
schädigungen für  Expropriationen  des  Bodens,  welche  sich  aus  dem  Zeiträume 
herschreiben,  wo  die  fraglichen  Eisenbahnen  auf  Rechnung  des  Staates 
verwaltet  wurden,  und  welche  etwa  noch  nicht  berichtigt  wären,  werden  von 
der  österreichischen  Regierung,  und  in  soferne  die  Concessionäre  Kraft  der 
Concessionsurkunde  dazu  gehalten  sind,  —  von  diesen  im  Namen  der  öster- 
reichischen Regierung  ausgezahlt  werden. 
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Bauverträge 


Eine  besondere  Convention  wird  in  kürzest  möglicher  Frist  den  inter- 
nationalen Dienst  auf  den  Eisenbahnen  zwischen  Oesterreich  nnd  Sardinien 
regeln. 

Vgl.  die  hier  citirten  Actenstücke  in  dem  die  Constitutir-Urkuoden  der  Südbshn-GeeeU- 
schaft  enthaltenden  Abschnitte  dieser  Sammlung  (Doc.  I,  V  und  IX). 

Artikel  XI. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Eintreibung  der  auf  Grundlage  der 
§§.12,  13,  14,  15  und  16  des  Contractes  vom  14.  März  1856  erwachsenden 
Schuldforderungen  Oesterreich  kein  Recht  der  Controle  und  Ueberwachung 
des  Baues  und  Betriebes  der  im  abgetretenen  Gebiete  liegenden  Eisenbahnen 
geben  soll.  —  Die  sardinische  Regierung  verbindet  sich  ihrerseits  alle  Aus- 
künfte zu  ertheilen,  welche  ihr  in  dieser  Beziehung  von  der  österreichischen 
Regierung  abverlangt  werden  konnten. 


2.  Bestimmungen  des  Friedens-Tractates  zwischen  Seiner  k.  k. 
Apost.  Majestät  und  Neiner  Majestät  dem  Könige  von  Italien  vom 

3.  actober  1866,  R.  G.  Bl.  Nr.  116, 

in  Bezug  &uf  die  beiderseitigen  Eisenbahnen. 

(Abgeschlossen  zu  Wien  am  3.  Oetober  1866,  und  in  den  Ratificationen  daselbst  ausgewechselt 

am  it.  Oetober  1866.) 


Uebersetzung  des  französischen  Urtextes. 

Artikel  X. 

Die  Regierung  Seiner  Majestät  des  Königs  von  Italien  anerkennt  und 
bestätigt  die  von  der  österreichischen  Regierung  auf  dem  abgetretenen 
Gebiete  ertheilten  Eisenbahn-Concessionen  in  allen  ihren  Bestimmungen  und 
für  deren  ganze  Dauer  und  namentlich  die  von  den  unterm  14.  März  1856, 
8.  April  1857  und  23.  September  1858  abgeschlossenen  Verträgen  herrüh- 
renden Conceasionen. 

In  gleicher  Weise  anerkennt  und  bestätigt  die  italienische  Regierung  die 
Bestimmungen  der  am  20.  November  1861  zwischen  der  österreichischen 
Staatsverwaltung  und  dem  Verwaltungsrathe  der  südlichen  Staats-,  Lom- 
bardo-Venetianisch  und  Central-Italienischen  Eisenbahn-Gesellschaft  abge- 
schlossenen Convention,  wie  auch  die  Convention,  welche  am  27.  Februar 
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1866  zwischen  dem  kaiserl.  Finanz-  nnd  Handelsministerium  und  der  Öster- 
reichischen Südbahn-Gesellschaft  abgeschlossen  worden  ist. 

Vgl.  die  hier  citirteo  Acten»tücke,  wie  iosbe*ondere  den  auf  Grund  der  citirten  Conven- 
tion tom  27.  Fel.ruar  1866  Ausgefertigten  Vertrag  Tom  13.  April  1867,  in  dem  die  Constilutir- 
Vrkunden  der  SüdbahD-Geiellschaft  enthaltenden  Abschnitte  dieser  Sammlung  (Doc.  I,  V,  IX,  XX 
und  XXIV). 

Von  dem  Momente  der  Auswechslung  der  Ratificationen  des  gegenwär- 
tigen Vertrages  tritt  die  italienische  Regierung  in  alle  Rechte  und  in  alle 
Verbindlichkeiten  ein,  welche  der  österreichischen  Regierung  aus  den  vorci- 
tirten  Conventionen,  soweit  dieselben  die  auf  dem  abgetretenen  Gebiete 
befindlichen  Eisenbahnlinien  betreffen,  erwachsen  sind. 

In  Folge  dessen  wird  das  der  österreichischen  Regierung  bisher 
zustehende  Heimfallsrecht  auf  diese  Eisenbahnen  auf  die  italienische  Re- 
gierung Ubertragen. 

Die  Zahlungen,  welche  auf  die  dem  Staate  von  Seite  der  Concessionäre 
laut  des  Contractes  vom  14.  März  1856  als  Aequivalent  der  Baukosten  für 
die  gedachten  Eisenbahnen  schuldige  Summe  noch  zu  entrichten  sind ,  werden 
vollzählig  an  den  Österreichischen  Staatsschatz  geleistet  werden. 

Die  Forderungen  der  Bauunternehmer  und  Lieferanten,  sowie  die  Ent- 
schädigungen für  die  Boden-Expropriationen,  welche  von  der  Zeit  herrühren, 
wo  die  fraglichen  Eisenbahnen  auf  Rechnung  des  Staates  verwaltet  wurden, 
und  welche  noch  nicht  berichtigt  worden  wären,  werden  von  der  österreichi- 
schen Regierung,  und  in  soferne  die  Concessionäre  kraft  der  Concessionsacte 
hiezu  verpflichtet  sind,  von  diesen  im  Namen  der  österreichischen  Regierung 
ausgezahlt  werden. 

Artikel  XI. 

Es  versteht  sich ,  dass  die  Eintreibung  der  Forderungen,  welche  sich 
auf  die  Paragraphe  12,13,  14,  15  und  16  des  Contractes  vom  14.  März  1856 
gründen,  Oesterreich  kein  Recht  der  Controle  und  üeberwachung  des  Baues 
und  Betriebes  der  im  abgetretenen  Gebiete  gelegenen  Eisenbahnen  geben 
könne.  Die  italienische  Regierung  verpflichtet  sich  ihrerseits  alle  Auskünfte 
zu  ertheilen,  welche  diesfalls  von  der  österreichischen  Regierung  verlangt 
werden  könnten. 

Artikel  XII. 

Um  auf  die  Eisenbahnen  Venetiens  die  Bestimmungen  des  Artikels  15 
der  Convention  vom  27.  Februar  1866  auszudehnen,  verpflichten  sich  die 
hohen  contrahirenden  Mächte,  ehethnnlichst  im  Einvernehmen  mit  der  öster- 
reichischen SUdbahngesellschaft  eine  Convention  zum  Behufe  der  administra- 
tiven und  ökonomischen  Trennung  der  venetianischen  und  österreichischen 
Eisenbahn-Gruppen  zu  stipuliren. 

Kraft  der  Convention  vom  27.  Februar  1866  soll  die  vom  Staate  an  die 
österreichische  Sudbahngesellschaft  zu  zahlende  Garantie  auf  Grundlage  des 
Brutto-Erträgnisses  der  Gesammtheit  aller  venetianischen  und  österreichischen 
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Linien,  welche  das  der  Gesellschaft  dermal  concessionirte  Netz  der  öster- 
reichischen Südbahnen  bilden,  berechnet  werden.  Es  ist  selbstverständlich, 
das»  die  italienische  Regierung  den  verhaltnissmässigen  Thcil  dieser  Garantie, 
welcher  den  Linien  des  abgetretenen  Gebietes  entspricht,  übernimmt,  und 
das»  zur  Berechnung  dieser  Garantie  das  Gcsammt-Brutto-Erträgniss  der  an 
die  gedachte  Gesellschaft  concessionirten  venetianischen  und  österreichischen 
Linien  wie  bisher  zur  Grundlage  genommen  wird. 

Artikel  XIII. 

Die  Regierungen  von  Oesterreich  und  Italien,  in  dem  Wunsche  die 
Beziehungen  zwischen  ihren  Staaten  zu  erweitern,  verpflichten  sich  den 
Eisenbahnverkehr  zu  erleichtern  und  die  Errichtung  neuer  Linien  zu  begün- 
stigen, um  die  österreichischen  und  italienischen  Bahnnetze  untereinander 
enge  zu  verbinden. 

Die  Regierung  Seiner  k.  k.  Apostolischen  Majestät  verspricht  überdies^ 
die  Vollendung  der  Brenner-Linie,  welche  die  Verbindung  des  Etsch-  mit  dem 
Innthale  zur  Bestimmung  hat,  so  viel  als  möglich  zu  beschleunigen. 


3.  Bestimmungen  des  Handels-  und  Schiffahrts-Vertrages  zwischen 
Oesterreich  und  Italien  vom  28.  April  1867,  B.  G.  Bl.  Nr.  108, 

in  Beiug  auf  das  Eisenbahnwesen. 

( Abgeschlossen  in  Florenz  am  23.  April  1867;  von  Seiner  k.  k.  ApouL  Majestät  r»üficirt  es 
6.  Mai  1S67.  Die  beiderseitigen  Ratificirungen  wurden  in  Florenz  an  30.  Juni  1867  ausgewechselt) 


Urtext. 

Artikel  XXIII. 

Auf  Eisenbahnen  sollen  in  Beziehung  auf  Zeit,  Art  und  Preise  der 
Beförderungen  die  Angehörigen  des  anderen  Theiles  und  deren  Güter  nicht 
ungünstiger,  als  die  eigenen  Angehörigen  und  deren  Güter  behandelt  werden. 

Für  Durchfuhren  nach  oder  aus  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  soll 
kein  Staat  höhere  als  diejenigen  Eisenbahn -Frachtsätze  erheben  lassen, 
welchen  auf  derselben  Eisenbahnlinie  die  in  dem  eigenen  Gebiete  auf-  oder 
abgeladenen  Güter  verhältnissmässig  unterliegen. 

Artikel  XXIV. 

Die  vertragenden  Theile  werden  dahinwirken,  dass  die  Waarenbefor- 
derung  auf  den  Eisenbahnen  in  ihren  Gebieten  durch  Herstellung  unmittel- 
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barer  Schienen  Verbindungen  zwischen  den  an  einem  Orte  zusammentreffenden 
Bahnen  und  durch  Ueberftihrung  der  Transportmittel  von  einer  Bahn  auf  die 
andere  möglichst  erleichtert  werde. 

Sie  werden  ferner,  wo  an  ihren  Gränzen  unmittelbare  Schienenverbin- 
dungen vorhanden  sind  und  ein  Uebergang  der  Transportmittel  stattfindet, 
Waaren,  welche  in  vorschriftmässig  verschliessbaren  Wagen  eingehen  und  in 
demselben  Wagen  nach  einem  Orte  im  Innern  befördert  werden,  an  welchem 
sich  ein  zur  Abfertigung  befugtes  Zoll-  oder  Steueramt  befindet,  von  der 
Declaration,  Abladung  und  Revision  an  der  Gränze,  sowie  vom  Collo- 
Ver8chluss  frei  lassen,  in  sofern  jene  Waaren  durch  Uebergabe  der  Ladungs- 
verzeicbnisse  und  Frachtbriefe  zum  Eingang  angemeldet  sind. 

Waaren,  welche  in  vorschriftsmässig  verschliessbaren  Eisenbahnwagen 
durch  das  Gebiet  eines  der  vertragenden  Theile  aus-  oder  nach  dem  Gebiete 
des  anderen  ohne  Umladung  durchgeführt  werden,  sollen  von  der  Declara 
tion,  Abladung  und  Revision,  sowie  vom  Collo-Verschluss  sowohl  im  Innern 
als  an  der  Gränze  frei  bleiben,  in  soferne  dieselben  durch  Uebergabe  der 
Ladungsverzeichnisse  und  Frachtbriefe  zum  Durchgang  angemeldet  sind. 

Die  Verwirklichung  der  vorstehenden  Beatimmungen  ist  jedoch  dadurch 
bedingt,  dass  die  betheiligten  Eisenbahn-Verwaltungen  für  das  rechtzeitige 
Eintreffen  der  Wagen  mit  unverletztem  Verschlusse  am  Abfertigungsamt  im 
Innern  oder  am  Ausgangsamte  verpflichtet  seien. 

In  soweit  von  einem  der  vertragenden  Theile  mit  dritten  Staaten  in 
Betreff  der  Zollabfertigung  weitergehende ,  als  die  hier  aufgeführten  Erleich- 
terungen vereinbart  worden  sind,  finden  diese  Erleichterungen  auch  bei  dem 
Verkehr  mit  dem  anderen  Theile ,  unter  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit, 
Anwendung. 

Zusatz-Artikel  zum  Handel«-  und  ScHifl&lirt«- 

Vertraipe. 

Artikel  2. 

Um  den  Betrieb  auf  den  österreichischen  und  italienischen  Eisenbahnen 
in  ihren  Vercinigungs-Puncten  an  der  österreichisch-italienischen  Gränze  zu 
regeln  und  zu  erleichtern,  und  um  den  Verkehr  durch  die  Errichtung 
gemischter  Zoll-  und  Polizei-Aemter  in  den  internationalen  Wcchselstationen 
zu  erleichtern ,  haben  die  hohen  vertragenden  Theile  das  beiliegende  Ueber- 
einkommen  abgeschlossen. 

Florenz,  den  23.  April  1867. 

(L*  S.)  RAbeck  m.  p.  (L.  8.)  F.  Rattaifl  m.  p. 

(L.  S.)  Prelis  m.  p.  (Ii.  S.)  F.  de  Blasiis  m.  p. 
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a.  Uebereinkommen, 

betreffend  den  Eisenbahnverkehr  auf  den  Anschlossponcten  an  der  Österreichisch-italienischen 
Crime  und  die  Errichtung  xusammengelegter  Zoll-  und  Polizei&mter  auf  den  internationalen 

Wechselstationen. 

Artikel  1. 

Standorte  der  zusammengelegten  Grflnzämter. 

Als  internationale  Wechselstationen  für  den  Betrieb  der  beiderseitigen 
Eisenbahnen  and  als  Standorte  der  gemischten  (internationalen)  Gränzämter 
werden  bestimmt: 

a)  auf  der  Eisenbahnstrecke  zwischen  Udine  und  Görz,  die  auf  öster- 
reichischem Gebiete  gelegene  Eisenbahnstation  Gormons; 

b )  auf  der  Eiseilbahnstrecke  zwischen  Verona  und  Bötzen  die  Eisenbahn- 
station A 1  a  in  Tirol. 

Artikel  2. 

Allgemeine  Verpflichtung  der  Eisenbahn- Verwaltungen  zur  Herstellung  und 
Erhaltung  der  für  die  Internationalen  Gränzämter  erforderlichen  Gebäude. 

Die  Eisenbahn  -  Verwaltungen  sind  verpflichtet,  auf  deu  genannten 
Wechselstationen  die  zur  Unterbringung  der  internationalen  Gränzämter  und 
für  die  nothwendigen  Beamtenwohnungen,  sowie  für  die  Casernirung  der 
Angestellten  der  Zoll-  oder  Finanz-  und  Polizeiwache  erforderlichen  Gebäude 
herzustellen  und  zu  erhalten. 

üeber  den  Umfang  dieser  Verpflichtung,  Uber  die  Beischaffung  und 
Erhaltung  der  nothwendigen  Einrichtungsstucke ,  über  die  Beheizung, 
Beleuchtung  und  Reinhaltung  der  Amtslocalitäten,  sowie  bezüglich  des  all- 
fälligen  Erfordernisses  an  Beamtenwohnungen,  endlich  Uber  die  Frage, 
inwiefern  von  den  vertragschliessenden  Staaten  den  Eisenbahn-Verwaltungen 
eine  theilweise  Vergütung  der  von  ihnen  zur  Erfüllung  der  erwähnten  Ver- 
pflichtung bestrittenen  Auslagen  zu  leisten  ist,  wird  eine  besondere  Ver- 
handlung gepflogen  werden. 

Artikel  3. 

üeber  die  Einrichtung  der  einzelnen  Dienstzweige  auf  den  internationalen 

Wechselstationen. 

A.  Eisenbahnbetrieb. 

Die  vertragschliessenden  Regierungen  werden  dafür  Sorge  tragen,  dass 
die  beiderseitigen  Eisenbahn-Gesellschaften  (der  österreichischen  Südbahn 
und  der  oberitalienischen  Bahnen)  ein  Uebereinkommen  Uber  die  Regelung 
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des  Eisenbahnbetriebes  auf  der  Strecke  zwischen  der  Gränze  und  der  inter- 
nationalen Wechselstation ,  sowie  Uber  die  Mitbenutzung  der  für  den  Eisen- 
bahn-Betriebsdienst erforderlichen  Räumlichkeiten  in  der  genannten  Wechsel- 
station treffen.  In  diesem  Uebereinkommen  ist  jedoch  festzuhalten,  dass  die 
Einnahmen  von  den  Bahnen  jeder  der  beiden  Gesellschaften  bis  zur  Landes- 
gränze  unverändert  vorbehalten  bleiben. 

Artikel  4. 

Die  in  dem  zwischen  der  kaiserlich-Österreichischen  Regierung  und  der 
SUdbahngesellschaft  am  27.  Februar  1866  abgeschlossenen  Uebereinkommen 
festgesetzten  Specialtarife  dürfen  im  Verkehre  der  österreichischen  Provinzen 
mit  dem  Venetianischen,  sowie  im  Transito  von  und  nach  Tirol  und  darüber 
hinaus  von  beiden  Gesellschaften  der  Österreichischen  und  italienischen  nicht 
erhöht  werden. 

Vgl.  den  auf  Grand  des  citirten  Uebereinkommens  ampefertigten  Vertrag  rom  13.  April 
1867  in  dem  die  Conatitntir-Urknnden  der  Sfidbahngeaellachaft  enthaltenden  Abschnitte  dieser 
Sammlung  (Doc.  XXIV). 

Artikel  5. 

Die  Bahnhof-Baulichkeiten  und  Erweiterungen  in  den  Wechselstationen 
sollen  von  der  Eisenbahngesellschaft  des  Territorialstaates  nach  einem  von 
derselben  mit  der  anderseitigen  Bahnverwaltung  festzusetzenden  Baupro- 
gramme ausgeführt  werden. 

Der  Regierung  des  Territorialstaates  bleibt  die  Genehmigung  der  nach 
diesem  Programme  zu  entwerfenden  Detail-Projecte ,  sowie  auch  die  Ueber- 
wachung  der  entsprechenden  Ausführung  der  diessfälligen  Bauarbeiten  vor- 
behalten, soweit  es  den  Eisenbahndienst  betrifft. 

Die  Bau-Projecte  für  den  Dienst  der  zusammengelegten  Aemter  beider 
Staaten  sind  der  gemeinschaftlichen  Genehmigung  beider  Regierungen  zu 
unterziehen. 

Artikel  6. 

Aenderungen  an  der  Bahn  oder  Einrichtungen  an  den  Fahrbetriebs- 
mitteln,  wodurch  der  wechselseitige  üebergang  von  einer  Bahn  auf  die  andere 
in  dem  Gebiete  der  vertragschlicssenden  Staaten  erschwert  oder  unmöglich 
gemacht  würde,  sollen  nicht  vorgenommen  werden. 

Artikel  7. 

Die  volle  Landeshoheit  sammt  Ausübung  der  Justiz-  und  Polizei-Gewalt 
auf  den  Eisenbahnstrecken  von  der  Landesgränze  bis  zu  den  Wechsel- 
stationen und  auch  in  diesen  letzteren  verbleibt  der  Territorial-Regierung. 
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Dieselbe  wird  jedoch  dafür  Sorge  tragen,  dass  den  Organen  der  ander- 
seitigen  Bahnverwaltung  bei  Handhabung  der  bahn-  und  betriebspolizeilichen 
Aufsicht  die  nöthige  Unterstützung  geleistet  werde. 

Artikel  8. 

Derselben  Eisenbahn-Verwaltung  steht  die  Ernennung  jener  Beamten 
und  Diener  zu,  welche  für  die  Beaufsichtigung  und  Erhaltung  der  Bahnstrecken 
zwischen  der  Landesgränze  und  den  Wechselstationen ,  sowie  für  den  aus- 
schliesslichen Dienst  ihrer  Bahn  in  den  Wechselstationen  und  in  jenen  Sta- 
tionen, die  zwischen  der  Wechselstation  und  der  Landesgrünze  bestehen  oder 
nachträglich  etwa  errichtet  werden,  anzustellen  sind. 

Artikel  9. 

Spediteure  (Agenten)  für  die  Zollabfertigungen  auf  der  Wechselstation 
werden  für  die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr-Abfertigungen  von  den  Aemtern  des 
einen  oder  anderen  Staates  nur  dann  zugelassen  werden,  wenn  die  bezüg- 
liche Zollverwaltung  gegen  ihre  Zulassung  keine  gegründete  Einwendung  zu 
machen  findet. 

Artikel  10. 

Der  Gewerbsbetrieb  auf  der  Eisenbahnstrecke  zwischen  der  Gränze  und 
der  internationalen  Wechselstation ,  wie  in  dieser  Station  selbst,  unterliegt 
der  ämtlichen  Aufsicht  der  Finanzbehörde  des  Territorial  Staates.  Die  Zoll- 
beamten und  Wachangcstellten  des  Territorialstaates  sind  daher  berechtiget, 
in  die  Räume  des  Bahnbetriebes,  so  oft  sie  es  erforderlich  finden,  einzutreten, 
Nachforschungen  zu  pflegen,  der  Gewerbsausübung  beizuwohnen,  den  Stand 
der  vorhandenen  Waaren  aufzunehmen,  dann  die  Einsicht  der  den  Bahnbetrieb 
betreffenden  Bücher  und  Schriften  zu  fordern. 

Zu  diesen  Amtshandlungen,  soweit  dieselben  in  den  von  der  ander- 
seitigen  Bahnverwaltung  benützten  Räumen  stattfinden,  ist  jederzeit  ein 
Oberbeamter  dieser  Verwaltung  beizuziehen. 

Artikel  11. 

Die  vertragschlic8senden  Regierungen  verpflichten  sich,  auf  Verlangen 
des  anderen  Theiles  zu  verhindern ,  dass  die  Eisenbahn-Gesellschaft  ihres 
Landes  auf  dem  anderseitigen  Gebiete  solche  Beamte  und  Diener  zum 
Dienste,  beziehungsweise  zur  Arbeit  verwende,  welche  wegen  gemeiner  Ver- 
brechen, wegen  Schleichhandels  oder  schwerer  Gefällsübertretungen  rechts- 
kräftig verurtheilt  worden  sind. 
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Artikel  12. 

4 

Unter  Beobachtung  der  für  den  ausnahmsweisen  zollfreien  Bezug  von 
Gegenständen  vorgeschriebenen  Bedingungen  wird  vom  Territorialstaate  der 
anderseitigen  Eisenbahnverwaltung  die  zollfreie  Ein-  und  Wiederausfuhr  der 
für  die  Erhaltung  der  Eisenbahnstrecke  zwischen  der  Landesgränze  und  den 
Wechselstationen,  dann  der  für  den  Eisenbahnbetriebsdienst  in  den  Wechsel- 
stationen und  in  den  zwischen  diesen  und  der  Landesgränze  gelegenen  Sta- 
tionen erforderlichen  Materialien  und  Verbrauchsgegenständc,  sowie  auch 
der  für  die  Ausrüstung  der  eigenen  Amtslocalitäten  benöthigten  Einrichtungs- 
stücke, in  soferne  selbe  ausschliesslich  nur  fUr  den  eigenen  Betrieb  ver- 
wendet werden,  gestattet,  wenn  selbe  aus  auf  dem  anderseitigen  Gebiete 
gelegenen  Eisenbahn-Magazinen,  Depots  oder  Werkstätten  bezogen  werden. 

Artikel  13. 

Aus  Anlass  des  Bahnbetriebes  in  der  Wechselstation  und  auf  der  Bahn- 
strecke zwischen  dieser  und  der  Grunze  wird  der  Territorialstaat  von  der 
fremden  Eisenbahn-Verwaltung  eine  Stämpel-  und  Gebühren-Entrichtung  für 
Bücher,  Fahrkarten  und  sonstige  Schriften  nicht  fordern.  Die  von  dieser  Ver- 
waltung im  Territorialstaate  abgeschlossenen  förmlichen  Rechtsgeschäfte  und 
ausgestellten  eigentlichen  Rechtsurkunden  unterliegen  jedoch  den  im  Ter- 
ritorialstaate jeweilig  in  Wirksamkeit  stehenden  Stärapel-  und  Gebühren 
Vorschriften. 

Artikel  14. 

Jede  der  beiden  Eisenbahngesellschaften  und  deren  Organe  sollen 
berechtiget  sein  ,  den  Betriebs-Telegraphen  der  andern  Gesellschaft  für 
Dicnstes-Depeschen  unentgeltlich  zu  benutzen. 

Artikel  15. 

In  den  Stationen  Cormons  und  Ala  wird  der  Betriebswechsel  erfolgen. 
Die  beiden  Regierungen  werden  jedoch  dahin  wirken ,  dass  zwischen  beiden 
Gesellschaften  eine  Vereinbarung  getroffen  werde,  wonach  die  Personen- 
wagen, soweit  es  die  Umstände  erlauben,  auch  über  die  Wechselstationen 
hinaus  verkehren  können.  Jedenfalls  sollen  die  gegenwärtig  bestehenden 
Wagentausch-  und  Benützung*- Verträge  aufrecht  erhalten  bleiben,  und  beide 
Bahnverwaltungen  verpflichtet  sein,  sich  gegenseitig  in  ausserordentlichen 
Fällen  mit  den  eigenen  Betriebsmitteln  Aushilfe  zur  Deckung  eines  augen- 
blicklich dringenden  Bedarfes  zu  leisten. 

Die  Lastwägen  jedoch  sollen  von  den  Bahnen  der  einen  Verwaltung  auf 
die  Bahnstrecken  der  anderen  Verwaltung  ohne  Weiteres  Ubergehen,  soferne 
nicht  die  Beschaffenheit  der  auf  denselbenjbeforderten  Waaren  oder  andere 
Gründe  eine  Umladung  in  der  Wechselstation  erfordern. 

42 
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Artikel  16. 

In  den  durch  Vereinbarung  zwischen  den  Bahn  Verwaltungen  festzu- 
setzenden Fahrordnungen ,  nach  welchen  die  Züge  auf  den  im  unmittelbaren 
Anschlüsse  stehenden  Eisenbahnstrecken  verkehren,  soll  darauf  Rücksicht 
genommen  werden,  dass  weder  die  Reisenden,  noch  die  Waaren  in  den 
Wechselstationen  grössere  Aufenthalte  erleiden,  als  der  Eisenbahnbetrieb* 
überhaupt,  dann  die  Handhabung  der  zollämtlichen  Manipulation  und  Pass- 
vorschriften erfordern.  % 

Die  Genehmigung  dieser  Fahrordnungen  bleibt  jeder  der  beiden  Regie- 
rungen für  die  Eisenbahnen  ihres  Gebietes  vorbehalten. 

Artikel  17. 

Die  beiderseitigen  Post-Oberbehördcn  (in  Oesterreich  das  Ministerium 
für  Handel  und  Volkswirtschaft  in  Wien,  in  Italien  das  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten)  werden  sich  im  Wege  unmittelbarer  Correspondenz 
Uber  die  Fahreintheilung  jener  Personenzüge,  beziehungsweise  deren  Influenz 
in  den  Grenzstationen  einigen,  für  welche  die  Abfahrtsstunden  und  die  Dauer 
des  Aufenthaltes  der  Concessionsurkunde  der  Südbahngesellschaft  zufolge  im 
Einverständnisse  mit  der  Postverwaltung  festgesetzt  werden  müssen. 

Artikel  18. 

Die  Eisenbahn-Aufsichtsbehörden  der  beiden  vertragschliessenden  Re- 
gierungen (in  Oesterreich  die  General-Inspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen und  ihre  etwa  exponirten  Commissäre,  in  Italien  das  General-Eisenbahn- 
Commissariat)  werden  in  Eisenbahn  Betriebs-  und  Verkehrs-Angelegenheiten 
unmittelbar  mit  einander  correspondiren  können. 

Artikel  19. 

Bei  anfälligen  Reclamationen  gegen  die  Eisenbahnverwaltungen  bleibt 
jeder  der  beiden  Regierungen  die  gesetzliche  Ingerenz  auf  die  in  ihrem  Ge- 
biete befindliche  Eisenbahn-Administration  vorbehalten. 

Artikel  20. 
B.  Zollwesen. 

Zur  Vollziehung  des  Zollverfahrens  für  die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  der 
auf  den  obengenannten  Eisenbahnstreeken  die  Zoll-Linie  überschreitenden 
Waaren  werden  auf  den  internationalen  Wechselstationen  zusammengelegte 
Zollämter  beider  Staaten  mit  jenen  Befugnissen  bestehen,  welche  in  Oester 
reich  den  Nebenzollämtern  I.Classe,  in  Italien  den  Zollämtern  zweiten  Range* 
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I.  (Masse  zukommen.  Diese  Aemter  werden  auch  znr  Ausfertigung  von  Be- 
gleitscheinen und  zur  Austrittsbestätigung  von  Durchfuhrwaaren  ermächtiget 
sein. 

Man  behält  sich  vor,  die  Befugnisse  dieser  Zollämter  zu  erweitern,  wenn 
diess  zur  Erleichterung  des  Verkehres  erforderlich  sein  soll. 

Artikel  21. 

Erfordernis*  an  Räumlichkeiten  für  Amtshandlungen. 

Ein  für  gewisse  von  beiden  Aemtern  gleichzeitig  zu  pflegende  Amtshand- 
lungen bestimmter  Raum  ist  als  gemeinschaftlicher  Amtsplatz  (gemeinschaft- 
liche Revisionshalle)  zu  bezeichnen.  Ferner  wird  für  jedes  der  beiden  Zoll- 
ämter zur  gewöhnlichen  Vollziehung  des  zollämtlichen  Verfahrens  ein  beson- 
derer Raum  als  Amtsplatz,  dann  im  Zusammenhange  mit  diesem,  ein  Waaren- 
magazin,  eine  Manipulationskanzlei,  ein  Amtsleiter-Bureau  und  ein  Zimmer 
für  die  Finanz-  und  rücksichtlich  Zoll- Wache  bestimmt  und  bezeichnet. 

Bei  den  unter  Artikel  2  vorbehaltenen  Verhandlungen  wird  Raumerfor- 
derniss  dieser  Localitäten  näher  bestimmt  werden. 

Artikel  22. 

Die  Eisenbahnen  als  Zollstrassen. 

Die  Eisenbahnen  werden  an  den  Punctcn  und  in  den  Richtungen,  wo  sie 
die  gemeinschaftliche  Gränze  erreichen  und  Uberschreiten,  für  die  Bahnbe- 
triebsbewegungen unter  den  für  diese  vorgezeichneten  besonderen  Bedin- 
gungen als  Zollstrassen  erklärt,  und  auf  denselben  allen,  nicht  einem  unbe- 
dingten Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhrverbote  unterliegenden  Waaren,  der  Ein- 
und  Austritt,  sowohl  bei  Tag  als  bei  Nacht,  an  Sonn-  und  Festtagen,  sowie 
an  anderen  Tagen  für  den  vorschriftsmässigen  Bahnbetrieb  gestattet. 

Riicksictitlieh  der  Ein-  und  Durchfuhr  von  Gegenständen  der  Staats- 
raonopole  bleiben  die  bestehenden  Vorschriften  aufrecht. 

Artikel  23. 
Zollamtliche  Untersuchung. 

■i 

Die  zollämtliche  Untersuchung  der  Waaren  ist  zuerst  von  den  Beamten 
des  Staates,  aus  welchem  die  Waaren  austreten,  und  dann  von  jenen  des  Ein. 
trittsstaate8  vorzunehmen,  jedoch  soll  diese  Amtshandlung  zur  Abkürzung  des 
Verfahrens,  soweit  als  thunlich,  von  den  Beamten  beider  Staaten  zu  gleicher 
Zeit  vollzogen  werden. 
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Artikel  24. 

Rechte  und  Verpflichtungen  der  Beamten  beider  Aemter  bezüglich  der  gegen- 
seitigen Amtshandlungen. 

a)  Berechtigung  rar  Anwesenheit  bei  der  gegenseitigen  Zollabfertigung. 

Den  Angestellten  der  zusammengelegten  Aemter  ist  gestattet,  bei  der 
Zollabfertigung  des  anderen  Amtes  und  bei  der  Verpackung  der  Gegenstände 
in  die  abgehenden  Bahnwägen  anwesend  zu  sein. 

b)  Rinslchtsnahme  in  die  Register. 

Die  Oberbeamten  beider  Aemter  sind  berechtiget,  in  die  sämmtlichen 
Zollregister  des  anderen  Amtes  Einsicht  zu  nehmen,  sowie  daraus  Auszüge 
und  Abschriften  zu  erheben. 

c)  In  kineo  Wege  su  ertheilende  Bestätigungen. 

Die  erforderlichen  Bestätigungen  über  die  Ausgangs-  oder  Eintritts- 
Abfertigungen  der  über  das  andere  Amt  ein-  oder  ausgehenden  Gegenstände 
haben  die  Aemter  auf  dem  kürzesten  Wege  mittelst  Ansatzes  auf  den  gegen- 
seitigen Amtapapieren  zu  ertheilen. 

d)  Gegenseitige  Mittheilung  der  Wahrnehmungen  über  vorschriftswidrige 

Vorginge. 

Die  Aemter  werden  sich  gegenseitig  ihre  Wahrnehmungen  über  Vor- 
gänge, welche  eine  Verletzung  der  gegenseitigen  Zollinteressen  oder  beste- 
hender Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr- Verbote  erkennen  oder  besorgen  lassen,  im 
kürzesten  Wege  mittheilen. 

Artikel  25. 

Bestimmungen  über  die  zollamtliche  Abfertigung  des  Eisenbahnverkehres. 

Hinsichtlich  der  Zollabfertigung  des  mittelst  der  Oesterreich  und  Italien 
verbindenden  Eisenbahnen  stattfindenden  Verkehres  wurden  die  am  Schlüsse 
dieser  Uebereinkunft  beigefügten  Bestimmungen  vereinbart,  welche  den 
zusammengelegten  Zollämtern  im  Allgemeinen  zur  Richtschnur  zu  dienen 
haben. 

Ausser  den  von  diesen  Bestimmungen  vorgesehenen  Fällen  haben  die 
Zollämter  rückaichtlich  der  Behandlung  des  Eisenbahnverkehres  sich  nach 
den  in  dem  Staate,  welchem  sie  angehören,  in  Wirksamkeit  stehenden  aus- 
führlichen Vorschriften  (die  österreichischen  Aemter  nach  den  Vorschriften 
vom  18.  September  1857,  Nr.  34.145-674)  zu  benehmen. 
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Artikel  26. 
0.  Grenzpolizei 

Den  Eisenbahn-Verwaltungen  liegt  es  ob,  fiir  die  Herstellung  und 
Erhaltung  der  zur  Handhabung  des  Polizeidienstes  erforderlichen  Amts-  und 
Wach-Localitäten,  dann  einer  anständigen  Unterkunft  für  die  Beamten, 
Diener  und  Wachen  Sorge  zu  tragen. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Umfang  dieser  Verpflichtung 
bleiben  den  unter  Artikel  2  erwähnten  Detail-Verhandlungen  vorbehalten. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Artikel  27. 

A.  Bezüglich  der  Sorge  für  die  Erfüllung  der  nach  Artikel  2  den  Eisenbahn-Ver- 

waltungen obliegenden  Verpflichtungen. 

Der  Staat,  in  dessen  Gebiet  der  Standort  der  zusammengelegten  Gränz- 
ämter  sich  befindet,  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  die  nach  den  Bestimmungen 
unter  Artikel  2  der  gegenwärtigen  Convention  den  Eisenbahn- Verwaltungen 
obliegenden  Verpflichtungen  gehörig  erfüllt  werden. 

In  soferne  der  Eisenbahn- Verwaltung  eine  theilweise  Vergütung  des  ihr 
durch  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  verursachten  Aufwandes  gebührt, 
wird  der  jedem  der  beiden  Staaten  zur  Last  fallende  Antheil  an  der  zu  lei- 
stenden Vergütung  durch  Vereinbarung  der  Regierungen  festgestellt  werden. 

Artikel  28. 

B.  Ueber  die  Stellung  der  auf  fremdem  Territorium  aufgestellten  Oränzämter  und 

Bediensteten  mit  Einschluss  der  Bahnbediensteten  zum  Territorialstaate. 

a)  Die  auf  dem  Territorium  des  Nachbarstaates  aufgestellten  Aemter 
werden  in  der  für  solche  Aemter  üblichen  Weise  mit  dem  Wappen- 
schilde ihres  Staates,  mit  der  entsprechenden  Aufschrift,  sowie  die  etwa 
zur  Bezeichnung  ihres  Amtsplatzes  dienenden  Säulen  und  Tafeln  mit 
ihren  Landesfarben  versehen. 

b)  In  Beziehung  auf  das  Zollwesen  und  die  Gefällsübertretungen  sind  die 
Station,  auf  welcher  sich  die  zusammengelegten  Aemter  befinden,  und 
die  Eisenbahnstrecke  zwischen  der  Station  und  der  Gränze  so  anzu- 
sehen, als  wären  sie  auf  dem  Territorium  jenes  Staates  gelegen,  fiir 
welchen  die  Waaren  bestimmt  sind. 

Werden  die  Waaren  gesetzwidrig  auf-  oder  abgeladen  oder  trans- 
portirt,  oder  werden  dieselben  verschwiegen  oder  unrichtig  erklärt,  so 
wird  der  Staat,  für  dessen  Gebiet  sie  bestimmt  sind  oder  aus  welchem 


Digitized  by  Google 


St:iaU>  ertrüge 


sie  austreten,  die  Uebertretcr  denselben  Strafen  unterziehen,  welche 
dann  anzuwenden  kämen,  wenn  die  erwähnte  Station  oder  Eisenbahn  - 
strecke  auf  seinem  Gebiete  gelegen  wäre. 

c)  Die  Angestellten  der  unter  a)  bezeichneten  Aemter  sind  berech  tig-et, 
den  Dienst,  sowie  es  im  eigenen  Lande  geschieht,  nach  den  in  ihrem 
Staate  bestehenden  Vorschriften,  somit  auch  in  der  Amtskleidung  und 
mit  der  vorgeschriebenen  Bewaffnung  zu  vollziehen,  in  den  von  den 
Gesetzen  ihres  Landes  vorgesehenen  Fällen  wegen  der  bei  den  Amts- 
handlungen der  Gränzpolizei  oder  des  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr-Zoll- 
verfahrens entdeckten  Uebertretungen  die  Verhaftung  der  dabei  ergrif- 
fenen Uebertreter  und  die  Beschlagnahme  des  Gegenstandes  der  Ueber- 
tretong,  sowie  die  erforderlichen  Vernehmungen  (Verhöre)  zu  pflegen 
und  die  Ablieferung  der  verhafteten  Personen  an  die  Behörden  des 
eigenen  Landes  zu  verfügen. 

d)  Die  Behörden  des  Territorialstaates  werden  den  Angestellten  des  Nach- 
barstaates in  der  Ausübung  des  Dienstes  denselben  Schutz  und  den- 
selben Beistand  gewähren,  wie  den  Angestellten  der  eigenen  Aemter. 

e)  Diese  Angestellten  der  auf  fremdem  Boden  aufgestellten  Aemter  und 
ihre  bei  ihnen  wohnenden  Angehörigen  wird  der  Territorialstaat  gegen 
Beunruhigung  ebenso  schützen,  wie  die  eigenen  Unterthanen,  und  ihnen 
Zollfreiheit  für  ihre  Uebersiedlungs-Effecten,  sowie  für  die  zu  ihrem 
Gebrauche  bestimmten  fertigen  Uniformen  und  Armaturstticke  gewähren. 

f)  Diese  Angestellten  unterstehen  in  Dienstes-  und  Disciplinar-Angelegen- 
hoiten  ausschliesscnd  den  Behörden  ihres  Landes,  haben  jedoch  die 
Strafgesetze  und  Polizeivorschriften  des  Staates,  auf  dessen  Territorium 
sie  ihren  zeitweiligen  Wohnsitz  haben,  zu  beobachten,  in  welcher 
Beziehung  sie  der  Gerichtsbarkeit  der  Behörden  dieses  Staates  unter- 
worfen sind.  Sie  sind  von  persönlichen  Abgaben  und  Leistungen  an  den 
Staat  ihres  Wohnortes  frei,  können  folglich  nicht  verhalten  werden  zur 
Entrichtung  von  Vermögens-  oder  Einkommensteuer,  zur  Dienstleistung 
im  Heere,  bei  der  Nationalgarde,  bei  Schwurgerichten,  Gemeindeämtern 
u.  s.  w. 

Dagegen  haben  sie  die  auf  unbeweglichem  Eigenthume  lastenden 
Abgaben,  sowie  Zölle,  Verzehrungssteuer  u.  s.  w.  gleich  den  Ange- 
hörigen des  Tcrritorialstaates  zu  entrichten. 

g)  Die  Beamten  und  Angestellten  der  Wachanstalt  haben  für  die  im  Inter- 
esse des  fremden  Staates  von  ihnen  entdeckten  Gefällsübertretungen 
Anspruch  auf  den  Bezug  der  aus  den  eingeflossenen  Strafgeldern  nach 
den  bestehenden  Vorschriften  zu  erfolgenden  Belohnungen. 
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Artikel  29. 

Der  Staat,  dessen  Gränzarot  auf  dem  Territorium  des  Nachbarstaates 
aufgestellt  ist,  hat  das  Recht,  zu  demselben  Oberbeamte  (Ispettori  i  und  Vor- 
gesetzte der  Wachanstalt  i  Finanzwach-Commissäre,  Officiere  der  Zollwache), 
welche  auch  bewaffnet  sein  dürfen,  zur  Vollziehung  der  vorgeschriebenen 
Nachschaupflege  und  Untersuchung  zu  entsenden. 

b.  Bestimmungen, 

betreffend  die  Zollabfertigung  des  Verkehres  mittelst  der  Oesterreich  mit  Italien  verbindenden 

Eisenbahnen. 

I.  Bestimmungen  Über  die  Güterzuge. 
§.  1. 

Die  Waaren,  welche  sich  in  Wagen,  die  von  allen  Seiten  mit  festen 
Wänden  geschlossen  (Coulissenwagen)  oder  in  Wagen  der  unten  bezeichneten 
Art,  die  mit  Schutzdecken  versehen  sind,  verpackt  finden,  sollen  bei  gehörigem 
Verschlusse  dieser  Wagen  mittelst  Bleien  oder  Vorlegeschlösser  sowohl  bei  dem 
Eingange,  als  bei  dem  Ausgange,  bei  Nacht  wie  bei  Tage,  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen wie  an  jedem  anderen  Tage  der  Deklaration,  Abladung  und  Revision, 
sowie  dem  Colloverschluss  bei  den  betreffenden  Grenzzollämtern  nicht  unter- 
liegen, wenn  die  in  den  folgenden  Paragraphen  bezeichneten  Bedingungen 
und  Förmlichkeiten  erfüllt  sind. 

Die  Wagen  mit  Schutzdecken  müssen,  wenn  für  sie  die  vorgedachten 
Erleichterungen  in  Anspruch  genommen  werden,  mit  festen,  durch  eine  starke 
Stange  mit  einander  verbundenen  Vorder-  und  Hinterwänden,  ferner  an  den 
Vorder-  und  Hinterwänden  mit  2»/a  (89  Ccntimeter)  Fuss  breiten  Verdeck- 
stücken und  an  den  Langseiten  mit  1«/,  (48  Centimeter)  Fuss  hohen  Seiten- 
wänden  versehen  sein.  An  die  Vorder-  und  Hinterwände  und  an  die  Seiten- 
wände rauss  sich  die  Decke  glatt  und  ohne  Falten  anschliessen. 

Füllen  die  bei  der  Ladung  der  Coulissenwagcn.  oder  der  vorbezeich- 
neten Wagen  mit  Schutzdecken  übrig  gebliebenen,  oder  die  überhaupt  vor- 
handenen Colli  keinen  solchen  Wagen  aus,  so  können  sie  mit  dem  Ansprüche 
auf  die  vorerwähnten  Erleichterungen  in  Wagenabtheilungen  oder  in  abheb- 
bare Kästen  oder  Körbe  von  mindestens  zehn  Kubikfuss  Inhalt,  deren 
Benützung  zuvor  von  der  Zollverwaltung  gestattet  worden  ist,  verladen  und 
unter  Verschluss  durch  Vorlegeschlösser  oder  Bleie  befördert  werden. 

Es  sollen  solche  Gegenstände  und  Colli,  deren  Verladung  in  Coulissen- 
wagen  oder  in  die  vorstehend  im  Absätze  2  gedachten  Wagen  wegen  ihres 
ümfanges  (grosse  Maschinen,  Maschinenteile,  Dampfkessel  u.  s.  w.),  oder 
wegen  ihrer  Beschaffenheit  (Steinkohlen,  Coaks,  Sand,  Steine,  Erze,  Roh- 
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eisen,  Stabeisen  u.  8.  w.)  unzulässig  ist,  von  den  vorbezeichneten  Erleich- 
terungen nicht  ausgeschlossen  werden,  wenn  selbe  gehörig  verschnürt  oder 
verbleit  sind. 

Colli,  welche  weniger  als  einen  halben  Centner  wiegen,  dürfen,  sofern 
die  erleichterte  Abfertigung  auf  sie  Anwendung  finden  soll,  in  der  Regel  nnr 
in  Coulissenwagen  und  ausnahmsweise  nur  dann  in  Wagen  der  vorstehend 
in  Absatz  2  erwähnten  Art  mit  Schutzdecken  verladen  werden,  wenn  sie  in 
den  Frachtbriefen  als  Zubehör  von  grossen  Stücken  und  Maschinen  sich 
bezeichnet  finden,  die  in  anderen  Wagen  als  Coulissenwagen  verladen  sind. 

§.  2. 

Die  Bestimmungsorte,  nach  welchen  die  Uber  die  betreffenden  Zoll- 
gränzen  eingehenden  Güterzüge  mit  den  im  §.  1  erwähnten  Erleichterungen 
nur  befördert  werden  dürfen,  werden  ebenso  wie  eine  etwaige  spätere  Ver- 
mehrung derselben  veröffentlicht  und  dem  andern  Staate  bekannt  gemacht 
werden. 

£}.  3. 

Die  beim  Ausgange  in  dem  einen  Staate  etwa  beigegebenen  Begleitungs- 
beamten haben  die  Züge  auf  das  Gebiet  des  benachbarten  Staates  bis  zur 
ersten  Station,  wo  sich  ein  Zollamt  befindet,  zu  begleiten.  Sie  dürfen  den 
Zug  nicht  eher  verlassen,  als  bis  sie  die  in  jedem  Lande  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  erfüllt  haben. 

§•  4. 

Jeder  Zug  rauss  von  Ladungsverzeichnissen,  getrennt  nach  den  Bestim- 
mungsorten, begleitet  sein.  Diese  Ladungsverzeichnisse,  denen  alle  erfor- 
derlichen Papiere  beizufügen  sind,  werden  durch  die  Eisenbahn- Verwaltungen 
nach  den  darüber  für  jedes  Laud  bestehenden  Vorschriften  angefertigt. 

S- 

Die  Zollverwaltung  jedes  der  beiderseitigen  Zollgebiete  wird  den  Ver- 
schluss, welchen  die  Zollverwaltung  des  anderen  Theiles  angelegt  hat,  für 
genügend  anerkennen,  sobald  sie  sich  vergewissert  hat,  dass  derselbe  auf 
die  in  ihrem  Zollgebiete  zulässige  Art  angelegt  ist  und  den  verabredeten 
Bedingungen  entspricht.  Dieselbe  ist  aber  befugt,  soweit  sie  es  für  erfor- 
derlich erachtet,  eine  Vervollständigung  des  Verschlusses  vorzunehmen. 

§.  6. 

Die  CouliRsenwagen  und  die  im  §.  1,  Absatz  2  bezeichneten  Wagen  mit 
Scbutzdecken  müssen  für  die  Anlegung  sowohl  von  Bleien,  als  von  Vorlege- 
schlössern eingerichtet  sein,  und  beim  Uebergange  aus  dem  einen  Gebiete  in 
das  andere  sich  in  einem  solchen  Zustande  befinden,  dass  die  Zollbehörde 
nur  die  Bleie  oder  Vorlegeschlösser  anzulegen  braucht,  nachdem  sie  sich 
von  der  guten  Beschaffenheit  der  Verschlusseinrichtungen  überzeugt  hat. 
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Auf  den  Bleien  mus8  die  Bezeichnung  des  Amtes  ersichtlich  sein,  welches 
dieselben  angelegt  hat. 

§-7. 

Inwieweit  die  Züge  unter  Begleitung  von  Zollbeamten  gestellt  werden 
sollen,  bleibt  dem  Ermessen  der  Zollverw  altung  jedes  der  beiden  Zollgebiete 
tiberlassen. 

II.  Bestimmungen  Aber  die  Personenzüge. 

§.  8. 

Die  im  §.  1  für  die  Güterzüge  zugestandene  Befugniss,  die  Landesgränze 
während  der  Nacht  und  an  Sonn-  und  Festtagen  zu  Uberschreiten,  findet 
auch  auf  die  Personenzüge  Anwendung. 

§.  9. 

Bei  Ueberschreitung  der  Zollgränze  dürfen  in  den  Personenwagen  nur 
solche  Kleinigkeiten  sich  befinden,  welche  Reisende  in  der  Hand  oder  sonst 
unverpackt  bei  sich  zu  führen  pflegen. 

§.  10. 

Das  Gepäck  der  Reisenden  wird  in  der  Regel  bei  dem  Qränzzollamte 
revidirt.  Jedoch  kann  eine  Ausnahme  da  zugelassen  werden,  wo  diess  Im 
Interesse  des  Reiseverkehrs  erforderlich  erscheint. 

§.  11. 

Die  bei  dem  Gränzzollamte  nicht  revidirten  Reise-Effecten  müssen  auf 
Grund  einer  dem  Zollamte  zu  machenden  Anmeldung  von  diesem  mit  einer 
Bezettelung  versehen  werden,  welche  die  Effecten  .nach  Form  und  Stückzahl 
der  Collien,  getrennt  nach  den  Orten,  an  welchen  deren  Abfertigung  erfolgen 
soll,  nachweist.  Sie  werden  in  die  durch  Blei  oder  Schlösser  zu  verschlies- 
senden  Coulissenwagen  verladen. 

§.  12. 

Alle  nicht  zu  den  Passagier-Effccten  zu  rechnende  zollpflichtige  Gegen- 
stände, welche  mit  Personenzügen  befördert  werden,  sind  denselben  Bedin- 
gungen und  Förmlichkeiten  unterworfen,  welche  für  die  mit  den  Güterzügen 
beförderten  derartigen  Gegenstände  gelten. 

III.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§•  13. 

Die  Waaren  müssen  nach  ihrem  Eintreffen  am  Bestimmungsorte  in 
Räumen  niedergelegt  werden,  welche  die  Eisenbahn- Verwaltungen  zu  diesem 
Zwecke  herzugeben  haben,  und  welche  von  der  Zollverwaltung  gut  befunden 
worden  und  verschlussfähig  sind. 
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Die  Waaren  verbleiben  in  diesen  Räumen  unter  der  ununterbrochenen 
Aufsicht  der  Zollbeamten  und  werden  von  dort,  je  nach  ihrer  Bestimmung  — 
zum  innern  Verbrauche,  zur  öffentlichen  Niederlage  oder  zur  weitern  Ver- 
sendung —  auf  Grund  einer  speciellen "  innerhalb  der  dafür  vorgeschriebenen 
Frist  abzugebenden  Declaration  und  nach  Erfüllung  der  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  entnommen.  Das  Abladen  der  Wagen  muss,  wenn  möglich, 
unmittelbar  nach  dem  Eintreffen  der  Züge  stattfinden. 

§.  14. 

Auf  den  Stationen,  wo  Gebäude  mit  Räumen  von  der  im  vorhergehenden 
Paragraphen  bezeichneten  Beschaffenheit  noch  nicht  vorhanden  sind,  hat  das 
Abladen  der  Wagen,  wenn  möglich,  spätestens  innerhalb  einer  Frist  von 
36  Stunden  nach  dem  Eintreffen  des  Zuges  zu  erfolgen. 

§.  15. 

Die  Eisenbahn- Verwaltungen  sind  verpflichtet,  die  Zollverwaltungen 
von  den  Veränderungen,  welche  sie  hinsichtlich  der  Stunden  der  Abfahrt, 
des  Gränzüberganges  oder  der  Ankunft  der  Züge,  sei  es  der  Tag-  oder  der 
Nachtzüge,  vornehmen  wollen,  sobald  als  möglich,  und  spätestens  acht 
Tage  vor  dem  Eintritt  der  Veränderungen  in  Kenntniss  zu  setzen,  widrigen- 
falls die  Eisenbahn-Verwaltungen  gehalten  sein  sollen,  an  der  G ranze  alle 
gewöhnlichen  Zollförmlichkeiten  zu  erfüllen. 

Diese  Verpflichtung  findet  auf  diejenigen  Extra-Güterzüge  keine  Anwen- 
dung, welche  in  Folge  höherer  Gewalt  und  in  ausnahmsweisen  Fällen  ein- 
gelegt werden,  vielmehr  treten  auch  bei  diesen  Extrazügen  die  vorstehenden 
Abfertigungs-Erleichterungen  ein,  wenn  deren  Gränzübergang  wenigstens 
zwölf  Stunden  zuvor  den  gegenseitigen  Gränzzollämtern  angekündigt  wird. 

§•  16. 

Eine  Theilung  der  nach  derselben  Richtung  zu  befördernden  Züge  darf, 
wenn  darum  nachgesucht  wird,  von  den  Gränzzollämtern,  jedoch  nicht  unter 
zehn  Wagen  für  jeden  Theilzug,  bewilligt  werden.  Eine  noch  weiter  gehende 
Theilung  der  Z  iige  ka  nn  von  dem  obersten  Zollbeamten  am  Orte  erlaubt 
werden,  wenn  ein  Nothfall  eintritt,  der  als  solcher  von  dem  gedachten 
Beamten  im  Einvernehmen  mit  dem  ersten  Eisenbahnbeamten  der  Station 
anerkannt  wird. 

§.  17. 

Die  im  §.  1  bezeichneten  Erleichterungen  sollen  der  Regel  nach  nar 
auf  diejenigen  Güter  Anwendung  finden,  welche  ohne  Veränderung  der 
Wagen  und  ohne  Abnahme  des  angelegten  Verschlusses  von  der  Gränze  bis 
zum  Bestimmungsorte  befördert  werden. 
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Ausnahmsweise  ist  jedoch  eine  Umladung  dieser  Güter,  ohne  dass  damit 
die  zollordnungsmässige  Abfertigung  verbunden  zu  werden  braucht,  zulässig, 
wenn  das  Durchlaufen  der  Uber  die  Zollgränze  eingegangenen  Güterwagen 
bis  zum  Bestimmungsorte  ihrer  Ladung,  vermöge  zu  grosser  Länge  des 
Weges  in  Rücksicht  entweder  auf  die  Sicherheit  des  Transports  (Haltbarkeit 
des  Fuhrwerkes),  oder  auf  zu  grosse  Verwickelung  zwischen  verschiedenen 
Eisenbahnverwaltungen,  welche  einander  die  Transportwagen  zu  stellen 
hätten,  für  unthunlich  zu  erachten  ist. 

§.  18. 

Soweit  nicht  äussere  Hindernisse  oder  Landesgesetze  entgegenstehen, 
sind  die  Begleitungsbeamten  befugt ,  8itzplätze  auf  einem  der  Wagen,  und 
zwar  unentgeltlich  einzunehmen. 

Jedenfalls  müssen  ihnen  auf  dem  Hin-  wie  auf  dem  Rückwege  Sitzplätze 
in  einem  der  Personenwagen  zweiter  Classe  oder  bei  Güterzügen  in  den  für 
die  Schaffner  bestimmten  Räumlichkeiten,  und  zwar  so  nahe  wie  möglich  bei 
den  Güterwagen,  unentgeltlich  eingeräumt  werden. 

§•  19. 

Die  Gesetze  eines  jeden  Landes  hinsichtlich  der  hier  nicht  berührten 
Puncte,  sowie  in  Betreff  der  wegen  Zolldefraudationen  oder  Contraventionen 
verwirkten  Strafen  oder  diejenigen,  in  welchen  Verbote  oder  Beschränkungen 
der  Einfuhr,  der  Ausfuhr  oder  des  Durchgangsverkehres  angeordnet  sind,  blei- 
ben auch  ferner  in  Giltigkeit  Ebenso  ist  es  in  jedem  Lande  der  Zollverwaltung 
unbenommen,  in  Fällen,  in  denen  erhebliche  Gründe  des  Verdachts,  dass  eine 
Defraude  versucht  werde,  obwalten,  zur  Revision  der  Waaren  und  zu  den 
andern  Förmlichkeiten  bei  dem  Gränzzollamte  sowohl,  als  auch  nötigenfalls 
bei  andern  Aemtern  schreiten  zu  lassen. 


4.  Bestimmungen  des  Schluss-Protokolls  vom  23.  April  1867, 

R.  6.  Bl.  Nr.  110, 

zu  dem  zwischen  Oesterreich  und  Italien  abgeschlossenen  Handels-  und  Schiffahrt»-  Vertrage  ront 
23.  April  1867,  sowie   »u  den  zwischen  diesen  Staaten  abgeschlossenen  Postvertrage  vom 

23.  April  1867, 

über  Anschlüsse  der  beiderseitigen  Eisenbahnen. 


Urtext. 

Die  vertragenden  Theile  verpflichten  sich  gegenseitig  in  ihrem  respec- 
tiven  Gebiete,  den  Bau  derjenigen  Eisenbahnstrecken  zur  directen  Verbin. 
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dung  der  österreichischen  mit  den  italienischen  Eisenbahnlinien  und  umge- 
kehrt zu  begünstigen  und  zu  concessioniren,  welche  von  einer  der  beiden 
Mächte  bis  zur  Gränze  bei  Primolano  auf  der  einen  Seite,  und  bis  zur 
Gränze  Friaul's  bei  Pontebba  auf  der  anderen  Seite  concessionirt  oder 
gebaut  würden,  unter  der  Bedingung  jedoch,  dass  die  Concession  die  Finanzen 
nicht  belaste,  und  mit  dem  Vorbehalte,  die  allgemeine  Richtung  und  die 
Vereinigungspuncte  mit  den  gegenwärtig  bestehenden  Eisenbahnen  im  beider 
seitigen  Einvernehmen  festzusetzen. 
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V.  Staatsverträge  zwischen  Oesterreich  und  Russland. 


»eil« 

1.  Staatavertrag  vom  18.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  20  ex  1870,  über  de»  An- 
scliluss  der  Kiew-Odessaer  an  die  Lemberg-Wiener  Eisenbahnlinie  bei  Woloeij  ska  630 

2.  Protokollarisches  Uebereinkommen  vom  8./20.  August  1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  20 
ex  1870,  über  den  Anschlusspunct  der  österreichisch-russischen  Eisenbahnlinien 

bei  Woloczyska    664 
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1.  Staats  vertrag  vom  18.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  20  ex  1870, 

zwischen  der  kaiserl.  und  königl.  österreichisch-ungarischen  und  der  kaiserl.  russischen  Regie- 
rung, über  denAnschluss  derKiew-Odessaer  an  die  Lemberg-Wiener  Eisenbahnlinie  bei  Woloczvska. 

(Abgeschlossen  zu  Wien  am  18.  .Mai  1869.  Die  Auswechslung  der  beiderseitigen  Ratificirungen 

hat  ebendaselbst  am  25.  Jänuer  1870  stattgefunden.) 

Nos  Franciscus  Josephus  Primus,  divina  favente  dementia  Austriae 
Imperator;  Apostolicus  Rex  Hungariae,  Rex  Bohemiac,  Dalmatiae,  Croatiae 
Slavoniae,  Galiciae,  Lodomeriae  et  lllyriae;  Archidux  Austriae;  Magnus 
Dux  Cracoviac;  Dux  Lotharingiae,  Salisburgi,  Styriae,  Carinthiae,  Carnio- 
liae,  Bucovinae,  superioris  et  inferioris  Silesiae;  Magnus  Princeps  Transil- 
vnniae;  Marchio  Moraviae;  Comes  Habsburgi  et  Tirolis  etc.  etc. 
Notum  testatumque  omnibus  et  singulis,  quorum  interest,  tenore  prae- 
sentium  facimusr 

Posteaquam  a  Nostro  cum  Snae  Majestatis  Russiarum  Imperatoris  Pleni- 
potentiario  ad  amplificandas  et  rite  construendas  vias  ferreas,  Impcria  Nostra 
conjungentes  Viennae  die  18.  Maji,  anni  praeteriti  conventio  decem  et  oeto 
articulis  consistens  inita  et  signata  fuit  tenoris  ad  verbum  sequentis: 

(Uebersetzung  des  französischen  Urtextes.) 

Im  Namen  Gottes  des  Allmächtigen! 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich,  König  von  Böhmen  etc.  und 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  und 

Seine  Majestät  der  Kaiser  aller  Reussen,  von  dem  Wunsche  beseelt, 
die  zwischen  Ihren  beiderseitigen  Staaten  bestehenden  Handelsbeziehungen 
auszudehnen  und  zu  diesem  Ende  eine  Verbindung  zwischen  der  Eisenbahn 
von  Kiew-Odessa  und  jener  von  Lemberg- Wien  herzustellen,  haben  beschlossen , 
eine  Convention  zu  diesem  Zwecke  einzugehen,  und  haben  zu  Ihren  Bevoll- 
mächtigten ernannt,  nämlich: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich,  Apostolischer  König  von 
Ungarn : 

den  Herrn  Friedrich  Ferdinand  Grafen  von  Ben  st,  Allerhöchst  Ihren 
geheimen  Rath,  Reichskanzler  und  Minister  des  Hauses  und  der  auswärtigen 
Angelegenheiten,  Grosskrenz  des  St.  Stephan-,  des  Leopold-,  des  Alexander 
Neweki-Ordens  etc.  etc.,  und 
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Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Rassland : 

den  Herrn  Carl  Freiherrn  von  Üxkttll-Gyllenband,  Allerhöchst 
Ihren  Kammerherrn,  activen  Staatsrath  und  Geschäftsträger  am  kaiserl.  und 
königl.  Hofe, 

welche  nach  gegenseitiger  Mittheilung  ihrer  in  guter  und  gehöriger 
Form  befundenen  Vollmachten  die  nachstehenden  Artikel  vereinbart  und 
abgeschlossen  haben: 

Artikel  I. 

Die  russische  Regierung  verpflichtet  sich,  einen  Zweig  der  Kiew- 
Od  essaer  Eisenbahn  von  dem  Dorfe  Zmierynski  bis  zum  Städtchen 
W  o  1  o  c  z  y  8  k  a  gegen  die  österreichische  Gränze,  die  österreichische  Regie 
rung  dagegen  auf  ihrem  Gebiete  von  der  russischen  Gränze  bei  Wol o- 
czyska  UberTarnopol  bis  Lemberg  eine  Eisenbahn  zu  erbauen. 

Artikel  II. 

Der  Anschluss  der  russischen  und  österreichischen  Eisenbahn  wird  in 
GemUssheit  des  anliegenden  Protokolls  ddo.  Lemberg  8./20.  August  1867, 
welches  einen  integrirenden  Theil  dieser  Convention  bildet,  bei  Wolo-  / 
czyska,  nach  dem  durch  Commissarien  beider  Regierungen  einvernehmlich  | 
festgestellten  Plane  stattfinden.  Alle  übrigen  Verfügungen  bezüglich  der 
Richtung  der  Bahn  und  der  Bestimmung  der  Stationen  auf  den  beiderseitigen 
Gebieten  bleiben  dem  Ermessen  und  der  Entscheidung  jener  Regierung  vor- 
beha  lten,  welcher  die  Territorial-Hoheit  zusteht. 

Vgl.  das  nachstehende  protokollarische  Uebereinkoramen  vooi  ö./iO.  August  186?  (V.  2}. 

Artikel  IH. 

Die  Eisenbahn  und  die  Betriebsmittel  werden  auf  dieser  und  jener  Seite 
auf  eine  solche  Art  eingerichtet  werden,  damit  der  Eisenbahnbetrieb  mittelst 
Locomotiven  sichergestellt  werde. 

Artikel  IV.  I 
Die  Breite  der  Geleise  zwischen  den  inneren  Kanten  der  Schienen  wird 
für  die  russische  Bahn  auf  fünf  englische  Fuss  und  für  die  österreichische 
auf  vier  Fuss  acht  einhalb  Zoll  englisches  Mass  festgesetzt. 

Artikel  V.  j 
Der  Unterbau  und  die  Kunstbauten  werden  für  Ein  Geleise  von  Zmie-  j 
rynski  bis  Woloczyska  unverzüglich  aufgeführt.  Die  Herstellung  des  zweiten 
Geleises  soll  von  einer  jeden  von  den  Regierungen  abhängen. 

Artikel  VI.  < 
Die  Eisenbahnarbeiten  werden,  wo  möglich,  so  geführt  werden,  das* 
die  Beendigung  derselben  und  der  Betrieb  möglichst  gleichzeitig  auf  beiden 
Zweigen  und  nicht  später  als  am  1./13.  August  1870  erfolge. 
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Artikel  VII. 

Der  Uebergang  von  der  Einen  Bahn  in  die  Andere  »oll  an  der  Oränze 
der  Staaten  stattfinden. 

Es  wird  daher  sowohl  die  österreichische  als  die  russische  Eisenbahn  - 
Verwaltung  anf  dem  betreffenden  Gebiete  ihrerseits  nächst  der  Gränze  eine 
Station  in  der  Art  einrichten,  dass  die  russischen  Züge,  welche  eine  breitere 
Bahn  erfordern,  in  die  österreichische  Station  und  die  österreichischen  Zuge, 
welche  eine  engere  Bahn  brauchen,  in  die  russische  Station  einfahren  können. 

Artikel  VIII. 

Die  Errichtung  und  Erhaltung  des  engeren  Geleises  auf  dem  russischen 
Gebiete  zwischen  der  russischen  Station  und  der  Gränze,  ebenso  die  Ueber- 
wachung  desselben  besorgt  die  kaiserl.  russische  Regierung;  dagegen  wird 
die  Errichtung  und  Erhaltung  des  breiteren  Geleises  auf  dem  Österreichischen 
Gebiete  zwischen  der  Österreichischen  Station  und  der  Gränze,  sowie  die 
Ueberwachung  desselben  von  der  österreichischen  Regierung  besorgt  werden. 

Für  die  Fahrt  auf  diesen  beiden  Eisenbahntheilen  und  für  die  Benutzung 
derselben  werden  sich  die  Regierungen  von  Oesterreich  und  Russland  gegen- 
seitig keine  Entschädigung  zahlen. 

Der  Bau  und  die  Erhaltung  einer  Brücke  für  doppeltes  Geleise  Uber  den 
Gränzflu88  Zbrucz  wird  zu  gleichen  Theilen  von  der  russischen  und  Österrei- 
chischen Eisenbahnverwaltung  bestritten.  Die  Aufstellung  der  Kosten- 
anschläge  und  die  Ausführung  der  Arbeiten  selbst  wird  laut  Uebereinkunft 
der  beiderseitigen  Bahnverwaltungen  stattfinden. 

Artikel  IX. 

Die  hohen  contrahirenden  Parteien  werden  auf  den  Grenzstationen  alle 
Vorkehrungen  treuen,  damit  das  Aus-  und  Umladen  der  Waaren-Waggons, 
welches  wegen  der  verschiedenen  Breite  der  Bahnen  unumgänglich  ist,  mit 
möglichst  geringem  Verluste  an  Zeit  und  Kosten  stattfinde. 

Artikel  X. 

Bezüglich  der  Signale  nnd  aller  anderen  Details  des  Betriebsdienstes 
sind  speciell  für  die  Woloczyskaer  Station  durch  gegenseitige  Uebereinkunft 
der  Verwaltungen  beider  anschliessenden  Eisenbahnen  durch  die  competenten 
Autoritäten  beider  Parteien  zu  bestätigende  gleichmässige  Bestimmungen 
festzusetzen. 

Artikel  XI. 

Beide  Eisenbahnverwaltungen  werden  nach  gegenseitigem  Einvernehmen 
und  nach  Bestätigung  der  beiderseitigen  betreffenden  Autoritäten  eine  geeig- 
nete Vertheilung  der  für  Passagiere  bestimmten  Züpre  feststellen,  welche  hin 
und  zurück  auf  der  ganzen  Strecke  von  Wien  Uber  Lemberg  und  Wolo- 
czyska  nach  Odessa  und  Kiew  gehen  sollen. 
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Artikel  XII. 

Der  Betriebstarif,  die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtenpreise  werden  durch 
eine  jede  der  Verwaltungen  auf  ihrer  Strecke  bestimmt  und  gegenseitig  mit- 
getheilt  werden.  % 

Artikel  XIII. 

Zwischen  den  Einwohnern  beider  Staaten  wird  kein  Unterschied  gemacht 
werden,  weder  bezüglich  der  Fahrpreise  noch  bezüglich  der  Zeit  der  Abfer- 
tigung. 

Artikel  XIV. 

Wenn  Eine  von  beiden  Regierungen  die  Errichtung  und  Erhaltung  der 
Eisenbahn  nicht  Ubernehmen  wollte,  sondern  solche  einer  Privatunterneh- 
mnng  Uberliesse,  so  wird  selbe  in  einem  solchen  Falle  die  nöthigen  Mass- 
regeln behufs  der  pünctlichen  Erfüllung  der  Bedingungen  dieser  Convention 
und  behufs  der  Wahrung  einer  hinreichenden  Einnussnahme  auf  die  Betriebs- 
ordnung der  Eisenbahn  treffen. 

Artikel  XV. 

Alle  polizeilichen  und  zollämtlichen  Verfügungen,  welche  anlässlich  * 
der  Eröffnung  der  Bahn,  die  Gegenstand  dieser  Convention  ist,  nöthig  sein 
sollten,  werden  dem  Ermessen  jeder  der  beiden  Regierungen  Uberlassen, 
und  sollen,  wo  möglich,  im  gegenseitigen  Einvernehmen  erlassen  werden. 

Hinsichtlich  der  Formalitäten  bei  Besichtigung  und  Abfertigung  der 
ein-  und  auszuführenden  Waaren  und  der  Passagier-Effecten  durch  das  Zoll- 
amt, sowie  hinsichtlich  der  Vidirung  der  Pässe,  verpflichten  sich  beide  Regie- 
rungen, diese  Bahn  zu  begünstigen,  und  werden  im  Interesse  der  Förderung 
und  Vortheile  des  Handels  alle  Erleichterungen,  die  nach  den  Gesetzen  beider 
Staaten  zugelassen  werden  können,  angedeihen  lassen. 

Artikel  XVI. 

Bis  zur  Eröffnung  beider  Eisenbahnen  werden  sich  beide  Regierungen 
ins  Einvernehmen  setzen  über  die  Aenderungen,  die  durch  dieses  neue  Com- 
municationsmittel  in  den  bestehenden  Reglements  für  den  Post-  und  Tele- 
graphen-Verkehr erheischt  werden. 

Artikel  XVII. 

In  allen  Fällen,  wenn  die  Eisenbahnverwaltungen  beider  Staaten  hin- 
sichtlich der  verschiedenen  Puncte  dieser  Convention  und  insbesondere 
bezüglich  der  Sicherstellung  der  Mittel  zum  ungestörten  Betrieb  und  des 
Handels  nicht  einig  werden  sollten,  werden  die  Regierungen  die  Entschei- 
dung; der  Streitangelcgenheit  von  Amtswegen  Ubernehmen  und  nach  gegen- 
seitigem Einvernehmen  die  erforderlichen  Massregeln  treffen. 
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Artikel  XVIII. 

Die  vorliegende  Convention  wird  endgiltig  bestätigt,  und  die  Ratifica- 
tionen werden  in  Wien  binnen  Einem  Jahre,  vom  Tage  der  Unterfertigung, 
oder  wo  möglich  noch  früher,  ausgetauscht  werden. 

Zur  Urkunde  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  diese  Convention  unter 
Beidrückung  ihrer  Siegel  unterfertigt. 

So  geschehen  zu  Wien  in  doppelter  Ausfertigung  am  18.  Tage  des 
Monates  Mai  im  Jahre  des  Heiles  Achzehnhundert  Sechzig  und  Neun. 

Beust  m.  p.  t\kn\\  m.  p. 

Nos  visis  et  perpensis  conventionis  hujus  articulis  illos  omnes  et  singulos 
ratos  hisce  gratosque  habere  declaramus,  verbo  Nostro  Caesareo-Rcgio 
spondentes,  Nos  ea  omnia,  quae  in  illis  continentur,  fideliter  executioni 
mandaturos  esse. 

In  quorum  fidem  majusque  robur  praesentes  ratihabitionis  Nostrae 
tabulas  manu  Nostra  signavimus,  sigilloque  Nostro  appenso  muniri  jussimus. 

Dabantur  in  Imperiali  urbe  Nostra  Vienna  die  vigesima  secunda  mensis 
Januarii,  anno  Domini  millesimo  octingentesimo  septuagesimo,  Regnorum 
Nostrorum  vigesimo  secundo. 

Franoiscus  Josephus  m.  p.        (l.  s.) 

Comes  a  Beiist  m.  p. 

Ad  mandatum  Sacrae  Caes.  et  Reg.  Apost.  Majestatis  proprium: 
Maximiiianus  Liber  Baro  a  Gagern  m.  p. 

• 

Vorstehender  8taatsvertrag  wird  im  Nachhange  der  Allerhöchsten  Eisen- 
bahn-Concessions-Urkunde  vom  15.  März  1867  mit  der  Wirksamkeit  fllr  die 
im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  kundgemacht. 

Wien,  am  15.  Februar  1870. 

Hayner  m.  p.  Plener  m.  p. 

Die  hier  citirte  Eiaenbahn-Conceaaionaurkunde,  mit  welcher  der  galiziscben  Carl  Ludwig- 
BHhn  die  Concession  mm  Baue  und  Betriebe  der  Locorootir-Eisenbahn  von  Lemberg  nach  Brody 
mit  einer  Zweigbahn  nach  Tarnopol  ertheilt  wurde,  tript  das  Datum  vom  15.  Mai  1807,  und 
wurde  im  Reichs-Getetz-BUtte  unter  Nr.  88  kundgemacht. 
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2.  Protokollarisches  leber/einkommen  ddo.  Lemberg  8./20.  Au- 
gust 1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  20  ex  1870, 

über  den  Anschlusspunct  der  österreichisch-russischen  Eisenbahnlinien  bei  Woloczyska. 

Im  Namen  Gottes  des  Allmächtigen! 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  und 

Seine  Majestät  der  Kaiser  aller  Reussen, 
von  dem  Wunsche  beseelt,  die  Schienenwege  Oesterreichs  mit  denen  Russ- 
lands zu  verbinden,  haben  Bevollmächtigte  zu  dem  Ende  ernannt,  damit  der 
Anschlusspunct  in  der  Nähe  von  Woloczyska  festgestellt  werde,  und  zwar : 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich : 

den  Herrn  Ludwig  Grafen  Cavriani,  k.  k.  Hofrath  und  Kämmerer, 
den  Herrn  Martin  Riener,  kaiserl.  Rath  und  Ober-Inspector  der 
General-Inspection  für  Eisenbahnen, 

den  Herm  Marcus  von  Czerlien,  k.'  k.  Hauptmann  im  Generalstabe, 
den  Herrn  M.  Wallner,  Ober-Ingenieur  der  k.  k.  priv.  Carl  Lud- 
wigsbahn ; 

Seine  Majestät  der  Kaiser  aller  Reussen : 

den  Herrn  Michael  Fanton  de  Verrayon,  General-Lieutenant  im 
Generalstabe, 

den  Herrn  Serge  B obristch eff-Pouschkin,  Generalmajor  des 
Ingenieur-Corps  für  Communicationen, 

den  Herrn  Bogdane-Kreiter,  Generalmajor  der  Infanterie,  dem 
Finanzministerium  beigegeben ; 

welche  Bevollmächtigten  nach  Prüfung  sowohl  des  Terrains  bei  Wolo- 
czyska, als  auch  der  zum  Zwecke  des  Anschlusses  vorgenommenen  Vor- 
arbeiten, unter  Vorbehalt  der  Ratification  übereingekommen  sind : 

1.  dass  die  beiden  Schienenwege  im  Süden  von  Woloczyska  sich  ver- 
einigen sollen,  in  einer  Entfernung  von  3678  engl.  Fuss  von  jenem  Damme, 
welcher  als  Strasse  zwischen  den  beiden  Ländern  dient,  und  in  einer  Ent- 
fernung von  33*6  . .  engl.  Fuss  von  jenem  Puncte  auf  dem  linken  Ufer  des 
Zbrucz,  welcher  an  einem  Baumstamme  ersichtlich  gemacht  ist ; 

2.  dass  die  Höhe  des  Erdaufwurfes  an  dem  oben  erwähnten  Anschluss- 
punete  55  02  engl.  Fuss  über  jenem  an  dem  Baumstamme  ersichtlichen 
Puncte  betragen  solle. 
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Urkund  dessen  haben  die  Bevollmächtigten  die  gegenwärtige  Conven- 
tion unterzeichnet  und  derselben  ihre  Siegel  beigedrilckt. 
Geschehen  zu  Lemberg  den  8./20.  August  1867. 

(L.  S.)  Graf  CtTrlanl,  Hofrath  m.  p. 

(L.  ä.)  Martin  tieier,  kais.  Rath  und  Ober-Inspector  m.  p. 

(L.  S.)  Marcus  v.  Cserlien,  Hauptmann  im  Generalstabe  m.p. 

(L.  S.)  Anton  Waliser.  Ober-Ing.  der  Carl  Ludwigsbahn  m.  p. 

(L.  8.)  General-Lieutenant  VaiUa  de  Yerrajaa  m.  p. 

(L.  S.)  General-Major  Itfcrlstelieff  rsHHchkii  m.  p. 

(L.  8.)  General-Major  ILreiter  m.  p. 

Gesehen  und  bestätigt  durch  die  k.  und  k.  österreichische  Regierung. 
Wien,  den  20.  December  1867. 

Der  Reichskanzler  und  Minister  des  kais.  Hauses  und  des 
Aeussern  Seiner  k.  und  k.  Apost.  Majestät: 

(L.  S.)        ßeust  m.  p. 

Gesehen  und  bestätigt  durch  die  kais.  russische  Regierung. 
8t.  Petersburg,  den  *2«^  1867/8. 

Der  Kanzler  des  Reiches: 
(L.  S.)     tiertsehacow  m.  p. 
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